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Erinnerungen an die geſetzgeberiſchen Großthaten 
der preußiſchen Maͤnner v. Stein und 
v. Derbenberg: 


Zur — Auffoſſung der Urſachen und des Seite bir pri 
* mn. 1807. 
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Was ber ptoße — aifred in der xEinleitung 
zu ſeinem Rechtsbuche ſagt: „Ego Alfredus Rex in unum 
colligi et litteris consignari jussi, "multa eorum quae, 
parentes nostri observabant, quae mihi placebant, et 
multa eorum quae mihi non placebant rejeci 
cum meo säpienti' concilio, et alio modo 
jussıi observarı:“ Diefes thaten und dadıten und 
wollten noch thuen jene hellfehenden Ruderführer,, die von 
der Vorfehung berufen waren, zur Wiederherftellung der 
um die Mitte des Jahres 1806 erfolgten Zertruͤmmerung 
des preußiſchen Gtaats, den Volksgeiſt zu ermecken, 
jene bürgerlihen Einrichtungen zu befördern, welche das 
Sintereffe in dem gemeinfamen DBaterlande ftärfen, die 
felpfiftändige Wirffamkfeit aller Claſſen zu beleben, und 
alle dahin abzielende Rechte des preußifhen Volks in Ger 
feßen zu verfaffen. Das: quae mihi placebänt, bedeutete 
ihnen aber freilih nicht fovtel als: car tel 'est notre 
plaisir, fondern hatte bei ihnen ungefähr denfelben Sinn, 
in welchem König Egira durch Betrachtungen über Geift 
und Zweck aller Gefege das weſtgothiſche Geſetzbuch einleitet, 
wenn er fagt: „lex erit secundum naturam, secundum 
consuetudinem eivitatis, loco temporique con- 
veniens, justa et.aequabilia praescribens, 
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. 
congruens, honesta et digna, utilis, neces- 
sarıa. (Ganciani Vol, IV. pag. 63 et 247.) 

Freiherr v. Stein, der Mann der Einheit und der 
Wahrheit, der Mann deutfher Nationalität finnigen Ernftes 
und fittliher Kraft, der Freund des Fortfchritts fprübete 
geheime, bis dahin verborgene, Funken aus, welche plöglich 
jündeten, — es ward Licht in Deutfchland. Eein 
geiftiger Zeugungsftoff ift es, vorzugsweife, dem Preußen 
feine geijtige,, wie adminiftrative Wiedergeburt, feine: jegt 
hohe politifche Bedeutung und feine ihr entfprechende innere 
Drganifation verdanft, die ihn zu einem Mufter erhebt für 
andere Staaten, als eine Staatsverbindung, in welcher Die 
Gefege der Entwickelung und: der Unterordnung in der 
Einheit auf eine Weife realifirt werden, welche der Voll—⸗ 
fommenpheit fih am meiften annähert *). Will man eine 
klare Vorſtellung von dem Geifte erlangen, welcher bie 
preußifche Gtaatsbildung in den Hauptbeftandtpeilen 
ihres neuern. Eyftems durddrungen, und Licht und Leben 
in die Juſtiz-Verfaſſung und Gefeggebung in die Staats: 
Verwaltung, das Finanzs und Kriegswelen und in Die 
Staats» BVerfafjung überhaupt gebracht hat, fo muß man 
ih nur lebendig und treu an dasjenige zurücderinnern, 
was Diefer ruhmwuͤrdige Staatsminifter beabfichtefe und in 
einem Zeitraume von faum zwei Jahren volbradt ‚hat, 
und zwar unter Verhältniffen, wo die Gewalt und der 
Argwohn des Eroberers, fo wie der vom Despotismus 
benugte Verrath ihn umlagerte. 

Steins ganzes Beftreben läßt ſich auf einen Haupt» 
grundfag zurückführen. Eintracht, Uebereinſtim— 
mung, Zufammenmwirfen aller Beftandtpeile 
eines Staats ift die Quelle feiner Madt, Zwies 
fpalt fein Berderben. Diefer Imiefpalt beftand unter 
den Etänden des Staats und war befonders herbeigeführt 
durch die Stellung des Adels und durch die Begünftigung 
der Städte. Daher trachtete Stein danach, nidt. nur alle 
jene Unterfheidungen aufzuheben, mwodurd die Stände 





*) Vergl. diefes Archiv B. 5, H. 1. ©, 266. Note. 
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gegen einander eingenommen würden, ſondern auch haupts 
fählicy dem Adel eine gan; andere Geftalt und Stellung 
zu geben. Und da die Regierung mit dem Volke nicht 
organiſch vereinigt war, fondern abgefondert von demſelben 
ald zwingende Macht da ftand, welcher das Privatintereffe 
zu widerfteben fih gar oft verſucht fühlte, fo wirkte Stein 
auf eine Volfövertretung hin, und zwar durch alle Stufen 
der Verwaltung hindurch, damit zwifchen dem Willen der 
Regierung und dem des Volks jener Einklang erwachſe, 
welcher freiwillig ſchafft, was erzwungen nur nothdärftig 
zu beichaffen ift. I 

Der Verewigte hat, als er von feinem Poften, auf 
Napoleons Verlangen, abtreten. mußte, in feinem Abs 
ſchiedsſchreiben an die oberfien Behörden ber preußifchen 
Monardie die Grundfäge, die ihn bei feinen mwohplthätis 
gen Reformen geleitet hatten, fo wie die Pläne, deren Ders 
wirklichung er fi noch vorgefegt und angefangen hatte, 
offen dargelegt. Diefes merkwürdige Actenſtuͤck ift zwar 
fdon in der trefflihen Schrift: ‚‚Erinnerungen an den 
preußifhen Staatsminifter, Freiherrn Karl von Stein, 
“und feine Wünihe für Preußen (mit feinem Bildniß. 
Altenburg 1832)’ mitgetheilt worden ; allein in einem Archive, 
welches den Zweck hat, den Geift der neuen deutſchen Ges 
feggebung Darzuftellen „und die Fruͤchte ihrer reihen Aus⸗ 
faat zu fammeln, das berechnet ift auf die reine und große 
Vollendung des Typus gluͤcklicher innerer Staatsbildung, 
und. welches fo.oft auf Preußen, ald Vorbild für andere 
Staaten in dieſer Beziehung hinweift, darf jenes, die 
Summe aller politifden und ftaatswiffenfhaftiihen Ans 
ſichten des großen Staatsmannes veroffenbarende, Circular⸗ 
ſchreiben nicht fehlen. Und indem fich diefes hier einen 
nothwendigen Platz vindicirt, glaubt der Herausgeber nicht 
nöthig zu haben, ſich gegen den Verdacht zu rechtfertigen, 
als gebe er eine Captatio benevolentiae; denn derjenige, 
der hier redend aufgeführt wird, hat das politifhe Maͤr⸗ 
tyrerthum überftanden, feine irdifche Hülle ift dem Rufe 
der Vergänglichkeit gefolgt, und mit ihm ſonſt gleihgefinnte 
Herren geiftiger Freiheit, die noch am Leben find, hüten 
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ſich, wären fie auch noch mit am Ruder, denjenigen öffent» 
lih das Wort zu reden, melde die Verbreitung ber licht» 
vollen und großartigen Anfichten des v. Stein als ver 
Dienftlich betrachten, nicht, um damit dem leider falfch vers 
ftandenen Liberalismus aufzuhelfen, als vielmehr jene 
politifde Doctrin zu flügen, welche als Grundlage der 
focialen Ordnung eine mit den Intereſſen des Volkswillens 
übereinftimmende und für dieſe thätige Staatsgewalt ans 
nimmt, deren Zwed es ift, Durch die Landftände die Kennts 
niß und Ueberzeugung von den Abfichten und Grundfägen 
der Regierung Elarer und ficherer auszubilden und durch 
eine innige Verbindung zwiſchen Thron und Volk 
und durh Eintracht zwiſchen den verfchiedenen Ständen 
dad Beſte Aller mit Sicherheit zu befördern. 

Den Geift im Volke zu weden und zu erheben, die 
Mißklaͤnge im Staatsleben und Staatswirken zu verbannen, 
die Feſſeln der Leibeigenfchaft und Butsunterthänigkfeit zu 
löfen, perfönliche Freiheit, freien Erwerb und Verkehr im 
Lande zu begründen, alle Stände zu verföhnen und in ein 
fruchtbares Gleihgewiht zu bringen, befonders aber den 
König mit feinem Volke in die engſte unzertrennlichfte 
Verbindung zu fegen; das ift der Geiſt, den jenes denk 
würdige Abſchiedsſchreiben athmet. Es lautet alfo: 

Umftände, deren Darftelung es nicht bedarf, forderten 
meinen Austritt aus dem Dienfte des Staats, für den ich 
lebe, und für den ich leben werde, 

„Sa den Außern Verpältniffen. herrfcht die Nothwen—⸗ 
digkeit fo ſtark und mädtig, daß die Stimme eines Indi— 
viduums darin. wenig vermag. In der Verwaltung des 
Innern fegte ich mein Ziel. Es kam darauf an, die Diss 
barmonie, die im Volke ftatt findet, aufzuheben, den Kampf 
der Stände unter fid, der uns unglücklich machte, zu vers 
nichten, gefeglih die Möglichkeit aufzuftellen, daß Jeder 
im Volke feine Kräfte frei in moralıfber Richtung ent» 
wickeln könne, und auf folde Weife das Volk zu nöthigen, 
König und Vaterland dergeftalt zu Lieben, daß es Gut und 
Leben ihnen gerne zum Opfer bringe,’ 

„Mit Shrem Beiftand, meine Herren, ift vieles bereits 
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geſchehen. Der letzte Reſt der Sclaverei, die Erbunters 
thänigfeit ift vernichtet, und der unerfchütterliche Pfeiler 
jedes Throns, der Wille freier Menfden, ift ge 
gründe. Das unbeſchraͤnkte Recht zum Erwerb bes Eigen» 
thums ift proclamirt. Dem Volke ift die Befugniß, feine 
erften Lebensbedürfniffe fi felbft zu bereiten, miedergeges 
ben. Die Stände find mündig erklärt, und andere minder 
wichtige Bande, die nur Einzelnen nügen, und dadurch 
die Baterlandeliebe lähmten, find gelöfl. Wird das, was 
bis jegt geſchah, mit Feftigfeit aufrecht erhalten, fo find 
nur wenige Hauptfchritte no übrig. Ich nehme mir die 
Sreiheit, fie Ihnen einzeln aufzuzählen; nicht um Ihre 
Handlungen dadurch zu leiten, denn Ihre Einfiht und Ihr 
Patriotismus bedürfen feiner Leitung; fondern um Ihnen 
zur Beurtheilung meiner Handlungen und Abfihten einen 
Mapftab zu geben. 

1) Regierung kann nur von der Höchften Gewalt aus» 
gehen. Sobald das Recht, die Handlungen eines Mituns 
terthbans zu beflimmen und zu leiten, mit einem Grund» 
ftücfe ererbt und erfauft werden fann, verliert die höchite 
Gewalt ihre Würde, und im gefränften Unterthan wird 
Die Anbänglichkeit an den Staat gefbwäht. Mur der 
König fey Herr, infofern diefe Benennung die Polizeiger 
malt bezeichnet, und fein Recht übe nur der aus, dem er 
e8 jedesmal überträgt. Es find fhon Vorfchläge zur Aus— 
führung dieſes un von Seiten des Generals Departes 
ments gemacht. 

2) Derjenige, ber Recht fprechen foll, hänge nur von 
der hoͤchſten Gewalt ab. Wenn diefe einen Unterthanen 
nöthigt, da Recht zu ſuchen, wo der Richter vom Gegner 
abhängt, dann ſchwaͤcht fie felbft den Glauben an ein uner- 
fhütterliches Recht, zerftört die Meinung von ihrer Würde 
und den Sinn für ihre unverlegbare Heiligkeit. Die Aufs 
hebung der Patrimonialjurisdietion ift bereits eingeleitet. 

3) Die Erbuntertpänigkeit ift vernichtet. Es beflehen 
aber noch in einigen Gegenden Gefindeordnungen, welche 
Die Freiheit des Volks lähmen. Auch bat man Verſuche 
gemacht, wie der letzte Bericht der Civilcommiſſion d * 
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Provinz Schleſien zeigt, durch neue Geſindeordnungen die 
Erbunterthaͤnigkeit in einigen Punkten wieder herzuſtellen. 
Von dieſer Seite wird der heftigſte Angriff auf das erſte 
Funtamentalgeſetz unſers Staats, unfre Habeas-Corpus- 
Acte, geſchehen. Bisher ſchienen mir dieſe Verſuche keiner 
Beachtung werth, theils weil nur einige Gutsbeſitzer fie 
machten, die nicht das Volk, ſondern nur der kleinſte Theil 
von ihm ſind, insbeſondere aber, weil niemals die Rede 
davon fein konnte, dieſen Einzelnen, auf Koften der Pers 
fönlichfeit zahlreiher Mitunterthanen Gewinn zuzumwenden. 
Es bedarf, meiner Einfibt nach, feiner neuen Gefindeords 
nungen, fondern nur der Aufhebung der vorhandenen. 
Das, was das allgemeine Landrecht über das Gefindeweien 
feſtſetzt, ſcheint mir durdaus. hinreichend. In dieſen drei 
Sägen ift die Freiheit der Unterthanen, ihr Recht und ihre 
Treue gegen den König gegründer. Alle Beftimmungen, 
bie hiervon ausgeben, fünnen nur Gutes wirken. — Das 
nächfte Förderungsmittel fcheint 
4) eine allgemeine Watiovnalrepräfentation. 
Heilig war mır und bleibe dag Recht und die 
Gewalt unfers Königs. Über damit Diefes Recht, 
und diefe unumfchränfte Gewalt das Gute wirken fann, 
was im ihr liegt, ſchien es mir nothwendig, der höchſten 
Gewalt ein Mittel zu geben, wodurd fie die Wünfche des 
Volks fennen lernen und ihren Beftimmungen Leben geben 
kann. Wenn dem Volke alle Theilnahme an den Operas 
tionen des Staats entzogen wird, wenn man ihm fogar 
die Verwaltung feiner KRommunalangelegenheiten entzieht, 
fomme es bald dahin, die Regierung theils gleichgültig, 
theils in einzelnen Fällen in Oppofition mit fih. zu betradys 
ten. Daher ift der Widerftreit, oder mwenigftens Mangel 
an gutem Willen, bei Aufopferung für die Eriften, des 
Staats. Wo Repräfentation des Volks unter uns bisher 
ftatt fand, war fie hoͤchſt unvollkommen eingerichtet. Mein, 
Plan war daher: E 
jeder active Staatsbürger, er befige 100 Hufen oder 
Eine, er treibe Landwirthſchaft, oder Fabrifation oder 
. Handel, er habe ein bürgerlides Gewerbe, oder fey 
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durch geiftige Bande an den Staat geknüpft, habe ein 
Recht zur NRepräfentation.” 

Mehre, mir eingereichte Pläne find mir vorgelegt. 
Don der Ausführung oder Befeitigung eines 
Dlans hängt Wohl und Wehe unfers Staats 
ab; denn auf diefem Wege allein fann der Wa: 
tionafgeift pofitivermedt und belebt werden. 

5) Zwifhen unfern beiden Hauptfländen, dem Mel 
und dem Bürgerftande, herrſcht durchaus Feine Verbindung. 
Wer aus dem einen in den andern übergeht, entfagt feinem 
vorigen Stande ganz. Dies hat norhwendig die Spannung, 
die ftatt finder, erzeugen müffen. Der Adel ift, um den 
Werth, den man ihm beilegen kann, zu behaupten, zu 
zahlreich und wird immer zahlreicher. Bei dem Gewerbe, 
was er bisher alleın trieb, und dem Staatsödıenfte, den er 
bisher ausſchließlich bekleidete, bat, zur Erhaltung des 
Ganzen, Concurrenz geftattet werden muͤſſen. Der Abel 
wird daher zu Geſchaͤften und Gewerben fchreiten müffen, 
die mit der Auszeichnung, auf Die er wegen feiner Geburt 
Anfprühe macht, im Widerfprude ſtehn. Er wird dadurch 
ein Gegenftand des Spottes, und verliert, was bald darauf 
erfolgt, die Achtung, die ihm ſchon als Etaatsbürger ges 
bührte. Jeder Stand fordert, abgefondert, den Beiftand 
der höchften Gewalt; und jedes Gute, jedes Recht, das dem 
Einen mwiderfährt, betrachtet der andere als eine Zuruͤck— 
fegung. Go leidet der Gemeingeift und das Vertrauen 
zur Regierung. Diele Anſicht bat mir die Meinung von 
der Reformation des Adels veranlaßt. Die Verhandlungen 
- Darüber liegen Ihnen vor (fie find nicht befannt geworden). 
Durch eine Verbindung des Adels mit andern Ständen 
wird die Nation zu einem Ganzen verfettet, und dabei 
fann das Andenken an edle Handlungen, welde ber Ewig— 
Eeit werth find, in einem höhern Grade erhalten werden. 
Diefe Verbindung wird zugleich 

6) die allgemeine Pflihe zur Vertheidi— 
gung Des Baterlandes lebhaft begründen, und 
auch dieſe Allgemeinheit muß nothwendig gleihen Eifer 
für die Regierung in jtdem Stande erzeugen. Nur der 
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Bauernftand wird deßhalb, weil er durch Erbunterthänig- 
keit fo lange zurüdgehalten wurde, einiger pofitiven Unter⸗ 
ſtuͤtzung zur Erhöhuug feines Werthes noch bedürfen, hiezu 
zähle ic, 

7) die Aufftelung gefeglicher Mittel zur Vernichtung 
der Frohnen. Beſtimmte Dienfte, die der Beſitzer des 
Grundſtuͤcks dem Beſitzer des andern leiftet, find zwar an 
fihb Feine Uebel, fobald perfönlide Freiheit dabei ſtatt 
findet. Diefe Dienfte aber führen eine gewiffe Abhängig» 
keit und willführlide Behandlung der Dienenden mit fidy, 
die dem Nationalgeifte nachtheilig if. Der Staat braudt 
nur die Möglichkeit der Aufhebung derfelben (ſowie er aud 
die Gemeinheitstheilungen befördert) gefeglich feitzuftellen, 
fo dog ein Jeder Ausgleihung unter beſtimmten Bedins 
gungen verlangen kann. Dies wird hinreichen, um beim 
Zortfchritte des Volks, der aus jenen FZundamentalgefegen 
nothwendig folgen muß, die Dienftpflichtigen zu verans 
laffen, von jener Befugniß Gebraudy zu maden. 

8) Damit aber diefe Einrichtungen ihren Zweck, die 
innere Entwidelung des Volke, vollitändig ers 
reihe, und Treue und Glauben, und Liebe zum 
Könige und Vaterland in der That gedeihen: 
fo muß der religiöfe Sinn des Volks neu bes 
lebt werden. Vorſchriften und Anordnungen allein 
können dieſes nicht bewirken. Doc liegt es der Regierung 
ob, mit Ernjt diefe wichtige Angelegenheit zu beherzigen, 
durch Entfernung unwuͤrdiger Geiltliden, Abwehrung 
leichtfinniger oder unmwiffender Kandidaten, und Verbefferung 
theologiſcher Vorbereitungsanftalten, die Würde des geiſt— 
lihen Standes wieder herzuftelen, auch durch eine ange 
meflene Einrichtung der Pfarrabgaben und durch Vorforge 
für anftindige Seierlichkeit des aͤußern Gottesdienftes, die 
Anpänglichkeit an die kirchlichen Anſtalten zu befördern. — 

9) Am meiften aber hierbei, wie im Ganzen, ift von 
der Erziehung und dem Unterrichte der Jugend zu er» 
warten. Wird durch eine, auf die innere Natur des Men» 
ſchen gegründete Methode, jede Geiftesfraft von Innen 
heraus entwidelt, und jedes edle Lebensprincip angereizt und 
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genäprt, alle einfeitige Bildung vermieden, und werden bie 
bisher oft mit feihter Gleichguͤltigkeit vernachlaͤſſigten Triebe, 
auf denen die Kraft und die Würde der Menichen berupt, 
Liebe zu Gott, König und Batertand, forgs 
fältig gepflegt: fo fönnen wir hoffen, ein phyſiſch⸗ und 
moralifchsEräftiges Geſchlecht auſwachſen, und eine beffere 
Zukunft ſich eröffnen zu fehen. Alle kleinen Mängel unferer 
Verfaſſung, namentlich unferer Finanz Einrichtungen, werden 
gewiß bald ſich heben, wenn nur die obigen Anfichten mit 
Ernft verfolge werden, Ich darf Ihnen Gluͤck wuͤnſchen, 
meine Herren, zu diefem Geſchaͤfte berufen zu fein; und 
ſteht Ihnen auch mande Schwierigkeit bevor, fo wird. die 
Wichtigkeit des Werfs und entichiedene, auch durch die 
neuen Militair» und Civil» Einrihtungen bewährte Wille 
und beharrlihe Sinn des Königs ihren Muth flärken und 
Ihnen das Gelingen -Shrer Bemühungen zufihern. 
Königsberg, den 24. November 1808. Stein. 


Drei Geſetze verdanken dieſen erhabenen Grundſaͤtzen 
der Staatskunſt unter Steins Miniſterium ihre Ent— 
ſtehung, naͤmlich: a) das Edict vom 9. October 1807, den 
erleichterten Beſitz und freien Gebrauch des Grundeigen— 
thums, fo wie die perſoͤnlichen Verbhaͤltniſſe der Landbe— 
wohner betreffend, welchem zufolge auch Buͤrger und Bauern 
ſolche unbewegliche Guͤter erwerben und beſitzen duͤrfen, 
die bisher ein ausſchließliches Eigenthum des Adels ges 
weien waren, wogegen in Zukunft auch der Edelmann 
bürgerlihe und DBauerngüter zu befigen, der Bauer aber 
auch bürgerliche Gewerbe zu betreiben befugt if. Rad 
derfelben Verordnung darf forthin Fein Unterthänigkeites 
Derhältniß fortbeftehben oder neu geftiftet werden, und fol 
von Martini 1810 an alle perfönlide Unterthänigfeit, 
mithin jeder Ueberreft der Leibeigenfchaft in den preußifchen 
Staaten volftändig aufhören. b) Die Städte-Ordnung 
vom 19. November 1808, deren Kichtfeiten bereits in Diefem 
Archive”) hervorgehoben worden find. Stein wollte 


*) Siche B. 9.2. ©. 253 — 453. Im diefem ‚Hefte befindet ſich auch) 
ein Abdruck ber repidirten Städte- Ordnung für die preußifche Mo: 
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dadurch das Volk praktiſch erziehen zu einer tuͤchtigen 
Volksvertretung. Es ſollte in ſeinen ausgewaͤhlten Gliedern 
in kleinen Sphaͤren lernen, was fie in der größten leiſten 
ſollten. Und wenn auch die Erfahrung gelehrt hat, daß 
ein Organismus, wie der bei der urfprüngliden Städtes 
Drdnung, die .vollziehende Gewalt in ihrem Dafeyn ab» 
bängig madend von der Nepräfentation der Demofratie 
und von dem guten Willen und Eifer der auserwählten 
Bürger zu viel erwartend, nicht überall gleihen Beftand 
bat, weil nicht überall die Mühen der Verwaltung und 
Controle mit gleicher Luft und Liebe übernommen werden; 
fo bleibt Doch der Grundgedanfe der Städte-Drdnung groß, 
nahabmungsmwürdig und ausführbar, und Ddiefer iſt: daß 
in der Bermaltung lite Ordnung und angemefjene Reg 
ſamkeit jedes einzelnen Zweiges in gehöriger Gonderung 
ftatthaben könne; daß aber der Staat felbft, wenn er fort 
fhreiten und aus eigner innerer Kraft fih entwidlen fol, 
keine Mafchine fein darf, welche durch irgend eine andere 
Kraft außer ihr in Bewegung gefegt wird, fondern ein 
lebendiger Organismus , in welchem jedes einzelne Organ 
fein eigentliche Leben und Geftaltung haben muß. c) Das 
Geſetz vom %6. Dezember 1808, wegen verbefferter Einrich— 
tung der Provinzial» Polizei: und Finanz» Behörden, wos 
durch die ganze Landes-Vermwaltung neu organifirt und der 
bisherige Wirrwarr in derfelben aufgelößt wurde. In 
diefem legten Gefeg wurde der Grund zur Einheit der 
ganzen Staats⸗Verwaltung gelegt. Diefe drei allgemeine 
Geſetze müffen mit Recht als die Urquellen der ganzen Um— 
geftaltung betrachtet werden, die das Staatsleben Preußens 
feit 1807 erlebt hat. 

Man ift der Wahrheit das Zeugniß fhuldig, und es 
ift eine unter den Männern der fortfchreitenden Staats» 
wiffenfhaft unfers Jahrhunderts verftandene Sache, daß 
der Freiherr v. Hardenberg in v. Steins Fußftapfen 
trat. Er führte nah dem Willen des Königs mit Ges 
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wandtheit das erhabene Werk weiter zum Ziele. Die Ges 
fegfammlung der erften Jahre feiner Verwaltung ' gibt 
davon redendes Zeugniß. Unter ihm ward auf der von 
Stein gelegten Grundlage fortgearbeitet, und das Gyftem 
durch die Edicte vom 28. und 30. October 1810 wegen Aufs 
bebung des Vorſpanns und Abſchaffung der Naturals 
Fourage- und Brodlieferungen im Sabre 1810 wirklich 
vollendet; aucd traten mit dem Jahre 1811 geſetzlich ber 
ſtimmte Vergütungen, ftatt der aus alten Zeiten herger 
brachten Frohnen in Gebraud, 

Ueber die Nothwendigfeit und Beftimmung einer Natios 
nalrepräfentation äußerte fih von Hardenberg bei allen 
Gelegenheiten in demfelben Einne wie v. Stein. Am 
23. Febr. 1811 fprach derfelbe zu der Verfammlung der 
interimiftifhen Repräfentanden: 

„Wie ein guter Vater von feinen Kindern, fordert 
der König von feinen getreuen Unterthanen nidt blos 
Gehorfam: Er wünfht Ueberzeugung bei ihnen 
hervorzubringen, Daß feine Verfügungen nur ihr 
wahres Wohl bezielen, daß die Opfer, melde er hödft 
ungern von ihnen fordert, zur Rettung und Erhaltung 
des Ganzen nothwendig find, des Ganzen, von dem das 
Heil des Einzelnen abhängt. Er will feine Anordnungen 
lieber Hierauf begründet feben, als auf feinen 
Willen; und fo foll das Vertrauen, auf weldes 
er fo große Anfprädhe Hat, um deſto ſicherer 
befeftigt werden.‘ 

„Das Edict vom 27. October 1810 athmet diefen Geiſt; 
ed enthält die Föniglihe Zufage, der Nation eine zweck— 
mäßig eingerichtete Repräfentation, fowopl in ben Provins 
zen, als für das Ganze zu geben, deren Rath der König 
gern benugen, und in der Sr. Majeftät nah hoͤchſtihren 
landesväterlihen Gefinnungen gern ihren getreuen Unters 
thanen die Ueberzeugung fortwährend geben wollen, daß 
der Zuftand des Staats und der Finanzen fih beffere, und 
daß die Opfer, welche zu dem Ende gebracht werden, nicht 
vergeblich find. Die Mittel zur Rettung des Staatd liegen 
ber Beineswegs allein in dem Aufbringen bes nöthigen 
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Geldes. Nur kurzſichtige und mit den aͤltern und neuern 
Begebenheiten nicht vertraute Beobachter könnten ed vers 
meinen; koͤnnten es verfennen, daß in den großen Veraͤn— 
derungen, die allenthalben um uns hervorgingen, laute 
Aufforderungen liegen, nicht zu einer tädelnswerthen Nach— 
abmung, aber zu einer flugen Aneignung folder 
Grundfäge, VBerfaffungen und Einridhtungen, 
Die aus den Fortfchritten des menfhliden Geis 
fies und den veränderten Anfihten der Dinge 
folgen, gegen die das Alte fih vergeblid zu 
erbalten ftrebt. Und wie viel glüdlicher find wir als 
Andere, wenn diefes ohne gerwaltfame Erfdütterungen, 
durch den edlen Willen eines gerechten und einfichtövollen 
Königs und durch mwillige Unnahme abfeiten eines gebils 
deten folgiamen und über fein wahres Beftes gutgefinnten 
Volkes gefchieht!” 

Und damit noch deutlicher erhelle, von welden Grund» 
fägen die preußiihe Regierung wirklich ausgegangen ift, 
fo ftehe bier noch folgender Auszug aus der damaligen 
Rede diefes erjten Minifters von Preußen: 

„Das neue Syſtem — das einzige, woburd 
Wohlftand begründet werden kann — beruht 
darauf: daß jeder Einwohner des Staats, pers» 
fönlic frei, feine Kräfte auch freientwideln 
und benugen Eönne, ohne durch die Willkuͤhr 
eines Undern daran behindert zu werden; daß 
Niemand einfeitig eine Laft trage, die nidt 
gemeinfam und mit gleihen Kräften getragen 
werde; daß die Gleichheit vor dem Gefepe 
einem jeden Staatsunterthbanen gefidhert fey 
und dag die Gerechtigkeitſtreng und pünftlid 
gehandhabt werde; daß das Verdienft, in wel, 
bem Stande es ſich finde, ungehindert empor» 
fireben £Eönne; daß in die Berwaltung, Eins» 
heit, Ordnung und Kraft gelegt werde; daß 
endlih durch Erziehung, durch aͤchte Religios 
fität und durch jede zwedhmäßige Einrichtung 
ein Nationalgeift, ein Intereſſe und ein Sinn 
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gebildet werde, auf dem unfer Wohlſtand und 
unfre Sicherheit feft gegründet werben fönnen. 

V. Stein und Hardenberg liefern den Beleg, daß 
zu großen Reformen in der Gefeggebung nur Männer bes 
rufen find, welche neben bedeutender Gelehrſamkeit einen 
fhaffenden unabhängigen philofophifhen Geift mit großem 
Verſtande befigen, und denen zugleich reihe Erfahrungen 
in Gefchäften zur Seite ſtehen. Sie haben dieſe Lykurge 
Preußens auch bewiefen, was der redlihe Wille um die 
Beharrlichfeit nur weniger vorzüglicher unabhängiger Köpfe 
für die Ausbildung des innern Staatslebens vermögen. 
Shre Worte und Grundfäge find nicht verhallt , fie werden 
in den Gefegbüchern unfers Jahrhunderts immer wiederhallen, 
Lang lebe der König, der ihrer NRectlichkeit und 
Einfiht vertraute, dadurch fein Reich vor NReactionen und 
Revolutionen bewahrte, den Glanz feines glorreichen 
Haufes erhöhte und die Liebe feines Volkes zu Ihm ſtei—⸗ 
gerte, die am fiherften den Thron befeitigt. 

Die Nachempfindungen, die v. Stein und Hardens 
berg zurüdgelaffen haben, werden für das gefammte 
Deutfchland nicht erloͤſchen. Es find Empfindungen, die 
der nächfte Anlaß wieder auffrifcht, über die man im 
Glanze des Palaftes, in der Atmofphäre gemwiffer von der 
Sremde her aufgedrungenen Principien und im Gefühle 
der Macht won! als bedeutungslos hinwegfehen mag, Die 
aber — und märe es erft nah 50 Jahren — ihre volle 
Bedeutung einnehmen, wenn fie nicht mehr ifolirt, fondern 
mit Ereigniffen und divergirenden Intereſſen in Wechfels 
wirkung ericheinen, 

Bis hieher — und nicht weiter! — um nicht diejenigen 
von der Farbe des neuen Fanatismus zu reizen, die jede 
mit Befonnenheit und Mäßigung vorgetragene Mahnung 
nach der Eritifhen Richtung unfrer Zeit, gleich verbächtigen, 
und meinend: man fünne NRüdfcritte thun, man fünne 
bedeutende biftorifhe Thatſachen in die Kreife. des Arie 
medes bannen; und welde in der Meinung: dem raſchen 
Vordraͤngen der Zeitereigniffe ein non plus ultra zurufen 
zu können, bei ihren Experimenten zur Wiederperfiellung 
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des DVergangenen, die äußern Zeitereigniffe mie weiches 
Wachs in der Hand behandien, um daraus zu bilden und 
zu formen, und nad einigen Jahren wieder umzubilden 
und umzuformen, was fie für gut finden. 


Sn der Geſchichte der Völker, wie in der der Geſetz⸗ 
gebungen gehet Feine wichtige und bedeutende Veränderung 
ohne Nachwirkungen vorüber, am wenigften laffen fih Vers 
änderungen in den Begriffen, Sitten und Anſichtsweiſen, 
nab dem Gurfinden oder den Intereſſen der Gemwalthaber 
modeln oder in ihren Wirkungen aufheben. Es ift der 
hoͤchſte Grundfag der Geleggebungsfunft und auch die aus 
ihrer Gefchichte am flärfften hervortretende Wahrheit, daß 
die geleggebende Gewalt das Gefe nicht maden, fondern 
fi daffelbe durch den Geiſt des Volkes geben laffen, fid 
zum Organ der Entbindung des Gefeges aus dem Volk 
machen foll. 

Der Geift des Fortfchritts muß nationell wirken. 

Der Geiſt dieſes Fortfehritts ift göttlih; denn er ift 
wahr, gut und recht, und alles, was ihm entgegen ftrebt, 
ift eine Satyre auf Gottes ewig fortfchreitende Schöpfung, 
fo gewiß, als alle Rechtsbeſtimmungen, die der gefelligen 
Natur des Menfhen und ihren Intereſſen entiprecdhen, der 
von Gott geftifteten Ordnung der Dinge gemäß find, folg» 
lich das göttlibe Recht bilden. Darauf berubt das Chris 
ftenthbum, das alle Völfer mit Behauptung ihrer Nationas 
lität zu einer großen Brüdergemeinde, zu einem großartigen 
Drganismusd und Leben der Menſchheit in der Weite des 
Raums und durcy die Folgefette der Zeit verbinden will. 


Bei der Entwidlungsftufe, auf welder das preußifche 
Volk fteht, bei der Gerechtigkeit und Einficht feines Königs, 
bei der Weisheit und dem tief forfhenden Blife, womit 
der für Preußens Wohl von der allwaltenden Vorfehung 
berufene näcdfte Ihronfolger an allen wichtigen Staats» 
angelegenhbeiten lebhaften und thätigen Antheil nimmt, 
bei den lichtvollen Anſichten der preußifchen Staatsgelehrs 
ten und deren gemeinnügigen Einwirfung auf die Zeit, 
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und auf die fahfundige Stimmführer im Rathe des Volks 
und des Königs fann die große Beruhigung nicht fehlen, 
daß Preußen als das Vorbild einer auf den Grundlagen 
des Chriſtenthums ruhenden gefeglich monarcifchen Bers 
faſſung der europäifhen Staaten immer mehr hervor: 
leuten werde. Dafür bürgt insbefondere die geiftige 
Tpätigfeit des Staatsminifters Uncillon, der in feinen 
Schriften über Staatsmiffenfbaften, über den Geift der 
Staats» DVerfaffungen u, a. an der Hand der Gefchichte 
und Philofophie politiihe Irrthuͤmer befämpft und erprobte 
Wahrheiten anempfiehlt. Er zeigt, daß alle Entwiclung 
eines Volks allwaͤhltg fehrittweife und ohne Eprünge er 
folgen müffe, und ift dabei von der Idee durchdrungen, 
daß Gefepgebung und Verwaltung ein Organismus und 
nicht ein Mechanismus feyn muͤſſe. ntichieden gegen 
Willkuͤhr, Eigenmacht und Thorheit dringt dieſer große 
Staatsmann auf angemeſſene Verantwortlichkeit der Mini— 
ſter, auf Abſchaffung aller Steuervorrechte des Adels, vers 
wirfe außerordentliche Gerichtspöfe, Kundfchafterei, Preß— 
zwang und: Preßfrechheit und erblicft mit Recht in der 
Religion eine beffere Schranke gegen Mißbrauh und 
Gewalt, und eine beſſere Gemwährleiftung der Treue und 
des Gehorfams, als in allen EHRURER —— und 
—— 
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Zur neueſten Gefeßgebung des Großherzogtum 
Sadyien » Weimar. 


Gefeg vom 1. Mai 1833 über eine allgemeine Sportel= und Ge 
bühren=Zape für die Gerichts» und Verwaltungs » Behörden, mit 
— den Motiven dazu. | 





Der Herausgeber ſchickt einige Worte über die ers 
giebige Ausbeute des Weimarifhen Landtags von 1833 
voraus, 

Bei ben reichen geiftigen Mitteln, einer der gebildetften 
deutfhen Städte, die Weimar unbeftreitbar ift, bei einer 
alle Staatsangehdrigen beglüdenden Verfaſſung, in welcher 
das monarchiſche Princip in feiner vollen Reinheit erhalten 
wird, und der Großherzog im der Ausübung feiner 
Macht nur dur) die weſentlichſten Rechte feiner Unterthas 
nen beichränfe ift, zu deren Ausübung und Sicherſtellung 
innerhalb gefeglihen Schranken Stände angeordnet find; 
in einem Staate, deffen Regent nach dem Vorbild feines 
weifen Vorgängers das Gluͤck treuer Unterthanen durch 
die höchfte Eıcherheit des Rechts zu gründen und dur 
die weileften Einrichtungen in allen Zweigen der Staats— 
verwaltung zu befeftigen unabläßlich bemuͤhet ift; bei einem 
einfichtsvollen wohlwollenden das Gute aufrichtig fürderns 
den Etaatsminifterium und bei mwohlgeordneten Gerichten 
und DBerwaltungs- Behörden, befegt mit Männern von 
Unpartheilichkeit und hoben Kenntniffen kann das Werk 
der Fortfeßung einer neuen den Zeitverhältniffen ange» 
meſſenen Gefeggebung nicht anders als gedeihli ausfallen, 
Daß es auch raſch von flatten ging und dennod nicht mit 
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Uebereilung, ift eine erfreuliche Folge der jüngften Mit 
wirkung ber Weimarifhen Stände, von denen man nad 
der größeren Mehrheit unbedenklich fagen -Fann, daß bei 
ihnen die Grundideen der Regierung in Eaft und Blut 
eingedrungen find. Darum fanden bei den Berhandlungen 
nicht jene endlofen Hemmungen und Echwierigfeiten ftatt, 
die wir in verfchiedenen anderen conftitutionellen Staaten 
des deutfhen Bundes als eine drüdende Feſſel von der 
Regierung betrachten fahen. Den Weimarifhen Ständen 
und ihrem Vorftand, dem würdigen Landmarſchall, gebührt 
Die öffentlihe Anerfennung des Verdienftes ihrer Einficht, 
daß die Beihränfungen des Souverains durd Stände ihre 
feſtbeſtimmten Gränzen haben, welde zu überfchreiten feine 
Ständeverfammlung wagen darf, indem dem Landesherrn 
ſtets das Recht der Auflöfung zur Seite ftebt, überhaupt 
aber eine Corporation, melde aller phyſiſchen Gewalt 
entbehrt, und nöthigenfalls die des ganzen deutfchen Buns 
des gegen ſich hat, welche nichts für fih hat als die Urs 
£unde, in welder ſich ihre Rechte aufgezeichnet finden, wohl 
über den Umfang diefer Rechte und den Sinn diefer oder 
jener einzelnen Beſtimmung mit der Regierung rechten, 
aber fiber nicht daran denfen barf, ‚ihre Befugniffe im 
Wege der Gewalt 5. DB. durch Verweigerung ftaatsbürgerlis 
cher Pflichten und Zeitungen zu erweitern, und die Rechte 
der Regierung gleihfam zu ufurpirem, 

Wenn deffen ungeachtet, wie öffentliche Blätter » 3. 
bad „Vaterland“ (1833) vortrugen.,, auch bei dem 
Meimarifhen Landtage von 1833 bei einem und dem ans 
dern der ftändifhen Abgeordneten die Gegenfäge bin und 
wieder in jener leidenfchaftlihen Bitterfeit und Echroffheit 
bervorgetreten find, welche der befonnene Beobachter allers 
dings beklagen muß, fo ift diefes der Aufregung und 
Epannung, welde beflagenswerthe Zeitereigniffe und uns 
gluͤckliche Mifverftändniffe herbeiführen und unterhalten, 
und überhaupt jenen nur einzelnen leidenſchaftlichen oft 
auch durch Unfunde und Vorurteile erzeugten Mißgriffen, 
mit einem Worte, den Unvolltommenpeiten zuzuſchreiben, 
welche von jeder menſchlichen Einrichtung unzertrennlid find, 

VI.Band, 18.Heft, 2 
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Als Geſammtreſultat des juͤngſten Weimariſchen Land⸗ 
tags ſtehet immer fo viel ſeſt: Die Stände waren des 
bereitwilligften Entgegentommens von Seite der Regierung 
verfihert, begten keine Beforgniffe über geheime Abſichten 
derfelben, und fo fam es über landesherrliche Propofitionen, 
fändifhe Wünfhe und Anträge zwifchen ihnen und ber 
Regierung zu Leinen die Würde der Ständeverfammlung 
berabwürdigenden Differenzen. 

Statt leichtfertiger Sophismen und einer den Partheis 
blättern abgeborgten Phrafeologie ohne innern Gehalt, 
rief der Weimarifche Landtag von 1833, zur großen Wohl» 
that des Vaterlandes und zur nüglien Bereiderung der 
deutfchen Geſetzgebung überhaupt, 15 fo denk» ald nach» 
ahmungswuͤrdige Gefege ins Leben. Diefe find folgende: 

1) Sefeg vom 6. April 18335 über die Erbfolge ohne 
ZTeftament und Vertrag (Fnteftat-Erbfolge) und über 
die damit in naͤchſter Verbindung ſtehenden Rechtes 
Verhaͤltniſſe. 

2) Gefeg vom 9. April 1833; uͤber die Aufhebung des 
fogenannten Hennebergiihen Rechtes in den Aemtern 
Ilmenau und Kaltennordheim, 

3) Gefeg vom 11. April 18335 Über die Heimaths + Ber» 
haͤltniſſe. 

4) Geſetz vom 12. April 18335 zur Abkürzung und Ver⸗ 
beſſerung des Prozeß » Verfahrens. 

5) Gefeg vom 13. April 18335 Über die Befegung ber 


Gerichtsbank. 

6) Geſetz vom 15. April 1833; über die Gebühren der 
Sachwalter. 

7) Geſetz vom 16. April 1833; zur Entſcheidung einiger 
Rechtsfragen. 


8) Geſetz vom 18. April 1833; uͤber die Einſchaͤtzung 
des Feldgewerbes bei der direkten Beſteuerung. 

9 Geſetz vom 19. April 1833; zu Sicherſtellung des 
Eigenthumes an den, auf den Inhaber lautenden 
Staatsſchuld⸗Urkunden des Großherzogthums. 

10) Geſetz vom 20. April 1833; das Verfahren bei Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums an Immobilien betreffend, 
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14) Geſetz vom 22. April 18335; über die bei Errichtung 
von Fideifommiffen und aͤhnlichen "Stiftungen zu 
beovbachtende Form, 

12) Gefeg vom 33. April 18335 die Verbürgung der Frauen 
‚betreffend. | 

13) Geſetz vom 24. April 18335 über Aufhebung der Güter 
gemeinfchaft. 

19 Geſetz vom 26. April: 1833; über Ernährungsverträge. 

15) Gefeg vom 1. Mai 18335 über eine allgemeine Spor⸗ 
tel» und Gebühren »Zare für Die Gerichts» und Ver⸗ 
waltungs» Behörden. 

Wir fangen für Diefes Arhiv mit dem Abdruck des zus 
legt bezeichneten Gefeges an, und laffen darauf die Motive 
dazu folgen, als jene erläuternden Anmerkungen zur richtis 
gen Auffaſſung feines Geiftes und wie der Geſetzgeber 
dazu veranlaßt, fern von Willkuͤhr und Einfeitigfeit, durch 
fireng geprüfte und durchgeführte Grundfäge nah forgs 
fältiger Abwägung aller einwirkenden Einzelnheiten und 
Zocalverhältniffe geleitet wurde. Genaue Kenntniß von 
dem Anlaß und den Beweggründen dieſes Geſetzes ſichert 
deffen richtige Anwendung, weckt und nährt den Geift 
feines tieferen Studiums, und bahnt für defjen Reception 
auch in andern Staaten:den Weg. Diefe wird nicht aus— 
bleiben und in ihren Hauptgrundzügen die ausgebreitefte 
Unerfennung finden; denn wohin wir unfere Blide wenden, 
hören wir namentlich in den Ländern ded gemeinen und 
befonders fächfifchen Prozeſſes die allerbegründetiten Klagen 
über das drüdende der Gerichtsgebühren und Prozefkoften, 
über die unfinnigen und einer vernünftigen Auslegung 
kaum fähigen Anfäge veralteter Sporteltaren, fowie über 
die Stempelkoften, die ſich binfichtlich ihrer Verwerflichkeit 
an jene anſchließen. So lange diefe Sperrgelder der Juſtiz 
noch fortdauern, wirb man, mie der Verfaffer der „Apho—⸗ 
rismen über bürgerliche Gefeggebung und Rechtspflege‘ 
u. f. w. Stuttgart 1826. Nr. 35 fagt, oft arme Menſchen, 
aus Furcht vor langen Rechtshaͤndeln, vorzüglich aber aus 
Noth, die Ichändlichiten Vergleiche eingeben; und fo das 
ſchamloſe Unrecht der Vermoͤgenden über das offenbare 

2% 


— — 


Recht der Armen oͤffentlich triumphiren ſehen. Durch die 
Anordnung der Armen⸗-Advokaten und Befreiung von Ges 
richtsfoften wird aber diefem Unweſen nicht abgeholfen, 
indem fih verfhämte arme Leute, melde nicht geradezu 
Almofen fordern, felten entſchließen, ſich Öffentlich in das 
Armenreht zu ſchwoͤren, was denſelben an vielen Orten. 
noch überdies erfchwert wird, auch dur ſolche Anordnuns 
gen die Prozeffe nicht Schneller verhandelt werden.  Diefer 
Unfug geht aber fo weit, daß, wenn die Armen nicht zus 
fällig einen Freund, der fie in ihren Entbehrungen unters 
ftügt, und einen Advokaten finden, welder ihnen gleichfam 
auf Eredit dient, der: Reihe im Voraus die Zeit berechnen 
Tann, mie lange es der arme Gegner im Prozefle auszur 
halten vermag, und wenn fich berfelbe von ihm im Vers 
gleiche Alles gefallen laffen muß! Ein fhändlicheres Pris 
vilegium des Reichthums auf Unkoften der Armuth ift doch 
wohl nicht denkbar! 

Es bat in neuerer Zeit nit an Stimmen gefehlt für 
die Behauptung: daß nichts die Gerechtigfeitöpflege fo 
ſehr herabwürdige, als wenn fie für Geld frohnt, daß die 
Gerechtigkeit unentgeldlich geübt werden müffe, und in 
keiner Hinfiht dem Richter das Sportuliren zu geftatten 
ſey *), denn es bahnt ihm nur den Weg zu Mißbräuden, 
die eben fo unmwürdig als hoͤchſt gefäprlih durch die Wills 
führ des Richters werden. 

Ein Heer von Prozeffen, Weiterungen, Chikanen und 
Gaunereien erzeugt das Intereſſe des Richters. für die 
Koften. Wo aber die Juſtizbehoͤrden auch firirt find, folte 
man fie, wie es bei den Sportelcaffen in jegiger Geftalt 


*) Vergl. die Abhandlung des Herausgebers: das bisher in dem beuts 
[hen Staaten beobachtete Sportelſyſtem. 

Ein Verſuch, daffelbe als widerrechtlih und unzweckmäßig in 
Grundzügen darzuftellen, In deflen Anfichten wider das. deutfche 
Repräſentativſyſtem. Ilmenau 1823, ©. 58 — 86. 

V. Oppen A Vergleihung der franzöfifchen und preußifchen Ge:- 
feße, Heft 3. S. 273, 
Deutſchlands Rechtöpflege, wie fie ift und feyn follte, — 
1831. $. 27. J. 95, 96 und 97. 


u 


leider gefchieht, nicht zu Steuererhebern herabwuͤrdigen, 
und: ihnen die edlere Zeit durch ihre ſo unmürdige Bes 
ſchaͤftigung tödten, und ‚ihren Gehalt von ber Rom 
Sülung ihrer Caſſe abhängig machen. — 

‚Niemand wird es aus: Gründen der: Vernunft rechts 
fertigen können, daß ſelbbſtedie Rehtsgewißpeit‘ eis 
nen Gegenftandb Ber Steuer.abgeb:e; : 

- Allein die Unzahl der fi kreuzenden materiellen —* 
reſſen und die Declamationen der durch eben dieſe Intereſſen 
befangenen Maͤnner werden dieſe Sache noch laͤnger aus 
anderem Geſichtspunkte betrachten, sauch darin durch das 
Borgeben. derjenigen Staatsmaͤnnernunterſtuͤtzt werben, Die 
theils den finanziellen Ausſchlag geben, theils in der Forts 
Dauer- der. Sporteln gerechte ‚Strafen und Verhinderungs⸗ 
mittel, der Rechtsſtreite erblicken, obwohl. dieſe ſchon von 
Möfer das Unpaltbare ihres Raifonnements entnehmen 
und lernen fünnten, wie ein kräftiges Streben nad) Recht 
nicht zu tödten, fondern eher zu befördern: iftl — 

So lange ed daher noch Sporteln gibt, darf ber Staat 
Der allgemeinen und gerechten: Aufforderung. der Unter 
thanen auf möglichfte Verminderung. diefer Abgaben nicht 
länger Gehoͤr verſagen, und muß -gefeglich dafür forgen, 
daß wenigſtens dieſe Beſteuerungs⸗Art ohne ungebüprliche 
Strenge und. Härte * in gleicher Aeſvſuus ins Werk 
geſetzt werde. 

Dieſe Aufgabe: Hat. der ————— Gefehgeber nad 
Zeit und Umftänden gelöft. 

Das unten folgende: Geſetz iſt vo eines der erfreu 
lichften. Zeichen auf dem Gebiete der Beftrebungen,,: die 
Unvollfommenpeiten des Gerichtsganges zu heben, und: die 
Achtung vor dem Rechte zu ftärfen und zu beleben; diefes 
Gefeg eine mühfam und beharrlich burchgefegte Schöpfung 
des Geheimenraths, Kanzlers und Chefs der Juſtiz, Herrn 
von Müller in Weimar, der fihb um das Belle des dortis 
gen Juſtizweſens ſchon früher unſchaͤtzbare Verbienfte er⸗ 
worben, und überhaupt in feiner vielfachen Geſchaͤftsbe⸗ 
ziehung mit ſeiner unermuͤdlichen Thaͤtigkeit das Beſte des 
Landes bei jeder Gelegenheit zu befoͤrdern ſucht. Aus ſeiner 
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gemeinnuͤtzig wirkenden Feder ſind auch die am Schluſſe 
mitgetheilten Motive zu dieſem wichtigen in das buͤrger⸗ 
liche Leben ſo tief eingreifenden Geſetz gefloſſen. Dieſes 
mußte von einem Staatsmanne ausgehen, dem die oberſte 
Aufſicht über die Geſchaͤftsfuͤhrung der Gerichtsſtellen in 
allen Theilen der Rechtspflege anvertraut iſt, und der an 
ber Spitze der Regierung, als besjenigen Landescollegiums 
ſteht, welhem jene eine ununterbrohene genaue Reden» 
fhaft über alle Zweige ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung tie 
verbunden find, 

Die Refultate feiner fostgefegten Beobabtungen bei 
unternommenen Reiſen, gewidmet der Beſichtigung ber 
Suftizitellen, wobei er fein Augenmerk auf die Art des 
Gefhäftsgangs, auf Die Führung bes Hypotheken. und 
Depofiten-Wefens und ganz befonders auf die Behandlung 
des Sportelweſens richtete, fein direktes Benehmen mit 
den Vorftänden der Gerichtöftelen und Verwaltungsbehoör⸗ 
den felbft mit den: Betheiligten;, fo. wie fein Eifer in Ders 
nebmung der Meinungen hellſehender GefhAftsmänner 
machten es ihm möglich, diefed Gefeg in wuͤnſchenswerther 
Ylfimilirung der Gerichts» und Verwaltungs-Verfaſſung 
der: verſchiedenen Landestheile zur Reife zu bringen. 

Wie manche außerordentliche: Leiftung: einiger Mits 
glieder des Collegiums dabei in Anſpruch genommen wor 
den, und welde Menge von außerordentliden Sigungen 
es gekoſtet bat, davon iſt der Beraut geber dieſes Archivs 
theilweiſe noch Zeuge geweſen. 

Man kann ſagen: es iſt, wie alles ‚Sute, gleiöbfam 
erkämpft worden.” Dft und hart ift es befonders bei. feiner 
erfien Grundlage getadelt und angegriffen worden, allein 
immer nur von Männern, Welche mit dem Zweck und dem 
Geifte defjelben nicht genug vertraut waren, oder Die Durch 
Intereſſe, Vorurtheile, Gewohnheit und Vorliebe für das 
mühfam Erlernte und. Cingeäbte: ein. Jahr des Unrechts 
nach) dem andern‘ noch vorübergeben laſſen moͤchten. Es 
ift Teiche zu begreifen, daß große WUnfichten von . Beinen 
Menſchen nicht begriffen werden. :. Was der Adler fieht, 
bleibt der. Eule und der Fledermaus verborgen. 
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Die einzelnen Ausftelungen, bie wider das Gefep in 
ben verfchiedenen Seffionen im Saal ber Stände gemacht 
worden find, hat eine Stimme im „Vaterland“ 1833, 
vorgetragen. Hier können fie füglich übergangen merden, 
tbeils als unbedeutend, theils als zurücgewiefen von ber 
Majorität der Stände, die wohl einfap, daß bei dem 
Sportels Ynftitut der Staat ſich wie ein Großhändler 
verhalten. müffe, der das. ganz Kleine-nicht berührt, und 
daß die Sade der Form nicht aufgeopfert werben dürfe. 
Ein Sportelgefeg muß einfab in feiner Anlage, einfad 
in feiner Manipulation, bier wie Dort frei von jedem 
Ueberfluß feyn. Jeder entbehrliche Anfag ift ſchaͤdlich, und 
jeder Unfag ift entbehrlich, der nicht durch das Wefen des Ges 
genftandes nothmwendig iſt. Diefe Simplififation iſt unter den 
vielen Borzügen dieſes Geleges der preiswürdigfte. Es wird 
fih bewähren, daß diefe Bereinfahung zum Wohle der Zuftiz 
gereicht. — Simplex .decus veri. Keine Zeit, keine Tadel⸗ 
fucht wird dieſes Denkmal einer fortgefchrittenen Zuftizs 
pflege zerftören, mweldes Weimar feinem gefeierten Vorſtand 
der Juſtiz verdankt, von. dem .man rübmen darf; daß. er 
die Worte Cicero’s de Leg.. c. 10. „nihil est profecte 
preestabilius, ‚uam plane intelligi, nos adjustitiam 
esse-natos, ‚neque opinione sed natura. constitutum 
esse Jus,“ nach ihrem wahren Sinne glüdlicd aufgefaft, 
und fo über den Pandekten ftebend, in der Gefeggebung 
unferer Zeit viel Schönes und. Gutes zu Tage fördert. 


Wir Carl Friedrich von Gottes Gnaden 
Großbergog zu Sahfen » Weimar »Eifenad, 
Landgrafin Thüringen, Marfgrafzu Meißen, 
gefürfteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blan— 
kenhayn, Neuftadt und Zautenburg xc. ꝛc. 
überzeugt von der Nothwendigkeit, an die Stelle der verſchie— 
denen, zum Theil mangelhaften, zum Theil wenigftens den 
jegigen Verhaͤltniſſen nicht mehr angemefjenen Gefege über 
Gerichts- und Verwaltungs» Sporteln eine neue. allge» 
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meine Sportel» und Gebühren»DOrbnung zu ew 
laffen , welche durch Einfachheit die Anwendung erleichtert, 
durch Bollftändigkeit der Willkuͤhr möglichftvorbeugt und durch 
ein richtiges Maaß der Eportelfäge unbilliger Bedruͤckung bes 
gegnet, haben Wir folgendem, von Unferer biefigen Landes» 
regierung entworfenen und von den verfammelt gewefenen 
Abgeordneten Lnferer -getreuen Unterthanen berathenen 
und angenommenen Gefege Unfere‘ landeefuͤrſeliche Sank⸗ 
tion ertheilt: 


Erſter Abſchnitt. 


* der Sportelpflichtigkeit und von den Sportelſaͤtzen 
im Allgemeinen. 


§. 1. | 

Alle Gerichte» und Berwaltungs »Sporteln und Ges 
bühren follen vom 1. $anuar 1834 an, im ganzen Umfange 
bes Großherzogtbums Iediglih nad dem Inhalte gegen» 
wärtigen Gefeßes erhoben werden und gleichzeitig 
die Stempelordnung vom 29. Dezember 1810, der $. 268 
der Wechſelordnung vom 20. April 1819 und’ alle bis» 
herige Sportels und Gebuͤhren⸗-Taxen und Obfervanzen — 
ausgenommen bloß die Sportel-Taxe des Gefammt Ober, 
appellationg» Gerichts zu Jena vom Jahre 1816 — gaͤnzlich 
abgeſchafft ſeyn. 
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Dagegen erſtreckt ſich gegenwaͤrtiges Geſetz — 

1) auf diejenigen Gebühren, welche für die Aufnahme 
zum Bürger, Schugbürger oder Nachbar in die Koms 
mun +» Kaffen zu entrichten find, 

2) auf Lepengelder (Handlohn), Erbegelder rbegebüt 
ren) und Strafgelder, 

3) auf Giegelgebühren, 

4) auf PfarramtssGebühren in Taufs, EN, Beichts 
und Begräbnißs» Fällen (Jura stolae), 

5) auf Schulgelder, 

6) auf Medizinal» Gebühren, 

7) auf Innungs » Gebühren, 


8) auf Stätte» , Buden⸗ und andere Jahrmarkts⸗ oder 
Wodenmarktsr Gebuͤhren. 

Hinſichtlich aller dieſer Leiſtungen verbleibt es vielmehr 
ba, wo ſolche und im wie weit fie rechtmäßig beſtehen, 
bei den bisherigen Normen 5’ dody ſollen bei allen unmittels 
bar Großherzogliden Behörden die Siegel-Gebuͤhren 
hiermit gänzkıh —— und ee IB: 


tu 8. 3 n 

Die — iſt bei allen — 
Geſchaͤften Regelz in’allen ee la a 
"MR ie a an me. 


S. 4. 

Demnach ſind alle’ bei, den Landes⸗Juſtiz + Kollegien 
(Regierungen) zu Weimar’ und zu Eiſenach, oder bei den 
Untergerichten. als ſolchen vorfommende Niederſchriften und 
Ausfertigungen dem Ba ka — ... 
nomnien bloß: 2 

1) diejenigen: Angelegenpeiten der Broßperjogfigen 

" Samilie, die wader prozeſſualiſch verhandelt werden, 
nod die Ermwerbung, Belaftung oder"WVeräußerung 
von oder ſonſtige Dee en 

betreffen. — 

2) Unter gleichen — — die Undeligenipeiten 
—der Großperzogkichen Kammer, der Landfcyaftskaffe 

unde des landesherrlichen Fiskus uͤberhaupt, in wie 
weit nicht einer Yibdat + Perfon bie‘ — zur Laſt 
fallen. 

3) Alle Berhandiuirigen, welche nicht das Privat· Jütereſſe 
einzelner Perfonen, Gemeinden, Anftalten oder Körs 
‚perfchaften, fondern lediglich den : Öffentliben 
Dienft des Staates oder der Kirche’ betreffen, 
einſchlüſſig derjenigen‘ welche die Bewahrung etatds 
mäßigen Dienfteinfommens und die Einfendung des 
ponirter Gelder an bie Landſchaftskaſſe zum Gegen⸗ 
ſtande haben. 
4) Verhandlungen, welche die obervormundſchaftliche Auf⸗ 
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fit über ‚einen Minderjährigen, Wahnfinnigen ober 
Blödfinnigen betreffen, deſſen Abwurf gebendes Vers 
mögen Zweihundert Thaler nicht üÜberfteigt. 

Beträgt .eın folches Vermögen zwar über Zweis 
hundert, aber nicht über Ffuͤnfhundert Thaler: 
fo finder: für die obervormundichaftlihen Verhandlun— 
gen nur ein Biertel, und wenn es nicht über Eins 
taufend Thaler beträgt, nur die Hälfte des 
gefeglihen Eportelanfages flatt. Auf die Vormunds 
fchaftöbeftellung felbft, auf den Vormundſchaftsſchein 
und auf die General» Quittung, welche ber Bormund 
bei feiner Entlaffung erhält, erſtrecken ſich jedoch vorr 
ſtehende Befreiungen nicht und fie hören auf, fobald 
Minderjährige heirathen.“ 

Hinſichtlich der gerichtlichen Erbichaftsberichtigung 
tseten fie bloß hinfichtlich des Defrets zum Vergleiche 
oder zur Deräußerung ein, es fey denn, daß ein gans 


F zer aͤlterlicher Nachlaß Cinhundert Thaler nicht 


überftiege, mwelden Falles (mit Ausnahme nur der , 
BDormundfcaftsbeftätigung) Die ganze Nachlaß-Re⸗ 


gulirung ſwortellre⸗ bleiht, ſelbſt wenn Volljaͤhrige 


miterben. d 


..) Kirchen, Schulen und milde, Stiftungen — einſcluͤſſig 


ohne daß dieſe ihre: perſoͤnliche Sportelfreiheit den 
gegen ſie auftretenden Cipil⸗Perſonen zum Vortheile 


der Sterbe- und Wittwenkaſſen, Sparkaſſen, Frauen⸗ 
vereine, Beſſerungsvereine und Leihhaͤuſer — wenn 
fie wegen ausſtehender Forderungen klagemnd aufs 
treten oder ſonſt Antraͤge ſtelley, nach Maßgabe des 
Geſetzes vom 17. Juni 1823, ingleichen die, Konfir⸗ 
mation der Pfarr- und Schul⸗Matrickel. 


6) Im wirklichen Dienſte befindliche Soldaten, vom Feld⸗ 


webel einſchluͤſſig abwaͤrts, ſoweit ihre Angelegenheiten 
bei dem Militaͤr-Gerichte verhandelt werden und 


gereichen ſoll. 


m Alle Angelegenheiten der Mitglieder und Subalternen 


eines Gerichted Ceinfchlüffig der in Ruheſtand Vers 
fegten ‚und. bes Diener » Perfonals) bei demfelben 


—— 


Gerichte, ſoweit ſie weder prozeſſualiſch verhandelt 
werden, noch Vertraͤge uͤber ——— 
betreffen. 

8) Koſtenerlaß⸗ und Koſtenſtundungs— — ———— 

9) Die Verhandlungen uͤber das Armenrecht, wenn es in 
deren Verfolge wirklich ertheilt wird und ſolchen 
Falles die arme zuge in der ——— — 
angelegenheit. 

Wird aber de Gegne in die Kofen —* 
ſo muß er auch diejenigen tragen, von Bye die 
arme Parthei für ſich frei war. 

Kommt legtere durch den Prozeß oder in der Folge 
zu beſſeren Vermoͤgens-Verhaͤltniſſen; fo bat fie die 
Koften, welche ihr der Armuth wegen 'erlaffen waren, 
nadzubringen. Doc fol ihr jeden Falles bie ‘Hälfte 
der durch den — erſtrittenen Summe unver⸗ 
kuͤrzt bleiben. 

0 Niederſchriften und — bie ſich auf die 
Lebensrettung he schen —— —— (Geſetz 

—vom 19. Juni 1823). 
41) Unehelich —— ——— bei Unter⸗ 
— fubung ‚ihres Vergehens und bei won ihnen oder 
"ihren uneheliben Kindern gegen den‘ Schwängerer 
erhobener Civils Klage, es ſey denn, daß won ber 
Srauensperfon ein falſcher oder unbekannter Schmäns 
gerer angegeben wird. Es verfteht üb, daß, wenn 
ber. Echwängerer in bie KRoften verurtheilt werden 
kann, ihm auch diefenigen jur Laft fallen, von wel⸗ 
chen die Geſchwaͤngerte frei blieb. Bei den Aemtern 
und den Gerichten jedoch, in melden das Königlich 
Saͤchſiſche Recht noch gilt, bleiben vorſtehende Be⸗ 
ſtimmungen zur Zeit: außer Anwendung. 

12) Unterſuchungsſachen, deren Koſten dem Staate oder 
einer inländifchen Patrimonial⸗Behoͤrde zur Laft fallen 
(Wworbepältlich etwa beſtehender Privat-Verträge zwifchen 
Gerihtsinhabern und Verwaltern), oder die durch 
Staatöverträge Eoftenfrei find, 

13) Ale Erinnerungen an eine rüdftändige Beſchluß—⸗ 
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faffung und an Verfügungen zu Herbeiführung ber, 
felben, dafern nicht einer faumigen Parthei oder Bes 
hörde die Koften aufzuerlegen find, 

414) Ulle mündliche Ladungen und Beftellungs » — 
tions⸗) Regiſtraturen. 


$. 5. | 
Don Verwaltungs s Ungelegenbeiten untew 
liegen bloß folgende Gegenftände dem Sportelanfage: 
s,4) Privilegien», Konzefiionda, Innungs-, Meifterrechtss 
und Dispenfations» /Sachen. Dispenfationen-von ber 
‚Militärs Dienfipflicht, einſchluͤſſig der Zurüditellungss 
ſcheine, find jedoch ganz frei, nicht aber die Nummer, 
Dertaufhungsicheine: und Die PURE IT ERIE 
legenpeiten. 
2) Sede befondere anbesferslihe oder obrigkeitlich⸗ Er⸗ 
laubniß, Verguͤnſtigung oder ————— aueg⸗⸗ 
nommen: 

a) alle bloß aus der Oberaufſicht über ein Gemeinde>, 
Kirhens oder zu milden Zwecken bejtimmtes Stifs 
tungssDBermögen ($. 4 Wr. 5) hervorgehenden Ges 
nehmigungs » Dekrete, z. B. zur Prozehr Führung, 
Aufnahme von Darleihen, Eingehung von Pacht—⸗ 

verträgen:ıc. und . 

b) die Trauſcheine für UntersDffiziere und ‚gemeine 
Soldaten. 

3) Die Zufififationd-Scheine über Gemeinde-Rebnungen. 

4) Die Verhandlungen über. Aufnahme und Entlaffung 

: von Unterthanen, Bürgern, Schugbürgern, Dorfnach⸗ 

barn und Hausgenoſſen, fo weit fie bei öffentlichen 
Behörden vorfommen, mit Ausnahme jedoch der jährs 
lien Verpflichtung der» adesmuͤndigen jungen .. 
fhaft zu Unterthanen,. 

ı 5) Streitige Geſindeſachen. 

6) Pruͤfungs⸗, Dienftanftelungss a Dienfivetätigungss 
Samen, mit Ausnahme: . 

» der Zeugniffe afademijcher Lehrer m ber Squl⸗ 
Zeugniſſe, 
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b) der AnftelungssDefrete für Schulamts » Gehülfen, 
ce) der die Prüfung und Anftelung der Hebammen 
betreffenden Verhandlungen und 
d) jeder Bekanntmachung einer gefhehenen Anftellung. 
7) Abſchieds- und PenfionssDefrete ausgenommen: , 
a) die für Militärs vom Feldwebel, diefen einſchluͤſſig, 
abwärts, 
b) Wittwen » Penfions » Defrete. 
8) Rang» und Titels Verleihungen, 
9) Lehns » Angelegenheiten, 

10) Die Unterfuhung und Beftrafung der Uebertretung 
polizeilicher und disziplinarer Vorſchriften und Zunfts 
ordnungen, fodann der Impoſt⸗-, Zoll» und anderer 
Defraudationen und der ungehorfamen Militär, Dienfts 
pflichtigen. 

11) Verhandlungen in Ehe⸗Angelegenheiten bei den Ober» 
Konfiftorien und die Kirchftuhl: Angelegenheiten bei 
denfelben, in fo fern fie bloß ein Privat » Sintereffe 

betreffen. , Bei den Ephoral» Behörden und Pfarreien 

hingegen find beide Gegenftände fportelfrei, unters 
liegen aber den $$. 138 und 140 beftimmten Ges 
bühren. 

12) Die in übrigens fportelfreien Berwaltungs- Yngeler 
genheiten durch Nichtbefolgung erlaffener Ladungen, 
Auflagen und anderer Verordnungen berbeigeführten 
Miederfchriften und Ausfertigungen. 

13) Alle Verfügungen, die durch einewoffenbar muthwillige 
Beſchwerde veranlaßt werden. 


$. 6. 

Die im $. 4 Mr. 1, 2, 3, 8, 10, 12— 14 bei gerichts 
lichen Geſchaͤften feftgeftelten Sportelausnahmen gelten 
auch für Fälle gleicher Art, die bei folden Verwaltungss 
Gegenftänden vorkommen, welche nad vorftehendem Paras 
graphen dem Sportelfage unterworfen find, gleichviel ob 
fie bei Untergerichten, in fo fern diefe zugleich Verwals 
tungs» Behörden find, oder bei bloßen Verwaltungs » Ber 
börden vorkommen. | 
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Alle Sportelfäge find, wo nicht ein Anderes aus» 
dDrüclich vorgefchrieben ift, immer nur von dem erften 
Bogen einer NMiederfchrift oder Ausfertigung zu verfiehen 
und umfaffen die Schreibgebühr mit. Jeder 
zweite oder weitere Bogen einer Miederfchrift oder 
Ausfertigung wird mit vier Groſchen angelegt, eben» 
falls einfhläffig der Schreibegebühr. Es muß jedoch jede 
Seite einer Reinfchrift oder Abfchrift, einfhlüffig der Res 
giftraturen und Protofolle, mindeftens 24 Zeilen und jede 
Zeile mindeftens 10—12 Syiben, bei gebrochenen Bogen 
aber mindeſtens 8 Sylben enthalten. So oft bei Abfchrifs 
ten die zweite oder folgende Seite nicht einmal halb bes 
fohrieben ift, darf nichts dafür angefegt werben. 
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Wird eine und diefelbe Urkunde mehrfach ausgefertigt: 
fo tritt der vorfchriftsmäßige Sportelfag nur für das erfte 
Exemplar ein. Bei den übrigen Eremplaren wird für den 
erften Bogen acht Groſchen und für jeden weiteren Bogen 
vier Groſchen gerechnet. 

Der Betrag der für das Haupt-Eremplar liquidirten 
Sportel muß auf dem eiften Bogen der anderen Eremplare 
von der Behörde angemerkt werden. 

Enthält hingegen eine und dieſelbe Urkunde mebre 
dem Sportelanfage unterworfene Geſchaͤfte: fo muß für 
jedes derjelben der geeignete Anfag berechnet werden. 


$. 9. 
Die Sportelfäge find entweder: 

A) fefttenende, für beflimmte Gefchäftsgattungen, 
ohne Rückfiht auf den gegenftändlichen Werth, Klaſ⸗ 
fen»Zaren, oder 

B) fteigende, nah Verhaͤltniß des Werthes der Ges 
genftände, Werths⸗,Taxen. 


$. 10. 
So oft der Geldbetrag eines der Werths⸗Taxre 
unterworfenen, an ſich fchäßbaren Gegenftandes aus den 


Verhandlungen felbft nicht Flar hervorgeht, find folgende 
Bellimmungen, fo weit thunlich, zur Anwendung zu bringen: 
1) Srübte und andere Naturalien werden na der bei 
Großderzoglicher Kammer feflftehenden Taxe oder be» 
züglih nach andern öffentlich geltenden Taren und in 
deren Ermangelung nach den laufenden Marktpreifen, 
Außerftien Falles nad billigem Ermeffen der Behörde, 

zu ©elde angefchlagen. 

2) Dei Verkaͤufen, Erbpäcten und Erbzinsverträgen wird 
der wahre, volle, feftgefegte Kauf» oder Ueber 
laffungspreis, einfchlüffig Schluͤſſelgeldes, Erbftand, 
geldes und jeder Art ausbedungener Nugungen und 
Leiftungen, ald Werth angenommen. 

3) Immerwaͤhrende Nugungen oder Leiftungen werden 
mit Fünf und Bmanzig des einjährigen Detrages zu 
Kapital erhöht. 

4) Wenn für künftige Veräußerungs + oder Erbfälle ein 
Lehen» oder Refognitions-Geld auferlegt wird: fo ift 
der Zwanzigfte Theil diefes, nach dem dermaligen 
Werthe des Grundſtuͤcks auszumwerfenden Betrages als 
jährliche Leiftung anzufehen und mit Fünf und Zwan⸗ 
zig zu Kapital zu erhöhen. 

5) Bei Taufchverträgen fommt nur der Werth jener Ge 
genftände in Anſchlag, die derjenige von beiden Theis 
len, weldyer am meiften abtritt, vertaufcht. 

6) Auspülfsweife ift der Werth von Grundftücden ober 
Gerechtſamen nad dem jüngften Erwerbspreiſe inner 
halb der legten dreißig Sabre anzunehmen. 

7) Der Werth eines Klage, Gegenftandes wird bei Er 
fenntniffen oder Vergleihen in erfter Inſtanz nad 
der eingeklagten Hauptforderung bemeffen und Neben» 
forderungen an Zinfen, Früchten, Schaͤden, Koften 
u. f. w. werden nur in fo weit berücfichtiget, als fie 
noch vor dem Erfenntniffe in beftimmten Zahlen 
bervortreten. 

8) In Konkurss Prozeffen richtet fi die Taxe zu ben 
Lofations» und Diſtributions⸗Beſcheiden erfter Inftanz 
nab dem Sefammtbetrage der Aktiv⸗Maſſe. 


— 12 — 


9) Wird der Rechtsſtreit gerade über ben Werth einer 
Sache geführt: fo gibt erft die Entſcheidung über 
diefen Werth die Norm für den Eportelanfag. 

Kommt es aber bei einem ſolchen Rechtsſtreite gar 
nicht bis zur Entſcheidung, oder läßt der Etreit» Ges 
genftand überhaupt, feiner Natur nad, eine bejtimmte 
Schaͤtzung nit zu: fo wird, jedoh bloß zum Bes 
bufe des Sportelanjages, nah Maßgabe der 
Umftände ein gewiſſer Geldanfhlag vom Gerichte 
feitgefegt. 

10) Wenn es fih von jäbrlihen, auf Lebensdauer oder 
auf eine bejtimmte Reihe von Jahren abzureichenden 
Leiftungen handelt: fo ift die Sportel im legten alle 
nad der Summe fämmtlider Leiftungen, im erjten 
Salle aber nach der wahrſcheinlichen Lebensdauer Der 
betheiligten Perfon auf dem Grunde folgender Stufen» 
leiter zu normiren: 

Es ift nämlih anzunehmen, daß eine Perfon bei 
einem Alter von 

41 bis 20 Jahren nod lebe: 30 Sabre, 


ii 23 J ⸗ 28 ⸗ 
26 s»s 30 ⸗ ⸗ e 25 8 
1.35 + 1 2 6 
56 » 40 ⸗ ⸗ ⸗ 20 ⸗ 
41⸗ 45 ⸗ * ⸗18 ⸗ 
46 ⸗50 ⸗ ⸗ 13 ⸗ 
51⸗55 ⸗ ⸗ ⸗ 9 ⸗ 
56 » 60 s . 5 7 D 
mebr als 60 ⸗ ⸗ ⸗ 5 ⸗ 


Jedes bereits begonnene Lebensjahr iſt hierbei fuͤr 
voll zu rechnen. 

Von dem ſich hiernach ergebenden Geſammtbetrage 
der jaͤhrlichen Leiſtungen find fünf Prozent Zinſen 
ber Jabresleiitung bis zur legten in Abzug zu brins 
gen. Demnach wäre, z. B. wenn eine erſt nad ſechs 
Jahren fällige Summe von 200 Thlr. den Gegenitand 
des Streites bildet, die Sportel nur aus 140 Thlr. 
zu bereuen. 


— 5— 


11) Bei ſolchen Sportelberechnungen iſt von dem Alter, 
in welchem die betroffene Perſon zur Zeit des Sportels 
anfages ſtehet, auszugehen. 

Stirbt aber die Perjon im Laufe der Verbands 
lungen: fo werben die weiteren Sportelanfäße nach 
dem nun unzmweifelhaft gewordenen Betrage des Streite 
werthes bemefjen. 

12) Eben fo ift bei Berechnung der Aktiv» Maffe eines 
Schulds oder Konkurs Wefens, in fomweit die Maffe 
durch Gehaltsabzüge oder andere mit dem Tode des 
Schuldners aufpörende Zuflüffe gebildet wird, Die 
wahrfcheinliche Lebensdauer des Echuldners zu Grunde 
zu legen; bei folchen jährlihd oder fonft allmählig 
disponibel werdenden Zuflüffen aber, die mit Dem 
Tode des Schuldners nicht aufhören, ift die Spor— 
tel nab der ganzen Hierdurch nach und nad) zu 
berichtigenden Paffiv» Maffe zu berechnen. 

13) In zweiter oder dritter Inſtanz wird nur auf die 
Beichwerdefumme gefehen; wo aber eine ſolche in Zah— 
len nicht hervortriet, oder wo die Beſchwerde gegen 
den ganzen Inhalt des früheren Erkenntniffes gerichs 
tet ift, wird auch bier der in erfter Inſtanz angenom⸗ | 
mene Maßftab beibehalten. | 

s. 11. — 

So oft vorſtehende Beſtimmungen nicht ——— 
oder nicht ausreichend find, muß die Behörde den Werth 
von den Betheiligten felbft angeben laffen, und, falls fie 

Gründe hat, deren Angabe für unrichtig zu halten, fofort 

eine kuͤrzliche Abfhägung durch Sachverſtaͤndige veranlaffen, 

auf welche anzutragen den Betheiligten überhatipt in allen 

Faͤllen freifteht. 


$. 12% 

Alle folhe Ermittelungen find fportelfrei, To lange 
Fein abfichtlibes Verſchweigen des wahren Werthes hervor- 
tritt, oder die Betheiligten nicht felbft eine Abſchaͤtzung 
verlangen. - 

VI. Band, 18 Heft. ' 3 


Eu: 
5. 13. 


In allen Fällen, in welchen dem Sportelanfage eine 
offenbare Unrichtigkeit zu Grunde liegt, ift die höhere 
Behörde von Amtswegen einzufchreiten eben fo berechtiget 
als verpflichtet. 


$. 14. 
Jede Werthebeftimmung ift auf das landesgeſehzliche 
Kaſſegeld zuruͤckzufuͤhren. 


$. 15. 

Hinfihtlid der nad Prozenten beftiimmten Werther 
Taxen gilt, wo nit ein Anderes ausdrädlich beſtimmt 
tft, die Negel, daß von funfzig Thalern (diefe eins» 
Ihlüffig) des gegenftändlihen Werthes an das Hundert 
für vol genommen und dagegen ein Betrag unter funfs 
jig Thalern nicht beachtet wird. 


$. 16. 


Wo hingegen in gegenmwärtigem Gefepe für eine und 
Diefelbe obrigkeitlihe Handlung ein höchſter und ein 
niedrigfter Anfaß ohne nähere Befchränfung vorfommt, 
ift e8 der betroffenen Behörde überlaffen, den angemeſſen⸗ 
ten Anfag innerhalb jener Gränze pflichtmäßig zu beſtimmen. 

Sind fünf Thaler die Außerfie Grenze: fo darf diefe 
Beſtimmung nur nad ganzen oder halben Thalern, find 
funfzehn Thaler die äußerfte Grenze: fo darf fie nur nad 
ganzen Thalern und darüber hinaus nur nah Zwiſchen— 
fügen von fünf Thalern getroffen werden. 

Wo ‚aber . zwei, verfchiedene, AUnfäge durch „oder“ 
bezeichnet find, beſchraͤnkt fih jenes Ermeffen der Behörbe 
bloß auf die Wahl zwifchen beiden, ohne Zuläffigkeit eines 
mittleren Anjages. 


$. 17. 


Niemals darf für irgend eine obrigkeitliche —— 
Etwas gefordert werden, fuͤr die ſich nicht im gegenmärti- 
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gen Gefege ein beftimmter Unfag nach unzweifelhaftem 
Wortverſtande findet. 

Ausdehnung der vorgefchriebenen Anfäge auf andere 
ähnliche Fälle ift durchaus verboten und nie fol eine Obfers 
vanz dafür angeführt werden dürfen. 

$. 18 

So oft Hingegen über den wahren Sinn dieſes Geſetzes 
Zmeifel entſtehen follten, haben die Unterbehörden, ebe fie 
die Koften dem Zahlungspflichtigen abfordern, bei den 
Landesregierungen anzufragen, die — jede in ihrem 
Bereihe — hierbei auch binfichtlich ſolcher Anfäge, wels 
he eine VBerwaltungsangelegenheit betreffen, ausſchluͤſ— 
fig zuftändig feyn follen. Die Landesregierungen haben 
alsdann — und eben fo, wenn bei ihnen felbft oder bei 
anderen Landes» Kollegien folde Zmeifel Hervortreten — 
forgfältig zu ermeffen, ob die Einholung authentifcder 
Interpretation erforderlich oder eine boftrinäre Snterpres 
tation zuläffig iſt. 

Jede ſolche authentifche oderboftrinäre Interpretation fol 


fofort durch das Regierungs- Blatt öffentlich befannt gemacht 
werden. 


—— 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon der Klafjen-Tare 
A. Gemeinfchaftliche Beftimmungen für Civil- Zuftizs 
und für Semaltungs⸗ Gegenſtande. 
$. 19. 
1) Alle Negiftraturen und Protokolle, Hinficht- 
li deren kein höherer Anſatz ausdrüclich 
vorgefchrieben ift, für jede ganz oder theil⸗ 
weiſe beſchriebene Seite.. —2Thl. 2Gr. 
Inſinuations⸗Regiſtraturen find du rch⸗ 
gehends frei (F. 4Nr. 14). 
Anmerkung. 
a) Unter „Regiſtratur“ wird überall 
in Diefem Geſetze die abgeſonderte Nieder- 
.3* 


— 36. — 


ſchrift eines einfeitigen Anbrin— 
gens, oder einer einfeitigen Erflärung, 
oder einer von der Behörde für nöthig 
erachteten Bemerkung verftanden. 
b) Wenn mehre Zeugen» oder andere Vers 
nebmungen unmittelbar hinter einander 
erfolgen: fo wird gleichwohl jede als 
ein befonderes Protofoll angelegt. 
c) Wenn nicht wenigftens die erfte halbe 
Seite des zweiten oder folgenden Blat—⸗ 
tes eines Protokolles oder einer Regiftras 
tur vol befchrieben ift: fo darf das an» 
gefangene Blatt nicht gerechnet werden. 
2) Brotofolleüber Hinterlegung, bezüg 
lich Aufnahme 
a) eines Teftamented . » x 2 0 2. + 1Xhl.12 Gr. 
b) eines Nachtrages dazu. . » ll us 
einſchluͤſſig zua und b des Hinterlegungs⸗ 
ſcheines. 
Wird der letzte Wille ſelbſt erſt bei Ge— 
richt niedergeſchrieben: ſo erhoͤhet ſich der 
Anſatz für jedes Blatt der Niederfhriftum — » 8%» 
3) Protofolle über Zurüdnahme eines ” 
ten Willens. . » — + 16» 
4) Protokolle über Sröffnung eines Tepe 
ten Willens 
wenn Ehegatten oder Abkoͤmmlinge bes 
Srblaffers Erben, . 2» 2 2 2 2. le 
wenn andere Pflichttheils » Berechtigte 
allein oder mit dritten Perfonenerben . 2 —+ 
wenn Verwandte, bie nicht Pflichttheilss 
berechtiget find, allein oder mit Pers 
fonen, weldye gar nicht verwandt find, 
Abeee 6838 
wenn letztere allein erben....4 
Anmerkung zu Nr. 3 und 4. 
Es verſteht ſich, daß wenn neben dem 
Teſtamente gleichzeitig auch Kobizille 
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eroͤffnet oder zuruͤckgegeben werden, der 
Protokoll⸗Anſatz dieſerhalb keinesweges 
ſteigt. 
5) Erhfcyaftsberictigungs » Protokolle, d. b. 
ſolche, in welchen der Nachlaßbeſtand voͤllig 
hergeſtellt wird (nicht alſo bloß vorberei— 
tende Verhandlungen)... . . . —2hl. 12Gr. 
6) Protokolle bei Terminen, die von einem 
verſammelten —— gehalten 
werden . . 1.0 —ı 
7) Protofolarifche Mofoabnis von Velima 
ten oder Gubftitutionen . » « — ⸗ 8»: 
von Syndikaten und General; Boll, = 
machten - » :.- . .. — ⸗— 166 
wenn jedoch uͤber 20 Gemeindeglieder 
verfammelt werden: fo tritt N jedes. 
zeben mehr verfammelter noch ı .:. cm :# . 3» 
hinzu. Ä 3 
Anmerkung. | 
Die zum Protokolle erklärte Genehmi⸗ is 
gung der früheren Verhandkungen eines. 
mit Vollmacht nicht verfehenen Anwaltes 
unterliegt demſelben Anſatze. 5 
8) Jeder erfte Bogen einer von Öffentlichen . 
Behörden ergebenden Ausfertigun g, 
falls kein hoͤherer oder niedrigerer Anfag 
ausdrüdli vorgefchrieben it 2... ı— v8" 
9) Jeder zweite oder folgende Bogen, one 
Unterfhied, auch wenn die Ausfertigung‘ 
ber Werths⸗Taxe unterliegt (7) « cn: An 
10) Abfchriften, die bei öffentlichen Behoͤr⸗ 
ben gefertiget werden, ‚jede Geice:, ein« . 
khlüffig der bisherigen Bergleihungs» 
gebübr 2.0... ee ie 
und bei gebrochenen Bogen ET. 779 We A 
Ertrafte, die wörtlich aus einer andern: 
Ehrift entnommen werden und Akten, 
Derzeichniffe, die über eine Seite beiras 


Yr 
24 


‘ | 8 — 38 = 


gen, werben eben fo angefeßt, außerdem 
aber find legtere frei, und erftere wie Aus— 
fertigungen zu liquidiren (Nr. 8. dieſes $.) 
Anmerfung. 
So oft bei Abſchriften Die zweite oder 
folgende Eeite nicht einmal halb befchries 
ben ift, darf nichts dafür angefegt wer⸗ 
den ($. 7.) 
41) Beglaubigung von Abfchriften oder Ex— 
traften, Die nicht Über drei Bogen füllen — Thl. Gr, 
für jeden weiteren Bogen noch . „— » 1. 
12) Entfcheidungen der Unterbehörden in. nicht 
| foͤrmlichen Rechtsangelegenheiten, für die 
fein höherer oder niedrigerer Anſatz aus— 
druͤcklich vorgefchrieben ift, fie mögen bes 
fonders ausgefertiget, oder nur zum Pros 
tofolle gegeben werden . . — , 86 
(verſteht ſich legteren Falles außer dem 
Protokoll »Anfage.) 
13) Verordnungen an Rommuns®Vorfteher oder 
Orts⸗Gerichtsperſonen zu amtlicher Wirk, 
famfeit im Partheis oder Polizei» Angeles 
genbeiten, 4 DB. zu Aufnahme einer 
Schaͤtzung, Auspfändung, Verfiegelung, 
Berichtserftattungin Nadlaßfahene.. .— » 4» 
14) Umtaufe (CirkularsLadungen, Eirkulars 
Benachrichtigungen) . een 
15) Berichte der Unterbehörden und Sekretare — +, 16+ 
16) Berichte-der Landes» Kolegien und beaufs 
tragter Mitglieder derfelben, fowie der 
Immediat-Kommiſſionen. tr os 
mit Ausnahme zu Nr. 15 und 16, der 
‚bloßen Unzeige» oder ——— 
für die-nur . x... . . — ⸗ Ba 
anzuſetzen iſt. | 
17) Beftellungsfcheine für ihren 
ven, oder: Konkurs »Sequefter , Abweſen⸗ 


u 


peitsvormünber und Erbfchaffsvertreter” „" 1 Thl —Gr. 
andere Vormundſchaftsſcheine. ...— » 12» 
(fiede abrigens $. 4. Nr. 2) | 
Unmerfung. — 
Wenn fuͤr mehre Pflegebefohlene Hu 
Ein gemeinſchaftllcer Vormund bes 
ſtellt wird: fo it aub nur Ein 
Vormundſchaftsſchein auszufertigen, F 
es ſey denn, daß beſondere Umſtaͤnde | 
ein Anderes nöthig maden. — 
18) Abnahme eines Eides oder feierligen Ans 
gelöbniffes an Eidesſtatt (verfieht ſih 
außer dem Protokoll» Unfage) . ..⸗⸗8 

Bei Vormundſchafts-Verpflichtungen iſt 
hierdurch auch die Eintragung in „das 
Vormundſchafte buch bezahlt. 

Die Verpflichtung der. Geſellſchaſts 
Vormuͤnder iſt ganz frei und ſelbſt die 
Niederſchrift dieſer Verpflichtung, wenn . 
fie bIoß nebenher bei ‚einer‘ anderen Ver⸗ 
handlung erfolgt. 


Eidesformeln, die vor Abnahme des Eides 
ſchriftlich mitgetheilt werden, fuͤr jedes 


Blatt . . . u EL Zee DK Zr * . ° * — —— [4 4» 


20) Reffripte, wodurdh der erſte Auftrag 

zur Behandlung) einer ganzen "Sache 

ertheilt wird 0,0. net ansich — ⸗ 
21) Unmittelbare: landesfuͤrſtliche Reſtripte,“ 
die in Privilegien», Konzeffions:, In t 
nungs- und Gnadenfaden Etwas gewaͤh⸗ 
un re ee u er 
Reſkripte oder andere Verfügungen der‘ 
Landes-Direktion, worin innerhalb 
ihres Wirfungsfreifes eine Entſcheidung 
über fireitige-- Privat» Verhältniffe aus⸗ 
geſprochen wird . tus Se 
23) Alle andere Nefkripte der Öberbehörden, 


19 


— 


22 


— 


ſiehe Nr. 8 und 9 dieſes $. oder bezuͤg⸗ 


lich F. 20 Nr. 10 und 11. 8. 22. und $. 33. 

24) Randbeſchluͤſſe (Subnotationen) 
a) der Oberbehoͤrden an Unterbehoͤrden, 
mit oder, ‚ohne Kommiffions,Ertheilung, 


ingleidhen an die NRäthe oder Sefretare 


wenn fie Kommiſſionen erhalten, und 
b) ſolche Randbefhlüffe (bei Ober» und 
Unterbehörden ) an bie Partheien oder 
Anwälte, die ihnen in Kraft eines Des 
Ereted oder doc ſtatt einer außerdem 
unvermeidliden fhriftliben Aus» 
fertigung vorgelegt werden . . 2. 
Ale übrige Randbefhlüffe find ganz 
frei. 
25) Randzeugniffe . . 
26) Die Scheine. über Aufnahme uns Auss 
länders zum Staatsunterthanen oder über 
Entlaffung aus dem Staatsverbande . 


27) Zeugniffe und Befcheinigungen, welche eine , 


Erlaubniß, eine Befreiung, einen Akten» 
ober Geſetzesauszug oder den zum einer 
Prüfung enthalten . R 
Unmerfung. 
a) Zanzerlaubniß » Scheine für Fleinere 


Bee 


Landorte often jedoch nur Gr. und bei ' 


Erlaubniß-Scheinen zu Ausftellung von 
Kunftwerfen und anderen Seltenheiten 
oder zu Konzerten, Kunftübungen und 
dergleihen wird für jeden Tag 16 Gr. 
bis 2 Thl. angefept. 

b) Hinfihtlih der Hypotheken⸗ Sdein⸗ 
ſiehe $. 62. 


c) Alle andere Zeugniffe gehören. unter au ın 


Nr. 8 dieſes $, 
28) Gerichtliche Beſtaͤtigung oder Errichtung 


von Vertraͤgen oder Urkunden, die der | 


Werths-WTaxe ‚nicht unterliegen, z. B. 


— 4 — % 


Eheberedungen, N N Eins 

findfchaftungen . . . . . + 1Thl. — Gr. 
Doc) fol e8 bei ſehr wicdtigen Gegen⸗ 

ſtaͤnden vom richterlichen Ermeſſen abhaͤn⸗ 


gen, den Konfirmations-Anſatz bis auf 5 +» — — 


zu erhoͤhen. | | 
29) Sreipälle . - A — . 8; 
Die für Zürftengut (mb jedoch ſ portelfrei.. 
Unmerfung. 
Ein Freipaß, der dem Pachter oder 
Eigenthuͤmer eines Gutes ertheilt wird, 
ift jedes Mal auf drei Jahre gültig. 
Lautet er auf mehrere Sabre zugleich: 
fo wird gleichwohl für jedes Jahr 8 Gr. 
angelegt. Bei Gütern, beren örtliche 
Lage bei jeder Fuhre in das Ausland 
einen eigenen Freipaß erfordert, tritt 
eine jährliche Averfional » Einrichtung 
von 16 Gr. ein. 
30) Reiſepaͤſſe, Wanderbuͤcher, Aufenthalte» 
oder Sicherheits-Karten. —6⸗ 


B. Beſondere Beſtimmungen fuͤr Unterſuchungs-Sachen, 
einſchluͤſiſg der Impoſt- oder Zoll » Defraudationg-, 
Ruͤge- und Denunziations-Sachen, fo wie der poli⸗ 
zeilichen Unterſuchungen. | Ä 


9. 20. 
1) Regiftraturen und Protokolle, für jedes 
Blatt. 2 arte RE 4 GEr. 
 Unmerkung: 
a) Geſchieht die Eröffnung eines Erkennt 
niffes in Einem: Protofolle mehren 
Angeſchuldigtendzugleich: fo wird gleich» 
wohl für jede 4Gr. angelegt. 
b) Perfonals Befchreibungen der Angefchuls 
Digten werben ben each gleich 
geachtet. 


— —* 


u” 2ZET se — —4—4 
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c) Die Anmerkungen a, b und ce zu F. 19 
Nr. 1 find auch hieher zu beziehen. 
2) Zermind» Protokolle in Snjuriens Denun: 
ziations -Sachen, wenn im Termine ein 
Vergleich zu Stande gebradit mird 
(vers. TI)... . + — Thl.12&r 
3) Spegial-Inquifttions-Protofole, für jedes 
Blatt, Fragen und Antworten zufammen — » 8» 
ingleiben Protofole über Haupt» ober 
Schluß sBerhöre, die an die Stelle eines 


artikulirten Verhoͤrs treten, 
4) Ubnahme eines Reinigungseides oder einer 


eidlihen Kaution . . .— +, Be 
(verſteht fih außer dem Protofol-Anfage). | 
Unmerfung. 

Für die Abnahme aller andern Eide, 

\ z. B. der Zeugen und Sachverſtaͤndigen, 

wird außerdem ProtofoleNichts angefegt ' 

5) Weifungen oder Befcheide der Unter Bes i 
hörden, fie mögen gleich: zum: Protokolle 
ertheiltoder befondersauggefertiget werden, — # 8» 
(verfteht fih bezüglich, nur dem ‚ Yrofoe 
koll⸗Anſatze). | 

ö) iin .2fꝰ 

7) Berichte: | 

der Unter» Behörben — Eefretare,;, .— ⸗416⸗ 
der Landess Kollegin . . . . 1, — ⸗ 
bloße Anzeige» oder Ateneinfendungsr 

Berichte aber nur u ET Tea il 

8) In WaldbußsAngelegenpheiten, die an alle Ir 
gemeinen WaldbußsZagen vorgenommen » "5 
werden, in Felddeube»sUnterfuhungen und 6 
in ganz geringfügigen Polizei-Unterſuchun— 
gen treten die Anfäge Nr. 1,4, 5 und 7: 
des gegenwärtigen $. nur zur Hälfte ein. 

9) Straferkenntniffe. der Landes⸗Juſtiz-Kolle =: = \ 
gien, je nad Beruͤckſichtigung der Wich— * 
tigkeit und Schwierigkeit der Sache und 
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der Vermoͤgens⸗Umſtaͤnde des Beſtraften 1Thl. — Gr. 
bis 6⸗ — ⸗ 
in Stuprations⸗, Felddeube- und Wald— 
buß⸗Angelegenheiten aber, ingleichen wenn 
bloß ein untergerichtliches Straferkenntniß 
beftätiget oder gemildert wird, immer nur — » 12» 
10) Refkripte oder fonftige Enticheidungen der 
anderenLandes,Kollegien, worin innerhalb 
ihrer Zuftändigfeit in polizeiliden-, Dies 
ziplinar-, Impoſt- oder Zolls Defraudas 
tions » Unterfubungen eine Strafe oder 
Koftengeltung ausgeiproden, oder eine 
ſchon ausgeſprochene beftätiget oder gemil⸗ 
dest wird. .— ⸗416⸗ 
11) Abſchriften une Akten » Verzeicniffe, Bes 
glaubigungen, Randbefhlüffe und Eides; 
formeln, die vor Abnahme des Eides 
fhriftlid mitgetheilt werden, fiehe $. 19 
Mr. 10, 11, 19 und 24. 
12) Ale andere Ausfertigungen, namentlich 
auch ZnftruktionssNefkripte ©. oo — ⸗ 86 
13) Sitzgeld von Gefangenen, taͤglich ». .— or 1+ 


$. 21. 

Eo oft in Unterfuhungsfällen bei Kriminal-Gerichten 
die Kojten, der Billigkeit vorfiehender Eportelfäge unges 
achtet, gleihmwohl außer allem Berhältniffe zu dem Vergeben 
und zu der Vermögenslage bes Zahlungspflichtigen erſchei— 
nen, find Die zuftändigen Landes» KRollegien ermächtiget, Die 
Koftenzahlungs-Pfliche Ceinichlüfftg der Verläge) auf einen 
runden Betrag von einem ‚bis fünf Thalern nad 
pflichtmaͤßigem Ermeſſen zu beſchraͤnken. 


er AU. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon der VerthbssTare 


A. Sühneverfuche vor dem Beginne eines förmlichen Nechts= 
ftreites, nach dem Gefee vom 12. April 1833 zur Ablür- 
zung und Verbefferung des Prozeß-Verfahrens. 


$. 22. 
Wenn im Termine ein Vergleich oder das Zugeftändnig 
ber Forderung ermwirft wird, 
a) in geringfügigen Angelegenheiten . . —Thl. 8Gr. 
b) in mindermwidtigen © - = 2 0 0 0. + 16> 
c) in widhtigeren . » cent 
außerdem (d. h. menn weder Zugeftändniß no 
Vergleich erfolgt) nur die Hälfte diefer Anſaͤtze. 
Hiermit find alle bei diefen Eühnevers 
ſuchen vorkommende gerichtlihe Handlungen 
bezahlt, ausgenommen nur die Abfchrift des 
Protofolles, wenn eine folche erfordert wird. 


B. Sörmliche Rechtsſtreitigkeiten. 


J. Geringfuͤgige, 
d. h. deren Gegenſtand nicht über 15 Thle. beträgt 
(vergl. Geſetz vom 31. Mai 1817). 


$. 23. 
1) Regiftraturen und Protokolle, für jedes 

Bas a Er ee. te „—Zhl. 3gr. 
Anmerkung. 

a). Die Anmerkungen zu $. 19 Nr. 1 find 
auch bierher zu beziehen. 

b) Die Feftftelung einer Schuldberehnung 
(Constitutio liquidi) wird, ſowohl in 


— — 


geringfuͤgigen als in allen andern 
Rechts⸗Angelegenheiten, wie ein Proto— 
koll angeſetzt. 
MBerichte und Zwiſchen-Reſkripte . . .—Thl. 8Gr. 
3) Abſchriften ſiehe F. 19 Nr. 10. 
4) Für Beglaubigung, protokollariſche Voll, 
machtsaufnahme, Randzeugniffe, Randbes 
ſchluͤſe (Subnotationen), Eidesabnahme 
und Eidesformeln finden die $. 19 Nr. 7, 
11, 18, 19, 24 und 25 beftimmten Anfäge, 
jedoch nur zur Hälfte ftatt. 
5) Ale andere Ausfertigungen . 2 2 2. 4 
6) Erfenntniffe | 
a) in erfier Inſtanz: 
aa) wenn fie glei im erften Termine, 
oder doch unmittelbar darauf ohne 
vorherige meitere Verhandlung er 
‚, Beiltwrden „on 00 00% 
bb) wenn ein zweiter Güte» und Rechtes | 
Zermin vorbergegangen 2 2: 20 —⸗ 
b) in zweiter Inftanz, es mag ein 
Derhörs » Termin darin vorkommen 
= BO DIBE 5 2 ihn 
„Anmerkung. | 
Wenn der Klage» Gegenftand nicht über 
5 Thlr. beträgt, oder wenn im Termine 
die Klage ohne Weiteres zugeftanden oder 
in contumaciam für eingeräumt geachtet 
wird: fo tritt nur Die Hälfte vorſtehen⸗ 
ber Anfäge ein. 


$. 24 
Mit diefer Erkenntnißfportel ($. 23 Nr. 6) find zus 
gleih alle Niederfchriften und Ausfertigungen (nicht alfo 
auch Abſchriften) bis zur Eröffnung bes Erkenntniffes und 
dieſe einfchlüffig bezahlt, ausgenommen nur: 
a) die Regiitratur einer mündlichen Klage, 


—— 


b) Ladung, Vernehmung und Vereidung von Zeugen 
| und Gadverftändigen, 
c) Requifitions » Schreiben, außergewöhnlide Benacbs 
richtigungen und Mittheilungen, 
Id Beihtigungss- Protokolle, 
e) Regiftraturen über nachgeſuchte Termins⸗Verlegung und 
f) die dur Gtreitverfündigung, Streit» Dazwilchentritt 
oder Streit-Wiederaufnahme, ingleihen durch Perhor— 
rescenz veranlaßten Handlungen, hinſichtlich derer, 
fo wie hinſichtlich aller auf Berichtigung (Purififation) 
und Vollſtreckung des Erfenntniffes gerichteten Hands 
lungen, die befondern Anfäge des vorigen $. Nr. 1-5 
eintreten. 


$. 25. 

Wird die Sache vor Gericht verglichen: fo tritt, 
bezüglich in erfter oder zweiter Inſtanz, ein Anfag von 
Zwei Drittel der Erkenntnißfportel ein, womit alsdann 
alle in berfelben Inſtanz vorhergegangene Handlungen 
bezahlt find, ausgenommen nur die im $. 24 befonders 
bezeichneten. 


$. 26. 


Bei gerichtliben Vergleichen, die nur die Yurififation 
eines Erfenntniffes betreffen und bei außergerichtlichen, 
oder wenn die Klage glei anfangs verworfen oder fpäter 
aufgegeben wird, finden für die vorgefommenen gerichtlichen 
Handlungen bloß die im $. 23 Nr, 1—5 beftimmten Ans 
fäge ftatt. 


I Minderwihtige Rechtsſtreitigkeiten, 
d. h. deren Gegenftand über 15 Thl., aber nicht über 50 Thl. beträgt 
(vergl, Gefeg vom 31, Mai 1817). 


27. 
1) Regiftraturen . . . » Er + hl, 3Gr. 
Klage-Regiftraturen jeboch Bu em 9 6 
2) Protofole -. » 2» 2 2.2.) 


+ f} -— s As 


as: ARE 


3) Abfchriften, Beglaubigungen, Randzeugniffe 
und Randbeſchluͤſſe, Eidesabnahme und 
Eidesformeln, fiehe $. 19 Nr. 10, 11, 18, 
19, 24 und 25. 
4) Jede ſchriftliche Ladung, die Fein Umlauf ift, 
Zmwifhenauflagen und Benadrichtigungen, 
ingleichen folde Ausfertigungen, wodurch 
bloß Akten eingefordert, uͤberſchickt oder 
zurücdgefendet werden . 2. 2... .—Thl 4Gr. 
5) alle andere Auffertigungen, nur Erfennt- 
niffe ausgenommen . 2 2 2 2 . — Se 
6) Erfenntniffe: 
a)inerfter Inſtanz: 
aa) wenn fie gleih im erften Termine 
oder doch unmittelbar darauf ohne 
vorherige weitere Verhandlungen ers 
thbeilt werden . 2: 2 2 2 2 2 2: 20 —d4 
bb) wenn ein zweiter Termin vorberges 
ganıem 1 0 0 0 0 0 0 0. 2 » 126 
b) in zweiter Inſtanz: 
es mag in derfelben ein Verhoͤrs⸗Termin 
eintreten oder nidt 2 2 2 2: 2 —H 


$. 238. 

Mit diefer Erfenntnißfportel ($. 27 Nr. 6) find zugleich 
alle gerichtliche Handlungen bis zur Eröffnung des Erkennt, 
niffes und dieſe einſchluͤſſig bezahlt, jedoch unter denfelben 
Ausnahmen, wie fie $. 24 angibt und hinfichtlich deren bier 
Die geeigneten Anfäge des $. 27 Nr. 1—5 eintreten. 


2% 
Wird die Sache vor Geriht verglichen: fo finden 
die Beflimmungen des $..25 Unwendung. — 


$. 30. 
Sn den Fällen, welche ber S. 26 angiebt, treten bloß 
die Anfäge des $. 77 Nr. 1—5 ein. 


— 45 — 


‚ DI. Widtige Rechtsſtreitigkeiten, 
d. h. ſolche, deren Gegenftand Über 50 Thlr. beträgt oder zu Geld 
nicht anfchlagbar ift. 


9. 31. 
1) KlagesRegiftraturen . ©» +. +.) _ —Rbl. 8Gr. 
2) andere Regiftraturen . » JIF— ı+ 4 


3) Protofole über Eröffnung einer Ent- * 
ſcheidung oder eines Zeugen-Rotuls, 8 
für jeden Theil 2 2 2 2 ee. 1 

4) alle andere Protofole . . . — 

5) Abſchriften, Auftrags »Neffripte, Berichte, 
Randzeugniffe, Subnotationen, Eidesabs 
nahme, Eidesformeln, VBollmadtsaufnahme 
und Beglaubigung von Abfchriften oder 
Ertrakten, ſiehe F. 19 Nr. 7, 10, 11, 15, 
16, 18, 19, 20, 24 und 2%. 

6) Jede fchriftlihe Ladung, die Fein Umlauf 
ift, Zwifhenauflagen und Benachrichtigun⸗ 
gen, Requifitionen, ingleihen folde Aus⸗ 
fertigungen, wodurch bloß Akten eingefors 
dert, Üüberfendet oder zurüdgefhidt werden — » 8» 

7) alle übrige Ausfertigungen ohne Unterſchied, 
namentlich auch die Umläufe und Zeugen» 

Rotul, nur mit Ausnahme der Erkenntnifle, — +» 12 + 


$. 32%. 
8) Erfenntniffe: 
a) in erfter Inſtanz: 
aa) in zu Geld anfhlagbaren Aus 
gelegenheiten: 

aaa) Zwifhen»-Erfenntniffe und 
Kontumazial-Erfenntniffe, 

wenn der Klage »Gegenftand beträgt: 


bis 100 Thlr. ES LE a 
bis 200 s Pe er —4 4 es — 4% 
bis 500 ⸗ ⸗ — 5ı—ı 


bis 1000 Ba ... BES TEITTE — 12Gr. 
„bie ‚2000, inn®,.) ; > PR RER u > Bi — “ 
— 2000 Zhlr. am. tritt: für — volle 1 
F 1000 Thin, noch Dinamo 43. — R 
bbb) End⸗ ‚Grbenutnikfe,: MI ILY AST DR AyE EN HE I 
“wenn, ber — betraͤgt: 
bis. - 100 Thlr. Bes, ei 


wg 

ı bis 200, ⸗ 1a? . . ET u mE BL ur‘ 

bis 600 ⸗1 Yo rg zer. BB Br 12 

Fri B0008 riss an I, 
X bis 2000 Pr), 3e4 En | U a 


-.. von da an tritt ‚fühe jedes vol 1000,&pır: | 
noch Hinzu ed ten er Me 
bb) bei unfhäsbaren Klage» Gegen: 

ftänden: 
—— Zwiſchen⸗ ‚oder Kontumpziok 4@ra X 
143 — inte Nil dt ann Feng 


⸗— ⸗ 

u 1J 187 359254 A bis 5—⸗ 
hab) en. Erfenutsiffk. BEP GET DE Fe De a u — ⸗ 
isdn, 9 EI Ir rd une 10 — ⸗ 


‚Anme r ungin 
. D7’5Sn ——— * — 
Angelegenheiten find ftets mu die 
niedrigften, Unfäge zu liquidiren. 
2) Eo. oft einem. Erkenntniffe Edi: 
talien —— erhoͤhet ſich 
der Anſatz um cas eva de ⸗ 
3) Es verftept ic, daß die Gebühren 
für Einrädung. der Ediktalien in 
Öffentliche Blätter. nicht vom der Er⸗ 
kenntnißſportel umfaßt, fondern als 
Derlag aufgerechnet werden... 


.$ 33. Y 
Den ie Gain follen hinſichtlich der 
Erfenntnißfportel namentlich auch beigezählt werden: bie 
Kontumazial» Beicheide in Konkurs Sachen, Prozeffe über 
die. Rechtswohlthat der Vermoͤgensabtretung, uͤber die 
VI. Band, 18 .Heft, 4 


u We 


Amortifation verlorener Dofumente oder eingetragener For, 
derungen, über den Aufruf unbekannter Prätendenten oder 
über ZTodeserflärungen, über Wiedereinfegung in den 
vorigen Stand wegen Vernachlaͤſſigung der Anmälte, in» 
gleihen diejenigen, die zwar einen zu Geld ſchaͤtzbaren 
Gegenftand betreffen, wobei es aber weder ftreitig ift, wie 
viel derfelbe betrage, noch wem er zugehöre, oder wer ihn 
zu leiften habe, fondern wo bloß rechtliche Hülfe zu Ber 
wirkung der Leiftung oder Sicherſtellung geſucht wird, 
„ ©. Erefutions , oder Kuͤndigungsprozeſſe. Es verſteht 
fih jedoch von felbft, daß, wenn ein folder Prozeß⸗Gegen⸗ 
ftand als minderwichtig oder geringfügig erfcheint, alddann 
lediglich die Beſtimmungen der $$..23—30 eintreten. 


$. 34. 
b) In ber Appellations⸗Inſtanz:— 
aa) wenn das Erfenntniß-ohne vorherigen Termin bei 
dem Zuftiz-Koflegium fofort durch Refkript erfolgt, 
aaa) dafern die Appellativn als defert oder formell 
unftatthaft verworfen, oder nur über Inzident— 
Punkte, oder aber über eine bloße Ertrajudizials 
Appellation entfchieden: wird. . . 2291.12 6©r. 
bbb) außerdem 
für ein Zwifchen» oder Kontuma 
ziatzErkenntni . 0...“ 
. bie 
für ein End, Erkenntniß: Fr 
I bis 
bb) bei voraußgegungenen Zermine vor 
dem Juſtiz⸗Kollegium: Ä 
für eın Zwiſchen- oder Kontuma⸗ 
zials Erfennnib . ie. 


nn % .-»“ 0 


bis 
für ein End, Ertenntniß — 
bis 


⸗ 
—⸗ 
—c 
⸗ 


a “a = 3 


— 


oosıw 


$. 35. 
Mit den in vorfiehenden SS. 32 und 34 beſtimmten 
Erkenntnißſporteln ſind zugleich alle Niederſchriften und 


* 


- a — 


Ausfertigungen vom Begiume der Inſtang Spiez Erbff⸗ 
nüng! des Erkenutnſſes dieſe einſchiafſtg bhzahit, ausge⸗ 
nommen nur die im $, 24 bezeichneten Handlungen, welde 
— und zwar in mwidtigen Baden nad 31 — befonders 
zu tarıren find. * 
Se jedbch jebe eaen het" ofihrift des 
Etkruntuſfes vhne Näkficht auf diz —7 hes lebte⸗ 
vr, le er een. et 
us grellnd an micha BE Bus nike? 
$. 36. AUT“ 


Bird ⸗das Cuntrrgerichtliche oder obergerichtliche) Eis 
kenntniß in einer wichtigen Rechtsſache ler im- Termine 
zum »Protöfolleiertheile,; oder dre Sache vor Geuſcht vers 
gie: fo tritt der Hähftüg e Unfog derjenigen Erkennt⸗ 
nißfportel ein, die, waͤre die Sache nicht vorglichen worden, 
für das naͤchſte zu fällen geweſene Erkenntuiß flat gefunden 
hätte; alfo z. B.wenntn im rſten Taniae gleich. auf das 
Beweisverfahren komproͤmiitirt wird) idie: Hälfte des An 
fages fir ein. Zwiſchenerkenntniß. Damit find. alsdann 
auch alle in derſelben Inſtan vorhergegaugens Handlüngen 
bezahlt, nur mit denſelben Ausnahmen wid Bei 9124 und 
35. Im Zweifel, ob ein Zwiſchen⸗ oder End» Erkenntnig 
zu ertheilen geweſen, wäre „iſt das erſtere anzunehmen. 

. Anmerkung, us: a te by Blut an 
or Auf die Bergleihsfumme. wirb mithin bei Ber 
ſtimmung dieſen Vergleichsſportel durchaus keine 
Ruͤckſicht genommen. —— 
oanu asfisnmet. 6 
——UWo—— ‚Se N 37. rue. 2* 
In Faͤllen hingegen, wo der gerichtliche Vergleich nur 
die Purifitafion eines früheren Erfenntniffes betrifft, in. 
gleichen bei außergerichtlichen Vergleichen über rechtshaͤngige 

Sachen, bei Verwerfung einer Klage ohne vorherigen Ter—⸗ 
min, ferner wenn die Klage zuruͤckgenommen oder nicht 
verfölgt wird, treteit für.die: einzelnen gerichtlichen ‚Hands 
lungen ledigbich die Anfäger des F. Stiscin;,, jedoch fo, da‘ 
bei einem’ gorichtiſchen Wergleiche, woͤdurch ein vorher⸗ 
gegangenes Erkenntniß purifizirt wird, z. B. Bergleich 

4* 


— — 


über ſtreitige Schuldberechnung, uͤber Erlaß zuerkannter 
Eibde, ꝛc., oe uns * — — — 
alt s nuldstez 1 yo 30 


nr 1929 — ir, 2 In 6. ‚ng, ! 


„+ Wenn ‚eing in der. Appellations» — lisdent 
oder verglichene. Rehtsfade, in. erſter Inſtanz vor einem, 
Patrimonial-Grrichte.n verhandelt war: fo, find, dew⸗ 
felben aus der Sporteitafle der Appellations- Inſtanz au 
vergüten: 

— in gerimgfuüͤgi ie min —— Ben Sachen 
DE I 1 ya Fe ö- — „Tine 
fuͤr ‚die Bengchrichtigung Per Avalon Ah ld; 

1 ‚fh den Appellationgis Beri bt! ia 1 a ml talı B+ u 
und fuͤr jeden zweiten odgr. en. Bor. 3 Istauiäy 

is. gen, deſſelhen mod: I: ne ee mei TET Ai "il 

Ar an ‚Eröffnung: dest Unpellations«Erkenne- .; a iq 1 

niſſes, dafern sfolde: nice: bei: dem Dbers iu nzat ne © 

‚gerichtergefibiebt » . inten.e.m Ile, 17 At 8 ⸗ 
bie Ladungen. au diefse Sräfnung. ae. EUR 
ſchehen bloß, mündlid.) 1: u und 

2) in widhtigen —— a a, ML di. 
für die Benachrichtigung des ———— a⸗liadus MA 

wo ſolche geſetzlich vorgeſchrieben — Buwe BEIEL —— 


für den‘ Appellations » Bericht Py?aD — 16⸗ 
und fuͤr jeden zweiten oder⸗ —* Be 
gen deffelben „2.0. Zub 4 


für die Eröffnung des Erkenntniffes und 
die Ladungen dazu, dafern die Eröffnung 
nicht bei’ der re nn 
vu! TEN; eh 2 


| Bel 0 ER EREERIRIE U 
27 ‚Diele — geſchieht durch —— * — 
theilweiſen Betrag der Erkenntnißſportel, welche das Pa⸗ 
trimonial⸗Gericht fuͤr — der BT — 
heben dat 


= 6 = 
SM. 


c) In der Lenter uingsw und in der © 
Dber» Appellatfons - Inftang: 


u. 


haben die Partheien;, außer den Urs: 


theld » Zaren‘, welche ausmwärtige 
Eprud » Kollegien ‘oder das Ober⸗ 
Uppellations »Gericht felbft anfegen, 


‚und außer den Urthelsabfchriften (des 


- ren Beglaubigung jedoch [$. 34] eben» 
falls ohne Ruͤckſicht auf die Bogenzahl 
nur mit 4 Gr. zu liquiditen ift) noch 
zu bezahlen . 
womit alle übrige Nieberfchriften ud 


4 Thlr. 


Ausfertigungen bei dem Juſtiz⸗Kolle-⸗ 


gium, von Einlegung des Redhte 


mittels an bis zur Eröffnung des Er, 
kenntniſſes, einſchluͤſſig derſelben, be⸗ 
richtiget ſind. 

War die Appellation, Leuterung oder 
Ober-Appellation mündlich eingelegt: 
fo ift von der Parthei jedes Blatt 

der diesfallfigen Regiftratur mit . 
noch befonders an das betroffene Ober» 
gericht oder Untergericht zu zahlen, 
ingleichen der untergerichtliche Aften- 
Einfendungsbericht, wenn ein foldyer 

nöthig war, mit . 2 2 2 co. 


$. 41. 


- Wird das Leuterungss oder Ober 
Appellations, Erfenntniß an die Unterber 
hörde zur Eröffnung gefendet: fo ift für das 
diesfallfige Nefkript no außerdem . 
anzufegen, und, wenn es an ein Patrimo> 
nial-Gericht ergeht, demfelben für die Las 
dungen ee und für 
diefen felbft . ; — 
zu verguͤten (vergl. 9. 39. 


Gr. 


$ 42. 

Bei einem in ber Leuterungs« ober 
Ober⸗Appellations⸗Inſtanz vor; der. Akten» . : 
verfendung eintretenden Bergleiche find 
für alle Niederfchriften und Ausfertigungen, 
die bei der Landesregierung vorgefommen, 
einfchlüffig des etwa nöthigen Benachrichti— 
gungs-Reffriptes an die — nur 0, Zr. 
zu zabln. . . . . 2Thlr. Ör. 

Wird aber das Rechtsmittel: "gleich 
anfangs verworfen: fo ift die Pan 
QYugfertigung mit . 2... 1 — ⸗ 
anzuſetzen, und fuͤr die bei den. Unterges 

richten etwa vorgefommenen Handlungen 
treten die geeigneten Säge bes $. 31 ein. 


$. 4. 

In Konkurs» Prozeffen find Erfenntniffe, wodurd ein 
Liquidant ganz abgemwiefen wird, ob fie gleich ſchon im 
Haupterkenntniffe mit aufgeführt werden, dennoch befonders 
augzufertigen und dafür eine dem DBetrage der zurüdger 
wiefenen Forderung entſprechende Erkenntnißſportel zu 
liquidiren. F 


B. Cigenthums =» Veränderungen. 


$. 44. 

Für die gerihtlihe Betätigung — einſchluͤſſig 
der lebenherrlihen, wenn die Gerichtöbehörde zur 
gleich die Lehensbehörde ift — aller Kauf», Tauſch⸗, 
Schenkungs-, Abfindungs⸗, Erb» und Erbtheilungsr, Erb» 
pacht- und dergleichen Berträge ober anderer Rectstitel, 
durch welde das Eigenthum (bemwegliches oder unbeweg⸗ 
liches) übergeht, oder eine zu Geld anfhlagbare Servitut 
beftellt oder aufgehoben wird: 

1) wenn der Werth des Gegenflandes 
($. 10 bis 12) nicht über 5 Tpir. beträgt — Thlr. 12 Gr. 
2) bis 10 Thlr. einfhläfflg - -» ..—. 5 16 » 


— 


— 4 — 


3) bis 15 Zhlr. einfhlälig . . . .— Thlr. 20 Br. 


4) bi8 0 > J— Pe a L⸗ — ⸗ 
5) bis 30 — ⸗ .1 6 + 
6) bi8 0 4⸗ ⸗ . 1⸗192 ⸗ 
7) bis 50 + ⸗ 1 + 18 = 
8) bis 60 + ⸗ .... 2⸗— HH 
bis 70 + . er — 
10) bis 8 + ⸗ "RR Eee 42 ». 
11) bis 90 ⸗ ‚ —* 2 1418 ⸗ 
12) bis 100 » ⸗ 3 ss — ⸗ 
von 100 Thlr. an bis zu 10,000 Zpır. tritt Ein hal» 


43) 


bes Prozent, 


14) von 10,000 Thlr. an jedodh nur Ein Viertel Pros 


15) 


16) 


zent hinzu und 

bei Fideikommiſſen, wenn fie mehr als eine Supftitws 
tion in fih faflen, von 500 Thlr. an Ein volles 
Prozent. 

Bei allen im VBerhältniffe von Ascendenten, Descen, 
denten und Ehegatten zu einander vorkommenden 
Erb⸗Zuſchreibeſcheinen (ſeyen fie durch gefegliche oder 
legtwillige Erbfolge herbeigeführt), Looss oder Theis 
lungsbriefen oder fonftigen Erbtheilungs s Beitätiguns 
gen, fo wie bei Alterlihen Xbtretungs s Verträgen 
(Traditiond»Receffen) findet nur die Hälfte vor 
ſtehender Anfäge ftatt. 

Diefe Beftimmungen finden jedob auf Stieffinder 
oder GStiefältern fo wenig, wie auf Geſchwiſter An» 
wendung, wenn es fih nicht zwiſchen legteren von 
Bertheilung aͤlterlichen Eigenthumes, fondern von 
Abtretung oder Vererbung eines ihnen eigenen Ders 
mögens handelt. J— 

Anmerkungl1. 

Diejenigen Verhandlungen, welche vorausgehen 

muͤſſen, ehe es zur Angabe der Theilung oder zur 

Erbantretung und zum Nachſuchen um die Erbzus 

Ihreibung kommt, 5.3. Teftaments-Eröffnung, Vor, 

mundfhafts-Beftelung, Auflagen an die Gefammtpeit 


— 6 — 


der Erben, Vergleichs⸗ und Veraͤußerungs⸗Dekrete :c. 
bleiben der geeigneten Klaſſen-Taxe — 
Anmerkung 2. 
Bei der Lehnsfolge in Kanzlei⸗Lehen bedarf es feiner 
Erb: Zufchreibefcheine, 
Unmerfung 3. \ 
Hinfihtlich der Berechnung der Hrogente fi febe Ss. 15. 
Anmerfung 4. 
Loosbriefe find niemals wie mehre Eremplare eitneb 
und deſſelben Vertragee, fondern — da fie nur die 
jenigen Erbtheile, welche Dem einen oder dem Anderen 
Intereſſenten zufallen, zu enthalten brauchen — wie 
fo viele befondere Urkunden ee 8 am 
Schluſſe). 
157. Fuͤr die gerichtliche Beſtaͤtigung von Kontrakten uͤber 
beœwegliche Gegenſtaͤnde zwiſchen Juden und Chriſten, 
ſoweit ſie dieſer Beſtaͤtigung nach der Judenordnung 
beduͤrfen, finden nur folgende Anſaͤtze ſtatt: 
wenn der Gegenſtand nicht über . 


50 Thlr. bettält 2 2.2.2. — Thlr. 8 Gr. 
nicht über 100 chir. — ⸗12 ⸗ 
und von n jedem weiteren 100Thl. noch — = Ge 


18) Bei gerihtlider DVerfleigerung von Grund 

ſtuͤcken wird die Sportel (Mr, 1—14 des gegenmärti- 
gen Paragraphen) nad) den einzelnen Zufhlagsfummen 
bemefien; doch darf fie nie weder den 25, Theil des 
Sefammtbetrages der erlößten Summe überfteigen, 
noch, wenn Diefer weniger als 50 Thlr. beträgt, unter 
2 Thlr. angefeßt werden. 

Diefer Anfag mird alsdann unter die verſchiedenen 
Erſteher verhaͤitnißmaͤßig vertheilt. 

Werden unbewegliche Guͤter den Glaͤubigern an 
Zahlungsſtatt zugeſchlagen: fo richtet ſich der Sportels 
anfag nicht nad der Größe der Forderung, fondern 
nach dem Annahmepreife, oder in deffen Ermangelung 
nach der Zare.i . 

Anmerkung, 
Es verſteht ſich, daß die Gebühren für Einruͤckung 


der Subhaftations» Patente in“ öffentliche Blätter 
als Berläge befonders aufgerechnet werden. 1% 
En Bei gerichtlicher Verfteigerung: von: Mio — — 
Prozent dep: — Erlöſes,— 
mindeſtens aber: 1: j u Str. 16 or 
einf&lüffigder Protokolle; Erlößßerede. Pe 
‚nung, Reſt⸗-Extrakte u. uw... u. - 
20) Bei. Ceſſionen von ——— ee 
und anderem bewegliben Vermögen: - , 44 
a) bis zu 100 Thlr. einfhläffig . -— + 12 + 
b) und von da an Ein Achtel 
Prozent. 
an Dei Schenkungen ;Tvont.‘ — 2 03 23 
»Vermoͤgen hingegen: el er 
ra) dis zu 100’THlr. ein fchläffig Bud — “ 16 + 
— und von da an — Drittel Per 
Porzent, Mit 193 
22) Bei: RER NE: über .? 
zu: Geld’ nicht anfatagbare - 
Gegenſtaͤnde, z. B.Ceſſionen von Ger td 
techtfamen: wnd unbeftimmten Uns. ©; | 
Äprüden, — —— von I ee 1130 F 
—— 26: 2,3 Ki, Um! 712 5 
ir an nee "bien 3 ah an ng, 


| — 465. 

Mit — anſahen find alle und jede —— 
und YAusfertigüngen? des Gerichtts ; von Angabe’ des’ Vers 
trages oder von der fonftigen Erflärung bis zur Beftätigung 
ſelbſti, oder bezuͤglich vom Beſchluſſe der gerichtlichen Vers 
ſteigerung bis zur Aushaͤndigung des Zuſchlageſcheines, 
bezahlt, ſelbſt die bei den Akten behaltene beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift, falls die Urkunde ſchon vollzogen uͤbergeben und 
ihr die Konfirmation gleich‘ angefuͤgt wird; ausgenommen 
nur bei Gegenftänden von über. 100 Thlr. Werth, der 
weite oder weitere Bogen: des "ausgefertigten Dofumentes 
($. 7), die bei den Akten. behaltene «beglaubigte Abfchrift 
($. 19 Nr. 10 und 11), falsı die Urkunde fchon volzogen 


übergeben und n die en auf insg glei 
angefügt wird. 

Eben fo fiiden, wenn: bie Betätigung in’ ehren 
Eremplaren ausgefertiget ($.8) oder auf Erfordern beglaus 
bigte Abfchrift des Vertrages .ertheilt wird, die —— 
beſonderen Klaſſenanſaͤtze ſtatt. 

Hingegen fallen die zu den Handelsbuͤchern zeither 
genommenen Abſwriten der beſtaͤtigten ‚Dokumente als 
unnöthig weg. 

. 46. 

a) Wird der gewoͤhnliche Gang des Konfirmations— oder 
bezüglich Verſteigerungs⸗-Geſchaͤftes durch Proteſtatio⸗ 
nen oder durch andere prozeſſualiſche Zwiſchenakte 
unterbroden, oder machen ſich überhaupt gerichtliche 
Mebenhandlungen vor oder nad der Konfirmation 
nöthrg, 3: B. Berechnung und Abgewährung (des 
Kaufgeldes an den Verkäufer oder an ben Schuldner, 
Empfangnahme von Erftiehungsgeldern nah Ertheis 
lung des Zufchlagefheines u. ſ. w.: fo treten für 
foldye ebenfalls die geeigneten Klaffen - Anfäge (6. 19 
und bezüglich $$. 23, 27, 31) ein, fo wie.aud, falls. 
es gar wicht zur Konfirmation oder zum Zufclage 
fommt, oder, legterer durch DVergleih, Einlöfung ꝛc. 

%  rücgängig wird, für alle fhon vor ſich gegangene, 
: : barauf bezügliche gerichtliche Handlungen; doch darf 
ber Gefammtbetrag ‚für letztere den Konfirmations- 

Anſatz nie überfteigen. 

b) Sn SubhaßationsUngelegenbeiten find alsdann dieſe 
Klaffen » Anfäge: 

' aa) wenn der. Gegenftand: nicht Über 30 Thlr. taxirt 

ift, nad $. 23 — 

bb) wenn er nicht über 100 Thlr. tarirt ift, nach S. 1- 

cc) außerdem nach $. 34 zu bemefien (vergleiche $. 88 

Des Gefetzes über minderwichtige Rechtsangelegen⸗ 
heiten vom Bi. Mai 1817) und bei Rıtter» ober 
anderen geiehloffenen Gütern tritt für das etwa 


— u 


Ibon gefertigte Anſchlags— ‚(Apretiond) Anſtru⸗ 
ment noch hinzu: F 
wenn das Gut uͤber 10,000 Thir. 
bis 25,000 Thlr. taxirt iſt.. 5Thlr. — Gr. 
wenn es höher ‚bis zu 60,000 
Thlr. taxirt || 2 BP 68 ⸗ — «2⸗ 
darüber buaus . . 23.10 u m 

c) In Fällen, wo Grundſtuͤcke, Die unter verfchiedenen 
Gerichtsbarfeiten liegen, ohne daß der Erwerbspreis 
einzeln ausgemorfen ift, veräußert, vererbt u. ſ. w. wer⸗ 
den, beflimmt ſich der Antbeil der verſchiedenen Ge— 
rihte an der Konfirmations,» Sportel nach dem Tars 
werthe der Gegenflände, und es hat bloß diejenige 
Behörde, unter welder der Hauptgegenftand belegen 
ift, eine das ganze Gefchäft umfaffende Urkunde außs 
zufertigen, die Mebenbehdrde aber ihre Beftätigung 
bloß anzufügen, aud bloß einen Ertraft der Haupts 
urfunde, ſoweit folde fie angeht, zu er Akten zu 
behalten. 

d) In Erbfälen, wo die Erben fich alsbald in bie Nach» 
laßgrundftücde theilen, oder ſolche Einem der Mit 
erben allein überlaffen, bedarf es ( unbeichadet dem 
Eterbelehben, wo eh rechtmaͤßig hergebracht) nicht erft 
einer gemeinfchaftliden Erbzuſchreibung (und eben 
fo wenig einer Öefammtbeleihung); es fey denn, daß 
die Erben unterliegen, eine auf Aufhebung der Ges 
meinfchaft gerichtere Vereinigung binnen ſechzig Tas 
gen nad des Erblaffers Tode gerichtlih anzuzeigen. 

e) Befondere Lehenfheine bedarf es bei bauerfchafts 
lihen und ftädtifhen Grundftüden ebenfalls nicht 
weiter, da bie Kaufds oder andere Beftdtigungsurs 
Eunde Die Lehensreichung ſchon binlänglih beur- 
kundet. 

f) Ueber mehre in Folge deſſelben Gefchäftes auf einen 
und denfelben Erwerber übergehende Grundftüde ift 
ftets nur Eine Urfunde auszufertigen. 

g) Wenn Frauensperfonen bauerfchaftliche oder ftäbtifche 
Grundftüde erwerben: fo bedürfen fie keines Lehen» 


— mw — 


traͤgers, da, infoweit fie nicht ſelbſt Handeln können, 
die Beftellung eines bloßen Binchmamtiaten genügt. 
— $. 47. 

Bei yorbebiiltenst Hypothek an der 
veräußerten Sache erhöht ſich der Konfir⸗ 
mationd:Anfag um Ginen Grofden 
von jedem Hundert Thaler der Summe, 
wofür Hypothek vorbehalten wird ‚ mindes -- 
ſtens aber um . . — Thlr. 4 Gr. 
womit zugleich Der Strafe zum Konfens, 

Protokolle bezahlt iſt. 

Wegen fruͤherer, von dem neuen Erwerber — 
mener Hypotheken iſt jedoch weder fuͤr die Benachrichtigung 
des Glaͤubigers, noch fuͤr die Bemerkung zum Konſens⸗ 
Buche irgend Etwas zu entrichten. 


$. 48. 

Sn Fällen, wo die den Vertrag beftätigend, die Erb» 
zufcpreibung oder den Zuſchlag ertheilende Gericht õob e⸗ 
börde nicht zugleih die Kehensbehörde ift (mas bei 
KanzleisLehen [$.67] niemals der Fall feyn Ffann) muß an 
legtere noch befonders entrichtet werden: 

I. Zür das Anbringen, die Lehensaufs 
‚laffung, die:Beleihung und den Les 
benfchein zufammen: 
a) bei Kaͤufen, Zaufhen und Schenkun— 
gen, wenn der Kaufpreis nicht über 
100 Thlr. beträgt 2... .— Thlr 12 Br. 


nit über 500 Thl. . "2... 1 a 
wenn er mehr beträdt . . .1+», 2» 


b) bei Erbzuſchreibungen oder älterlic 
chen Abtretungen, immer nur halb 
fo viel, von allen: Sntereffenten ; 

II. für die in den Sällen unter a zu den 
Lebhend » Akten erforderlihen beglau- 

; bigten Abfchriften des Kontraftes (ins 

dem es in ben Fällen unter b der» 


m 60 — 


felben nicht bedarf), für jebes. Blatt — Thlr. 3 Gr. 

War die Lehensbehörde bisher nur zu 
Erhebung einer geringera Gebuͤhr als 
die, vorſtehend geordnete oder zu gar feiner; Kr et. 
berechtiget 2, ifo. : verbleibt, es Dabei ne: ui mu 
fernerhin. uU 2n.htaissrteh man ti 

rl: 29. a 

Fuͤr die Lehenſtuben ‚derjenigen ii, rohe. die 
Afterlepens-Juriäpiftion ‚bet, Ritter üter aus zu⸗ 
üben haben, finden'die borfteßende m 9 X geordneten, 
Toren nicht, fonbern die. im $ ‚68 ‚engetenen Statt. Be 


” Veraͤußerungs⸗ —7 iiber beweglides Gut 
ae von Shüriilfgreibhngen‘, Schenkungen 2C.), 
nie“ zur Konfirmation, | Wa ‚au. ÄrgenD, einem ans 
F Zwecke gerichtlich niedergeſch — werden, ſind bloß 
mit der —celhinſchen Protokoll, Taie % 19 Me 9 anzu⸗ 
fegen. en Be 
s. 51. “ce 
Die bei Großherzoglicher Kammer oder Bei den Stadt. 
räthen ausgefertigten Urkunden und die denfelben vorauss. 
gegangenen Berbaudtungen : Öber-uneiwtgeldtic.e- Vers 
leifung von Domanials nder.Komun-Grundfläden;: ingleiz. 
hen über umentgehdlicherfrohn., Zrafe Oder Grunde 
zins⸗Aufhebungen werden beisdiefen: Behörden‘, vorbehaͤlt⸗ 
lich der —— ee wie 
folgt: mer sha'hi: „NIE MIN 
wenn der —— nicht über 2Thl. 
Werth hat ea... Thlr. 12 Gr. 
(‘ nicht uͤber —— nr — ⸗ 
.'ı .. et re Hal: 12 wii 
Sr WORTE rn yet Han Dit —- »a 
X — * an tritt Eim — —— 
3zent des Werthes hinzu. ra 
. Kommt. hingegen ein Brmerhöpzeis: dabei vor? 
fo findet: gar. kein Sportelanfag Statt.: J 


— 62 — 
ig, -Miech⸗ Anh Pacht⸗ Verträge." 


14 1% 
sin a tee Br 19 Dil, * 
Jeder ſchriftliche Mieth⸗ dder Pathtvertrag Ne 
eigenthum unterliegt, ſobald er obrigkeithiſchebeſtäetget 
wird, einem Sportelanſatze von KIERETTIEEN) 
Cinem Uditel,Prozent 
3633 Pacht oder Mierhzinfes „ welcher — 
während der ganzen Dauer des Wertrages zu 
ahlen ift und bei Beffen Berechnung, die Nitıt 
ralsLeiftungen nach Maßgabe des $, 10 zu 
Geld anzufhlagen find. Beträge die Mieth- 
‚oder Pachtfumme für die ‚ganze Dauer des 
Dertrages weniger ale Bierbun dert Tha- 
ler: fo iſt alriamoh! für” die ENT ans 
jufegen . . En J 
Wird die 8 —T— gung eihem Gon voll. e 
jdgen übergebenen. aphuna an e ‚angefügt: 
fo müß die bei ben Akten zu HE beglaus 
bigte Abfchrift befonders — werden ($. 19 
A. I und Jon 


EZ 
242112214 
rda met 
‚inın 58 sic 


14 ır ere 
24446 


14 im 3* nr FW I ..'n sun 
—8 Diejenigen lat — Dad tvertrage, — bloß auf 
Kündigung, oder uͤberhaupt auf: unbeſtimmte Zeit geſchloſſon 
werden, ſind bei: der Beftätigung! in Beziehung auf don 
Sportetanfag: worerft fo anzuſehen, als ob; fie ber land 
wirthſchaftlichem Eigenthume auf der ei Jahre, Wei auderen 
Grundftüden aber auf ein on I wären. 2.171 

4 1% afift:n 733 ira’ 

ER $. . 54 ee 7 IE FR LEIC 
Wird. ben Pacht, ‚oder Miethvertrag erſt bei der Bes 
börde. oder. vom ihr.felbft errichtet: footweten außer dem 
obigen Anfage noch. für alle vorausgegangene oder: nad» 
folgende Verhandlungen Die geeignete Klaffen » Tarertein; 
binfihtli der mit Großherzoglicden Landeskaſſen, mit Kir—⸗ 
den, milden Stiftungen ‚: Stndträthen ‚und! anderem. Koms 
munen abgeicloffenen: Pachtüenttäge aber find;; wenn fie; 


nicht gerichtlich koufirmirt —— ver, Frine ‚Sportelk 
zu entrichten. 3llr, 
55. 
Komint bei einem dan eine Hypothek» Beftellung 
auf Grundſtuͤcke vor: fo‘ fiiden die Beſtimmungen des ſ. 97. 
uf. Unmendung. w * DER 
— . K. 56. 2234 
Bei ———— ober ‚QUrbeitsverträgen, wenn F obrig, 
keitlich befiätiget werben, tritt nach der Gefammtfumme 
des Lohnes oder Gehaltes, (Naturalien mit zu Geld ange 
ſchlagen) oder. aber des ’ ‚Peifingöpreifes, ein Sportels 
ir von 
ine Bwölfter vrenne — 
— aber won Ze PER DE EI ET RL a 8 Gr. 
ein. rt 2 ' 2 ir , 
Pr : ij] 4 


D.  Ssufsverfgribungen und "ätnfige Urkunden | 


n Ir H aaumitdad ar un" 
Sr gerichtliche * reſp. — SI ir 

($. 44) Beſtaͤtigung einer Berpfändung: 
;4) s — — — sr 


2):. dat; Bi.e.! .2 03. 12» 
3 J nun YAM: —— e riet ih 
4) tert re PIE 9205 
5) ⸗ ’ e 100 +» 1 ya 2 CE u ud 
6) von da an tritt Ein — —— 

und a quu am ‚9 WEN: 
7) von 1000. an. en Eim — Bro. Im 

zent bioge:: - tinlarıae u IT TEA — — 

ein $. 58. Le re u? 3jc 


Hypotheken, die ohne Ausfertigung: einer Urkunde bins 
getragen werden, und Vormerkungen eines beſondern 
Dfands oder anderm Rechtes im Hypotheken⸗Buche, in» 
gleichen die Konfefe für-Darleipen aus Kirden’Aerarien, 
fo lange fie die Summe von 100 Thlrn. nicht überfteigen, 
unterliegen nur der Hälfte vorfiehender Unfäge. Erfolge 


Euer 


bei, Bormerfungen; fpäterbin, Die wirkliche — 
wird die andere Hälfte nachbezahlt. ssrbininy u: 


03 39, — 
Kür, Die Beitellung oder Bormerkung eines, 
Kae Unterpfandes (Generals Hypotbedd-— Zul, 36. 
und wenn’ die dadurch verſicherte Forderung 
über 100 Thlr. beträgt. . # . . .— + 165 
Wird; diefelbe jedoch mit einer Spriel-Bynon:i & if 
N Sf: —A — PRIMER: 28.4 il) 
ger! ı fs wer‘ 1u Ina “ıd 
| f S. 0. ı MIA a nr ]: hi 
Damıt ($. Hr 59) find alle gerichtliche Niederfcheiften 
und Augfertigungen von. Dei Ynigabe:der Schuldverſchrei—⸗ 
bung oder ſonſt von dem Antrage auf Eintragung, bezuͤg⸗ 
lich Vormerkung bis zur Beſtaͤtigung, Eintragung und 
bezuͤglich Aushaͤndigung der Urkunde bezahlt. Selbſt wenn 
die Schuldurkunde ſchon vollzogen uͤbergeben und die Ber 
ſtaͤtigung ihr angefügt wird, darf für die alsdann bei den 
Akten zu bepaltende Abſchrift nichts ——— angerech⸗ 
net werden. ::sılriadanasi .giar dum schil, wit 1% 
Abſchriften zu Cden ! KonfknssBigent- in deſr bis⸗ 
herigen Waifie, finden künftege nicht mehr Statt.“ Bei 
außergewoͤhnlichen Vorkommenheiten in Hypothek⸗Verhand⸗ 
lungen. und wenn die Beſtaͤtigung abgeſchlagen oder das 
Geſuch zuruͤckgenommen wird, treten bezuͤglich die he 
mungen bed . 46 ein. 


[7,7 
119 ei 


Ny Fre 2 13:2 FRE Ai: 1 128 1060 
Fuͤr Löſchung einer a oder eins Cm 

getragenen Hypthek, einfhhäffig: der Regiftranı vi ". 

tur und Bemerkung im Hypotheken » Bude, ' 19; 

wenn die zu löfchende Summe nicht über 


100 Thl. betraͤgt . a ——— — 4Gr. 
bis 1000 Thl. einfolüffig.. ordnen om NA. Be 
von jedem- meiteren, vollen oder aur angefon 3 “die 
genen 1000 Zhlr. noch »..:» id 
für Löfhung- einer ‚Generals vypothet immer- 
nur ee den, 


— 6 — 


Wird ein Löfhungsfchein befonders vers 
langt: fo tritt für diefen ein gleich Hoher Un» 
fag hinzu. 

Wegen vorbehaltenen Hypotheken bei Käu- 
fen oder anderen Verträgen fiehe $. 47. 


5. 62. 
Hypothefen» Scheine, d. h. Zeugniffe über 
den Betrag der auf einem Grundftäcde haften- 
den Schulden oder über die Hypotheken⸗Faͤhig⸗ 
keit deſſelben überhaupt: 
wenn der Werth des zu verpfändenden Ges. 
genflandes nicht über 100 Thl. beträgt .„— Thl. 4Gr. 
⸗ s 1000 » ⸗ .—e⸗ 8⸗ 


⸗ s .2000 «+ ⸗ .— ⸗12⸗ 

» 5000 » ⸗ — ⸗416⸗ 

⸗ ⸗10000 » ⸗ 1s — ⸗ 

⸗ s 25000 + ⸗ +1 » 12» 

darüber Hinaus » x...» 2 01 01 


$. 63. 

Dei Bürgfhaften und Renunciationen der 
Ehegatten, welche in das Hauptſchuld⸗Doku— 
ment aufgenommen’ werden, erhöhet fi fi die 
Konfens-Eportef uam ein ER stheil, min⸗ 
deſtens jedoch um —⸗ As - 
und wenn eine Sefonbire Urkunde bardber 
auggefertigt wird: fo ift dafür ein Drit— 
theil fo viel als für t einen Konfens, mindes 
ftens jedoh . — e 86 
anzuſetzen, einſchluͤſſig des Protokolles. Do 
tritt in den $.58 bezeichneten Sällen auch bier 
diefelbe Begünftigung ein. 

Andere Bürgfchaften, Kautions⸗ und ber: 
gleichen Urkunden, welche gerichtlich beftä, 
tiget, eingetragen oder auch nurniedergefchries 
ben werben, unterliegen einem Eportelanfage 
von Sinem Zmwölftel Prozent, 

VI. Band, 18 ‚Heft. 5 
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mindeſtens aber von . - 2 2.222 .— Thl. 12Gr. 
einfhlüffig des Protokolles, 
und, wenn fie feine beftimmte Summe zum 
Gegenftande haben, einem UAnfage von. .— +» 125 
be 2» — s 


$. 64. 
Für Konfens» Prolongation wird nur die Hälfte des 
urfpränglihen Anfages BNSRE 


$. 65. 


Wenn die eineBerpfändung beftätigende Aue tliche 
Behoͤrde nicht zug leich die Lehnsbehörde iſt: ſo finden 
fuͤr letztere noch beſonders folgende Anſaͤtze Statt, vorausgeſetzt, 
daß nicht eine niedrigere Gebühr bisher herkoͤmmlich war: 


a) Für das Anbringen, den Konfens 
und die Urkunde darüber, einſchluͤſſig 
der Schreibegebüpr, 
wenn das zu Eonfentirende Anleis 
ben nicht über 100 Thlr. beträgt . . — Thlr. 8 Gr. 
nicht über 500 Thlr.. . 2 2 2... 16 ⸗ 
darüber binaus . 2 2... 1, — 


b) Fuͤr die zu den Kehns-Atten ; zu — 
mende beglaubigte Abſchrift der — 
Schuldverſchreibung, für jedes Blatt — » 2 
Bei KonfensProlongationen oder 
Geffionen findet auch bier nur bie 
Hälfte diefer Anfäge Statt, und 
für Loͤſchung eines Konfenjes, ein» 
Ihlüffig des Löfhungsfcheines, wenn 
die Schuld nicht über 100 Thlr. bes 


trägt . D) . . . . * a ⸗ 4 ⸗ 
nicht uͤber 500 Tl. re 6 
darüber Hinaus . . . ı— nn 8 + 


Hinfihtlih der Konfens « Sporteln bei ben Lebenftuben 
der After⸗Vaſallen treten jedoch die Beſtimmungne bes $,.68 
ein, 


$. 6. 

Iſt der zu verpfändende Gegenftland ber Gerichtebars 
keit mehrer Behörden unterworfen, 3. B. wenn fchrift« 
fäffige und nichefhriftfäffige Grundftüce in einem und dem 
felben Schuldbriefe eingefegt werden, und ift das Anleis 
ben nicht auf Diefe verfchiedenen Grundftücde vertheilt: fo 
darf nur diejenige Behörde, unter deren Gerichtöbarkeit 
das Hauptgut fteht, die volle Konfens» Sportel anfegen, 
die Mebenbehörde aber für den ihrer Geitd anzufügenden 
Konfens bloß '/, derfelben; es darf jedoch auch diefer Ans 
fag niemals höher ausfallen, als wenn er nach dem Zars 
werthe des ganzen, der Nebenbehörde unterworfenen Grunds 
ftücfes berechnet würde. Auch ift von der Nebenbehoͤrde 
nit eine volftändige Ubfchrife, fondern nur ein Ertraft 
der Urkunde, fo weit foldye fie angeht, zu ihren Akten zu 
nehmen. 

Hinfihtli der Konfens »Sporteln bei ‚den Lehenftuben 
der After-VBafalen treten die Beſtimmungen des. $.68 ein. 


[4 


E. Lebnsangelegenheiten. 
1. Bei den Lehenhöfen zu Weimar und zu 


Cifenad. 
$. 67. 
1) Lehen» ober: Mitbelehnihaftss Muth | 
fcheine Pe J 3 Thlr. ec Gr. 
und wenn das Sehen über 10,000 Fhlr. 
wertb iſt. wi..ı6 u” 4 4 ⸗ — 


Hiermit iſt zugleich die Abfchrift 
der Eides-Formel, der Beleihungs— 
Termin und ‚der Behens oder Mitben 
lehenſchafts⸗Schein bezahlt, 

Anmerfung.: 

Bei neuen Beleihungen Beben: 

Hauptbelehnte überdieß die für jedes. 

Gut von Alters her feſtſtehende Lehns⸗ 

| 5* 


au BE 


Fare an Großherzoglihe Kammer 
zu entrichten, und neue Erwerber, 
welche das Lehen zum erftien Male 
empfangen, bezahlen fie doppelt. 
2) Lebenbriefe. . .» « R 
und wenn das Lehen über 10,000 Tolr. 
werth iſt . .» .. 
3) Bebns » Revers» Befktigung, für jeden 
einzelnen Mitbelehnten . .» . s 
und wenn das Lehen über 10000201 
von IM u ; 
- Unmerfung. 
Wird die Beitätigung eines. folchen 
Reverfes in!mehren Sremplaren aus 
gefertiget:: fo tritt für Tegtere die 
Beftimmung des $. 8 ein, vorber 
huͤltlich überall des Anfages für bie 
beglaubigte Abſchrift des Reverſes 
zu den Akten ($. 19 Nr. 10). 
4) Für Geftattung der Lehnsempfängniß 
durch Bevoflmädtigte, 

a) bei Hauptbelehnten, 

wenn es die erfte Beleihung mit 
dem fraglihen Lehen betrifft .. 
außerdem . 2 2 0 0 00% 

b) bei Mitbelehnten, 
wenn es die erfte Mitbeleihung bes 
Irint ae ar 

. außerdem 0. % 

c) Beträgt der Werth des Lehbens über 
10,000 Thlr.: fo tritt‘ dushgepende 
das Doppelte, 

d) beträgt er fiber 25,000 Zoe, das 
Dreifahe, und 

e) wenn er über 50,000 Thl. beträgt,das 
Vierfache diefer Unfäge ein, 

Unmerfung. 
Eine durch Bevollmächtigte erlangte 


. 4 Zhlr. 


2 ⸗ 
2 9» 
3% 
6 
3 0 
3% 
2% 


t 


— 69 — 


erfte Beleihung oder Mitbeleiyung 
wird hinſichtlich Eünftiger Dispeufa> 
tions» Fälle deffelben Vafallen für 
eine perfünlich empfangene geachtet, 

5) Die Urkunde über eine Lehnsver, 
wandlung: 

a) eines Mannlehns in Allodium, 
von jedem vollen 100 Thlr. bes 
Werthes bis zu 2000, Thlr. ein 
ſchlüſſig... .. 
von da an aber von —— vollen 
1000 Thlr. nur —F 

b) eines Mannlehns in Weiberlehen 
oder in freies Erblehen, halb fo viel, 

c). eines Weibers oder freien Erblehns 
in Allodium, den. dritten Theil fo 
viel, verſteht ſich aufer der an die 
Kammerfaffe zu entrichtenden, auf. 
Ueberein£funft beruhenden Verwand— 
lungsfumme- felbft. 

6) In allen übrigen Lehnsangelegenpeis 
ten treten bezüglih die Beſtimmung 
bes 5.69 oder die allgemeinen Eportel» 
füge des zweiten, bezüglich dritteu Ab» 
ſchnittes gegenwärtigen Gefekes ein, 
jedoch mit der Beihränkung, daß bei 
Afterlehen für gerichtliche und refp. 
oberlehnsherrlihe Konfirmation eines 
Kaufes, einer Hypothek oder deren 
Geffion, da, mo der Konfeng des After 
lehnsherrn ſchon vorausgegangen, um 
fo viel weniger angefegt wird, als 
dDiefer Konfens fhon am dortigen 
Sporteln gefoftet. hat. 


1 


— Thlr. 


6 Br. 


5 
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1, Beiden Lehenſtuben derjenigen Vaſallen, 
welchen die After-Lehnsgerichtsbarkeit 
zuſteht. 


$. 68. 
1) Muthfheine -» x 2 2 2 ——Thlr. 16 Gr. 
2) Lebenfheine und Mitbelehnſchafts— 
Scheine . . . 1 — ⸗ 
3) Beleihungss Termine, einfchläffig * 
Eidesaufſetzung und Abnahme... 112 » 
Bei Mitbelepnten eben fo viel. 


4) Kebenbriefe .- . . ı er — ⸗ 
und wenn bad Dehen über 10, ‚000 hr. 

WERED HE 4: u 0-6 . 2 1 ⸗ 

5) Konfirmation eines Lens Neverfes 2, —.u 
6) Indult⸗, Kondonationd» oder Kaſſa— 

tions⸗/Scheine . » 1 - 5%» 
7) Zeugniffe oder Grtraßte aus Lehner 

Uten. » .. 1 ⸗ — ⸗ 


8) Konſenſe in Raufs au Oppothetene 
Fällen, wenn der Preis oder die Schuld 


unter 500 Thlr. beträgt » . x 2: 1 —⸗ 
500 bis 10008hlr. - . . . 4. IE % 
und von jedem weitern vollen 1000 Thlr. 

noch . » a V— 


9) Geftattung bes Lehnsempfängniſſes 
durch Bevollmaͤchtigte: | 
a) bei Hauptbelehnten, 
wenn ed die erfte Beleihung mit 
dem fraglichen Lehen —— 
außerdem . ... . .. . 
b) bei Mitbelehnten, 
wenn es die erfte SU bes 


D an 
| 
“a 


kei j u: ee — 
außerdem . ; 0 cl vr or 

10) Urkunden über Zerwandlung eines 
Lehns a 1 ⸗ — ⸗ 


(verſteht ſich außer * Aebeöniäs 


—— 


lige Uebereinkunft feſtzuſetzenden Ber⸗ 
wandlungsſumme ſelbſt). 


11) Fuͤr alle uͤbrige Niederſchriften und 
Ausfertigungen treten lediglich die ge— 
eigneten Klaſſen-Taxen ($. 19) 
ein. 


F. Vergleichs- und Veraͤußerungs-Dekrete. 


$. 69. 


Das obrigkfeitliche Dekret, wodurd Ver: 
gleiche oder Beräußerungen genehmiget mer» 
den, Die zu ihrer Guͤltigkeit dieſes Dekretes 
nothwendig bedürfen, z. B. bei Pflegeber 
foplenen, Fideikommiſſen, Lehenguts⸗Be⸗ 
ſtandtheilen u.f.w., wenn der Gegegenftand 


beträgt: 

bis zu 50 Tplr. einſchluͤſſig ... . — Thlr. 4Gr. 
⸗ ⸗ 100 + — a 7 —2 8 + 
⸗ ⸗ 300 .s' — — — 12 + 
⸗ ⸗ 50 + — — ⸗ 16 + 
«+ 1000 + — 1 — ⸗ 
e : 2000 s — . 1192 ⸗ 
’ : 5000 : — — 2 . — ⸗ 
e 10000 ⸗ — se ar 
darüber hinaus . J er 

und wenn ber Gegenftand zu Geld nicht 
anfhlagbarifi. . » 2 2... — 8— 
bis 2 01 0 


Ausgenommen, ober bezüglicy auf ein 
Viertel oder die Hälfte des Anfages 
beſchraͤnkt, find bie Dekrete über Vers 
mögensbeftanbtheile: 

a)der im 9.4 Mr. 4 bezeichneten 

Pflegebefohlenen Bern Vermoͤ⸗ 
gens, 


—— 


* der Kommunen, Kirchen und Stif— 
tungen ($.5 Nr. 2 a.) 
Anmerftung. 
Betrifft die Ausfertigung, worin das Defret aus— 
gefprohen wird, nod einen anderen Gegenjtand, 
fo wird der dafür geeignete Sportelfag binzuge 
rechnet. 


G. Suftififationg Scheine, 


$. 70. 


1) Zür Bormünder: 
wenn der jährliche Vermögensabwurf 
der Pflegebefohlenen nur bis zu 
100 Thlr. einfchlüfftg betragen bat, — Thlr. 16 Gr. 
(bis zu 10 Thfr., bezüglih 25 Thlr. 
und 50 Thlr. tritt die $. 4 Nr. 4 ges 
ordnete volle oder theilweife Sportels 
“freiheit ein.) j 
bis 200 Thlr. . . . 1 0 —, 


von jedem weiteren 100 &plr. Ab, 
wurf noch .. — 6⸗ 


Fuͤr Rehnungsführer. in, , Eequefirar 
tions» und Konkurs » Sachen: 
wenn die berechnete Einnahme nicht 


über 500 Thlr. beträgt . x — ⸗12⸗ 
nicht über 1000 Thlr. . 2... J 
von jedem weiteren 100 Thlr. — — +, 1 
doch nie uͤber.. 5 ⸗— ⸗ 

3) Fuͤr Rechnungsfuͤhrer der Kommunen: 

wenn bie Rechnung an einjährigen 
Einkünften umfaßt 
mehr nicht denn 100 hl. .„. .— + 12° 

⸗ J 30 ⸗ — +, 16 » 
⸗ ⸗2 500... . — ⸗20 + 
J »s 100 ⸗ 1 — —⸗ 
von jedem weiteren 100 Thlr. noch. — . 1 > 


a SE 


Mit diefen Anſaͤtzen find die Sporteln für alle Nieder: 
fhreibungen, Termine und Ausfertigungen vom Eingange 
der Rechnung an bis zur Aushändigung des Inquiſations— 
Scheines bezahlt, nur diejenigen nicht, die etwa durch Aps 
pellation gegen die Nefolutionen oder durch Saͤumniß des 
Rebhnungsführers oder Bormundes veranlaßt werden und 
im legteren Falle ftets von dem Vormunde oder Rechnungs— 
führer aus eigenen Mitteln zu bezahlen find, Eines Du: 
plifates des Juſtifikations -Scheines bedarf es für die 
Kommunen felbft nicht, da ihnen der unter die Rechnung 
gefegte Abſchluß genügt. 

Wenn eine Nehnung mehrjährige Einkünfte umfaßt: 
fo richtet fi gleihmwohl der Anſatz nad dem Betrage der 
Einkünfte jedes einzelnen Jahres, und eben fo wenn für 
mehrere Jahresrechnungen nur Ein Zuftififationd » Schein 
ertheilt wird, 

Anmerfung. 

Es verfteht fih, daß der Vorrath voriger Rechnung, 

ingleihen heimgezahlte oder aufgenommene Kapitale 

nicht mit in Anſchlag kommen dürfen. 
Wenn jedoch über eine befondere Unternehmung, 

j B. einen Bau, eine Slurvermeffung u. ſ. w. aud 

eine abgefonderte Rechnung geführt wird: fo richtet 

fi) der obige Sportelanfag lediglih nad der in die— 
fer Rechnung vorkommenden Einnahme, ohne Rüds» 
fiht auf ihre Quelle, nod * den von ihr umfaßten 

Zeitraum. 


H. Gerichtliche Quittungen. 


§. 71. 

a) Gerichtliche General-Quittungen (Abso- 
lutoria) Äber geführte Bormundfcaften 
oder Verwaltungen, wenn das vermals 
teteBermögen bei Beendigung der Vor⸗ 
mundfchaft oder Verwaltung 100 Thlr. 
nicht Überfleigt © © «2 2 00.2 .— The 4 Br. 


* 


u Wi 


⸗ 


‘ 


wenn ed mehr bie zu 200 Thlr. beträgt — Thlr. 6 Gr. 


Pr ⸗ ⸗ — 500 ⸗ ⸗ 

⸗ ⸗ s : 1000 » ⸗ 
von jedem weiteren vollen 1000 Thlr. noch 
Hiermit ift das Protokoll über das Quits 
tiren des Pflegebefohlenen oder der ſon— 
fligen Sntereffenten und die Citation 
zu Diefem Akte bezahlt. Verlangt 
der Nechnungsführer eine fchriftliche 
Ausfertigung der Quittung: fo erhöhet 
fi) der Anfag um vier Groſchen. 


$. 72 
b) Undere gerichtlihe Quittungen, na- 
mentlih auch Depofiten » Scheine; 
aa) über baares Geld oder Kapital:Briefe 
bis 50 Thlr. einfchlüffig 
a OD. re ea 
und von jedem weiteren 100 Thlr. 
NEIWB.:8' 
bb) über fonftige Gegenftände 
bis 
Das in ſolchen Fällen der Quittungs— 
ertheilung oder dem Depofitions » Scheine 
vorausgegangene Protokoll ift nach $. 19. 
Nr. 1 befonders zu liquidiren. 


I. Dienftbeftallungen, Defrete und 


— „8 s 
— ⸗ 16 ⸗ 
— ⸗ 6 s 
— — 
— Mi 

— 1⸗ 
— Pr 4 : 
—_ +; 16 + 
Abfchiede, 


(unbefhadet jeder fonftigen Rangordnung). 
1. Bon der geheimen Staats-Kanzlei ausgefer 


figte. 
1. Bei dem Hofftaate, 


5. 73. 
a) Ober» Hofmarfchall, Ober:$ägermeifter 
und andere Dber:Chargen, . - - - 
b) Hof» oder Haus: Marfhal, Schloß. 


36 Thlr. — Gr. 


—— 


Hauptmann, Land-Jaͤgermeiſter 
ce) Kammerherr, Reiſe-Marſchall, Reife: 
Stallmeiſter 
d) Kammerjunker, —* — 
Direktor, Kapellmeiſter . .. 
e) Hof», Jagd- oder Stalljunker, Sofe 
Medifus, Stallmeifter, Konzertmeifter, 
Mufit» oder Ehor-Direftor . . . 
Geheime und andere Kämmerirer, Leib: 
Chirurg, Pagen=Hofmeifter, Oberberei: 
ter, Obergärtner, Garten »nfpektor, 
Kücenmeifter, Hof», Tanz⸗, Fecht— 
oder Spracdmeifter, Hof: Apotheker, 
Kabinetö» oder Hofmalr . . . 
g) Hof oder KRüchenverwalter, Kammer: 
Diener, Kellermeifter, Kuͤchen- oder 
Kellerfcpreiber, Kammer-Furier, Hof- 
und Kammer-Agenten, BEN: 
Hofgaͤrtner » 2 2 0. 

h) Kammer - Mufitus, — in 
Hof-Ehirurg, Hof: Zurier, Haus-Hof- 
meifter, Hof Konditor, Mundkoch, 
Mundſchenk, Gilberdiener, Hof: er 
12 

1) alle andere geringere Dekrete auf Hof, 
ftellen, ingleiben bie für bofbefreite 
Künftler und Handmerfr . . . 


f 


— 


: 30 Thlr. — Gr. 
4: — 


. 18 s — ⸗ 


42 ⸗ — ⸗ 


.10 — ⸗ 


8 ‚= 5 
6 =: — ⸗ 
5 s — ⸗ 


2) Bei dem Civil: Stande. 


— F. 74. 
a) Staatsminiſter, wirklicher Geheimerath 


mit dem Praͤdikate: Excellenz . . . 36 Thlr. — Gr, 


diefes Praͤdikat allein . . —F 
b) Geheimerath, ———— AR 

Prafident . ... ’ 
e) Vice-Kanzlar, Vice Pröflden, Direktor 


23) 2: — ⸗ 


:30 ': — 


eines Kollegiums, Oberaufſeher, Ober⸗ 
amtös Hauptmann . . . . +26 Zhlr. — Gr. 
d) Wenn das Präbdifat ee, oder 
„Ober“ einem fpeziellen Rathstitel hin» 
zugefügt wird, z. B. geheimer Hofrath, 
geheimer Legations Rath ı.. . 24 — ⸗ 
Wirkliche Raͤthe oder Mitglieder von 
Landes-Kollegien und Oberbehoͤrden, 
einſchluͤſſſg der Landräthe, ingleichen 
Ober⸗Forſtmeiſter, Hofraͤthe, geheime Re— 
ferendarien, Kabinets-Sekretare, geheime 
Archivare, Amts-Hauptleute, General— 
Konfuln, Ober-Poſtmeiſter . . DD. ss —ı 
f) Zuftize, Kriminal», Kirchen», Konſi 
ftorials, Finanz⸗, Kriegs-, Bergr, Forſt⸗, 
Baus, Legations-, Steuer⸗, Kommer⸗ 
zien⸗, Schul-⸗, Kommiffionss oder Lands» 
Kammerrath u. ſ. w., ingleichen Direktor 
eines Gymnafiums, Salinen»Direftor 8 +» — + 
g) Rath, geheimer Eefretar, Kriminals 
Richter, Stadtrichter, JuſtizAmtmann, 
Landtags-Syndifus, Lands oder Ober 
Rentmeiſter, Hauptlandſchafts-Kaſſirer, 
KanzleisDirektor, Konſul, Forſtmeiſte 15 + — + 
h) Profeffor, Sekretar beieiner Oberbehörde, 
Nentamtmann, Borfljunfer, Arcivar, 
Bügerfhul-Direktor, Fiskal- oder Rams 
mer-Konfulent, Landfchaftsfaffe-Profus 
rator, Bibliothekar, Hof, Poftmeifter, 
Wildmeifter, Kriminal:Gerichtes, Amts» | 
oder Stadtgerihtd- Affellor . » » . 12 9 — ⸗ 
i) Hofr, Land», Steuer⸗, Amts⸗, und andere 
Kommiffare, Reviforen, Botenmeifter, 
Bibliothek, Archiv- oder AmtssGefretare, 
Kaffirer bei DOberbehörden, Ober⸗ oder v4 
Kreisiteuer » Cinnehmer, Konrektoren, 
Baumeifter, Amtsverweier, Amts» Abs 
junkt, Berg, Münze oder Poftmeifter, 


e 


— 


—— 


Polizei-, Baus, Salinen- und andere 
Inſpektoren, Aftuar, geheimer Regiftras 
tor, Geleitö-Umtmann, Amts», Stifts-, 


1 


Baus, Steuer⸗ oder Floßverwalter .. 10 Thlr. — Gr⸗ 


k) Dberförfter, Leib» und Hofjäger, Poft- 
Sekretar, Poftverwalter, Regiftrator, 
geheimer Kanzliſt, Kalkulator, aa 
Kontroleur » . . Gr 8 

1) alle geringere Zitel — Stellen, die 
durch Defrete ertheilet werden, nament- 
lih auch Kanzlift, Kopiſt, Förfter, Un» 
terförfter, Sorfifchreiber, Wildprets⸗Rech— 
nungsführerrr48 


* 3) Bei dem geiſtlichen Stande. 
6 75. 


— 3 


a) General»Superintendent . . . . .24 Thlr. — Er. 


b) DObersHofprediger . . — 9 
c) Superintendent, Hofprediger — — 
d) Hof⸗Diakonus.... . . 8 
e) Hof-Kantor, HofDrganift, HofRircner 5 


4) Bei dem Militär-Stande. 
$. 76. 


a) GeneralzLieutenant . » 2 2 2.2.36 Thlr. 


b) General-Majorr 2 2 2 2 02.830 
c) DShrift . » ee EEE 
d) Oprift= Sientenant ober Major . . .%0 
e) Hauptmann erfter Klaſſe, General⸗Ad⸗ 
jutant... . 18 
f) Hauptmann gweiter Klaffe , Stabs 
Kapitän, Kriegs⸗Kommiſſar. . . . 12 
g) DOber-Lieutenant, Auditeur, Quartier: 
meifter, Regiments» oder Garnifon-Arzt 10 
h) Unter-Lieutenant, Regiments» oder Ba- 
taillons⸗Chirurg, ee Inſpek⸗ 
e Sa en 


6 
s 
⸗ 
* 


— 
⸗ 


— re 


$. 77. 


Anwartſchafts⸗Dekrete unterliegen dem dritten Xheile 
diejer Anſaͤtze. 


$. 78. 


Wenn Mitglieder von Landes-Kollegien als folde 
höhere Titel erhalten: fo ift für ihr Defret nur fo viel 
anzurechnen, als der Unterfchied zwifhen dem Anfage für 
ihr legtvoriges Dekret und dem ihres neuen beträgt. 


$ 7% 


Wer gleichzeitig zwei oder mehre Prädikate erhält, 
entrichtet nur von dem hoͤchſten die Tare. 


$. 50. 

Auf Nachſuchen ertheilte Titel an Perfonen, die nicht 

in Großherzoglichen Dienften fiehen, unterliegen einem um 
die Hälfte Höheren Anfage. 


S 81. 


Mdelsbriefe . - . . . .100 Thlr. — Ör. 
Die Urkunde, — — Gute Ritter 
guts⸗Eigenſchaft oder einem Rittergute 


die Landſtandſchaft ertheilt wird . . 60— + 

Die öffentliche ————— eines Privat— 
Vereins 2: 2.2. ae de ei 
bie 10»: — + 
Die Erlaubniß zu Annahme eines fremden N 
Familien-Namens oder Wappens . x» 10, — + 
| bis 30 ⸗ — ⸗ 

F. 82. 


Bei allen von der geheimen Staats⸗Kanzlei auf. Titel 
und Würden ausgefertigten Dekreten, Patenten und Dis 
plomen muß noch befonders der hälftige Betrag 
obiger Taxe — und zwar 


a YO 


Ein Drittel (der Tare) zu den Almofen » Kaffen und 

reip. dem Eiſenach'ſchen Waifenhaufe, 

Ein Sechstel (der Tare) an den DBotenmeifter und Die 
Kanzliften der geheimen Staats - Kanzlei jur Ent 
Ihädigung für ihre bisherigen Gebuͤhren entrichtet 
werden, 


$. 83. 


Befoldungen, Zulagen, NRuheftands » Gehalte, Warte: 
gelder, Remunerationen, Gnabengefchenfe und Penfionen 
bis 50 Thlr. einfhläffg . - . . . .— Thlr. 12 Gr. 


» 100 » ; BEREIT ERST 
: 300 « . Zwei Prozent, 
» 1000 ⸗ ‚ Drei Prozent, 
über 1000» Dier Prozent. 


Ueberdieß Zwei Prozent an die Almofen-Kaffen. 

Wittwen-Penſionen, Stipendien und andere Verwilli- 
gungen zu frommen oder gemeinnägigen Zwecken, ingleis 
hen Almofen, Erlaffe und ſolche Remunerationen und 
Gnadengeſchenke, die an nicht foͤrmlich angeſtellte Perſonen 
bis zu 50 Thlr. einſchluͤſſig erfolgen, find jedoch von vor: 
ſtehenden Zaren frei. 


$. 84 | 
Naturalien und Accidenzien werden etatsmäßig zu 
Gelde angefhlagen und fhon früher, im Staatsdienfte 
genofjene Befoldungen bei dem Anfage für neue Befoldun- 
gen abgerechnet. 


ER $. , 85, 

Wird die Befoldung, Penfion, Zulage ꝛc. ($. 33) nicht 
in einem befonderen Dekrete ausgefproden: fo ift das 
Refkript, welches folde anordnet, gleich hoch zu tariren; 
ift aber jenes der Fall: fo wird für bie Refkripte an die 
betroffenen Dberbehörden nichts angefegt, fo wenig wie für 
Die „weiteren. Verfügungen. der Oberbehörden an- die bes 
troffenen Kaſſen. 1*— | 


— — 


§. 86. 
Abſchieds-Dekrete oder Patente . . 3 Thlr. — Gr. 
und wenn der Verabfchiedete den Rang ei» 
nes wirklichen Rathes, Kammerjunfers, 
Hauptmannes oder einen höhern hatte 5 = — + 
Es verfteht fih, daß, wenn der Verabfchiedete zugleich 
einen höheren Zitel erhält, dafuͤr noch uͤberdieß Die geeig- 
nete Zare eintritt. 


$. 87. 
Ganz frei find: 

1) Defrete, Zulagen, Penftionen und Gnabenverwilliguns 
gen, weldhe das Perfonal des Staats» Minifteriums 
und der geheimen Staatd-Ranzlei nad feiner Anjtel» 
lung bei dem Staats-Minijterium erhält. 

2) Die Anftelungs>Defrete und Befoldungen des Ober 

Appellationg-Gerichtes zu Jena. 

3) Die Anftellungs»Defrete des afademifhen Perſonals 
zu Jena und die Befoldungen und Zulagen aus dem 
afademifhen Fiskus, nicht aber die aus anderen Kafs 
fen, noch Defrete auf die Höhere Zitel. 

4) Die AnftellungssDefrete der Stadt: und Amts Phnfifer. 

YUnmerfung. 
Durb die in den $$. 73 — 87 beobachtete Ordnung 
ſoll Niemand in ſeinem Range oder ſonſt in ſeinem 
Dienſtverhaͤltniſſe beeintraͤchtiget werden. 


II Dekrete, Dienſtverleihungen oder Dienſtbe— 
ſtaͤtigungen, welche bei den Landes-Kol— 
‚begien ausgefertiget werden. 


$. . 88.. 
1) Das Defret ald Regierungs-Advokat 10 Thlr. — Gr. 
2) Das Dekret als Amts⸗Advokat. —⸗ 
3) Erlaubnißſchein zur juriſtiſchen Praxis. 6⸗ 
4) Notariats» Beftalung. . . . . : cr BE Sur 
5) Erlaubnißfcein zur ärztlichen Prarisi in 


= BL 
den Städten Weimar, une und 


Sena . oT 1 8 0% . 41 0.» 10 Thlr. — Gr. 
6 


an anderen Drten . 2 2 2 2. 

6) Erlaubnißſchein zur hirurgifchen Praxis 
in den Städten Weimar, Eiſenach 
und Gena .. . 
in anderen Städten Be 
auf dem Lande . .. 

7) Beftellung eines Kriminal » Gerichte 
Phyſikus oder Beftätigung eines Stadt» 
Phyſikus in Weimar Eiſenach und Jena 
Beftelung eines Etadt-Phyfifus oder 
eines Amtd-Phyfifus an anderen Orten, 

8) Beftätigung eines Patrimonial⸗Gerichts— 
Direktors, wenn die Bevölkerung des 
Gerichtes 


nicht über 100 Seelen beträgt . . 
⸗ ⸗500 ⸗ —W— 
s 1000 ⸗ —A — 
14800 Te 

s 2000 ⸗ Eee 
über 2000 ’ — 


Für die Almofen » Kaffen — in den 
Zällen unter Nr, 1 — 7 immer nod 
1 Thlr. — Gr. und bei Beftätigung 


eines Patrimonials Gerichts Direktors, 


deffen Eprengel über 100 Seelen faßt, 
Zwei Prozent des jührliden Ertrages 
ber Etelle zu obigen Zaren hinzu. 

9) Beltätigung eines Pfarrers, eines Dias 
fonus oder PfarrsGubftituten mit Hoff 
nung der Nachfolge: 

a) wenn die Pfarrei unter 300 Thlr. 
einträgt . » ... 

b) 300 Thlre bis 400 <hlr. .. 

c) über 400 Thlr. bis 600 Zhlr . 

d) = 600 " » 800 ee Br 


»n @ on 


Da, DD m 


oo» 


e) ⸗ 800 ⸗ — 10 


VI. Band. 18 Heft. 


» .:;c u. 8.» 
DEREN 


» “ = =» »” = 


= “ “ ” “ 


# 


Er 


10) Beflätigung eines Schullehrers oder 
Subftituten mit Hoffnung der Nachfolge: 
a) wenn die Etelle nicht über 100 Thaler 


tat» oe rn a re EI — Gr 
b) über 100 Thlr. bis 150 Thlr. . . 1 + 12 » 
co) =» 150 » :» 200 » 6. 2 0 —_ 2 
d)D) « 200 » » 300 » .. 3 — ⸗ 
e) +» 30 =. 2... . 4 — ⸗ 


Anmerkung zu Wr 9 und 


Mit diefen Anfägen find alle und jede Niederfchrif- 
ten und Augfertigungen von Erledigung der Stelle 
an bis zur Einführung des Nawfolgers und Ge 
nehmigung des Dergleiches mit diefem, ſowohl 
bei den Ober-Konſiſtorien, als bei den Ephorals» 
Behörden und KirbensKommiffionen oder Kirchen 
Sinfpektionen, einfhlüfig der Verfügungen wegen 
der Vakanz, bezahlt. Nur wenn ein Pfarrer zum 
GSuperintendenten oder General » Superintenden- 
ten befördert wird, bat derfelbe die $. 75 geordnnes 
ten Anfäge befonders und zwar aus eigenen 
Mitteln zu bezahlen, 

Wird ein Eubftitue mit Hoffnung der Nachfolge 
fpäter zum wirklichen Inhaber der Stelle Eonfirs 
mirt: fo ift nur der halbe Anfag zuläffig. Unter» 
bleibt die Beftätigung eines ſchon denominirten oder 
präfentirten Subjeftes wegen Unfähigkeit deſſel— 
ben, wegen Üblebnung der Etelle oder wegen fon« 
ftiger zufälliger Greigniffe: fo find für Die bereits 
vorgefommenen Niederſchriften und Ausfertiguns 
gen die geeigneten Klaffen-Zaren nadzubringen und 


a) bei Patronats⸗Stellen von dem Patron, 
b) außerdem von dem Bewerber um die Etelle oder 


von Der Gemeinde zu bezahlen, je nad dem eine 
Derfhuldung des erfteren hervortritt oder nicht. 
Doch dürfen die Klaffen- Zaren zufammen niemals 
mehr betragen, als die Beſtaͤtigungs-Taxe felbit. 


11) Die Beitellung eines Kollaborators oder 


Pfarr⸗Subſtituten ohne Hoffnung der 
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Nachfolge, ingleichen die Genehmigung 
eines bloß von einer Gemeinde auf 
Widerruf angeſtellten Schullehrers . 1 Thlr. — Gr. 
einſchluͤſſig aller Riederfchreibungen und 
Ausfertigungen dabei. 
12) Eines Kirchners oder DOrganiften, der 
nicht zugleich Schullehrer iſt . . 2: — ⸗ 
einſchluͤſſig aller Niederfchreibungen und 
Augfertigungen dabei. 
13) Die Beſtellung eines Ephoral« oder 
Schul» Adjunften oder Schul⸗Subſtitu⸗ 
ten iſt ganz frei. 
14) Die Beſtaͤtigung eines Buͤrgermeiſters: 
a) in den Staͤdten Weimar, Eiſenach 
und Sena . .. .10 — ⸗ 
b) in Apolda, — Buttſtͤdt, 
Ilmenau, Neuſtadt, a. und 


Weide ..% . 6 9 ⸗ 
c) in den übrigen Städten > 3— ⸗ 
15) eines Stadtſchreibers oder Kimmereie 
verwalters in den Städten: 
unter 8) a a ta 6 — ⸗ 
unter b). 00 0 0 ee dB m 
unter co)... . 1— ⸗ 


16) eines Kathbeifigers i in den Städten: 
BBBERT . 0 ne a 
UNE DIS. 50 ee ee 
unter 0) ce 2 2. 0 2 00 — 

Anmerkung. 

Wird diefelbe Perfon zu einer der un: 

ter Nr. 14, 15 und 16 gedachten Gtels - 
len wiederholt gewählt: fo findet ein 

Sportelanfag für die Beſtaͤtigung nicht 

Statt 

17) Die Verleihung einer Diennt- oder Bo⸗ 
teuftelle bei einem Landes-Kollegium, 
bei einem Kriminal-Gerichte, Stadtges 
richte oder Juſtiz⸗Amte: 


» 
sııl 


6* 


u BE 


wenn die Stelle einträgt über 150 Thlr. 1 Thlr. — Br. 
„ D ⸗ ⸗ 200. ‘io — ⸗ 
⸗ ⸗ ⸗ 300 44 — ⸗ 
⸗ ⸗ : 0 »ı . 8 33 —- ⸗ 

18) Alle andere Dienftbeftätigungen oder 

Verleihungen, die bei Landes-Kollegien | 

vorfommen . © 2 2 000... ⸗1⸗ 

ausgenommen Schöffen, Almoſen⸗Die— 

ners und Zuchtwaͤchter⸗Stellen, welde 

ganz frei find, 

Anmerkung tl 
Wenn diefelbe Perfon in Folge erneuerter Wahl be 
flätigt wird: fo findet dafür Fein abermaliger Spor⸗ 
telanſatz Statt. 

Anmerkung 2. 

Die Anſaͤtze unter Nr. 9, 10 und 11 werden da, wo 
es bisher herkoͤmmlich, von den Kommunen oder bes 
güglich von den KırdensYerarien gerragen, außerdem 
von demjenigen felbft, welcher die Stelle erbält, die 
Anfäge für Beſtaͤtigung eines Garnifons, Strafaw 
beitö» oder Zuchthaus» Predigerd aber und ale übrige 
Anfäse des vorftehenden Paragraphen jtets von ben 
Beftätigten feloft. Wenn ein zu einer befferen Stelle 
berufener. Pfarrer nicht volle fünf Jahre auf feiner 
bisherigen Stele war: fo hat er deren Beſtaͤtigungs⸗ 
£often, falls feine bisherige Gemeinde fie aufgewendet, 
an dieſelbe zu erftatten. 

Anmerfung 3. 5 
Auch rückfichtlih der in dem vorftehenden Paragraphen 
beobachteten Ordnung gilt dasjenige, was in der Un» 
merfung zu $. 87 enthalten it. 


K, Konzeffionen und Privilegien, 


F. 89. 
1) Privilegien. 2 een. 5 Rp — Gr. 
bis 50 + — ⸗ 
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2) Konzeffionen zu einem Gewerbe oder 
Sandl 2 2 22 200. 2 Th — Br. 
bis 0% =: — . 
3) Konfirmation von Innungs-Artiteln . 1 + — .» 
bis 2 2 —- ; 


L. Dispenfationen., 
a) In kirchlichen Angelegenheiten. 
$. 90: 
(Zum BWaifenhaus: Fonds, ) 


Seftattung nur zmweimaligen Aufgebotes 
verlobter Berfonen. . . .. 2 


lieb 2 — ⸗ 
⸗ nur einmaligen Aufgebbte. = — + 
bis 0 : — : 
‘ ber Trauung an bemfelben 
Eonntage, wo bas legte Aufges 
bot gelhich 2 2 1 
bis 10 =: — >» 
r der Trauung außerhalb des 
Mohn: oder Geburtsortes eines | 
der Berlobten . . . . J 
bis 2:2 — 5 
. einer Haustrauung » x» x». 1 2 — ⸗ 
be. — ⸗ 


(Zum Scullehrer- Wittwen - Fiskus.) 
Geſtattung der ftillen Trauung ohne alles 
Aufgebot in Rothfälen. ». . 1 = — ⸗ 
b8 30 =: — : 


(dur Kirchenkaffe des Pfarrortes,) 
Geſtattung mehr als drei anwefende Ge: 
vattern bitten zu dürfen, für 


jeden über drei. . . I — ⸗ 
s ber Beerdigung außerhalb des 
Sriedpofes . . Zr 2 3 —. 


bis 10 — ⸗ 
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(Zum Landſchul-Fonds.) 
Geſtattung einer ſtillen Beifegung . . . 1 Zhlr. — Or. 
bis 3 2: — ⸗ 
da, wo bisher fhon ein befonderes Dispen« 
fations-Quantum Statt fand; jedod, Nichts, 
wenn fie obrigkfeitlich angeordnet wird. 


Geftattung der Ehe in verbotenen Graden 
‚mit Neffen oder Nichten, mit 
der Bruderswittwe, der Schwe— 
fter oder dem Bruder eines vers - 
ftorbenen oder geſchiedenen Ehe: 
gatten, mit der Echmeiter der 


Stiefmutter oder Stiefvaters. 5 = — > 
bis 0 = — =: 
Geſtattung zwifchen erften Gefhwifterfindern 2 =» — ⸗ 
| bie 0 = — : 
s der Trauung eines Wittwers oder 


einer Wittwe vor Ablauf der 

Teauerzeit, für jeden an der 

Trauerzeit fehlenden Monat . 1 
bs 3 s — : 


s der Wieberverheirathung, wenn 
ſolche bei gerichtliher Scheidung 

nicht nadhgelaffen worden ..5 =» — = 

bis 30 » — ⸗ 


s in Eheſcheidungs-Angelegenhei— 
ten durch Bevollmächtigte im Guͤte⸗ 
Termine erfcheinen zu dürfen . 5 = — > 
be 5 - — : 
⸗ der Trennung einer Ehe aus 
landesfuͤrſtlicher Machtvollkom— 
menheit ohne rechtliches Erkennt— 
niß; hier wird der Anſatz jedes 
Mal von der allerhoͤchſten Behoͤrde 
beſtimmt. 
Ergaͤnzung der von Aeltern 


vu 


= 81 


oder DBormündern mit Unrecht 
verfagten Heirathsbewilligung . 2 Thlr. — Gr. 
bis 10 = — « 
In allen diefen Fällen wirb die Dispenfations-Summe 
lediglich nad. dem Vermögen der Betheiligten, ohne Rüd: 
fiht auf deren bürgerlihen Rang, bemeffen, Die dabei 
vorfommenden Niederſchriften und Ausfertigungen unters 
liegen über dieß den Klaffen- Zaren des $. 19. 
Unmerfung. 
Wo und in wie weit im Eiſenach'ſchen Regie 
rungsbereiche Die vorftehend geordneten Dispenfa- 
tions Gelder either in eine andere milde Kaffe als 
in Die angegebenen floffen, hat es auch ferner dabei 
fein Bewenden. 


b) In polizeilihen Angelegenheiten. 


$. 91. 


aa) Dispenfationen in Innungsſachen, 
3- B. von der Wanderzeit, vom 
Meifterflüde c. . 2 2 2 2.2. 2 The — Gr. 
bEe6 =s — 3 
bb) Dispenfationen vom gefeglichen Al: 
ter zum Heiratben . a 22 1 — ⸗ 
bed  » — 
balb zur Waiſenhaus-Kaſſe, Halb 
zur Orts-Armenkaſſe. 
ce) Geftattung der Zerihlagung (Dis: 
membration) eines ——— 
„11177 WER 1: — ⸗ 
bie 11: — : 
Diefe Saͤtze umfaffen alle bei der 
Landes-Direftion, nicht aber 
bei den Unterbehörden, der Die: 
penfation vorausgegangene, fowie 
mit ihr gleichzeitig ergehende Nie: 
derſchriften und Ausfertigungen. 
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M. DBegnadigungen aus Iandesfürftlicher Machtvolls 
fommenpheit. 


$. 9. 


a) Voljäprigkeite:Dekrete.- . » . - -» 3 Thlr. — Gr. 
bis 0 + — ⸗— 
b)' Urfunden über Anfindung (Adoption), 
oder Ertheilung der Rechte ehelicher 


he u ER 
bis 599 ⸗ — ⸗ 

c) Abolitionen. .. .. bb. — ⸗ 
bis 100 * — 5 

d) Straferlaffe und Strafverwandlungen — 46 » 
pi 3 > — ⸗ 

e) Anſtandsbriefe (Moratorien) - - - 1: — ⸗ 
| bis 5 — 2 


f) andere Begnadigungen, die keinen bes 
fonderen Anfag haben. » » +. — — 16 » 
be 2 — ⸗ 
Anmerfung. 
Der vorgeſchriebene geeignete Anfag wird jedes Mal 
bei dem betroffenen Kandes-Kollegium für bie von 
ihm erlaffene Ausfertigung, oder für die von ibm 
entworfene Urkunde, welde Die Konzeffion, Dies 
penfation, Begnadigung 2. ausſpricht, Fiquidirt. 
Es verfteht fih, daß alle in diefen Angelegenheiten 
bei den Unterbebörden vorkommende Verhand⸗ 
lungen den geeigneten Klaſſen⸗Anſaͤtzen unterliegen. 
Vollziehet der hoͤchſte Landesberr die Urkunde 
ſelbſt: ſo bleibt das dieſelbe an das Kollegium zu— 
ruͤckgebende hoͤchſte Reſkript taxfrei, die uͤbrigen vor— 
ausgegangenen Ausfertigungen und Niederſchreibun— 
gen aber unterliegen den geeigneten Klaſſen⸗Saͤtzen. 
(Siehe insbeſondere $. 19 Nr. 21.) 
Die Beſtimmung der dem Ermefien vorbehaltenen 
Anfäge richtet fich jedes Mal nad den Vermoͤgens—⸗ 
umfländen des Bittenden und nad der ſonſtigen 


Sachbewandniß, und fie ift, wenn Bericht an die 
hoͤchſte Behörde vorhergeht, darin gutachtlic) vorzu« 
ſchlagen. 


Vierter Abſchnitt. 
Von den an beſtimmte einzelne Perſonen 
zu entrichtenden Gebuͤhren (Separat— 
Gebuͤhren). 


A. Verrichtungsgebuͤhren bei Amtshandlungen außer⸗ 
halb des Sitzes der Behoͤrde. 


J. Bei Unterbehörden. J 


$. 93. 
Fuͤr jede Amtshandlung in Partheiſa— 
chen außerhalb des Gerichtöfiges: 
a) in minderwichtigen oder geringfügigen 
Rechtsangelegenheiten, dem Vorſtande 
der Behörde oder dem Aktuar. .. — Thlr. 12Gr. 
b) in anderen Angelegenheiten: 
aa) wenn die Verrichtung nicht uͤber 
drei Stunden dauert, 
dem Dirigenten. 1— ⸗ 
dem Aktuar . . .— +, 16 + 
bb) wenn fie länger, bis zu "einem 
ganzen Zag dauert, 
dem Dirigenten . © 2» 2.2.1» 12» 
dem Aktuar ... 1 — ⸗ 
Anfang und Ende fowopl —* Reiſ⸗ als der Ders 
richtung felbft find im Protofolle genau zu bemers 
fen, bei Verluſt der Gebühr. 
Anmerkung. 
Wird der Aktuar zu einer Expedition, bie in ber 
Regel die Gegenwart des Dirigenten erheifcht, 
ftatt des legtern abgeordnet, oder flatt des Aktuars 
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oder neben ſolchem ein Acceſſiſt gebraucht: ſo findet 
fuͤr jenen derſelbe Anſatz wie fuͤr den Dirigenten, 
fuͤr dieſen derſelbe Anſatz wie fuͤr den Aktuar ſtatt. 


$. 94. 

In allen gerichtlichen Verſteigerungsfaͤllen, wo der 
geſammte Tax-Werth der zu verſteigernden Grundſtuͤcke 
200 Thlr. nit uͤberſteigt, darf für Die ganze Verrichtung, 
DormittagsundWahmıttagszufammen,nur 1 Thlr. — Gr. 
ja wenn die Taxe 100 Thlr. nicht übers 

feigt, ur 0. 02 0 0 0 = I 16H 
angefegt werden. 


$. 95. 

Vorſtehende im $. 93 und bezuͤglich im S. 94 beſtimmten 
Derrihtungss Gebühren, finden bei Verfteigerungss 
Terminen ausnahmsmeife felbit dann Statt, wenn fie am 
Gerichtsfige vor ſich geben. 


$. 96. 


Sn allen Unterfuhungsfaden hingegen ($. 20) fallen 
die im $. 93 geordneten Gebühren ganz weg. 


1. Bei Oberbehoͤrden. 


$. 9. 
Sn mindermwicdhtigen oder geringfügigen Recdte- Ange, 
legenbeiten ift ftets nur ein Sekretar abzuordnen und für 


diefe Abordnung der Protokfol»sAnfag um — Thlr. 12 Er. 
zu erhöhen. 


$. 98. 
In allen anderen Angelegenheiten finden folgende 
Anfäge ftatt: | 
a) füreinabgeordnetes KRolegien- Mitglied, 
wenn die Verrichtung nicht Über eine 
Etunde dauert . .» 2 2 2... 1Xhe — Sr. 


a: 


wenn fie über eine, aber nicht über 
vier Etunden dauert . . 2. . 2 Thlr. — Gr. 
wenn fie länger bis zu einem ganzen 
Tage dauert 2. 2... 3 sı — ⸗ 
b) für einen abgeordneten Sekretar oder 
Gefretariats-Gehülfen oder eine andere 
der im $. 100 Nr. 4 aufgeführten Pers 
fonen, nad) obiger Zeitabitufung, immer 
zwei Drittel — und 
c) für die $. 100 Wr. 5 aufgeführten Pers 
fonen immer ein Drittel vorfiehender 
Anfäge unter a. 
YUnmerfung. 
Wo die Eefretare durch fefte Gehalte bereits für 
dieſe Verrichtungs » Gebühren entfbädiget find, 
werden legtere der portelkaſſe beredker. 


B. Diäten bei Verrichtungen außerhalb der Flur des 
MWohnortes der Dehörde. 


J. Bei Unterbebörden, 


§. 99. 
a) Bei den Kriminal-Gerichten: 
dem Kriminal»Nichter oder Kriminals 
Gerichts⸗-⸗Aſſeſſor, dafern DS Die 
Erpedition leitet . . . .2Thlr. — Gr. 
dem Protofoll Führer, fei er Affeffor, 
Aktuar, Regiftrator oder Acceſſſt 1 + 5% 
b) bei anderen Unterbehörden: 
dem Borftande (Yuftiz » Amtmann, 
Stadtrichter, Euperintendent, Rent 
Amtmann)J).. oc ⸗ 
dem Aktuar oder demjenigen, der deſſen 


Stelle verfiehbt . . . 1,» — ⸗ 
einem Regiſtrator, Acceſſiſten, Eportels 
einnebmer, Kopien 2 2 22. As 


(ſofern Eeiner der beiden erfteren das 
Protokoll führt.) 
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gür Nachtquartier, einſchluͤſſig Zrinks 
geld, ſowohl bei den Kriminal- Ges 
richten als bei anderen Unterbehörben: 
dem Vorftande, dem Aftuar oder 
demjenigen, der deffen Stelle vers 
ſieht, jedem . : 2 2 2 200. — Lhlr. 168. 
Dauert die Abmefenheit zwar über 
Naht, doch nicht über Mittag des 
anderen Zages: fo erhöbet fi der 
Diäten-Anfag des vorigen Tages 
für den VBorftand um - . 2 2 — + 12% 
- für den Aktuarr um . 2. 2 22m or 80 
Anmerfung 1. 
Wird das Gefhäft mit Einfhluß des Hinwegs 
und des Herwegs innerhalb drei Etunden bes 
Pet: fo findet gar Kein Diäten» Anjog, und 
wenn es zwar länger, aber nicht über fünf 
Stunden dauert, nur der halbe Diäten-Anfag 
ſtatt. Daffelbe gilt bei gleihwohl mehr als 
fünfftündiger Ubwefenheit, wenn fie erſt Nach» 
mittags beginnt und noch am feibigen Tage endet. 
Anmerfung % 
Werden mehre auswärtige Amtsverhandlungen 
in verfchiedenen Angelegenheiten dergeftalt vor» 
genommen, daß nicht erfi nah Haufe zurüdges 
kehrt werden kann: fo find die Diäten eines 
ganzen Tages unter die verſchiedenen Anger 
legenheiten verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Daffelbe gilt auch hinſichtlich der une? 
koſten ($. 104). 
Anmerfung 3. 
Ausnahmsweiſe finden au innerhalb der Flur 
des Wohnortes der Behörde Diäten Statt, bei 
Slurzügen und weitläuftigen a 
rungen. 


— 


I. Beiden Dberbehörben und ihren Zugehöri— 
gen,ingleihen beidem Militär und der höhe» 
ven Grofherzoglihen HofsDienerfchaft. 


$. 100. 

1) Staats-Minifter, Geheimeräthe, Kanz⸗ 
lar, Präfidenten, ingleihen Ober» Hofs 
chargen und Generale . 2 2 2.2. 

2) Vice» Kanzlar, Dice» Präfidenten und 
Direktoren von Landes⸗Kollegien, Hofs 
marfbälle, DObrilten . . » — 

3) Mitglieder von Bandes» Kollegien, ins 
gleihen vom Hofmarfhall» Amte und 
vom Hofſtall-Amte, Leibärzte, geheime 
Referendarien, Ober-Forſtmeiſter, Ober» 
Forſtraͤthe, Ecyloß » Hauptleute, Reiſe— 
Marfhälle, Reiſe⸗Stallmeiſter, Rammers 
herren, Kammerjunfer, Obriſt-Lieute— 

nants, Majors, General-Udjutanten und 
Hauptleute erſter Klaffe . . . 

4) Borfträthe, Forftmeifter, Bauräthe, * 
heime Sekretare, Hofaͤrzte, Schatulliers, 
Land⸗Rentmeiſter, Hauptlandfcaftss 
Kaſſtrer, Hofr, Zagds und Forſtjunker, 
Hauptleute zweiter Klaffe, Stabs⸗Ka⸗ 

pitaͤns, Kriegs» Kommiffare, Sekretare 
. der LandessKollegien und anderer uns 
mittelbarer Behörden, Bibliothefare, Ge» 
richtsaͤrzte, Leib⸗Chirurgen, Auditoren 
bei Landes-⸗Kollegien, Rechnungs⸗Revi⸗ 
foren, Kalkulatoren, wenn fie ſelbſtſtaͤn— 
dig verfchicft werden, Kafjirer bei Lans 
des, Rollegien, Polizei-Inſpektoren, Por 
lizeis Rommiffare, Baumeifter, Etalls 
meifter, Lieutenants, Auditeurs, Quars 
tiermeifter . . 
5) Regiftratoren, Acceſſifen, Wildmeifter, 


ni Sa 


Oberfoͤrſter, Leibjäger, Bau⸗Inſpektoren, 

Bau⸗Kondukteurs, Gerichts-Chirurgen, 

Kanzliſten, Kopiſten, Sporteleinnehmer, 

Unterförfter, Forſtbediente, Feldmeſſer 1Thlr. — Gr. 
6) Feldmebel . . .)|mwenn fie zur Affiftenn[ — # 42 » 
7) Unter-Offiziere und a — = 8— 

Hufarn . 2.» gleiche Reglement vom 
8) Gemeine Soldaten) 23. Juni 1831.) —⸗ 6% 

Anmerfung 1. 
Alle bier niht namentlih aufgeführte Staats» und 
andere öffentlihe Diener werden wie Diejenigen 
namentlich Aufgeführten beurtheilt, denen fie in der 
Dienftabftufung gleich ftehen. 

Anmerfung 2% 
Hinfihtli der leder Hofdienerſchaft verbleibt es 
bei den bisherigen, vom Hofmarſchall-Amte geordnes 
ten Diäten » Anfägen. 

Anmerfung 3. 
Wenn mehre Stellen in einer Perfon vereiniget find: 
fo werden die Diäten nur nad derjenigen Stelle 
bemeffen, welcher gerade das auswärtige Gefchäft 
obliegt. 

Anmerfung 4 
Etaatsdienern, bie nach dem bisherigen Diäten» 
Reglement höhere als die im vorftehenden Paragras 
phen beflimmten Diäten anzufpreben hatten, wird, 
fo lange fie ihre jegigen Stellen noch befleiden, die 
Differenz aus der betroffenen Kammer» oder land» 
ſchaftlichen Kaffe vergütet. 


$. . 101. 

Wohnung über Nacht in Gaſthoͤfen, Verheitzung, Licht. 
und Zrinfgelder werden befonders — und zwar fo viel die 
unter Wr. 4 und 5 des vorftebenden Paragraphen Aufge— 
führten betrifft, mit 16 Gr. bei erfteren und mit 12 Gr. bei 
legteren für jede Nacht — vergütet, auch find die unter 
Nr. 1, 2 und 3 bezeichneten Staatsdiener, für ihre Bedien« 
ten noch 8 Gr. täglich anzufegen, berechtiget. 
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$. 102. 
Hinſichtlich jeder nur halbtaͤgigen oder weniger als 
halbtaͤgigen Abweſenheit gelten auch bei den Oberbehoͤrden 
die Beſtimmungen des $. 99, Anmerkung 1 und 2. 


$. 103. 


Bei Verſchickungen in das Ausland von über acht 
Meilen Entfernung vom Wohnorte erhöhen fi die Diäten- 
Anfäge um die Hälfte, 


C. Transport= Koften. 
I. Bei den Unterbebörben. 
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Bei jeder nöthigen Entfernung aus ber Flur bes 
Mohnortes: 
a) wenn fie nicht über Nacht dauert, hin 
und her zufammen, 
dem Dirigenten . © 2 2... 1X 8Gr. 
dem Aktuar . . 111 — ⸗ 
b) wenn fie über Nacht — für bie 
Hinreife und die Rüdreife zufammen, 
dem Dirigenten © 2 2 2 0 0. 2 » 16 +» 
dem Altumn . 22% 2 
c) an Orten, wo die Amts-Perfonen von 
obiger Durchſchnittsbeſtimmung nicht 
ohne ihren baaren Schaden Gebraud 
machen Eönnen, ift der Betrag der 
Iransport-Koften durd Quittung Des 
Empfängers nah den laufenden 
Mierhpreifen zu befcheinigen, 
Dann aber wird dem allein abgeord» 
neten Aktuar nur Ein Pferd, dem 
Deamten aber mit dem Aftuar 
zufammen zwei Pferde mit Wagen 
vergütet; es fei denn, daß unter ganz 
befonderen Umftänden auch für den 
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allein abgeordneten Aktuar ein zwei⸗ 
ſpaͤnniges Fuhrwerk, nach Ermeſſen 
des Oberbeamten, nöthig geweſen. 

d) Acceſſiſten, die mit dem Aktuar oder 
ſtatt deſſelben verſendet werden, haben 
gleichviel Transport⸗Gebuͤhren anzus 
ſprechen. 

e) Die Kriminal» Gerichte, auf welche 
vorftehende Beſtimmungen unanwends 
bar find, haben jedes Mal den Bas 
trag der Transport » Koften zu bes 
fheinigen. 


$. 105. 

Patrimonials Beamte dürfen — ſowohl binfichtlih der 
Gebühr für auswärtige Verrichtungen, als der Diäten und 
Transport» Koften — die Entfernung nur vom Drte des 
Gerichtsfiges aus berechnen, und für den Aktuar dürfen fie 
nur dann Etwas anfegen, wenn ein folcher bei dem Ges 
richte förmlıch angeftelle ift. 


IL Bei den Oberbehörden und ihren Zuges 
börigen, bei dem Militär und bei der höheren 
Hofdienerfhaft 


$. 106. 

Bei nothwendigen Reifen wird für jede Meile ober 
geringere Entfernung der Hinreife und eben fo der Zurüds 
reife, wenn legtere'nicht am nämlichen Tage erfolgt, den $. 100 
unter Nr, 1 benannten Staatsdienern . 2 Thlr. — Gr. 
den $. 100 Nr. 2 und 3 aufgeführten. 1» 8%» 
und den unter Mr. 4 und 5 aufgeführten — s 12 +» 
vergütet, auch außerdem noch Chauffee-, Brüdens, Pflaſter⸗ 
und Thorgeld; es fey denn, daß fie vorzögen, den wirds 
liben Zransport-Aufmand zu befcheinigen. Solden Falles 
find die unter Nr. 1 aufgeführten Staatsdiener zu einem 
Wagen mit vier Pferden, die unter Nr. 2, 3 und 4 aufs 
geführten zu einem Wagen mit zwei Pferden und die unter 


® 
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Mr. 5 aufgeführten, dafern Fein Poſtwagen benutzt werden 
kann, zu einem Reitpferde, oder, noͤthigen Falles, zu einem 
einſpaͤnnigen Fuhrwerke ——— 

5. 107. 

Fuͤr den Sekretar oder andern Gehuͤlfen, den ein 
Kommiſſar bei einer- Berfendung mitnimmt, dürfen Feine 
befonderen Transport⸗Koſten angefeht werden. Gemeins 
fhaftlih ernannte KRommiffare Haben — wenn anders ihr 
Zufammenreifen nicht unthunlich iſt — die Transport 
Koften nur einfach aufzurehnen, und überhaupt alle vörs 
kommende Zranfgelder und Eprenausgaben gemeinfhaftlich 
anzufegen und bezüglich zu tragen, wenn gleich im Zweifel 
Die Beitimmüng desjenigen Kommiffars den Ausſchlag gibt, 
der dem Ältern, im Range vortehenden, — 
gium angehört, 9 


F $. 108. 

Wenn ein Staatsdiener zum Großherzoglichen Hoflager 

berufen und dort verpflegt wird: fo hat er bloß die Diäten 

und, Zransport-Koften der Hinreife und der Herreiſe an⸗ 
zuſprechen. 


D. Kommiſſions- Gebühren. 
IL. Bei Untergerigten, 


$. 109. 

— Untergerichte Haben neben den Verrich⸗ 
tungsgebühren bei Handlungen außerhalb ihres Amtefiges, 
wie fie SS. 95— 96 beflimmt worden, noch für ihre fommifs 
farifchen Niederfchriften und Ausfertigungen die entfprechens 
den Sportelfäge zu beziehen, wovon dem Gerichtsvorfiande 
zwei Drittel und dem Aktuar ein Drittel zufommen, 
diejenigen Arbeiten ausgenommen, welde erfterer ganz 
allein beſorgt, z. B. Berichte ꝛc. und daher aud allein 
bezieht. | 

Bon dem Betrage ber Kommifflonds Gebühr muͤſſen 

VI.Band, 18.Heft, 7 


dem Kopiften für jeden Bogen Reinſchrift oder. Abſchrift 
zwei, Grofchen vergütet werden. 


1, Beiden Sandes-Rollegien. 


$. 110. 

Hier finden in Kommiſſions ⸗Sachen dieſelben Verrich⸗ 
tungsgebuͤhren, wie bei Abordnungen Statt ($$: 97, 98), 
gleichviel ob die Verhandlung am Sitze der Behoͤrde oder 
auswärts vorgeht, und die Kommiſſare beziehen uͤberdieß 
für ihre Niederſchriften und Ausfertigungen die entiprechen» 
den Sportelſaͤtze. 

Wird ein Kolegien- Mitglied beauftragt: fo treten 
binfichtlich des zugezogenen Sekretars und bezuͤglich Kanz« 
liften diefelben Beftimmungen, wie im vorſtehenden Paras 
graphen hinfichtlich des Aftuars und Kopiften, ein, 

Die lediglich auf feſten Gehalt gelegten Sekretare bes 
ziehen jedoch, dafern fie felbfitändig beauftragt werden, 
Kommiffions + und Verrichtungsgebühren nut dann, wenn 
fie bei wichtigen Beranlaffungen ein ſchriftliches Kom— 
mifforium erhalten, 

Außerdem werben bie fraglichen Gebüpren bei Roms 
miffionen eben fo wie bei Abordnungen ($. 93) zur Spors 
telfaffe berechnet. 


$. 111. 

Fuͤr die Prüfung eines Kandidaten, der von Akademien 
zuruͤckkoͤmmt, erhält der een einfchlüffig des Berich« 
tee, inalem . . - . . 0... 5Thlr. — Gr. 
und ber Gefretar . . « u 3 — ⸗ 

Fuͤr die Pruͤfung eines nicht von Aa, 
demien fommenden Kandidaten erhält der 
Rommifar . . . er 2⸗— ⸗ 

Werden mehre Zonmiſſar⸗ zu einer Pruͤfung ernannt: 
ſo theilen ſie ſich in die vorſtehenden Anſaͤtze. 


$. 112. 
Hinfihtlih der bei ben Ober -Ranflftorien vorfommens 
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den Prüfungen und hinfichtlich der Kirgen » Rommiffionen 
fiede SS. 129 — 138. 


$. 113. 
Jede kommiſſariſche Liquidation unterliegt der Pruͤ— 
fung und Ermäßigung. des DVorftandes des beauftragenden 
Kollegiums. 


E. Gebühren für die Entfcheidungsgrände bei Erkennt 
niffen und für gerichtlich geftiftete Vergleiche, 


I. Entſcheidungsgruͤnde. 


2) Bei Untergerichten. 


$. 114. 

So oft Untergerichte ihren foͤrmlichen Erkenntniſſen in 
nicht minderwichtigen Rechtsangelegenheiten die Ent. 
ſcheidungsgruͤnde, entweder wegen Wichtigkeit und Schwierigs- 
keit der Sache, oder auf Antrag einer Parthei, beifügen, ift 
ihnen verftattet, dafür bei Interlofuten . — Thlr. 16 Gr. 
bi 1» — ⸗ 
11 — 4 
bi 3» — ⸗ 
als Gebühr anzufegen; bei Rofationss und 
Distributions-Erkenntniſſen in Konfurfen 
aber für jede Parthei, die locirt wird oder 
(bei Distributions-Erfenntniffen) zur Ber 
zahlung gelangt . . . —— 
und wenn deren mehr denn 24 find, für 
jede darüber.. BE 
vorbehaͤltlich überall oberrichterlicher Er 
maͤßigung oder Erhoͤhung. 


und bei Endbeſcheiden 


b) Bei den Landes Juſtiz⸗Kollegien, 
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Fuͤr Ausarbeitung der Entfcheidungsgründe in nicht 
7% 


ei A 


minderwihtigen Angelegenheiten, nad Ermefien bes 
DVorfigenden: 
aa) für den Neferenten bei Beicheiden 
und bei Decifiv- NReffripten, wenn 
fie die Stelle m. zn 
vertreten. » ... 0... 2Thlr. — Gr. 
bi 4 — ⸗ 
und bei wichtigen Kriminal-Kon⸗ 
kurs⸗- und anderen beſonders muͤh— 
ſamen Erkenntuiſſfen..4 
bis 6 
wozu, wenn in einem Konfurd-Ers 
Fenntniffe über 24 Gläubiger locirt 
werden, oder bezüglic zur Erbe: 
bung gelangen, noc für jeden weis 
teren Öläubiger » «v2 2 mr 2er 
fommen, 
bb) Für den Korreferenten immer ein 
Drittel fo vielals der Referent erhält, 


“-“ 
“ %“ 


IL Vergleiche. 


$. 116. 
Sowohl bei Oberz als bei Untergerichten: 
a) in geringfügigen Rechtsſachen. .. — Thlr. 8 Gr 


b) in minderwidtigen . . » eu + 12, 
c) in widhtigen werden geftiftete Ders 
gleiche, nah Maßgabe der größern oder 
geringern Berwidelungen und der 
Wichtigkeit der Saden, angeſetzt. — s 16 + 
bi 2» — ⸗ 
vorbehältlich ber Ermäßigung der Ober; 
behörbe, oder bei Juſtiz-Kollegien des 
Dorftandes, 
Anmerkung 1. 
Die Vergleichsgebuͤhr fällt jedes Mal derjenigen Ges 
richts » Perfon zu, die den Termin gehalten, worin 
der Dergleih zu Etande gefommen. 


u — 


Anmerkung 2: EIFEL LT 
Bei den — Süsneverfudien — Ge⸗ 
ſetze zu Abkürzung und Verbeſſerung des Prozeß⸗ 
Verfahrens vom 12. April: 1833 finden gar feine 

Vergleichsgebuͤhren ſtatt. ergl. 60 22) 

r 21. ? U: Ss 13% 33 


„g flv 


B. Depoiten Geben, 


6. 117. | 
I. Bon der — Einnahme: 
a) bei baarem Gelde ein Biertel Pros u. 
zent, mobei jedes angefangene, 
50 Thlr. für vol ‚gerechnet, migin ao. 3Gr. 
dafür entrichtet wird, — IIN 
b) bei Teſtamenten ni 12 ⸗ 
c) bei anderen Dokumenteniein a8 tab. ‚ 
Prozent. af 9 mind 
Es fümmt jedes Mal nur derjenige 
Betragstheil des Dofumentes in Ans 
faß, welcher die Stelle außerdemwiguinlan.. © 3 
deponiren geweſenen Geldes weint 300 
tritt: fo daß: z. B. wer für 300Tple, 4 nn 
Sicherheit zu beftelempatiund folbei u. nt. n 
durh ein Dokument: vor 1000 Tplrit 1 u.. 
leiſtet, nur von jenen 300. Then, Dies ci 
DepofitensGebühren. entrichtet. x rnit man 
Bei Dokumenten, die feinen zu 
Geld amfchlagbaren Werth haben, 
oder die zur Sicherheit für einen zu 
Geld nit wohl anſchlagbaren Ges 
genftand deponirt werden, beſtimmt 
das Gericht die Depoſitions⸗Gebuͤhr 
nad Ermeſſen auf 7 = 12- + 
bis 2 — ⸗ 
d) bei Pretioſen ebenfalls. nur ein — ur 
tel Prozent, 
Cvorbehältlich seiner von der zuftändis ' 
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gen Großherzoglichen Regierung zu 
treffenden: Averfional » Ermäßigung, 
wenn die: Taration zu fchwierig oder 

3 zu »Eoflfpielig wäre, wogegen: jeboch 
der Parthei frei bleibt, Zaration auf 
ihre Koften zu verlangen). 

IL Bon der wirflibden Ausgabe, d. h. 
nicht auch vonder bloß dur Ausleihung 
veranlaßten, eben fo viel wie bei der 
urfprünglien Einnahme; nur mit Aus» 
nahme der Teſtamente, für: deren 
Herausnahme aus dem Depoftum 
feine Gebühr eintritt: 

Dokumente der. ‚minderjährigen, 
Wahnfinnigen oder Blödfinnigen,. die 
bloß zu deren Sicherheit zum Depo» 
fitum kommen, find ganz frei und des 
ven Gelder zur Hälfte frei. 


Ä $. ‚118. 
UI. Bei Qusleihung und. Wiedereingies 
bung deponirten Geldes wird, eins 
fhlüffig der Aufbewahrung der Oblis 
gationen, für jede Ausleihung. und 
eben fo für. jede. Wiedereingiehung 
ein Uchtel Prozent, _ 
mindeftens aber . 2... 2. 2 — Th. 36r 
angefegt. WERE 


G. Zäplgelder. ‚ 
1 
a) Bei Auktionen, von Mobilien, (vors 
behältlich des Anfages $.44. Nr.19) 
vom Thaler ... u 


b) bei Eintreibung von Sportels: ud, 
Gebühren, Reften,, die einem andern. 
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Angeſtellten als bem Rechnungs fuͤhrer 
übertragen werden, von jedem Zhaler — Thlr. 


c6)PveiDepoſiten find ‚bie: Zaͤhlgelder 


ſchon wmter den SENSNAEERRN 


mit’ Ben 


e * zur 


° i 5 120. 
= Wenn in wichtige‘ Konkurs⸗, Sequer 
ftrations »_ oder Crbfchafts » Angelegen, 
beiten - außer der Depofiten » Redbnung 
noch eine förmlihe nad Kapiteln geords 
nete-Rechnung nöthig wird: fo erhält der 
Dazu Aufgeftellte en er nn einer 
folgen eo. — 

| bis 


$. 121. 
An NEE RETTEN erhält: 

a) bei Unterbebörden der Damit be 
auftragte Eubaltern oder andere Ars 
nung&verftändige, 

b) bei Oberbehörbden:der Kanzlei⸗Ke— 
vifor, einſchluͤſſig aller Reviſions⸗Arbei— 


ten bis zum Abſchluſſe und bis zur 


Suftifitation: 
aa) bei Bormundfcaftss oder —— 
rechnungen, 
wenn ſie einen jaͤhrlichen Abwurf 
von nicht über 50 Thlr. umfaſſen 


bis 
nicht über 100 Thlr. . . . 
bis 
nicht über 200 Thlr. . 
bis 


nicht über 500 Thlr. . 
| bis 


eI|-I 11119 


“RL nn 


4 Or. 


-. 3» vw a ss 1 vw. 


— 14 — 


nicht über . e Able und 1Thlr. 8Gr. 
Mr 4 — ⸗ 
nicht über 10000 Str. wild: B — 
daruͤber — A ——— — 
bis 15 

bb) Bei Sequeſtrations-, Erbſchafts⸗ und 
anderen wichtigen N io + 126 
bi 0; — + 
alles nad — Ermeſen, vs, Vorftandes der 
Behörde. aan 


11,.136 


= 
a 
ji 
o 

“ an“ Sm 


-*, u=€- u» u 


j Ss. 122 5] rar) han 
Auf die bloße Zahl der Erinnerungen fommt ed. 54 
bei nirgends an, wohl aber fünnen dem Rechnungsvaer⸗ 
ftändigen in wichtigen Bälen, wo viele Akten vor. Ent 
werfung der Erinnerungen burdgugeben find, dafür noch 
befonders . 2. 2... 0... 1Thlr. — Sr 
bis 4. — ⸗ 
zugebilliget werden. 


$. 12%. 
Rechnungsauszuͤge: 
für jede ausgezogene Rechnung.. #7 8» 
bis — 5 16 ⸗ 

und wenn der Auszug mehr als Einen | 
Bogen faßt, für jedes weitere Blatt noch — = 4 = 

8 


bs — ⸗ ⸗ 

Rechnungsgutachten: | 
für den erften Bogen . 2.2 220 = ES > 
| bs 1 =» 8 ⸗ 
‚und für jedes weitere Blatt noch. » :»— ⸗ 8 = 
bis — = 16 : 


Ss. 124. . 

Die Unterbehörden find verpflichtet, alle wichtige und 
verwicfelte Rechnungen, menn fih in ihrer Nähe Fein er⸗ 
probter Rechnungsverftändiger findet, an die NRegierungss 
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Kanzley-Reviſion, oder, fo viel.die Gemeinderehnungen 
anlangt, an die Landes- Direktion einzufenden. 


I. Ermaͤßigungs⸗ ( Moberatignss) Geige, 


6. 125.. 

Für obrigkeitlice Prüfung und Sefitelung der Ko⸗ 
ſtenrechnungen von Behoͤrden, Anwälten, Aerzten und ans 
deren bei Ausübung ihres, Berufes an öffentliche Tax⸗ 
Vorſchrifſten gebundenen. Herfonen, von jedem vollen oder 
angefangenen Zehen-Thaler— Betrage der geſtellten 
Rechnung. 44 ..4 — 3 Or. 


ui, 


K. Berpfbungesksäßieh 


7 


Tal 196. in, X 
Die Sekretare bei den Sande; Kötegign beziehen bei 
jeder Dienfiverpflichtung. 2. ; "1 Thir. 8 IR Ä 


bei der eines Acceſſiſten, Eteuer:, Geleitk-, 

Zoll: oder Impoſt-Einnehmers .oder Kons BR 

troleurs, ingleihen eines Unterförfters, 

Kreifers, Chirurgen, Seldmeffers, Kirch: * 

ners oder Organiſten aber nur oe.» 46 s 
Shulleyrer auf dem Lande, Diener und. 

Boten find von diefer m. ganz. 

frei. 


L. Defondere Gebühren in 1 Lehndsgefegenfeiten 
L Bei den Lehnd-Ranyeleien zu Weimar und 


zu Eifenad. 
'$. 127. 
eX 1) Für ben Entwurf eines Muth⸗ 
* ſcheines oder eines Lehnbriefes 1 Thlr. 8Gr. 
58 und wenn das Lehen ——— 
* oder mehr wer iſt . .. 22⸗ 


— 


Dem Lehns-Sekretar. 
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Anmerkung. 
Ein neuer Erwerber, der um - 
erften Male die Lehen empfängt, 
‚zahlt diefe Gebühr doppelt. 
2) Bei der Beleibung eines jeden 
Haupt- oder Mitbelehnten . . 1 Zhlr. 8 Gr. 
3) Fuͤr den Entwurf einer Lehnver— 
wandlungs-Urkunde oder der Kon— 


firmation eines Fideikommiſſes 2: — — 
und wenn der Gegenſtand 50,000 
Thaler oder mehr werth if. 3, — ⸗ 


4) Fuͤr den Entwurf der lehnsherrli— 
hen Konfirmation eines Kaufeg, 
Tauſches, Lehns-Reverſes oder ei⸗ 
ner anderen, Grundeigenthum 
überragenden oder fihernden Ur: 
£funde . . 1 > 8 > 
und wenn das geben 50,000 Tir. 
oder mehr werth iſtt. 2— ⸗ 
Anmerkung. 
Es verſteht ſich, daß, wenn 
mehre Lehns-Reverſe uͤber ein 
und daſſelbe Lehen zugleich ein— 
gereicht werden, der Anfag für 
den Gefretar nur einfach bes 
zahlt wird. 
5) Für den Entwurf der lehnöherr: 
lien Konfirmation einer Schuld» 
verfhreibung, Konſens-Prolonga— 
tion oder Eeffion . » » » — : 416 : 
wenn aber die zu Eonfentizenbe 
oder zu cedirende Schuld über 


5000 Thlr. beträgt. ». » » 1— ⸗ 
und wenn fie über 10,000 Thlr. 
beträgt. » - 1: 8» 
6) Für die Reinſchrift eines Bebns 


briefes, den KRanzliften . . . 2, —® 
7) Für das Siegel zu einem Lehn⸗ Ä 
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briefe und fonftige Beforgung das 

bei, dem Botenmeiltr . . .„-.— Zhlr. 16 ©r. 
Uebrigens muß für Pergament. 

baut, Kapfel und feidene Schnüre 

der Einfaufspreiß bezahlt werden. 


II. Beiden £ebenftuben derjenigen Vafallen, 
welde die AfterLehnsgerichtsbarkeit auszu— 
üben berechtigt ſind. 
Dem Lehns= Direktor. . 


Kapfelgeld bei Lehenbriefen. . . . . 2. &hlre. — Gr. 
für die Verpflichtung bei Beleihung oder 

Bekennung der Mitbelebnfhaft -. » ». 1 = 8 : 
Siegelgeld bei Ausfertigung von Konſen— 

fen in Käufe, Taufe, Schenkungen, Hy: 


pothefen und Reverfe . . . . 1». — : 
. und wenn ber Gegenftand über 10, 000 ur 


beträgt + * * 2 2 — = 


M. Pachtbriefs- Gebuͤhren bei den Stadträthen. 
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1) Auf jedes Jahr der Pachtzeit: | 
wenn das Pachtgeld nicht über 50 ae 
beträgt . . . .. . — Thlr. 126r. 
bis 100 Thlr. einihläffig . 00,5 16 > 
von 101 Thlr. bis 500 Thlr. von jedem 
100 Thlr ee . — : 12 s 
von 501 Thlr. an von 4 100 Thir — 8: 
2) Zür einen Anhang oder —— zum 
Pachtbriefe . . . 1: — : 
bis 2 0 u 2 


Dem General:Superinten: 


denten. 
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N. Ober-Konſiſtorial-Gebuͤhren. 
. $..129. 
1) Für die Prüfung eines von 
ausmwäritgen Schulen oder aus 
einem Privat-Inſtitute auf die 
Akademie abgehenden Schülers, 
der Prüfungs: Kommilfion ,. . 4 Thlr — Gr. 
2) Zürdie Prüfung eines Abiturien— 
ten, der fi feiner Fakultaͤts— 
Wiffenfhaft widmen mil . „1 + 12» 
3) Tür die Prüfung eines Kandis | Zu 
Daten nad) dem Abgange vonder 
“ Akademie (fämmtlichen eraminis 
tenden Ober⸗Konſiſtorial—⸗ Raͤthen 
zufammen) .—. 3 ⸗2⸗ 
M Fuͤr die Prüfung — Martin | 
ten vor der Ordination, dafern 
nicht zu einer bloßen Kollaboras 
fur ordinirt wird... 0.29 ⸗ 


' 5) Für das Drdinations-Zeugniß 11 Hy —-ıH | 


6) Für die Präfung eines Pfarrers 

bei feiner Weiterbeförderung . 2 — — 
7) Zür die Prüfung eines Schulleh— 

rers vor der erften Anfeelung. 1 — ⸗ 
8) Dem Sefretar bei der erften Prüs | 

fung. eines Kandidaten nad 

dem Abgange von der Akade— 

mie, für die verfchiedenen Pros 

tokolle zuſammen . 1... „. 1'» 42 » 
9) Bei Ordination eines ßeiflichen, | | 

dem Kantor und dem Kirchner, 

jdem *. 2... er Bo 

Die Gebühren — 1, 2, 3, 6 und 8 werden 

jedesmal von dem Kandidaten oder dem Geift- 

lichen felbft entrichtet, die unter 4, 5, 7 und 9 

aber, wo es bisher herföümmlich wir. von den 
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betroffenen Gemeinden oder von den Kirchen: 
Yerarien, 


OÖ. Ephorals und Kirchen » Kommiffiongs oder Kirchens 
Snfpektiong » Gebühren, 


$. 130. > * 
Bei Beſetzung von Pfarrſtellen und Schullehrerſtellen 
haben die betroffenen Gemeinden (oder wo es herkoͤmmlich, 
Die Kirchen-Aerarien) folgende Averſional⸗Gebuͤhr für alle 
dabei — von Erledigung der Etelle an bis zur Genehmis 
gung des Vergleiches mit dem Nachfolger — vorfommende 
Gefhäfte und Bemühungen des Epezials oder bezüglich 
General» Euperintendenten und des weltlichen Einfüprungss 
Kommiflars, an jeden zur Hälfte, zu entrichten: 
1) bei Pfarrſtellen: 
wenn Deren jährlihes Einkommen 
nicht über 400 Thlr beträgt » 2... 8 Thlr. — Gr. 
401 Zplr. bis 600 Thlr. . » . :.10 > —., 
6 + — 80 1 22.1 — 5, 
1 Be ee Er | u Se 
2) bei Schulſtellen: 
von nicht Über 100 Thlr. jährlichem Er» 
RE a a Br ee . 
101 Thlr. bis 150 Ihr. . 2»... 


151 + — 0» ., 


+ % * 


or ww 
-» wur 


Bon 


über 200 ⸗ i ER 
Dei Kinderlehrern, die bloß von der Ges 
meinde auf Widerruf angeftelt werden, ift 
DE 0 un 
an den Superintendenten zu entrichten. 
Hierzu fommen noch: 
zu 1) bei Pfarreinführungen: 
a) an den Aftuar für feine fämmtlichen 
Demüdungen . 2.22 ec: he os 
b) an den neuen Geifllihen für die 
* Speifung der Kommiſſion, des dias 
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Eonifirenden Geiftliher, der Schuls 
lehrer, Kirchenvorfteher, Altarleute, 
Schuldheißen ac. . 12 Thlr. — Er, 
Speifen die Kirchenvorfteher, Als 
tarleute und Schuldheißen nicht bei 
dem neuen Geiftlihen: fo erhält jes 
der von ihnen von jenen 12 Thl. — +» 12%» 
Diäten oder Natural» Speifung 
"von den Gemeinden dürfen nicht 
angenommen werden. 
3u 2 bei Schuleinführungen: 
da, wo die Zuziehung eines Aktuars 
zeither herfümmlich, für Zehrung, * 
Transportund Bemuͤhung deffelben, 
jufammen . . 2...» Er SE — ⸗ 
jedoch nur nod) fo lange als die jegis 
gen Inhaber folder Stellen fie bes 
fleiden. 
Anmerkung. 
Diefe fämmtlihen Beftimmungen 
find auf katholiſche Gemeinden 
nicht anwendbar, hinſichtlich deren 
es lediglich bei den bisherigen Ob» 
fervanzen verbleibt. 


$. 131. 

Für die Prüfung und Abnahme einer Kirhenrehnung 
erhält jeder Kirchen» Snfpektor, ſowohl der geiftlihe als 
ber weltliche, 

wenn die $ahreseinkünfte ber Kirche, 
nach Abzug etwaiger Paffiv»Zinfen, | 
nicht über 50 Thlr. betragen haben — Thlr. 12 Er. 


nicht über 100 Thlr. - 2 2... — , 16 + 
⸗ ⸗200.1⸗ — ⸗ 
⸗ ⸗400....1 8 ⸗ 
 » 00 ss. 2 2 2% 1», 16 + 
barüber hinaus a u 


Geidieht die Rebnungsabnahme am Orte der Kirche, 
ohne daß diefer Ort zugleich der Umtss oder Gerichtsfig 
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ift, fo erhöhen ſich diefe Unfäge bezüglich auf das Doppelte, 
ſtatt fonftiger Diäten: und Speifung. 

Es follen aber bei Kirchen, deren Jahreseinkuͤnfte 
nicht wenigſtens 200 Thlr. Überfteigen, die Rechnungen 
nur alle drei Jahre im Orte felbfi abgenommen werden. 

Iſt einer der Kirchen⸗Inſpektoren behindert: fo werden 
vorftehende Gebühren von demjenigen, der für ihn vika— 
rirt, bezogen. 


$. 132. 

Derjenige Eubaltern des weltlichen Kirchen⸗Inſpektors, 
welcher die Unfäge der Rirbenrehnungen nachzulegen und 
mit den Belegen zu vergleichen bat, erhält dafür 1, 2, 4, 
6, 8 oder 12 Gr., je nad der Abftufung der Kirchenein, 
fünfte im vorigen Paragraphen. 


$. 133. 

Filials Kirhenrehnungen müffen an einem und dem⸗ 
felben Zage mit der Rechnung der Mutterfirhe abgenom» 
men, und, wenn dieſes am Drte der Mutterfirde Cder 
nicht zugleih. Amts- oder Gerichtsfig ift) geſchieht, die 
erhöhten Koften nach Verhaͤltniß vertheilt werden. 


$. 134. 
Für jede, alljährlich vorzunefmende, Schul, Bifitation 
erhält der. Euperintendent, einſchluͤſſig der Diäten: 
wenn die Jahreseinkuͤnfte der Kirche 
nicht über 100 Thlr. betrogen . . — Thlr. 16 Gr. 
wenn ſie nicht uͤber 200 ai bes 
tragen - . . ls —o6 
wenn fie mehr — er 


$. 135. 

Kirhen-Vifitationen ' find, mo nicht gleichzeitig mit 
der Kirchenrechnungs⸗Abnahme doch wenigſtens gleichzeitig 
mit der Schul» Vifitation vorzunehmen, und es bezieht der 
Superintendent dafür bezüglich eben fo viel, wie für eine 
Sdul, Bifitation. 
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| $. 136. pr Act 
An Orten, wo biöher für die Abnahme der Kirchen» 
rechnung, oder für Kirden» und Ehul-Bifitationen höhere 
. Gebühren, Speifer oder Diäten »AUnfäge ale die im gegen— 
wärtigen Gefege geordneten, Statt fanden, haben nur Die 
jegigen Inhaber der Stellen dieſe höheren Anfäge noch 
fortzubezieben; nad ihrem Abgange aber "treten lediglich 
die in den vorftehenden Paragraphen beftimmten Anſaͤtze 
ein. 


6. 137. 

In allen anderen Kirchen-Kommiſſions- oder ons 
ſpektions-Angelegenheiten finden nırgends Gebühren: Statt, 
ausgenommen? ZZ. j 

a) die vorfhriftsmäßigen Diäten bei 

notbwendigen Verrihtungen außer: 
balb des Wohnortes, 
b) Botenlohn, jedob nur dann, wenn 
die Abfendung eines befonderen Bo» 
ten unvermeidlich war, Ä 

c) bei Einweihung einer neuen Kirde 4 Thlr. — Gr, 
für ſaͤmmtliche dabei vorfommenden: Gefchäfte: des geiſtlichen 
Kommiffars, einfchlüffig der Einweihungspredigt. 


h $,. 138. | 
An: Ephoral:Gebühren in-Dispenfationd-, Eher, Pacht⸗ 

und Kirhftupl-Angelegenherten erhält der Guperintendent: 
1) für jedes Blatt einer Regie 

firatur oder eines Protofolles — hl: 3Gr. 
2) für einen Termin zur Verneh— 

mung mehrer Perfonen, eins» 

fhlüffig des Protokolls. . -»- 1» — ⸗ 
3) für einen Beridt . . . ..— 
4) für jede andere fchriftliche Aue» 

fertigung, ingleichen für Ab» 

nahme eines Ledigkeitseides » 8 > 
5) für Durchſicht und Prüfung eis 

ned Pachtvertrageeses.. .— 12 ⸗ 


“» 
ja 
»D 
” 


einfhlüfffg 
der Schreibges 
bühren 
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6) Fürdie Unordnung des Trauers 
geleites bei dem; Ableben von; 
Kirchen » Patronen treten ent- ° 
weder vorftiebende Gebühren . 
oder das herfömmlidhe Hono⸗ 


rar ein. | 
$. 139. 
Hinfihtlih der Transport Koften gelten folgende Bee 
flimmungen: 


1) Bei Einführung eines Geiftlihen gebührt dem Su— 
perintendenten bezüglich General: Euperintendenten 
ein Wagen mit zwei Pferden, und dem weltlichen 
Kommiſſions-Perſonal ebenfalls, dafern legteres nicht 
am Drte der Einführung felbft oder doch ſo wohnt, 
daß ed von dem geiftlihen Komiffar fügli mit feir 
nem Wagen abgeholt werden fann. — 

Der baare Verlag Dabei ift jedes Mal nad den lau» 
fenden Miethpreißen durch Quittung zu befcheinigen 
und es verfteht fih, daß, wo bei fehr ſchlechten We— 
gen vier Pferde. durhaus nöthig find, ſolche eben⸗ 
falls gut gethan werden müffen. 

2) Bei Abnahme von Kirhenrehnungen an Ort und 
Stelle Haben der geiftlihe und weltlihe Kirchen » ne 
fpeftor jeder eine averfionele Transport Vergütung 
MOB: 38: a are . . +. 1Thlr. 86©r 
für den Zag zu beziehen. 

Es ift jedoch fo einzurichten, daß immer mehre Kirchen» 
rehnungen an einem Tage abgenommen und die Ko‘ 
ftien unter die betroffenen Gemeinden vertheilt werben. 

3) Bei Kirden» und Schul: Vifitationen und überhaupt 
fo oft der GSuperintendent reift, findet diefelbe aver— 
fionele Transports DBergätung und Koftenvertheilung 
bezüglich unter die verfchiedenen Kirchen» oder Ger 
meinde» Aerarien Statt. | 

Unmerfung. 

Die tranficorifhe Beſtimmung bes $. 136. gilt au 

binfihtlidy der Transport» Gebühren. 

VI. Band, 18 ‚Heft. | 8 
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$.. 10. 

Iſt an dem Drte, wo eine Lokal⸗Verrichtung vorge, 
nommen wird, Eein anderes fchidliches Unterfommen zu 
finden: fo ift der Pfarrer verpflichtet, dem Superintenden⸗ 
ten Wohnung, Licht, Heigung und Speifung zu geben. 
Daflir erhält der Pfarrer täglich von der Gebühr des Su⸗ 
perintendenten für Wohnung, Licht und Heigung 8 ©r. 
und für die Speifung 1 Thlr. 


P. Pfarramtsgebühren in weltlichen Angelegenheiten. 


§. 141. 


1) Fuͤr Ableſung einer auswaͤrtigen 
Ediktal» Citation - . » . . . 1Xhl. 8Gr. 
2) Kür Pfarrberichte in Ehes und Kirche 
ftupls Ungelegenpeiten. . - — + 12, 
3) Für ein Zeugniß in Ehefachen, ingleis 
chen für einen Geburts- oder Todten⸗ 
J. ter 65 
und wenn Daß Zeugniß mehr als 
Eine Perſon betrifft, fuͤr jede dieſer 
mehren Perſonen noch... ——2 
In Staͤdten, wo der Kirchner das 
Kirchenbuch führt, theilt ſich vorftes 
hende Gebühr zwiſchen dem Geiftlis 
hen und dem Kirchner, 
4) Sür die Vorbereitung zu einer Eides— 
leiftung und für das darüber auszus 
ftelende Zeugniß: 
in minderwidtigen Rechtsſachen. — +» 12» 
außerdem - - - 2 2 02. . — ⸗ 16» 
bis Ile — 2 
jedoch nur in den Orten, wo die Un— 
entgeldlichkeit dieſer Vorbereitungen 
nicht bisher herkoͤmmlich war. 
5) Für die Gegenwart bes Geiftlichen bei 
einer gerichtlichen Eidesleiflunng . - 1» — + 
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6) Für den Befuch bei einem Gefangenen 1 Zhlr. — Gr. 
7) Für Begleitung zum NRichtplate - . 2 ss — ; 
Unmerfung. ’ | 

Hinfihtlid der Pfarramtsgebühren 

in rein geifllihen Angelegenheiten 

(Jura Stolae). verbleibt es vorerft 

noch bei den jedes Drtes geltenden 

bisherigen Beftimmungen. 


Q. Gebühren der Großherzoglichen Baus Dffizianten, 
da wo fie in Privat» Bauangelegenheiten angefprochen 
oder von der Behörde requirirt werden. 


$. 142. 
1) Für Bauanfchläge: 
von jedem Bogen, der nah Vor—⸗ 
fhrift der Bauverordnung vom 
18. Auguft 1818 abgefaßt ift und auf 
jeder Seite wenigſtens 14—16 eins, 
zeln berechnete Poften enthält, ein» 
fhläffig der Reinſchrift » » . . 1Thlr. 12 ®r. 


2) Zür Entwerfung eines BausKontrates 1 » — +» 
bi 2 71 — ⸗ 

3) Für Fertigung eines Baurifes -» -— » 8% 
Ä bie — ⸗ 

4) Zür ein fchriftlihes Sutahteen . -— » 8%» 
bs 2 1 — ⸗ 


R. Gebühren der Nentämter und anderer zur Erhebung 
von Grundherrlihen Gefällen angeftellten SPerfonen. 


S. 143. 
1) Ab⸗ und Zuſchreibegebuͤhren, zu: 
fammen: 
a) bei Veräußerung von Grundſtuͤcken 
unter den Lebenden 
von jedem Jtem . . 2... ...— Thlr. 2%), Or. 


g * 
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b) in Erbfällen hingegen 
von jedem Stem -» : 2... — Zhle 1}, Or. 


und wenn das tem weniger ald ei« 

nen halben Ader beträgt, nur. „.— + + 
dagegen wenn das tem zwei Ader 

oder mehr beträgt : um + Dur 


c) bei gebundenen Gütern, die über 

500 Thlr. werth find . . — ⸗ 8 + 
Gebundene Güter oder ſolche abgetrennte Beftands 
theile derfelben, die gleihmwohl noch als gebunden un» 
ter fi erfcheinen, dürfen in feinem Beſitz-Veraͤnde— 
rungsfalle für mehr ale Ein tem gerechnet werden. 
Wenn zwei oder mehre Items, die früher nur Eins 
bildeten, wieder in Eine Hand zufammengebradt find 
und nun zufammen veräußert werden: fo find fie 
ebenfalls nur für Ein tem zu rechnen. 

Wenn mehre Perfonen zugleih Ein Item erben: 

fo darf diefes zu feiner Erhöhung der Anfäge führen. 
Anmerfung. 

Wo noch geringere Gebühren als die obigen bis jetzt 
berfömmlich waren, verbleibt es auch fernerhin bei 
denfelben; mo aber umgewandt höhere Gebühren 
durch Vertrag oder durch andern befondern Rechtötitel 
feftfteben, auch bei diefen. 

Es ift in jedem Beſitz⸗Veraͤnderungsfalle unbedingt 
Pflicht der Grundftücbefiger, das Ubfchreiben und das 
Zuſchreiben in den Erbzinsbuͤchern und in den Grund» 
büchern bewirken zu laffen. 


§. 144. 


Rebeniheins » Gebühren. 

Diele finden nur in denjenigen Orten, wo fie rechts 
mäßig hergebracht, ihrem verfchiedenen Betrage nad, 
und in wiefern fie auch als mwohlbegründet nachgemiefen 
werben £önnen, noch fo lange Statt, als die dermali— 
gen Rentbeamten ihre jegigen Stellen bekleiden. Künf- 
tig aber fallen fie ganz weg. 


2 


u 


* 
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3) Für das Aufſchlagen eines Erbzinsbuches oder. eines 
andern Örundbuhee . . .:,— Thlr. .1'/, Gr. 
fuͤr einen nachgeſuchten Extrakt oder 

ein Zeugniß daraus.... 
fuͤr Beglaubigung einer vorgelegten 
Grundſtuͤcksbeſchreibung...— + 1’/, + 
und in Fällen, no es fih von mehr 

als ſechs Items Handelt, für jedes 

weitere Item noch .» . . .. 0— ran Ar 

4) Dei Veräußerung oder Verpachtung von Domanials 
Örundftüden oder Gerechtſamen und bei Ertheilung 
von Schärffheinen auf Mineralien, ingleichen in Zer— 
ſchlagungs- (Dismembrations«) Angelegenheiten fin, 
den ald Gebühr für die dabei. vorfommenden Nie, 
derfchriften und Ausfertigungen der Rentbeamten die 
geeigneten Anſaͤtze bes $. 19. gegenwärtigen Geſetzes 
nur dann Statt, wenn Großherzogliche Kammer ih⸗ 
nen dieſe Geſchaͤfte beſonders auftraͤgt und fie ſodann 
auch die Dokumente daruͤber auszufertigen haben. 


$. 145. ü | 

Dei Grundftücden, die im Auslande gelegen, aber in, 
ländifhen Rentämtern zinss oder Iehnpflichtig find, vers 
bleibe es Hinfichtlich der Abs und Zuſchreibe⸗, Lehenſcheins⸗ 
und anderen etwaigen Gebuͤhren lediglich bei dem, was 
jebes Ortes rechtmäßig hergebracht iſt, gleichwie auch Zins, 
Kollekturgebuͤhren, Meßgebuͤhren und andere bei Erhebung 
oder DVerausgabung Großherzoglicher Kammer » Sntraden 
bier und da rechtmäßig beftehende Leitungen, nit wenis 
ger die Steuer-Kollektur-Gebuͤhren C Verordnungen vom 
9. November 1821 und vom 5. November 1823) von ges 
genmwärtigem Gefege unberührt bleiben. 


— e⸗2 ⸗ 


S. Gebühren der Steuereinnehmer. 
$. 146a. 
1) Ab⸗ und Zufchreibegebühren, für das Abs und Zus 
fohreiben zufammen: er. | 
a) bei Veräußerungen unter den Lebenden: 
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1) bei walzenden Grundftäden: 


wenn das Item nicht uͤber! / Acker hält 1 Gr. — Pf. 

se, 1 ss 1 + 8.» 

⸗ 24 2 s 8 + 

„ee I so. Au — ⸗ 

darüber hinaus. 5 ⸗ 4 » 

von jedem MWohnhaufe . 2 — ⸗ 

in Staͤdten aber - » - 2... 2, 8 = 
2) bei gebundenen. Gütern: 

von nicht über 500 Wertb. -. . 2» 8» 

⸗ ⸗ ⸗ 1000 oeoeo 564 4⸗ 

”.9 3 10000 s .. 10 + 8 = 

Ä barüber hinaus. . -. 16 ss — = 

b) ©o oft Pflichttheilsberechtigte erben, tritt nur die 


— 


Hälfte vorſtehender — ein, 
doch nie über. .. ... . 1Thlr. — Gr. 
von jedem Erben. 

Gebundene Guͤter, oder ſolche abgetrennte Beſtand⸗ 
theile derſelben, die gleichwohl noch als gebunden 
unter ſich erſcheinen, dürfen in keinem Beſitz-Veraͤn⸗ 
derungsfalle für mehr als Ein Item gerechnet werben. 

Werden zwei oder mehre Items, die früher nur 
Eins bildeten, wieder in Eine Hand zufammenger 
bracht und nun zufammen veräußert: fo find fie eben» 
falls nur für ein tem zu rechnen. Wo aber dabei 


nicht bloß das Ganze, als ſolches, fondern alle feine 


einzelnen Theile ab» und. zugefchrieben werden muͤſ⸗ 
fen, treten für jede Seite der Zufchreibung zwei 


Groſchen befondere Vergätung hinzu. 


Wenn mehre Perfonen zugleih Ein Item erwers 
ben: fo darf dieſes zu einer Erhöhung obiger Uns 
fäße führen. 


2) Für das Aufſchlagen eines Fund: 


buches oder des Steuer» Kataftlers — Thlr. 1'/, Gr. 
für einen Extraft oder ein Zeugniß 

Darauf . 2 2 0 2 er u 20 
für die Beglaubigung einer vorge, 

legten Grundſtuͤcksbeſchreibung .— + Wh » 
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und bei walzenden Grundftäcden in: 

beiden Fällen, wenn es fih von mehr 

als ſechs Items handelt, ! 
für jedes weitere Stem mh . . x u — — 
bei gebundenen Gütern aber für je 

den Bogen des Ertraftes oder des 

Sengniffes . 2 0 0 nr ende 4» 
und für Die Beglaubigung vorgelegter Grundfidds- 
befchreibungen die Hälfte. 


gi 146 b. 

So lange bas Abfchreibenund das Zuſchreiben in den 
Juſtiz- Amtsverrechten der vormals Erfurt'ſchen Gebiets- 
theile noch fort befteht und dort nody Feine förmlichen Steuer, 
Katafter hHergeftelt find, treten bei diefen Juſtiz⸗Aem— 
tern für das Abfchreiben und das Zufchreiben in den Vers 
rechten, für deren Auffchlagen, für Auszüge daraus und 
Beglaubigung ledigli die im F. 146 a. beflimmten Ges 
büpren flatt der bisherigen höheren ein. 


T. Gebühren - für. die Rezeptions- Scheine in das 
Drandverfiherungs=Katafter nach $. 57. des Gefehes 
vom 28. Auguft 1826. . 


S. 147. 
Für jeden Rezeptions » Schein : 
ber betroffenen Drtöbehördte -. . - ...— Thlr. 16r 
dem Rehnungs-Revifor bei dem Land- 
Inaftsr Kollegium. . 2: 2 2 nr 2 ms Ne 


U, Schöffengebühren, ſowohl in Unterſuchungs- als in 
Civil⸗Sachen, wo Schöffen zu Beſetzung der Gerichts: 
bank zugezogen werden müffen. 
$. 148. 


Dei jeder Verhandlung oder Verrich⸗ 
tung unter zwei Stunden . . ‘ . . .— Zhlr. 4Gr. 


bei zweiftündiger Dauer berfelben . . . — Thlr. 6Gr. 
und auf jede volle Stunde längerer Dauer 
noch . . — ⸗ 2» 
Kriminalgerihte-Ehöffen erhalten i in ver 
ſtehenden Faͤllen immer die Haͤlfte mehr; 


bei Sektionen, überhaupt . 2... — , 12° 
bei öffentlichen ——— und bei Sin. 4 
richtungen ———— ı ee a er 


Wenn Kriminalögerichts- ‚Schöffen zuaude 
wärtigen Erpeditionen ausnahmemeife 
zugezogen werden muͤſſen, oa fie 


überdieß noch an Diäten; en 16 + 
und wenn fie fchriftliche Meldungen, — 
Aufſaͤtze einzureichen haben.... n As 


Anmerkung. | 
1) Mehre unmittelbar auf: einander * Verhand⸗ 
lungen in einer und derſelben Sache werden 
nicht einzeln berechnet, ſondern es findet für alle zus 
fammen genommen nur Ein Anfag nah Maßgabe 
vorjtehender Beftimmungen Statt. 
2) Wo die Zeitdauer ber Verhandlungen aus dem Protos 
£olle nicht zu erfehen Re tritt ſtets nur der Anfag 
von 4 Ör, ein, 


V. Gebühren der Richter und Schuldheißen, fo mie 
ber übrigen Dorfgerichtss Perfonen und der "Gemeinde: 
ſchreiber, ingleichen der, ftädtifchen ee 


$. 149. 

1) Für Deforgung ihnen aufgefragener 

Verrichtungen: 
a) fuͤr Auspfaͤndungen, Beſchlagnahme 4 

von Scheuerfruͤchten, Verkreuzen von 

Feldfruͤchten, jeder Perſon. . . — Thlr. 6 Gr. 
b) für jede andere Verrichtung, z. B. 

Befihtigungen, Auktionen y'$nven» 

turen, Hausfuhungenundbergleibden — «+: 8 + 
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bei mehr als drei ftändiger Dauer 7 
des Gefchäftes aber, ohne Unterſchied — Thlr. 12 Sr. 
2) Für fchriftlihe Auffäge jeder Urt, 
als Berichte, Anzeigen, Spezififatios 
nen, Extrakte, Zeugniſſe ꝛꝛc .. — + 4% 
Anmerkung. 
Botenlohn für Beförderung fhriftlicher Eingaben an 
die Behörden findet in der Regel nicht, fondern aus» 
nahmsweife nur dann Statt, wenn die Abfendung 
dur befondere Lohnboten unumgänglih nöthig 
war, was jederzeit auf der Eingabe ſelbſt pflicht- 
mäßig zu bemerken if. 
3) Sür Beimohnung vorigeeituicher Ver⸗ 
handlungen: 
a) wenn ihre Zuziehung in der Eigen—⸗ 
fhaft als Sadverftändige erfolgt, 
die $. 150 beflimmten Gebüßren, 
b) in allen anderen Fällen aber die 
$ 148. beftimmten Schöffengebühren. 


W.. Gebühren der Sacverftändigen in Würderungss 
2 fällen und in :anderen Fällen. 


Ä $. 150, 
1. Fuͤr Bao Geſchaͤft und die damit verknuͤpfte Verſaͤumniß: 
a) fuͤr einen vollen Tag: 
1) Sachverſtaͤndige aus dem Stande 


der Bauern . » —Thlr. 16 Gr. 
2) Sadıverftändige aus dem Stande | 

der Bürger . . R — »416⸗ 

bis 1 : 8 + 

3) Sacdhverftändige höhern Ranges . 1» 8° 

bie 2 2 — 4 


b) wenn das Gefchäft und die damit 
verbundene Verſaͤumniß — mit Ein» 
fhluß der Hins und Zurüdreife bei 
auswärtigen Verrihtungen — nur 


über vier Stunden aber nicht über 
feh8 Stunden wegnimmt, die Hälfte 
obiger Anjäge, 
c) bei noch fürgerer Dauer, insbefondere 
bei Würberung geringer Häufer unb 
©rundftüde, Ein Viertel, oder Ein e 
Drittel obiger Anfäge. 
11. An Diäten, falls das Gefchäft außerhalb * ad 
bes Wohnortes der Sadhverftändigen Statt fand. 
a) für den ganzen Tag: 
Sachverſtaͤndige der oben unter J, a, 
1 und 2 angegebenen Klafe . . — Thlr. 16 Gr. 
Sadverftändige der oben unter], a, 
6 angegebenen Klaflen . . » 1. 8% 
b) bei zwar äber vier Stunden aber nicht 
uͤber ſechs Stunden betragender 
Abweſenheit vom Wohnorte, die 
Haͤlfte und 
c) für nothwendiges Nachtquatier ein 
Drittel des Diäten » Unfages. 
II. An Transport, Roften: 

Sadverftändige der dritten Klaffe in allen Fällen Ver 
gütung gehabten Verlages für ein Neitpferd ober für 
einfpänniges Fuhrwerk; 

Sacverftändige der erften und zweiten Klaffe binges 
gen ausnahmsmeife diefelbe Vergütung nur dann, 
wenn aus zu befcheinigenden befonderen Urſachen ber 
Weg nicht zu Fuß zurücdgelegt werden Eonnte. 

IV. Zür Abgabe — da nöthig — 

a) eines befonderen auszuarbeitenden 
ſchriftlichen Gutachtens oder ausführs 

lihen Zarationds Auffopes . » :— + 16 vr 

51 bis sr — ⸗ 

b) einer Ueberfegung aus fremden 

Sprachen, für jedes Blatt . 2 .— + 16 + 

c) einer eigentlichen wiſſenſchaftlichen 
Ausarbeitung - . » 2: co. dd 1. — 
bis 16ß6 —_. 


_ 13 — 


d) einer bloßen Grund»Zare, wo nur 
die kurze Befchreibung des Gegen» 
ftandes mit beigefegter Taxe gelie— 
fert wird: 

aa) von nicht über einer Seite 
bb) von jeder weitern Geite . » 
bie 

Anmerkung. 

1) Baugewerke erhalten bei den alls 
- gemeinen Würberungen Bebufs 
der BrandverfiherungsAnftalt für 
jede gewuͤrderte Hofreite — gleich» 
viel ob fie aus einem oder mehren 
Gebäuden befteht — in allem nur 
ABEL TEBER 2:06: 5 


Bei befonderen Würderungen 


und bei Würderungsd- Revifionen 
finden zwar die geeigneten Anfäße 
unter I — 1V des gegenwärtigen 
Paragraphen aud für die Bauge⸗ 
werke Staat, es find jedoch mehre 
einzelne Säle, die gleichzeitig an 
einem und demfelben Orte vorfom» 
men, nur als Ein Gefhäft zu 
betrachten. 

2) Für einen Tarations ⸗Aufſatz füber 
Grundſtuͤcke, die zufammen nicht über 
100 Thlr. Werth haben, barf eins 
fhlüffig der Verfäumniß nie mehr als 
jedem Schäger zugebilligt und es darf 

3) auch bei wichtigeren Gegenftänden ba, 
wo die Würderung der Grundftüce 
durch die Ortsſchaͤtzer bloß mittelft 
Einzeichnung der Taxe in einen bes 
fonders bezahlten Katafter » Extraft 
vorgeht, für den Taxations⸗-Aufſatz 
nichts angefegt werben. 

4) Hinſichtlich der Gebühren der Phyſikats⸗ 
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Derfonen bewendet ed bi den Bor: 
Schriften der Medizinal Ordnung vom 
11. Januar 1814. 


5) Sind für einzelne befondere Fälle in 


e- 


Statuten, Gemeindeordnungen oder 
Rezeflen die Gebühren der Sachverſtaͤn— 
digen niedriger als die vorfte 
benden geordnet: fo verbleibt es bei 
diefen Lokal» Beflimmungen. 


X. Zeugengebuͤhren. 
6. 151. 


Wenn die Zeugen an dem Orte der Vernehmung 
ſelbſt wohnen: ſo gebuͤhrt ihnen: 
1) Verguͤtung des etwa durch die Abhoͤrung veran— 
laßten und zu beſcheinigenden poſitiven Schadens, 
z. B. bei noͤthig gewordener Bezahlung eines Stell—⸗ 
vertreters im Dienſte oder in der Arbeit, oder 
2) Vergütung wegen ‚des ihnen durch Zeitverfäum: 
niß entgangenen Erwerbes, und zwar erhalten: 
a) Zeugen vom Bauernftande, Tages 
löpner, Handarbeiter, Hand: 
werfögefellen und andere in glei» 
cher Kathegorie ftebende Indivi— 
buen, .- für jede Stunde Ber: 
faumn 2 22 220. .— Ile 16r 
und unter Einer Stunde eben 
fo viel; . 
b) andere Zeugen nach Maßgabe 
ihres Gewerbes und Verdienſtes 


aa) in Unterfuhungsfahden „. s — ⸗»2⸗ 
‚bi — + 306 

bb) in Eivil-Sadhen „a. 2... ⸗ 03 + 
bs — + 4 + 


für jede Stunde Berfäumniß, 
und unter Einer Stunde 
eben fo viel. 
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II. Wohnen die Zeugen nicht an dem Orte, wo bie Ab» 
börung erfolgt: fo erhalten naͤchſt der Vergütung etwa 
nachweislichen pofitiven Schadens: 


41) für Verſaͤumniß und Zehrung zufammen, für den 
ganzen Zag: 

a) Zeugen aud dem Stande der Bauern für jede 
Stunde der Entfernung ihres Wohnortes von 
dem Orte der Vernehmung und ber Dauer der 
legteren: 

aa) in Unterfuhungsfadhen. . .— Thlr. 2 Gr. 

bb) in Eivil-Saden . . . m. 3%. 

‚und wenn die Entfernung. uns 
ter Einer Stunde beträgt, 
eben fo viel. Der Rücweg 
kommt nit in Anfclag. 

Diefer Anſatz erhöhet ſich um bie 

Hälfte: 

a) wenn ber Zeuge über Nacht 
vom Haufe wegbleiben muß, 

A) bei DOrtgerichts-Perfonen. 

b) Bürger und Landfdullehrer: 


aa) in Unterfuhungsfahen . .— = 6. 
bs — 16 + 

bb) in SiwilsSaden. . . — +» 1%» 
be 1 ; 8» 

c) Perfonen höhern Ranges: 

aa) in Unterfuhungsfahen . — +» 16 + 
bis 1 ⸗ 8 » 

bb) in EivisSaden . . . . .- 10 =, 
bi 2 » — ⸗ 


Beträgt in ben Fällen unter b 
und c bie Berfäumniß, die Hin- 
reife und die Zurücreife eingefalof: 
fen, nicht über fehs Stunden: fo 
tritt nur bie Hälfte diefer Anfäge 
ein; muß hingegen der Zeuge am 
Drte der Vernehmung übernachten, 
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fo findet noch befondersfür Nacht⸗ 
quartier Ein Biertel des hoͤchſten 
‚ Anfaged Gtatt. 
2) An Transports Koften gebühret den 
oben unter II, 1, c genannten Pers 
fonen für die Meile. . x... — Thlr. 16 Gr. 
Ausnahmsweife wird auch anderen 
Zeugen dann, wenn fie den Weg 
zu Fuß nicht zurüdlegen konn» 
ten, der diesfalfige zu befcheinis» 
gende nöthige Aufwand vergütet. 
Unmerfung. 
Zeugengebühren find überhaupt nur auf Verlan— 
gen der Zeugen, worüber im Protofolle das Nöthige 
mit bemerkt feyn muß, auszuzahlen. 


| Y. Dienergebühren. 
1. Bei. der geheimen StaatssKanzlei. 


$. 152. 

Bon jedem Defrete, Patente oder Dis 
plome, welches bei der geheimen Staats» 
Kanzlei ausgefertiget wird . . . . . 1Xhlr. — Gr. 

bis 5 — ⸗ 
nach Ermeſſen des Empfängers ber Aus» 
fertigung. 


\ 


U. Beiden Landes-Kollegien, 


$, 1593. 

4) Bei jeder Dienftverpflihtung im Kol: 
legium, Beleipung, Prüfung eines 
Kandidaten oder Geiftlihen, Ausfer⸗ 
tigung eines Advokaten⸗Dekretes oder 
Admiffions-Scheines zur juriftifchen 
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oder ärztlihen Praris-. . . ». . .— hr 8 Gr. 
bs— », 16. 
2): Erinnerung und ErefutiondsGebühren — 
bei Sportelreſten und bei anderen 
Reſten vom Thaler... — My 
jedoch hoͤchſtens in allen. — ⸗ 8 = 
3) An Sitz⸗- und Aufwartegebuͤhren von | 
Arreftaten in dem Regierungs: oder 
Dber:Konfiftorial-Lofal für jeden Tag — » 12 + 
Unmerfung. 
Es verfteht fih, daß, wenn eine ans 
dere Perſon als der Diener bie Aufs 
wartung beforgt, jene und nicht dies 
fer die Gebühr bezieht. 
4) Sür den Anſchlag und die Abnahme aus» 
ländifcher Ediktalien oder Subhafta: 
tions Patente, dem Regierungsdbiener — » 6 +» 
5) Bei Ausfertigung einer Urkunde über 
Derkauf, Berleihung oder Verpach— 
tung von Domanial » Grundftäden, 
bem Diener Großherzogliher Kammer — » 8» 
bis — + 16 


OL Amts. und Gerichtsdiener⸗-Gebühren. 


$. 154. 
BD Für den Anfhlag und die Abnahme 
(zufammen) ausländifher Subhas 
ftationg- Patente, Ediktal-Aufrufen oder 
anderer öffentliben Anfhläge . . » — Zhlr. 4 Gr. 
2) Zür eine Auspfändang, Ermiffion oder 
Hausſuchung, ingleihen wenn der Dier 
ner zu Erhebung oder zu Zurüdzahr 
lung eines Konfens- Kapitales ver⸗ 
fhicft werden; muß. . . — +, 6% 
dauert die Berrichtung (dem Weg e eins 
gerechnet) über ſechs Stunden bis zu 
einem ganzen Tage » » x. + 12 + 


— 128 — 


bei Auspfaͤndung wegen eines Schuld⸗ 
betrages von nicht über 50 Thlr., aber 
immer nur in allem. . 

Reiftet der Schuldner bei Borzeigung 
des Auspfändungs » oder Exmiſſions⸗ 
Befehles noch alfobald Zahlung oder 
Gehorfam: fo. hat er nur bie Hälfte 
der Gebühr, d. h. bezüglid 3 Gr. ober 
2 Gr. zu entridten. 


3) Einſchlußgebuͤhr bei Arretirungen, ein 
für aleMal . . . 
in Walbbuß- und Belöbeuberäingelegen, 
heiten jedob nur . .».. -» 


4) Auslieferung eines Gefangenen von ei» 
ner ausländifhen Behörde oder an 
diefelbe . 2 0 0.20 u 

5) Für Vollftrefung der — oder 
Halseiſen-Strafe oder einer koͤrperli⸗ 
chen Züdtigung - - » 

in Waldbußs und Belobeubeinger 
legenheiten aber nur . » 


6) Bei Sektionen, einfchlüfftg aller ver- 
fhiedenen Beftelungen dabei . 

7) Bei Hegung des Halsgerihted . » » 

8) Bei Vollziehung einer Zodesftrafe 

9) Bei dem Transporte eined Vagabuns 
den oder Echieblinges, für Die Stunde 

10) Erinnerungs= oder Exequir-Gebuͤhren 
wenn der Gegenftand: 

nicht über 1 Thlr. beträgt . . » 


” g 2 ⸗ 

⸗ ⸗10⸗ « . 
⸗ ;s 20 » ⸗ 
⸗ 30 ⸗ ⸗ TF 
⸗ ⸗50 » Pa: 
⸗ ‚10 + ⸗ — 


uͤber 100...... 0. 


— Thlr. 4 Gr. 


-» »-» 2- u» u » ® “= 
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Bei nöthiger Wiederholung der Exe⸗ 
fution und fo oft Kriminal-Gerichtsbor 
ten zum Erequiren beauftragt werden, 
fann, je nach der Perſoͤnlichkeit Des 
Schuldners das Gericht dieſe Anfäge bis 
auf das Doppelte erhöhen. 
11) Diäten: 
a) bei Verſchickungen außerhalb des Ge 
richtöfprengeld und 
b) bei folden außerhalb der Flur des 
Gerichtsſitzes vorfollenden Expedi⸗ 
tionen, wo der Diener bie ibm vors 
gelegte Gerichtsperfon begleitet, 
für den ganzen Tag. . 2 2 20 Thlr. 8 Gr. 
wenn die Expedition zwar uͤber vier 
aber nicht uͤber ſechs Stunden dauert, 


RUE 0 5 0 00 wen a — 8 4 € 
und wenn fie von fürzerer Dauer 
ift, Nichte. 


Quartiergeld über Naht . 2». .— er As 
Kriminal-Gerichtsdiener und Boten 

haben jedoch bei allen und jeden 

auswärtigen Expeditionen, fobald fie 

nur über einen halben Tag Abwe⸗ 

fenheit veranlaffen, Diäten zuber 

sieben. Bei Verſchickungen in das 

Ausland erhöhetjfich der Diaͤten⸗An⸗ 
og auf. 2» 2:2 ne ru ı Mo 
für jeden Tag. 


$. 155. 

Fixe Bezüge ber Gerichtödiener aus Gemeinde⸗Aerarien 
oder von einzelnen Perfonen für gemiffe Beſorgungen beftes 
den, da wo fie rechtmäßig bergebracht, auch fernerhin; nur 
darf für die Gefchäfte, wofür folde fire Bezuͤge hergebracht, 
feine weitere Gebühr angeſetzt werden. 

Reujahrsgelder und Oſtereyer, ingleiden 
diein manden Orten Statt gefundenen Bezüge 

VI. Band. 18 Heft. 9 
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der Amtsdiener bei Stuprationss ober Erbfäl— 
len, wie überhaupt alleniht im vorfiehenden 
Paragraphen namentlih aufgeführte bishe- 
rige Uccidentien ber Amtsdiener und der G%- 
richtsdiener fallen von nun an gänzlich weg. 


$. 156. Ä 

Die vorftehenden Beftimmungen gelten auch für die 

Diener der Stabträthe, ſoweit die bezeichneten Fälle bei 
ihnen vorkommen Fünnen. 


?.. Botenlohn. 


$. 157. 


1. Bei Unterbehörden findet für Beſtellung ihrer 

Ichriftliden Erlaffe oder mündlichen Befehle 
a) an Orte ihres amtlihen Bereiches das $. 158 be, 
ſtrmnmte -Botenlopn Statt; | 
b) an Orte außerhalb ihres Bereiches haben fie in nicht _ 
offiziellen Angelegenheiten Botenlohn nur dann ans 
zufegen, wenn oder in wie weit die Beſtellung nicht 
füglic durch Die Poft geſchehen kann, alfo 3.3. von 
Buͤrgel oder Dornburg nad Weimar nur bis zum 
Poftorte Jena, oder wenn dringende Mothfälle die 

Abfendung eines eigenen Boten erfordern, 

11. Bei Oberbehörden wird in nicht offiziellen Angeles 
genheiten für Beftellung fchriftlicher Erlaife oder muͤnd— 
licher Befehle ebenfalls nur dann Botenlohn angefegt, 
wenn jene Beſtellung nicht durch die Poft füglich ge: 
ſchehen kann, fondern ſolche Dur die Gentrals oder 
Amtsboten gefieht, mennıgleich im Orte der Behörde 
felbſt. 2 Were ee * 


8. 158. 
In allen Fällen, wo nach dem vorſtehenden Paragra— 
phen Botenlohm angeſetzt werden, darf, beträgt ee: 
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bei einer Entfernung von nicht uͤber 
fuͤnf Stunden, von jeder Stunde 
und eben ſo wenn die Entfernung un⸗ 
ter Einer Stunde iſt, oder die Be: 
ftelung am Orte der Behörde felbft 
erfolgt . . . — Zr. 1Gr. 
bei mehr als fünffhändiger Entfernung Ä 
aber ohne weitere Berücdfichtigung 
derfelben . . — ⸗ 6 + 
und wird der Sporteltaffe der abfenbenben Behörde be⸗ 
rechnet. 
Dafern aber 
a) die Betheiligten ausdruͤcklich * Abſendung eines 
eigenen Eilboten antragen, oder 
b) Eilboten in das Ausland verſendet werden muͤſſen, 
oder 
ce) in Kriegszeiten bei dringenden Einquartierungs-, 
Spann» und Lieferungs » Angelegenheiten die Beſtel— 
lung durch feinen Gentrale oder Amtsboten, Amts: _ 
oder Gerichtödiener zeitig genug geſchehen kant: 
fo iſt für jede Stunde der Entfernung des 
Dort ... 0. — Tl 2Gr. 
anzuſetzen, oder — — Boten gewaͤhrte 
Lohn zu beſcheinigen. 


$. 159. 

Ergehen in Einer Sache gleichzeitig mehre Ausfer⸗ 
tigungen an Einen Ort: ſo wird gleichwohl nur einfa— 
ches Botenlohn liquidirt. Bei Umlaͤufen iſt das Boten⸗ 
lohn nach der Entfernung der einzelnen Orte vom Sitze 
der Oberbehoͤrde und unter ſich zu berechnen, dabei aber der 
kuͤr zeſte Weg zu Grunde zu legen. 


$. 160. 

Dei Ausfertigungen von Patrimonials Behörden wird 
das Botenlohn nad dem Drte des Sites der Patrimonial» 
Behörde berechnet, bei Ausfertigungen an diefe Behörde 
aber nah dem Wohnort des Patrimbnial⸗Beamten 

9* 
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$. 161. 

In Fällen, wo eine Oberbehörde fi zu Beſtellung ih- 
rer Erlaffe fiherer Gelegenheit bedienen, die Inſinuation 
an anweſende Bevollmädtigte bewirken, anmwefenden Ber 
theiligten felbft die Beftelung der fie betreffenden Ausfers 
tigungen an Unterbehörden anvertrauen, oder endlich die 
Ausfertigungen dem dazu abgeſchickten Boten einhändigen 
kann, darf gar kein Botenlohn liquidirt werden. 


AA. Don der Verbindlichkeit zu Entrichtung der Ser 
parat= Gebühren. 


$. 162. 

Die im F. 4 des gegenwärtigen Gefeges beflimmte 
Sportelfreiheit bringe in der Regel auch die Freiheit 
von Entrichtung der im diefem vierten Abfchnitte beſtimm— 
ten Separat-Gebühren mit fih. Doc treten folgende 
Ausnahmen ein: 

1) fo oft bei auswärtigen Verrichtungen einer Behörde 
und bei Kommifftonen die diesfallfigen Koften keiner 
zahlungsfaͤhigen Partei zur Laft fallen, find Diäten, 
Zransport-Koften und anderer baarer Verlag 

a) bei den LandessKollegien und bei den Kriminal,Ges 
richten 
aus deren VBerwaltungsfaffe, 

b) bei nicht patrimonialen Unterbehörden 
aus großherzogliher Kammerkaſſe, 

c) bei den Patrimonial- Behörden 
von der Gerichtöherrfhaft oder bezüglich 
von den fädtifhen Aerarien 

zu vergüten, vorbehältlich etwaiger befonderen Verträge 

zwiſchen Gerichtsingabern und Gerichtöverwaltern oder 

Gerichtödienern. 

2) Kirhen, Schulen und milde Stiftungen Haben, wenn 
fie wegen. ausftehender Schulden Elagend auftreten 
oder fonft Anträge fiellen, Diäten, Transport» Koften 
und anderen baaren DBerlag zu tragen, worunter in 
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den $. 157 beſtimmten Fällen auch Botenlohn zu rech⸗ 
nen ift. 

3) Minderjährige, Wahnfinnige und Blödfinnige, die nad 
$.4 Nr. 4 dieſes Gefeges fportelfrei find, haben gleich» 
wohl baare Verläge und bezüglih Botenlohn zu bes 
zahlen, es fey denn, daß fie von der Vormundſchafts⸗ 
Behörde für ganz arm erklärt würden. 

4) In Kirchen⸗Inſpektions- oder Kommiſſtons⸗Angelegen⸗ 
beiten wird in den SS. 131, 137 und 157 beftimmten 
Faͤllen ebenfalls das Botenlohn vergütet. 


$. 163. 


In denjenigen Verwaltungs » Angelegenheiten, welche 
nad $. 5 dem Sportelanfage unterliegen, werden — fo weit 
fie bei denfelben vorkommen können — aub Diäten und 
Transport⸗Koſten, Kommiffionss, Depofiten », Rechnungs», 
Monirs, Ermäßigungs-; Verpflidtungss» und Diener-Ges 
bühren, ingleihen Botenlopn von den Betheiligten ent 
richtet. 
Dei ben Iandbräthlidhen Behörden aber finden in, 
nerhalb ihres Eprengeld niemals Diäten, Transport-Kos 
ften oder irgend eine Art von Gebühren Statt. 


Fünfter Abſchnitt. 


Don der Verwaltung des Sportelmefens. 


§. 164. 


Alle bei einer Behörde vorkommende Niederſchreibun⸗ 
gen und Ausfertigungsentwuͤrfe, die nit ſchon von einem 
vorausgegangenen oder nachfolgenden GSportelanfage ums 
faßt oder ganz Sportelfrei find, müflen von dem Konzis 
pienten auf der erfien Geite links oben mit dem geeignes 
ten Anſatze der Sportel und: der etwaigen Separat-Gebüpr 
bezeichnet werben. 


$. 165. 
Die Sporteleinnehmer haben, fobald die Reinfchrift einer 
Ausfertigung unterzeichnet ift, j 

a) den Sportelbetrag derfelben, fowie i 

b) der vorausgegangenen noch nicht liquibirten Tier 

derfhreibungen und 

c) die etwaigen SeparatsGebühren und Verlaͤge 
unter fortlaufender Nummer in das Sportelbud eins» 
. zutragen und mit derfelben Nummer auch das in den 
Akten zufammenzuftellende Koftenverzeihniß zu verfeben. 

Es verfteht fi, daß bei mehren gleichzeitigen Auẽferti— 
gungen in Einer Sache die ſaͤmmtlichen Anfäge dafür — 
fomweit fie einen und denfelben Zahlungspflichtigen treffen 
— nur Eine Nummer befommen. 

Beendigt fih oder berupt eine Sache, ohne daß eine 
weitere Ausfertigung erfolgt: fo ift Diefes der Zeitpunkt, 
wo, die Koften in das Sportelbuch eingetragen und in den 
Akten zufammengeftellt werden muͤſſen. 


$. 166. 

Jedes Sportelbuch fol ſechs verſchiedene Kolumnen 
enthalten zu Angabe: 
1) der Liquidations-Rummer, 
2) des Zaplungspflichtigen und der Angelegenheit, 
3) des Sportelbetrages, 
4) der SeparatwGebühren, 
5) der Verläge, und 
6) der Zahlungsbemerkungen. 


$. 167. 

Dem Zahlungspflichtigen ift, unter der Nummer des 
Sportelbuches, ein fpezieles Koftenverzeihniß mittelft Aus: 
fülung gedructen Neges einzuhändigen, welches drei ver 
febiedene Kolunmen: A Sporteln, B Separat- Gebühren, 
C Berläge enthalten und mit Nachweiſung der Alten-Blät- 
ter deutſch und deutlich angeben muß, wofür die Anfäge 
Statt finden. 

Wo jedoch die Ausfertigung, welche zu der Gportel- 
nummer Deranlaffung giebt, an den Zaplungspfligtigen 
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jelbft gerichtet ift, find die Koften gleih am ‚Schluffe der- 
felben zu verzeichnen, ohne daß «8 der Ausfertigung eis 
nes gedruckten Koftenverzeichniffes bedarf, 

Jeden Falles muß das: Koftenverzeichniß vom Spor— 
teleinnebmer — bei Landes» Kollegien aud vom Sportel⸗ 
Kontroleur. — unterzeichnet werden. | 


$. 168. 

Niemand ift fhuldig, Koften irgend einer Art früher 
zu entrichten, als bis ihm das Verzeichniß derfelben auf 
die eine oder die andere Weile zufommt ($. 167) und bei 
erfolgender Zahlung Quittung ertheilt wırd. 


$. 169. 
Diefe Quittung ift über den Gefammtbetrag jeber 
Liquidation, ebenfalls mittelft gedructer Netze und ünter Ber 
jeihnung der Sade und der Luiquidations- Nummer, vom 
Sporteleinnehmer auszufertigen , aber dem Zahlungspflid- 
tigen erft bei erfolgter volftändiger Zahlung einzyhändigen. 
"170. Eu 
Die Sporteleinnehmer haben den zur Gportelbeitrei» 
bung aufgeftelten Dienern gleichzeitig mit den — befonde: 
ren oder am Schluffe der Ausfertigung befindhichen — Lir 
quidationen eben fo viele Quittungen zu übergeben, ſich 
über deren Empfang in ein Abrechnungsbuch quittiren zu 
loffen und fih mit den Brian ale Woche. auseinander 
zu ſetzem 
Jede Poſt, die — der Diener nicht baar ie 
fert, ‚oder dadurch, daf er die: noch in feinen Händen be- 
findliche Quittung. vorzeigt, als unbezahlt nachweißt, gilt 
als Proprereft und if: unbedingt von ihm zu erſetzen. 
Bei Dokumenten, die nicht eher als nach gefchehener 
Koftenzaglung ausgehändigt werden, ift die gebructe Quit- 
tung dem Dokumente gleich | anzupeften. 


$ ‚171. 


Wenn aus beſonderen Gründen abfoläglice Zah⸗ 
lungen von der Behoͤrde zugelaſſen werden: ſo hat der 
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Erhebende darüber unter bie ausgeftellte Liquidation zu 
quittiren; ſie müffen aber gleichzeitig auch unter der noch 
zurüdbehaltenen gedrudten Hauptquittung — und zwar 
in Gegenwart des Zaplenden — angemerkt werben, 
find gleichermaßen bei der mwöcentlihen Abrechnung bes 
Sporteleinnehmers mit dem Diener im Sportelbude zu 
bemerken und im Journale des Sporteleinnehmers zu ver 
einnahmen. 


$. 172. 


Dergleihen Abfhlagszahlungen follen nach Befinden 
bis zur Erfülung in der Sportelfaffe aufbewahrt oder — 
fo viel die antheiligen Geparat» Gebühren und Verlaͤge 
betrifft — alsbald vertheilt werden. 


$. 173. 


An 30. Zuni, 30. September und 31. Dezember jebes 
Sahres haben die Sporteleinnehmer das Sportelbub abs 
zuſchließen und auf dem Grunde eines, von dem DBorftande 
ihrer Behörde oder bei Landes» Kollegien vom Gportels 
Kontroleur nach Vergleihung mit dem Sportelbude zu 
beglaubigenden, fummarifhen Extraftes alle eingegangene 
Sporteln an die betroffene Berwaltungsbehörde abzuliefern. 

Mit Reften darf dabei nur dann gewährt werben, 
wenn ein Zeugniß des Vorftandes der Behörde oder bei 
Landes» Kollegien des Sportel»Kontroleurs ſolche als noch 
zur Zeit unbeibringlich befcheiniget. Bei der naͤchſten 
Quartal» Ablieferung kann ein früherer Reft nur dann in 
Gewäprfchaft angenommen werden, wenn bie vorgefegte 
Behörde befcheiniget, daß wegen beffelben bereits Exeku⸗ 
. tion verfügt worden. Aber auch in dieſem alle hat ber 
Sporteleinnehmer für den Reft zu haften, wenn er nicht 
nacweifen fann, ihn zeitig zur exefutivifhen Beitreibung 
angezeigt zu haben, und eben fo der Vorſtand der Ber 
börde, wenn er die Gebühr auf dergleichen Anzeigen nicht 
zeitig verfügte. ; 
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$. 174. 

Unvermeidlich entftandene Käbuzitäten hingegen müfs 
fen, fobald fie von dem Vorftande der Behörde pflihtmäßig 
bezeugt werden, zu jeder Zeit bei ber betroffenen Oberkaſſe 
nach vorgaͤngiger Pruͤfung in Zurechnung angenommen 
verden. 


$. 175. 

Am erfien April jedes Jahres iſt die Hauptrehnung 
zu ftellen und binnen längftens vierzehn Tagen einzureichen. 
Es find darin ſowohl ale einzelne Liquidatione-Nummern 
nad ihren Beiträgen aufzuführen, als auch die Refte ein. 
zeln zu verzeichnen und von dem Vorftande der Behörde 
zu befheinigen, daß ihm dieſes Verzeichniß vorgelegt worden. 


$. 176. 

Uebrigens gelten Hinfihtlich der Beibringung ber Kos 

ften folgende allgemeie Beftimmungen: 

1) Regiftraturen, Protokolle und Ausfertigungen, die 
nicht fhon ein fie umfaffender Hauptanfag bedt, find 
von demjenigen zu bezahlen, der fie durch feinen 
Antrag oder durch feine Schuld veranlaßt hat, Zers 
mins» Protofolle hingegen in der Regel von den In— 
tereffenten gemeinfchaftlih, ausgenommen: 

a) bei Zerminen, in denen nur dem einen Theile Etwas 
zu leiften oder zu verhandeln obliegt und der andere 
Theil nur babei zu feyn geladen ift; 

b) bei Terminen zum Verhoͤr der Zeugen oder ber 
Sadyverfiändigen, wenn der Gegentheil feine Zrag- 
ftüde eingereicht hat. 

2) Dei Ausfertigung von Urkunden find, dafern nicht ein 
Underes verabredet. worden, 

a) Schuld-Dofumente vom Erborger, 

b) Käufe, Schenkungen und andere Eigenthumsurs 
kunden vom Erwerber, 

c) Pacht» und Mieth » KRontrafte vom Pachter oder 
Miether, 

 d) alle übrige Urkunden von demjenigen, ber fie aus» 
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bringt, und, mwenn es zmeifeitige Kontrafte tıno, 
von beiden Theilen gemeinſchaftlich zu bezahlen, 
und zwar jedes Mal vor der Aushändigung. 

3) Die Koften für Erkenntniffe in Eivil-Saden find von 
den ftreitenden Theilen gemeinfchaftlich zu: erlegen, 

- ausgenommen: 

a) wenn das Erfenntniß le&gter Inſtanz die Koften 
dem einen Theile allein zumeißt, 

b) wenn eine Appellation fofort durch Refkript ver: 
worfen und der Appellant zu den Koften verurtheilt 
wird. 

Die Berichtigung aller bei der Ladung zum Er» 
öffnungss Termine den Parteien zu liquidirten Koften 
muß vor der Eröffnung des Erkenntniſſes erfolgen, 
widrigen Falles dem faumigen Theile die Eröffnung 
zu verweigern und demohngeachtet für geſchehen 
anzunehmen ift. 

4) Anmälte und Bevollmädtigte, bie in einer Sache bie 
Snfinuationen anzunehmen im voraus erklärt, oder 
folhe auch ohne ausdruͤckliche Erklärung angenommen 
haben, find verbunden, die Koftenrechnung, welche der 
ihnen behändigten Ausfertigung beigefchloffen ift, ſo— 
fort zu bezahlen. Treten fie für Ausländer auf: fo er» 
ſtreckt fihb ihre Haftpflidt ohne Unterſchied auf alle 
ihren auslaͤndiſchen Machtgebern zufallende Koften. 

5) Unterbehörden, die Patrimonialen ausgenommen, ha— 
ben alle von einer Dberbehörde ihnen zugeſchickte Liquis 
dationen Fojtenfrei von den Parteien beizutreiben und 
längftens vierzehen Zage vor den Quartals Schluffe 
an die Sporteleinnahme des betroffenen Landes-Kol— 
legiums-einzufenden oder, fomeit fie noch nicht einge: 
gangen, vorzufchießen, bei ſich fpäterhin ergebender 
befceinigter Unbeibringlichfeit aber: die Befheinigung 
barüber ($. 174) bei der naͤchſten Quartal» Ablieferung 
ftatt baaren Geldes zuzurechnen. 

6) Patrimonials Behörden find ‘zwar nicht zur VBorfhuß- 
leiftung aber dody ebenfalls zu fportelfreier Beitrei⸗ 
bung und Mbliefering ber ihnen mit NReffript zuge 
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henden Liqyibationen binnen längftens drei Monaten 
verbunden. 


7) Wer eine ihm zugegangene Liquidation vier Wochen 
lang unberichtiget läßt, tft fofort mit Erefution zur 
Zahlung anzuhalten, jedoch bleibt den Behörden ver: 
figftet,, in einzelnen dringenden Fällen diefe Friſt bis 
zu drei Monaten, von Cinhändigung des Koftenver: 
zeichniffes an, zu erfireden. Jede weitere Befriftung 
fomwie jeder Erlaß ift lediglich bei der betroffenen Ber; 
waltungsbehörde auszubringen. 


| 177. 
In Unterfuhungsfadhen wird 
a) wenn ber Unterbehörbe die Entfcheibung zufteht, erſt 
bei Ertheilung derſeben, 
b) außerdem aber erſt bei der Berichtserſtattung liquidirt. 
Die Eintragung in das Sportelbuch erfolgt erſt nach 
der Verurtheilung eines Angeſchuldigten in die Koſten. 
Zu Bezahlung derſelben kann die Unterſuchungsbehoͤrde 
in geeigneten Faͤllen bis zu drei Monaten Friſt ertheilen, 
eine laͤngere Stundung, oder im Falle der Unbeibringlich— 
keit der gaͤnzliche oder theilweiſe Erlaß iſt bei der betrof— 
fenen Verwaltungs-Oberbehoͤrde auszubringen. 


$. 178. 
Der Sportelkontroleur bei Landes-Kollegien hat 
1) bei jeder Liquidation ($. 167) die Anſaͤtze durch Ber: 
gleihung mit den Akten zu prüfen, beziehungsmeife 
zu berichtigen, unter Beifegung feines Namenszuges; 
2) fodann den fummarifhen Koftenbetrag mit der Liquis 
dations⸗Nummer in ein eigenes Journal einzutragen; 
3) die bei der Behörde vorkommenden Schriften und Ak— 
ten hinſichtlich des Sportelanfages fleißig zu prüfen, jeden 
entdeckten Mangel zur Anzeige zu bringen und über 
alle Straffälle in Sportelfahen ebenfalls ein Zournal 
zu führen. 
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$. 179. 

Dafür Hat jeder Kontroleur bei LanbessKollegien zwei 
Prozent von der Summe ber bei feiner Behörde einger 
gangenen Sporteln und bie Hälfte der vorfallenden 
Sportelftrafen zu beziehen. 


$. 180. 
Die Kollektur = Gebühr der Sporteleinnehmer wird 
hiermit auf Einen Grofhen von jedem Thaler der 
eingegangenen Sporteln feſtgeſetzt. 


$. 181. 

Sede Behörde hat ihre Sportelfaffe auf dem Grunde 
der geführten Zournale und unter Vergleihung berfelben 
mit dem Sportelbude fleißig zu revidiren, die ausſtehenden 
Reſte forgfältig zu prüfen und zu deren Beibringung Die 
thunfichften Maßregeln allenthalben zu ergreifen, 

Nicht weniger haben die Berwaltungs-Oberbehörben die 
Sporteltaffen ihres Bereiches von Zeit zu Zeit unvermutpet 
ſtuͤrzen und revidiren zu laffen. 


$. 182, 

Patrimonial»Gerichte und Stabträthe find für genaue 
Kührung des Sportelbuches und für die Gefegmäßigkeit 
ihrer Liquidationen nicht minder verantwortlich, fie mögen 
die Sporteln felbft einheben oder durch bazu beauftragte 
Perſonen einheben laffen. 


$. 183. 

Auf die Nichtigkeit der Sportelanfäge bei Nieberfchrei- 
bungen und Ausfertigungs » Entwürfen haben zunaͤchſt Die 
Verfaſſer derſelben und — bei Landes Kollegien — die Refer 
renten zu fehen, und für die Richtigkeit der den Zahlungs» 
pflihtigen einzuhändigenden Koftenverzeichniffe haben die 
Sporteleinnehmer und Sportelfontroleurs ganz befonders 
zu baften. 

Aber auch den Vorſtaͤnden aller Oberbehoͤrden und 
Unterbehörden wird Hiermit noch ganz ausbrüdlich zur 
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Pflicht gemacht, jene Sportelanfäge ihrer Seits ebenfalls 
zu prüfen, die Gefhäftsfüprung des Eporteleinnehmers 
und des Kontroleurs fcharf im Auge zu behalten, über: 
haupt auf genaue Befolgung bes gegenwärtigen Gefepes 
allenthalben mit Ernft und Strenge hinzuwirken und nie 
geihehen zu laffen, daß die Niederfchreibungen und Aus» 
fertigungen unnöthig vervielfältiget, oder den Parteien 
dafür mehr als gefeglih oder aber irgend Etwas anges 
fordert werde, was im gegenwärtigen Gefege nit aus— 
druͤcklich vorgefhrieben und nadgelaffen if. 


— — 





Sechſter Abſchnitt. 


Von den Strafen der Uebertetung gegen— 
waͤrtigen Geſetzes (Sportelſtrafen). 


$. 184. 

So oft für eine Ausfertigung oder Niederfchreibung 
ein höherer als der gefegliche Sportelanfag oder überhaupt 
gefegmwidrig irgend ein Anſatz liquidirt und erhoben wird: 
fo ift der dadurch veranlaßte Schaden fofort von der be: 
troffenen, mit Unrecht bereicherten Kaffe oder Privat: Per: 
fon zu erfegen, und es ift überdieß der zweifache Be: 
trag des mit Unrecht liquidirten Anfages, — dafern nicht 
offenbar ein bloßer Irrthum vorliegt — als Strafe zu ers 
legen, wofür der oder die Unterzeichner der Liquidation und 
bezüglich der Fertiger der legteren in solidum haften, vor: 
bepältlich des Regreſſes gegen einander und vorbehaͤltlich 
no firengerer Disziplinar »Ahndung im Wiederholungss» 
falle. 


F. 185. 
Eben ſo iſt derjenige, der eine Reinſchrift oder eine 
Abſchrift Ceinſchluͤſſig der Regiſtraturen und Protokolle) ge⸗ 
ſetzwidrig ($. 7 und 5. 19 Rr. 10) zu gedehnt ſchreibt, oder 
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eine ſolche vorfchriftswidrig gefchriebene Schrift Follationirt 
bat — dafern er nicht den begangenen Fehler fofort durch 
einen entfprechenden niedrigern Sportelanjag ausgeglihen — 
zum Erfage des dadurch verurfadten Schadens und zu eis 
ner Geldbuße von vier Grofhen für jede vorfchriftsmwi- 
drig gefchriebene Seite gehalten. 

Hier und in dem Falle des vorigen Paragraphen haf: 
ten ebenfalls die Schuldigen in solidum, vorbehältlich des 
Regreſſes. 

Die Borſteher oͤffentlicher Behoͤrden ſollen dergleichen 
vorſchriftswidrig geſchriebene Schriften, wenn ſie ihnen zur 
Unterzeichnung vorgelegt werden, alſobald durchſchnitten 
zuruͤckgeben und umſchreiben laſſen. 


$. 186. 

Wer eine Koſten-Liquidation oder Quittung, ohne ſie 
mit der Nummer des Sportelbuches zu verſehen, ausfertiget 
oder die Eintragung derſelben in das Sportelbuch unter: 
läßt, ift — fei die Liquidation an fih richtig oder nicht — 
mit dem doppelten Betrag derfelben zu beitrafen. 


$. 187. 


Jede Unterbehörde, welde ein WUftenftüf ohne das 
Koftenverzeichniß am die Oberbehörde einfender, feut ſich 
einer Disziplinars Strafe aus. | 

Wo jedoch die Koften fofort als durchaus unbeibring- 
lich erfbeinen, kann zwar ihre Verzeihnung unterbleiben, 
ed muß jedodh der Grund diefer Unbeibringlichkeit gleich 
im Berichte bemerft werden. 


$. 188. 

Dem Zahlungspflichtigen das Koftenverzeihniß fo lange 
vorzuenthalten, bis die Zahlung erft wirklich erfolgt, ift 
bei Strafe von zwei Tagen Gefängniß oder Eines Tha— 
lers verboten. | 

$. 189. ‘ 

Jeder Diener oder Beidiener, der überführt wird, eine 

Koftenforderung ohne fhriftliche Liquidation feiner Behörde 
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gemacht, oder bei Einhebung des Betrages dem Zahlenden 
Quittung nicht eingebändiget, bezüglich bei Abſchlagszah— 
lungen deren Betrag nicht unter die Liquidation oder nicht 
unter die folchen Falles in feinen Händen bleibende Haupt» 
quittung bemerkt zu haben, ift fofort feines Dienftes zu 
entfeben. 


$. 4190. 

Gleiche Strafe trifft den Diener, der die erhobenen Ko- 
ften nicht bei der naͤchſten Abrechnung pünktlich abliefert, 
vorbehältlid nod höherer Strafe, im Falle fi dabei eine 
wirkliche Malverfation hervorthut. 


\p 191. 

Jede Sportel» oder Gebühren» Anforderung, die nicht 
binnen drei Jahren, von dem Tage an wo fie erwachſen, 
geltend gemacht wird, ift von felbft erlofchen. 

Diejenigen, durch deren Schuld diefe Geldmachung 
unterblieb, haften für den daraus entſtandenen Schaden. 


$. 192. ” 


Die von einer Behörde erfannten Geldjtrafen der Ueber 
tretung gegenwärtigen Gefeges fallen zur Hälfte dem bei 
derfelben angeftellten Kontroleur, oder wo diefer felbit der 
Strafbare wäre, der Armenfaffe des Ortes zu, Dieandere Hälfte 
aber ift zur Sportelfaffe derjenigen Behörde, welde die 
Etrafe diktirt hat, zu berechnen. 


$. 193. 

Die Unterfuhung und Beftrafung einer Uebertretung 
gegenwärtigen Geſetzes fteht jeder öffentliben Behörde zu, 
bei welcher oder in deren oberauffihtlidem Bereiche fie 
vorfaͤllt. 

Es iſt uͤber ſolche Faͤlle ein eigenes Regiſter zu fuͤhren 
und die der betroffenen Sportelkaſſe gebuͤhrende Haͤlfte der 
Geldſtrafen mit einem Extrakte jenes Regiſters, oder ein 
Ausfallſchein, 'alljaͤhrlich an die betroffene Oberbehoͤrde ein- 
zuſenden. 
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$. 194. 

In allen Faͤllen der Uebertretung gegenwärtigen Ge⸗ 
feges fol durdaus nur fummarif$ und mit möglidfter 
Koftenerfparniß und Abfchneidung aller Weiterungen ver, 
fahren werden. 

Daher follen insbefondere 

a) feine Rechtsmittel, fondern bloß einfache Vorſtel⸗ 
lungen gegen eine Verfügung in Sportelfahen Statt 
finden, die Fälle ausgenommen, wo ein, aud abge 
fehen von gegenwärtigem Gefege, friminilles Wer: 
brechen in Srage iſt; 

b) wenn die Verfügungen von Untergerichten oder ans 
deren als Zuftizs Kolegien erlaffen find, foll zwar 
die Befchwerde dagegen bei der zufländigen Landeds 
regierung eingereicht, jedoch gegen deren alsdanni» 
gen Ausſpruch ſchlechterdings nicht weiter refurrirt 
werden fünnen, und 

c) wenn gegen eine von einem Jufltiz+ Kollegium auge 
gangene Verfügung Beſchwerde geführt wird, zwar 
der Referent geändert, jedoch nad nocmaliger Ent: 
fheidung des Kollegiums ebenfalls kei⸗ner weites 
ren Provokation oder VBorftelung Statt gegeben 
werden. 


Siebenter Abſchnitt. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


$. 19. 

Ale nach dem Eintritte des erften Januar 1834 
bei öffentlichen Behörden vorfommende Niederfhriften, 
Abſchriften und Ausfertigungen find den Beſtim— 
mungen gegenwärtigen Gefeges unterworfen. 

, $. 1%. 

Konfirmationen von Beträgen jeder Art, Erbzuſchrei⸗ 

befcheine, und Zufchlagsfcheine, Erkenntinſſe und andere ber 


— 145 — 


Werths-Tare unterworfene Urkunden und Ausfertiguns 
gen, die erft nach dem 1. Januar1834 zur Unterſchrift 
gelangen, find zwar lediglid nah den Beitimmungen gegen» 
wärtigen Gefeges zu liquidiren, jedoch dabei diejenigen Spor— 
telpoften, welche fürfrühere, der Konfirmation vorhergegan» 
gene und jegtdurd) die Werths-Taxe umfaßten Niederſchriften 
und Augfertigungen etwa fhon erhoben feyn follten, an die 
Sntereffenten durch Abrechnung zu vergüten. 

Alle fih nöthig machende Zurüderftattungen Diefer Art 
müffen bei unmittelbaren Großperzoglihen Behörden gleich 
in den erften vierzehn Tagen des Januar» Monates 1834 
verzeichnet und nebit den einfchlägigen Akten an die zue 
fiändige Landesregierung eingefendet werden, damit fie von 
Diefer geprüft und die ONEAREENACRNGEN von ihr autorifire 
werden können. 

$. 197. 

Zurücddatirung oder jede andere auf Umgehung ber ges 
genwärtigen Borfchriften gerichtete Handlung fol als Ber 
trug und Dienftvergeben angefehen und.geahndet werben. 


$. 198, 

Alle durch gegenwärtiges.Gefeg noch zugelaffene Se 
parat-Gebühren fönnen, vom 1. Januar 1834 an, ledig» 
lih nad deſſen Vorfchrift Kiquidirt und erhoben werben; 
Gebühren aber, die ſchon vorher rechtmäßig liquidirt, wenn 
gleich noch nicht erhoben waren, find demjenigen, der vor 
dem 1. Januar 1834 zu ihrem Bezuge berechtiget: war, 
annoch nach den bisher beftandenen Berhältniffen .abzuger 
währen. 

Urkundlid haben Wir diefes Geſetz höchſteigenhaͤndig 
vollzogen und mit Unferem Großberzogliden Staatsınfies 
gel bedruden laffen, auch die öffentlihe Kundmachung 
deffelben befohlen, 

So geihehen und gegeben Weimar den 1. Mai 1833. 


(L. S.) Carl Friedrid. 
C.W. Freih. v. Freih. v. Gersdorff. Dr. Schweiger. 


vdt. Ernfi Müller. 
VE Band, 18.Heft. - 10 


Motive 


Ein gerechtes und billiges Sportelfyftem ift eine ber 
wichtigften, aber auch eine der fchwierigften Aufgaben der 
Geſetzgebung. | 

In der That, was kann für den Wohlftand der Unter 
thanen, für das Anſehen der öffentlihen Behörden, für die 
Moralität der einzelnen Staatsdiener und felbft für das 
Antereffe der öffentlihen Kaffen von größerm Einfluffe feyn, 
als fefte und billige Beſtimmungen über die pefuniären 
Leitungen, die dem einzelnen Staatsbürger, fo oft er den 
Shut der Geſetze anfpricht und überhaupt bei jeder Bes 
ruͤhrung des täglichen Lebens mit den Öffentlichen Behörden, 
angefonnen werden? Wie oft wird der Wohlftand ganzer 
Familien durch unverhältnißmäßige Prozeßkoſten zerrüttet, 
wie oft die nüglichiten Vorfchritte-der Induſtrie durch drüßs 
fende Koiten gehemmt oder doch erfchwert? Ein unbilligeg, 
drüdendes Sportelfgftem wirkt verderblich auf alle Zweige 
des Staatswohles ein, laͤhmt die freie Bewegung und den 
Aufſchwung der Erwerböthätigfeit, verfümmert die Vor— 
theile geſetzlichen Schutzes, fegt Obrigkeit und Amtsbefohlene 
in die ſchaͤdlichſten Konflikte, untergräbt das Vertrauen in 
Die Rechtlichkeit der Beamten, bringt das Aufſchwellen zahl» 
loſer Reſte mit fi und läßt Zeit, Mühe und Kräfte auf 
ein Eleinliches Detail ohne genügendes Refultat verfchwenden, 
+ Die Totalfumme, welche jaͤhrlich von den Staatsbürs 
gern an gerichtlihen und VBerwaltungsgebühren entrichtet 
werden muß, tritt felten im Staats-Budget genugfam hers 
vor und doch macht fie einen hoͤchſt bedeutenden Theil der 
öffentlihen Laften aus. 

Sm Großherzogthum Sahfen-Weimar-Eifenach betrus 
gen die Sportels und Stempelgebuͤhren bisher im jährlis 
hen Durchſchnitt gegen 81,000 Thlr., ungeredhnet Diener» 
gebühren und Botenlöhne, Diäten, Reifekoften, Zeugen», 
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Scöffen,, Würbderungs» und Dorfgerichtsgebühren, welche 
wohl noch 30,000 Thlr. ausmachten. 


Nah Grundſteuerterminen berechnet, deren jeder 20,274 
Thaler beträgt, war alſo jene jaͤhrliche Sportel«, Etempel: und 
MebengebüprensEntribtung=5"/, Örundfteuertermine. Um 
wie viel drücdender aber als entiprehende Steuertermine 
wird eine fo bedeutende Summe, wenn bei ihrer Aufbrin, 
gung nicht nad fireng abgemeffenen Grundfägen ber Bils 
ligkeit und Leiftungsfänigfeit verfahren wird! 

Das Bedürfniß einer neuen allgemeinen und verbef, 
ferten Sportels und Gebühren» Ordnung mar längit ſchon 
lebhaft gefühle worden, aber unzählige Schwierigkeiten 
ftemmten fi entgegen. In den alten Landen beftand für 
Weimar dıe Eporteltare von 1704, für Eiſenach eine provis 
forifhe von 17935 beide, im Fortfchritt der Zeit Außerft 
unzureichend und unvollfländig geworden, waren durch viels 
face und je nad der Localität abweichende Obfervanzen, 
zum Theil auch durdy Spezielle gefeglide Vorſchriften über 
einzelne Gefchäftsgegenftände ergänzt, die Gontrole der 
Oberbehoͤrden aͤußerſt fchwierig und nirgends ein fefter 
Damm vorhanden, der das Eindringen zahlreicher Miß— 
bräucde verhindern konnte. In den neuerworbenen, vors 
mals Königlid Saͤchſiſchen Gebietstheilen galt die König» 
lich Saͤchſiſche überaus Hohe und weitſchichtige Sporteltare 
von 1812, in den früber Zuldaifhen Gebietstheilen muß» 
ten wegen ganzliben Mangels an gefeglihem Anhalt erft 
noch in neuerer Zeit proviforifche Zaren eingeführt werden. 


Diefe zahllofe Verfchiedenheit der Sportelnormen hatte 
eben fo große Verſchiedenheit des Intereſſe der einzelnen 
Landestheile erzeugt, ınsbefondere trat. das. Intereſſe der 
Patrimonialgerichte häufig der Durhführung allgemeiner 
Grundfäge entgegen. Man mußte fib daher überzeugen, 
daß eine vollftändige Ausgleibung aller diefer verfchiedenen 
und jich oft durchkreuzenden Intereſſen durch eine blofe Res 
vifion und theilmeife Verbefferung der bisherigen Normen 
rein unmöglich fey, und daß nur in einem ganz neuen, 
allgemeinen und auf möglihft einfahe, ber Natur ber 
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Sache entiprebende Grundlagen geftügten Sportelfyftem 
Heil und durchgreifende Ubhülfe der bisherigen Uebelftände 
zu finden fey. 





Drei Anforderungen find es vorzüglich, die man an 
eine gute und zweckmaͤßige Sporteltare zu fielen bat; 
fie muß 

1) möglihft einfach und genau beſtimmt — 

2) vollftändig, d. h. alle bei Gerichtlichen- und 
Berwaltungsbehörden vorfommenden Gefchäfte umfaffend 
und 

5) billig, d. h. nad richtigem Verhaͤltniß der vers 
fchiedenen Gegenftände und ihres Werthes abgeftuft feyn. 


I. 


Jener erfte Gefihtspunft fließt alfobald aus, daß 
neben der von Gerichtlichen-und Verwaltungs-Angelegen« 
heiten zu erhebenden Sportel gleichyeitig noch eine andere, 
nur andezs benannte, aber auf den nämlichen Zmed gericy” 
tete Abgabe von dem Sportelpflichtigen erhoben werde — 
d. h. die bisherige Stempeltare muß aufhören, muß 
in der Eporteltare untergehen. | 

Immerhin mag ed zweifelhaft bleiben, ob nicht umges 
wandt die Sportel in einer umfaffenden Etempeltare un» 
tergehen ſollte, da dieſe legtere Form der Erhebung aller: 
dings Manche Vorzüge vor der Eportelform zu haben fdeint. 

Dei ihr trägt jede Ausfertigung die Bezeihnung Defs 
fen was fie koſtet gleich gedrucdt und unauslöfhlih an der 
Stirn und fihert fo aufs einfachſte den DBezahlenden mie 
die öffentliche Kaffe vor jeder Benachtheiligung, indem jes 
ner, der Bezablende, Nachweiſung und Quittung gleich 
vor Augen und. in Händen hat, diefe, die öffentliche 
Kaffe, durch das biofe Nachzaͤhlen der noch vorräthigen 
Stempelbögen die fchnellfte und zuverläffigite Gontrole 
übt. ‚Sodann wird bei der Ötempelform ein beträchtlis 
her Theil der aufzubringenden Gebühren gleich durch die 


— 149 — 


Eingaben. an öffentliche ‚Behörden erbracht und zivar 
auf eine Weife, die das Zahlen, weil es immer nur in 
Bleineren Beträgen geſchieht, erleichtert, der. öffentlichen 
Kaffe aber Muͤhe, Koften und Gefahr erſpart und Reſt⸗ 
laſſungen ausſchließt. 

Allein der Weimariſche Landtag hat, als isn bei feie 
ner Berfammlung :im Jahr 1829 der Entwurf einer allge 
meinen Stempeltase, welche alle Spotteln und Gebühren 
in- ſich aufnahm, vorgelegt wurde‘, ‚Darauf einzugehen für 
bedenfli ‚und die Eportelform für: vorzüglicher erachtet; 
beſonders aus dem Grunde, weil eben die unabweisliche 
Rothwendigkeit den Stempelbetrag gleich bei: dem Gebrauch 
des Stempelbogens — wenigftens bei allen. Eingaben baar 
aufzubringen, ihm: drüdend. erfchien, auch die Beforgnig 
leichtern Mißbrauchs der Stempelform hinzutrat, eine 
Beforgniß, die durch abſchreckende Beifpiele gefteigerter 
Stempeltäre in einigen andern deutfchen Etnaten entſtan— 
den war. 

Es. blieb daher nur übrig, — in die Sportelform die 
wefentliben Borzüge der abgelehnten Stempeltare moͤg— 
lichſt zu verweben und vor allem: ftandhaft darauf zu drin» 
gen, daß nicht neben der.neuen Sporteltare auch nod die 
bisherige, ohnehin fehr mangelhafte Stempeltare beibehals- 
ten würde, Die Abichaffung der legtern fand Darin einige 
Schwierigkeit, daß ihr Ertrag verfaffungsmäßig in bie 
Landfchaftökaffe floß, während. die Sportel lediglich der 
Großherzogl. Kammerkaſſe und bezügli den. Patrimonial- 
‚gerichten. zufällt. Es fonnte feinen, als.ob Die. Kammer 
und die Gerichtskaſſen auf Kofteu der. Landfcaftsfaffe be- 
reichert: werden follten und als ob da der Ausfall hei lep- 
terer doch; immerhin wieder durch andere Abgaben, gedeckt 
werden müfle, dem Lande. bet der neuen Gporteltare indis 
rekt eine höhere Laſt als bisher auferlegt würde. 

Zu einleudtend war jedoch wie böchit zweckwidrig es 
ſey, von einem und demſelben Gegenſtande zweierlei Abga— 
ben für zwei verſchiedene Kaſſen zu erheben und dadurch 
nit nur die Verwaltung unnüger Weile zu erfchmeren, 
fondern auch Muͤhe- und Zeitaufwand der Juſtizbehoͤrden 
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aufs nachtheiligfte zu ſteigern; zu einleuchtendb ‚wie irratio, 
nell es feyn würde, bei der .beabfihtigten Reform und 
Bereinfabung des ganzen Sportelmefens eine Nebenab» 
gabe beizubehalten, die bei 15 Procent VBerwaltungsfoften 
nureinen Neinertrag von obngefähr 7000) Thlr. im Durch⸗ 
ſchnitt abwarf.. Dem. Zablenden ift es ganz gleichgültig, ob 
das mas er ‚aufbringen muß in Diefe: oder jene: Kaffe fällt; 
ihn fümmern Die tbeoretsfchen Definitionen der verſchiede⸗ 
nen geſchichtlichen Natur und Beftimmung der. Sportel 
und des Stempels [ehr wenig; aber froh iſt er, wenn ihm 
das, was er bezahlen fol, wenigſtens kurz und deutlich, 
nicht für. einen und Demjelben Gegenftand, in vielfachen 
Anfägen abgefordert wird, aͤhnlich dem Neifendem der Lie: 
ber von: Haus aus Chauffee-, Thors und Pflaftergeld. auf 
einmal zahlt, als ſich an zehn Echlagbäumen und Wars 
nungstafeln. auf Die verdrießlichſte Weife aufgepalten fieht. 
Diefe Betrachtungen überwogen. denn auch bei.dem Land: 
tag und der Wegfall der Stempeltare mit dem Momente 
des Eintritts einer neuen ———— wurde einſiimmig be⸗ 
ſchloſſen. 

Im weitern Verſolg jenes — Geſichtspunkts mög» 
lichfter VBereinfahung und Beftimmtheit des Spor- 
telweiens treten vorzüglich noch drei A enge 
als nothwendig. hervor: 

a) Jede gerichtlihe Handlung darf, ſoweit ſic iöre 
nothwendigen Beitandtheile im Boraus überfehen laffen, 
nur Einen einzigen Zaranfag erhalten, der alle bisherigen, 
unter den vielfachften Benennungen ftattgefundenen Anfäge 
in fi begreifen muß. Und wo eine ganze Reihe von Ver— 
bandlungen als nothwendige Beftandtheile eines und def; 
felben gerichtliben Hauptoctes erſcheinen, Bee es: an Eis 
nem einzigen Anſatz für fie alle. 

Bisher fonnte feine noch ſo kurze —— erge⸗ 
ben, ohne daß eine ganze Litanei einzelner Liquidations— 


füge 3. B. a | 
für Reſcript, für Beſtellung, 
„Reinſchrift, „Inſinuationsregiſtratur 


„Collationirung, „Stempel u. ſ. w. 
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aufgeftelt. werden. mußte. > Dieß lange Regifter war noch 
Dazu dem gemeinen Mann. durch Abbrevpigtur oder unbe⸗ 
kannte Ausdruͤcke meiſt unverſtaͤndlich, nur die Geldzahl 
ber Anforderung war Deutlich genug, Bei Haupt-Stadien 
im Prozeß, wo ‚mehrere. vorausgegangene. einzelne Hands 
lungen vorlagen, oder bei. Raufsonfirmationen, und andern 
Dertrags »Beftätigungen, häuften fid Die einzelnen Anſaͤtze 
ins ‚unglaubliche. Kuͤnftig wird nicht nur jede einzelne 
Ausfertigung oder Miederfchrift nur Einen einzigen Mn⸗ 
ſatz haben, ſondern auch bei allen ſolchen Gegenſtaͤnden, 
Die zuletzt nothwendig in ein Hauptrefultat außlaufen ‚nie 
3- ®. bei Erkenntniſſen, Vergleichen, Beftätigung von Con— 
ttacten, RebnungsZüftififationen u. ſ. w. für alle vorher; 
gegangene Niederforiften und "Ausfertigungen nür Ein 
eınziger Hauptanſatz ftatt finden. Bhos Kan; ungemöhn, 
liche oder doch nicht mit Zuverläffigfeit in jedem Proceſſe 
oder bei jeder Contractsbeitätigung ꝛc. vdrauszuſehende 
Gerichtshandlungen, z. B. Zeugenvernehmungen, Beſichti— 
gungen, Requiſitionen, Interventionen u. dergl. muͤſſen 
natuͤrlich von jenem Hauptanſatz ausgeſchloſſen bleiben und 
wo ſie vorkommen, beſonders bezahlt werden: 
b) Geſchaͤftsarten einer md derfelben Gattung dürfen 
wicht wegen jeder Fleinen Berichiedenheit abweichende An; 
fäge erhalten, muͤſſen vielmehr fo: viel tbunkihy unter einen 
gemeinſchaftlichen Gattungsbegriff geftelle werden, damit 
der Willkuͤhr in Auswahl und. Steigerung der Anfäge vor j 
gebeugt werde. - AUsh — —— 
Nun laſſen ſich aber alle der Taxe unterliegenden 
obrigkeitlichen Handlungen in zwei Hauptbegriffe: 
Niedenſchriften und 
Ausfertigungen 
bringen. SER Ä . 
Wenn die Taren, für erftere nach Geiten oder Blaͤt— 
terzahl beftimmt und bei Ausfertigungen angenommen wird, 
daß jeder derfelben im Durchſchnitt einen Bogen umfaffe, 
jeder weitere Bogen aber bloß nad dem Aufag ‚der Ab⸗ 
’ Ihriften zu bezahlen fey, ſo iſt jeder Willkuͤhr vorgebeugt. 
Kur bei gewiffen wichtigern. Niederichriften und Ausferti- 
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gungen muß und kann billig der Anſatz für ben erſten 
Bogen (nicht aber für die folgenden) erhöht werden, 5.2. 
bei Berichten, Zeugniffen aus Akten, Erbregulirungs-⸗Proto⸗ 
kollen u. ſ. w. Fuͤr ſolche ſeltner vorkommenden, aber ge— 
woͤhnlich“ auch bedeutenden Gegenſtaͤnde find daher beſon⸗ 
dere Beſtimmungen im Geſetz getroffen. a 
253 }, 2,30 DM 


0) Das Zufertigen: der Liquidationen an die Debenten 
muß, .foweit die Natur der Sache ee zuläßt, immer bis 
zum Abſchluß des Geſchaͤfts oder doch bis zu einem Haupt⸗ 
ſtadium verſchoben werden . In nid 


* So wird kuͤnftig in Proceſſen nur bei Eroͤffnung der 
Erkenntniſſe, oder nach hergeſtelltem Vergleich, bei, Kons 
traftsbeftätigungen nur bei Ausfertigung der Urkunde, nicht 
aber wie bisher, bei, jeber Zwiſchenverhandlung, liquibirt 
und dadurch unzählige. Schreiberei erfpart. 
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Der zweite Hauptgeſichtspunkt bei einer zweckmaͤßigen 
Sporteltaxe muß ihre Vollſtaͤndigkeit ſeyn. | 

Dem zu Folge ſoll ſie nicht nur alle gerichtlichen, . fon» 
dern auch alle zahlbaren Verwaltungs-Angelegendeiten 
umfaffen, mithin aud alle bei den. geitlichen Behörden, 
bei: den öffentlichen und Privatlehns-Behoͤrden, den. Rent- 
und Steuerbehörden,, Stadträthen und Dorfgerichten; ja 
felbft bei dem Etaatsminifterium vorkommenden Angelegen⸗ 
heiten. we deal 

Diefe Aufgabe war von nicht geringem Umfange, ba 
die zahllofe Verfchiedenheit bisheriger einzelner Borfchriften, 
Local-Opfervanzen und eingefchlichener Mißbraͤuche zu erörs 
tern und zu befeitigen ſtand. Gleich an der Spige des 
Geſetzes iſt daher feſtgeſtellt, daß alle bisherige Taxen und 
Obſervanzen Faͤnzlich aufgehoben find, während der $. 2 
nur acht Gegenftände ‘bezeichnet, auf melde ſich nad ihrer 
in die Augen fpringenden Eigenthämlichkeit,die Sporteltare 
nicht erſtrecken kann. 
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Der F. 3 ſpricht aus: 
daß die Sportelpflichtigkeit bei allen — Se 
fhäften Regel, im allen ee re — 
beiten Hingegen Ausnahmen fey, 
ein Grundfag, der von der Außerften Wichtigkeit iſt. 

Jene Regel erfordert jedoch bei gar manchen Gegen⸗ 
ſtaͤnden Beſchraͤnkung um nicht in Härte und Ruͤckfichts loſigkeit 
auszuarten, daher fofort in $. 4 Diejenigen Ausnahmen 
aufgefünrt find, welche die Ratur der Verhältniffe gebieter. 
Umgemwandt waren im $. 5 diejenigen Derwaltungs = Unges 
legenheiten auf's genauefte anzugeben, welche wegen des 
dabei vorherrfchenden Privatintereffe bie Sportelpflichtigkeit 
ausnahmöweife begrünben. 


- Begriff und Zweck der, Voliſtandigkeit 'bringen 
es nothwendig mit fi, daß niemals für irgend .eine Hand» 
lung, für welde das Geſetz nicht ausdrüfli einen Anſatz 
vorſchreibt, das geringſte liquidirt werden darf, außerdem 
würde eine wilfüprlihe Ausdehnung der Taren, zunächft 
unter Dem Deckmantel der Analogie, freien Spielraum finden. 


. Yuf dieſer Erwägung beruht der. $. 17, nad welchem 
alle Analogie und Obfervan, bei Anwendung .der, Taxvor⸗ 
Ihriften ausgeichloffen ſeyn und nur für diejenigen obrigr 
Eeitlichen Handlungen etwas gefordert. merden foll, für Die 
das Gefeg einen beſtimmten Anſatz nach unzweifelhoftem 
Wortverflande enthält. Und um die gleichartige Anwen⸗ 
dung des Geſetzes allenthalben zu fihern, ‚mußte im:$, 18 
jede doctrinäre Auslegung, felbft in Verwaltungs» Ange 
legenpheiten, lediglid den Landecjuſtiz Koſlegjen zugewieſen 
werden. | ee 

s III. et ; . 

Billig, nad, möglichft richtigem Verhaͤltniß der Ger 
genfiände abgeftuft, kann eine Eporteltare nur dann er- 
feinen, wenn fie von der bisherigen Marime: die Ans 
fäge blos als Lohn für obrigkeitliche Thaͤtigkeit anzuſe— 
ben und ihre Größe nur nach dem Anfang dieſer Thaͤtig— 
keit zu bemefjen, ganz abgeht und dagegen an deren Stelle 
die Berüdfihtigung des gegenftändlidenWerthes 
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fest, für melden die —— Thaͤtigkeit is Anfpruch 
genommen: wird. 

Jene Maxime war 4 die bisher bie Evortein 
fo oft drüdend machte, das Sportuliren fo oft in gewinn: 
fühtige Speculation ausdasten ließ. ‚Gegenflände von ge 
ringerer, Bedeutung find oft ‚gerade die vermideltften und 
erfordern daber bei ihrer gerichtliden Behandlung den 
Muͤhe⸗ und Zeitaufwand des Nichters oft in höherem Grabe 
als Gegenflände meit höhern Belange. Die ungerecht, mie 
druͤckend nun, wenn derjenige, der wegen weniger Thaler 
die obrigkeitliche Huͤlfe in Anſpruch nimmt, dafuͤr eben ſo 
viel an Sporteln bezahlen foll, als derjenige der um Zaufend 
ftreitet? Soll der Käufer eines dürftigen Adertheils eben 
fo viel an GonfirmationgsKoften zahlen, ald der Käufer eis 
nes Gutes von mehrern Taufend Thalern Werty?. Der 
bebrängte Hausvater, der zu Fümmerlier Fortfegung feiner 
Wirthſchaft erborgt, für den gerichtlihen Konfens eben fo 
viel, als der, deſſen Beligftand groß genug ift, um gleich 
auf mehrere Tauſend Thaler Eredit zu finden?‘ Solde 
Unbilden zu vermeiden reicht aud) eine, bloß nah Ge: 
ſchäftsgattungen abgeftufte Sporteltare nicht aus. 
Das Lrcafioheurtheil in einem’ nicht verwicelten Concurſe 
Parin nach Umftänden bei weitem leichter entworfen werden, 
als ein gleich im erſten Termine zu ertheilendes Erkennt— 
niß oder eine bloß vorlaͤufige Verfuͤgung über den juͤngſten Be⸗ 
ſitzſtand. Die⸗ Aufnahme einer Klageregiſtratur in’ minder— 
wichtigen Sachen iſt haͤufig muͤhſeliger, als ein Decret in der 
wichtigſten Sache. Was ſind die in den meiſten Staaten 
ſchon beſtehenden geringern Taxen fuͤr ſogenannte Baga— 
tellſachen, oder andere einzelne Geſchaͤftsgattungen, bei 
welchen das Mißverhältniß eines allgemeinen Sportel— 
Maaßſtabs grell ins Auge ſpringt, was find fie anders als 
eben fo viele Befenntniffe, daß das: Princip, die Sportel 
als Lohn für: die Urbeit zu betrachten und nad Berhält- 
niß Derfelben audzumerfen, ſich ſchlechterdings nich: durch— 
führen läßt, mithin inconfequent und verwerflich ift? 

Wenn in manden Sportelordnungen alle Geſchaͤfts— 
gengenftäde unter. gewifje, mehr oder weniger aufiteigende 


Klaffen rangirt find, fo erfcheint auch dieß als ein unzu« 
reichendes Ausfunftsmittel, ja nicht felten als ein hoͤchſt 
verderbliches: Denn, weil alsdann auch die fleinften Aus— 
fertigunen und Niederfchriften, ſobald ihr Gegenfiand zu 
einer höhern Klaffe gehört, nad) dem Maaßſtab dieſer Klaffe 
angejegt werden, fo fteigt die Sportelfumme oft zu der 
drfickendften Höhe, gleich unverhältnigmäßig zur-Arbeit wie 
zum Gegenftand, 

Die Gerichts- und Verwaltungsbehoͤrden ſind fuͤr die 
Untertbanen und nicht die Unterthanen um der Behörden 
willen da. Die Proceffe: werden zu Geltendmachung des 
Rechts, nit um den Gerichtöperfonen Belhäftigung und 
Lohn zu Ichaffen, geführt. Der Staat: ift dem Armen wie 
dem Reihen Rehtsihug und. Sicherheit ſchuldig; es iſt 
feine Pflicht, die Diener, die er dazu anſtellt, nach Vers 
bältniß ihrer Arbeit und ihres Verdienſtes anftändig und 
ausreihend zu belohnen; aber nicht. der einzelne Staats— 
bürger ift dem einzelnen Staatsdiener: für jede einzelne 
Ausübung feines Amtes einen entsprechenden Kohn fchul- 
dig, Sondern er Bann — foll die Staatseinrihtung den 
Anforderungen der Vernunft entiprechen — nur zu De 
zahlung derjenigen Gebühr angehalten werden, die zu dem 
Werth des fragliben Gegenftandes in billigem Verhaͤltniß 
flieht, und. überhaupt den höheren Rüdfihten der Staats 
Wohlfahrt entipricht. 

Don Diefer Heberzeugung ausgehend und um die Eins 
führung der neuen Sporteltare zu erleichtern, hat die Weis 
marifche Staatsregierung meuerer Zeit. bereits alle Subab⸗ 
ternen ‚bis zu denen. Dienern und. Boten herab (Oberbes 
amte und Mitglieder der Kollegien ‚bezogen ſchon längft 
feine Sportelantheile mehr‘) auf fire Gehalte gelegt, und 
ſich nicht durch die Befürchtung irre machen laffen: Daß 
nun ihr. Fleiß und ihre Thaͤtigkeit fi mindern mürde, 
wenn nicht an jeden Federzug ein beftimmter Vortheil ges 
Enüpft iſt. Es Heißt Den‘ Etaatsdienern unwürdige Motive 
leihen und den Hebel: des. Eigennuges gleichſam fanctioni- 
ren, wenn man annımmt, daß der raſche Geidräftsberried 
nur durch Sportelbezug gefihert werden fünne. Aufmerk— 
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fame Göntrole und ftrenges Einfchreiten der Oberbehörden 
gegen Säumige und Pflichtvergeflene find eine weit beffere 
Garantie. Auch” bei- dem Sportelbezug bat es laͤſſige und 
träge Subalternen gegeben, ja: häufig find gerade bichtigere 
Gefchäfte zuruͤckgeſchoben morden, meil minderfdwierige 
gleichwohl Höhere Accidentien abwarfen. 

Es ift unglaubli von wie nacdtheiligem Einfluffe 
eine, nicht nad dem Werth der Gegenftände vorfichtig ab» 
geftufte Sporteltare -auf Handel und Gewerb, Induſtrie, 
Eredit und den’ ganzen Wohlftand- des Landes einwirft, wie 
viele nüßlihe Unternehmungen blos. aus Furcht vor hohen 
Sporteln zurücdbleiben. Gar Mancher verzichtet: lieber auf 
fein gutes Net, als daß er-es durchzuführen unternimmt, 
wenn unverhältnißmäßige Sportel ihn bedrohen. Die dee 
des Nechtsfhuges im.-Staate wird dadurch in ihrer tiefften 
Wurzel vergiftet, Der gemeine Mann wird allmählig das 
hin gebracht, die Zuftizanftalten. nur als ausfaugende Fir 
nanzinftitute zu betrachten. Der Werth Eleinerer Grunds 
ſtuͤcke ſinkt, weil ihr Erwerb am unverhältnigmäßige Spor⸗ 
teln gefnüpft iftz die hohen. Koften hypothekariſcher Sicher, 
heitsbeftelung- fheuend, zieht man es vor, auf wucherliche 
Zinſen gegen blofe Handſchrift zu borgen. 

Fehlte es doch bisher nicht an Fällen, wo die Confirmas 
tions » Eportel bei Eleineren Grundſtuͤcken dem Kaufpreife faft 
gleich Fam, oder bei Confenfen den ganzen sn des 
— Capitals uͤberſtieg. 

Dieſe Betrachtungen find es, die- bei: der neuen Weis 
marifben ESporteltare den gegenftändlihen Werth 
als leitendes Hauptprincip zu. Grunde legen ließen. 

Als leitendeg, nicht ald ausſchließlaäches Prin- 
cip, denn es gibt eine Menge Angelegenheiten, deren Geld» 
werth gar nicht erfennbar ift, oder Doch ſehr fchwierig aus— 
zumitteln wäre; es gibt eine Menge: gerichtlicher Handluns 
gen, die in jedem Proceß, bei jedem öffentlichen Verkehr 
ungemein oft vorfommen, z. B. Regiftraturen, Protofolle, 
Abfchriften, Eidesleiftungen 20. und deren Unfäge ohne Uns 
billigkeit Durdhaugs nicht mit dem Werthe des Gegenftandes 
fteigen dürfen. 


- 17 — 


Dieſe Erwägung führt zu dem wichtigen Unterfcied 
zwifhen Elaffentare.und Werthstaxe, von denen die 
erftere bei allen einzelnen Gefchäften gewiſſer beftimmter 
Öattungen eintritt, ohne den verfchiedenen Werth des Ges 
genftandes zu beruͤckſictigen; die legtere aber, die Werths⸗ 
tare, ſolche Gegenftände trifft, deren leicht erfennbaren Geld» 
werth jedesmal bei einem Haupt» oder Schlußact richterli— 
cher oder adminiftrativer Thaͤtigkeit entſchieden hervortritt 
und wo dann eine ganze Reihe vorausgegangener Hands 
lungen von Einem einzigen Unfag umfaßt werden fann. 

Hierunter gehören vorzüglich Erkenntniſſe, Kontraftee 
confirmationen, Lebnsurfunden, Juſtifications-Scheine, ges 
richtliche Quittungen, Anftelungsdefrete und Dienfibeftätis 
gungen, Privilegien, Eonceffionen und Dispenfationen. 

Die Anfäge der Klaffentare müflen um fo ſcho— 
nender und billiger eingerichtet werden, als fie die taͤgli— 
den, unendlich mannigfaltigen Borfommniffe des gerichtli— 
den und adminiftrativen Verkehrs treffen und ſelbſt bei 
den Eleinften Gegenftänden zur Anwendung fommen. Der 
durch die Miedrigkeit diefer AUnfäge entjtehende Ausfall 
wird Dagegen Durch die bei wichtigern und enticheidendern 
Ungelegenheiten eintretende Werthstaxe wieder ausgeglis 
hen, Angelegenheiten für die auch die Betroffenen leich⸗ 
ter und lieber einen höbern Anſatz entrichten. 

Sonach bildet die Klaffentare die Regel, die 
Werthstaxe die Ausnahme, 

Jene zerfällt in zwei Ubtheilungen, von welden die 
erite ($.19) diejenigen Beſtimmungen enthält, welche eben 
ſowohl für Eivil-Fuftiz als für Verwaltungsgegenftände gel» 
ten; die zweite aber die befondern Anfäge für alle, au 
Die polizeilihden Unterfudhungen begreift. 

Was die erftere Abtheilung anlangt, fo Eonnten 
zwar alle Borfommenpeiten unter die zwei Hauptrubrifen 
Miederfhriften und 

Ausfertigungen 
gebracht und als Hauptnorm ausgefprochen werden, daß 
jede Seite einer Niederſchrift mit 2 Gr., jede Ausfertis 
gung (von nit über Einem Bogen) mit 8 Gr. zu tarıren 
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fey; es waren jedoch billig, einige befondere Arten der- 
felben, ihres jederzeit wichtigern Umfangs und Zweckes we: 
gen, etwas höher zu taxiren. 

a) Bei den Niederfhriften: die teftamentarifchen, 
und die Erbihaftberihtigungss Protokolle, (dafern in letz⸗ 
tern der Nachlafbeftand völlıg hergejtelle wird) Zermins- 
protofolle bei Kandesfollegien und die Protokolle über Auf: 
nahme von Vollmadten; — 

b) bei den Ausfertigungen: bie Umläufe, einige 
Refcriptsgattungen, Beltellungsfcheine für Goncurs und 
Erbſchaftscuratoren, ingleiben für Vormünder, Zeugniffe 
die eine Erlaubniß, eine Befreiung einen Acten- und Ge 
fegesauszug oder den Befund einer Prüfung enthalten, und 
die gerichtliche Betätigung, oder Errichtung folder Vers 
träge undUrkunden, die der Werthstaxe nicht unterliegen. 

Einige andere Ausfertigungen konnten billig fogar 
noch niedriger als 8 Gr. tarirt werden, nämlih: Beglau- 
bigungen von Abfchriften, Verordnungen an Communvor— 
ſteher oder. Ortsgerichtöperfonen zu amtlicher Wirkſamkeit 
in Parteifahen , Eidesformeln, Randbefhlüffe und Rand: 
zeugniſſe ꝛc. 

Abſchriften werden lediglich nach der Seitenzahl mit 
1 Gr. für die Seite angeſetzt und bei allen Ausfertigungen 
wird der Zweite und jeder folgende Bogen immer nur mit 
4 Gr. liquidirt, welches auch der Anfag für den erjten 
Bogen feyn möge. 

Für die Reinfchriften für SInfinuations-Regiftraturen, 
für Collationirung, für das Actenheften und für alle mind» 
lihen Citationen und Anordnungen finden gar feine Ans 
fäge mehr Statt. 

Die Zaren in Unterfuhungsiadhen ($. 20) was 
ren mit nothwendiger Rüdfiht auf die Eigentpümlichkeit 
derſelben zu beftimmen und dabei der Gefihtspunft einer 
durdgängigen Herabfegung gegen bisher feftzuhalten, das 
mit der Koftenbetrag nicht oft druͤckender als die Strafe ſelbſt 
werde. Ueberdieß empfahl es ſich Waldbußangelegenpeiten, 
Felddeube» und ganz geringfügige Polizei» Unterfuhungen 
noch um die Hälfte geringer, als andere Unterſuchungen zu 
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tariren und überhauptin allen folchen Fällen, wo der Billigkeit 
der Sportelfäge ohnerachtet, der Gefammtbetrag der Koften 
immer noch außer Verhaͤltniß zu dem Vergehen und zu 
der Vermögenslage des Verurtheilten ericheint, die Lan— 
deöfollegien zu Beſchraͤnkung der Koftenzaplungs « Pflicht 
auf einen runden Betrag von 1 bie 5 Thlr. zu ermäd. 
tigen ($. 21). 

Hinfihtlih der Werthstaxe ift folgendes herauszu⸗ 
heben: 

1) Bei foͤrmlichen Rechtsſtreitigkeiten umfaßt 
die Erkenntnißſportel in jeder Inſtanz mit einem einzigen 
Anſatz alle von der Klage oder von Einlegung des Rechtes 
mitteld an bis zur Eröffnung des Erfenntniffes vorkom— 
mende Riederſchriften und Ausfertigungen; nur Diejenigen 
ausgenommen, die nicht nothwendig bei jedem Prozeß vor: 
fommen und daher nicht ohne Unbilligfeit gegen die Spor- 
telfaffe, oder gegen die Parteien, mit in den allgemeinen 
Anſatz aufgenommen werden konnte, 3. B. Zeugenvernehs 
mungen, Beſichtigungen, Requiſitonsſchreiben, muͤndliche 
Klagregiſtraturen, u. ſ. w. (6. 24). 

Die Erkenntnißfportel fteigt je nachdem der Proceßge⸗ 
genſtand 

a) ein geringfuͤgiger d. h. nicht uͤber 15 Thlr. 

b) ein minderwichtiger d. h. nicht uͤber 50 Thlr. be: 

tragender, 

c) ein wichtiger oder zu Geld gar nicht anfchlagba- 

rer ift. 

Sn den Angelegenpeiten 

unfer a beträgt ber ganze Anfag nur 1 Thlr. 8 ©r. 
bezüglih 2 Thlr. in erfter und nur 1 Thlr. in zweiter 
Inſtanz ($. 23); 

in den Angelegenheiten 

unter b nur 2 Tplr. bezüglich 2°/, Ihlr. und in zwei⸗ 
ter Inſtanz 2 Thlr. 

in den wichtigern Prozeſſen 

unter c aber ſteigt, bei zu Geld anſchlagbaren Klag- 
objecten, Die Erfenntnißfportel in der eriten Inſtanz im» 
merfort nad dem Werth des Klagobjectes, von 3 Thlr— 
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an bei Gegenftänden von nicht über 100 Thlr., bis zu 
40 Ihle bei Gegenfländen von nicht über. 2,000 Thlr, 
von mo an nur für jedes volle 1,000 Zhlr inoh 1 Thlr 
hinzutritt; bei unſchaͤtzbaren Gegenſtaͤnden hat das richter⸗ 
lie Ermeſſen den Anſatz zwiſchen 5 und 10 Thlr. zu be 
ſtimmen ($. 32). e 

Swifchenerfenntniffe und Gontumacialerkenntniffe wer, 
ben durchgehende etwas niedriger taxirt. Bei gerichtlichen 
Vergleichen beträgt der Averſionalanſatz 

a) in geringfügigen und minderwichtigen Angelegenhei⸗ 
ten ?/,; — | 

b) in wichtigern Angelegenheiten */, der Erkenntniß— 
ſportel. 

Da aber nicht alle Proceſſe ſich durch gerichtlichen Vergleich, 
oder Erkenntniß beendigen und da die oben beruͤhrten, 
minder gewoͤhnlichen gerichtlichen Handlungen von der Er» 
kenntniß, bezüglich Vergleichsſportel nicht umfaßt werden 
£önnen , fo war es nothwendig, auch in jeder der Drei 
Hauptabtheilungen ber Proceßtare angemefjene Anſaͤtze für 
die einzelnen ausnahmeweife zu liquidirenden Hands 
lungen zu beftimmen, bie jedoch für die ganze Hauptabs 
theilung gemeinſchaftlich find und keinesweges innerhalb 
derfelben wieder fteigen. | 

Es ſchien nicht thunlich, hinſichtlich dieſer Anſaͤtze bloß 
auf die allgemeine Klaſſentaxe zu verweiſen, weil alsdann 
oftmals ein Mißverhaͤltniß des Koſtenbetrages zu den Ges 
genftänden eintreten würbe. 


In der Uppellations: und in der Leuterungds oder 
Oberappellations-Inſtanz tritt Beine fortwährende Steige, 
zung der Erfenntniffportel mehr ein, weil bier der Gelds 
werth der Beſchwerde meiſt allzu ſchwierig erfennbar ift, 
fondern das richterliche Ermeſſen beſtimmt da den Ans 
fag auf 4 bis 8 Thlr. bei Sreenntniffen, und auf 3 bis 
5 Thlr. bei Zwifchenerfenntnifen, wogegen fo oft die Ups 
pellation gleich als deſert oder formell unftatthaft erſcheint, 
nur einen Incidentpunkt betrifft oder bloß eine ſ. g. extras 
Audiciefle ift, der Anfag immer nur 22), Thlr. beträgt. 
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Eine befondere Echwierigkeit hinſichtlich der. Erfennts 
nißfportel in der Appellationsinſtanz trat nach der Landes— 
verfaſſung darin ein, daß, fo oft ein Patrimonialgericht 
die erſte Inſtanz bildet das Intereſſe deſſelben verletzt ſeyn 
wuͤrde, wenn die Averſionalſportel fuͤr das Erkenntniß 
zweiter Inſtanz lediglich der Sportelkaſſe des Obergerichts 
zufiele. Um gleichwohl die Einfachheit der Taxe nicht zu 
ſtoͤren iſt eine beſtimmte Verguͤtung feſtgeſetzt, welche in je— 
dem ſolchen Appellationsfalle dem Patrimonialgericht aus 
der, die Averſionalſportel erhebenden Sportelkaſſe des Ober⸗ 
gerichts geleiſtet wird, 

2) CigentHums-Veränderungen. 

Da dieſe eine der wichtigften Zweige der se 
nüe bilden und gewöhnlih nur bei Beabfichtigung eines 
Gewinns vor fi geben, namentlich bei Käufen, Schenfuns 
gen ꝛc. fo konnte hier auf der einen Seite das Steigen 
der Confirmationsanfäge um fo unbedenklider nad Pro: 
zenten eintreten, während auf: der anderm Seite zu vermeis 
den war, daß nicht bei: gleihmäßigen Prozentbeftimmuns 
gen die Zare für Gegenftände geringen Werthes allzunies 
drig ausfielen. Die. bei weitem größere Hälfte aller Eigen» 
thumsveränderungen betrifft Gegenftände von unter 100 Thlr. 
Werth, es würde daher einen Ausfall von vielen 1000 Thlr. 
für die Spotelfaffe herbeigeführt haben , wenn die Anſaͤtze 
bier nur um Bender: — zu niedrig feßgeſtellt wor⸗ 
den waͤren. 

Daher mußte bis zu 4100 Thlr. ann Werths 
eine ganz ‚genaue und zwar bis zu 20 Rthie Werth mit 
jedem Mehrbetrag nen'5rZplr., von da an: aber: mit: je 
dem. Mehrbetrag von 40 Thlr. fteigende Scala aufgeſtellt 
werden und erſt bei Gegeuſtaͤnden von über 100 Thlr. Werth 
bie Steigerung ‚nach Prozenten bergeftalt eintreten, daß ein 
Meprbetrag von unter 50 Thlr. gar nit, dagegen’ aber 
ein Betrag von 50—100'Thylr. immer für .ein volles 100 
gerechnet würde, Eo hebt. deiin-die Eonfirmationsfportel mit 
nur 12 Gr. an und ſteigt almäplig bie zu 3Thlr. bei 100 Thlr 
gegenftändlihem Werth. Von da an- tritt. '/, Prozent, von 
10,000 Thlr. gegenſtaͤndlichem Werthe aber immer nur 

VI. Band, 18 Heft. . 1 
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'/; Prozent hinzu. Fideitommiffe, wenn fie mehr als eine 
Subftitution in fi faffen, werden billig}fhon von 500 Tplr. 
an mit einemıvollen Prozente taxirt, wogegen beiallen Erbzus 
Ichreibungen, und Erbtheilungen, die im Berpältniß von As⸗ 
cendenten, Descendenten und Ehegatten zueinander vorfoms 
men, ftets nur die Hälfte des regelmäßigen Anſatzes liquidirt 
werden darf: Bei gerichtlichen nein runade von Grund» 
ſtuͤcken wird: der Zufchlagsfchein nicht Höher als eine andere 
Kaufconfirmation tarirt. Für Eeffionen, Schenkungen u. Ber 
ſteigerungen beweglichen Vermögens und für VBeräußerungen 
zu Geld nit anſchlagbarer Gegenftände waren einige ber 
fondere Beftimmungen nothwendig; überall aber umfaßt 
die Confirmationsfportel alle der Auspändigung der Ur— 
Funde vorhergegangenen Handlungen, nur mit Ausnahme 
folher, die den gewöhnlichen Gang des Gefhäfts durch Pros 
tejtationen, oder andere procefualifhe Zwiſchenacte unter- 
brechen, ‚oder. auch eine ganz befondere Nebenverhandlung. 
bilden, 3. B. wenn fi eine gerichtliche Berechnung oder 
Übgewäbrung des. Kaufgeldes an den Verkäufer oder deffen 
Schuldner nöthig macht. Hier treten alsdann die allges 
meinen Klaffenanfäge ein, fo wie auch wenn das Geſchaͤft 
noch vor der Gonfirmation wieder ruͤckgaͤngig wird. 

Die befondern Lehnſcheine bei bauerfchaftlihen und 
ſtaͤdtiſchen Grundftüden find ganz abgefchafft, ebenfo Die Abs 
fhriften die bisher von: den ausgefertigten Documenten 
zu befondern Handelsbüchern genommen wurden, da es an 
den. Eoncept-Dofumensen: bei. den Akten genügt. 

Und damit die allgemeine Vorfchrift nach welcher jebe 
zweite ober, folgende Bogen seiner Ausfertigung noch neben 
Dem Hauptanfag mit 4 Gr. liquidirt wird, nicht druͤckend 
werde bei Sonfirmationd- Gegenfländen geringen Werthes, 
die gleichwohl oft ausgedehnte Documente erfordern, fo fällt 
diefer Unfag ganz weg, fobald der Eonfirmations-Gegen, 
ftand nicht über 100 Thlr. an Werth beträgt. 

3) Den Anſaͤtzen fuͤr die Beftätigung einer Verpfaͤn— 
dung, Buͤrgſchaft oder aͤhnlichen Urkunde liegen dieſelben 
Maximen zu Grunde, nur mußten ſie aus leicht einleuchten⸗ 
den Ruͤckſichten wenigſtens um die Haͤlfte niedriger als bei 
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Eigenthums⸗Veraͤnderungen normirt werben. Wer zu bor- 
gen genöthigt iſt, fuͤhlt fih in der Negel doppelt gedrückt, 
wenn er eine hohe Sportel bezahlen fol. Gerichtlihe Dar» 
leipensfonfenfe, die bisher auch bei den kleinſten Gegen» 
fländen auf 1'/,, 2 Zhlr. oder noch mehr anftiegen, Foften 
£ünftig fo lange die erborgte Summe nidt 100 Thlr. über: 
fteigt nur 8, 12, 16, 206r. oder 1Thlr. und erft bei Dar: 
leihen über 100 Thlr. bis zu 1000 Thlr. tritt */, Prozent 
und von da an nur '/, Prozent hinzu. Bloße Hypothek; 
eintragungen und Vormerfungen, ingleihen alle Konfenfe 
für Darleipen aus Kirchenärarien (die ihre Bleinen Baar» 
ſchaften außer dem nicht leicht fiher unterbringen würden) 
find noch mehr begünftigt und nur auf die Hälfte obiger 
Anſaͤtze beſtimmt; die Taxe für die Caſſation von Hypo— 
theken und fuͤr bloße Hypothekenſcheine iſt gegen bisher 
bedeutend herunter geſetzt; ‚das Zuruͤckbehalten von Abs 
ſchriften der Ausgefertigten. Urkunden auch hier, mie bei 
den Käufen, abgeichafft. 

4) In Rebhnungsangelegenheiten der Pfleg- 
befoplenen, der Concursmaffen und der Communen umfaßt 
kuͤnftig der Anfag für den Zuftificationsfchein alle voraus: 
gegangenen Niederfhriften und Ausfertigungen und wird 
lediglich nach dem jährlichen Vermoͤgensabwurf bemeflen. 

5) Die Defrete über Dienftanftelungen, Rang» und 
Zitelverleifungen, Befoldungen und Bulagen  Foms 
men um ein anfehnlides geringer als bisher zu, ftehen, 
da kein Stempelanfag dabei mehr norkommt. Insbeſon⸗ 
dere erfchien es billig, bei Pfarreien und Schulleprerftellen, 
die bisher ohne Ruͤckſicht auf ihre größere oder geringere 
Einträglichkeit meift fehr Hohen EonfiftorialsZaren unterlas 
gen, diefe letern fehr bedeutend, je nach dieſer Ruͤckſicht, 
herabzufegen und durch die Beftimmung, daß auch bier 
ein Averfionalanfag alle Verhandlungen von Erledigung 
der Stelle an bis zur Einführung des Nachfolgers umfaßt, 
eine Unzahl von Weiterungen abzufchneiden. 

6) Auch die Dispenfationstaren in kirchlichen und 
polizeilihen Angelegenheiten find gemindert und die Diss 
venfationsfälle ſelbſt ſehr befhräntt. 

11 * 
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7) Bei den Zaren für Privilegien und Eoncefs 
fionen und für Begnadigungen aus landesfürftlicher 
Mactvollfommenheit konnte der Natur der Sache nad 
dem Ermeffen der oberften Behörden fein zu enger Spiels 
raum gefegt, nur überall ein minimum und ein maximum 
beſtimmt werden. 


Obgleich alle bisherigen Sportelantheile und befondere 
Mecidentien der Staatsdiener abgefchafft find, fo fpringt 
doch in die Augen, daß bei auswärtigen Verrichtungen 
und Verfchicfungen, befondere Vergütung nothwendig bleibt 
und daß es auch außerdem noch eine große Zahl von Ges 
fchäften gibt, bei denen, entweder wegen der dabei eintre 
tenden befondern Gefahr und Berantmwortlichkeit, oder um 
eine außer Verhältniß zu den gemöhnlichen Leiftungen in 
Anfpruh genommene Tätigkeit zu remuneriren und zu 
fteigern, es theils nothwendig, theils raͤthlich ift, fie an 
eine beftimmte Entihädigung zu Enüpfen. Unter diefen 
Geſichtspunkt fallen: die Verrichtungsgebühren bei Amts» 
bandlungen außerhalb des Sitzes der Behörde, Diäten, 
Transportfoften, Zählgelder und: Depofitengebühren, Epho— 
rals und Kirchen⸗Inſpectionsgebuͤhren, Pfarramtsgebühren 
in weltlichen Angelegenheiten, Honoraren für die Entfcheir 
dungsgründe bei wichtigern Erfenntniffen und für gericht 
lich geftiftete Vergleiche, ingleihen für die Arbeiten der 
Rechnungs s Reviforen und Bauofficianten, in Privatans 
gelegenheiten, Gebühren der Schöffen, Zeugen, Sadverftäns 
bige, Dorfgerichtsperfonen und Bezirksvorſteher, Diener 
gebühren und Botenlohn. Alle diefe umfaßt der vierte 
Hauptabfchnitt des Gefeges unter der Rubrif: „Sepa— 
ratgebühren‘, und man feßte fih dabei die Doppelte 
Aufgabe: die einzelnen Beſtimmungen fo billig und jo prä- 
cis als möglich zu treffen um jede Willkuͤhr auszuſchließen, 
und fo oft es die Natur der Sache zuläßt aud) ‘Hier Avers 
ſional⸗Saͤtze aufzuftellen. | 

Insbeſondere ift den Bemeinden eine ungemein große 
Erleichterung dadurch zugegangen, daß die Koften bei Pfarr- 
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und Schul, Einführungen, welche bisher oftmals zu einer 
drücenden Höhe anſtiegen, nicht nur gemindert find, fon» 
dern auch immer nur nad) der größern oder geringern Eins 
träglichkeit der Stelle bemeffen werden, und eben fo die. 
Koften für Prüfung und Abnahme der Kirchrechnungen. 

Die größte Schwierigkeit machte die Beſchraͤnkung bes 
zuͤglich gaͤnzliche Abfhaffung der Amtes und Gerichtsdie— 
nergebühren, die bisher unter unzählig verfchiedenen Bes 
nennungen und faft bei jedem einzelnen gerichtlichen Akt 
vorfamen. Eine genaue und mühfelige Erörterung ergab, 
daß ihr Sefammtbetrag im Großherzogthum auf nicht wer 
niger denn 13,474 Zhlr. 10 Gr. 3 Pf. anſtieg; dieſe ber 
deutende Summe, bezüglich die den Dienern dafür ausges 
worfenen fixen Gehalte, wird: nunmehr durd die allgemei- 
nen Sportelfäge mit umfaßt und gedeckt, nur für einige 
wenige befondere Verrihtungen war es räthlich den Die 
nern auch Fünftig Geparatgebühren anzumweifen, weil theile 
in diefen Fällen unbeftimmte Douceurs doch nicht ausges 
blieben feyn würden, theils die Eigenthümlichkeit der Ber: 
richtung es rechtfertigt. Diefe Fälle find folgende: 

a) bei den Landeskollegien. 
1) Beleihungen, 
2) Dienfiverpflichtungen, 
3) Candidatenprüfungen, 
4) Defretsertpeitungen, 
5) Verpachtungen. 
b) bei den Unterbehörden. 
1) Refibeitreibungen und Auspfändungen, 
2) Transporte von Schuͤblingen, 
3) Anfchlag und Abnahme ausländifcher Patente, 
4) Arretirungen, | 
5) Vollſtreckung Eörperlider Strafen. 

Auch das Botenlohn ift gegen bisher, da die Zufälligkeit 
ber Entfernung den Parteien von dem Site der Behörden 
ed oft drüdend machte, bedeutend berabgefegt. Es beträgt 
künftig von jeder Stunde und ebenfo wenn die Entfernung 
unter Einer Stunde ift, nur 1 Gr. und. darf auch bei der 
weiteften Entfernung nicht über 6 Gr. fleigen. Wo irgend 
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möglich müffen die Beftellungen durch die Poſt geſchehen; 
ergeben in Einer Sache gleichzeitig mehre Ausfertigungen 
on denfelben Ort, fo darf gleihwohl nur einfadhes Boten- 
lohn angeſetzt werden. 

In dem urſpruͤnglichen Geſetzesentwurf lag es, daß 
für alle Beſtellungen innerhalb des amtlichen Bereichs ei» 
ner Unterbehörde gar Fein Botenlohn Statt finden follte, 
allein diefe Beſtimmung erhielt nu die Zuftimmung Des 
Landtags, 

Der fünfte und fechfte Abſchnitt des Geſetzes, von Ver⸗ 
waltung des Sportelweſens und von den Strafen der 
Uebertretung des Geſetzes, bezweckt die Ausführung deſſel— 
ben durchgehens zu ſichern und zu kontroliren und die me— 
hanifhe Verfahrungsweiſe dabei auf moͤglichſt einfache 
und genaue Beftimmungen zurücdzuführen, zugleich aber 
die Zahlungspflichtigen vor jeder unrichtigen oder unbefcheir 
nigten Anforderung zu bewahren. 

Beſonders wichtig ift dabei die in dem $. 167. und 
168 getroffene Beſtimmung: daß Niemand ſchuldig feyn 
Fol, Koften irgend einer Art früher zu entrichten, als bis 
ihm ein gehöriges Verzeichniß zugefommen und bei erfols 
gender Zahlung fofort Quittung vom Eporteleinnehmer 
mittelft Ausfülung und Untergeihnung eines gedrudten, 
die Sade und die Liquid ationsnummer begeihnenden Netzes 
ertheilt wird. In dem Koftenverzeichniffe felbft müffen die 
Sporteln, Separatgebühren und die Verläge abgefondert 
aufgeführt und es muß mit Nachweiſung der Aktenblaͤtter 
beutlih in deutfcher Sprade angegeben feyn, wofür die 
Anfäge Statt finden. 


Saffen wir alles mefentliche bdiefes neuen Sportels 
fyftems in wenig Worte zufammen: 

4) Eine bedeutende, bisher über 111,000 Thlr. jähr- 
lich betragende Staatslaft, die megen ihrer ungleiden und 
unbilligen Bertheilung häufig böchft drüdend war, mird 
auf gerechte und billige Weife ermäßigt und vertheilt 
und dadurch erleichtert. 
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2) An die Stelle vielfach verworrener, Willführ und 
Eigennutz begünftigenden Sportel-Borfchriften und Obſer— 
vanzen, die faft in jedem Gerichtöbezirke von einander ab» 
wichen und alle Eontrole erſchwerten, tritt eine allgemeine, 
möglichft einfache und vollftändige Zarorbnung, die ‚der 
Willkuͤhr und dem Eigennug jede Pforteverfperrt, das Vers 
trauen der Unterthanen in ihre Obrigfeiten befeftigt, und 
die Zahlungspflibtigen in den Stand fegt, bei jedem öffent 
lichen Gefchäfte die daraus entftehenden Eportelleiftungen 
ebenſowohl im Voraus genau zu überfehen, als bei der Ab: 
forderung felbit auf das leichtefte zu contoliren, 


3) Der Gefchäftsgang wird ungemein vereinfacht, das 
Intereſſe Öffentlicher Beamten — ftatt wie bisher an mög: 
lichte Ausdehnung und Vervielfältigung der Geſchaͤfte — 
nun an ihre möglichfte Abkürzung gefnüpft, ftatt pefuniäreh 
Eigennutzes der edlerem der Zeiterfpatniß und Dienſtwuͤr— 
digkeit hervorgerufen und namentlid das Sportel-Rech— 
nungswefen fo ungemein abgekürzt, daß künftig oft Ein 
Sederftrih ausreichen wird, wo biöher ganze Eeiten mit 
einem endlofen Kotalog‘ von Sportelrubriten angefüllt wer- 
den mußten, wie denn 5. DB. Derfelbe Geldbetrag bei recht⸗ 
lihen Erfenntniffen fünftig mit Einem einzigen Anfag 
ausgedrückt wird, der biapet —— ee wer * dreißig 
Anfaͤtze zerſplittert war. 


4) Alle dieſe Vortheil⸗ und Bopltpaten. — nicht 
etwa durch Aufopferung rechtmaͤßig begruͤndeter pekuniaͤrer 
Intereſſen erkauft, nicht etwa der Staatskaſſe Revenuͤen ‚ent: 
zogen, deren Deckung andere neue Abgaben nur mit ver— 
aͤndertem Namen herbeiführen. müßte; -fondern es liegt, bes 
reits Durch vielfache Probeliquidationen, die auf Dem Grunde 
‚des Geſetzentwurfes ein ganzes Jahr lang bei einer nam 
haften Sahl von Gerichten angeftellt wurden, die hoͤchſte 
Wahrſcheinlichkeit vor, daß die neue, billiger vertheilte Taxe 
im, Ganzen eben ſopiel, als das Heer bisheriger Taxen 
einbringen wird; es liegt nicht weniger vor, daß fie auch 
im Ganzen nicht mehr, als der bisherige rehtmä- 
ßige Eportelbetrag ertragen wird, niemals in eine bloße 


Sinanz: ea in verhuͤllte Plusmacherei ausarten 
kann. | Ä 

Es ehe wuͤnſchenswerth und an fih auch leicht ge 
weſen feyn, die vorliegende Sporteltaren in vielen ihrer 
Beitimmungen noch weit mehr zu vereinfahen. So z. ®. 
hätten die Anfäge für Protofolfe und Negiftraturen bei förms 
lichen Rechtsftreitigkeiten, wenigftens bei den geringfügigen 
und mindermichtigen, denen im nicht ftreitigen Juſtiz- und 
in Bermwaltungsfadhen ganz gleichgeftellt, bei den Werth 
taren aber die Prozentanfäge gleichförmiger gehalten wer, 
den fönnen; bei den Separatgebühren hätte mehr generalifirt, 
mande ſcheinbare ‚ine Kleinlihe gehende Beſtimmung weg— 
gelaffen werden mögen. Die Bearbeitung des Gefegents 
wurfs würde dadurch fehr erleichtert worden feyn, Die Ueber— 
fichtkichfeit gewonnen haben. Uber eigenthuͤmliche, in den Los 
Ealyerpältniffen. gegründete Ruͤckſichten waren zu beachten, 
und. fiellten fib der freiern Behandlung bes Stoffes oft 
‚entgegen. Eine durchgängige - Gleichſtellung der Anſaͤtze 
für Protokolle und Regiſtraturen würde ‚entweder bei foͤrm— 
lichen Rechtſtreitigkeiten einen bedeutenden Ausfall fuͤr die 
Sportelkaſſen ergeben haben, oder in Verwaltungsſachen 
und in nicht ſtreitigen Rechtsangelegenheiten zu druͤckend 
geworben ſeyn. In dieſelbe Alternative wäre man verfallen, 
wenn bei den Prozentbeſtimmungen der Werthstaxe eine 
weniger aͤngſtliche Beruͤckſichtigung der Verſchiedenheit der 
Gegenſtaͤnde Statt gefunden haͤtte. Bei den finanziellen 
Beſorgniſſen, welche das beabſichtigte neue Sportelſyſtem 
von gar vielen Seiten hervorgerufen hatte und bei der über» 
aus großen Zahl von Privatintereffen,; die ſich bedroht fan- 
den, Eonnte eine‘ allgemeine Beruhigung nur dadurch ers 
zielt werden, daß man von der Baſis ausging: es folle die 
neue Zare, ‘ihrer im einzelnen vielfachen Abweichungen von 
den bisherigen Sportellägen ohneradtet, dod im Gans 
zen eine gleih hohe Summe als die legtern einbringen: 

Ein foldes Nefultat Eonnte nun aber nur erft durch 
vorausgegangene zahlreiche Berfuhe und Probeliquidatios 
nen anfchaulich gemacht werben und bei diefen Berfuchen 
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hatte es fidh eben dargelegt, daß eine größere Generalifirung 
und Vereinfahung der Anfäge zu bedeutende Ausfälle her, 
beizuführen drohte, So nad würde Die Annahme des Gefeges 
gefährdet gewefen ſeyn, wenn man allzufehr auf Durchfuͤh— 
rung bes Principe der Vereinfachung beftanden hätte. 
Die Erfahrung wird bald ergeben in wie weit und bei: 
welchen Gegenftänden jenes Princiv eine noch  vollftändis 
gere Anwendung zuläßt. :Wenn nur erfi die Refultate eis 
ned ganzen Jahres aus allen Diftricten des Großherzog» 
thums vorliegen, fo wird fich mit weit groͤßerer Sicherheit 
darauf eingehen laſſen. 

Genug, daß das Geſetz, fine ganzen Örundlage und 
Structur nad, jede Verbefferung oder Berichtigung einzels 
ner Anfäge ungemein leicht macht und in feiner woblthäs 
tigen Tendenz überall darauf hinweiſt. Daher denn auch 
ſowohl die Staatsregierung als. der Landtag ſich ausdruͤck⸗ 
lich vorbehalten haben, fchon bei der naͤchſten Ständevers 
ſammlung, je nad) den Refultaten der inzwiſchen gemach— 
ten Erfahrungen, die Minderung oder Erhöhung einzelner 
Anfäge zu beantragen, damit der wichtige Zweck möglichft 
gerechter und billiger Bertheilung- der. Zaren, nad dem ger 
nn. Bliben Basth immer vollſtaͤndiger erreicht 
werde... nn 


Darf eine völlige Gleichftellung in ftaatsbürgerlichen 
— ſaͤmmtlichen Juden ſchon jetzt bemillige 
werden ? 


de) 





Solgerungen. 


Machen wir von dem in den fruͤheſten Jahrhunderten 
wie wir uns uͤberzeugt haben, allgemein herrſchend geweſe— 
nen, in den neueften Zeiten aber nur in einzelnen Anklaͤngen 
vernehmbaren gebliebenen Ölauben der Juden, daß die Chriſten 
ale Goötzendiener zu betrachten und zu behandeln feyen, 
eine Anwendung auf die in dem Zwecke unferer Arbeit lie 
genden Erdrterungen, fo tritt‘der Eid, die feierliche Bes 
thbeuerung der Wahrheit mit ftetem Hinblid ‚auf die Gott: 
heit d. h. das heiligfte gerechteſte und allmädtige 
Weſen, als diejenige religiöfe Handlung unwillkuͤhrlich vor 
die Erinnerung, auf welde die noch in der Schrift „Zuſatz 
zu den Vorſchlaͤgen und Mitteln über die bürgerliche Eul- 
tur und Neligionsaufflärung der jüdifhen Nation. Koͤ— 
nigsberg 1785, S. 47 wiederholte jüdifche Beſchuldigung: 
Die Chriſten find abgöttiſch, fie verehren Drei 
Götter, fie beten einen Menſchen Jeſus als einen 
Gott an, von jeher gefährliche Einwirkungen hat äußern 
müffen. 

Zwar find wir bei fefter Durchfuͤhrung dieſes Geſichts— 
punftes nur auf die firenggläubigen Mitglieder der Fatho: 
lifhen Kirhe und diejenigen Genofjen des Proteftantismus, 
welche an der kirchlichen, aber nicht biblifh be— 
gründeten Lehre von der heiligen Dreieinigfeit mit uns 
erfchütterliher Treue bangen, beſchraͤnkt; aber find folde 
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feine Unterfheidungen auch in die Maſſe der ungebildeten, 
von verjährten Vorurtheilen eingeengten, den gehäffigen 
Einwirkungen abergläubiicher Rabbiner preisgegebenen Zus 
den zur wohlthätigen Berüdfihtigung eingedrungen ? 
Dod wir wollen, um über die Frage: 
a) Iſt der Eid eines Juden verdädhtig? 


ein gründliches Urtheil vorzubereiten, ‘an der Hand der 
Geſchichte fortichreitend unfere Betrachtungen an einige 
* wichtige Erſcheinungen in. biblifhen und jüdifhen Denk 
mälern aus der früheften und der fpäteren Periode in nach— 
folgenden Sägen anknüpfen. 

. Hervorgeboben als eine pfychologifhe Merfwürdigkeit, 
werde, daß bereit# im ber frübeften Schrift des alten Teſta— 
ments DBeifpiele von Lügen, Täufbungen und Beträgereien 
ohne alle tadelnde Bemerkungen, ja faft mit einer gemwiffen 
Sreude über Die verübte Liſt der Erzählung von dem he 
bräifhen Echriftfteller eingewebt worden. Ä 

Schon Adam wagte, ald er durch die vom Himme 
berabdonnernde Stimme. aufgefhredt Hinter Dit belaubten 
Bäumen fich verftet, gegen den rufenden Gott die Lüge 
vorzubringen, er fey der Nacktheit wegen vor feinem Ant- 
lige geflohen. Auf einer anderen Lüge gegen den Hoͤchſten 
ertappen wir auch den Kain CK. IV, 4.) Abraham erlaubte 
fi) drei Mal gegen den König von Aegypten (Kap. XII) 
gegen den K. von Gerar (KR. XX) und gegen feine Knechte 
(nach 8. XXL, 5) eine täufchende Ausfage, welchem Bei- 
ſpiele aud) die Stammmutter Sarap folgte, die (KR. XVII, 15) 
dem Jehova gerade zu ableugnete, daß fie gelacht habe. 
Iſaak belog ebenfalls, wie einft fein Vater den König Abi- 
melech (K. XX, 7.) Die Rebekka entwarf fogar einenliftigen 
Anſchlag gegen ihren eigenen Mann, um dem geliebten 
Sohne Jakob (ſ. K. XXVIL,8flg.) den vaͤterlichen Segen zum 
Nachtheil des aͤltern Eſau zuzuwenden. Den betruͤglichen 
Plan führte (V. 19 flg.) Jakob geſchickt durch und erreichte 
- Die beabfihtigten Vortheile vollftändig. Seinem Schwie— 
gervater Laban, der ja (Kap. XXXL,30) ein Gögenbiener 
war, fpielte er den befannten Streich. Auch wußte er 
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(K. XXXIII, 13flg.) durch ein Heuchlerifches Borgeben den 
Bruder Eſau, dem er feindliche Abfihten zutraute, von ſich 
zu entfernen, zu melder empörenden Graufamfeit verleitete 
nicht der die nichts Boͤſes ahnende Gutmüthigfeit umſtrik— 
fende teuflifche Plan der Söhne Jakobs, als fie eK. xXXIV) 
furchtbare Rache auszuüben befhloffen hatten, daß ein Uns 
befhnittener es gewagt hatte, durch die Schaͤndung der 
Schwefter den heiligen Samen Iſraels zu entweir 
hen. Sie waren es auch, die den Vater glauben machten, 
daß ein grimmiges Thier den Sohn Gofeph zerriffen habe. 

Bei.diefer. Geneigtheit. das Vertrauen feiner Mitbrüder 
zu bintergehen, und dur lauernde Tuͤcke Vortheile zu er 
fchleiben, war es natürlıd, daß man Bündniffe dur Eid: 
fhwüre befeſtigen, gegebene Verfprechungen durch Bethew- 
rungen bei dem Gott des Himmels und der Erde befräftis 
gen ließ. Wir erinnern fi nicht der von dieſer Sitte in 
demfelben erſten B. Mofe’s gegebenen Zeugniſſe z. B- daß 
Abraham dem Melchiſedek durch die zu Jehova dem böcy- 
ften Gott erhobene Rechte feinen feſten Entſchluß zu erfen- 
nen gab, daß ferner er dem Bertrautefien feiner Sklaven 
einen Eid abnabm, er wolle den erhaltenen Auftrag 
pünktlich. erfüllen? Jakob reichte dem hungrigen Eſau nicht 
eber das begehrte Linfengericht dar, als bis er ibm mit 
einem Eidesſchwur die Erfigeburt verkauft hatte. Auf eine 
gleich feierlihe Weife ward zwiſchen dem Könige Abimelech 
und Iſaak, zwiſchen Jakob und Laban ein Buͤndniß ge 
Ihloffen. Und Zafob ließ feinen legten Willen von Joſeph 
durch einen Eidihwur befiegeln, den dieferaud (Kap. L, 5. 
vergl. mit K. XLVII,29 fig.) als ein heiliges Gelübde gewiſ⸗ 
fenhaft erfällte. 

Theils diefelben, theild neue Entdeckungen machen wir 
in den übrigen Büchern Mofes, indem z. B. Mofe und 
Aaron (ſ.2. B. VI, 1.) wahrſcheinlich in Begleitung der Wels 
teften dem Aegyptifchen Könige vorgaufelten, fie wollten nur 
auf drei Tage zu einer religiöfen Feier in die Wülte zie: 
ben. Und Jehovah felbft hatte (Kap. Ill, 18) zu einer 
ſolchen Verlegung der Wahrheit (Pharao war jaein Gögen, 
Diener, ein Feind Zfraels!) feinen Gefandten aufge 
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fordert! Eidfhmwüre bei dem Nationalgott waren als eine 
religiöfe Handling (i. 5.3, VL, 13) vorgefahrieben: aber 
Die. wiederholten Warnungen vor Meineiden und leichts 
finnigen Schwüren (vergl: z. B. 2.B. XX,7. 3.8. V,4) 
überzeugen, daß ſchon in den früheften Jahrhunderten die 
Sgfraeliten in ſolchen Uebertretungen ſehr nachſichtig gegen 
ſich waren. 

Die Vorſtellung von der Unverletzlichkeit des Eides 
offenbart ſich durch die ganze iſraelitiſche Geſchichte in den 
unleugbarſten Thatſachen; aber neben der Ehrfurcht, die 
die Berufung auf den heiligen Namen Jehova, den treuen 
Verehrer deſſelben einfloͤßte, dauerte Leichtſinn und Heuche— 
lei im Schwoͤren, wie die Klagen der Propheten und 
Kohel (V, 3. IX, 2.) andeuten, unter den Hebraͤern fort. 
Auch machte ſich der König Zedekijah des Meineides gegen 
den Eroberer Nebukadnezar fchuldig, weil er vielleicht 
glaubte”) einem Feinde und Gögendiener braude er fein 
Wort nicht zu halten. Verletzungen der Wahrheit erlaubten 
fid), wo wichtige Zwecke zu erreichen waren, (1.2. Kön. VIII, 40. 
X, 3. 19) felbft Propheten, 

In den Apofryph. Schriften des alten Teft. hören wir 
den Sirach (KR. XX111;,9—11) ſcharfe Warnungen vor leicht: 
finnigen Schwüren und vorfäglichen Betrügereien durch eids 
liche Betpeurungen ausfpreden, und wie die geachtetite 
Sekte der Zuden die Pharifäer durch beuchlerifche Ausles 
gungen die Verbindlichkeit des Eides zu umgehen verftane 
den, wiffen wir aus der evangeliſchen Geſchichte. 

Daß die Juden in den erften Jahrhunderten nad) Chr. 
Geb. fi durch Winkelzuͤge, Ausbiegungen ähnliche Schlupf: 
winkel für ihr Gemwiffen bereitet haben mögen und daß man 
die Säle, wo die Eidſchwuͤre zuläffig oder verwerflich feyen, 
zu beſtimmen fi angelegen ließ, möchte man aus ber 


*) Sehr beachtungswerth für den chriftlichen Forſcher iſt Raſchi's Bes 
merkung zu Jerem. (K. XXXIX, 6. LII,10,) daß die Mitglieder 
bes Hohen Synedriums ten Bedefiiah von feinem Eibe 
entbunden hätten. Er ging alfo von der Vorausſetzung aus, daß 
das höchfte geiftliche Gericht in Ifrael den einem Nicptifraeliten ges 
leiſteten Gib vernichten Eönnte, 


— 14 — 


Miſchnah in dem Tractat Schebuoth K. IV. V. VI. und 
VIII. zu folgern fi) verfucht fühlen. 

Bon dem berühmten R. Akiba felbft erzählt der Zal- 
mud in dem Tractat Callah Fol. XVILH, Eol. 2, daß 
er die Ausfagen des fhmwörenden Mundes in ſei— 
nem Herzen wieder vernichtet habe. Nun fagt aber 
Maimonides in Hilchoth Schebuoth d. h. in Der 
Abhandlung von den Eidfhmwüren K.J, $.12: „Der 
Eidſchwur hat feine verbündende Kraft, wenn 
nicht Mund und Herz genau miteinander über: 
einftimmen’: ebenfo Joreh Deah Mr. 232, $. 14. 
und R. Moſeh Mikozzi an der von Edzardi in Avo- 
dab Sarah 1, 280 angeführten Etelle, 

Berlangen die Lefer ein beftimmtes Beifpiel, wie er 
finderifch die Zuden in ihren Kunftgriffen, der läfligen 
Feſſel des Eides fih zu entledigen, gewefen, fo giebt der: 
felbe Zalmud in einem beftimmten Falle einen charafteris 
ftifhen Aufihluß. Wir erfahren nämlih in dem Tractat 
Avodah Sarah Fol. 38, Eol. 2, daß R. Jocha nan in 
feinem Eidfhwur den Buchſtaben E mit B vertaufchte, 
fo daß er anftatt Beelaba bei Gott, er wolle das ihm 
anvertraute Gehbeimniß einer Arznei Keinem 
offenbaren, Leelaba db. h. dem Gott fhwur, um da⸗ 
durch verſteckt anzudeuten, ermwolle es nit Gotte, fondern 
feinem Volke Iſrael, mithin Allen offenbaren. 

Eudten nun ſchon die Juden, ihren Ölaubensgenoffen 
gegenüber, durch folde Ausreden gleihlam ftolzierend auf 
ihre erfinderiiche Schlauheit den eidlihen Verbindlichkei— 
ten fi zu entziehen, fo daß Maimonides in deram - 
geführten Abhandlung um die Eprwürdigkeit des Eides ges 
gen den Leuchtfinn feines Volkes zu fihern und ihrem 
Hange zu Betrügereien zu feuern, zu den ſchaͤrfſten Beftims 
mungen, zu den durchdachteften Vorfihtsregeln ſich verans 
laßt ſah, welch' ein geringer Grad von Gewiſſephaftigkeit 
in allen gerichtlichen Eiden, die den gegen die Chriſten zu über: 
nehmen hatten, laͤßt fi diefem nad) in der Periode des Tals 
muds und ın allenden nachfolgenden finfteren Jahrhunder— 
ten erwarten, wo die Ehriften als Abgoͤtterer verflucht wurden 
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und der wütbendfte Haß gegen ihre unermuͤdlichen Peiniger 
und Tyrannen, die fib Anhänger Jeſu nannten in der 
Bruft des faft zum Vieh herabgemwürdigten Iſraeliten, Eochte ? 

Wurde nicht den Juden ausdruͤcklich unterfagt, vor 
einem chriftlihen Gerichtshofe zu proceffiren, in dem Zals 
mud Tract. Gittin Fol. 88. Col. 2 und in dem darauf 
geftügten Ausfpruche des Maimonides in Sad Cha 
ſakah IV,248 Col, 1a. a. D. an welden [eh aub Sch uls 
han Aruch Th. IV, Rr.26 anfhlieft, aus denfelben 
Gründen, aus welden der Apoſtel Paulüs den Corinthern 
Br. 1.8. VI, 1. verbietet, ihre Streitigkeiten vor ein heids 
nifches Geriht zur Entfheidung zu bringen. Wird nicht 
in demfelben Zalmud Avodah Sarah Fol. 16. Eol. 2 
und in dem Tract. Baba Kamma ol. 113. Col. 2 vergl. 
mit R. Jak. Weils Sceeloth und Teſchuboth Fol. 25. 
Kap. 2 der Venetianifchen Ausg. J. 1549 in 4 und R. 
Jizchak Abupaf Menorae Hammeor Th. II. Kap. 2. 
Sol. 13. Eol. 4 gelehrt, daß man einen Abyötterer in Wors 
ten und Handlungen betrügen, den Irrthum derfelben zu 
feinem Vortheil benugen dürfe? Stimmt nicht mit diefem 
Grundfage Maimonides überein, wenn er in Jad 
Chaſakah 2. IV, 501.35, 1. $.4 Hilchot Geſelah K. XL. 
$. 4 fchreibt: das Verſehen eines Gögendieners in einer 
Rechnung, welches man- aber nicht gefliffentlich herbeige— 
führt haben dürfe, könne. man zu feinem Gewinne anwen» 
den, falld er den begangenen Irrthum nicht felbft einges 
fehen babe und der Name Gottes dadurch nicht entheir 
ligt werde? Diefes legtere gefbieht, wenn (f. Joreh 
Deab Nr. 232 $. 14) der Gögendiener vorher davon in 
Kenntniß gefegt worden. 

Auf welche Grundfäge,, die die Juden in ihrer Hands» 
lungsweife. gegen alle Nichtjuden häufig genug damals 
befolgen mochten, bürfen wir bei Eidesleiſtungen zuruͤck— 
fchließen, wenn wir unter denvielen Beifpielen, die dem Wan» 
derer in den gepriefenftew Denfmälern des Judenthums 
begegnen uns ins Andenken zjurüdrufen, daß Raſchi zu 
(1 B. Mof. XLII, 15) offen gefteht, Joſeph habe beim 
Leben Pharaos gefhworen, weil es ihm bei feinem 
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Schwur fein rechter Ernſt geweſen. Daß Elias Levita 
ch. deſſen Maſſoreth Hamaſſoreth Praefat seo. 
pag. 42 der Semler'ſchen Ausg.) von feinen Glaubensge— 
noffen verflucht wurde, weil er die Ehriften in der Thorah 
unterrichtet batte, dag R. Menaſſeh Ben Sfraelin 
feinem Conciliator pag. 48 edit. Amstelod. 1633. 4. die 
verderbliche Kehre prebigt: man dürfe AUsflüchte, Wins 
felzüge und die vieldeutigftien Wendumgen uns» 
pedenklich fib erlauben, wenn. die Roth treibe, ein 
guter Zweck dadurch erreicht werde und dem An» 
derndadurd nicht ein offenbareröhade erwuͤchſe. 
Welche Aufforderungen für den gemiffenlofen,, mit Relis 
gionspaß erfüllten Juden, dem unwiffenden unerfahrenen 
Chriſten Fallſtricke zu bereiten und den feinften Betrug zu 
fpielen! \ | 
Nach allen diefen Betradtungen unterliegt ed feinem 
Zweifel, daß in jenen finfteren Zeiten des verfolgenden Haſ« 
fes, wo man aus Unfunde mit den Religionsgrundfägen 
der Juden die erforderliden Borfichtsregeln anzuwenden 
unterließ und ſtatt auf eine nach den vaterländifchen Ge: 
fegen forgfältig eingerichtete untadelpafte gefhriebene 
Thorah, vielmehr auf eine von criſtlichen Händen gefchries 
bene verwerflide Zhorah (ſ,. Maimonides in Hil 
choth Jeſude Hattorah Kap. VI, $. 10. vergl. mit dem 
Talmud Tract. Schabbat Fol. 110. Col, 1. Gittin ol. 45 
Gol. 2 oder auf eine völlig unbraudbare gedruckte 
Ausgabe den Juden fhmwörenließ, unzählige Malfalfche Eide 
geſchworen worden. Gelbit ein Schwur auf prophetifche oder 
hagiographiſche Schriften des U. T. 3. B. Die Pfalme ermangelt 
für den rechtgläubigen Juden, wie Maimonides in der 
genannten Abhandi. Kap. 3 $. 3 geſtehet, jeder verbinden» 
den Kraft. Wie oft mochte ein folder leichtfinnige Jude, wenn 
fein fpähendes Auge in der dargebotenen Thorah Ungefeps 
lihes mithin nach feinen vorgefaßten Meinungen die 
Kraft des Eıdes Auflöfendes. intderft hatte, ſowohl bei dem 
heiligen Namen Jehovah, » dem Gotte Iſraels 
(f. Matth .XXVL,63) oder: bei feinem Beinamen (Apo⸗ 
al. X, 6) zwifchen welchen Eidesformeln, wie Maimos 
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nides a. a. O. 8: XL $. 2 mit Recht erinnert, gemäplt 
werden mußte, ohne Gemiffensbiffe zu empfinden, faljch 
fhmwören? Und wenn auch ber gebildete Jude die am 
Abend vor dem Berföhnungstage übliche Losſprechung von 
allen Geluͤbden und Verbindlichkeiten nad dem Ausfpruche 
ber drei neueiten Vertheidiger (Letnier in: Einige Worte 
an den Herrn Muhlert uf. w. Schleswig 18233 ©. 13. 
Sfaaf’ Heß über den Eid der Juden. Eiſenach 1823 
©. 57—59 und Blogg in: Gründlide Beweife, wie der 
Zube bei einer Eidesleiltung gefonnen if. Hannover 1826. 
©. 6) allein auf unbefonnene Gelübde und Eidſchwuͤre 
befhräntt, zu welden man dur einen Irrthum oder Af— 
fect verleitet worden, nicht aber auf Eide, die mit Ueber 
legung gethan werden und zu melden man gerichtlich an— 
gehalten worden, ausdehnt, fo wird der Menfchenkenner den» 
noch nicht zu leugnen begehren, daß der ungebildete, von 
religioͤſen Vorurtheilen umftrictte und einer rabbinifchen 
Logik Huldigende Zude ſchlau genug diefes Gebiet häufig 
zu feinem Vortheil werde erweitert haben. Trauet nun 
ein Jude dem andern, der fich verdächtig gemacht, ſelbſt 
dann nit, wenn er. (ſ. Joreh Deah Ar. 119 $. 8) eine 
Ausſage eidlich bekräftigte, wer möchte dann die ehemals 
fo. oft geäußerte Beforgniß vor einem jüdifhen Meineide 
unbegründet finden? 

Wir fteigen in die neueren ud neueften Seiten hinab, 
um freundlicheten Erfheinungen 'unfern Augen zuzumwenden, 
und einen vortheilhafteren Eindrud von jüdıfcher Recht⸗ 
Uchkeit zu gewinnen. Zwar dürfen wir uns nicht verhehlen, 
daß felbft nach der Mitte des vorigen Jahrhunderts uns 
zweideutige Beweiſe in Ihatfahen und Urtheilen die früs 
here Schlaffheit jüdischer Grundfäge über eidliche Verbind⸗ 
liehfeiten von Neuem offenbaren und zu älteren Erfahruns 
gen von erfinderifcher Schlaupeit in Täufhungsmitteln ber 
flätigende Beifpiele ‚liefern, Man ermwäge, daß der jüdifche 
Altonaer Kalender. vom Jahre 1771 auf der umgemwandten 
Seite des erfien Blattes vier Zeilen vom Ende deffelben bie 
Zage verzeichnet enthält, an denen mannur Einen wahren" 
Eid ſchwoͤren Dürfe, weraus natürlich gefolgert werben darf, 

VI.Band, 18 .Heft, 12 
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daß man an anderen Tagen falfh zu fhmwören fih uns 
gefcheuet erlauben könne Ein namhafter Jude hatte, 
wie Tychſen in feinem Tagebuche unter dem. zwölften 
September 1767 erzäblt, feiner Unterfchrift drei dem Auge 
faum bemerkbare hebraͤiſche Buchſtaben heimlich eingefügt, 
um anzubdeuten,, er. fey zu Ddiefer Handlung gezwungen 
worden. Derielbe Tychfen erzählt (ſ. Buͤtzow'ſche Nebens 
ftunden Th. V, ©. 89 daß ein Zude, um defto “leichter 
mit feinem Gewiſſen fih abzufinden, eine hebräifhe Bibel 
von einem Chriſten geliehen habe, die, wie bereits gemels 
det worden,..ald unrein jeder verbindenden Kraft bei Eid» 
fhwüren in den Augen bes feindfich gefinnten Juden ers 
mangelt. Daher auch, wie wir ebendafelbft erfahren, Die Bors 
fieher der Streligifhen Judenſchaft diefen Bügow’ihen Ges 
lehrten erſuchen ließen,:er möge dahin wirken, daß der 
läftige Gebrauch, auf ein geſetzlich reines gefchriebenes Ges 
ſetzbuch, weldes aus dem heiligen Schrank der Synagoge 
geholt worden, feierlich zu ſchwoͤren, abgeihafft und eine ges 
druckte hHebräiihe Bibel wieder -in die Gerichtöftuben eins, 
geführt würde, -, — | 

In unferen,Zagen Hingegen, .wo fo mande Ausges 
burten eines finfteren Neligionspaffes iz. B. der Grunde 
faß, daß man dad. dem: Feinde gegebene feierliche Verſpre— 
hen ungeſcheut brechen dürfe, welchem zufolge fogar chriſt— 
lihe Priefter, die Kreuzfahrer (f. Wilkens Gefhicte 
der Kreuzzüge Th. IV, ©. W0) won einem den Moslims 
geleijteten Eide zu entbinden kein Bedenken trugen, dem 
Cinwirfungen einer immer mehr verbreiteten geiftigen,, fitte 
lien und religiüfen Aufflärung gewichen find, dürften bie 
Deforgniffe wegen eines Meineides. wenig: begründet er 
hheinen. Da, wo im Unterricht- und Erziehung. einer zeite 
gemäßen Bildung nadgeftrebt wird, da mo Gefinnungen 
einer gegenfeitigen Achtung, eines gegenfeitigen Vertraus 
ens unter den .jüdifchen Bewohnern immer feftergwurzeln, 
darf der chriſtliche Staat die Zuverläffigkeit eines jüdischen 
Eidſchwurs mit bezweifeln. Ein ‚gebildeter und wahrhaft 
aufgeklärter Jude wird, felbit dann, wenn eine Derlegung 
der gefeglichen Formen dem Gewiffentofen;eine willfommene 
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Aufforderung zur Wortbrücigkeit zu enthalten feinen 
möchte, den Forderungen der firengfien Sittlichkeit gemäß 
feine eidlihen Ausfagen befräftigen. 

Gegen rohe Juden jedoch, die von einem Wuſt verjährter 
Vorurtheile fih noch nicht zu ſaͤubern vermocht, gegen 
Schacherjuden deren ſittliches Geſühl durch eine unruhige 
Betriebſamkeit irgend wie Vortheile im Handel zu eripäs 
ben und zu erbeuten, abgeſtumpft iſt, mäffen die größten 
Vorfihtsregeln angewandt werden, wenn der bezielte Zweck 
erreicht werden fol. Es darf, wenn Gaufelfpiel vermieden 
werden fol, kein Schwur bei Jeſus zugelaffen werden (ein 
Schwur bei einem Abgott iſt' nach dem Talmud, Track. 
Sanpedrin Fol. 23, Eol. 2. unfräftig) es -darf auf feine 
andere als eine koſchere d. h. eine den geſetzlichen Ers 
forderniffen genau entfprechende geichriebene Bibel, die aus 
dem heiligen Behälter in der Eynagoge geholt worden, 
den Schwörenden vorgelegt werden: Es muß ein Tolder 
Jude, um gefliffentlihe Zäufhungen möglichft zu-entfernen, 
und die Ausflucht eines .gezwungenen Eides (der vergl. 
Sferle in Schulchan Arub Joreh Dead Nr. 232, Fol. 116 
Col. 2 'gar feinen Werth Hat) nad Kräften abzuiwneiden 
unter Öraufen erregenden Vorjiellungen d.-Maımonidesl.c. 
Kap. XL, $. 15) nicht auf feine Meinung, fondern auf 
den Einn des Gerichts und in Beziehung auf melden Gott 
zum Zeugen angerufen wird, der Ausfagedes Talmud Tractats 
Schebhuot Kap. VI, 501.39 Col. I gemäß feierlich Beichwos 
ten werden mit firenger Beobachtung der als vorzüglich 
bindend "anerkannten gefeglich religiöfen Vorſchriften und 
Tormeln, unter welchen die von Tychſen in feinem Gut— 
achten Über die zweckmaͤßige Einrichtung eines ge— 
richtlichen Juden-Eides gegebenen, mit welchen man 
die Buͤtzowſchen Rebenſtunden B. V, &.79— 90 und B. VI, 
S. 75 — 100 vergleichen wolle, und die von einem juͤdiſchen 
Gelehrten in Dr. Paulus Beiträgen zur Verbeſſe— 
rung‘ der DBefenner des jüdbifhben Glaubens 
Frkf. 1817 S. 108 — 111 entwidelten die beachtungswuͤr⸗ 
digſten ſeyn duͤrften. 

Denn erlaubt man ſich in dieſer wichtigen Angelegenheit 
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eine leichtfinnigeAbweichung von bindenden geierlichkeiten, fo 
würde die Erfahrung zu der merkwuͤrdigen Thatſache, vonder 
ein neuerer Berichtabftatter von Nord» Amerika (ſ. die Freiftaar 
ten von Nord-Amerifa. Bon Guft. Loewig. Heidelberg. 
oder Mr. 19 der Blätter für lit. Unterhaltung J. 1834) 
Kunde gibt, auch in Deutfhland ein. beftätigendes, Zeugs 
niß liefern. -Denn- lefen wir hier, ein Kuß auf die chriſt⸗ 
liche Bibel,-und ein Eid nach riftlichen Begriffen geleis 
fiet, bat für die Juden gar keine Bedeutung. Sie ſtehen 
ſich offenbar am Beſten dabei. Daher iſt Nord-Amerifa ihr 
wahres Paradies und eigentlihes. gelobtes Land: täglich 
Berfteigerungen aller Art, falſche Banfrote in Menge ‚und 
Schaber und Wucher und zulegt, ein Benefiz, deſſen Ein⸗ 
trittsgeld voraus bezahlt iſt. 

Als eine neue Folgerung ſtellt ſich uns zu einer ſorg⸗ 
faͤltigen umſichtigen Eroͤrterung eine andere Bun minder 
wichtige Zrage dar: | 

nämlich die ‚Frage: 


b) DBerträgt fi die Verlegung des Sabbats 
auf den Sonntag der Chriſten mit den Grund— 
fägen der juͤdiſchen Rechtglaͤubigkeit? 

An das Verbot der Abgoͤtterei und der Entweihung des 
heiligen Namens Jehovah ſchließt ſich (2. B. Moſ. XX, 8 
— 11. 3. B. Mof, XXVI, 2. 5. B. Moſ. V. 12 — 15. 
Ezech. XX, 16. 24.) das firenge Gebot der Sabbatöfeier, die 
dem Andenken an den Schöpfer, der am fiebenten Tage aus⸗ 
gerubet hatte von allen feinen Werfen und der, Erholung 
und Erquickung von den ſechs Arbeitstagen in der Wode 
ſowohl für Menſchen als das Vieh geweihet war, ja fogar 
für die Sremdlinge, die in der Mitte der Sfraeliten, wohn« 
ten verbindend feyn follte. Sn der Anordnung des Sabre 
bats war nad der ausdrüdliden Erklärung 2. B. Mof- 
XXXL 16. 17 zwifben Gott und Iſrael ein emiger Bund, 
geſchloſſen, deffen vorfäglice .Eutmweihung mit dem. Tode 
bejtraft werden follte, wie au das Warnungs Beiſpiel des 
Änglüdtien lehrte, der, weil er (ſ. 4. B. Mof.XV,32. 
fig.) Holz am Sabbat gelefen, hatte, getöbtet ward. Wer an 


diefem heiligen Tage, den Gott dadurch, daß er (2.B.Mof. 
XXXI, 17) gleihfam müde von ber anftrengenden ſechs— 
tägigen Arbeit in behaglider Ruhe an demſelben der Er— 
holung ſich hingab, für fein Volk Iſrael, dem er ausſchließ— 
lich beſtimmt mar, geweihet hatte, die gewöhnlihen Ges 
fchäfte des Lebens betrieb, unterzog fih, wie (2. B. Mof. 
XVI, 25 flg.) erzählt wird, einem fruchtlofen verderblichen 
Beginnen. Berdoppelte Thpätigkeit am ſechſten Tage laffe 
fie frei von allen Eörperlihen Beſchwerden in ungeftörtem 
Genuß einathmen die wonniglibe Ruhe. Sogar Feuer ans 
zugünden an dem Gabbat in den Wohnungen ward den 
Sfraeliten von dem Gefeggeber (2 B. Mof. XXXV, 3) 
im Namen Jehovas auf das firengfte unterfagt. 

Drei wefentlihe Beitandtheile laffen ſich in der Feier 
bed Sabbats unterfcheiden 1) die Vorftellung von der Hei» 
ligkeit des fiebenten Tages 2) die Verbindlichkeit, alle Eörs 
perlihen Beihäftigungen,, denen man an ben Werktagen 
obzuliegen pflegte, mit der regften Gewiflenhaftigkeit fi 
zu enthalten 3) der Genuß finnliher Freuden, an welchem 
(ſ. 2. B. Mof. XXI, 12) felbft der Fremde und das Vieh 
Theil nehmen follten. Auf diefe finnlihen Ergöglichkeiten 
denen der Sfraelit an den vorgefchriebenen Feften zu frühe 
nen (5. B. Mof. XVI, 10, 16. K. XXVI, 11) ausdrüdlich 
aufgefordert war, deutet fhon (Hoſ. IL, 13) hin. Doc 
wurde wie uns die Drohungen und Klagen eines Jerem. 
(Kap. XVIL, 21— 27 und eines Ezech. K. XX,13. XXL, 8) 


belehren diefer der Gottheit gemweihte Tag der Ruhe dur& 


förperliche Arbeiten und geichäftige Betriebſamkeit bis in 
die legten Zeiten des Züdifchen Staats hinab, häufig ent» 
weibt. 

Schreiten wir auf diefer Mofaifchen Grundlage in un« 
feren Unterfuhungen über die Ehrwuͤrdigkeit und hohe 
Wichtigkeit des Sabbats über das babylonifhe Eril hinaus, 
fo liegen in dem eigentHämlichen religiöfen Geift der Esra, 
Nehemia und alle gleichgefinnte jüdifche Patrioten befeelte, 
alle die denfwürdigen Erfcheinungen, die durch die groͤß— 
tentheils in ber jüdifhen Kiteratur der früheren und fpä« 
teren Jahrhunderte erhaltenen religiöfen und geſchichtlichen 
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Denkmaͤler fi durchziehen, gleihfam eingefhleffen, Dieſe 
religiöfe Denkart hielt mit peinlicher Aengftlichkeit feft ums 
Elanimert den Buchftaben des Gefeges und erblidte in der 
gemwiffenhaften Beobachtung, Aufferer durch grübelnde Spitz— 
findigfeit vervielfältigter Handlungen der Religion den 
hoͤchſten Werth eines Achten Sjraeliten, der mit erfinderis 
ſchem Scharfſinn die Verbindlichkeit göttliber Gebote in 
die möglichfte Ausdehnung zu erweitern ſich abquälte, Und 
gerade der Sabbat bot in feiner dreifachen Beziehung zu 
dieſen dreifachen Beftrebungen die mächtigfte Aufforderung dar- 

Schon gedachten die Heimgefehrten aus dem Erıl des 
heiligen Ruhetags (Mehem. IX, 14 mit freudigem Danf, 
und verpflichteten fihb (Kap. X, 32) aller Faufmännifhen 
Geſchaͤfte an demfelben fireng fib zu enthalten. Auch die 
übrigen Fefttage feierte man (K. VIII, 10. 17) durd die 
Sreuden der Zafel in erheiternden Gejellfchaften. Ueber 
die ungeftörte Ruhe am Sabbat, daß, fie nicht entweibet 
würde Durch geräufchvolle Ipätigkeit, wurde (ebend. K. XIIL, 
15 flg) mit dem ängftlichiten Eifer gewadt. Und ein ans 
derer prophetifcher Zeitgenoß Pſeudojeſaia (Kap. LVILL, 13) 
nennt den Sabbat einen Tag der Wonne, den man nicht 
durch unruhige Betriebfamkfeit und lärmende Geſchaͤftigkeit 
entwerhen dürfe, fondern mit Gebet, Lob» und Dankliedern 
ber Verehrung des Höcften widmen muͤſſe. 

Am fiebenten Tage in jeder Woche VBorlefungen aus 
dem Geſetzbuch Moſes mit erläuternden Unmerfungen und 
erbaulichen Betrachtungen zu begleiten, dieſe feit dem viers 
ten und dritten Jahrhundert vor Eprifti Geburt in den Eye 
nagogen eingeführte noch fortdauernde Sitte vergegenmärtigt 
ung, wie in der bier offenbar nachgeahmten ähnlichen religide 
fen Handlung eines Esra (KR. VIII, IX) die Heiligkeit der 
Zahl Sieben, die auch in dem Befehl des Gefeggebers 
(5 B. Mof. XXXL, 10, 11) daß die Leviten an dem Laub— 
büttenfeft alle fieben Jahre, wenn ganz Sfrael bei dem 
Heiligthum verfammelt wäre, die Thora den Männern, Weir 
bern u.f.w. vorlefen follten, in einem neuen Beifpiele her⸗ 
vortritt. 

Auf gleiche Weife follte auch das fiebente Jahr 
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(3 B. Moſ. XXV,flg.) dem Lande nad fechsjähriger Anfiren, 
gung eine wohl thuende Ruhe bereiten, jo-wie auch (5B. Mof. 
XV, 1 flag.) den hebräifhen Schuldnern und Eflaven Er 
laß und Freiheit gewähren. Noch meiter griff die heilige 
Siebenzahl ein in das fieben Mal fiebente Jahr 
oder in das Jubeljahr (3. B. Moſ. K. XXV, 8 flg.) mit 
gefteigerten Vortheilen. Folgte nicht auf das Paſſafeſt in 
fiebden Mal fieben Tagen das Pflingſtfeſt, waren 
nicht dem. fiebenten Monat drei vorzüglich wichtige 
Befte das Neumondesfeft, das große VBerfühnungsr 
feit und das Laubhüttenfeft zugetheilt? Aufhören 
follte wie am Eabbat (f. 3: B. 23, 24 fly.) an allen diefen 
geweihten Tagen jeglibe Art von Gefchäften: ja ausgezeich— 
net war (nah 8. XVI, 31) das zweite der eben genanns 
ten Sefte als ein Sabbatder Sabbate. 

Verfolgen läßt fih die Heiligkeit der GSiebenzahl, 
in deren Lobe Philo (ſ. Gfrörer Th. 2. Stuttg. 1831. 
S. 89—92%) unerfchöpflich ift, Durch die ganze bibliihe Ges 
fhichte, durch die ganze Iſraelitiſche Denk- und Vorftellungss 
weife, durch die Moſaiſche Religionsverfaffung und den 
ganzen daran fich fchliefenden Geremoniendienft, wie Dr. 
Sränfel in: Trifolium Hamb. 1832 ©. 53 — 56 durch 
überzeugende Beifpiele erwiefen hat. Und wel’ eine wid» 
tige Rolle die Zahl fieben in dem Judenthum fpielt, leh— 
ren dıe ſiebenzig Mitglieder des großen Sanhedrin, das 
Siebenmänner Collegium, die fiebenzig Sprachen, 
die die fammtlichen ‚Völker der Erde, welche zu ſieben— 


/ zig berechnet werben, reden und alle die bedeutungevollen 


Erfhbeinungen, die die Kabbalah (vergl. das Buch Jezi— 
rach herausgegeben durch Joh. Friedr. von Meyer. Leipz. 
1830. ©. 12, 13) fo wie die Mifhnah IV, 170 flg. in dies, 
fem Gebiet zu erfpähen vermocht hat. 

Um dem göttlihen Gebot, an dem heiligen fiebenten 
Tage auszuruhen von allen körperlichen Arbeiten, mit mög» 
lichfter Strenge zu genügen, quälte fih die jüdische Kleis 
nigfeitsfrämerei in Erfindung von Beſtimmungen und Re 
geln, um auch die Eleinfte Verlegung abzuwehren, auf eine 
pſychologiſch merkwürdige Weife ab. 
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Ohne bei den im 1. B. db. Makkab IL, 31—88 und 
3.2.8. V, 26. 62. VI, 11. XV, 1flg. angeführten Bei- 
fpielen, denen zufolge die Juden am Sabbat, weil fie. zu 
ihrer Vertheidigung die Hand nicht auszujtreden wagten, 
von den angreifenden Feinden fid verbrennen, fih hinwuͤr⸗ 
gen ließen, mit unferen Betrachtungen bier zu verweilen, 
fheint es anziehender, den Grübeleien die binfichtlich der 
Sabbatsruhe Philo auszuflügeln gewußt hat, unfere Auf, 
merkſamkeit zuzumwenden. In Beziehung auf 4 B. Mof, 
K. XV, 32 — 36 hören wir ihn 2. DB. ©. 168 die Mans 
gey'ſchen Ausgaben alfo fih ausiprehen: Das Holz liefert 
den Etoff zum Feuer, wer alfo Hol; fammelt, fcheint 
faft ein Verbrechen zu begehen, deſſen derjenige fih ſchul—⸗ 
dıg macht, der am Sabbat Feuer anzündet: ein Mal, weil 
er den göttlichen Befehl, am Sabbat aller körperlichen Ars 
beiten fih zu enthalten, gebrochen; dann, weil er durch das 
Einfammeln bes Holzes Materialien zum Feuer herbeigefchafft 
bat, weldes man bei der Ausübung der Handwerke, ans 
derer Künfte und Gefchäfte des Lebens, namentlich bei der 
Zubereitung der Speifen gar nicht entbehren fünnte. Welch' 
ein vielfacher Stoff zum fündigen merde diefemnad durch 
die Zulaffung einer folden Handlung dargereicht! 

Die Sabbatruhe, bemerkt diefer Echriftfteller an einem | 
andern Orte (IL, 137) erftrede fib aud auf die ganze 
Pflanzenwelt: denn man dürfe an diefem Tage feinen 
Echößling, feinen Zweig, ja nidt einmal ein Blatt 
abzufchneiden, oder irgend eine Frucht abzupflüden fi ers 
lauben. ’ | 

Und nach einem Zwifchenraume von achtzehn Hundert 
Jahren erhalten wir ein beftätigendes Zeugniß aus neues 
ren Zeiten, indem Tychſen in feinem unvollendet ge 
bliebenen Taſchenbuch unter dem 4. Auguft 1770 ſchreibt: 
„Da diefen Züdinnen (2 aus Bigow und 1 aus Kopen- 
hagen) in meinem Garten einige Reifer mit Johannis- und 
Stawelbeeren gegeben wurden, fo biffen fie folde mit dem 
Munde ab, weil es ihnen verboten wäre fie am Schabs 
bes mit der Hand abzureifen.” 

Wer erinnert fi hier nicht, daß die Pharifäer (nad 
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Matth. XII, 1, 2. Luk. VI, 1, 2) eo für eine Entweihung 
des Sabbats ausjcdhrieen, wenn man an diefem Tage dur 
Die Getreidefelder wandernd Aehren ausraufte, um die aus— 
geriebenen Körner zu effen? Denn war das Ausraufen 
nicht eine Eörperliche Arbeit, waren die Finger nicht thätig, 
um Speife zu bereiten, welches Geſchaͤft am Sabbat vers 
boten war? 

Das Verbot Feuer anzuzünden, weldesfehr häufig 
auch viele andere damit in einer wirklichen oder in einer 
erträumten Verbindung ftehende Höchft gleihgültige Hand» 
lungen ausgedehnt wurde, ſchaͤrft Philo zu wiederholten 
Malen DB. L, 450. IL, 383 ein. Diefes war aud die Urs 
ſache, daß die Effäer (ſ. Joſephus IL, 8. $.9 des 
jüd, Kr.) die unter allen Juden den Sabbat am ftrengiten 
feierten, und jedes £örperlihde Gefhäft an diefem Tage 
wie die Pet floben zu ihren Mahlzeiten am Gabbat des 
Tages zuvor Die Speifen bereiteten, damit fie nicht an dem heis 
ligen Zage felbft Feuer anzuzünden genötbiget feyen, aufwelche 
Sitte auch Clemens in den Recognit. IX, 28 anfpielt; 

Unter den in der Miſchnah Il, 29 vebotenen 39 Bes 
fbäftigungen durch deren Ausübung man das Leben 
zu verwirfen fürdtete nahm aud das Feueranzünden 
und Kochen eine Hauptfiele ein. Ein Beifpiel aus eige— 
ner Erfahrung hat Schreiber dieſes mitgetheilt in: Die 
enge Berbindung u. f. w. ©. 440. 

Dieſelbe Miſchnah a. d. angef. Stelle geftattet nicht, 
am Eabbat nur zwei Bucftaben zu ſchreiben, 
welches Verbot der ftarrgläubige Jude noch in upferen Ta- 
gen gewiſſenhaft beobachtet, wie ih ©. 441 1. c. aus einer 
jelbft erlebren Thatſache bewiefen habe. 

Verwundert euch alfo lieben Lefer nicht, daß dem 
Ausipruß der Mifchnah Il, 4 zufolge am Sabbat die 
Kleider vom Ungeziefer, (welches der Schmug erzeugt hatte) 
zu fäubern unteiſagt ift, und daß, wie wir im Talmud 
vergl. Zract. Schabbat Fol 52, Col. 2) lefen, nicht einmal 
ein Floh tödten darf. 

Da nun allen diefen Bemerkungen zufolge das münds 
liche Gefeg jede koͤrperliche Ruhe in der: denkbarften Aus» 
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dehnung gebot, fo läßt fi erwarten, daß wie auch Joſe—⸗ 
phus B. XIII, Kap.8 6.4 der Alterth. fagt, jedeReife, jede 
ftarfe Bewegung außerhalb des Wohnortes gefeglich unters 
fagt war. Darauf bezieht fih außer 2 Maffab. VIII, 26 
aub die Aeußerung Chriſti Matth. XXIV, 36 und die 
Nachricht Luk. XXI, 56. Es hätte alfo jeder Spagiers 
gang am fiebenten Tage unterbleiben müffen, weil der in Bes 
ziehung auf das Einfammeln des Manna 2B.Mof.XVL 29 
gegebene Befehl: Jeder bleibe an feiner Stelle: 
feinerentferne fib am fiebenten Tage vondem 
Drt feines Aufenthalte Feine Ausnahme zu geftatten 
ſchien. Indeſſen hatte die jüdıfhe Auslegungsfunft, Die 
felten ohne Rath und Troft den Huͤlfeſuchenden läßt, bald die 
glüdlihe Entdefung gemadbt, daß, wenn man4B.XXXV,3 
mit Sof. IIL, 3. 4. vergleihe, der Umfreis eines Aufents 
baltsorts oder einer Stadt in allen Richtungen zwei taus 
fend Ellen oder Echritte betrage. Habe man alfo inner 
halb dıefes Raums am Sabbat fi bewegt, fo habe man 
fein Gebiet nicht verlaffen, die Grenze feines Bezirks 
nicht überfchritten, mithin die görtliche Vorſchrift nicht vers 
legt. Ein folder Raum wurde (f. Ap: Geſch. 1,12) ein Sabr 
batweg genannt, melden Ausdruf auch die Miſchnah 
U, 73. 96. III, 126 vergl. mit I,190 gebraudt. Hierauf 
beziehen fi) mehrere jüdifhe Scriftfteller 5. B. der Zars 
gumift Ruth I, 16 und andere, Die: nebfi verfchiedenen 
Kirchenhiſtorikern Koh. Friſchmuth in der Diss. de via 
Sabbati. Jenae 1670. 4. $. 3 sq. genauer bezeichnet hat. 

Der jüdifche Aberglaube fabelt fhon frühe, nämlich im 
Serufalemfhen Talmud Sanhedrin ol, 29 Eol. 3 und in 
dem Babylonifhben Talmud 01.65 Col. 2 deffelb. Tractatg, 
fo wie in dem Targ. Hieros von 2 B. Mof. XXXIV, 10 
von einem Fluſſe Sabatjon, der an den ſechs Werktagen 
ftürmifch fließe, aber am fiebenten Tage, zur Ehre des Gab» 
bats ruhig weile, welches Mähren in ausgefhmücter Ges 
ſtalt, durch die fpätere Zeiten fi fortzieht, wovon man 
dur Die juͤdiſchen Hiftorien herausgegeben von Chris 
topb Helvicus Th.2 Gießen 1612.31, durch R. Petas 
bia: in Wagenfeils Exercitationes sex Altorfi 1687 
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pag. 181, durch R. Behai zu 23. Mof. XVII, 1. flg. 
Fol. 91 Col. 1, R. Elia in dem Wörterbub Tiſchbi 
unter Sambatjon und durd die Ausfagen des R. Me 
naffehb Ben Iſrael in Mikveh Iſrael Fol. 38 
Col. 2. 39, Col. 1 der Amſterd. Ausg. 1698 der von den 
Zeiten des Flavius Sofephbus an (f. Bellum Jud. 
VII, 5. $. 1) durd eine Reihe von Zeugniffen jüdischer 
Schriftſteller bis auf ſeine Tage herab das wirkliche Daſeyn 
eines ſolchen wunderbaren Fluſſes zu beweiſen ſtrebt voll— 
ſtaͤndig ſich überzeugen kann. Ja, ſo ſehr iſt die Vorftels 
lung von Ruhe mit der Heiligkeit des Sabbats verbun— 
den. Die Verdammten ſelbſt haben ſich, wie und R. Mes 
naſſeh Ben Iſrael in der Schrift WNifh mat Cha— 
jim Fol. 39. Col. 1. der Amfterd. Ausg. v. J. 1652 verſi⸗ 
chert, am Sabbat zur Unterbrehung ihrer Qualen in der 
Hölle einer erquidenden Ruhe zu erfreuen. 

Aber nicht bloß Ruhe, fondern aud der Reiz der Vers 
gnügungen war an eine mwürdige Feier des Gabbats ges 
Enüpft und diefe waren theils Gaumenfitelnd, theild Aus 
gen ergögend, theils dem Genuffe der Wolluft gewidmet, 

Die Juden überließen fih an dem Sabbat (1 Mak—⸗ 
fabäer I, 43) dem Genuß der Freude und hatten fhon 
frühe die noch beftehenden drei Mahlzeiten, wo Alles, was 
nur dem ®aumen fizeln konnte, verichwendet wurde (vergl. 
D. ©. Tyhfens Abhandlung von den Sudes nüßfe 
d. h. verdienfilihen Mahlzeiten der YZuden B. 1. ©. 167 
meines demielben gewidmeten Denfmals) zur angenehmen 
Gemohnheit gemacht, die der jüdılbe Aberwitz aus der drei— 
maligen Wiederholung des Worts Heute 2B. Mof. XVIL, 
beraugzuflügeln gewußt bat. 

Diefer drei Mahlzeiten erwähnt ale einer befannten Sache 
die Miſchnah IL, 54: auf fie führt uns auch die Erzähr 
lung Luc. XIV, 1. daß Jeſus gerade an einem folben Tage 
zu einem glänzenden Gaftmahle, woran die erften Männer 
des jüdifhen Staats Theil nahmen, eingeladen worden 
war: zu ſolchen gefeglıhen willfommenen Genüffen der Freude 
mußten, worauf auch Luc. XXIIL, 56 anfpielt, an dem 
Zage zuvor die erforderlichen Borbereitungen getroffen wer: 
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den. Selbſt die Therapeuten thaten, mie uns Philo II, 477 
erzählt, am Sabbat, um dieſem geweihten Tage Die gebuͤh—⸗ 
rende Ehre zu erweiſen, ihrem Koͤrper guͤtlich und die trau— 
rende Wittwe Judith trug als eine fromme Iſraelitin 
aus gleichem Grunde nach Kap. VIII, 6 Bedenken, an 
Dem ſiebenten Tage zu faſten. Wie fehr die alte Sitte, den 
Sabbat durdy körperliche Ergöglichkeiren zu ehren ben Un: 
willen der Kirhenväter zu dem bitterften Bemerfungen aufges 
regt bat, erfahren wir ausdenvon Sharbau in: Observa- 
tiones sacrae, Pars tertia Lubaecae 1737 pag. 541 — 552 
zahlreich gefammelten Zeugniffen, bei denen die Betrach— 
tung mit Nugen verweilt. 

Mit Recht wird daher in dem Bude Sohar Fol. 20 
Eol. 78 der Sulzb. Ausg. v. 3.1684 der Sabbat ein luftis 
ger Tag genannt, an welchem man den Tiſch mit Speifen 
und Getränken wohl befegen folle entfprechend der Bezeich 
nung Braut, mit welder der Sabbat in dem Talmud 
Tractat Berachoth Fol. 6 Eol. 2 gefhmücft wird. Wer 
fo wird uns in dem Talmud. Tractat Schabbat Fol. 118 
Col. 1. 2. verfihert, aledann dem Genuß der Freude fid 
ganz hingäbe, und drei Mahlzeiten halte, dem würde ein 
grenzenlofes Gluͤck*) zu Theil, deffen Wuͤnſche gingen alle 
in Erfüllung. 

Mit diefen Aufforderungen, den Baumenfigeldurd leckere 
Speifen und Getränke zu befriedigen fiimmen auch über 
ein R. Dav. Kimki in feiner Erklärung von Jeſ. LVIII, 13 
und Maimonides in dem Tract, Schabbat Kap. XXX, 
$.7 fo wie Shuldan Aruch in Orach Ehajim 
Nr. 250, wo geboten wird, daß man fhon im Anfarige der 
Woche die nöthigen Vorkehrungen auf den naͤchſten Gab» 
bat treffen ſolle. Diefe Stelle erinnert an den Talmud. 
Tractat Beza Fol, 16, Col 1. wo die tröftliche Verſiche⸗ 
rung ertheilt wird, daß die Koften, die zur würdigen Zeier 
des Sabbats gemacht würden, die Gottheit reichlich erfege. 

Unter den Ergögungen der Augen, wodurch man Dem 
fiebenten Tage einen geziemenden Shmud zu verleihen ſich 





) MWörtlih ein unbegrenztes Erbe. 
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befleißigte, nahmen feſtliche prunkende Kleider einen Haupt⸗ 
platz ein. Es wird in Orach Chajim Nr. 262 verlangt, 
daß man fuͤr den Sabbat ſchoͤne Kleider anſchaffe, die fuͤr 
dieſen Zweck der Vorſchrift des Talmud-Tractats Fol. 113, 
Col. 1. ſorgfaͤltig aufbewahrt werden, ſich durch beſon—⸗ 
dere Vorzuͤge vor den gewoͤhnlichen Kleidern auszeichnen 
muͤßten. 


Zur aͤußeren Zierde gehoͤrt auch, daß man die Naͤgel 
beſchneidet, Haͤnde und Fuͤße ſorgfaͤltigſt waͤſcht, und jede 
Unſauberkeit von feinem Körper entfernt hält, woruͤber 
weitläufige Borfchriften in dem Talmud Tract. Nidda 
Sol. 17, Col, 1 und in Moed Katon Fol. 18, El. 1 
gegeben werden, ferner eine gefällige Ausfhmüdung der 
Wohnung u.f.w. wie in dem Buche Sohar 01.20, Col. 78 
der angef, Ausg. entwickelt wird, 


Den bisher namhaft gemachten Freuden des Sabbats 
gefelt der fromme Glaube der Juden zu die Ausübung 
der ehelichen Pfliht, wie 3. B. Maimonides in dem 
Trac. Schabbat Kap. 30, '$. 14 und Orach Chajim 
Nr. 280 daher auch ein längeres Verweilen im Bette, wos 
für dur die Anwendung eines Buchftabenfpield aus dem 
biblifchen Tert ein Empfehlungsgrund herausgeflügelt wird, 
befonders angenehm gefunden worden. Den Kindern am 
Sabbat gezeugt legt man einen vorzüglich hohen Werth 
bei, daher auch wie im Talmud. Zract. Ketübhoth Fol. 62 
Col. 2 gemelder wird mande Gelehrte *) fih die ganze 
— ihrer Weiber enthalten. 


Kuuͤpfen ſich nun in der Wirklichkeit und in der Er, 
innerung fo mannichfaltige Vorzüge und Annehmlichkeiten 
on die Feier des Sabbats, weldes unfhägbare Kleinod 
müßen dann die Juden im der göttlihen Auszeichnung die⸗ 
ſes heiligen Zoges zu —— uͤberzeugt ſeyn! 





*) Auf die Gelehrten wird in den Sabbat betreffenden Anordnungen 
mehrfache Rüdficht genommen, 3. 8. in Drad Ehajim Nr. 290 
„„Die. Gelehrten müflen ſich am Sabbat befonders sättich thun, um 
ſich von. ihren Studien zu. ra v. 
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Sie haben ja die Entdeckung gemacht, daß; (ſ. Me 
draſch Tehillim zu Palm LXXXXIL 1) oder Schütte 
gens Rabbiner, Dresden 1742. ©. 22., alle den Sabbat 
betreffenden Stüce in der Bibel, (z. B. 2.8. Mof. XVI, 22. 
3. B. XIV, 10. 4. B. XXXI, 14. Gef, LVIIL, 13.) dops 
pelt angegeben find, welches nicht von ungefähr gefchehen 
ſey! Iſt es ride R. Mennaffen Ben Iſrael der in 
dem Uonciliator pag. 148 flg. in‘Mebereinftimmung mit 
dem Bude Cosri pag. 116. 117. die Feier des Gabbats, 
als das fräftigfte Mittel zur innigſten Vereinigung mit 
Gott, als Schöpfer des Weltalls betrachtet, deſſen Verges 
genmwärtigung ‘den Geift zu den ‚Gefühlen der Andacht 
flimme, zu den erhabenften religiöfen Betrachtungen ems 
porfhwinge, iſt er es nit, der in Niſchmat Chajim 
(2. B. Kap. VII, oder Fol. 45, Col. 2. der Amfterd. Auss 
gabe vom Fahre 1652) geftügt auf frühere Lehrer verheift, 
daß eine fIrenge Beobachtung des fiebenten Tages von den 
Leiden bei der Ankunft des Meffias und von den Strafen 
bei dem allgemeinen Weltgericht befreie? Entwicelt nicht 
Raſchi in feiner Erklärung (von Zef. XXXXVII, 14. 
vergl. mit 1. B. Mol. XXXXIX, 26.), daß dem Jakob 
und feinen Nahfommen die uneingeſchraͤnkteſten Befiguns 
gen bis zu den Enden der Erde verheißen worden, weil er 
die Vorfchriften des Sabbats gewiffenpaft befolgt habe? 

Derdanfen nicht die Sfraelıten außer andern unges 
wöhnlihen Segnungen, mit welden,. (f. Baal Hatturim 
zu 2. B. Mof. Kap. I, 1 fly. verb. mit Kap, XXXV, 3.) 
die Feier dieſes geweihten Tages verbunden iſt, auch die 
Befreiung aus Aegypten dieſer religiöſen Handlung? Wird 
nicht in dem Talmud. Tractat Schabbat (Kap. XVI. 
Fol 118. Col. 2.) aus Stellen des A. Teſt. gefolgert, daß 
ſelbſt derjenige welcher des Goͤtzendienſtes ſich fhuldig ges 
macht habe, völlige Verzeihung zu erwarten habe, wenn 
er den Sabbat genau nad den geſetzlichen Vorſchriften 
feire? Ja wird nice fogar von diefer Bedingung die Ers 
ſcheinung des Meſſias befanntlih ‚abhängig gemadt? Wird 
ed nicht (vergl... Orach Chajim Wr: 26L: 293. und d. Tal 
mud Zractat Joma Fol. 81 Eol 2.) für beſonders verdienfts 
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lich gehalten, den Sabbat früher anzufangen, und fpäter 
zu befchließen, als die Mofaifchen Anordnungen verlangen ?% 

Auch Maͤhrchen und wunderbare Erzählungen hat der 
Aberglaube erfonnen, um die Heiligkeit des fiebenten Tas 
ge8 in den Augen ber Juden zu fteigern, 3. B. wird «treus 
berzig verfidert, (ſ. Helvicus 1, c. Th. J. ©. 134. 135.) 
daß einft fogar das unvernänftige Vieh ſich geweigert habe, 
om Gabbat zu arbeiten, daß (ſ. Liber de expugnatione 
Memphidis et Alexandriae ed. Hamaker L. Bati 1825. 4.) 
Sinmwohner Zudäas einjt in Davıds Zeitalter, weil fie den 
Sabbat ‚vernacläfftge hätten, in Affen verwandelt feyen, 
und daß (vergl. Milli diss. selectae Traj, ad Rhen. 1724, 
8. pag. 384.) demjenigen, der am Abend ‚des Sabbats bete 
und die Worte 1. B. Moſ. IL, 1. leſe, zwei Engel die 
Hand aufs Haupt legten u. ſ. m. 

Dereinigen wir nun alle Erſcheinungen, die bisher 
unfere Aufmerkfjamfeit; befhäftiget haben, zu einem Ges 
fammteindrudfe, ſo drängt fib uns immer ftärfer. die 
Meberzeugung- auf, daß der, firenggläubige Jude in dem feit 
Sahrtaufenden auf ihn herabgeerbten VBermächtniffe des 
Sabbats einen theuren Schag zu befigen. waͤhnt, ‚über defs 
fen unverleglihe Aufbewahrung zu machen er dur das 
fhriftlihe und mündliche Geſetz fich ‚gleich feit. verbunden 
achtet. Diefe Verbindlichkeit muß noch: tiefer-feanem Herzen 
ſich eindrücfen durch die feit. Kohrhunderten genährte Bors 
ftelung, daß der, Sabbat den bevorzugten Ziraeliten heimlich 
und ausfchließlih vor allen anderen Voͤlkern der Erde, als ber 
fondere) Auszeihnung geſchenkt worden. Vergl den Zalmud, 
Tract. Sanhedrin (Kap. 7. Fol. 58: Col. 2, -in- den legten 
Zeilen. Shemöth Rabba Fol. 116. Col. 4. der Wils 
 mersdorf. Ausg. vom Jahre 1673 und R. Menachem von 
Rekanat in der Erklärung des. Pentateubs Bol. 117% 
Col. 1..fo wie: den Talmud. Tractat Bezah (Kap H, 
501. 16: E01. 1; des Helvicus:angef. Schrift. Th.2. S. 176. 


"Beh. ie uni t r 
*) Philofiträgt II, 434, Fein Bedenken, dad nnausfprechliche Elend, 
welches über fein Volk gebradjt fey, von ber Entheitigyng bes 
‚tebenten Zages abzuleiten. 
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Aus dem Gefihtspunkte der jüdifchen Orthodorie fchließt 
alfo ganz folgereht und nicht ſehr abweichend von einem 
fehr firengen Ausſpruche des Maimonides in Hilchot 
read vekidduſch Haſchem (Kap. L, F. 1—3 Mofes 
Mendelsfohn in: Zerufalem Abſchn. 2. ©. 127.) ich 
ſehe in der That nicht ein, wie Diejenigen, die in dem 
Haufe Jakobs geboren find, fih auf irgend eine gemiffens 
bafte Weife vom Gelege entledigen koͤnnen. So lange fie 
feine authentiſche Befreiung vom allerhöcften Geſetzgeber 
felbft aufzumeifen haben, kann Feine Vernünftelei fie von 
dem firengen Gehorfam befreien, den fie dem Geſetze fchuls 
dig find, und die Ehrfurcht vor Gott ziehe eine Gränze 
zwifchen Spefulation und Ausübung, die Fein Gewiffen» 
hafter überfchreiten dürfe. Dielen Grundfägen giebt auch 
feine volle Zuftimmung Friedländer in: Un die Ders 
ebhrer, Freunde u. f. w. Serufalems ©. 48. fcdhreibend. 
Nah Vorſchrift der Bibel fol der fiebente Tag der Woche 
ein Ruhetag feyn. Zwiſchen mir und den Kindern Sfraels, 
beißt es, fol der Sabbat ein Zeihen feyn auf ewig u.f. m. 
Wie Eönnen wir nun eigenmädtig den Sabbat mit dem 
Sonntage vertaufhen? Gegen diefed Argument fann der 
rechtgläubige Theolog auch in unfern Tagen nidyts eins 
wenden. Daher konnte auhb Mendelfohn mit vollem 
Rechte, fo :wie mit wahrer Klugheit behaupten u.f.w. 

Ungefehen von diefer gelegmwidrigen Willkuͤhrlichkeit 
würde die Verlegung des fiebenten Tages auf einen anderen 
Tag in der Woche dem frommen Juden feine ganze religiöfe 
Gedankenreihe und eine Reife von theuren Borftellungss 
arten, die. gerade aus diefer heiligen Zahl gebildet worden, . 
auf das Empfindlichſte, auf das. Unerträglichfte zerreißen 
und zerftören. Um fiebenten Tage geboren zu feyn Hält 
ber Zalmud im Tract. Schabbat Fol. 156, Col. 1 für 
eine gluͤckliche Vorbedeutung. Die Aufforderung den Sab⸗ 
bat zu feiern 2 B. Mof. XX, 8 fange, diefe Entdedung 
verdanken wirdem BaalHaturi mzudiefer Stelle, mitdem 
bebräifhen Buchſtaben Sain d.h. mit der Zahl Sieben 
an. Indem Gebete Jismechu (f. die Euchelſche Sammlung 
©. 193) wird geflehet: Das. Volk, Das, den fiebenten 
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Tag beiligt, genieße Wolluſt aus der Gülle, deines Gutes: 
denn derfiebente Tag. gefieldirmwopl, daß du 
ihn Heiligteft,denanmutbhigftender Zage nann— 
teft zum Undenfen der Weltfhöpfung.;, An einer 
anderen Stelle ©. 195 vernehmen wir: „Zwiſchen dem fies 
benten Tage und den ſechs Werktagen. haft bu Ewi- 
ger! unfer Herr! einen Unterfchied gemadht‘“ 

Co wie Ezechiel K. XLV,- 20—25 und: 8. XLVI, 1 
die religidfen Handlungen, die am fiebenteniZage in ber 
Woche und an anderen geweihten Sieben ‚Zagen unter⸗ 
nommen werden, einzeln. bezeichnet bat, eben. fo hat auch 
ber fromme Eifer fpäterer Juden. den zweiten, dritten Tage 
in. der Woche eine beſondere religioͤſe Wichtigkeit dur 
denkwuͤrdige Ereigniſſe zuerkasint, deren Reihenfolge und 
eigenthämlihe Bedeutſamkeit durch eine Verfegung des 
Sabbats auf den erfien Wochentag aufgelößt und verwirrt 
werden würde, (Beifpiele' gebe R. Behai zum Pentateuh 
Zol.5, Col, 4: R. Menaſſſeh Ben Iſrael in Niſch— 
mat Chajim Fol. 32, Eol.2 und Willemer’s, Gebet: 
buch für die heutige Juͤdinnen, Leipz. 1745 ©: 128 fig.) 

Den: in den ‚vorfiebenden Zeilen aufgezählten . triftigen 
Gründen gegen die Unverträglichkeit der Verlegung. des juͤ⸗ 
diſchen Sabbats auf den Sonntag ‚der Chriſten mit der 
ifraelitifhen NRechtgläubigkeit, werde ſchließlich ein Haupt- 
beweis aus dem Begriff der Kegerei .entlehnt, der in der 
Seele eines vorurtheilsvollen, ſtarren Anhaͤngers des Mo⸗ 
ſaismus aus einer Fon Burtanfgung unwillkuͤhrlich ſich 
bildet. 

Bleiben wir — bei der Vorſtellung von Abgoͤtte⸗ 
rei ſtehen, deren dieſe rabbiniſch eingeengten und umduͤſter⸗ 
ten religiöfen Eiferer (man vergegenwaͤrtige ſich von Reuem 
die weitlaͤuftigen Eroͤrterungen in der erſten Fortſetzung!) 
das Chriſtenthum zu beſchuldigen gewohnt find, fo iſt jede 
weitere Entwicklung uͤbetfluͤſſig. Auch ruft uns bald der 
Zalmud. Zractat Sabbat Fol, 58, Col, 2: entgegen: 
ein Goi, der ben fiebenten Zag feiert, hat den 
Tod verwirkt: bald Maimonides in Hilchot Me 
lahim Kap. X, $. 9: unterfängt ſich ein Gögen- 

VI. Band. 1 Heft. / 13 
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duren e rſog arnetrgend einem: Werktage eine 
völlig gleiche Ruhe wieder Jude am Sabbat 
zu.beobaditen; fo hat er; dd fon diefer in 
un gemahti; 5. % 

Diefelben Gefinnungen — ſich auch in dem 
garen: welches in den Zofephot zu Avodah Sarah 
Sol. 2. Eol. 4’ gegeben it, daß man am Sonntage 

der Ch riſſen ſich jedes Verkehrs mit denfelben 
zu enthalten uhabe, nicht ıninder in den gehäffigen 
Namen Ehogga und.Ed, die den Feſten der Chriften, 
namentlich‘ dem: Sonntage (fi Nizzachon ‚vetus pag. 24 und 
Tofeppot ‚zudem Talmud Tract. Avodah Sarah 
801.6. Eol,-1) und wodurch/wie in Elia Thisbites 
per Paulum FT &ügium Isnaeug54l.4. pag. VI, 110 alfo 
von einem Koennerivewieſen —— Bere der — 
dient bezeichnet werden. n2. 

Beſtaͤtiget werden endtich Wolfe rundſahe dur meet. 
wihrbige Adußerungen in’ dentjüdiſchen Gebeten z.B. S. 432 
der Au ich ſchehn Sam mlu bog: „Gelobet ſeyſt du Ewiger, 
der du unterſcheideſt zwiſchen Heiligem und Nicht⸗ 
beitige m,lzwiſchen Jiſ kiak lund andern Volkern, wie 
zwiſchen "dem ihiebnten Tageund den fees Tagen 
der Schhöpfan und Si: 193.194 der Euchelſchen 
Meberfegung: :Stiiehre uns heüte an unferm Sabbat Dies 
fen Monat zum Gluͤck und. zum Gegen! zur Freude und 
yur. Froͤhlichteit! zur Vergebung der Fehler und⸗zur Ver⸗ 
zeihung der Suͤnden! Denn de ino Volt Ifrael haſt 
du erkohren aus allen Völkern, Sabbats⸗Vér⸗ 
Haltung Hafı-'buch mi befanwe gemacht u f. w. 
Geloverrfeykow Enrrgerhideridu den en. 
S$frael: mob : — Dee —— 

V I den ’ an 2 au 

auf nie fEngtshärgerihfiem: Rechte der, Juͤden. 

Wenn derſtrengglaͤubige Jude dürch unaufloͤsliche Bande 
an die Feier!des Sabbats nah: dem Vorſchriften des ſchrift— 
lichen und: muͤndlichen Geſetzes gefſeſſelt iſt, ſo muß der 
Kampf für die ungeſtoͤrte Freiheit inder Ausübung der 


— 4% | 3 


einzelnegazu Dielem Zwecke „geheiligten Religionshandlun— 
gen der anermädetiten Anſtrengungen, des koſtbarſten Prei- 
ſes wuͤrdig erſcheinen. 
u. Bürcdie Wohrheit dieſer Behauptung zeugen bie ſpre— 
Mendſtenn ‚Beweiſe aus. laͤngſt verfloſſenen Jahrhunderten 
und die, Deutlimitew, häufig wiederkehrenden Erſcheinungen 
in der Gegenwart. Laſſen wir wor unferen. Blicken vorübers 
gehen, Me zahlreichen Beifpiele, Die gefammelt find theils 
in? Deoreta Romana ‚et Asiatiea ‚pro Judaeis etc. ab Jo- 
sepho: gollesta : in. lib. „XIV , Archaeologiae: ed. Jac. 
Gronoyw ‚Jugd. Bat., 1712, theils in: Decreta Romano. 
rum) pro. Jndaeis, fagta e Josepho collecta etc. illus trata 
a Jo. Tob..Krebsio, Lips. 1768. fo erfapzen wir, daß 
Judijus Caͤtſar den Aegyptiſchen Juden alle frühere ihre 
religiöſe Verfaſſung berreffende Privilegien, beftätigte, daß 
Die Abgefandten des Hyrfan II nad der Mitte des erften 
Sahrhunderts vor Chr. Geb. durch ein fürmliches Sennatus 
Consultum die Zufierung. erhielten, daß die bisherigen 
Sreiheiten unverletzt ihnen bewahrt werden sollten: auch 
ward die Bitte, daß eine ungeflörte Religionsäbung und 
sing Befreiung von Kriegadienften geftattet werden möchte, 
gewaͤhrt. *) ARE — —— — —— | 
In der erften Hälfte. deg erften Jahrhunderts: nach ‚Chr, 
Geb, erhielten nicht. nur die alerandrinifchen Juden ihre alten 
von Auguſtus beftätigten. Rechte unter der Regierung des 
Claudius wieder, fondern es wurden aud damals Befehle 
in das ganze roͤmiſche Reich erlaffen, daß die Zuden übers 
al.ungepindert und ungekraͤnkt nach ihren Geſetzen zu les 
ben Die Freiheit genießen ſollten.. 
Baimaet 27 x Deizisau 0 4 is) 4 Ni. 2. 8 } 
=) RNach dem Tode des Iulius Gäfar,. als Dotäbelda -Proconful von 
Afien war, wurden yon den Juden in Delos, Klagen «erhoben, dag 
ſie durch römische Magiſtrats-Dekrete verhindert würden, nach ihren 
‚Sebräugen und ihren Religipnsvorfdriften ‚zu leben, worauf alfos 
fort ihre Beſchwerden abgeholfen wurde, * | 
Hyrkanus hatte einen befonderen Sefandten an den Dofabella 
geſchickt mit dem Gefuche: er möge die Juden vom Kriegsdienſt be: 
‚ s'fheien, fie in der ungeſtörten Ausiidung führer vaterländiſchen Reli⸗ 
gion nad) allen Obliegenheiten ſchützen. | a“ 
13 * 


Die wichtige Frage, welche Breiheiten die Juden zu er⸗ 
ftreben fo eifrig bemuͤhet wareh, beantwortet bollfländig ein 
denfmürdiges Schreiben des Dolabella an den Magifirat 
zu Ephefus (f- Josephi Antignit. Jud. K. XIV ‚eIRE. 12). 
Hier wird Elarausgelprocen, Alexander, ein Abgefandter 
Hyrkan’s, hatmirangedeutet, feine Landsteh fi’tönn 
ten fih nicht zum Kriegsdienftentfhließen, weil'fie 
am Sabbat weder Waffen führen, nohmarfdi- 
ven dürften, auch an diefem Tage die vaterläns» 
diſchen und gewohnten Speifen für fi befons, 
ders zuzubereiten verhindert wüfben. Es fey 
daher mit der Feier des Gabbats und mit der Ausübung 
religioͤſer Verbindlichkeiten des Judenthums der Kriegsdienſt 
und die damit verbundenen, in der Roͤmiſchen Staatsverfaſ⸗ 
ſung gegruͤndeten Verpflichtungen unvertragſam⸗ — 

Diefen religibſen Schwierigkeiten und Bedenklichkeiten üb» 
ten {bon einige Jahrhunderte früher ihre hemmende Kraft 
auf die rechtglaͤubigen Juden aus, Es erzählt uns ja Her 
katäus, der Ungabenad ein Zeitgenoß des Ptolomaͤus 
Lagi, daß die Juden durch die ſchrecklichſten Strafen nicht 
hätten gezwungen werden fünnen (1. Josephus' c. Api- 
onem J, 22) bei dem Wiederaufbauen eines Gögentempels - 
im Babylon huͤlfreiche Hand anzırlegen, daher AUlerans 
der aus Nachgiebigkeit den Befehl zurüdgenommen habe. 
Derfelde Joſephus berichtet (Archaeol. XI, 8.:$: 5) daß 
der Hohepriefter den Alexander gebeten habe, dab es ihnen 
geftatter werden möchte, nad den Geſetzen ber vaterlaͤn di⸗ 
ſchen Religion zu leben und von Abgaben alle ſieben Jahre 
befreiet zu bleiben, welches auch bewilligt worden. Zugleich 
verſprach er ihnen, daß, wenn ſie in ſeinem Heere dienen 
wollten, fie. in der Ausuͤbung keiner religib6ſen Handlung 
geſtoͤrt werden ſollten, worauf dann Viele ſich geneigt er⸗ 
Elärt haͤtten. Auch An tiochus der Große, König von 
Syrien, lebend. XII, 3. $. 3) ‚erfreute die Juden mit dem 
— derſelben Freiheit und den vortheilhafteſten Privi— 
egien, ui — 11 EP ha I 
Ein glei eifriges Veftreben der Juden, von Kriegs. 
dienft befteiet zu bleiben, ‚offenbart ſich in den erfien fünf 
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Jahrh. nach C. G. aus welchen mehrere hierauf Deutende 
roͤmiſche⸗Geſetzverordnungen ſich erhalten haben (vergl. die in 
der SchriftJudaica ed. F.C. Meier, Jenae 1832 pag. 67—69 
gefammelten, Beifpiele). Kurz alle Erfheinungen in den 
geſchichtlichen Denfmälern welche die religiöfen Verhältniffe 
der Juden zu den ‚fremden ‚Staaten, beren Zepter fie uns 
terworfen waren, berühren; verbürgen in übereinjtimmenden 
Zeugniffen,;die.Weberzeugung, welche flörende, drücende, ja 
unertraͤgliche Einwirkungen in die Feier des Gabbats und 
in Die Tortführung Des, ganzen, religiöfen Lebens, die fremd- 
artigen ;Sitten, Gebraͤuche und. gefegliben Einrichtungen 
der. Römer u. f. m. -ausübten.. Daher der Wunſch von al: 
len ‚bürgerlichen. Verbindlichkeiten, die, .wie namentlich die 
Aufforderungen; zum. gemeinſchaftlichen Kriegsdienſt, die 
ſchmerzlichſten Opfer, in Verlegung religioͤſer Obliegenhei— 
tensverlangten, entfeſſelt zu werben, ein. gar zu natürlicher 
war die. theuerſten Intereſſen umfchlang. 

Aus dieſen Deweggründen haben. die Juden, ‚um bie 
Gefahr, in den Reihen. der chriſtlichen Staatsbürger Krieges 
dienfte zu thun, wegzuraͤumen, zu den beträchtlichiten Gelb« 
fpendungen von ‚jeber bereitwillig fih erklärt: und bis in 
die ‚neueren Zeiten ‚hinab. find von dem ftarrgläubigen An: 
bängern des Zalmudismus die Fräftigften Verſuche zu Die 
jem Zweck im Geheimen oft genug wiederholt worden, 

Don. welder empfindlicheren Seite können aud) ſolche 
treue Bewahrer uralter religiöfer Vermaͤchtniſſe angegriffen 
werden, als wenn ſie ganz oder unter widrigen Beſchraͤnkun— 
gen den theuerſten Gewohnheiten, die Geſetz und Herkommen 
an die Feier des Sabbats geknuͤpft haben, zu entſagen gezwun⸗ 
gen find, wenn ſie durch Uebernehmung neues Verpflichtungen 
das enge Band, welches der ſiebente Tag um alle auf der 
Erde zerſtreuten Glaubensgenoſſen ſchlingt, zum Nachtheil 
ihres religiöfen und ‚nationellen Charaktere immer mehr ſich 
aufloͤſen ſehen zu muͤſſen Gefahr laufen? 

Den bei zunehmender Aufklärung und. Freifinnigfeit 
allerdings fi vermindernden Schwierigkeiten vermag man, 
wie wir. uns oben überzeugt haben, Durch die vorgefchlas 
gene Verlegung des Sabbats auf den Sonntag nicht mit 


Erfolg entgegen zu kämpfen. Es bleibt daher kein ande— 
ver Ausweg übrig, als den unbiegfamen Juden, die offen 
erflären, daß fie durch ihr Gewiſſen verhindere-in alle Ob» 
liegenheiten eines hriftlichen Staats buͤrgers fih zufügen, völs 
lig unfähig fich fühlen; “die gewünfchte unbeſchraͤnkte Gleichftels 
fung zu verfagen in fefter Anmendung'des von dem Herrn 
Dr. Riegerin? Der ZudeB: 1: Altona 1832 ©! 45 dufgeftells 
ten richtigen Grundſatzes, daß die vor -&eTege' vorge 
jeihnetenPflidrenvon Allen duf g beiche Wieife 
erfüllt werben, daß gleude Srrrafenund Näch— 
theile Alle, die'es am jener Erfüllung fenten 
laffen, treffen nnüffen, ohne daß d'abei die Beru— 
fung auf einetmdipiduellerefigiöfeMeinufig 
einen Entfhuldigungsgtund: abheben kann. 
‚Wenn aber ein rechtglaͤubiger, Aber minder ängftlicher Jude 
entweder der Nöthwendigkeit, obgleich mit widerftreßendem 
Herzen nachgebend, oder don ber öberften geiſtlichen Be— 
hoͤrde cf. Heft 1. S. 237 der hemmenden Feſſeln entbunden, 
alle ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten zu erfüllen ſich auheiſchig macht 
fo hat er die gerechteſten Anſpruͤche auf die damit verknuͤpf— 
ten Nechte und Vortheile, die ihm, ſo lange er fein Ver— 
fpreben nicht verlegt, auf keine Weile entzogen werben 
duͤrftfe. AT A Eu 

Es wird im diefer Verbindung nicht unpaffend fcheis 
nen, das Haupthinderniß, welches in dein Zwange mit Richt: 
juden gemeinſchaftlichen Kriegsdienft zu übernehmen, früs 
her ftärfer, in neueren Zeiten ſchwaͤcher hervorgetreten ift, 
einer kurzen, zeitgemäßen Beleuchtung zu unterwerfen. Alſo 
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Won der Abneigungeder Juden gegen ben 
wo. Kriegsdrenft. 

Nicht teligiöfe Bedenklichkeiten, nicht Gewiſſenszweifel 
allein find es, welthe dert frommen ſtrengglaͤubigen Juden 
alle militärifche Leiftungen, die der Staat von feinen Mit: 
gliedern fordert, bald hemmend, bald verlegend, bald zers 
ftörend in die heilige Feier des fiebenten Tages einwirfend, 
mithin veradfheuungsmwärdig finden Iäffen, fondern gemifie 
nationelle Eigenthümlichkeiten, ale Feigheit, Bequemlich⸗ 
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feitöliebe u. f. w. haben nicht minder von — maͤch⸗ 
tigen Einfluß gezeigt. 

Die befannten biblifchen Nabricten., daß die Iſraeli⸗ 
ten, wenn fie von feindlichen Nachbaren und verheeren⸗ 
den Horden in ihrem Baterlande Überfallenwaren, oft -fieg- 
reich gekämpft haben, und die. tapferen denkwuͤrdigen Tha— 
ten der Maffabder fönnen ‚keinen Gegenbeweis bilden, weil 
bier Sreiheit des Vaterlandes, Erloͤſung von. fremder Zwing— 
berrfchaft und umverleglihe Bewahrung goͤttlicher Anord⸗ 
nungen und geweihter Güter, alſo die theuerſten gleichſam 
mit dem Leben auf das Innigſte verſchmolzenen Intereſſen 
auf dem, Spiele ſtanden. Eben ſo wenig vermoͤgen die ge— 
meldeten Thatſachen, daß Juden in masedonifchen, ſyri⸗ 
ſchen und anderen Heeren gefochten haben, gegen entgegens 
geiegte im langen Lauf von Jahrhunderten ewig ‚wieder: 
fehrenden Erfahrungen zu zeugen, da theils von der Herr; 
fhergewalt auf gezwungene Handlungen, unter Denen Ge 
fühle einer widerſtrebenden Natur oft ‚nicht aufzutauchen 
wagen, einen ganz unzulaͤßigen Maaßſtab ‚zur. Beurthei— 
lung darreıchen, theils, mie wir aus dem oben mitgetheil- 
ten Beiſpiele Alexanders des Großen zu ſchließen berechtigt 
find, manche nachſichtige Schoönung und beſondere Beguͤn— 
ſtigungen die Beobachtung religiöſer Verd motigteſt· v am 
Sabbat erleichtert haben werden. 

Haͤtten die Juden nicht einen ſo tiefen Widerwillen ge, 
gen den Kriegsdienit empfunden, dann würden nicht die 
angeftrengtejten Bemühungen yon einem folden unerträglis 
hen Zwange befreiet zu werden, immer, wieder „erneuert 
worden ſeyn, hätten nit von Dieter Seite, den Machthabern 
im Staate ermüdende Schwierigkeiten ſich, gezeigt, danng 
wuͤrde nicht (ſ. Dohm, Th. 1.S. 151) im J. 418 der Kaiſer 
Honorius die Juden fuͤr unfaͤhig enflärt ‚baben, im. Kriege 
zu dienen. MWeigerten fih nidt (is J. D. Mihaelis’s 
Mol. Net Th. IV. Frankfurt a. M. le E. 145) unter 
den viertauſend Juden, die von, Tiberius zu Kriegsdien, 
ſten gezwungen, und nach Sardinien gegen die Raͤuber ge— 
ſchickt wurden, ſehr viele den Dienſteid zu leiſten, weil er 
ihnen mit der Lehre vom Sabbat zu ſtreiten ſchien? 
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Mehrere charakteriftifche Züge, die uns die Geſchichte 
an ben Jfraeliten beobachten läßt, dürften als mehr oder _ 


minder entfcheidend bier auch nicht unberüdfichtigt bleiben. 
Die bedeutungsvolle Bezeichnung einer [blauen Feig- 


- heit, die 2. ®. Mof. IL, 12 in den Worten: Mofe ſpaͤ⸗ 


hete hierhin, Moſeſpaͤhete dorthin und nun ſchlug 
er den Aegypter todt, deutlich hervortritt, begegnet uns un— 
zaͤhlige Mal auf dem langen Wege von Jahrhunderten als 
ihr unzertrennlicher Begleiter. Wir werben hier unwills 
Fünrlic erinnert an die Angft, die den Vater Abraham 
auf feinen Wanderungen 1.1B. Mof. XIL, 12. 13. XX, 13. 
und auch feinen Sohn Iſaak auf gleiche Weile (ebend. V. 7) 
befiel: es tritt und von Neuem lebhaft vor die Augen, Die 
mißtrauende Furcht, deren fih Jakob feinem Bruder Efau 
gegenüber weder 1.8. Mof. XXXII, 7. XXXIII, 1—4 
noch ®. 13. 14 zu erwehren vermochte und die die Söhne 
Jakobs zu einer hinterliftigen Granfamfeit, als fie gefahr» 
108 verübt werden Fonnte, (Kap. XXXIV, 35 flg.) gegen » 
die gutmüthigen arggetäufchten: Einwohner Sichems uns 
aufpaltfam forttrieb. 

Der Geſetzgeber Fonnte fehr wohl feine Jfraeliten, die bei 
den verfchiedenften Gelegenheiten z. B. 2.8. Mof. V, A. 
XII, 17. XIV, 11.flg. 4. B. Kap. XI, 4flg. XIV, 1—10. 
XX,3.flg. 5.8. Rap. I, 21flg. die fhimpflichften Beweife von 
Muthlofigfeit gegeben hatten, als er 5.3. Kap. XX,3. ver» 
ordnete, daß die Priefter unmittelbar vor der Schladt ben 
Zaghaften und Feigen durch Fraftvolle Ermahnungen und 
belebende Reden Herzhaftigkeit und Standpaftigkeit einflößen 
follten und in vier Fällen, wo ein fehnfüchtiges Verlan— 
gen nad der Heimat eher eine Begierde zur Flucht, als 
ein Ausharren im Kampfe erwarten ließe, eine Befreiung 
von Kriegsdienften geftattete. 

Eine Beftätigung diefer Charakteriftif gibt das Buch der 
Richter z.B. Kap. VII,3 fig. und an allen den Etellen, 
wo die Sfraeliten bei den von feindlichen Ueberfällen und 
Angriffen drohenden Gefahren geängftigt ein Klaggefchrei 
zum Höchften erhoben: und das erſte B. Samuel VI, 7.8. 


XIII, 6. XIV, 22. XVIL 52 vergl. mit V. 24 wo wir Die 
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Sfraeliten, wenn die Feinde beranrüden in Höhlen und 
Felskluͤften, fi verfriehen, wenn fie aber fliehen, raſch 
aus ihren Schlupfwinfeln hervor Eommen fehen, um an der 
gefahrlofen Verfolgung Theil zu nehmen. Uebereinftims 
mende Erfahrungen läßt ung machen das zweite B. der Chronik 
Kap. XX, 3. 12: 15 — 17. XXXIL, 18. fig. XXXIIL 412. 
und das erftie B. der Makkab. ILL, 56. in den Worten: Gie 
fprachen zu denen, die Häufer gebauet hatten u, f. w. und 
zu den Furchtſamen, Daß fie ein Jeder zurüd» 
kehren follten in fein Haus, dem Ausfprude 
bes Geſetzes zufolge. 

Befragen wir über den vorliegenden Gegenftand die 
älteften jüdifchen Denkmäler außerhalb der Bibel, fo ges 
winnen wir aud ben aufflärenden Betrachtingen, die an 
die Hauptftele5. B.Mof. XX,1—8 geknüpft worden, will» 
fommene Beitätigungen, die auf die Voritillung von den 
widerwärtigen Gefühlen, die der Kriegsdierft dem Sohne 
Abrahams einflöße, als auf einen Erfabrungifag offener und 
verfteckt den Forſcher zurüdführen, wie Phil pag. 739. 740. 
der Sranff. Ausg. 1691 Fol. Joſephus n den Wlterth. 
DB. 4. Kap. VIII, $. 41. und die Miſchnat III, 271—282. 
bezeugen, welche legtere in den aus jüdifben Auslegun- 
gen von Wagenfeil gefammelten Beifpiden a ng 
mende Anfihten zur Begleitung erhalten fat. 

Die Deutungen und Entfhuldigungsgründe, melde pin. 
ſichtlich der Mofaifhen Stelle ausgeflügelt worden, z. B. 
von Raſchi inif. Sommentar, Maimonid:!s in Hilchot 
Sanhedrin Kup. V, $.3 NR Moſeh Mikkogil.c. 
praec. affirm. Nr. 120. negat. Nr. 231. R. Bechai in 
f. Auslegung des Pentateuhs Fol. 225. Edl. 2. der Benet. 
Ausg. v. 3. 1544. und in der angef. Schrift Tzenorene 
nab ©. 166. der Ausg. v. J. 1761 verbärgen ebenfalls 
die Uebereinftimmung mit dem allgemeinen WBunfce, unter 
irgend zuläßigen Gründen. vom Kriegsdimfte befreiet zu 
werden, wohin auch die weiteren Ausnahmen gehören, die 
von den Auslegern 5. B. Baal Haturim zu 5. B. Moſ. 
Kap. XX, 1 fig. Fol. 269. Col, 1. der angef. Amfterdamer 
Rabbiniſch. Bibel, Maimonides in Halid. Melachim 
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Kap. VIL, $. 45. pag. 315.316. (f. Wilh.SchikardiJas 
regium Heber. Lips. 1674) beliebt morden. 

Chrakteriſtiſch iſt der Ausſpruch des R. Jochanan 
in dem Talmud Tractat Peſachim Fol. 113, Col. 1.: 
„Wenn du in den Krieg zieheſt, ſo ſchließe dich 
nicht den erſten, ſondern den legten Reihen an, 
dDamitdu, (wenn «8 Noth thut) deine Perſon am 
erften retten kannſt.“ 

Eine andere mit der Feigheit verwandte Eigenfchaft, eine 
gewiffe Schlaffyeit, oder Empfindlichkeit gegen körperliche Be» 
fchwerden dar’ unter den Urſachen, die den Widerwillen 
der Juden gegen den Kriegsdienft aufzuflären im Stande find, 
feinesweges überfehen werden. | : 

Die Berfuhung des Adam: mit Beſchwerde 
follft du vın den Erzeugniffen des Uders ef 
fen dein Lesenlang: Dorn und Difteln foller 
dDirtragenındim Schweiße Deines Angeſichts 
follt du dein Brod efjen, fo wie die Berfluchung 
der Eva: gar fehr vervielfältigen will id bie 
Beihwerdber in deiner Shwangerfhaft: mit 
Schmerzenfollft du Kinder gebären, enthalten eis 
nen ſehr reichlaltigen Zert, zu dem die ältere, mittlere 
und neuere Sfchichte einen volljtändigen Commentar. lies 
fern. Denn märe nicht der Körper der Hebräerinnen fo em 
pfindlich gegen !eiden und Schmerzen gewefen, würden dann 
wohl die biblifben Propheten 3. B. Jeſ. XIII, 8. XXL, 3. 
XXVL 17. rem. IV, 31. VI, 24. VII, 24. XIU, 21. 
XLIX 24. verg. mit Kap. XXIL, 3. XXX,6. XLVIIL 41; 
Ezech. XVIII, 12. flg. Hof. XV, 13. Mid. IV, 9. 10 die 
Bilder der ſchecklichſten Noth von den Krämpfen, Wehen 
und dem Angfigefchrei einer Gebährerinn entlehnt haben? 
Hätten nicht Die Hebräer Eörperlide mühfame Anftrenguns 
gen, die mit dem Ackerbau in dem heißen Elima Aliens 
oft bis zum hoͤoſten Grade der Erfhöpfung verbunden find, 
als das Ddrüdendfte Uebel zu betrachten die Gemohnpeit 
gehabt, würde dann wohl unfere alte Weife eine foldye Ein» 
kleidung gewähpk haben? Würde dann wohl das nachlaͤſ— 
fige, behagliche Ausrupen unter dem Weinftof und Feigen: 


baum Mich. IV,-4. 1. Kön. IV, .:2..Kön. XVIL; 31: 
41. Makkab. XIV, 8: 917 als das ſuͤßeſte Gefühl, als der 
hoͤchſte Grad des Wonnelebens bezeichnet «worden jeyn ? 
Schreibt nicht der Berf des B. Gira Kap; VII, 15: 
baffe nit die befhwerdevolle Arbeit und den 
von dem Höhften angecrdneten Uferbau. : Em: 
pfiehlt nicht die Miſchnah 111,383. ein. reines und leich« 
tes Handmwerf? Geſteht nicht Aaron Wolfsfohn in 
Jeſchurun ©, 13% offenherzig: „Die übrigen Juden 
befreie man vor der Hand, ihrer förperliden Shwäde 
von dem Militairdienft, und’ belaſte fie dafür mit einer 
verhältnißmäßigen jährlichen Uhgabe. Diefe Befreiung muß 
mit der dritten Generation aufhören, da alsdann zwiſchen 
Chriſten und Juden in Abfiht auf die Erfüllung der buͤr— 
gerlihen Pflichten gar Bein Unterfchied mehr Statt fin- 
den muß. ” 

Welch eine ungsrehnte Serbmung‘ Die Juden, ſollen 
die Rechte und Vortheile chriſtlicher Staatsbuͤrger genießen, 
aber die daran geknuͤpften Bedingungen, d. h. die Erfuͤl— 
lung. der obliegenden Verbindlichkeiten, welche allein ge 
gründete Anſpruͤche auf jene geben Bann, * zur dritten 
Generation unerfuͤllt loſſen dürfen, 

Freilich iſt die von Der Ener Ehwäde 
bergenommene Bedenklichkeit Feine ganz ungegründete für 
den forſchenden Beobachter, der aus |der ganzen jüdifchen 
Geſchichte und aus der täglich wiederkehrenden Erfahrung 
fi erinnert, ‘daß feit der Auflößung des jüdifhen Staats 
durch diegerfiörung Serufalems, die Söhne Abrahams, in 
den früheren. Jahrhunderten ausfchließlid und in ben 
neueren Zeiten größtentheils Erwerbsgweigen, die die 
natürliche Bequemlichfeitsliebe fortwährend nährten und 
auf. die Ausbildung und Stärfung des Körpers feine einwaͤh— 
rende Kraft äußerten, ‚ihre. ganze Thaͤtigkeit und. Betriebs 
ſamkeit gewidmet: haben, 

Zwar fann nicht geleugnet werden, daß an dem DBöl- 
kerfriege gegen Napoleon mehrere Juden rühmlichen Antheil 
genommen. und daß fie auch in dem. neueften Zeiten den 
Reiben der cdriftliden Soldaten ald Kampfgenofien vers: 
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dienſtlich / ſich angeſchloſſen haben. Aber. hier darf nicht übers 
ſehen werden, theils, daß der denkwuͤrdige Freiheitskrieg 
in wichtige Intereſſen eingriff, die die juͤdiſche Wohlfahrt 
zu vielfach beruͤhrten, als daß andere Ruͤckſichten nicht haͤtten 
in den Hintergrund treten oder gar verſtummen muͤſſen,*) 
theils, daß der groͤßte Theil der juͤdiſchen Theilnehmer aus 
freiſinnigen Maͤnnern beſtand, die durch religiöfe Feſſeln 
nicht gehemmt oder als Officiere in der oͤffentlichen Mei— 
nung ſich gehoben fuͤhlten, theils, daß die Waffenfuͤhrenden 
Juden wegen ihrer kleinen Zahl zu denen, Die müßig. zu 
Haufe verweilen, in gar feinem angemefjenen Verpältniffe 
ſtehen — nicht zu gedenfen,. daß in manden deutſchen 
Bundesftaaten gar feine Juden Kriegsdienite thun, den Bes 
fchwerden des Eoldatenitandes ſich ganz entziehen. 

Nun ift aber ganz Elar, daß, wie aud ſchon J. D. 
Michaelis Th. IV. ©. 146. bemerkt, wenn ein ganzes 
Volk die Waffen nicht tragen und: den Staat nicht verthei- 
digen kann, daffelbe aud nie anderen Bürgern gleich, ger 
ftellt werden, nie mit denfelben gleiche Rechte erhalten fann. 
Haben die Juden (ſ. Dohm Th. II, 104.) erft alle bürger> 
liche Rechte, fo wird jeder ihrer Mitbürger au von ihnen er— 
warten, daß fie alle bürgerliche Laften in Natura mit ihnen 
gemeinichaftlic tragen, und fauer. darzu ſehen, wenn Die 
Suden ſich für Geld frei kaufen können. Ich bin, fo läßt 
fib eine andere Stimme ebend. ©. 223. vernehmen ,..nod) 
jest der Meinung , daß die Juden fo lange fie nicht zu 
Kriegsdienften fi eben fo willig, ale fähig bemiefen. haben, 
nicht auf gleiche Rechte mit den übrigen Gliedern der Ge— 
ſellſchaft Anſpruch machen können. Man iſt (S. 237.) ber 
fugt, auch von den Juden ganz unbeſchraͤnkte Kriegsdienſte 
zu fordern. F | 

Iſt diefer Sa unbeftreitbar wahr, fo mölfen alle Ju⸗ 
den, die durch die ihnen aufgelegten Verbindlichkeiten, Des 
Sabbats unfäyig gemacht, fi erklären, den von den chrifte 


*) In der Noth, fo wie in bem Kampf ber Verzweiflung für bie 
Sörtlichkeit der Religion (f. Maimonides in Hild. Melahim 

Kap. VI, g. 17.) darf Feigheit nicht auftauchen,‘ keine beengemde 
KRüdfiht den Muth lähmen | 
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lichen Staatsbuͤrgern geforderten Leiſtungen ſich zu unters 
ziehen, von: dem gleichmäßigen Antheil an den ſtaatsbuͤr⸗ 
gerlihen Rechten und dem. Genuß an den mit demjelben 
verbundenen Vortheilen. ausgeſchloſſen bleiben. Aber Hier 
können wir als Ergebniß aus allen bisherigen Unterfuchuns 
gen die erfreuliche Entdeckung nicht unterdrüdfen, daß bei 
der unter den heutigen Juden maͤchtig fortgefchrittenen 
Aufklärung), : bei dem ſichtbaren Beftreben. derfelben,, der 
von’ den Chriſten erhaltenen Beweiſe der‘ Adtung und des 
Bertrauens fih immer würbiger zu machen und bei den in 
den neueften Zeiten gegebenen mannidhfältigen Proben von 
Geneigtheit:andere mit fürperlichen Anſtrengungen verbuns 
denen Nahrungs zweige außer. den gewöhnlichen bequemes 
ren Beichäftigungen mit dem Wucher, Handel und leidyr 
teren Runftausübungen auszubilden, die oben aufgezählten 
Schwierigfeiten immer mehr verihwinden und die Macht 
des Rabbinats von. gefeglichen Hinderniffen in Fällen der 
Noth dasängftliche Gewiſſen zu entbinden den hartnädi> 
gen Juden als willkommene Troͤſterin ſich immer mehr em» 
pfehlen: wird. Und. fo wird die eiſerne Nothwendigkeit, 
von der eine’ folgerichtige Staatsweisheit nicht’ abweichen 
darf, in Auffindung von Mitteln, durch. deren Anwendung 
denn Forderungen der Bürgerpflichten und der. Religion 
möglichft ‚befriedigend: genuͤgt werden kann, die läftigen 
Schranken der Sabbatsfeier zur Herbeifuͤhrung der erſehn⸗ 
ten Gleichheit zwiſchen Juden und Chtiſten in raſcheren 
— als die Kurzfichtigkeit ahnet, gewiß: ————— 


Zweiter Hauptgrundſatz. 
Die Sfrastiten, das ausgewählte Volk Jehovas, bes 
‚seinzigeniunfidhtbaren Königs; > 

"Ein: neuer fruchtbarer Stoff zu den lehfreichften Ber 
trachtungen "bietet und Diefe zweite Hauptabtheilung dar, 
aus welden fi in einer ganz natürlichem folgerichtigen 
Entwicklung alle diejenigen anziehenden Erfheinungen in 
dem Judenthum, die der vorliegende Zwed der gegenwärs- 
tigen Arbeit zu ——— Bm, —— enthuͤllen 
werden: 
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Abraham, der Stammvater der Hebräer, erſcheint in Dem 
.erften B. Mofes als ein Geweihter, Gelegneter des Höch— 
ften, um deflentwillen alle. Völker der Erde geſegnet wer 
den, deffen. zahlloſe Nachkommen nit nur Daß. verbeißene 
Land zum: engen Beſitz erbalten, fondern auch ( K. XIL,2, 3. 
XI, 115.:XVl, 10—12. XVII, 8 XXII, 18.) die Beſitzun⸗ 
gen ihrer⸗Feinde ſich aneignen ſollten. Er. ward der ge 
Heimften Offenbarung gewuͤrdigt, fein Gebet fand überall 
Erhoͤrung and ſelbſt Heiden flepten: nicht vergebens feinen 
Schutz, feine Freundidaft:-an,. wie. Kap. XII, 16, fig. 
XVUL, 17. fg. XX, 7. flo: XXL, 2. flg. erzählt wird. 
Ein aͤhnlicher Zauberglanz umftrahlt das Bild der gepries 
jenen Sarah, der Stammmutter Iſraels, in den wannich⸗ 
faltigſten Lagen des Lebens: :5 .;.. 

Nicht geringerer Auszeichnungen, und Verhern ichun⸗ 
gen hatten ſich Die unmittelbarem Sproͤßlinge Der heiligen 
Familie Iſaok, Jakobeund Joſeph zu erfreuen. Ein enges 
Band umſchloß auch fie mit dem allmaͤchtigen, huldreichen, 
einzigen Gott des Himmels und der Erde. | 

In dieſem Gefühl: der Bevorzugung. marfı bie Natior 
nallehre den Heidnifhen Völkern, die .eingebildeten Götzen 
huldigten, (CKap. XXIV, 3. XXYVL, 35. XXVIL; 46. 
XXVII,.1: 6 vergl. mit Kap. IX, 26-238,): einen vers 
sächtliden Blick zu und: fühlten ſich hoͤchlich beſchimpft, daß 
ein. Unbefthnittener (Kap. XXXIV;7.13.) 08. .gewagt hatte, 
burd die Shändung einer Tochter Jakobs, dem heiligen 
‚Saamen‘Hfraels: zu beflecken. Und die graufame Rache, ‚Die 
deswegen geübt ward, wird ebend. B.13—17. faft mit ders 
felben Schadenfreude, wie ein früherer von Gott gebillige 
ter Betrug: (ſ. Kap. XXXL, 12.) ærzaͤhlt. « 

Auf diefen :Borftellungen ruhet das enge, liebevolle 
Berhaͤltniß des einzigen wahren Gottes zu feinen ‚Gemeih- 
‚ten, den aus den übrigen Völkern Der Erde auserkohrenen 
Ifraeliten, Ho. lange: fie wie treue Unterthanen durch einen 
ftrengen Gehorfam feiner Huld, ‚feines Schuges, ſich wuͤrdig 
beweiſen. Schon Die. erſten Kapitel des zweiten Buches 
verfündigen, daß Jehova des mit Abraham, Iſaak ‚und 
Jakob geſchloſſenen Bundes eingedenk den Seinigen erbar⸗ 
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mungsvoll mit feinem mächtigen Schuge zu Dülfe eilt, wenn 
fie bedrängt und verlaffen zu verzweifeln, anfüngen: Denn 
Jehova wolle an Iſrael feinem erfigeborenen Sohme, 
durch glänzende, außerordentlide Thaten (ſ. Kap. IV, 22. 
VI, 3—8.) fid verhertlihen, als den alleinswapren Gott 
treu. fernen Verfprechungen ihnen ſich bewähren: er fei ja 
(Kap. VII, 16.) Gott der Hebräer, dem Bein Werfen 
weder im Himmel, noch auf der Erde CK. VIII, 6. 18. 
IX. 16. XIV, 4, 17. 18. XV, 11.) gleide, Ewiger König 
it Jehova thronend (K. XV, 17. 18). in feinem: Heilig- 
thum auf feinem erhabenem Berge, fie ſollten nach K. XIX, 
5. 6. als ein beiliges Volf, als ein Priefter- Volk unter 
allen Völkern der Erde .ausfchließlih ihm angehören, jeder 
verunreinigenden Handlung: Cap. XXII, 30.3; fireng ſich 
enthalten. In der Mitte der. geliebten Iſraellten wolle er 
(Kap: XXIX,) 45. 46. 'weilen, die Abtruͤnnigen, wenn fie 
reuevol ſich befehrten. (Kay. XXXILL, 16. 17; XXXIV, 
6. 7. 10.), freundlich .ımieder aufnehmen.‘ Die Feinde 
Siraels finden, wie das Beifpiel, der Aegypter CR. VII— XIV) 
lehret, und. Jehova CK. XXIII, 22.) ſelbſt erklärt, an 
ihrem Nationalgortieinen vergeltenten Räder. 

So wie B. 3. 8. X, 3. einem irdiſchen Könige ein 
verfrauter Diener nur: in einer fleckenlofen Geſtalt ſich 
nähern darf, wie vielmehrifind dazu verpflichtet, Jehova's 
Priefter, ‘wenn fie vor die Heilige Mojeftät! ihres unficht- 
baren Königs zu treten wagen; eingedenk folten fie 
K. XIX, 2. feyn, daß, fo wie Gott heilig ſei, Iſraels Soͤhne 
auch Heilig jeyn follten. Die Ziraeliten fteher allein im 
Dienfte Gottes und follen nicht (K. XXV, 44—46. 55.) 
Leibeigene der Menfdyen werden: Sklaven Tollten: fie 
aus den fie umgebenden Heiden ſich aneignen. 
Jehova wolle, wenn die Sfraeliten (8. XXVI, 11. 12,) 
feinen: Geboten gehorfamten,, feine Vorſchriften befolgten, 
feine Wohnung mitten unter ihnen nehmen: bräden fie 
aber den Bund der Treue, fo wolle er:fie der Gewalt der 
Beinde, d.h. der Gögendiener. (B..25 flg.,) übergeben. Aber 
unter der Bedingung der Ruͤckkehr zu ipren früheren Ver 
pfictungen, wolle ur fie (DB. 44.) im Lande der Feinde 
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nicht ganz aufreiben, ſondern in Folge des mit ihren Alt- 
vorderen gefchloffenen Bundes wohlwollende Gefinnungen 
ihnen bewahren. en 

In Gemäßpeit. deffelben theofratifhen Geſichtspunkts, 
läßt uns das vierte Bud, Kap. III, 10, vernehmen, daß 
der über feine Heiligthuͤmer eiferfühtig wachende König 
Iſraels einem Ungeweihten nicht geſtattete, den in ſeinem 
Dienſte thaͤtigen Prieſtern ſich zu naͤhern, von den Leviten 
(8. VIII, 6— 22.) äußere und innere Reinigfeit fordernd, 
wenn fie würdig befunden werden follten, der feiner Maje: 
ftät geweipten Verpflichtungen. : Der Heide beugte fih mit 
ängftlicher Scheu (R. XXL, 9flg. XXIII, 5. 16.) unter die 
Obergewalt des Iſtaelitiſchen Nationalgotteß, die. zartlichfte 
Sorgfalt defelben für fein theures Iſrael durch die fchmeis 
chelhafteſten Lobeserhebungen verherrlichend. Die Beguͤn— 
ſtigten Jehtva's ‚bilden (K. XXIII, 9. 10.), abgeſondert 
von‘ den urſauberen Heiden, ein zahlreiches tugendreines 
Volk. Sie, die fleckenloſen, (ebend. V. 21.) jauchzen lob⸗ 
preiſend übır ihren himmliſchen Koͤnig, unter deſſen Schutz 
fie alle Volker, die fie anfeinden, wuͤthend 
CR. XXIV 8). wie gereizte Löwen zermalmen 
Sa aus ihrer Mitte wird (B. 17.) einft ein Herrfher her⸗ 
vorgeben, ter Moabs Gebiet verwüften und die Söhne bes 
Debermuths vertilgen wird. An den Göttern der Aegypter, 
die die Zimeliten fo graufam gedruͤckt hatten übte Jehova 
(K. XXXIII, 4) gerechte Strafgerihte aus. = 

Vorzüglich ergiebig für unferen Zweck ift das fünfte 
Bud. 

Die Ziraeliten, die aufgefordert werden, dad den Vätern 
Abraham, Iſaak und Jakob verheißene Land in Beſitz zu 
nehmen (K. L, 8.), genießen den unmittelbaren Schuß ihres 
allmaͤchtigen Nationalgottes, ber (R. IL, 22— 24.) als der 
einzige Herrfcher im Himmel und auf der Erbe mit jeiner 
Allmacht und feiner unendlichen Liebe die Gemeihten bes 
ſchirmt, die CR. II, 7. IV, 6—8.) im alleinigen Befig ber 
volfommenften Gefege an Einſichten und Meisheit über 
alle Völker des Erdbodens hervorragten. Gie mit Dem 
allein wahren Gott als ihrem eigentpümlichen König ver: 
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bunden. (vergl. K. IV, 20. 31. fig. mit IX, 26. 29.) find 
nach Kap. VII, 6—8. XIV, 2. XXVI, 18. 19., obgleich 
das Fleinfte unter allen Völfern dennoch vor allen auf der 
ganzen Erde als ein heiliges Volk von Jehova aus Liebe 
und um die den Vätern einft mit einem Eidfhwur gege- 
benen DBerheißungen treu zu erfüllen, zu feinem dieſer 
Auszeichnung allein würdigen Eigenthumsvolk ausgewaͤhlt 
worden, damit die Sfraeliten alle Nationen der Erde an 
Vorzüglichkeit, Ruhm und Glanz Überftraplten. Die Sfraes 
liten, Söhne Zehova’s, die er wie feinen Augapfel bewahrte 
(Kap. XIV, 1. XXXI, 5. 6. 10.), erhielten zum ewigen 
Eigenthum ein Eöftlihes Land (Kap. XI, 9—12.), auf 
welches die fehirmenden Augen des Höchften ſtets gerichtet 
waren; gelegnet in diefen geweihten herrlichen Befigungen 
(Kap. VILL, 7—9. XXL, 233.) follten fie mit außerordents 
lihen Borzügen begabt durch die Lofungen der Erzeugniffe 
ihres Bodens und die Macht des Geldes viele Völker fich 
unterwürfig machen (vergl. 8. XV, 4—6. mit K. XXVIL, 
41— 12). Unter dem unfihtbaren Schuge des AUllgemaltigen 
würden fie überall fiegreich kaͤmpfen: (Kap. VII, 16 — 24.) 
kein Feind folle ihnen Wibderftand zu leiften vermögen. 
Jehova umfchwebe fie unſichtbar mit feiner ſchuͤtzenden Macht 
(Kap. XXIL, 14): er König über Iſrael (K. XXXIII, 5. 
vergl. mit 8. XXXL, 41. 43.) raͤche das Blut feiner Vers 
ehrer, übe vollftändige Rache an allen Feinden und Haffern. 

Diefelben, Iſraels Verherrlihung feiernden Vorſtellun⸗ 
gen ziehen ſich durch die biftorifchen, prophetifben und 
dichterifchen Schriften des A. Teft. in harakteriftifchen Zügen, 
3.38. Sof. XXI, 3 fig. B. d. Richt. V, 31. 1. Sam. I, 10. 
IV, 7.8. VIIL 7. X, 1. XI, 12. 22. 2.3. Sam. I, 12. 
III, 18. VIL, 8. 23. 24. 1. Kön. VIII, 16. 51. XVIII, 36. 
2. Kön. XI, 17. XIX, 15 flg. XXIIL, 27. 1. Chron. XVL, 
13— 22. 2. Chron. IX, 8. Esra IL, 2. VIL, 33. Nehem. 1, 
5—11. IX, 6—8. 2— 23. Eſter III, 8. Gef. XIU, 3. 
XIV, 1. 2. 24—77. XLI, 4—14. XLIII, 1—13. Serem. II, 
7. 17—19. X, 16. Ejeh. XX, 5—7. XXXVII, 4—28. 
Amos Kap. II, 9—11. Joel IL, 17. 27. IL, 7. 21. 27. 
Malach. 1, 2. II, 11. IH, 6, 12. Klagl. 1, 9— 11. I, 6. 7. 

VI. Band, 18 Heft. 14 
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Palm LAXVIH, 5—7. 52—55. 68—72 CV, 14 15. 
39 —45. OXXXVII, 4—6. CXLVL, 11 flg. Daniel II, 
20 — 23. IIL, 17. 28. 33. VL, 27. 28. u. fi m. | 

Gleiche Beobachtungen haben wir in den apofryphifchen 
Büchern des U. T. zu machen Gelegenheit, z. B. K. XVII, 
11 —17. XXIV, 8— 11. XXXVI, 12—17. B. d. Weiss 
heit III, 8. XVI, 2. 10. 20. 26, XVIIL, I. 5. 9. 13. 
Baruch INT, 4. V, 7—9. VI, 6. ob. 1,4 IV, 12. 
Judith IX, 12—14. X,8. XL, 10. 21. Bud der Makkab. ILL 
Kap: VI, 3. Gebet d. Aſaria V. 11. 12. 

Die Vorzüge ihrer Altvorderen als der Auserfohrenen 
Jehovas, find in den ausfchweifendften Lobpreiſungen her: 
vorgeboben von Philo und Joſephus, von jenem I, 139. 
II, 10—12. 441. 442. vergl. mit pag. 25—32 von diefem 
Antiquit. L. I. c, VIE VIIL vergi. mit lib. I, ec. 2. $. 3. 
An fie fchließen fich mit ähnlichen Ausmahlungen an, andere 
der aͤlteſten jüdifchen Denkmäler 5. B. die Targumim 
Sef.XLL 2 XLVL 11. XLVIII, 16. LXIL, 16. LXIV, 4. 
Ezech XVI, 3. 7. die Miſchnah IV, 464. 465. 480. nicht 
minder die Schriften des Ns Teſt. vergl. Hebr. XI, 5. Br. 
Sud. DB. 14. 15. 2. Petr. IL, 5. Mattp. IIL,9. Joh. IV, 12. 
VIIL, 56. Upoft. Gefh. XI, 26. Roͤm. IX, 7. IV, 1. 
Salat. III, 39. Hebr. VI 15 flg. XI 8—10. 17—19. Far 
kob. IL, 23. 1. Petr. IL, 5.6. 


Fortſetzung. 
Beſchneidung. Thorah. 

Der erhabene Vorzug, Jehovas eigenthuͤmliches Volk 
zu ſeyn, war den Iſraeliten gleichſam durch Zeiche und 
Schrift, durh die Beſchneidung und durch das Geſetz 
aufgedrud welche fie als die Geſchlechtsurkunden ihres 
hohen Adels mit gerechtem Stolze verehrten und bie dem 
rechtgläubigen Juden noch immer für Güter von unſchaͤtz⸗ 
barem Werthe gelten. 

1) Abraham ward (f. 1. B. Mi. XVIL 7—19) be 
fehligt, in feiner Familie und für feine fpäteften Geſchlech— 
ter, die Beichneidung zum Zeichen des ewigen Bundes, den 
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Jehova mit ihm und allen feinen Nachkommen gefchloffen 
habe, als unauflösliches Gefeg einzuführen. Daher wurde 
auch die Entehrung einer Iſraelitiſchen Jungfrau durd 
einen Unbeſchnittenen (f. ebend, Kay. XXXIV, 19 
als eine unerhörte Beihimpfung betrachtet, die nur durch 
die graufamfte Rache getilgt werden fonnte. 

Welchen hohen Werth die Ubrahamiden der Beichneidung 
beilegten und welchen Begriff von Entwärdigung und Ber 
ächtlichkeit fie mit der Abweſenheit derfelben verbanden, Ich» 
ren unzählige Stellen des U. T., z. B. Joſ. V, 2. Richt. RIy, 3. 
XV, 18. 1.Sam. XVII, 26. XXXI, 4. Eʒech. XXVIII, 10, 
XXXI, 18. in den unzweideutigſten Beweiſen, und in 
voͤlliger Uebereinſtimmung mit allen den Aeußerungen des 
N. Teſt., welchen zufolge die ſtrengglaͤubigen Verehrer des 
Moſaismus, z. B. Ap. Geſch. XV, 1. 5. XVI, 3. XXI, 21. 
Gal. VI, 12. Allen, welche aus dem Heidenthum zu dem 
Chriſtenthum uͤbertreten wollten, die Verbindlichkeit der 
Beſchneidung auflegten. Erhielten aber die Sfraeliten 
durch das unterfcheidende Merkmal der Befchneidung ein 
Anrecht an alle die Seegnungen, bie dem Abrapam einſt 
zugeſichert worden, ſo uͤbernahmen ſie damit zugleich, wie 
Galat. V, 3. richtig gefolgert wird, die Verbindlichkeit, 
alle von Moſe gegebene oder abgeleitete Gebote und Ver— 
bote, auf das Strengſte zu erfuͤllen. 

In der ſo ſegenreichen Handlung der Beſchneidung, 
die fogar (ſ. Joh. VII, 22) am Sabbat vollzogen ward, 
wurden von dem verklärten Auge des Juden ganz außer 
ordentliche, wahrhaft überrafchende Vortheile erblicft, die 
durch Fünftlihe Verbindungen und fpipfindige Deutungen 
wie hervorgezaubert dem Beglücten ſich darftellten, wie nicht 
nur Philo IL, 211. in fein gefponenen Spekulationen, die 
er von älteren Auslegungen bebr. Weifen ableitet, ent« 
wickelt, fondern auch Joſephus beurfundet, der (f. I, 10. 
$.5. der Juͤd. Alterthuͤm.) den Gefeggeber die Beichneidung 
anordnen läßt um durch ein ſolches Außeres Zeichen bie 
Iſraeliten von allen Völkern der Erde abzufondern. Durch 
nahmhafte Beifpiele gibt er Cebend. XII, 11. S. 3. und 
$. 23. feines Lebens) zu erkennen, welchen hohen Werth 
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feine Slaubensgenoffen auf dieſes Bundeszeichen legten. 
Sa XX,2. $.4. it er felbft nicht abgeneigt, von der Hands 
‚lung der Befchneidung, welcher fib der König. Jzates 
aus Vorliebe für das Judenthum unterworfen hatte, alle 
deffen weitere glüdklide Unternehmungen als eine fichtbare 
Belohnung des Himmels abzuleiten, 

Stoff zu denfelben Betrachtungen gibt die Milch» 
nah 11, 61—64. die nicht nur für erlaubt erklärt, die Bes 
fOneidung am Sabbat vorzunehmen, fondern auch bei Die, 
fer Gelegenheit viele haarfeine Beftimmungen, welde die 
religiöfe Uengftlichfeit in Diefer Beziehung erfunden hatte, 
auf eine unterrichtende Art zu unferer Kenntniß bringt. 
Darauf beſchraͤnken ſich jedoch die Aufklärungen nicht, weldye 
die Mifchnah über dieſen Gegenftand ertheilt, fondern 
111, 144. 115. läßt fie uns auch in einer deutlichen Ueber, 
fiht mehrere der Vorftelungsarten von Wichtigkeit und 
Heiligkeit üÜberfchauen, die der rechtgläubige Tude an 
diefe göttlihe Vorſchrift zu Enäpfen pflegte, z. B. dreizehn 
Mal fen bei der Unordnung der Beichneidung 1. Bud 
Mof. XV, 2—21 das Wort Bund ausgefprodhen wor» 
den, die Befchneidung fey etwas Großes, weil felbft Mofe 
dem Gerechten, hinſichtlich derfelben nicht einmal die Frift 
einer Etunde bewilliget worden, und — dieſer Gag wird 
in Serem. XXXIII, 25. hermeneutifch erfpähet — wäre die 
Befhneidung nidht gewefen, fo würde Gott, der 
Hochgebenedeite, feine Welt nicht gefhaffen 
baben. 

Auf dieſem Wege fortfihreitend, läßt, der Zalmud 
Zractat Brachoth S. 361 der Rabe’fchen Ausgabe ſich alfo 
vernehmen: „Gehet ein Jude ins Bad und fiebet. fi 
felbft ganz naft, und ruft dann aus: Wehe mir, denn 
ih bin von Geboten entblößt, fo bedarf es nur eines 
Blicks auf feine Befhneidung, und er fängt an Gott: zu 
loben und flimmt den fechiten Pfalm an. Sn dem Jalkut 
Schimoni der Frankf. Ausgaben vom J. 1687 Fol. 121. 
a und c wird verfihert, Daß das Blut, weldes bei 
der Beihneidbung Abrahams gefloffen, Berge, 
bung der Sünde gewaͤhre. Derfelbe Gedanke wird 
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wiederholt in: Sepher Jalkut Chadaſch der Amiterd, 
Ausg. in 4 v. 3. 1659 Fol. 124. a Mr. 1. Durd die 
Beſchneidung würden, bemertt Maimonides inMorep 
Nebochim ©. 505, 506 Ber Burtorf. Ausg., die Genoffen 
des Judenthums zum. Glauben an die Einheit Gottes auf 
das Engfte mit einander verbunden, Sogar thut der fabs 
baliftifhe Ausleger der Thorahb Baal Hatturim in feis 
ner Erklärung zu 4 B. Mof. XIden Ausfprud. Die Be 
ſchneidung befreietvom fünftigen Gericht und 
der Strafe der Gehenna: denn die Befhneidbung 
führe allein in den Himmel zu Gott, welde Ent» 
deckung aus den hebr. Worten (5. B. Mof. XXX, 129, 
‚d.h, wer führt uns hinauf in den Himmel, heraus— 
geklügelt wird. Der chaldaͤiſche Dolmetfcher von Hohel. ILL, 8. 
weiß, daß das Zeichen der Veſchneidung gegen den Einfluß 
boͤſer Geiſter ſchuͤtze. 

Greift nun, wie uns die wichtigſten juͤdiſchen Denkmaͤler 
aus den verſchiedenſten Zeiten (vergl. den Talmud Tractat 
Nedarim Fol. 31. El. 2. und Fol. 32. Col. 1. mit 
R. Lipmanni Confüt. 1. c; pag. 551, 552 und der ans 
gefüprten Schrift: der Jude Th. 1. ©. 279 fig. 2387 flg.) 
übereinftimmend gelehrt Haben, das göttliche Inſtitut der 
Beihneidung in die heiligften Nationalintereffen fo weſent⸗ 
lich ein, ruhet in demfelben eine fo reichhaltige Quelle der 
-feligften Gefühle des unnennbarfien Segens, wie mag dann 
der fromme firenggläubige Jude ohne Echauder, ohne Ges 
wiffensverlegung fich trennen von diefem feit Jahrtaufenden 
beobachteten Symbol der vaterkändifchen Religion? Und 
doch haben jüdifche Freiheitöprediger, die ihre aufgeflärten 
Unfichten und ihre wegwerfenden Grundfäge zum Gemeingut 
aller ihrer Volksgenoſſen zu machen allzubereitwillig find, 
folbe irrige, täufchende Behauptungen gegen Unkundige 
fih erlaubt! 

2) Mit nicht minder ftarfen Banden waren die Ffraeliten 
an ihren Rational Gott geknüpft durd die Thorah oder 
Mofes Sefeggebung. Man höre, wie Jehova nad 
2. DB. XIX, 3. von dem Berge herab feinem ausgewählten 
Diener zuruft: So folft du fagen zu dem Gefchlechte 
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Jakobs und verfündigen den Kindern Iſraels. Wenn ihr 
meiner Stimme gehorchet und meinen Bund beobachtet, fo 
folle ihr unter allen Völkern der Erde mir als 
eigenthuͤmliches Volk angehören. Ein Priefter 
reih, ein heiliges Volk follt ihr mir feyn! 
Noch mehr wird der Ehrgeiz diefer Hochbeglüdten geftadyelt 

durch Schmeichelworte, wie folgende: Halter und beobadtet 
ihr (5. B. Mof. 1V, 6 flg.) meine Gefege, fo werdet ihr 
als weife und einfihtsvole Männer in den Augen der 
Völker da ſtehen! Spreden werden fie fürwahr eim weifes 
und einfihtsvolles Volk ift dieſes ausgezeichnete Volk! 
Denn wo ift ein fo ausgezeichnetes Volk, dem feine Götter 
fo nahe ftehen, als unfer Gott fo oft wir ihn anrufen. 
Und welches Volk kann fih rühmen, fo gerechte Gefege 
und Anordnungen zu befigen, als unfer Volk erhalten hat? 
Erinnert euch (f. ebendaf. K. V, 1—5), daß auf fie, die 
ih eu aus dem rauchenden Berge als der vertraute Dols» 
metfcher Jehova's verfündigt habe, ein feierliher Bund 
gefchloffen worden. Weichet ihr (Kap. XII, 32. vergl. mit 
Kap. IV, 2 XXVIII, 1— 14. vergl. m. 2. B. XIX, 5. 6.) 
von allen diefen Gefeßen weder zur Rechten, noch zur 
Linken, füget ihr Beines hinzu, nehmet ihr feines hinweg, 
fo werdet ihr vor allen Völkern der Erde hervorſtrahlen, 
unausſprechliche Segnungen werden alle eure Schritte bes 
gleiten. Jehova hat die Thorah den Iſraeli— 
ten (Kap. XXXIL, 4. 5.) als ihr König, zum aus— 
ſchließlichen Befige gegeben. Diefen dem Na— 
tionalftol, fo wohlthyuenden Ausfpruch wiederholt auch der 
Pfalmift CXLVIIL, 19. 20. mit dem Zufag: „So that 
er feinem anderen Volke fund, die mwiffen 
nihis von Ordnung!’ 


Welche mächtige Aufforberungen für das ausgewählte 
Volk, durch eine möglichft treue Beobachtung aller in der 
göttlihen Thorah gebotenen und erfpäheten Verbindlichkei- 
ten die glänzenden Vorzüge und gepriefenen Geligfeiten 
alle, fo weit fie erreichbar feien, fich anzueignen und bes 
befhügenden und beglüdenden Beifals des einigen von 
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den Sfraeliten allein erfannten Gottes fi ſtets mwürbiger 
zu machen! 

Aus Diefen Beweggründen und auf dieſem in den 
ältejten Urkunden der Heiligen Schrift vorgefchriebenem 
Pfade. fehen wir die frommen und gläubigen Verehrer 
Jehovahs durch alle Jahrhunderte hindurch mit unerfchütter, 
licher Feitigfeit handeln und fortfchreiten, fehen fie das in 
immer größerer Bollfommenpeit erfhaute Himmlifche Kleinod 
mit eiferfüchtiger Beforgniß bewahren und aus allen Stür- 
men des Lebens jeder Öefahr uneingedenf mit kuͤhnem Muthe 
retten, Zeugen an Zeugen reihen fich fomwohl in den fanos 
niſchen und apokryphiſchen Schriften des A. T. als auch 
in den älteften juͤdiſchen Denfmälern und in den Büchern des 
N. T. 3-8. Jeſ. XLII, 21. XL, 8 Jerem. XXXI, 36. 37. 
Pi. CXIX, 89. 152. 160. Prov. XXX, 6. Kohel III, 14. 
3. Sirad IV, 8. VI, 37. XX, 11. XXIV, 8 —27. 
vergl. m, 1..XIV, 8 9. XXXVIII, 34 Bud der Weiss 
heit IL, 1%. V, 15. VI, 19. XVIIL, 54 Barud III, 9. 
IV, 1.2. Zob. I, 6. IV, 21. Judith VILL 5 fig. XL, it fig. 
XVl, 16. 1.2. Maffab. II, 50 fig. 2. B. Makk. IV, 17. 
VIII, 36. XI, 15. 31. (Dieler veligiöfe Geift nad dem 
Babylonifhen Öefeg findet fih angeregtdurh Esra vis, 10. 
X, 3; Nebemial,9. IX, 13. vergl. Etüde zum Buch 
Eſther Vl, 10.) 

Diefelben Grundfäge predigt Philo IL, 136. 137. 141. 
221. 424— 428. 576 —578., Sofepbus Antiq. III, 8. 
$. 10. XII, 2. $.4. XIV, 4. $.3. XVII, 3. 8. 4. 8. $.2. 
De Bello Jud. II, 9. $. 3. c. Apion. Il, 7. 8. 21. vergl.1,8. 
De Maccab. $. 17. 18.5 die Zargumim Gef. I, 10. 18. 27. 
II, 3. IV, 2. V, 12. IX, 6. XUI, 12. XXU, 8. XXVI, 
16. 19. XXVIII, 9. XXIX, 21. XXX, 10. XXXI, 9. 
XXXVI, 32. XLVIII, 8. L, 4 LVILL 2. LXIU, 17.; 
Ezech. XIX, 10. XXXIV, 9.; Amos IIL, 10. V, 9. endlich 
die Mifchna J, 37. 1V, 418. 421. 427. 433. 434—438. 453. 
482. 483. 486. 

Deftätigung der vorgebrachten Zeugniffe reicht dar, das 
M. T. in Matth. V, 18. Luc. VII, 50. XVI, 17, Joh. X, 36. 
Roͤm. Il, 17 fig. 1. Kor. XV, 34 u. f. w. 
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Welch ein Begriff von Heiligkeit an die Thorah in 
dem Talmud'ſchen Zeitalter geknüpft, welch ein raftlofer 
Eifer in der Erforfbung der verborgenen Tiefen berfelben 
in allen folgenden Jahrhunderten bewiefen worden, davon 
brauden die Lefer durch befondere Beweife nach den vielen 
Beifpielen, die im Laufe unferer Unterfuchungen ung bes 
gegnet find, nicht weiter unterrichtet zu werden. Aufmerks 
fam gemadt mag nur noch werden auf einige wichtige 
Stellen, die fpätern Studien dem Schreiber dieſes zugeführt 
haben: nämlich auf den Talmud Tract. Sebahim Fol. 119. 
Eol. 1. Sabbat Fol. 88. Col. 2. Gitin Fol. 60. Eol, 1. 
vergl. Pefahim Fol. 54. Col. 1. auf des Maimonides 
Helchoth Jeſude Hattorah IX, 1. auf Zunz'ens gote 
tesdienftliche Vorträge der Juden u. ſ. w. S. 164 und Abul- 
fedae hist. Anteislamitica ed. Fleischer. Lips. 1831. 
pag. 158. 160. 

Wie mag es daher irgend auffallend fcheinen, daß noch 
in unferen Tagen, wo, wie wir wiffen das fchriftlihe und 
mündliche Gefeß, die beide unter dem Namen Thorah bes 
griffen werden, für den firenggläubigen gefeffelten Juden 
eine unauflöslich verbindende Kraft haben, die ftarre Orthor 
doxie von dem tyrannifch gebietenden Unfehen des Geſetzes 
in fo vielen Berhältniffen bes Lebens fih nicht loszumachen 
vermag? Noch jegt wird mancher im finfteren Überglauben 
verſtrickter Jude gleich feinen Alvorderen im Makkabaͤiſchen 
Beitalter (f. 8. 1. Kav. X, 33 — 37.) es als die hoͤchſte 
Gnade ihrer Oberen verehren und für das größte Glüd 
halten, wenn fie nach ihren religiöfen Gefegen ungeftört zu 
leben die Freiheit erhielten, wenn fie in diefer Beziehung von 
der Botmäßigfeit iprer Glaubensgenoſſen allein abhaͤngig ſich 
fuͤhlten. 


Folgerungen. 


Erſter Abſchnitt. 
Hochmuth der Juden. Verachtung der Heiden, Feindliche 
Gefinnungen gegen bie Ghriften. 
Der inhaltreiche zweite Hauptgrundfag: Die Iſrae— 
liten find das ausgewählte Volk Gottes u. ſ. m, 
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deifen Gebiet wir bisher nicht ohme die anziehendften Entdek— 
kungen dburchwandert haben, fordert, wenn wir dem vorgefege 
ten Ziele mit einem belohnenden Erfolge nachſtreben wollen, 
dringend auf, die fruchtbaren Eäge, die hier eingefchloffen 
liegen, in einer bequemen Ueberfiht dem Auge des theil- 
nehmenden Leſers der Reihe nach zu enthüllen. 

Und wie können wir diefed neue den Bebürfniffen der 
Gegenwart wohl entfprehende Gefchäft zweckmaͤßiger begins 
nen, als mit der Hindeutung auf 5.B. Mofe K. XXXLL, 29. 
Heil dir Zfrael! weldes Volk ift wie du bes 
gluͤckt durch Jehova. Dir fhmeidheln beine 
Feinde und du fchreiteft einher über ihre Höhen! 
oder mit der Erinnerung an Jeſ. XLI, 8. Zadar. II, 10. 
Hi. CV, 6. wo die Sfraeliten, als Auserwählte, ale 
der Same Abraham's des Freundes Jehovaꝰ?s 
in deren Mitte der treue Gott feinen Wohnfig 
genommen babe, ausgezeihnet werden. 

1. Solche oft wiederholte Klänge mußten in dem Ohre 
der Sfraeliten liebli wieder Elingen, durch ihren füßen 
Reiz die geliebEofte Vorftellung von Vorzüglicpkeit bis zum 
grenzenlofeften Hochmuth fleigern. Es durfte daher das 
heilige Volk (ſ. 5. B. Mof. XIV, 2. XV, 12. Exod. XXL 2 
Levit. XXV, 39.) nicht zu einem ewigen Sklavendienft er⸗ 
niedrigt werden u. ſ. w. 

Derſelbe, Iſrael verherrlichende, Ton wird angeftimnie 
im 2. B. Mof. IV, 22. XIX, 5.5 5. 3. VIL, 6. XXVIIL, 
9. 10. und in den übrigen piftorifchen und —— 
Buͤchern des A. T., z. B. Buch der Richter Kap. V, 31. 
XIX, 2. 2. Sam. 1, 12. III, 18. VII, 23. 24. 1. Kön. VIIL, 
16. 53. 1. Chron. XVI, 13 flg. 2. Ehron. IX, 8. XXIII, 19. 
Esra V, 11. (wir find Knechte des Gottes des Himmels 
und der Erde) ebend. IX, 2. „fie Haben vermifdht 
den heiligen Samen mit den Völfern der Laͤn— 
der’ Eſther VI, 13: Iſt Mardadai aus dem Samen 
der Juden entfproffen, fo vermagft bu nichts 
gegen ibn. Nah Kap. VII, 7. bat Haman, der erfte 
Staatödiener, die Königin Efther (eine Juͤdin) flehentlich 
um fein Leben. Der Jude Mardahai nahm (Kap. X, 3.) 
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den naͤchſten Platz nach dem perſiſchen Könige ein, hervor, 
firahlend unter feinen ©laubensgenoffen, Er war als 
Berehrer Jehova's (Kap. II, 2.) zu ſtolz, um fi 
niebersumwerfen vor einem heidnifhen Staatödiener 
und indem er in £öniglier Pradt ftolzirte, war, wie 
Kap. VIII, 17. berichtet wird, ein folder Schrecken über 
die Bewohner der Länder gefallen, daß fie eilten fib bes 
ſchneiden zu laffen und das Judenthum anzunehmen. 


Diefelbe Sprache dünfelvoller Einbildung läßt fib in 
den propbetifchen und Ddichterifhen Schriften des A. Teft. 
vernehmen. Zu den Iſraeliten, die (Jeſ. V, 7.) Jeho— 
va's Weinberg und feine Lieblingspflanzung 
genannt werden, die aus den Quellen feines Heild Troft, 
Labung und Rettung. (Kap. XI, 1. 2. 3.) ſchoͤpfen, er: 
muthigt dur den Ausfpruh: Dein Erlöfer, o Jakob, 
ift der Heilige Iſraels (Kap. XLI, 14.) fol gelan» 
gen der Reihthümer der Völker (Kap. LX, 5.) 
Sremdlinge follen bauen ihre Mauern und 
Könige ihnen dienen (ebend. V. 10): ga faugen 
werden fie (DB. 16.) die Mil der Völker undan 
der Bruft von Königen faugen. Damit nicht zufries 
den verfündigt der Prophet Kap. LXL 5. Fremde fol» 
len den Sfraeliten ihr Vieh Hütten. Söhne der 
Ausländer ihren Ufer und ihre Weinpfanzun: 
gen beforgen. Fremde follen (Kap. XIV, 1. 2.) 
als Knechte und Mädchen ihnen dienen, 


Die Söhne Abrahams des Einzigen, mit welchem 
Namen er Maleachi IL, 15. geſchmuͤckt wird, die Gott allein 
unter allen Geſchlechtern der Erde als die Seini— 
gen (Amos III, 2) erkannt hat, fehnten fih daher mit 
gerechtem Stolze nach Jehova's heiligem Sitze (Pi. LXXXIV, 
2 fig.) wo Ifraeld Lobgefänge dem Frommen (ebend. XXIL, 4) 
entgegen tönten. Hoch flug ihre Bruft bei dem Ge 
danfen, daß (Pf. CV, 15. 44.) fie, deren Perfon und Tem 
pel von Unbefchnittenen (Pf. LXXIX, 1. Klagl. IL, 10.) 
nicht ungeftraft, verlegt und entweiht werden durfte, Die 
Defigungen der Völker fih anzueignen, auserfohren feyen. 
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Keine geringere Vorzüge maßen fih die $uden an in den 
apofrypbifhen Büchern dee U.T. 3.8. Sirab XXXVIL 
25. XLIV,19. XLV, 16. XLVI, 6. 3. der Weish. III, 9. 
.V,5. X, 15. XVI, 21. XVIL 2. XVIIL, 9.13. Baruch IV, 
7—9. Zufäge zum ®. Eſth. VI, 14. XI, 11. Tod. XII, 
9, 13. Jud. V, 21. XI, 10. XVI, 17. 2. Maft.IX, 17. XL13. 

Das Lob der höheren Weihe die den Sfraeliten als 
den Lieblingen ihres Schutzgottes Zebova verliehen fey, 
wird nicht weniger gefeiert in den älteften Denfmälern der 
Juden, z. 8. von Philo IL, 192. 193. 257. vergl. pag. 
81—85. 90—102. 104. 105.5 von Joſephus Antiq. V, 1. 
$. 25. Bell. Jud. VI, 2. $. 1. VIL, 10. $. 1. c. Apion. II, 
23. vergl, mit Antiq. Lib. IL, c. IX— XVI; von Onte» 
los ®enef. XXV, 37. Zarg. Jeſ. XXVIII, 9. Zarg. 
Ezech. XVI, 20. XXIII, 37. XXXVI, 38. und in der 
Miſchnah IV, 443. 444. 483; Ga die beiden zuerſt ges 
nannten juͤdiſchen Scriftfteller Philo Il, 83. und Go» 
fepbus c. Apionem Lib. I, c. 22. II, c. 16. 39. hegten 
den läherliben Wahn, daß die berühmteften und geiſt— 
reichften Griechen ihre Aufflärungen und Kenntniffe aus 
bebräifhen Quellen geſchoͤpft hätten, zu welder Abge—⸗ 
ſchmacktheit auch Ariftobul, ein alerandrinifcher Jude, 
der 175 vor Ch. ©, lebte, ſich bekannte. 

Celbft im N. T. laſſen ſich Spuren von einer folden 
ausfhweifenden Einbildung der Juden entdeden, 4 2. 
Matth. TIL, 9. VIII, 11. Joh. VIII, 33. 39. Zafob Il, 23. 
1. Petr. III, 5.6. 3, IL, 2. 8. Br. Zub, B. 14. 15. 

In dem Zalmud, wo die Juden, 5. B. in dem Tract. 
Schabboth Fol. 67. Col. 1. Fol. 138. Col, 1., mit ftolgen 
Ziteln fib umgeben, lefen wir z. B. Taanith Bol. 3. 
Eol. 2. daß eben fo wenig, wie die Belt ohne 
Winde, eben fo wenig die Welt ohne die Iſrae— 
liten befteben fünne. Baba Mezia Bol. 114. 
Col 2. alle Bölfer der Erde find den Sfraeliten 
gegenüber nicht höher als das Vieh zuadten: 
Kiddufhin Fol. 49. Col. 2. von der Weisheit, die 
der Welt verliehen worden, bat das Land 
Zirael’/, erhalten, mit '/, hat ber übrige Theil 
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fih begnügen müffen. Sanhedrin Fol. 58. Col. 2.: 
Wer einem Sfraeliten einen Badenftreidh vers 
fest, macht ſich dieſes Frevels gleihfam gegen 
die göttliche Majeftät felbft fhuldig. Chagiga 
Fol. 13. Col. 1.: einem Goi (als einem Unmwürdigen) darf 
mandie Worte der Thorah nit offenbaren: denn 
Diefe, wie es in den Tofephoth zu diefer Stelle heißt, ift 
ausfhließlih den Zfraeliten gegeben worden. 
(Daher auch, wie in Berefhit Nabba, einem Erzeug- 
niffe des fehlten Jahrhunderts gemeldet wird vergl. 
R. Abraham b. Dior ed. Zeller Stuttg. 1724. 8. 
pag. 53. der gottlofe Titus, weil er den heiligen Tempel 
zu entmweihen fih erlaubt, auf eine graufenvolle Art von 
dem Nationalgott der Juden -geftraft worden fei.) In dem 
Falmud wird ferner ci. EHolin ol. 91. Eol. 2.) verfüns 
Digt: Die Jfraeliten werden von Öott mehr ge— 
liebt, als felbft die dienfibaren Engel. Aus 
dem Tract. Jebamoth Fol. 63. Eol, 1. tönt und ent— 
gegen: Alle Geſchlechter der Erde verdanken 
allein ihr Glüf dem Dafeyn ber Jfraeliten: 
in ihrer Mitte allein weile (Zraet. Berahoth Fol. 7. 
Col. 1.) die göttlihe Majeftät. Nach diefen Grund» 
fägen wird in dem Tractat Gittin Fol. 62. verboten, 
einem Nicht-Iſraeliten einen Gruß zu bieten. 

NR. Saadia, em Schriftſteller des zehnten Jahrh. 
hält in feinem Commentar zu Dan. VII, 25. die Jiraes 
liten allein für Heilige Menſchen. Dieſem Beis 
fpiele folge Raſchi, der in feinem Commentar zu 1. ®. 
Mof. I, 1. verfündigt: die Thorah fei einzig für 
Die Erftilinge Jehova's, die Iſraeliten geſchaf— 
fen und zu Kap. XII, 15. fih einbildet: Abraham 
babe Mannsperfonen und Sarah Weibsper— 
fonen zum Judenthum bekehrt. 

Aus dem- zwölften Zahrh. bieten fih uns zu Zeugen 
dar, der Verf. des B. Rosri ber pag. 28. der Burtorfichen 
Ausg. verfihert, daß die Weisheit allein in dem Geſchlechte 
Sems einheimiſch geweſen, daß die Juden (pag- 65.) in 
einer fehr nahen Berwandtfchaft mit Gott und den Engeln 
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ftänden, daß fie (pag. 112.) von einem göttlidhen Urftoffe 
durchdrungen feyen, daß (pag. 131.) alle Kenntniffe und 
Wiffenfhaften von den Hebräern zu allen Völkern der Erde 
fortgepflanzt feyen. Auch finden wir pag. 28. die lächerlicye 
Prahlerei wiederholt, daß die Griechen ihre Bildung allein 
aus der reihen Duelle der Hebräer gefchöpft hätten, zu 
welcher Stelle der Herausgeber beftätigende Beilpiele aus 
jüdifhen Schriften des dreigehnten, vierzehnten, funfzehnten 
und fechszehnten Zahrhunderts pag. 29—33. binzufügt. 
R. Dav. Kımdi berichtet in feiner Auslegung des Pros 
pbeten Jona I, 2, 3., daß außerhalb des Sfraelitifchen 
Landes der, göttliche Geift- nicht weile und daß die Juden 
allein Jehova's liebevoller Aufmerkfamkeit würdig feyen. 
Und Maimonides erzählt uns in Moreh Nebochim, 
daß der 1.3. Mof. XIL, 3. gegebenen Verheißung zufolge 
ale Geichlechter der Erde den Iſraeliten ihr Glüd 
verdankten. 

Schriftſteller des dreizehnten Jahrhunderts, z. B. 
R. Bechai in: Kad Hakkemach Fol, 75. Col. 4. (Gott 
wird von keinem Volke wuͤrdig gelobt, als nur 
von Iſrael), R.Kalonymus in: Iggereth Baale 
Chajim dritte Pforte Kap. VII. vielleicht auch der Verf. 
des Sohar Fol. 240. Eol, 3. zum 2. DB. Mofe der ange 
führt. Ausg. flimmen feinen befcheidneren Ton an, fo wie 
R. Meir Aldabi ein Schriftfieller des vierzehnten Jahrh. 
in Shebile Emunah Abſchn. 8 mit gleiher Ruhms 
redigkeit fih anfchließt. 

Sm funfzehnten Jahrhundert führen dieſelbe Sprache 
Abravanel zu Sei. XLI, 16. LXV, 25. Zephan. III, 9. 
Nah. I, 2 2. B. Mof. XIX, Fol, 169. Eol. 1. „Die 
Sfraeliten fehen allein unter der Leitung der 
göttlihen VBorfehung: feinem Engel oder Stern 
werden fiezum Schuß anvertrauet’z ferner R. 
Schem Tob in Sepher Emunoth Pforte 3. Kap. IV. 
R.Abrah. Sahut in: Juchaſin Fol. 157. Col. 2. Aus 
dem fechszehnten Jahrhundert bieten fih dar der Verfaſſer 
von Schilte Haggiborim Fol. 36. Eol. 1. mit dem Aus» 
fpruh: Die Römer haben ihre Anordnungen und 
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Geſchicklichkeit in der Kriegsfunft aus der Tho> 
rah der Juden entlehnt und R. Zfaak in Chiſſuk 
Emunah pag. 206 der Tela ignea Satanae: das Volk 
Sfraels ift der edelfte Theil des ganzen Mens 
ſchengeſchlechts (vergl. mit pag. 354.) nad welder 
Stelle einft alle Nationen die Thorab annehmen 
werden. Merkwürdig ift auch die Neußerung des N. 
YAfaria in der Schrift: Imre Bmah Prag 1611. 4. 
Kap. XXVIL Fol. 99. Eol. 1. „Es gibt feine Kunft 
und feine Wiffenfdhaft bei den fremden Böls 
fern (Nicht Sfraeliten) fie fei theoretiſch oder praß» 
tifch, von der man bei uns fagen koͤnnte: Siehe das 
ift neu, und vorher noch nicht befannt gemwefen. 
Denn wir befigen das Wort Gottes, worin wir 
Nichts entbehren.” 

Yus dem fiebzehnten Jahrh. werde der oft angeführte 
R. Menaffen Ben Iſrael von Neuem genannt, der 
in dem Consiliator pag. 168. 169. nit nur die hebräi= 
fhe Sprade von Gott felbft unmittelbar ableitet, die als 
ein Erzeugniß der hoͤchſten und unendlichen Weisheit in 
den einzelnen Worten Die tiefften Geheimniffe bewahre, 
die Fein Sterblider zu ergründen vermöge, fondern auch 
Die heilige Thorah, welche den Engeln ihr Dajeyn gegeben 
babe und das Werkzeug gemefen, vermittelft welches die 
Welt geſchaffen ſey, als eine Erſcheinung betrachtet, die 
mit einem Körper bekleidet worden, um der Faſſungskraft 
ber Menfchen zugänglicher zu werden. Auch er wiederholt 
pag. 174. die Ueberzeugung, daß jede Kunft, jede Wiſſen— 
Schaft ihre einzige Wurzel in dem Gefegbube der Hebräer 
trage. Eben derfelbejüdifhe Schriftfteller zieht in ſ. Schrift: 
Spes Israelis pag. 96 edit. Amstelod. 1650 in 12. aus 
dem freundlicheren Betragen ber Ehpriften gegen den Zur 
ben den Schluß: „Daraus fieht man, daß uns der Herr 
weder vergeffen noch verlaffen hat, daß wir alfo noch 
fein BolE find.‘ 

Einen fpreenden Beweis, des au im achtzehnten 
Zahrh. immer noch fortdauernden jüdifhen Hochmuths Tier 
fert Salomon Maimon in ci. Lebensgefhichte Th. I. 
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©. 32.) in nachſtehender charakteriſtiſchen Erzählung: „Die 
jange Fürftinn begab fih, um Mittagsruhe zu halten, mit 
ihren Hofdamen, Kammerdienern und Lafeien in eben das 
Zimmer, wo ich als ein Knabe hinter dem Dfen ſaß. Ich 
erftaunte über die große Pracht u. f. mw. und konnte daran 
meine Augen nicht fättigen. Mein Vater fam eben bazu, 
als ich ganz außer mir vor Freude in die Worte ausbrach: 
Ach! wie fhön. Um mich zu beruhigen, und zugleidy 
in den Grundfägen unferes Glaubens zu befeftigen, raunte 
er mir ins Ohr: Närrden! Zn jener Welt wird die 
Duffelbei ung die Pelzfure heigen db. h. im zus 
fünftigen Leben wird die Fürftinn bei uns den 
- Dfen Heigen. Man kann fih gar nicht die Art von Ems 
pfindung denfen, die diefe Erklärung bei mir bervorbrachte. 
Bon der einen Geite glaubte ih meinem Vater, und war 
über dieſe zukünftige Glücfeligkeit fehr froh: Doch hatt? ich 
zugleih Mitleiden mit der armen Fürftinn, die zu einem 
fo ſchimpflichen Dienſt verdammt werden ſollte. Don der 
andern Seite aber wollte es mir doch nicht in den Kopf, 
daß dieſe huͤbſche reihe Fürftinn in diefer prächtigen Kleis 
dung den Dfen eines armen Juden heißen follte. Ich ge 
rietb darüber in die größte Verlegenheit, bis mir ein 
Epiel diefe Gedanken aus dem Kopfe brachte‘’. 

In dem neunzehnten Jahrh. endlich ftellen ſich die 
altgläubigen Juden auch nicht in einer anderen Öeftalt bar: 
auch bis in die Tage der Gegenwart herab offenbaren fie 
Denfelben Charakter. Salomon Bennett bekennt fih in 
der Schrift: The Constancy of Israel, London 1809. 
pag. XIV zu dem Glauben, daß, wenn die Zeit erfült 
wäre, dad den Vätern verheißene Nationalglüd feinen Volks— 
genoſſen gewiß würde zu Theil werden. Dr.M. Horſchetzky 
fheint aud in das von Joſephus erzählte Mähren von 
der auferordentlichen Ehrfurcht, Die Ulerander ber Große dem 
Jehova, dem Tempel und dem Hohenpriefter bewieſen habe, 
gar kein Miftrauen zu fegen, indem er in „Geſchichte 
ber Juden feit dem Rüdzuge aus der babylonifhen Ge— 
fangenfhaft Prag, 1826. ©. 82. 83. diefe Erzählung ohne 
alle begleitende Zweifel ausfprechende Anmerkungen wie, 
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dergibt. Alle übertrifft aber in feinem grenzenlofen Nas 
tionalhohmuthe der wohlbekannte jüdifhe Schriftſteller 
Blogg der den offenen in feinem Aedificium Salomonis, 
Hannover 1831. ©. 3. 6. 7. 23. 25. 86. niedergelegten 
wahres Mitleiden einflößenden Bekenntniffen zufolge (vergl. 
m. Beurtheilung diefer Schrift in Leipz. Lit. Zeit. Febr. 
1834. Nr. 34.) den feltfamften Entdefungen zur VBerberrlis 
chung feines Volkes nachhaſcht. 

Ale diefe aus allen Zahrhunderten gefammelten Bes 
weife, denen man außer einer merkwürdigen Aeußerung bes 
R.Jacob ben Chajim in der Vorrede zu der Biblia magna 
Rabbinica - Venetus 1525. Fol. die von Büfdhing in: 
Geſchichte der Züdifchen Religion, Berlin 1779. $. 72. ges 
fammelten Beifpiele hinzufügen mag, betätigen von Neuem 
in der von den vielfachiten Seiten beleuchteten Erſcheinung 
des jüdifhen Hochmuths, daß die rechtgläubigen Juden 
mit flarrer Unbemweglichkeit die Alteften Religionsporfteluns 
gen von den früheften Zeiten bis in unfere Tage herab 
fortpflanzen und in den gefälligften Geftalten ausbilden. 

Um feinen Zweifel an der Wahrheit diefer Bebaups 
tung für den vorliegenden Fall auffteigen zu laffen, werde 
ſchließlich noch an die Thatſache erinnert, daß in den noch 
üblihen Gebeten die Sprache der dünkelvollften Einbildung 
aus dem Munde ber frommen Juden unaufhörlid uns 
entgegen tönt. Bald wird Gott (f. Euchel ©. 9.14.) ges 
dankt, daß er feinem Volke, den Kindern feines theuren 
Abraham, die er aus allen Völkern ber Erde auserkieft, 
eigene Gefege gegeben: bald wird (f. Auriher Sammlung 
©.432.) gepriefen, daß er zwifchen Heiligen und Nichts 
heiligen, zwiſchen Iſrael und anderen Bölfern 
unterfhieden; bald wird Gott (S. 108. 1235. Eudel) ans 
geflehet: Hüterdeines einzig erfohrenen Volke, be 
wahre dem Ueberreſt diefes erfohrenen Bolfs, laß nicht 
verloren gehen Dieses einzige Volk, das deinen 
Namen einige: haft du uns doc) nicht wie andere Nas 
tionen feyn laſſen, Haft nicht unferen Antheil gleich den 
ihrigen, noch unfer Loos mit ihrem Haufen SEIEN 
mend gelaffen u. ſ. w. 
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Selbſt die aufgeflärten‘, freifinnigen Zuden, die von | 
‚ihrer Höbe auf ihre altgläubigen, aberglaͤubiſchen Volksge— 
noffen vornehm herabſchauen, haben dieſes charakteriſtiſche 
Kennzeichen der gemeinſchaftlichen Abkunft treu bewahrt, 
wie unzählige Thatſachen aus der Gegenwart in gedruck— 
ten .Urfunden, in briefliden und mündlichen Unterreduns 
gen dem Beobachter veranfbauliden. Es werden daber 
unfere chriſtlichen Staaten, Die dieſe feilelloien Abrahami— 
den einer unbefchränften bürgerlihen Freiheit für würdig 
halten, wohlthun, wenn fie. Dıefe neuen Mitglieder der Ge: 
fellidaft, um ihren Ehrgeitz zu ſtacheln und zu einer beils 
famen Nacheiferung zu reigen mit verdienten Augzeichnun: 
gen aller Art zu beglüden fi vecht betrteblam zeigen. 

II. Aus derfelben bibliſchen Grundvorftellung, Die den 
HYobmuth der Juden erzeugt hat, it auch die eben: 
fo tief gewurzelte Berabtung gegen die Heiden ges 
floffen, deren zwecfmäßige Beleubtung uns nun zu meh— 
reren anziehenden Erſcheinungen geleiten fol. 

Die Heiden, deren Namen wir bier auf diejenige 
Klaffe von Nicht» Zfraeliten befihränfen, die als Goͤtzen— 
Diener in den älteften Denfmälern der Zuden mit Einſchluß 
der Miſchnah in religiöjer Beziehung aufgeführt werden, 
mußten, weil fie in ihrer Verblendung mehrere einge, 
bildete Götter verehrten und der Ehre, ein heilige Volk 
Jehovas zu feyn, nicht gemürdiget worden, den ftolgen 
Eöpnen Abrahams ein Gegenfiand der Beratung, der Vers 
abjcheuung ſeyn. 

Eın Heide durfte nicht ungeftraft den Adel einer Hes 
bräerın entweihen, die Unſchuld derfelben (1.B.Mof. XX, 6. 
XXVI 10. IEXXIV, 7.) beflefen: die Kananiter und 
andere heidniihe Völker waren dem Abraham und deffen 
Geiwlechter Ci. ebend. K.XXIV,3.4 XXVI, 34. XXVII, 46.) 
verabfbeuungsmwürdig. Gegen Laban den AUramäer 
d. h. Gögendiener (vergl. K. XXXL 19. 20. 34. mit 
Raſchi's Anmerk. zu R.XXV,20. XVII, 13. XXVL 35. 
2. B. Mof. XXL, 1.) ward ungefcheuet Betrug und Lüge 
geübt. Und in dem Stammvater Kanaan wurden K. LX, 26. 
die abgoͤttiſchen Kananiter verfludht. . 

VI. Band, 16 Hefl. 15 
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Solche Sefinnungen offenbaren fih auch in der gegen 
Pharao (2.38. 11, 18. V, 1.) beobachteten VBorfpiegelung, 
daß er den Siraeliten geftatten möchte, nur eine Wande- 
rung von drei Tagen in die Wüfte zu machen: eine folche 
gegen die verachteten Heiden gerichtete Bertilgungsluft -trict 
ung entgegen 4. B. Mof. XXIV, 17. Deuter. VII, 2. 16. 
Xu, 31. XXX, 16. 17. ' 

Aehnliche Entdefungen haben wir aud in anderen 
Büchern des A. Teft. zu machen Gelegenheit: 5.8. Joel II, 17. 
Mich. 1, 10. Zephanj. 1, 9. Habaf. 111, 13. Ezech. XV1,3. 
XLIV, 7. 9. Jerem. X, 3.25. Klagl.1,10. V,8.P1. LXXIX, 1. 

CV, 4. CXXXV, 10—12. 15—18. CXXXVl, 3. 
2, Ehron. XXIII, 19. Esra IX, 11. X, 3. Dan. 111, 12. 
18. 25. IV, 29 lg. V,5 fly. Sirah XXVI, 238. XLI, 5. 
Baruch VI, 3-6. Zufäge zum B. Eſther III, 11. Zob.1V, 17. 
Judith IX, 2. B. der Weish. Xil,3flg. XIII, 16. XIV, 9flg. 
XVIII, 4 1. B. der Makkab. XIII, 47. vergl. Kap. II, 7. 
III, 45. B. II. der Makkab. V, 16. B. UI. Kap. 11, 25. 

Welche Gefinnungen Philo und Zofephus über 
Yeidnifche Völker, namentlich über Abgötterei gehegt has 
ben, braucht nach den im Vorlauf unferer Unterfuhungen 
vorgetragenen Bemerkungen nicht befonders entwickelt zu 
werden: im Vorbeigehen werde erinnert an Philo 1,139. 
11, 10—12. 191—194. 441. 442, an Joſephus Ulterth. 
B. 1. Kap. VII 6. 1. fig. 8. VII, 1. flo. 

Das». Zeft., weldyes die Heiden Matth. XV, 26. mit 
unfläthigen $uden- vergleicht und die Gößendiener Ephef. V,5. 
1. Petr. IV, 3. Offenb. Joh. XXL 8. XXI, 15. mit den 
verworfenften Menfchenklaffen auf Eine Linie fegt, gibt 
Matth. X, 5. XVIII, 17. Marc. X, 33. 1. Kor. V, 1.10.11. 
Salat. Il, 9. 15. binreichenden Stoff zu nüglidhen Ber 
gleichungen, 

Und in der Mifchnah, die IV, 26. den Grundfag pres 
digt: wenn der Ochs eines Sfraeliten den Ochs eines 
Heiden ftößt, fo ift er von der Verpflihtung des Er 
faßes frei: umgekehrt aber, wenn der Ochs eines Heiden 
den Ochs eines Sfraeliten geftoßen hat, fo muß erden 
Schaden erfegen, drängen fih unter vielen anderen 
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Beifpielen folgende I, 170. IV, 364. 366-374. 382—384. 
391. als beftätigende Zeugen auf. 

- »: HL Aus der Verachtung der Juden gegen die Heiden 
entwicelten fih ganz folgereht feindliche Sefinnum 
gen gegen die Ehriften, weil, wie wir wiffen, Die leg» 
teren in dem Zalmudifchen Zeitalter, das ganze Mittels 
alter hindurch, und zum Theil bis in die neueren Zeiten 
berab ald Goͤtzendiener, Abgötterer betradhtet wor: 
den *find. Stellten fih aber unter dieſem Geſichtspunkte 
die Chriften ald Heiden bar, fo mußte die ganze Richtung 
ber Thorah gegen das Heidenthum, die Zoft Th. IL 
&. 152. 153. gut nachgewieſen, audy das Chriſtenthum er» 
greifen. 

Wenige Beifpiele, die wir gleihfam nadträglih an 
früpere Unterfuhungen hier anzußnäpfen verfuchen wollen, 
mögen zu dem vorſchwebenden Zweck hinreichend feyn. 

Nach dem Borgange des Talmud. Tract. Megillap 
ol. 7. Eol. 2. werden von Raſchi in der Erklärung von 
2. B. Mof. XU, 16. und Moſeh Bar Nahman zu der 
felben Stelle (im dreizehnt. Jahrh.) die Richtifraeliten, alfo 
auch die Epriften, mit Hunde verglihen, durch welchen 
Ausdruf auch von den Muhamedanern die Chriſten ber 
zeichnet werden. Von Abarbanel werden in f. Com: 
mentar zu Sef. LXV, 25, und Zephan. Ill, 9. die Chris 
ſten als Edomiter aufgeführt, von der künftigen Gelig» 
keit ausgefchloffen und in R. Dav. Gans in der Ecrift 
Zemach David (am Ende des fechzehnten Jahrh.) Th. 2. 
Fol. 5. Eol 2. Fekf. a M. 1692. 4. lefen wir: „Wir 
heilige Gemeine Iſraels ſchenken Eeinen 
Glauben den Niht-Sfraelitifhen Schhriftftel- 
lern‘, R. Elia Levita enblid pag- 42. edit. sec. d. 
angef. Schrift (in demfelb. Zahrh.) erzäplt, feine Glau— 
bensgenoffen hätten ihn verfludt, weilerden 
Ehriſten Unterridt in der Thorab gegeben 
babe. 

Noch immer werden in den jüdifchen Gebeten (f. Ge 
betbud für die heutigen Züdinnen von Willemer, 
Leipz. 1745. ©. 119,) die Chriſten als Unbefhnittene 
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dargeſtellt und (ſ. Euchel ©. 135.) als Solche, die hülf- 
lofe Götter anbeten. Ja der allbarmperzige: Vater 
wird (Cebend.-©. 166. 167.) angeflebet, zu räben das ver 
goffene Blut feiner Diener, und zwar in unferen 
Jagen, durd welchen Zufag allein die SUB gemeint 
feyn koͤnnen. 


"Zweiter Abſchnitt. 

— der Juden. Haß. gegen Frembde. Ver— 
botene Speiſen. Abſcheu vor ehelichen Berbindungen 
mit Nichtjuden. 

» Die in den beiligen Büchern wurzelnde Vorſtellung, 
daß die Iſraeliten das ausgemählte Volk ihres National- 
koͤnigs Jehova ſeyen, führte almäplig, und zwar in immer 
ftärferen Graden, eine Abſonderungeſucht der Juden von 
anderen feines ſolchen Gluͤcks gemwürdigten Völkern des 
Erdbodens berbei, welde Eriheinung nachſtehende kurz zus 
fammengedrängte Bemerkungen. in das erforderliche Licht 
fegen werden. 

Der Aufruf (3. Mof. XIX, 2) Ihr follt heilig 
ſeyn, denn ich bin heilig, bilder den bequemſten Ans» 
f£nüpfungspunft, denn in dem Begriff. Heiligkeit liegt 
der Begriff Reinheit, Fleckenloſigkeit, deren Bewahr 
rung das geweihte Zirael als das würdigte Strebeziel er 
fennen muß. 

Wurde fhon die moͤglichſte Reinlichkeit durch wieder⸗ 
holte Geſetze gegen Anftefungen durch Ausduͤnſtungen und 
Beruͤhrungen z. B. 3. B. Moſ. XXI, 1—4. 4. B. V, 2-4. 
Al, 14 15. XIX, 11—21. XXXI, 19. den Abrahamiden 
nacdrüdflich eingeihärft, wurde, wenn fie in dem ehren 
vollen VBerpältniffe zu ihrem Jehova die auserlefene Stelle 
unverlegt behaupten wollten, mit £örperliher Fledenlofig- 
feit, in einem fauberen Anzuge und mit tadelfreien Gaben und 
Opfern ihrem Nationalgotte fib zu nähern 2.38. Mof. III, 5. 
XIX, 10—15. XXU, 31. XX1X, 4 XXX, 3—32 
Kap. XL, 9-15. 3. B. Mof.1,9—13: 8.X1I—-XV. XVI, 4. 
XV, 19: XX,'26. XXII, 19, als unverletzliches Geſetz 
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geboten, welche Forderungen mußten dann gemacht werden, 
wenn die Gemeihten den verworfenen Heiden gegenüber 
betrachtet wurden, wenn ſie eine Vergleichung der Geweih— 
ten. mit den Ungeweihten bervorriefen?, Mit den Cim 
wohnern des Landes, wird 2. B. Mof. XXI; 32, 
geboten, folle ihr fein Bündnif fließen, ihr ſollt 
ihre:abergläubifhen Sitten,ihre Gräusl(f 22. 
Mof. XXI, 24. XXXIV, 12. 3. B. Moſ. XIX, 2-4. 
XX, 67. 4 BEMofi XXXV, 3425. B. Kap. X1,16, 
All, 30. XXXI, 16.) nicht nadahmen. An dem heiligen, 
bie Sfraeliten von den übrigen Völkern iabfondernden:fies 
benten Zage, rief Sehova feinem! Diener Mofe nad 
DB. 2. K. XXIV, 16. aus der verhüfenden.. Wolfe zu 
ſich Hinauf, um ihm ſeinen Willen zu offenbaren: berfel> 
ben religiöfen Vorſtellungsart getreu ruft BAR. XXIM, 9. 
Bileam aus: Scha u? abgefondert wohinetdiefes 
Bolf: zu den übriögen Völkern der Erde rechnet 
es ſich nicht! Ol'moͤchte ich Doch. den Tod dieſer On 
rechten (der ————————— Bollto mmne n) ur 
fterben. 

Der in Pentatendy * gebotene Grundfag: entweis 
bet nicht den. Adel’ eures erhbabenen Geſchlechts 
durch Nachahhmungheidniſcher Sitten, Gewoph: 
beitem und: Lehren, mußte, in ſtrenger Durchfuͤhrung 
einen. immer dichteren Kreis um den Mationalftolg der 
Abrahamiden ziehen und nihnen eine möglichft ſcharfe Zur 
rüdjiehung von dem. verpeftenden Umgange mit den übri« 
gen Bewohnern der Erde,-die feiner fo erlauchten Abfunft 
fid) zu rühmen vermochten, als den glänzemdfen Beweis 
der treuieften Anhänglichfeit an ibten $ehova mit der ein» 
dringendſten Kraftiber:Heiligften Religionspflicht ins Herz 
druͤcken, wie die geſchichtlichen Denkmaͤler aller Zeiten in 
— deutlichſten Beweiſen verkuͤndigen. 

Mit gerechter Beſorgniß, es möchte noch mehr. der 
Glanz der vaterländıfchen Religion verdunfelt, die Neinpeit 
ber, Jehovas-Verehrung noch mehr beilecft werden, tadelt 
der Prophet Jeſaia Kap. II, 6. den zu ‚feiner Zeit herr 
Ihenden lebhaften Verkehr mit den Söhnen des Auslan— 
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des in der dadurch berbeigeführten Vernachlaͤſſigung ‚des 
Rational» Cultus, die Quelle jeglichen Ungläds und der 
Leiden feines unglüdlihen Vaterlandes erblidend, Den 
felben religiöfen Charakter behauptet diefer eifrige Patriot, 
fo oft er in Hinneigungen zu heidnifhen Völkern, in: ges 
ſuchten und angefnüpften Verbindungen (K. XXX, 1. flg. 
XXXI 1-—3) eine Entfremdung von dem einzigen: mwahs 
ren Gott, eine Beförderung des Hanges zum Goͤtzendienſt 
berbeieilen fiebt. Zu derfelben Anſicht bekennt fi Syechiel, 
der Kap. XLIV, 5 fig. ähnliche Gräuel feinen Zeitgenoffen 
vorwirft, fireng. ‚befolgend die weiſen Ermahnungen, die 
38. Mof. XVILL 3.26. flg. 5.82. ns XI, 6. — 
gegeben worden. 

Uebereinſtimmend mit Jeremija Rap. X, 12 fig. deſſen 
Warnung. Zephanjah Kap. I,-8 in feinen Klagen 
über Die Ausländerei der Iſraeliten rechtfertigt *), ſchil— 
dert (Eſther III, 8.) Haman, dem Könige: Ahasveros 
die Zuden als ein abgefondertes Volk, deren Gefege von 
den Gefegen: aller: anderen Völker: verfchieden find, welche, 
wie die Zufäge zum B. Eftper J, 3. hinzufügen, wegen 
ihrer abweichenden Gefepe eine feindlihe Stellung gegen 
alle übrige WVölkerfchaften auf der Erde einnehmen und 
ſtets die Gebote der Könige verachten. 

Vorzuͤglich war: es die Borftellung von “einer beſon⸗ 
deren Heiligkeit, die den Zfraeliten beimohne, : welche. fie 
die Heiden als Verpeftete, deren Hauch, deren Berührung 
gleihfam anſteckend betrachten Fkieß, ja Deren genauern Um⸗ 
gang zu meiden fie durch die Thorah felbft fih aufgefor- 
dert glaubten, eingeben? der Ermahnungen 2. B. M. XIX, 6. 
58. XIV. 2. XXI, 3. Un diefe religiöfe Denkart er: 
innert Joel 111, 22. Heilig ſoll Berufalem feyn 
und Fremde follen nicht mehr hbineindringen: 
und $ef.L1l,1. es wird fein Unbefchnittener, fein 
Unreiner fortbin in dich hineinziehen. Ebend. 


*) Sie vermifchten ſich (Pf. CVI, 35) mit heidniſchen Volkern und 
ahmten nad). ihre. Handlungsweiſe: fie. dienten ihren — die wur⸗ 
den ihnen zum Fallſtrick u. ſ. w. 
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Kap. XXXV, 8. hören wir von einer heiligen Straße, 
die für die heimkehrenden Sfraeliten gebildet, fein Unreis 
ner betreten darf. In denfelben Kreis von religidjen 
Dorfielungsarten führt die Nehem. 1X, 2. XIII, 1—3. ge: 
meldete Ubfonderung der Gemweiheten Syfraeld von den Ge— 
ächteten und Unfaubern eines fremden Samens; denn, fpricht 
das DB. der Weish. 11,16. Die Heiden find unrein, 
deren Umgang den Juden verunreinigt, Das 
ber müffen auch nach Zephan. 111,9. die Völker, die wür- 
dig befunden werden follen, den Jehova zu verehren, durch 
reine Lippen vorher geweihet werden. 

Aehnliche Erfheinungen von Abfonderungsfuct der 
Suden führt uns das N. Teft: in ‚mehrfachen Beifpielen 
zu. Man erinnere fih nur an die Aufforderung J. Ehrifti 
die Straße der Heiden betreter nit (Matth. X, 5.) 
an die denfwürdige Erzählung Joh. XVUL, 238: die Ju⸗ 
denwagtennidht das Pratorum des Heiden Pila- 
tus zu betreten, um fih nicht zu verunreinigem 
und an die Nachricht Apoſt. Geſch. X, 28.: ein Jude 
darf nicht miteinem Menſchen, der zu einem 
fremden Volk gehört, in eine nähere Verbin: 
Dung treten oder Umgang pflegen, bamit er 
fih nicht entadele oder verunreinige durd einem 
Derkehr mit Menfchen, die (1. Theſſal. IV, 6.) Gott nicht 
Eennen. Eine folbe Entfremdung fand auch zwifchen 
den hochmuͤthigen Juden und den gehaßten Samaritanern 
nah Joh. IV, 9. vergl, mit Matth. X, 5. Luc. IX, 53. 
Gtatt. | 

Griechiſche und römifhe Schriftſteller z. B. Appion 
Diodor Plutarch, Tacitus und Juſtin (ſ. die von 
Meier in der angef. Schrift Judaica pag. 17. 35. 38. 42. 
43. 62. 71. gefammelten Stellen) haben diefe in dem Na— 
tionalcharakter der Juden bervortretende abfloßende Geite 
und ihre gegen die übrigen Völker der Erde angenommene 
feindlihe Stellung wohl anfgefaßt. Aus einem folden 
mit wegmwerfendem Stolz; und verächtlihen Geitenbliden 
gepaarten efelen fchroffen Betragen gegen alle Nichtjuden. 
erklärt fich fehr natürlih der Haß, den heidniſche und 
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chriſtliche Völker durch alle frühere Jahrhunderte hindurch 
auf die Abföümmlinge Abrahams gemorfen haben. Die 
Keime diefer zurüdfbeuhenden Handlungsweife und feind— 
lien Gefinnungen möcte das fpähende Auge des Beobach— 
terö ſchon zu entdecken vermögen in der bitteren Schadens 
freude und in dem verfpottenden Hohngelaͤchter, welches 
bald Ppilifter (Mic. 1, 10. vergl. m, 2. Sam. 1, 20), bald 
Ammoniter (Ezech. XXX V,3), bald Moabiter und Edomiter 
(Ezech. ebend. V. 8. 15. Zephan. 11, 8 PI.CXXXVIL 7 
erhoben, wenn harte politifihe Schläge, oder Auflöfung 
des Etaats die angefeindeten Sfraelıren traf. 

Der in der Thorah und in dem Talmud einheimiſche 
Maimonides, deffen Stimme bei den recbtgläubigen Juden mit 
prophetifher Kraft wirkte, erklärt in Hilchoth Iſure 
Biah Kap. IV. die Nichtjuden für unrein und gibt dies 
ſemnach in Hild. Avodah Sarah Kap. X, $. 7. die Weis 
fung, die Zuden follten, wenn fie die Mehrzahl 
bildeten, feinem Wihtjuden eine Aufnahme 
oder Durchreife geftatten und warnt ebend. Kap. Xl. 
$. 1. mit Hinfiht auf 3. B. Mof. XX, 23. und gleichen 
Grundfägen mit dem B. Kosri pag. 112. folgend, vor 
jegliber Nachahmung nichtiſraelitiſcher Völ— 
ker, damit fie weder im Aeußern, noch in Handlun: 
gen, nodb in Kehren ihnen Aäbnlich fib darjtellen. Sa 
NR. Zehuda in Sepher Chaſidim Sulzvb. 1684. in 4. 
$. 238. verbietet einen $udenfnaben, der ın der Wiege 
weine, durch chriftliche Lieder beſchwichtigen zu wollen. 

Lauter Einwirfungen des Rabbinismus, der, wie Hr. 
Dr. Joſt mit ruͤhmlicher Freimüthigfeit Th. 111, ©. 153. ber 
merft, die möglicjte Entfernung des Juden vom 
Heidentbume zum Hauptziel feiner unermüdeten Be— 
ſtrebungen ſich gelegt hat. 

Der aller Unterdrüdfungen ungeachtet mächtig fort, 
Ichreitende Geift der Zeit hat auf Käuterung lang genug 
genährter irriger Begriffe und Wegräumung verjährter Bor; 
urtheile feinen wohlthaͤtigen Einfluß äußernd auch die Zus 
den den Epriften in gegenieitiger Achtung näher geruͤckt und 
mande Hemmketten fortfchreitender Bildung glücklich zer 
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fprengt: doch haben ſich unter den altgläubigen Juden ein 
zelne Epuren der Abfonderungsfudt ſelbſt bis in unfere 
Tage herab erhalten, wie die immer noch erſcheinenden jüs 
difchen Kalender und die fortmährende Anwendung der jüs 
diſch-deutſchen Sprade in Schriftliden Mittheilungen und 
Auffägen, fo wie ın gedrucdten Werfen (vergl. die jüngit 
in Berlin erfhienene Ausgabe der Miſchnah in fee 
Quartbänden) außer anderen Beifpielen beftätigende Zeug: 
niffe liefern. 

b) Der Ausdruck Nochri, d.h. ein Fremder, bildet 
einen Gegenfag von der Iſraelit und der Näcfte, wie 
das N. Teft. an ungweideutigen Stellen z. B.5. B. MoſXV, 3. 
XVII, 15. XXIII, 19. 20. vergl. mit Kap. XV,2. lehrt ); 
Sremde und Nichtifraeliren find mithin gleichbedeu— 
tend, Iſt aber dieſes unbeftreitbar gewiß, fo finden alle 
feindfelige Grundfäge, die an den Begriff ein Fremder 
geknüpft werden, eine vollitändige Unmwendung auf Heiz 
den im Ullgemeinen, und Gögendiener im Befonderen, 
alfo aub auf Chriſten als Nicht-Iſraëeliten überhaupt 
und ald-Abgötterer, in fo fern fie der Anbetung Jeſu 
Chrifti, der Maria u. ſ. w. befchuldigt werden, ‚ihre volle 
Anwendung. Diefe Behauptung fünnen mwır um fo dreifter 
ausfpreben, da nach bibliibem und jüdılbem Eprachges 
braude der Name Bolfsgemoffe unter dem milde Ge 
finnungen einflößenden Unsdruce der Bruder, der Wächfte 
begriffen, der Name ein Fremder, ein Ausländer 
aber auf gleihe Linie mit Feinden Iſraels gelegt 
werden. Schon in dem erften B. Moſe's XX, 11: XXXI, 15. 
machen wir die Entdefung, daß man glaubte gegen 
Fremde gebäffige Urtbeile und geringfhägige Behandlung 
ſich erlauben zu dürfen. ‚Gegen den Nächten, Volks— 
genofien und gegen den Bruder, die alle dur das 


*") Daſſelbe Verhältniß des Nochri zu einem Iſraeliten tritt hervor 
in der —— Ki 56. und in dem Talmud. Tıactat Gittin 
Sol. XLV. Col. 2. Zofephoth. 

Ein Frem dee und ein Heide werden audin der Mifchnah 1,8. 
in Rafhi’s Erklärung von 1. B. Mof. XXXVI, 3. in eine und 
diefelbe Kathegorie geſetzt. Er 
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Unwillfüprlih wird man hier an das entfprechende 
Wort Aberim, db. b. die Anderen oder folde, Die 
nibt zum heiligen Stamme Sfraelö gehören, 
erinnert, da auch bier der Begriff Richet juden: vorherr⸗ 
fchend ift, wie aub NR. Cohen De Kara durd denier 
läuternden Zufag: &9rıxos, gentiles, pagani beftätigt. 


Bequem ſchließt fih ebenfalls: hier an der Ausdrud 
Mamfer, eigentlid ein uneheliher&prößling, dem 
Molke Gottes Entfremdeter, der nach ’einem: be 
ftimmten Befehl (ſ. 5. B. Mof. XXI, 2.) gleich anderen 
Nationen von Jehova's Be Gemeinde als ein Geäctes 
ter verbannt mar. 


Ale die Vorftellungen, die an den Begriff ein Frem— 
der und der Naͤchſte von jeher geknuͤpft worden, prägen 
ſich in den gebäßigen und liebevollen Grundfägen, welche 
die Bibel und das Judenthum in dieſer Hinficht, predigen, 
auf dos Unverkennbarſte ab. Hier bietet ſich zunaͤchſt die 
häufig befprodene Etelle: Du folit Feinen Wucer nehmen 
ch. 5. B. Mof. XXIII, 19. 20.) von deinem Bruder, 
weder Wucder von Geld, noch Wucher von Speife u. f. w., 
von dem Fremden darfit du Wucer nehmen, von deinem 
Bruder. aber darfit du keinen Wucher nehmen. Moch 
mehr aber erregt unfere Aufmerkſamkeit der bisher ganz 
überfehene merfwinrdige Ausſpruch: „VBerreiftes Vieh, 
von welderlei Urt es fei, oder Nas (weldes nah B. 3. 
Kap. XL, 2% 25.28. 39. 40. durd die bloße Berührung 
verunreimigte) darfit du (vergl. 5. B. Mof. XIV, 21.) nice 
effen: dem Fremdlinge, der in deinen Thoren ift, gieb 
es, daß er es effe oder einem Nochri verfaufe: denn 
du bift ein Heiliges Volk“ darfit: dich alfo nicht veruns 
reinigen). oder,.mwie es in einer verwandten Stelle (2.3. 
Mof. XXIL, 30.) Heißer „heilige Leure follt ihr mir feyn, 
Fleiſch von einem: Thiere auf. dem Felde, das zerriffen 
morden (ift aber“ diefes nicht .ein Was?) ſollt ihriniht 
effien: dem Humde (dieſem nach“1. B. Sam. XVII, 8. 
2.3. d. Kön. VII, 13. veraͤchtlichen, unfläthigen Thiere, 
weldem, wie wir aus Matth. XV, 26., vergl. mit 8. VIL, 6., 
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ebend. erfeben, der Heide * Nicht-Iſraelit gleich— 
geſtellt wurde) ſollt ihr es vorwerfen!“ 

Wenn mithin ein ſtrengglaͤubiger Jude von niedriger 
Denkart einem Chriſten ſtinkend gewordenes Fleiſch vers 
kauft, ſo trifft ihn wegen dieſes offenbaren Betrugs kein 
Vorwurf, bat er doch ein goͤttliches Geſetz befolgt! Wen 
darf nun noch der bekannte Talmudiſche Grundſatz: „einen 
Goi zu bevortheilen iſt erlaubt“ im Geringſten befremden ? 
Wird er nicht durch ein von Jehova ſelbſt abgeleitetes 
Geſetz geheiligt? Es mag alſo gar wohl in der Wahrheit 
gegründet feyn, was Eiſenmenger, Th. 2. S. 642. ers 
zähle, daß ım J. 1681 ein Jude hingerichtet worden, der 
unter andern Verbrechen auch befanüt babe, daß er den 
Chriften Aas und allerhand. befudeltes Fleiſch verkauft 
ı babe, hinzufügend: einem folden Juden könne man feinen 
Glauben beimeflen, wenn er fogar eidlich verfichere, er vers 
faufe untadelhaftes Fleıfh, denn — fo werde im Shuls 
han Aruch gelehrt — wer fi verdädhtig gemacht 
babe, verdiene ſelbſt bei einer eidlich befräftig- 
ten Ausfange feinen Ölaubenm. 

Über, höre ich hier einige mir entgegenrufen, fpricht 
niht der Gefepgeber 2. B. Mof. XXII, 21. XXIL, 9: 
den Sremdling folit du nicht druͤcken, nod drängen, denn 
auch ihr feid Fremdlinge gemefen in Wegypten? Druͤckt 
nicht Diefelben milden, menfchenfreundliden Gelinnungen 
3 B. Mof.. XIX, 33. 34. 5. B. Mof. X, 19. in dem 
"Gebot aus: „Du ſollſt den Fremdling, der fich bei dir in 
deinem. Lande aufhält, nicht drüden: es fol vielmehr ein 
folder Sremdlıngı gleich geachtet werden, einem SJnländer: 
lieben ſollſt du ihn, wie Dich felbft, ıbr feid auch Fremd» 
linge geweien im Lande Aegypten. Gott liebt (2. 18) 
den Fremdling und gibt ihm Brod und Kleider. 

Will man dieſe mehr fheinbaren, als wirklichen Wıders 
ſpruͤche loͤſen, fo. bietet: id dazu mehr. als eine Antwort 
ganz ungezwungen dar. Bald darf nicht unberuͤckſichtigt 
bleiben, daß der hebräifche Ausdrud Ger, der hier überall 
gebraucht worden, einen Fremdling bezeichnet, der ſich 
einige Zeit in ne aufbielt und. daher das heilige 
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Recht der Gaſtfreundſchaft fuͤr ſich in Anſpruch nehmen 
konnte: bald wird der Fremdling an allen angefuͤhrten 
‚Stellen den Wittwen und Waiſen oder den Huͤlfsbeduͤrfti— 
gen beigefellt, die, wenn fie nicht dem Hungerstode preiß- 
gegeben werden follten, mit den ftärfftien Gründen dem 
Mitleiden, der Fürforge der Iſraeliten empfohlen werden 
mußten. Hierauf bezieht fib auch die Verordnung im 
dritten Bub Kap. XIX, 10: „In deinem Weinberge folft 
Du feine Nachlefe halten und die umpergeftreuten Beeren 
folft du nicht auflefen: dem Armen und Frembdlinge 
foltft du fie überlaffen.‘ Bald möcsten die zum 
DVortheile des Fremdlings gegebenen wiederholten, ges 
fchärften Befehle gerade für das Gegentheil für ein zw 
hartes, lieblofes Verfahren des ifraelitifchen NWationalpaffes 
gegen foldhe bedauernswürdige Sremdlinge zeugen, welches 
man durch die ftärfften Beweggründe glaubte, beſchraͤnken 
und zügeln zu müffen. Werden nicht die Edomiter, 
die die Syfraeliten als ihre grimmigften Feinde haften und 
“verfolgten, wahrfcheinlih aus gleichen Rüdfihten, (B. 5. 
Kap. XXI, 7.) ftatt der Verabfeheuung, vielmehr der 
Bruderliebe übergeben? Und was vermögen endlich ein- 
zelne mildere Gefinnungen, die den Regungen eines weiches 
ren menfchenfreundlichen Charakters entkeimt find, über. 
ein hartes Gefeg zu entfcheiden, welches in den wefentlich- 
ſten Grundfägen eines firenggebietenden, abfondernden 
Theokratismus tief begruͤndet iſt? Laͤßt nicht den tief ge 
wurzelten Nationalhaß gegen Fremde der angeführte Aug: 
ſpruch: du magft das Fleifh eines verreckten Viehes einem 
Ger, der in deinen Thoren mweilt, (mithin einem 
Tremdlinge aus der bezeichneten Klaffe) geben, daß er es 
effe, ſtark genug hervortreten? 

Die Nichtigkeit diefer Deutung verbürgen auch vönig 
übereinftimmende Erfcheinungen in den ifraelitifchen Denk— 
mälern der früheften Zeit und in fpäteren Erzeugniffen ber 
jüdifchen Literatur. 

Erinnert werde an 4. B. Moſ. XXIII, 9.: „ſiehe abs 
geſondert wohnet dieſes Volk und unter die Voͤlker rechnet 
es ſich nicht,” wo alſo die Sfraeliten in einer gefliſſentlichen 
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Frennung von den Fremden erblidt werden. War doch 
fogar eine firenge Sceidewand zwifchen einem gemweihten 
ifraelitifchen SPriefter und einem bloßen Laien, der aud 
den Namen ein Fremder oder Sar führte, nah 2. 2. 
Mof. XXX, 32—38. 4. B. Mof. Kap. IL, 10. XVII, 5. 
in religidfer Hinfiht gezogen! Wie viel mehr mußten 
(f. 1. B. Mof. XXXV, 2) fremde Götter das geweihte 
Volk Sfrael beflefen! Zum Nachtheil der Fremden mag 
auch das Geſetz (3. B. Kap. VII, 24) „Fett von gefalle 
nen und Fett von zerriffenen Xhieren kann zu den ver: 
fchiedenartigften Sweden genugt werden: aber effen dürft 
ihr es nicht‘’ Häufig angewandt worden feyn. 


Beſonders charafteriftifhe Züge der Verachtung und 
des Hofes gegen Fremde find eingedrüct den Aeußerungen 
5. B. XXVIL, 43. und Kay. XXIX, 1— 23. 


Fremde werben von dem jüdifchen Nationalftolz zu 
Sklavenarbeiten (ſ. Jeſ. LX, 10. LXI, 5. vergl. mit 
K. XLV, 14. XLIX, 23.) im Dienfte des heiligen Volks 
verurcheilt und ebend. K. IL, 6. wird ein freundfchaftlicher 
Verkehr mit den Söhnen des Auslandes ald Ent 
weihung des ifraelitifhen Namens gefchildert, Ju 
gleichem Geifte Droher Czech. Kap. X, 9. feinen Zeitgenoffen 
die Berfioßung unter die Fremden als die fchred- 
lichfte Strafe und nach den Augfagen Jeremias Kap. XXL, 3. 
und des Zadhariag VII, 10. dauerte die Bedrüdkung der 
Sremdlinge, Wittwen und Waifen immer noch fort. 


Sn den geſchichtlichen Büchern der Hebräer finden wir 
auch Spuren einer folden feindfeligen Denfart, indem 
wir DB. der Richt. XIX, 12, vernehmen: „Wir wollen 
nicht einfehren in eine fremde Stadt, worin feine 
Söhne Iſraels find” und im B. Esra Kay. IX, 2 
geklagt wird: Das Volk Gottes bat feinen heiligen 
Samen vermifht mit den Völkern der Länder. 
Sn dem erſten DB. der Makkab. II, 7. wird gefeufzt, daß 
das Heiligthum gefallen fei in die Hand der 
Sremden und Kap. ILL, 45. daß Fremde eingedrungen 
feien in die heilige Burg, file geworben fei eine Behau— 


— 20 — 


fung der Heiden nach dem VBorgange des Yefajah in 
den Klaglied. V, 2. 

Lieblofe Grundfäße der Juden gegen Fremde tauchen 
aub ım Talmud und in fpäteren Echriften in mehrfacher 
Geftalt auf. 3. B. in dem Tractat Eabbat Fol. 89. 
Gol. 1. begegnen wir der Frage: „Was bedeutet der Berg 
Sinai? Er bedeutet den Berg, in welden der Haß 
gegen Fremde berabgefliegen ıf. In dem Tractat 
Chiyiga Fol. 13. Col. 1. wird unterfagt, einen Frem— 
den inder Thorah zu unterrichten, weldes Verbot 
auch gegen den R. Elıa CS. deſſen angef. Schrift: Praef. 
secund. pag. 42.) in dem ſechszehnten Jahrh. geltend 
gemacht wurde. In dem Tract. Gittin Fol. 61. Col. 1. 
wird zwar geftatter, einen Fremden zu grüßen, wenn 
dadurch Feindichaft, alſo Nachtheil verhütet werden fünnte, 
aber zwei Mal hinter einander denfelben zu grüßen muß 
- unterbleiben. In dem Trac Abodahb Sarah Fol. 15. 
Gol. 2. wird der Ausſpruch 5. B. Mof. VIL, 2 „du ſollſt 
mit den fananitifhen Völkern fein Buͤndnißſchließen, 
feine Güte ibnen beweifen‘ auf das gegen die 
Nochrim oder Fremde zu beobadtende Betragen ange» 
wandt, fo wie in Wr. 50 des Thariag auf die Gögen- 
Diener oder Akkum. 

Maimonıdes in Hilchet Sepher Thorah RK. X. 
$. 2. lehrt: das Gefegbub darf durh die unreinen 
Hände der Fremden nicht entweibet werden, und R. 
Bechai in feiner Auslegung der fünf B. Mofes Fol. 90. 
Col. 4. erklärt das Stuͤck Vieh, welches ein Nochri ges 
fhbladtet bat, für eın Aas und verurtheilt bei dıefer Ge: 
legenheit die Fremden zu dem Feuer der Hölle, 
welches VBerdammungsurtbeil auch Abravanel in feinem 
Gommentar über Gef. LXV, 25. und Zepban. III, 9. über 
die Chriſten ausſpricht, die er von der allgemeinen Selig— 
keit ausſchließt. 

Schließlich noch Heat merfwürdige Aeußerungen 
aus dem vierten Theil der Schulchan AUrucd oder Cho⸗ 
den hammiſchpat, z. B. $. 34. Nr. 19: Nochrim 
und Sklaven werden nicht ald Zeugen zugelaffen gegen 
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einen Sfraeliten ($. 227. No. 26.). Gegen den Nodri ift 
das Bevortheilen nicht verboten, denn es heißt im 
3. B. Mofes XXV, 17: Du follft nicht bevortheilen 
deinen Näkften, darunter feyen aber die Nochrim 
(oder Epriften nicht begriffen. ($. 266. Nr.1.) Wenn 
ein Akkum etwas verloren hat, braudt der Finder nad 
B. 5. Kap. XXIL 3. es nicht zuruͤckzugeben, weil hier bloß 
von demjenigen die. Rebe ift, was der Bruder verloren. 
hat. Wird es aber dem Nochri zurüdgegeben, um die 
Ehrlichkeit zu: beurfunden, fo wird diefes als eine löbliche 
Handlung angefehen: endlich F. 283 Nr.1. „Wenn ein 
Siraelit dem Nochri Geld ſchuldig ift und der Nochri: ftirbt, 
obne daß andere Nochrim von diefer Schuld etwas miffen, 
fo braucht der Iſraelit den Erben nichts zu bezahlen.‘ 

Ueberfchauen wir norh ein Mal die wictigften Erſchei— 
nungen Die in der kaum beendigten Entwicklung unier 
Nachdenken befhhäftiget haben, fo können wir leider! uns 
nicht verheblen, daß der Mofaismus und der Zalmudismus 
Heucelei und Betrug gegen Nicht-Iſraeliten, mithin auch 
gegen Chriſten, ſowohl im gefelligen Leben überhaupt, als 
in faufmännifhen DBerhältniffen im Befondern nicht nur 
schtfertigen, fondern fogar empfehlen auf dem Grunde 
einer fireng gebotenen Bolksabfonderung (vergl. 3. 2. 
Mof. XX, 26. mit Maimonides de Idololatria cap. XI. 
$. 2.) wefentlihen Religionsgrundfägen in feſter Durchs 
bildung huldigend. 

Nur wollen wir auf der anderen Seite mit gleicher 
Aufrichtigkeit geſtehen, daß der alte jüdifche Volkoͤhaß, der 
ſchon von Sofeppus, Lib. IL cap. 10. c. Apionem, be: 
fprohen worden, unter dem mildernden und veredelnden: 
Einfluffe einer fortgefchrittenen Aufklärung und einer ver 
trauensvolleren Annäherung von feiner Schroffpeit und 
Beindfeligkeit viel eingebüßt hat: aber, wenn ein fireng- 
gläubiger Jude von abergläubifcher und niedriger Denkart 
zur Befchwichtigung feines Gewiffens nach entſchuldigenden 
Religionsgrundfägen gern umherſchauet, wird er dann 
nicht mit triumphirender Freude, wie einft ein Kopens 
bagener Zude gegen den Roftodihen Tychſen, dem er 
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ftaunten Ehriften den Zalmudifhen Grundfag: einen 
Goi zu übervortheilen ift erlaubt, kaut zurufen? 

ec) Zu der dem Sohne Abrahams nit ummictigen 
Lehre von erlaubten und verbotenen Speifen fol 
uns den Weg bahnen die Hauptftelle 3. B. Mof. XX, 3: 
„Ihr ſollt unterfcheiden zwiſchen reinen und unreinen 
Thieren: und ihr follt mir Heilig feyn. Denn ich bin heilig, 
und ich habe euch ausgefchieden aus den Völkern, damit 
ihr wir allein angehört.‘ 

Der wohl berechnete Zweck biefes Geſetzes war alfo 
durch Unterfagung gewiſſer Speifen, die Zfraeliten von den 
Heiden abzufondern, jeden geſelligen Verkehr zu erfchweren, 
damit nicht die Lofungen zum Goͤtzendienſt verderblich eins 
wirkten, heidniſche Ausſchweifungen und Laſter von der 
-. treuen Verehrung Jehova's ablenkten. Denn wie Eonnte 
bei ängftlihen Nücdfiyten eines frommen, Gott ergebenen 
Gemuͤths, wo der Genuß von verbotenen Speifen, die dem 
Nicht-Firaeliten geftattet waren, das Gewiſſen verlegte, eine 
freundſchaftliche Unnäherung, ein vertrauter Umgang 
ftattfinden ? 

Unter den Speifen, deren Genuß der Sfraelit als einen 
Gräuel zu vermeiden gefeglich verpflichtet war, nahm das 
Schweinefleifch einen Hauptplag ein, weil diefes Thier in 
Koth, nah 2. Petri II, 22., ſich ummälzend einen ver 
pefienden Geruch verbreitete und Hautkrankheiten, nament⸗ 
lid den Ausfag erzeugte, welches juͤdiſche Schriftiteller, 
z. 2. Maimonides in Moreh Nebochim ib: 3. cap. 48. 
pag. 495. der Buxtorf. Ausg. und R. Bechai in dem 
Eommentar über die Thorah Fol. 132. Eol,  ridtig er 
kannt haben: daher der Gefeggeber im Namen Jehova's 
(B. 3 Rap. XL, 7. 8. veral. B. 5. Kap. XIV, 5.) ausrief: 
das Schwein fei für euch unrein, von feinem 
Fleifche ſohlt ipr nicht effen, fein Aas folle ihr 


nicht anrühren Wie durften aber die Söhne des hei— 


ligften Wefens fi alfo beflefen? Dur ſolche frevelhafte 


Handlungen, die (Ze. LXV, 4 LXVI, 17.) unter bie 
verabfheuungswärdigftien Gräuel gezählt werden, den Adel’ 


ihres Gefchlechtes entweihen ? 


- 
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Daß aber die rechtglaͤubigen Juden durch alle folgende 
Zeiten hindurch mit der aͤngſtlichen Sorgfalt den Genuß 
des Schweinefleiſches flohen, lehren nicht nur die bekannten 
Ereigniſſe in der Periode der Makkab. z. B. Buch 1. 
Kap. J, 47. B. Kap. VI, 18. VII, 1. ſondern auch die 
von Meier 1. c. pag. 12. 35. 38. 71. aus griechiſchen und 
sömifhen Schriftflellern gefammelten Zeugniffe Und daß 
Die jüdifche Rechtgläubigkeit noch immer dieſer geheiligten 
Sitte der Väter treu geblieben ift, dafuͤr zeugen unzählige / 
Beifpiele aus der Gegenwart. 

Schon Hofeas betrachtet ed Kap. IX, 3. als. das größte 
Ungläf, wenn die Zfraedliten in einem fremden Lande 
unreine Speifen zu effen gezwungen feyn wür 
den und Daniel wird von feinem Gott herrlid» belohnt, daß 
er Kay. I, 8 fig, ſtandhaft fich geweigert babe, Speife und 
Wein eines heidniſchen Königs Über feine Lippen zu nehmen. 

Tobija felbft erzäple uns L, 10—13. recht wohlger 
fällig, daß er. nicht, wie feine Äbrigen Brüder und Ges 
fchlechtsgenoffen, die mit ihm als Gefangene nach Niniveh 
geführt worden, heidniſche Speifen zu ſich genommen, ſon⸗ 
dern vielmehr feines Gottes ftets: eingedent, fie. gar nicht 
angeruͤhrt habe. Dafür fei ihm aber auch bie Auszeichnung 
zu Theil geworden, daß er Hoflieferant des aſſyriſchen 
Königs Salmanafar.geworden fey. So belohne der 
Höcfte Diejenigen, die auf dem. Wege feiner, Gebote 

Der Berfaffer des Buches Judith fiellt es als einen 
ſchrecklichen Frevel dar, der des Himmels Rache herbei⸗ 
führen würde, (ſ. Kap. XI, 10—12:) wenn bie Juden 
Ihiere, ohne die im: Gefege beftimmten Unterſchiede zwiſchen 
rein und unrein beachtet zu haben, zu ſchlachten und zu 
verzehren ſich erdreiſteten. Auch verſchmaͤhte dieſe fromme 
Wittwe (ſ. Kap. XII, 1. 2. vergl. mit Kap. X, 6.) Speiſen 
- und Wein, die Holofernes von-feiner eigenen Zafel ihr 
batte vorfegen laffen, zu genießen und wagte nur Diejenigen 
Speifen anzurühren, die jedes Mal die Hand ihrer Sklavin 
bereitet hatte. Vergl. 3. B. der Makkab. III, 6—7. mit 
Zufägen zum B. Efiyer XIV, 17.: 

16 * 
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Andere Beiſpiele der religiöfen Engherzigkeit bewährt 
und das N. Teſt. auf, zugleih uns. unterrichtend, melde 
Borfihtsregeln man anwandte, um nicht dur den Genuß - 
unreiner der Gefahr zu fündigen, fi auszuſetzen, und 
welchen Einfluß die fpäteren Beftimmungen auf ſchwache Ge 
müther ausübten. (Apoft. Gef. X, 14. XI, 8. Röm. XIV, 14. 
Koloff. II, 16. 17. Zit. L, 15. vergl, mit Mattp. XXI, 24. 
und 1. Kor. VIII, 7—13. X, 3—2%9. 

Diefelven Entdeckungen laſſen ſich maden in ” 
Miſchnah, 5. B. I, 82. 83. II, 65. VIL, 200. 3965 und 
mwelbe haarfeine Beſtimmungen nebft den AÄngftlichiten 
Vorſichtsmaßregeln der jüdifhe Aberglaube mit frommer 
Beſchraͤnktheit herausgeflügelt hat um des Gefeges Umfang 
bis in feine verborgenften Winkel hinein zu erfüllen, bat 
Maimonides in einer eigenen Schrift: von den vers 
botenen Speifen (Maadaloth Aſuroth) mit der ge⸗ 
wiſſenhafteſten Sorgfalt beurkundet. 

Den Talmudiſchen Vorſchriften iſt wie immer, ſo auch 
in dieſem religiöſen Gebiet, die juͤdiſche Rechtglaͤubigkeit 
mit eifrigem Streben und zum Theil mit einem die Chriſten 
anfeindenden Abſcheu gefolgt, wie ſich aus mehreren Conci⸗ 
lienbeſchluͤſen (vergl. Soft a. a. O. Th. V. ©. 4. 108.) 
folgern laͤßt. 

In unſeren Tagen iſt zwar die Strenge des Geſetzes 
von verbotenen Speiſen und der daran geknuͤpften Bors 
fohriften einer aufgeflärten Denkart und einem milderen 
Geift der Zeit gewichen, -aber die wefentlichen Beftimmungen 
üben immer noch ihre Wirkungen auf das Gemüth eines 
ftarrgläubigen, ängftlich frommen Juden aus, wie Schreiber 
Diefes aus eigener Erfahrung weiß. Und es dürfen daher 
von dieſer Seite in den. Bällen, wo jüdifhe Juͤnglinge als 
Lehrlinge und Gefellen mit chriſtlichen Handwerferfamilien 
vereinigt leben, mebrere, obgleich nicht ganz unauflösliche 
Schwierigkeiten entgegen treten: jedenfols aber hemmen 
fie die Geneigtheit der orthoboren Juden, diefe oder aͤhn⸗ 
liche Ermwerbszweige auszubilden und Kriegsdienfte zu 
übernehmen und flören dadurch die von den drifilichen 


‚ Staaten bei der Verleihung der vollen bürgerlichen Freiheit 
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geforderten Verpflichtung, die als gegründet auf eine gleich⸗ 
mäßige Vertheilung gegenfeitiger Verbindlichkeiten und 
Woblthaten unerlaͤßlich find. : 

d) In einer ganz natürlichen Iorenderbindung gelane 
gen wir jegt zu der Beantwortung der nicht unmwichtigen 
Srage: durften die Jfraeliten eheliche Verpält, 
niffe mit den Töchtern bes Auslandes knüpfen, 
ohne die erhbabene Stellung zu dem Wationals» 
gott Jehova zu.verlegen, ohne eines firäflien 
Leichtſinns ſich f[huldig zu machen? 

Eiferten die Propheten als treue Bewahrer ber vater, 
ländifhen Religion ‚gegen die politifhen Bündniffe der 
Hebräer mit fremden Staaten: überhaupt und gegen bie 
gefelfchaftlihen Verbindungen der Iſraeliten mit bheidnis 
ſchen Anfiedlern und Nachbaren im Befondern, um An» 
reigungen zum Gögendienft und zur verderblichen Nachah—⸗ 
mung ausländifher Sitten abzuwehren, : fo mußte aus 
‚gleichen Beweggründen gegen die vertraulicheren Verhaͤlt⸗ 
niffe des Lebens in Liebe und Ehe. noch nachdruͤcklicher 
gekämpft werden, weil die gefürchteten: Gefahren bier noch 
‚mehr ale dort. drohend hervortraten. Schwebte nicht bad 
Beifpiel Salomo’s, deffen Herz die zahlreihen ausländischen 
Schönen, die er (ſ. B. der Kön. Kap. XL, 1. fig.) feinem 
Harem zugeführt, von Jehova abgelenkt und zu den man» 
nichfaltigften Ausſchweifungen verleitet hatte, dem frommen 
Patrioten (ſ. Nehem. XHI, 26.3 noch in. den. fpäteften 
Zeiten warnend vor. Augen? Bei zunehmendem National: 
haſſe mußte daher, fo. bald fih eine dringende Veranlaffung 
zeigte, das Verbot, ihr ſollt nicht eure Töchter heidniſchen 
‚Söhnen geben und: aus heidnifchen Töchtern Feine Weiber 
für euch und eure, Söhne wählen, ertheilt und eingeſchaͤrft 
werden: aber die, vielen Beiſpiele von. entgegengejegten 
Erſcheinungen, welche in der ifraelitifhen: Geſchichte durch 
:alle Perioden hindurd bis zum babylonifchen Eril hervors 
‚treten, Überzeugen von Neuem, daß auch hier tauben Ohren 
‚gepredigt worden. _ 

Die: erſte Nachricht exbalten wir in dem erften Buche 
Mofes einem Erzeugniffe aus der Periode nah Salomo in 


. — 2466 — 


dem 24. Rap: nach welchem Abraham feinen freuen: Diener 
ſchwoͤren ließ, daß er nicht aus den Toͤchtern der Kana⸗ 
niter, ſondern aus feiner Heimath eine Frau für feinen 
Sohn Iſaak holen wolle, welchem: Beifpiele auch Jakob 
(f. Kap. XXIX, 18.) aus. gleichem Nationalhaſſe, den er mit 
feinem Vater und feiner Mutter Cap. XXVII, 46. 
XXVIII, 1) theilte, folgte. Anders gefinnt war: indeffen 
Eſau, ber (ebend.: Kap. XXVI, 34.) fogar zwei Weiber 
aus dem Gefchlechte: der Hethiter «oder aus:den Töchtern 
Kanaans, wie ie (Kap. XXXVI, 2). genannt: werben, 
wählte ganz abweichend. in feiner. Denfärt von den, Eöhnen 
Safobs,-bie (Kap. XXXIV, 14) erklärten, wir fönnen 
eıwem Unbefhnittenen unfere Saweter nit 
> Weibegeben 

Mofe erhielt (CB. 2. Kap. XXXIV, 16.) den gemefje» 
nen Befehl zu verhäten, daß nicht die Yfraeliten aus den 
Toͤchtern Kanaansı Weiber für ihre Söhne wählten, weldyer 
Befehl DB. 5. Kap. VII, 3. 4. nachdruͤcklich erneuert wirb. 
Und gleichwohl nahm biefer Mofe, ein Gefandter Jehova's, 
eine Wethioperin. Calfo eine Gößehdienerin) zum Weibe 
und 'geftattete auch (vergl. B. 5 Kap. XXL, 11—43.) daß 
‚Sfraeliten fhöne Mädchen unter den Gefangenen, mithin 
Nicht⸗-Iſraelitinnen, ins Ehebett führten. 

Aehnliche Abweichungen von dem göttlichen Geſetz Haben 
wir. zu’ berichten aus den übrigen Geſchichtsbuͤchern der 
Hebräer, welde die Ermapnung Joſua's (Kap: XXIII, 
12. 13.) ſich nicht zu verfhwägern mit den heidniſchen 
Voͤlkern des Landes, -unbeachtet ließen. Schon das. B. der 
Richter. meldet, (Kap. ILL, 6. 7.) ‘daß. die Söhne Siraels 
die Töchter der Kananiter zu-Weibern nahmen. und ihre 
eigene Töchter: ihren Söhnen. gaben ‚und beide fremben 
Göttern dienten. : Simfon wählte Cebend. Kap. XIV, 
2 flg.) eine Philifterin: zur Frau und: das Weib des. Urias 
war (2. B. Sam. XL, 3.) eine Hethiterin. . Die Gemaplin 
des Königs Ahab war, wie 1. B. der Kön, Kap. XVI, 31. 
erzählt, die Tochter eines Königs der Sidonier: die Mutter 
Rehabeams war: (ebend. XIV, 21.) eine Ummoniterin 
Sefan gab (1. Ehron, II, 35.) feinem Agyptifchen Knete 
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Jarha ſeine Zocter zum Weibe und (ebend. Kap. IV, 18.) 
verband ſich Mered ehelich mit einer Tochter Pharaoe. 
Pſalm XLV. feiert die Vermaͤhlung eines iſraelitiſchen 
Koͤnigs und, wie wir aus dem Buͤchlein Ruth. I, 4. erfah⸗ 
ren, waͤhlten zwei Juͤnglinge aus Bethlehem Moabiterinnen 
zu Frauen. Und in ben Zuſaͤtzen zu dem Buche Eſther HI, 1. 
erinnert die Königin den Jehova daran, daß fie das Beis 
lager der Unbefchnittenen und jeglichen Tremdlings . verab- 
ſcheue. Co widerjtrebende Erſcheinungen durchkreuzen ſich 
überall! | | 

Noch mehr wählt unfer Erfkaunen, wenn wir aus dem 
Bude Esra Kap. X, 18 —44. das lange Vexzeichniß von 
Straeliten, namentlih ‚aus dem Geſchlechte der Priefter 
und Leyiten uns vergegenwärtigen, Die. fremde Weiber 
geehlicht hatten: daher dieſen .eifrigen Patriot ein an 
Verzweiflung grenzender Schmerz; nah Kap. IX, 1 jig. 
befiel, als ihm hinterbracht worden,. daß Priefter und 
Leviten durch ebeliche Verbindungen mit heidniſchen Voͤl⸗ 
kern ihren heiligen Samen befleckt hatten. re 

Nehemia war nicht minder lebhaft ergriffen, als er 
Kap. XI, 23. die Entdetung gemacht Hatte, daß Juden 
Asdoditifhe, Ammonitiſche und Moabitiſche Weiber gefreiet 
hatten, und auf gleiche Weiſe wehklagend über die lintreue, 
die das geweihte Volk gegen ſeinen Nationalgott ſich er⸗ 
laubt, ruft ein Zeitgenoſſe deſſelben, der Prophet Malachia, 
Kap II, 14. aus: Juda Hat geehlicht die Toͤchter 
fremder Sdtter!. 

Über nicht länger durfte geduldet werden ein folder 
Graͤuel, wenn nicht zuruͤckſinken follte das kaum gerettete 
Volk in Das ſchmachvolle Elend, in. welchem fie unter frem- 
der Knechtſchaft fo lange geſeufzt hatten. Ein eidliches 
Verſprechen wurde von den heimgekehrten Juden in Die 
Hände Esra's Kap. X, 1 flg. und in die Hände Nehemia’s 
Kap X/ 1-31. vergl, mit Rap. XIII, 3—27. feierlich 
abgelegt, daß fie, um vom der gebäuften Schuld ſich zu 
teinigen, die fremden Weiber fortfhaffen und forthin jeder 
gelegwidrigen Verbindung mit den Töchtern der Heiden 
ih auf das Strengſte enthalten wollten. 
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Dieſem nach dem babyloniſchen Exil immer feſter wurs 
zelnden religiöfen Geiſt, der in einer buchſtaͤblichen Beob⸗ 
achtung aller moſaiſchen Gebote die Weihe eines aͤchten 
Iſraeliten erblickte, haben wir es allein zuzuſchreiben, daß 
das Verbot, mit heidniſchen Toͤchtern und Soͤhnen ehelich 
ſich zu vermiſchen in dem Grade, wie Religionshaß und 
Nationalfreundſchaft zunahmen durch alle ſpaͤtere Jahr⸗ 
hunderte hindurch mit ſeltenen Ausnahmen, deren Joſe— 
phus Alterth. B. XI, Kap. 8. $. 12. B. XI, 4 6. 
XVIII, 9. 5. und das N. Teſt. Apoſt. Geſch. XVI, 1. 
1. Kor. VII, 12— 16. gedenken, von den Juden hartnaͤckig 
beobachtet worden if. Und ganz genau flimmt mit den 
Ausfprüchen der fchriftlihen und mündlihen Thorah die 
Erklärung des Maimonides in Hildot Iſchut Kap. IV. 
$. 15. überein: Eheverlöbniffe einer Juͤdin mit 
einem Chriften find geſetzlich verboten. 

In unferem aufgeklärten Zeitalter hingegen, wo freis 
finnige Juden und Chriſten ſich gegenfeitig achten und 
lieben gelernt haben, bat das mofaifche Gefeg jede feflelnde 
Kraft längft verloren. Und felbft für vorurtheilsvolle, aͤngſt⸗ 
liche. Gemüther, hat der Hauptgrund des Geſetzes: Gefahr 
vor Abgötterei mit Ausnahme: der nicht zahlreichen 
Klaffe von deutfhen Juden, die in dem Chriſtenthum eine 
offenbare Verlegung der Grundlehre des Mofaismus von 
der Einheit Gottes, mithin eine Kegerei zu entdbeden 
glauben, jede nadtheilige Einwirkung verloren. Wozu 
alfo läftige Feſſeln fchmieden, wo der Geift der Freiheit 
anders gebietetz wozu die Mittel erſchweren, die eine heil— 
bringende Annäherung zu bewirken und fo-mande Yusges 
burten des Aberglaubens zu vernichten ganz vorzüglich ges 
eignet find? Begünftiget daher, ihr chriſtlichen Staaten, 
zum Wohl der Menfchheit ſolche zuläffige Verbindungen 
und ihr Edelen. unter den Juden ſuchet durch ſolche Hers 
zensvereine einer gegenfeitigen Achtung und verebelten 
- Liebe dem Biel eurer“ heißeften- Wünfche mit rafchen 
Schritten entgegen zu eilen! 
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r Dritter Abſchnitt. 
Glaube der Tuben an den Meffias, 


Die Hoffnung auf ben Meſſias, d. h. auf den Alt 
vorderen verbeißenen ibealifhen König, der die Sfraeliten 
aus. Drud und Schmach in einen Zufland der Freiheit 
und bersDerberrlihung. erheben ſollte, ift, obgleih das 
Bild bderfelben in dem Laufe der Jahrhunderte fehr ger 
trübt und gebleicht worden, dennoch keinesweges in der 
Bruſt unſerer ftarrgläubigen Juden erftorben. Wie follte 
auch diefe Hoffnung, die dem Nationalftolge in der Bor 
ftelung, Iſrael ſtehe als ausgewähltes Volk unter dem 
allmaͤchtigen Schutze des alleinigen Gottes mit unnennba- 
rer Wonne ſchmeichelt und die den glaͤnzendſten Sieg über 
alle Feinde Jchova’s und alle Haffer eines verfolgten und 
gemißhandelten Volks in dem vollftändigftien Vergeltungss 
rechte verfündigt, fo lange noch nicht die erfehnte bürgers 
liche Gleichſtellung errungen ift, jemals bei einem, uralten 
beiligen Offenbarungen unbedingt vertrauenden, jüdifchen 
Orthodoxren erlöfhen können ? 

Nach. dem Babyloniſchen Exil wurde, je fhmerzvoller 
Die Gegenwart fich geftaltete, die balbige Erſcheinung des 
verfprochenen Retters deſto begieriger erwartet z. B. Baruch 
Kap. IV, 22. Sirach XXXV1.46. und wie ungeftümm die 
Sehnſucht in dem Zeitalter Chriſti und in der legten ver» 
haͤngnißvollen Periode des jüdifhen Staats ſich ausſprach, 
befagt das N. Teſt. 4. B. Luc. 11, 29 fig. XXIV, 21. und 
die merkwürdige Stelle Ay. Geſch. Kap. XXV1,7:. Tag 
und Nacht inbruͤnſtig flehend, Hofft unfer Volt 
die. den Vätern von. Gott verheißene Gluͤckſe— 
ligfeit zu erlangen. 

WUebereinſtimmt der Geſchichtſchreiber Joſephus, der nicht 
nur erzaͤhlt, daß die Juden durch ein Orakel in ihren hei— 
ligen Schriften veranlaßt geglaubt haͤtten, daß ein Retter 
aus ihrerz Mitte noch waͤhrend der Belagerung: Jeruſalems 
durch bie Römer hervorgehen werde, fondern, daß auch 
mehrere Betruͤger durch das Vorgeben, ſie ſeyen der 
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verheißene Retter, den Haß des Volks gegen die Heiden 
zu wuͤthenden Empoͤrungen entflammt hbaͤtten: Andere 
falſche Meſſiaſſe traten zum Theil nicht ohne die ſchreck— 
lichſten Folgen fuͤr das getaͤuſchte Volk in der erſten Haͤlfte 
des zweiten, in der Mitte des fuͤnften und ſechſten Jahrh. 
und im Anfange des achten Jahrh. fo wie im zwoͤlften 
und dreizehnten Jahrh., im Anfange des ſechszehnten und 
in der zweiten Hälfte des fiebzehnten Jahrh. auf: :- 

Genaͤhrt und ausgebilder ‚wurden dieſe Hoffnungen 
nach endlicher Erlöfung in der Miſchnah V, 309,.in dem 
Talmud Sanpedrin: Kap. Xl. u, f. w. und in vielen jüdis 
fen Erzeugniffen des Mittelalters, die Herr Dr. Zunz 
in dem gründliden Werke: Die gottesdienftliden 
Vorträge der Zuden u.f.w. Berlin 1832. ©. 112. 116. 
‚431. 181. 233. 240, 244. 277. 313. 356. namhaft madıt. 
Ein  heftiges: Verlangen nad ber Erſcheinung des Mef 
ſias druͤckt au Maimonides aus in Hilyot Parah 
Adummah Kap. III, $3.und in Hld. Melahim K. XI, 
G. 2. R Mofeh Ben Naphtali in Darche Zion am 
Schluſſe cf. meine Nachricht: von dieſer feltenen güdifchen 
Reifebefchreibung in Bertholdt's Kritifh. Journal der 
neueften Theol. Lit. B. XIV. Sulzb. 1822. ©; 123) ferner 
R. Sabtai in Gifte Jeſchenim am Schluſſe der zweis 
ten Vorrede, beide Schhriftfieller des fiebzehnten Jahrh. 

In ‚Älteren handſchriftlichen Gebetfammlungen, 3. B. 
in der angef. Bibliotheca Ufhana pag. 7. kefen wir: 
„ſchenke uns lieber. Gott alles was. wır zum Lebensunter⸗ 
‚halt bedürfen, fremden Völkern aber gemähre 
Armuth. Beſchleunmige .unfere Erldfung: und 
rihte wieder auf: das Haus :unferes Heilig: 
tbums und unferer Herrlidhfeit: und in dem Ges 
betbuch der heutigen Juͤdinnen überf. von Wil: 
lemer, Leipz. 1745. ©. 72. 104. 120. 247. hören’ wir fle 
ben: „Sende den Meffias in unferen. Tagen. 
Dein geliebtes Volk Sfraelift unter die Völker 
getrieben und leidet Sefangenfhafe Schicke 
uns den Propheten Cliarundb laß uns würdig 
feyn, die Ankunft bes Meffias zu erleben.“ 
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Und ſelbſt in unſeren Tagen bittet der fromme Jude 
unaufhoͤrlich: (vergl. die Euchelſche Sammlung ©. 168. 
188. 247. 321. 322.) bring unsim Frieden aus al— 
ten Welttheilen zufammen und führ uns frei 
in unfer£and ein. Gelobet ſeyſt du unfer Gott, 
der du uns von den Irrgläubigen. abgefon 
bert Haft: o daß wir würdig wären zu erleben, 
zu feben und des Wohls und Geegens genößen 
zur Zeit. des Erlöferssund. des zufünftigen Le» 
bene Gott laffe Bölker Dir dienen, Nationen 
ſich buͤcken vor dir: mögeft du einnehmen das 
Land deines QAufentpalts, welches Gott: dem 
Abraham geſchenkt Hal Wenn es dir wohlges 
fällt,un8 wieder freudenvollinunferfandeim 
juführen, dann wollen wir bir unferer Pflicht 
gemäß wieder Opfer zubereitenu.f.w. O! daß 
du:bald in unferen Tagen den’heiligen Tem— 
pelerbautefil Bring uns mit Sreudbengefänge 
nach Bion, und nad Zerufalem, wo bein heilis 
ger Tempel ift u. ſ. w. 

Fuͤr dieſe Ruͤckkehr nach Zion, für die MWiederherftels 
lung des Iſraelitiſchen Gottesdienſtes in Jeruſalems Mau— 
ern, kaͤmpften die gluͤhenden Eiferer für das orthodexe Ju⸗ 
denthum in der oben Heft I. S. 235. angefuͤhrten Schrift 
Dibere Haberith mit werfolgendem Haſſe gegen die 
aufgeklärten Gründer eines neuen Tempelvereins 
©. 5: 27776. mit der merfmürbigen Weußerung:  unfere 
Wuͤnſche gehen bloß dahin, daß wir dort auf gemeihe- 
ter Erätte unfere heilige. Gefege beo bachten und 
unferen wahren Gottesdienft reiner:ausüben 
fönnen. Wenn Ihr aber glaubt, daß die Landes: Regie 
rung Dadurch beleidigt wird, dag wir um Erlöjung 
beten ‚fo ſeyd Ihr in einem großen Irrthum; denn; diefe 
weiß es bob, Daß bie Ankunft des Meſſias zu 
unſeru Glaubensgrundfägen gehört und ift 
weife genug, es uns nicht übelyu nehmen, da 
jede Regierung gern fiebet, daß .. er on 
®lauben treu: bleibe. Paz 
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Indeß die endliche Erſcheinung des erfehnten Meffias 
auf der einen-©eite alle Schmach, alle Leiden und Drang⸗ 
fale, die Jehova's Volk erduldet Hat, bis auf die legte Spur 
vertilge und Glanz, Wonne und GSeligfeit über daffelbe 
ausbreitet, erbebt fih auf der anderen Geite ein. furdt- 
bares Strafgericht über alle Feinde Iſraels, über alle wis 
derftrebende Staaten, jenen Ueberwältigung, Diefen Unters . 
gang bringend. Was für ein hartes Schickſal haben die, 
ſemnach die Chriſten zu erwarten, in denen die Juden ihre 
grimmigften Hafler, Verfolger und Peiniger erkannt has 
ben? Auch dDiefe Lehre hat das orthodore Judenthum aus. 
den Flarften Ausfprücen der heiligen Schrift in folgeriche 
tiger Durchbildung entwidelt und die gepriefeniten Mäns 
ner der jädifhen Nation haben fie ohne Rückhalt gepredigt, 
wie in nachftehenden wenigen Beifpielen verdeutlicht wers 
‚den fol. 

Ruft nicht der Nationalgott Iſraels 5. B. Mofes 
"Ray. XXXIL 35: mein ift bie Rabe, meindie 
Vergeltung! Schwört er nicht mit aufgehobener Rechte 
ebend, DB. 41. „Race bezabl:ih meinen Feinden 
und meinen Haffern vergelt’ ih und B. 43: 
Sroplodet, fein Volk! denn das Blut feiner 
Knechte räht er und Rache bezahlt er feinen Fein 
ben! DBerkündigen nicht diefem Grundfage treu die Pros 
pheten allen Staaten, die gefrevelt.haben gegen Sfrael, den 
Untergang, und allen heidnifhen Bölfern die. gemißhans 
‚delt haben das heilige Volk, Bertilgung? Und welch' ein 
-Subelgefchrei, weldy’ einen Triumphgeſang erheben fie, wenn 
fie erreicht hat das Racheſchwerdt; wenn in gerechter Bers 
geltung fie: gebüßt Haben die Kränfungen, Berfolgungen 
und Grauſamkeiten, die fie fih gegen bie Geweiheten erlaubt 
baben? Nicht ungeftraft dürfen mißhandelt werden bie 
Auserwählten: des Herrn — fo tönts wieder von: dem erften 
bis zum legten Buche der. heilgen Dffenbarungen: - Geret- 
tet follen fie werben :aus Allen Ren, wenn —— iſt 
die beſtimmte Zeit! 

Weär mag's daher dem R. Dav. Ki mei — wenn 
er in feiner Erklaͤrung Jeſ. LXIL, 1. ſchreibt: nur indem 
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Untergang derChriftenheit wird Heilerblühen 
den Söhnen Iſraels, da bereitd.der Talmud im 
Avodah Sarah Kay. X. $. 7. den Ausſpruch gethan 
bat: „Wenn wir Siraeliten die Oberhand über die VBöls 
Ber der Erde haben, fo dürfenwir feinen diefer Goͤtzzen⸗ 
verehrer unter uns dulden, und Maimonibes 
in Hilhot Tefbubah Kap. IX. $.7. bemerkt: es gibt 
feinen Unterfchied zwifchen diefer Welt und den Tagen 
des. Meſſias, als den allein, daß bie Reihe der Welt 
ihm werden unterworfen werden. Auch ermieder 
holt in Hildot Avodah Sarah Kap. X S. 7. den eben 
angeführten Zalmudifhen Grundfag. 


Auf gleiche Weife verkuͤndigt R. Bechai in feiner Er 
flärung von 4. B. Mofes Kap. XXIII, 9, daß alle Voͤl⸗ 
fer der Erde von dem Meffias und den Juden würden auss 
gerottet werden. Vorzüglich ift es R. Zfaat Abarbanel, 
der an die Erfcheinung des Meſſias die Vertilgung der 
Edomiter oder Chriften Enüpft und feine Gelegenpeit uns 
benugt läßt, dieſen feinen Lieblingsgedanfen immer von 
Teuem recht nadpdrüdlich einzuprägen. Man vergl. deffen 
Commentar zu Self. XXXIV,6. Serem. IX, 3. Zadar. XIV, 1. 
die angeführte Schrift Maſchmia Jeſchuah Fol. 61. 
Eol. 4. und Majene Hajeſchuah aber Daniel VII, 13. 
welche Schriften an R. Mofhe Bar Nachmann erin- 
nern, der in feiner Auslegung des Pentateuhs z. B. 4. B. 
Mof. XXIV, 17. 24 der den Untergang der Chris 
ſten dDurd die Hand des Meffias als gewiß vor, 
berfagt. Denn, wie R. Menaffen Ben Iſrael in 
der genannten Schrift Spes Israelis pag. 101. aufs 
richtig geftebet, würden mit Recht alle Diejenigen 
geftraft, Die Iſrael angefeindet hätten. 


Sn den jüdifchen Gebeten, worin, wie ein jüdifcher 
Echriftfieller des fiebzehnten Jahrh. (f. Wolfs Bibl. 
Hebr. III, 1082. 1090) meldet, die Juden tagtäglid 
den Wiederaufbau Jeruſalems inbrünftig er 
flehen, wird ebenfalls cf. die Euchelſche Sammlung 
©. 166) Bott zur Rache gegen Alle, welde Iſraels Blut 
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vegoſſen, daſſelbe feindlich verfolgt haben, mit Beziehung 
auf 5. B. Moſ. XXXII, 43. aufgefordert. 

Endlich bekennen fi auch zwei neuere juͤdiſche Schrift⸗ 
fteller 3. B. Salomon Bennett in: The constancy of 
Israel. London 1809. pag. 115—34. und Salvador 
in: Histoire de Institutions des Moise, Tome III. 
Paris 1828. pag. 362. 365. offen zu dem Glauben an den 
Meffias, der alfo, wie unfere jüdifchen Freiheitsprediger 
fo gern überreden möchten, feinesweges auögeftorben ift. 

Doch ich lege hier, an dem Ende einer langen Laufs 
bahn müde, die $eder nieder, um fie fpäter für zwei neue 
Beleuchtungen anziehender Erfheinungen im Judenthume 
wieder aufjunehmen. 


Berordnung 


wegen Einführung einer Klaffen- Steuer im Fuͤrſten⸗ 
thum Lüberk. | 


Wir Paul Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden 
Großherzog von Dldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
von Schleswig, Holftein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fürft von Lüber und Birkenfeld, Herr 

-von Fever und Kniphauſen zc. ꝛc. 

Thun fund Biemit: 

Dei der unterm 18. September 1831 auf 2 Sahre von 
Uns verfügten einfiweiligen Forterhebung eines Theils der 
Kriegsfteuer zur Beftreitung der Mikitärfoften ift eines 
Theils nur das naͤchſte dringendfte Bebürfniß für die Auf⸗ 
ſtellung des Bundes »Gontingents, andern Theils die Wer 
ſchaffenheit der Kriegsſteuer beräcfichtigt worden ‚ und es 
find daher bei Weitem nicht alle in Folge der eingetretenen 
politiihen ‚Veränderungen, infonderheit aber durd die 
DBundesverpflichtungen vermehrten Staats »Bebdürfniffe bei 
jenem Proviforium in Anfchlag gebracht. Nicht: allein die 
Aufftellung des Bundes + Eontingents zieht einen Koften» 
Aufwand nach fi, welcher den zur Zeit des deutfchen Reiche 
erforderlichen in hohem Grade überfteigt, fondern auch die, 
Drganifation des Bundesheers, die Unterhaltung der Buns 
desfeftungen, der Bundestag, die Gommiffionen deſſelben, 
und manche außerordentliche Vorkehrung, welche vorkom, 
menden Umſtaͤnden nach von Seiten des Bundes getroffen 
wird. Dazu kommen denn noch die Koſten des an die 
Stelle der Reichsgerichte getretenen Oberappellationg » Ges 
richts, und andere Gentral »Laften. Ale diefe Koften 
müflen, wie einjt im deutfchen Neiche, matrifularmäßig 
aufgebracht werden und die Gerechtigkeit fordert, daß dazu 
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die 3 Länder, welde das Großherzogthum bilden, hinführo 
verbältnißmäßig beitragen. Zur Bethätigung Unferer Ges 
neigtheit, Unferen Unterthanen des Fürftentyums Luͤbeck 
hierbei zu Hülfe zu fommen, wollen Wir, daß die in die 
dortige Kammers Kaffe einfließende Contribution zur Be— 
ftreitung der bezeichneten Staats s Ausgaben mıt verwendet 
werde. Aber auch bei dieſer, faum mit der Haltbarkeit der 
Kammer sKaffe zu vereinigenden Bewilligung bleibt, nad 
einem vorläufigen Ueberfchlage, zur Deckung des Bedürfs 
niffes, fo wie zur nothwendigen allmäpligen Abtragung der 
dem Lande im Jahre 1815 angeliehenen 27,000 Thlr., noch 
jährlich eine fehr bedeutende Summe erforderlich, die daher 
von den Unterthanen aufgebracht werden muß. Die Größe 
derfelben läßt fih im Voraus überall nit, auch nur einis 
germaßen zutreffend angeben, weil die daraus zu deckenden 
Ausgaben Theils von nicht vorher zu fehenden Umftänden 
und Berhältniffen abhängen, und Theil nicht von dem 
Landesperrn beſtimmt, fondern durch gemeinfame Beſchluͤſſe 
auf dem Bundestage feftgefegt werden. Indeſſen foll alle 
Jahre bei Anſetzung des erften Hebungs » Termins ein mög- 
lichſt genauer Anfchlag von den für Das laufende Steuer: 
Jahr wahrſcheinlich zu erwartenden gewöhnlichen Ausgaben 
mit befannt gemacht werden. 

Zu jenem Ende haben Wir beichloffen, eine Klaſſen⸗ 
Steuer im Fuͤrſtenthum Luͤbeck unter den nachfolgenden 
Beſtimmungen eintreten zu laſſen. 

Wir verordnen daher: 


un one) 

Der Klaffen» Steuer unterliegen alle Eigenthämer und 
Nugnießer eines im Fürftenthum belegenen Grundbefig- 
thums, ausfchließlich jedoch der Domainen und der Liegen» 
ibaften, der Kirhen, Schulen und milden Stiftungen, 
ferner alle Bewohner des FürftentHums, insbefondere auch 
die darin in der Regel wohnenden, resp. flationirten Hofs, 
Eivils, Kirchen⸗, Schul. und MilitärsDiener, ingleichen alle 
Penfioniften, fo wie die anderweitig aus berrfchpaftlicher 
Kaffe ein Einkommen Beziehenden. 
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Ausgenommen davon find ‚nur: 


a) diejenigen Sremden, welche fih nur zum Befuce ober 


b 


— 


eines vorübergehenden Geſchaͤfts wegen im Fuͤrſten⸗ 
thum aufhalten. Dieſe find, wenn fie über 6 Monate 
im Lande verweilen, aufzufordern, felbft zu beitimmen, - 
in welder Klaffe fie fteuern wollen, wonach fie dann, 
vom nädften Steuer» Termin angerechnet, ihren Beis 
trag zur Steuer zu leiften haben, 

Yusländifche Gefellen und Dienftboten, welde im 
Fuͤrſtenthum nicht einheimiſch geworden, find von der 
Steuer frei, fo lange fie noch nicht 1 Jahr im Fürs 
ſtenthum geweſen find. 
die in wirklichem Dienſte ſtehenden Militärperfonen, 
welche nicht Officiers Rang haben, inſofern fie nit 
Grundeigenthum beſitzen oder ein eigenes Gewerbe 
treiben, als in welchem Falle ſie der Claſſification in 
ſolcher Eigenſchaft unterliegen; 


c) alte Leute über 60 Jahre, inſofern dieſe in der unters 


fien Klaffe fteuern würden; 


d) die Armen, welche in öffentlichen Anſtalten auf oͤffent⸗ 


liche Koſten verpflegt, oder aus Staats⸗ oder Gemeinde⸗ 
Mitteln unterftügt werben; fo wie andere notorifch fo 
dürftige Perfonen, daß nah Wiffenfchaft der Hebungs⸗ 
Behörde die Steuerquote, nah Maßgabe der Beſtim— 
mungen bes $. 14 gegenmwärtiger Verordnung, fofort 
für unbeibringlich erklärt werden kann. 


Die unter lit. c und d bezeichneten Perfonen find ohne 


SteuersAnfag in die KlaffensSteuer:Role ($. 4—6) einzur 
tragen und in der Bemerfungs » Columne ift dabei der 
Grund anzugeben, weshalb die Auswerfung einer Steuer 
quote unterblieben. 


$. 2% 


Die Steuer fol nah Maßgabe der diefer Verordnung 


unter Ziffer I. angehängten Glaffification (conf. $. 12) 
entrichtet, und bei der Glaffification ber Landbefiger die im 


Anm. Die Tabelle ber Glaffification der Steuerpflichtigen befindet fi 


am Schluſſe des Heftes. 


VI. Band. 18 Heft. ’ 17 
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Jahre 1822 zur vorläufigen Ausgleihung der Natural: 
Kriegs » Kaften Statt gehabte Bonitirung der Gtundftäce, 
deren etwaige Fünftige Reviſion jedoch vorbehalten bleibt, 
zum Grunde gelegt werden. 

Derfonen, melde mehrere fteuerpflichtigmachende Eis 
genfcaften in fih vereinigen, 3. B. Staatsdiener, Kaufleute, 
Handwerker, Pächter 2c., welche zugleih im Fürftentyum 
Grundſtuͤcke befigen, Hausmwirthe, weldye neben der Land» 
wirthſchaft Bierbrauerei, Gaſtwirthſchaft, Krügerei ꝛc. bes 
treiben u. f. w., werden in jeder dieſer verfchiedenen Qua— 
litäten befonders angelegt. 

Die in der GStadt»Eutinifhen Feldmarf belegenen 
fogenannten zehntbaren Ländereien find gleich anderen 
Eigenthums »Landftelen nad Bonität» Tonnen, die Pars 
celen der aufgetheilfen Stadt-Entinifchen Gemeinweide dage- 
gen, als zu den Häufern gehörig, überall nicht anzufegen. 

Eind zwei oder mehrere demfelben Befiger gehörende 
Landftellen zu einem landmwirthfchaftlichen Betriebe ver; 
einiget: fo werden fie bei der Glaffification als ein Ganzes 
betrachtet; Landſtellen, welche theils aus Eigenthums- theils 
aus Erbpachtländereien ‚beftehen, werden für diefe wie für 
jene abgefondert claffificirt, und nur dann als ein Ganzes‘ 
angefehen, und nad dem größeren Areal claffificirt, wenn. 
das Pleinere Areal weniger als drei Tonnen beträgt. 

Für ein Grundbefigthum, deffen Eigenthum der Ehe 
frau oder den Kindern und deffen Nießbrauch dem Manne 
oder Vater zufteht, wird nur der Legtere zur Steuer gezogen. 

Sit das Eigenthum eines Grundſtuͤcks ftreitig, fo wird 
derjenige hinfichtlich deſſelben claffificire, welcher fih im 
Givilbefige befindet, mit Vorbehalt feiner Gerehtfame wegen 
der ihm dadurch überfommenen mehreren Steuerquote gegen 
denjenigen, dem in der Folge das Eigenthum zuers 
fannt wird. | 

Sn öffentlichen Dienften Angeftellte, denen die Nugs 
nießung von Immobilien als ein Theil ihres- Dienft- Ein» 
kommens angemwiefen ift, werden hinfichtlih dieſer nicht 
befonders angefegt, fondern kommen in der 6. Rubrik der 
Glaffification, nah Maßgabe des Gefammt» Betrages ihrer 
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Dienſt-Einnahme an Geld und Naturalien und Nutzung 
von Immobilien, die beiden Letzteren nach den feſtgeſetzten 
oder wirklichen, oder gewoͤhnlichen Kauf» respre. Mieth⸗ 
Preiſen in Anſchlag gebracht, zum Anſatz. 


6 3. 
Jedes Familienhaupt iſt verpflichtet, auch für die Ente 
richtung der Steuer, die denjenigen in ſeinem Brode oder 
Lohn ſtehenden Perſonen maͤnnlichen oder weiblichen Ge— 
ſchlechts aufliegt, welche in die unterſte Steuer-Klaſſe ges 
hoͤren, dergeſtalt einzuſtehen, daß die Steuer mit ſeinem 
eigenen Steuer-Beitrage zugleich entrichtet werde; inſofern 
die Herrſchaft, der Meiſter oder die verwittwete Meiſterin 
es bequemer finden, jene Steuer für ihre Dienſtboten, Ger 
bülfen oder Gefellen vorzufchießen, find fie befugt, die 
geleifteten Vorſchuͤſſe am Dienft> oder Gefellenlopn zu kürzen. 


F. 4. 

Alzäprlich wird im Februar, auf dem Lande von dem 
Beamten des Diftrictd, in der Stadt Eutin vom Stadt—⸗ 
magiftrat, die Anfertigung der Klaffen = Steuer » Rolle 
(Ant. II.) vermittelt volftändiger Verzeichnung aller fteuers 
pflihtigen Perfonen bes Diftricts für das naͤchſtfolgende 
Rechnungsjahr, begonnen. 

Die Bauervögte müffen den Behörden dabei behülflich 
ſeyn und aub den Befigern der bewohnten Grundftüde 
oder deren Stellvertretern,, ingleihen fonftigen Familiens 
bäuptern, an welche Aufforderungen und Anfragen von 
Seiten der Behörden Hinfichtlidh der Klaffen»Steuer ergehen, 
liegt die Verbindlichkeit zur getreuen Ungabe der Bewohner 
ihrer Häufer, fo wie der Angehörigen ihres Hausflandes 
oder fonftigen Hausgenoffen, ob. 

Jede unrichtige, auf Verkürzung der Steuer abzwedenbe 
Angabe ift von der Regierung, außer der Nachzahlung ber 
vollen Steuer, mit einer Geldbuße bes vierfahen Jahres 
betrags derfelben zu belegen. 


u. $. 5. 
In der Regel wird jeder Steuerpflichtige in dem Dis 
ftricte feines gewöhnlihen Wohnorts, ohne Rüdfiht darauf, 
17 * 


! 
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in welchem Diftriete fein etwaiges Grundeigenthum belegen 
ift, zur Steuer angefegt und claffifieirt, das Verzeichniß 
der Eteuerpflihtigen alfo nad) den Drtfchaften, wo fie fich 
aufhalten und nad natürlicher Reihefolge der bewohnten 
Grundftücde, aufgenommen. Pupillen und Minderjährige 
find in dem Diftricte, wo die Bormundfihaft geführt wird, 
im Auslande verweilende Befiger im Fuͤrſtenthum bele⸗ 
genen Grundeigenthums nach Belegenheit des legteren 
einzutragen. 

Die außerhalb Landes wohnenden Beneficiaten der Sus 
ftentationd » Kaffe werden im Amte Großvogtey zur Steuer 
angelegt; Die in der Fremde befindlichen Mitglieder bes 
ehemaligen Kollegiatftifts im Amte Kollegiatftiftz die aus— 
wärtigen Penfioniften der Kammer » Kaffe vom Stadt⸗ 
magiſtrat. 


$. 6» 

Nach geſchehener Aufnahme der Berzeichniffe der Steuer» 
pflichtigen ($. 4.) Ichreiten die Beamte, beziehungsweife der 
Stadtmagiftrat, zum Eintragen des Eteuerfaßes jedes 
Gontribuenten in die Klaffen- Steuer-Rolle (Ant. II) nad 
Maßgabe der in der Glaffifications »Zabelle (Anl. J.) ange 
gebenen Merkmale und der Vorſchriften gegenwaͤrtiger Ver— 
ordnung, ſo daß jeder Steuerpflichtige, unter Beibemerkung 
der die ſteuerpflichtig machende Eigenſchaft bezeichnenden 
Rubrik, in derjenigen Klaſſe oder in denjenigen Klaſſen 
angeſetzt wird, welchen er ſeinen Verhaͤltniſſen zufolge 
angehört. u 
Die Anfegung bleibt der gewiffenhaften eigenen Ueber» 

zeugung der Beamten und bes Etadtmagiftrats überlaffen. 
Sind ihnen in einzelnen Zällen die Merhältniffe des Ber 
treffenden nicht genugfam befannt, um mit Zuverläfftgkeit 
beurtheilen zu können, welder Klaffe er zuzuweifen ift: fo 
baben fie fih vorher bei befonders rechtlichen und verftäne 
digen Gemeinde,» Genoffen, welche nad ihrer perfönlichen 
Lage von den Umftänden des Steuerpflitigen unterrichtet 
find, zu erkundigen, und fünnen nad Beſchaffenheit der 
Umſtaͤnde auch alle erforderliche Nachrichten und Aufklaͤrun⸗ 
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gen von dem Eontribuenten ſelbſt einziehen, welcher dieſel— 
ben dann an Eides Statt wahrhaft ertheilen muß, 


5 9, 

Die Eintragung der Steuer» Anfäge fol in ber erften 
Hälfte des März Monats jeden Jahres beendigt feyn; und 
es aledann vom 15. bis zum legten März jedem Steuer 
pflichtigen freiftehen, feinen Anfag bei der anfegenden Bes, 
börde (in der Etadt Eutin auf dem Rathhaufe) einzufes 
ben, diefelbe auf vermeintliche Irrthuͤmer aufmerkfam zu 
machen, und eine etwaige Veränderung feines Anfages 
auf diefe Weife au veranlaffen. 


* 


— §. 8. 

Demnaͤchſt werden die aufgenommenen und ausgefuͤll— 
ten Steuer⸗Rollen von den Beamten, in der Stadt Eutin 
vom Stadtmagiftrat, nach hinzugefügter Erklärung, daß in 
denfelben Feine im Diftricte befindliche oder anzufegen ges 
weſene fteuerpflichtige Perfon übergangen, und daß die 
Eteuer-Anfäge nah Vorſchrift gegenwärtiger Verordnung 
pflihtmäßig ausgefüllt worden, vor dem 15. April in Dops 
pelter Ausfertigung bei der Regierung eingereicht. 


6 9 

Die Regierung prüft die eingefommenen Steuer-Rollen 
ſowohl hinſichtlich der Volftändigkeit der Perfonen » Aufs 
nahme ald auch der Richtigkeit der Steuerfäge, erklärt ſo— 
dann die SteuersRollen, verändert oder unverändert, uns 
beſchraͤnkt oder mit Vorbehalt nachträgliher Erledigung 
einzelner nicht fofort zu befeitigen oder hinkaͤnglich aufzus 
flären gemwefener Anftände, für executoriſch, und fendet das 
eine Exemplar bderfelben vor dem 18ten Mai an den Ber 
amten zuruͤck. 


$. 10. 
Die Beamte haben darauf bis zum Ende des Mais 
Monats den Bauervögten Auszüge aus der Steuer⸗Rolle mit 
dem Befehle zu überliefern,, Öffentlich befannt ju machen, 
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daß der Ertract bei ihnen eingefehen werben könne. In 
der Stadt Eutin wird die Steuer-Rolle auf dem Rathhaufe 
offen gelegt und Die Zeit, wenn foldyes gefchehen werde, 
in den wöchentlichen Anzeigen öffentlich befannt gemacht. 


$. 11. 


Allen, welche fih Durch den in der Steuer:Rolle ihnen 
beigelegten Anfag befchwert halten, fie mögen überall mit 
Unrecht zur Klaffen Steuer angezogen, oder zu hoch anges 
fet worden zu feyn vermeinen, ſteht bis zum Ende des 
Sunis Monats der Weg der Reclamation bei der Regierung 
offen. In diefem Falle ift jedoch die vollfommene Nach— 
weifung der Ueberfhägung von Seiten des Reclamirenden 
nothwendig; liegt fie nad) der pflichtmäßigen Ueberzeugung 
der Regierung, welcher in jedem vorfommenden Falle uns 
benommen bleibt, je nad den Umftänden Eid oder andere 
erfüllende Beweismittel zu fordern, nicht vor: fo muß der 
Reclamirende die Koften der Unterfuhung tragen, und die 
Reclamation bleibt ohne Erfolg. Später find dergleichen 
Beſchwerden bei unveränderten Umftänden überall nicht 
weiter zuläffig, bei veränderten aber nur von dem Augen: 
blid der Anbringung an von Wirfung. 

Auch die zur rechten Zeit angebrachte NReclamation 
fann die, wenigftens vorläufige Zahlung der Steuer, nicht 
aufhalten, fondern gibt nur das Nedt, in dem Falle, 
wenn die Beſchwerde gegründet gefunden werden follte, 
aus der Kaffe das Zuvielbezahlte zurüd zu verlangen. 


SI 
Sobald die Anfegungen berichtigt find, bat Unfere 
Regierung nach dem daraus zu entnehmenden wahrfcein, 
lihen Ertrag des einfahen Anfages zu beflimmen, wie 
vielmal und in welchen Zerminen berjelbe zur Aufbringung 
der jährlich erforberlihen Summe, entrichtet werden fol. 


$. 13. — 
Die Hebung der Klaſſen⸗Steuer geſchieht auf den Grund 
der von der Regierung genehmigten Steuerliſten durch die 


Beamte, in ber Stadt Eutin burd ben Stabtfecretair, welche 
bafür ein Prozent von ber erhobenen Summe für fi zu» 
rücdbehalten, an den vermittelt Amts» «Publication dazu 
beſtimmten Tagen. 


$. 14. 


Wegen ber fälligen Beiträgemwird, wenn fie nicht 8 Tage 
nah dem Zahlungs-Termin berictigt find, Sofort die Pfans 
dung angefagt, wofür der Schuldner einen Schilling zu be 
zablen bat, und dann 3 Zage fpäter vollitredt. 

Die Gebühren der Pfandung follen nie über vier 
Schilling befragen. - Ä 

Abgepfaͤndet dürfen nicht werben: 

a) das Werkzeug der Handwerker und Tageloͤhner, und 
was ihnen fonft zur Kortfegung ihres Handwerks oder 
ihrer Arbeit unentbehrlid iſt; 

b) das unentbehrliche Hausgeräth, die nothduͤrftigen Bet⸗ 
ten, und die nothduͤrftige Kleidung für den zur Pfan⸗ 
dung Stehenden und feine Familie. 

Wenn der zur Pfandung Stehende andere als die vor- 
ſtehend bemerkten Sachen nicht befigt, ift der Nüdftand für 
unbeibringlich zu achten. 

Die Beamte, in der Stabt Eutin ber Stadtfecretair, 
find für jeden Steuer» Ausfall, der in Folge ber Nichtger 
lebung der Vorſchrift dieſes $. eintritt, perfönlich verant- 
wortlich. 


$. 15. 

Späteftens drei Wochen nad jedem ——— 

haben die Beamte die fuͤr dieſen Termin erhobene Steuer 

an denjenigen Kaſſe-Beamten abzuliefern, welcher zu deren 

Empfangnahme beſtimmt und ihnen bekannt gemacht wor⸗ 
den iſt. 


$. 16. 
Die im Laufe des Rechnungsjahrs durch hinzukommende 
und ausſcheidende Steuerpflichtige oder Veraͤnderung der 
Verhaͤltniſſe derſelben ſich ergebenden Zus und Abgänge in 
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der Steuer, find fofore im erften Hebungs-Termine, nad» 
dem fie fich ereignet haben, zu beruͤckſichtigen. Es follen 
jedoh Verſetzungen in eine höhere oder geringere Klaffe, 
wegen veränderter DVerhältniffe im Laufe des Rechnungs— 
jahre binfihtlih der in den Rubrifen Wr. 8. 9. und 10. 
der Klaffifications»Zabelle (Anl. I.) bezeichneten Quellen 
des Erwerbs nur dann Etatt finden, wenn der eine oder 
andere ſolcher Erwerbszweige von einzelnen Steuerpflichtigen 
neu begonnen oder ganz aufgegeben worden, nicht aber wegen 
bloßer Mehrung oder Minderung des Ertrages derfelben. 

Sn dieſer Hinfiht wird den Beamten zur Pfliht ge 
macht 14 Tage vor einem jeden Hebungs= Termin ein volls 
ftändiges Verzeichniß ſowohl der feit dem lebten Hebungs⸗ 
Termin zur Steuer hinzugetretenen Perfonen, als der im 
Laufe diefer Zeit abgegangenen Steuerpflichtigen, und der . 
wegen veränderter Verhältniffe einzelner Contribuenten zu 
verfügenden Berfegungen in eine höhere oder geringere 
‚Klaffe, unter Angabe der Urſache des Abs und Zugangs, 
bei ber Regierung in doppelter Ausfertigung einzureichen, 
welcher von biefer geprüft wird, und, nad erlangter Ges 
nehmigung, bei den ferneren Hebungs» Zerminen mit als 
Grundlage der Hebung dient. 

5. 17. 

Sn der erften Hälfte des April-Monats liefern die Bes 
amte ein Verzeihniß der nah Maßgabe des F. 14. für 
unbeibringlid geachteten, und ein zweites wegen der fonft 
in Rüdftand gebliebenen Steuers Beiträge bei der Regierung 
ein, worin binfihtlih jedes einzelnen Poftes zu bemerken 
ift, ob und unter welbem Datum wegen deffelben bereits 
von der Negierung verfügt worden, und eventuell, was zu 
feiner Beitreibung gefchehen if, Das Verzeihniß der uns 
beibringlichen Pöfte wird dann von der Regierung zum 
Abgange beordert, und hinſichtlich der übrigen Reftanten 
von ihr ebenfalls das Weitere verfügt. 


$. 18. 


Eine Ueberfiht der Einnahmen und Ausgaben ber 
Steuer» Kaffe des Fürftenthums Luͤbeck fol alljährlich mög» 
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lichſt bald, beſtimmt aber im Laufe des naͤchſtfolgenden 
Steuerjahrs, durch den Druck zur oͤffentlichen Kunde ger 
bracht werden. 
Urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Namens,Unterfchrift 
und beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 
Gegeben auf dem Schloſſe zu Oldenburg, ben 185ten 
März 1834. 


(L. S.) Yuguf 


dv. Brandenftein. 


Lens. 


Bemerfungen 
zu vorftehender Verordnung im oldenburg’jchen 
Fuͤrſtenthum Luͤbeck, 
welches vom daͤniſchen Holſtein, dem Gebiete der Hanſeſtadt 
Luͤbeck und der Oſtſee begraͤnzt wird, 
vom 15. März 1834. 





Bekanntlich bat der edle Großherzog die Schups 
gelder der heuerlichen Einwohner von %), Thlr. jährlıd 
auf die Hälfte herabgefegt, da dieſe Klaffe nah einem 
älteren Herfommen außerdem noch mande Kirchen» und 
Schulabgaben tragen muß und aud fonft für mehr Nah— 
zung der tagelöpnernden Klaffe feiner fürftlihen Untertha— 
nen geſorgt. 

Das Keine Fuͤrſtenthum Lübel, von 8 Quadratmeilen 
und 20,000 Einwohnern, hatte, weil ed im legten Jahre 
der napoleonifhen Zeit fo fehr durch gewaltſame unge 
heure Ausfchreibungen ber franzöfifhen Militairbehörden 
ausgefogen worden war, bisher zum oldenburg’ihen Lans 
desmilitair weder Geld noch Recruten gefteuert. Als aber 
die Fontrahirte Kriegefchuld im Jahr 1831 bis auf einen 
Iandesherrlihen Vorfhuß von 27,000 Thlr. getilgt wor» 
den war, verfügte die Regierung, daß fie Die gefammte 
ältere Randescontribution von etwa 5,300 Thlr. der Steuer; 
£affe der fürfillihen Unterthanen zu ihrer Erleichterung 
anweife und daß im übrigen die Fürftenthümer Lübed 
und Birkenfeld ihre Quote zu den allgemeinen Belaftungen 
des Großherzogthums mit tragen müßten. 

Weil das Fuͤrſtenthum Kübel niemals eine eigene 
Ständeverfaffung hatte: fo bezahlte der Bifchof aus feiner 
fürftlihen Dotation in Domainen und Erhebungen von 
den Bauern im bifchöflichen Antheil des Hochſtifts, die 
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Zrabantenwache, Die Rammergüter und die Regensburger 
Legation. Aus dem domkfapitularifchen Antheil bezog er 
nichts. Drücdende Auflagen von den Unterthanen auszus 
fohreiben hinderte den Bifchof feine Wahnlfapitulation, und 
wenn das gar oft gierige Domfapitel dazu geneigt war, 
fo hinderte dies die fürftlihe Regierung und die Philans 
thropie der beiden Reichsgerichte. Allein dies ftörte das 
Domkfapitul nicht, feine Pfründenverleihung in turno or- 
dinario und extraordinario fimoniftifch zu benugen, fi 
bei jeder Biſchofswahl die Annaten hoch zu berechnen und 
feine Stimmen den Wahlfandidaten zu verkaufen. Eine 
Wanlgefhichte der nun untergegangenen Hochſtifter aus 
den Haus» und Kapitulararbiven der proteftantifchen Stifs 
ter vor ihrer Eäcularifation wäre ein Denkmal der Par 
roemie, warum es gut war unter dem SKrummftabe zu 
wohnen, Segt lebt Eeiner der beftochenen Kapitularen 
mehr, Die, indem fie die gierigen Hände nach der Wahl- 
prämie ausſtreckten, dennoch hoͤchſt ferviliftifh den Mund 
voll nahmen, um ihre Devotion dem Neuerwählten oder 
feinem Haufe zu bezeugen. Ungeheure Summen hat das 
Haus Gottorp und mitunter auch Dänemark von dem dreis 
Bigjährigen Kriege an für die Luͤbeck'ſchen Biſchofswahlen 
geipendet. Doc dieſer Greuel ift nun vorbei, aber in 
Bolge der verlegten Reſidenz des Fürftenftammes vom 
Eutinerfee nad der Hunte der ehemalige Fürftenfig, eine 
arme Landftadt geworden. 

Es mag wahr feyn, daß wegen ber Ascenfion ber 
jüngeren Präbendaten im Domfapitul, im Collegiatftift und 
im Summo der Picarien, die landesherrliche Kaffe noch 
nicht viele reine Revenuͤen aus dem GSäcularifationsfond 
ber Penfioniften gezogen haben mag, ber jet wohl un 
feine Separatverwaltung bedürfte, 

Die gedachte Verordnung nimmt an, baß den Unter, 
thanen obliegt, in befonderer Steuer, bie nun regulirt 
worden ift, die Unterhaltung des Bunbescontingents,, der 
Bunbesfeflungen, des Bundestags, der Kommiffionen, 
andrer vom Bunde getroffenen Vorkehrungen, des Ober» 
Uppellationsgerihts und andrer noch unbekannter Kentrals 
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laften zu beftreiten und verfpricht den Anſchlag des Be 
langes zu Anfang jeden Jahres den Unterthanen bekannt 
zu machen. 

Der Eutiner Stabtmagiftrat, die Viertelsmänner des 
Fledens Schwartau und die Bauernvögte der Dörfer follen 
die Befteurung nad den Klaffen und den gefeglihen Bes 
fiimmungen vertheilen. Diefe.Stenerrollen prüft dann bie 
Regierung und erklärt fie erecutorifh, wenn fie folde nad) 
der ihr beimohnenden Orts- und Perfonalfenntniß in einem 
fo Eleinen Lande geprüft hat; mit der Negel, für die res 
vidirenden Unterbehörden, caveant ne quid detrimenti 
capiat respublica. 

Die angeordnete Steuer in eilf Rlaffen begreift alle, 
nicht von der Armenpflege ernährten Unterthanen, läßt 
aber die Domainen und Frommen:Gtiftungen frei. Die 
Höchftbeftenerten in der erften Klaffe, die in 15 Rubriken 
mehr oder weniger getroffen werden, zahlen 24 Schilling vom 
Hundert ihres angenommenen Einfommend als Gteuers 
fimplum. Diefed Simplum fällt in jeder niedrigeren Klaffe 

m 2 Schillinge und der niedrigfte Anfag ift 4Schillinge. 
Diefe höhere Procentirung der reicheren Individuen ift fehr 
nahahmensmwärdig und Flug, daß auf Mobiliarvermögen 
nicht Rüdfiht genommen wurde. Auch auf Schulden warf 
man fein Auge und eben fo wenig auf die höhere Ber 
laftung der Erbpächter vor den Bauern in manden Fällen. 
Doch will ich dieß nicht tadeln, wenn es möglich feyn follte 
mit 1—3 Simpeln auszufommen, Uber die Forderungen des 
erlauchten Bundestages koͤnnen, und mit Zittern fage ich es, 
dürften wachfen: und dann wird die im Simplo unbedeus 
tende Steuer fhwer. Es kann ferner eine Sıfenbahn oder 
ein neuer Straßenzug nothwendig werden. Alles fo was 
ift unvermeidlich, aber möglich ift eine große Verminde— 
rung bes zu zahlreichen Beamtenperfonalde. Das Zürften« 
thum ift noch immer einer der gluͤcklichſten Punkte wegen ges 
singer Staatsabgaben. Wird aber wie bisher die Diener 
ſchaft das ganze Landeseinfommen verbrauchen, fo bedrohet 
fünftig das Land die Gefahr über kurz oder ang vertaufcht 
zu werden, wobei das Fuͤrſtenthum fchwerlih gewinnen 
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kann. Die Beſcheidenheit und perſoͤnliche Unwiſſenheit der 
jetzigen Zuſtaͤnde erlaubt mir nicht, das wie zu zeigen; 
um nicht, der ankuͤnftig durch irgend eine freiwillige oder 
berufene Landesvertretung erinnert zu werden, wird die 
Regierung uͤber das wie kuͤnftig die geeignetſten Vor— 
ſchlaͤge dem abweſenden Landesherrn machen. Auch werden 
in einer zweiten Generation die geiſtlichen Penſioniſten 
ausſterben. Ungerne vermißt man eine ſtarke Erbſchafts— 
ſteuer, denn niemand kann beſſer bezahlen als ein Erbe 
und nur dann fann man den mit geringen Bodenabgaben ' 
befchwerten domfapitularifhen Bauernftand zur bedeuten» 
den Mitleidenheit ziehen. Hoffentli wird dieſer Zufag, 
was ih wuͤnſche, unnöthig feyn, aber man verzögere die 
Einführung nicht, fobald die Steuer zu wachſen anfängt. 

Daß das vernünftige Untertyanenpublitum die jegige 
Befteuerungsform der früheren vorzog, begreife ih, da 
jene mehr inquifitorifhb war, Uebrigens zeigt Die der Vers 
ordnung beigedructe Tabelle, wie fehr der Wohlftand der 
Handwerker in der ehemaligen Refidenz gelunfen feyn 
muß, da freilich faft alle Induſtrie auf die freilih ſehr 
verftändig getriebene Landwirthfchaft bisher befchränft war. 

Aus der Ferne beurtheilt fcheint freilih, Daß wenn 
ber erfte Beamte 12 Thlr. 6 Schl. zum GSimplum bei 
250 Thlr. Dienfteinfommen zahlt, der höcite Steuerfaß ber 
Kauf und Hanbdelsleute und der Upotbefer von 11 Thlr. 
12 Schl., die legteren zu hoch feyn dürften und daß der 
Eteuerfag der Kapitalilien von 4 Thlr. 6 Schl. bis zu 
14 Schl. für die reichften zu niedrig fey. Aber vermuthlich 
bat der Eleine Staat jegt wenige Nentenirer und die dors 
tige Kauſmannſchaft mag bei der Befreiung von Zoll und 
Verbrauchsſteuern, wenn fie ihre Waaren nicht Über Gege- 
berg bezieht, doch wohl bequemer als alle andere ihre Quote 
entrichten fünnen. Aber auffallend wäre, wenn wirklich 
die zahlreihen Staatsdiener des Eleinen Landes faft gar 
kein’ Zinfen tragendes Kapitalvermögen befigen follten, wie 
die Contributionstabelle zuweilen ſcheint. 

Deſto billiger und rationaler ift das Gele, daß ba 
noch immer in dem ruhigen und mwohlfeilen Lande Fremde 
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gerne leben und nur verzehren aber nicht8 erwerben, Dies 
fen freiftepen fol, fi in eine beliebige Klaffe der Befteuer: 
ten felbft einzufchreiben. 

Eben fo nahahmungsmwürdig ift die Wohlfeilheit der 
Pfandung und die Eremtion der nothwendigen Lebens», 
Nahrungs» und GewerbsBedürfniffe von der Pfandung. 
Das. Loos der Proletarien ift ohnedem ungluͤcklich genug, 
die dadurch entftandenen unerigibeln Päffe werden niemals 
etwas bedeutendes ausmachen. 

Eine der fhwierigften Aufgaben für die Regierung 
folder kleinen Gouverainetäten ift, wenn fie Induſtrie bes 
figen, diefe fo zu pflegen, daß nit hie und da Ueber 
treibungen und Noth entjtehen, wenn der Abſatz ftoct, wie 
fo leicht eintreten Fan. In diefem Eleinen Lande trifft 
man aber gar feine andere als etwa im Schmieden und in 
Schreinerarbeitin Schwartau für Lüber und deffen Ausfuhren. 

Es ift eine nothwendige aber fehr fchwierige Frage, 
wie fteigert man in einer fo Eleinen Dertlichkeit den Nah— 
rungsftand im landmwirtbfchaftlihen Face. Seit der Mär 
gelung und Einfoppelung hat bereits die beffere Fütterung 
eine Nachfrage nach dem jungen Rindvieh aus dem Eutini— 
fhen begründet. Auch da ift vieleicht eine mwohlfeilere 
Sütterung möglich und der Abſatz fiher, fo lange die großen 
Rittergüter ihre Holländerei lieber dur Ankauf als dur 
Anzucht recrutiren. Was die dortigen Befiger großer Lands» 
ftelen betrifft: fo nügen fie ihre Verhältniffe meiftens fehr 
verfländig. Die Regierung wird fünftig gerne fehen, daß 
fie den Anbau von Hartholz und Zorfgräberei für ihren 
eigenen Nugen und für das Publikum treiben, denn dieſe 
fann bei dem Feurungsmangel in ganz Holfiein ihr Baus 
und Brennholz; theuer genug los werden und wird aud 
für die Forft-Unlagen von Tannenholz, das faft ganz fehlt 
und jur See eingeführt werden muß, auf den Sandhügeln 
und den Eutiner See, Sorge tragen. Aber die große 
Menge der im Lande hHerangewachfenen und eingewanderten 
Zagelöhner feßt die Regierung in große DBerlegenpeit. 
Ternere Einwanderungen muß man ablehnen und den 
vorhandenen, wenn fie zur zweckmaͤßigen Benugung einer 
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Katenftelle mit einer Tonne Landes von wenigſtens 240 
Quabdratruthen bei der Wohnung taugen, foldhe gegen 
einen Erbpachtcanon und Zufhuß zum wohlfeilen Bau. 
eines Haufes in Hundtfcher Manier einreifen. Jede folde 
Stelle, wenn fie nicht Elarer Sandboden ohne Märgel, 
Kalk oder Lehm ift, kann alsdann eine Kuh im Stalle oder 
einige Ziegen und Schaafe ernähren, der Boden muf 
freilih allmaͤhlig, fey es auch erft in 24 Jahren mit Eins 
fluß des Gartens verzollt und eingefriedigt werden und den 
größern Theil des Feuerungsbebürfniffes dem Befiger liefern. 
Das ift nicht fo unmöglich, wenn alle Kohl- und Sonnen; 
blumenmwurzeln zur Feuerung gefammelt und getrocnet 
werden. Künftig geben dazu auch die abgängigen Obft- 
bäume ihr Deputat. Wählt man die richtigen Objt » Arten 
die Zrodnung oder die Bergung bis zum Frühjahr leiden; 
verbindet man damit Bienenzudt: fo hat man eine Ers 
werböquelle mehr und wird freilich mehr dur Kopl, Kars 
toffeln, Rüben u. f. w., als man bisher verſteht fein Vieh 
ernähren nad dem Beifpiel einiger Mufterwirtbfchaften 
und fo gering auch der Spinnerwerb feye, diefen, die 
Weberei und den Flachsbau nicht verfchmähen. Sn Mittels 
deutfhland unterhält man in Erdpütten, die mit Rafen 
ein Dach erhielten, oder durch ein einziges Strohdach, 
lange Hütten, die Vorräthe an Obft, Rüben u. f. w. vor 
dem Froſt unter Laubdecke ſchuͤtzen. Holftein ift einer der 
füblihen Punkte der Oftfee was bisher bei der lebhaften 
Dampfſchifffahrt nach den nörblihen Häfen ſchlecht benugt 
wird. Auch zur winterliden Erwärmung einer Katenfas 
milie trägt eine wohlgepflegte Kuh fehr bei. Die Feuerungs— 

und Kocöfen, gerade der ärmeren Klaffen, muͤſſen unter 
polizeilicher Aufficht beffer werden, wenn wir einft dahin 
gelangen, daß die Polizei für deren Wohl eben fo viel 
Aufmerkfamkeit zeigt, als für die Nahrung und für das 
Vergnügen der höchften und mittleren Klaffen. Dies ift 
um fo billiger, da Die allgemeine Eonfeription der Bundes» 
Brigaden aus dieſer Klaffe ihre meiften Recruten zieht: 
Geben Sie alfo auch Fünftig dem Staate weniger Geld; fo 
liefern fie ihm doch gleich den andern Ständen ihre Kinder. 
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Unter den Handwerkern bürfte im Fuͤrſtenthum außer 
der Weberei befonders das Zifchlergewerbe im Berfertigen 
von Mobilien fih auszeichnen, da das kleine Land gluͤck⸗ 
liherweife gegen Holftein viel Hol; bat und nur durch 
Dergeffenheit der Rentefammer zu wenig Eichen- und gar 
ein Tannenholj. Mit Dänemark fehlt eine Art Handels» 
tractat, vieleicht wäre er zu erlangen, 

Us Beifpiele, der Eultur für ſolche Kleine Befiger, 
nenne ih Hirfe, Mohn, Taback, niedrigen Mais u. f. mw. 

Wo die Regierungen aufs forgfältigfte die Nahrung 
ihrer Unterthanen zu verbeffern traten, da braucht man 
wahrlich feine Umtriebe des jungen Deutfchlande, des Kars 
bonarismus und der Propaganda zu fürdten, und kann 
man die ſtaͤndiſche Verfaffung allenfalls entbehren! 

Welche unmäßige Summen ließ der Großherzog fich 
bisher es koſten, die verarmte Klaffe der 7— 8000 vormals 
leibeigenen Unterthanen in den Fideicommisgütern faft 
ohne Land zu verforgen, dies ijt aber nur durch einge⸗ 
raͤumtes Land moͤglich. 

Ich weiß, es gibt Menſchen, die uͤber ſolche Vorſchlaͤge 
laͤcheln, aber nur wo der Beamte ſich ſolche aneignet und 
anzuwenden befliſſen iſt, da wird die Noth leichter und 
die Fuͤrſten haben ruhigere Unterthanen und die Stimme 
ſolcher Individuen iſt die einzige, welche die anarchiſchen 
Aufforderungen des jungen Deutſchlands zu neutraliſiren 
vermag. Solche Rathgeber ſind freilich rar, denn gerade 
ſolche Studien und Anſtrengungen belohnt man nur das 
durch, daß man ihr ungefährlices Wirken dultet und übris 
gens für Träumer hält. x 

Gewiß gibt es dort nicht fo viele gefeglih fogar früher 
begründete Uebelftände, als im Hauptftaat des Großher⸗ 
zogthums, die eine landesherrlihe Abfhaffung oder andere 
Regulirung bedürfen. Doch auch diefe Eönnen und werden 
auch ohne landitändifhe Anmahnung ihren Abſchied ers, 
halten und hoffentlih eher durch den Fuͤrſten felbft, ehe 
Landftände geboren werben. 

Rüder. 
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r 32 lag, 
Mir Paul Friedrich Aug uft, von Goktes Gnaden 

Großherzog von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog 
Yon Schleswig, Holſtein, Stormarn, der Dithmarſchen 
und Oldenburg, Fuͤrſt von Lubeck und Birkenfeld, Herr 
"von Jever und Kniphauſen ic. ic x 

Thun Bund: hiemit: DZ? 

Um eineötheils Diejenigen Verwandtſchafts⸗Verhaͤltniſſe 
unzweifelhaft zu bezeichnen „welche einer ehelichen Verbin— 
dung durchaus entgegen ſtehen, und keine Dis penſation 
zu laſſen, andernthelis aber Unſeren proteſtantiſchen Unter⸗ 
thanen im Fuͤrſtenthum Lubeck einige Fälle frei zu geben, 
welche, nad den bisherigen Verordnungen, oder dem Herz 
fommen, an Dispenfation gebunden waren,’ haben Wir, 
auf’den’Weriche Unfers Conſiſtorii, verordnet, und verords 
nen hiedurch, wie folge: Se 

$.. 1. ar, | 

Durchaus verboten, ſo aß unter keinerlei Umſtaͤnden 
von dem Verbote dispenſirt wird, ſind die Ehen: 

1) in auf⸗ und abſteigender Linie, ohne Unterſchied des 
Grades, Zu: LED 5.) ; BESETZTE Ze 

a) zwifhen Blutsverwandten, | | 

b) zwiſchen Schwiegerverwandten, alſo Schwiegereltern 

und Schwiegerkindern u. ſ. w., 

c) 4wiſchen Stiefverwandten, alfo Stiefeltern und Gtief- 
kindern u. f. ww, — | 
2) in: der’ Seitenlinie, unter Geſchwiſtern, ſowohl voll⸗ 
als halbbuͤrtigen. 

VI. Band, 18 Heft. 18 
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Geſuche um Dispenſation zur Eingehung einer ſolchen, 
aller Sitte und dem Gefuͤhle widerſtreitenden, ehelichen 
Berbindung ſollen zuruͤckgegeben, und der Concipient in 
5 bis 10 Thlr. Bruͤche genommen werden. 


fation ‚find>die! Een deal n Sm. 

mit der leiblihen Eltern und Großeltern Voll» oder 

Halbſchweſter, 

N FIR mit, dm) Stieffhmiegermukter,, 75 an nk 9 
a 1 72,2 Stiefſchwiegertochter. nıu ers. 
+... Dispenfationsgefue: wüſſen, durch Beſcheinigung be⸗ 
fonderer Umſtaͤnde aus, weldben.zuierparten üb, daß durch 
ſoiche Ehe das Wohl der Zamilierhekördert werde, und 
durch Zeugniffe über den bishexigen ſittlichen Lebenswandel 
der Supplicanten begruͤndetewerden. ni 


At i 153 29 
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story. 
u I RR EEE 1 
Berboten bis zu extheilter Landesherrlicher Dispens 


3 de re ER 
I nF Yard OMU N an nInsp ins net 3 ui 
Alle andere, Bluse und; Heiraths⸗Verwandtſchafts ⸗Ver⸗ 
haͤltniſſe ſind Bein, Hindssnaß,uher Ehe, es ſollen alle. 
namentlich pon, jetzt an ohne Dispenfation erlaubt ſeyn 
die Eben :,1 msi dumdsn MIST —J 

mit des Vaters oder dar) Mutter; Nruder unter «Or 

ſchwiſterkindern, 3 a a 
mit des Bruders Wittwe, gleich der Ehe 

mit der Frauen Schweſter,? 

„mit des; Dheimp Wittwen gleich ‚ber; She: nu 
mit der Tante Ehemann zunnmegail 1. ad mad 

: s mit,ber Stieſmutter Schwaſter und. 
mit des Stiefvaters Schwefter, Gr 
mit der Echwiegermutter, Spwefler und 1.7 (5 


vr tr 


dunhn/ 


mit des. Schwiegervaters Schweßer. Nira (d 
u. misiitie,ie Eu 
$- ernst Tal Zw 
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Ale älteren gefeplicen Beftimmungen und. rechtliche 
Gewohnheiten, weiche ruͤckũchtlich der Berwanbtiaften Ber- 
pältniffe bei ehelichen Verbindungen und ber desfallſigen 


—— 


Dispenſationen, bisher beſtanden und gegolten haben, ſind 
durch gegenwaͤrtige Verordnung als aufgehoben anzuſehen. 

Hiernach hat ſich ein Jeder zu achten. 

Urkundlich Unſerer eigenhaͤndigen Namens-Unterſchrift 
und beigedruckten Großherzoglichen Inſiegels. 

Gegeben auf dem Schloſſe zu Olden burg, den 
25. März 1834. 


(LS). 894 „Augu ſt. 
Su EL BE a v. Brandenftein. 
Lentz. 
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Man fieht dap'das Fuͤrſtlich Lübe’fhe Eonfiftorium 
ungeachtet. e8 noch ſportulirt, die. Ehedispenſationen zu 
vermindern befliffen ift, und. der Wapl der Ehegatten jede 
ſchickliche Breite einräumt. | 

Daß aber bisweilen Ehedispenfen in den naͤchſten Vor— 
mundfcaftsfällen gefucht werden muͤſſen, beweifet §.4. 
am Ende. a 

Mebrigens leben" Katholiken‘ und Proteſtanten wohl in 
feinem deutfchen Rande’ friedlicher neben einander, als in 
Didenburg, worin auch für die Elementarſchulen ungemtin 
viel geſchlkeht. Das Fuͤrſtenthum Luͤbeck ift aber’ wohl der 
einzige proteftantifhe Staat in Deutihland, der die Ele— 
mentarfhulehrer befoldet und wie gut wuͤrden fich die 
Schullehrer diefer Klaſſe ſtehen, wenn man’ die fhöne Ge⸗ 
legenheit der Einfoppelung der Felder benützt haͤtte, und 
jedem: Schullehrer 8 bis 10 Tonnen Landes ‚hinter feinem 

Haufe als Dienftemolument beizulegen. | 

Es wäre eine geihichtlide Merkwürdigkeit wenn man 
entdecken koͤnnte, welcher katholiſche oder proteſtantiſche 
Biſchof dies zuerſt einfuͤhrte Go viel ich weiß, abmte das 
Domkapitul diefe Freigebigfeit nicht nad, da Überhaupt 
feine Unterthanen, die freilich wenig Abgaben zablten oder 
Dienſte Teifteten , auf andere Art viel fiskaliſcher als die 

Bifchöfe behandelte. | = 


nr 6 


Zur Geſetzgebung uͤber das ae: des 
Herzogthums Gotha. 





Verordnung 
über die künftige Regulirung der Gemeinde» Verwaltung. 
Bom 30. Mai 1834 


Wir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachen 
‚Coburg und Gotha, Juͤlich, Eleve und Berg, aud 
Engern und BWeftphalen, Landgraf in Thüringen, Mark: 
graf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Henneberg, Fürft 
zu Lichtenberg, Graf zu der Mark und Rpyeneperg, 
Herr zu Ravenftein und Zonna ꝛc. 

baben zur Förderung einer möglichft edmäßigen. ‚Bere 

mwaltung des Gemeinde» Wefens, Folgendes zu verordnen 

für nöthig befunden, und verordnen nah vernommenem 

Gutachten ber Deputation der getreuen Stände Unfers 

— Gotha Pe. 


= 1. 

Die Gemeinde-Behörde, welcher naͤchſt der —— 

der oͤffentlichen Ordnung in der Gemeinde, die Berathung 

und Verwaltung aller Angelegenheiten derſelben zukommt 

und obliegt, iſt der Gemeinde-Ausſchuß. Derſelbe 

beſteht aus | 

dem Schultheißen und einer verhältnißmäßigen 

Unzahl von GemeinderBevollmädtigten. 
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PR EEE 8. 2% oa — | 
Die Anzahl der legtern richtet ſich nach ber Seelenzahl 

des Drts und andern eintretenden VBerbältniffen, jedoch 
find nicht weniger als zwei und in der Regel nicht mehr 
als acht Bevollmaͤchtigte, außer dem Schultheißen zu bes 
ftelen, und vg von Die: N ——— keine une 
gerabe feyn. 


— u 3. 

Der Gefammtheit des Gemeinde -Ausfhuffes unten 
geordnete Stellen find die des Raffen» und Rechnungs⸗ 
fübrers.der Gemeinde und die des Gemeindeſchrei— 
bers, fo wie auch ‚jeder einzelne Gemeinde-Bewollmästigte 
derfelben untergeordnet ift. 

Sn Bleinern oder unbemitteltern Gemeinden können 
‚ indeffen von der Derfelben ‚vorgefegten obrigfeitlihen Ber 
börde die Gelhäfte des Gemeindefchreibers mit Genehmir 
gung Unierer Landes Regierung dem. Saflan ..und Rech 
nungsführer mit übertragen werden...’ .: 

In den Gemeinden der Ortſchaften mit nahen 
Seldfluren find zur Auffiht über dıefe und die unverrüdte 
Erhaltung. der Eigenthums +» Örenzen, infofern einer der 
Gemeinde Bevollmächtigten die nöthigen Kenntniffe und 
praktiſche Geſchicklichkeit befigt, um Diele Geſchaͤfte übers 
nehmen zu können, auch noch ein oder nad ——— zwei 
Steinſetzer zu beſtellen. 


§. 4 
Außerdem find dem Gemeinde⸗Ausſchuß die ntadern 
Diener der Gemeinde,, Hirten, SInrhangın..: aeelr 
waͤchter ıc, untergeben. * 


E 5. 

Die Gerichtsſchöppen, als ſolche, gehören. in Be 
tracht ihrer ‚gefeglih vorgefchriebenen Wirkfamkeit-bei dem, 
betreffenden gerichtlihen Verhandlungen, nicht zu ben 
Gemeinde Beamten, und find auch hinſichtlich ihrer Bas, 
ftelung ausfchließlih von ‚der Juſtiz⸗Behoͤrde des Orts, 
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abhängig, welche Behörde jedoch hierzu auh Gemeinde 
Beamte waͤhlen kann. ml nd —* 
„INTERN TI Eu ER ELZE * 
EI DIE BTL BEP) >T 6..; Yo Hl an: j 

Ebenſo gehoͤren die Einnehmer und Controleurs ber 
landesherrlichen „7 lihnherrlichen4 vgesichtöherrlihen und 
firhliben Abgaben und Gefälle, fo wie der Gtaatelaften 
und Abgaben, nicht zu den Gemeinde » Bevollmädtigten. 
Sene ftehen als Inhaber folder Stellen ganz allein unter 
den betreffenden Berwaltungs :» Behörden, und werden auch 
von denfelben ohne Zuziehung? und Buflimmung der Ge 
meinde angenommen: Es ſchließt aber die Ernennung zum 
Gemeinde »Bevollmädhtigten von: der Annahme dergleichen 
Dienſtſtellen nicht aus. (pe Le EI Er EZ 

Die Beſetzung der Aemter in be Gemeinde⸗Ausſchuß 
gruͤndet ſich auf die Wahl der Gemeinde, nach den 
gleichfolgenden naͤhern Beſtimmangen hierüber . 

00 J 1222. A Er Sr 

ee ee 51—8. .4 er na ir. 

Die Wahl’ der Ausſchußmitglieder geſchieht bei 
verſammelter Gemeinde, durch die ſaͤmmtlichen wahlberech⸗ 
tigten Glieder derſelben, unter dem Vorſitze eines Beams 
ten der, der Gemeinde zunaͤchſt vorgeſetzten obrigkeitlichen 
Behoͤrde. a Bi " | 


Es wird: darüber ein Protocollgefuͤhrt, in welchem 
das Verfahren bei der Wahl und das Reſultat derſelben 
deutlich enthalten ſeyn muß. 


§. 10. 

Die Abftimmung kann nur perſoͤnlich, jedoch eben 
ſowohl durch muͤndliche Abgebung der Stimmen’ der Waͤh⸗ 
fenden als durch Ueberreichung einer ſchriftlichen Abſtim⸗ 
mung geſchehen. Jeder Waͤhlende ſtimmt einzeln ab, ohne 
von Andern beobachtet werden zu’ koͤnnen. 


& 14. 

Die Wahl bes Schultheißen findet in einem Act, und 
die der Gemeinde» Bevollmächtigten ebenfalls ih einem Act 
ftatt, und zwar die letztere in der Maaße, dag jeder Waͤhlende 
fo viel wählbare Gemeinbeglieder-in Vorſchlag bringt, als 
Etellen ber Gemeinde» Bevollmächtigten zu befegen ſind. 
Es entſcheidet dabei die verhäftnißmäßige Mehrheit der 
Stimmen, oder mit andern Worten, derjenige iſt als der 
Gewählte anzufehen, welcher unter allen, welche Stimmen 
erhalten haben —— meiſten Senmen — bat. 


S.. 12. 

Zu der Stelle des GemeindesKaffen» und Rec» 
nungsführers, ſo wie zu der des Gemeindeſchrei— 
bers, wo ein ſolcher befonders angeſtellt wird, ſchlaͤgt der 
Gemeinde» Lusſou⸗ drei Gemeindegieder vor, unter 
denen die Gemeinde Einen durch ——— waͤhlt. 


$. 13. 

Bei Beſetzung des Schultheißen ⸗Amts praͤſentirt die 
Gemeinde der ihr vorgeſetzten Obrigkeit drei durch Stim⸗ 
menmehrheit zu ernennende Competenten ‚zur Auswahl, 
und es wird der auf ſolche Weiſe Gewaͤhlte das erſte Mal 
auf fuͤnf Jahre beſtaͤtigt. Nach Ablauf dieſes Zeitraums 
findet eine neue Praͤſentation von drei Competenten auf 
Seiten der Gemeinde und eine abermalige Auswaͤhl von 
Seiten der Obrigkeit ſtatt, wobei der Abgehende wieder 
waͤhlbar iſt, und wenn die Wahl ihn wiederum trifft, von 
nun an als auf Lebenszeit beſtellt auzuſehen iſt. Er behaͤlt 
fodann fein Amt auf Lebenszeit, .ed. fey denn, daß in der 
Bolge ‚gegründete Beſchwerden gegen: deſſen Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
rung entſtaͤnden, melde .deffen Entfernung vom: Schult⸗ 
heißen» Umte nothwendig machten, und -auf desfalls an Die 
Landes⸗Regierung erſtatteten Bericht Die Entlaſſung eines 
bisherigen Schultheißen von feinem Amte und die Wahl 
eines neuen verfügt oder in Folge eines ibm zur Laſt fal— 
lenden Vergehens oder Verbrechens  non- der treffenden 
Zuflizs Behörde auf feine Entfegung erfannt würde, 
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$. 14. 

Bon den Gemeinde⸗Bevollmaͤchtigten tritt alle zwei 
Sabre die Hälfte aus, fo daß jeder derſelben, außer der 
zuerft ausfceidenden Hälfte, fein Amt vier Jahre lang 
zu verwalten hat, Die Uustretenben werden das erſte Mal 
durch das Loos, fodann. aber durch das Dienftalter in der 
Maaße beftiimmt, daß jedesmal die den Dienſtjahren nad 
Aelteſten ausicheiden, jedoch find Diefelben ebenfalls von 
Meuem wieder wählbar, ohne indeß bei wieder erhaltener 
Wahl ihre Stellen auf Lebenszeit anfpreden: zu können, 
indem die weitere Wahl immer in dem geordneten Gang bleibt. 

6. 15. 

Die Stellen bes Gemeinde-Kaffen- und Red» 
nungsführers und des Gemeindefhreibers werden in 
der Regel auf fünf Jahre Übertragen. Doch bleibt es ber, 
der Gemeinde vorgefegten obrigkeitlihen Behörde nachge— 
laffen, die Wahl au für diefe Etellen mit Genehmigung 
Unferer LandessRegierung auf Lebenszeit auszudehnen, 
wenn von der Gemeinde auf eine ſolche Ausdehnung vor 
der Wahl angetragen, und dieſes dem Intereſſe des Ges 
meindemwefens zufagend erachtet werden follte, 

In den Gemeinden, wo die Anftellung befonderer 
Steinfeger fi) nöthig macht, werden dieſe unter den vou 
dem Gemeinde: Ausfhuß dazu vorgefhlagenen Gemeinde 
gliedern von der obrigkeitlichen Behörde ausgewählt, und 
in ber Regel auf Lebenszeit beftätigt. 


/ $. 16. 

Nach beendigtem Wahlgeſchaͤfte und'wenn dagegen von 
Seiten der obrigkeitlichen Behoͤrde etwas nicht zu erinnern 
gefunden wird, erfolgt die Beſtaͤtigung und Verpflichtung 
der Gemeinde-Beamten durch die der Gemeinde zunaͤchſt 
vorgeſetzte obrigkeitliche Behoͤrde, welche der Gemeinde hier⸗ 
uͤber eine amtliche Nachricht zugehen zu laſſen hat. 


$. 17. 


Te Was ben Schultheißen insbefondere betrifft, fo hat 
die die Wahl leitende und beftätigende obrigkeitliche Bes 
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hörbe. in reifliche Erwaͤgung zu ziehen, ob wenigſtens einer 
unter den gewählten Competenten der Wichtigkeit der Stelle 
gewacien und fonft dazu paffend und geeigenfchaftee ift, 
Dei eintretendem Bedenken bat fie nicht nur die Befugniß, 
fondern auch die Verpflichtung, die Beitätigung zu verfagen 
und es iſt alödann zu einer neuen Wahl zu fchreiten. 


$. 18 
Glaubt die Gemeinde fi bei der Verweigerung ber 
Auswahl und Betätigung nicht beruhigen zu Eönnen, fo 
ift Bericht an. Unſere LandessRegierung zu erflatten, welde 
darüber zu entjcheiden bat. | u 
$ 19. 3 
Die Verpflichtung der genehmigten Gewäplten geſchieht 
nach den im Anhange beigefügten Verpflichtungs »Formur 
laren entweder fofort nach der ertheilten Genehmigung ber 
Wahl, oder aud) fpäterhin mittelft eines befondern Äctes 
jedesmal vor verfammelter Gemeinde, Die fofortige Ber» 
pflihtung nad erfolgter Genehmigung der Wahl ift die 
Regel, von der ohne befonders triftige Gründe nicht abzus 
weichen ift. 


$. 20, 

Der Gemeinde:Kaffen- und Nehnungsführer und der 
SGemeindefchreiber leiften bei ber Verpflichtung noch den 
Handihlag an den Squltheißen und den erften Gemeinde: 
Bevollmägtigten. | 


$ 2. . 

Zur Theilnahme an der Wahl find alle männlichen 
Gemeindeglieder berechtigt, welche feloftftändig und im 
Drte weſentlich wohnhaft find, unter keinerlei Art von 
Euratel fteben, nicht etwa ſchon eine halbjährige Zuchthaus» 
oder noch höhere Etrafe erlitten haben und nicht auf irgend 
eine Weife durch eigne Schuld in Eoncurs gemwefen find, 
ed wäre denn, daß fie ihre Gläubiger annoch voAftändig 
befriedigt hätten oder fonft das Wahlrecht nicht. in Folge 


‚einer Verfhulbung dur den Ausſpruch der treffenden 
obern en verloren haben, 


$. 22. 
Weibern ſteht eine Theilnahme an ſolcher Wahl nicht 
zu. Sie ſind, gleich viel, ob ſie verehlicht oder unverehlicht 
ſind, von der Theilnahme unbedingt ausgeſchloſſen. 


u $...23. 

3 Waͤhlbar ſind zu den Stellen im Gemeinde⸗Ausſchuß 
alle felppftändige männliche Gemeindeglieder,, welche das 
fünf und zwanzigfte Lebensjahr ‘zurüdgelegt haben, nicht 
unter irgend einer Euratel ftehen, oder aus andern Grün» 
den ausgeſchloſſen find. 


| $. 24. 

Ausgefchloffen von der Wählbarkeit aber find Diejenigen, 
welche das active Wahlrecht nicht haben, oder wegen zu 
Schulden gebradter Vergehungen nah dem Erfenntniß 
einer obern Landes» Behörde beftraft, und dabei der Waͤhl— 
barkeit zu Gemeinde Wemtern verluftig erklärt worden find, 
was in dem Straf-Erfenntniß jedesmal beſonders auszu— 
ſprechen ift, desgleihen diejenigen, welche nicht ohne alle 
eigne Schuld in Concurs gerathen find, oder auch fonft 
ibre Güter ihren Gläubigern abgetreten haben, ohne daß 
diefe vollfommen befriedigt werden Ffünnen, 


F. W. 

Dei ber Wahl zu den Stellen des Gemeinde⸗Kaſ— 
firers und des Gemeindeſchreibers ift auf anerkannte 
Rechtlichkeit, Unbefcholtenheit und Sachkenntniß, hinſicht— 
lich der erſtern Stelle aber auch quf hinlaͤngliches Vermoͤgen 
wegen der erforderlichen Sicherheitsleiſtung, und hinſichtlich 
der letztern auf den Schullehrer des Orts, ſo viel als thun— 
lich Ruͤckſicht zu nehmen. 


26: | 
Jedes Gemeindeglieb ift verpflichtet, die auf gültige 
Weife zum erften Male auf daſſelbe gefallene Wahl 
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anzunehmen, und es befreit von dieſer Verbindlichfeit nur 
ſechzigjaͤhriges Alter, oder erwiefene körperliche oder geiftige 
Unfähigkeit.‘ Andere Gründe werden nur beachtet, wenn 
ſie von der Behörde als triftig anerfannt werden. 

Zur Annahme. wiederholt auf: daſſelbe gefallener Wahs 
— kann fein —. —— werden. 
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$.: 27. 


Die Mitglieder des Gemeinde -Ausfcuffes haben den 
Vorrang vor allen übrigen Gemeindegliedern, 


F§F. 28. | 

‚ Unter ſich rangiren die Gemeinde: Bevollmächtigten 
nad der Zeit ihrer Anftelung, bei gleicher Anftellungs» 
Dauer nach ihrem Lebensalter, bei gleichem Alter entſchei— 
det das Loos. 


829. 


Die. zu Gemieindss Weintern beftellten Gemeinbeglieber 
haben wegen. der. ibnen im Folgenden zugewiefenen Be 
rechtigungen umd Verpflichtungen feinen Unſpruch auf 
eine weitere Befreiung von den ihnen als Gemeindeglieder 
zufommenden Pflichten zu maden, als ihnen nach den 
folgenden Beflimmungen diefer Verordnung zugeſtanden 
iſt. Sie haben vielmehr alle Gemeindelaften eben fo zu 
tragen, wie jedes andere Gemeindeglied. 


$. 30. 


Der Sch ultheiß iſt das Organ wiſchen den orig 
Eeitlihen Behörden und der Gemeinde. 


$. 31. 


ALS Organ der Erftern liegt ihm die Bekanntmachung 
und Vollziehung aller von der Obrigkeit erlaſſenen Vor— 
ſchriften und Verordnungen ob. Er iſt fuͤr beides ver— 
antwortlich. = 
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$. 32. Ä 

Berner liegt ihm unabhängig: von den Gemeinde, Be 
vollmäctigten ob, die Ausübung der DOrts-Polizei in allen 
Zweigen, nah Maafgabe der beftehenden gefeglihen Bor» 
fchriften und. ertheilten Anweifungen,. nur mit Ausnahme 
der Beitrafung vorgefommener Polizeislebertretungen. 

Doc bat er diefe jedenfalls (H. 51.) bei Der ihm zur 
naͤchſt ——— Behoͤrde zur Anzeige und Ruͤge zu 
bringen. 
“ $. 33. | 

Sn den dabei vorkommenden Fällen, über welche feine 
auslangenden Vorfchriften vorliegen, ift von dem Schult⸗ 
beißen bei der, der Gemeinde zunaͤchſt vorgefegten obrig» 
Feitlihen Behörde anzufragen und Anweiſung einzuholen. 


$. 34. | 

Einzelne Zweige der Orts » Polizei» Verwaltung können 
von den Echultheißen, jedoch nur unter feiner Auf» 
fiht und eigenen perfönliden Verantwort— 
lichkeit, an Ausſchuß- oder Gemeindeglieder nad feiner 
Wahl, für dew Augenblick oder auf längere Zeit, während 
ber Dauer fr Amtsführung übertragen werben. 

Im legtern Falle aber if eine ſolche Uebertragung ber 
nädit vorgefegten obrigfeitlihen Behörde anzujeigen, und 
deren Genehmigung dazu erforderlich. 






$. 35 

Als Organ der Gemeinde liegt dem Schultheißen 
die Berichtserſtattung über alle Angelegenheiten ders 
felben nad den von dem Ausschuß oder von der gefammten 
Gemeinde gefaßten Beihlüffen und abgegebenen Erfläruns 
gen ob, und alle Eingaben und fchriftlihden Verhandlungen 
der Gemeinde, außer den nachher ($. 37.) bezeichneten, 
geben unter feiner Unterfchrift. 


$. 36. 
Sollte gegen den Schultheißen felbit von der Gemeinde 
Beſchwerde geführt werden, fo wird dieſe von ben Gemeinde⸗ 
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Bevollmaͤchtigten unter ihrer Unterſchrift am die obrigkeit- 
liche Behörde gebracht; und ed haben ſich auch diejenigen 
unter innen, welche mit der Beihwerbeführung nicht eins; 
verftanden find, mit Beifügung ihrer ER Erklaͤ⸗ 
rung, mit zu unterzeichnen. 


$. 37. 

Die Erklaͤrungen der Gemeinde uͤber eingegangene 
Verbindlichkeiten, oder Annahme der ihr eingeraͤumten Be— 
fugniſſe und zugeſtandenen Verwilligungen, ſo wie alle 
daruͤber ausgeſtellten Urkunden, find nicht allein von-dem 
Schultheißen, fondern auch von fämmtlihen Gemeindes 
Bevollmächtigten und aljo von dem ganzen Gemeinde-Auss 
fhuß unterfchriftlich zu vollziehen. 


$. ‚38. 
In den Berfammlungen des Gemeinde» Ausfchuffes 
ſteht dem Schultpeißen der Vorſitz und die Leitung ber hier 
zu — Geſchaͤfte der Gemeinde, Verwaltung zu. 


$. 39. 

Er hat die regelmäßigen Zufammenkünfte des Auss 
fhuffes, welche monatlih an einem dazu zu beftimmenden 
Tage ftatt finden follen, in ordnungsmäßigem- Gange zu 
erhalten, fowie auch bei dazu geeigneten DBeranlaffungen, 
den Ausfhuß außerordentli zufammen zu berufen, und 
in den Ungelegenpeiten, in denen es erforderlich ift, Die 
Berfammlungen der ganzen Gemeinde zu veranftalten. 
Ohne Beranlaffung und Theilnahme des Schultheißen oder 
feines Stellvertreters (F. 63.) dürfen von den Gemeinde, 
Bevollmächtigten Feine Zufammenkünfte gehalten werden, es 
fey denn, daß der Gegenftand derfelben eine Beichwerde 
gegen ihn, den Schultheißen felbft, betreffe. In diefem 
alle ſteht dem erften Gemeinde » Bevollmäßtigten der. 
DBorfig dabei zu. | . 

$. 40. F 

Sn allen Ausſchuß⸗ und Gemeinde-Verſammlungen 

bat er in Gemäßpeit des ihm dabei zufommenden Vorfiges, 
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die zur Berathung svorliegenden, und durch die nöthigen 
Vorarbeiten: ($. AU). dazu geeigneten Gegenſtaͤnde, ohne, 
einzelne :dapon: eigenmädtig zuruͤcklaſſen ‚oder. aufſchieben 
zu dürfen, zum Vortrag zu bringen, bie Verhandlungen 
darüber zu leiten und die durch Abſtimmung zu faflenden 
Befchlüffe feftzuftellen. 


ArTE, — $. 4. — 

Bei Stimmengleichheit im uſe aber, fi wie- bei 
Generalderfammfüngen gibt die Stimme des Shultpeißen 
den Ausfchlag, wenn nicht: die Angelegenheit” eine folche 
ift, Daß fie nach den meiter unten folgenden Beſtimmungen 
der nächftvorgefegten obrigkeitlichen Behörde zur Sreipeir 
dung vorzutragen ift. 


$. 42.* 
Solche Angelegenheiten, welche eine beſonders ſorg⸗ 
faͤltige Ueberlegung erfordern, koͤnnen von dem Schultheißen 
vor der gemeinſchaftlichen Berakhung vorerſt einzelnen 
Ausſchuß-Mitgliedern zur naͤhern Eroͤrterung und Begut— 
achtung aufgetragen werden. 


$. 43. 

Dem Schultheißen liegt die Ausfuͤhrung und oe 

ziehbung der von dem Ausfhuffe oder der Gemeinde gefaßs 

ten Beſchluͤſſe ob, ſo weit ſolche da, wo es noͤthig iſt, die 
Genehmigung der vorgeſetzten Beboͤrden erhalten haben. 


S. 44. 

Dagegen fi find ale Unternehmungen und Anordnungen 
derfelben in Gemeinde » Angelegenheiten, melde ſich nicht 
auf Die Begutachtung und. den Vollzug ergangener landes— 
herrlicher Geſetze und Verordnungen, ſo wie vorhandener 
Orts-Statuten oder beſtehender Ortsgewohnheits-Rechte 
oder ertheilte Anweiſungen und Ermaͤchtigungen der obrig— 
keitlichen Behoͤrde, oder auf Beſchluͤſſe des Gemeinde⸗Aus— 
ſchuſſes oder: der ganzen Gemeinde gründen, fuͤr eigens 
mächtige Unternehmungen der Schultheißen zu achten und 


— 


darum nichtig und unguͤltig, und er iſt deshalb nach Be⸗ 
finden noch beſonders perſoͤnlich verantwortlich. 


$. 45. 

Zu den Obliegenheiten. des SchultHeißen gehört ferner, 
die Führung und Aufbewahrung der Gemeinde-Bücher und 
Acten, fo wie der Urkunden, Sapiften, Tele unb- 
des. Siegels der Gemeinde. 


$. 46. 
Zu den Öemeinbebüdern nu in Der Regel zu 
rechnen: | 
Das Gemeindebuch oder die genaue ah (pecielfe Des 
Aaſchreibung der Grenzen, Grundbefigungen und Ges, 
rechtiame, fo wie .der Sabinblihteigen, und Laſten 
der Gemeinde; 
das Gemeinde⸗Inventarium oder das Verze chniß des 
; ‚Mobiliar und der. Geräthichaften der Gemeinde; : 
die Namens» und Leiftungs»-Rolle der Gemeindegkies: 
der, in Beziehung auf, die ihnen in. der Gemeinde; 
zufommenden Rechte. und obliegenden Ubgaben und; 
+ Dienfte; feinen Ramen hat jeder neu Ayigsuangene 
in Diejes Buch eigenhändig einzutragen;, 
das Protocolbud über die von dem Ausſchuß und 
Gemeinde » Berfammlungen gefaßten Beſbluͤſſe; 
das Grund» und Lagerbuch über die Privatbefigungen 
und die binfichtlich. derfelben vorgebenben Veraͤn⸗ 
derungen. 0 A Ye 


— %.4 ae Pe 
Von dieſen Büchern hat der Gemeinbefchreiber das 
Protocolbuc unter Aufficht des Schultpeißen, zu führen. 


$. 48. 

Dem Edultpeißen kommt hiernaͤchſt in Gemeinfcaft 
mit, einem ‚oder in größern Gemeinden zwei jährlich wech— 
felnden Gemeinde »Bevollmädtigten die. Controlirung der‘ 
GemeindesKaffen- und Rehnungsführung zu, und es gehen. 


die. dem Gemeinde» Kaffirer zu ertheilenden Anmweifungen 
und Leyitimationen von dem Erftern unter Mitunterjchrift 
der Legtern aus. 
F $. 49. 
Bon dem Gange der Dress PoligeisBerwate 
tung hat der Schultheiß Ben Gemeinde-Ausſchuß bei dem 


monatlihen Zufammentkünften fortwährend in Kenntniß 
zu erhalten. 


$. 50. 

Machen fih zum Behuf der Polizeis Verwaltung mit 
Koften-Aufwand aus Gemeinde-Mitteln verknüpfte Veran» 
ftältungen nöthig, fo ift dem Gemeinde» Ausfhuß davon 
Anzeige zu machen, und in fofern nit von der obrigkeit- 
liben Behörde bereits beftimmte Anordnung deshalb ges 
troffen ift, die Eache zur Abflimmung zu bringen, jedenfalls 
ober der nähftvorgefegten Obrigkeit von diefer Abftimmung 
und den Gemeinde.» Beichlüffen dann Nachricht zu geben, 
und deren erforderlihe Genehmigung einzubolen, wenn 
dazu außerordentliche Beiträge aus Gemeindemitteln, oder 
durch Leiftungen der Gemeinde Glieder, wozu fich nicht 
alle freiwillig erbieten — erforderlich ſeyn follten. 


$. 51. 

"Die Uebertretung allgemeiner Polizei:Gefege und Vers 
— und die dabei vorkommenden Straffaͤlle, ſo wie 
uͤberhaupt alle zur Beſtraſung geeigneten Geſetz- und Ord⸗ 
nungswidrigkeiten, welche in der Gemeinde vorkommen 
und nicht zu denjenigen gehören, deren Verbuͤßung dem 
Gemeinde Ausfhuffe felbft anzuordnen zufteht ($. 52.), find 
jederzeit der obrigkeitlichen Behörde zur weitern Verfügung 
anzuzeigen. 


$. :52. 
Zur Abſlellung und Verhuͤtung von Ordnungswidrig⸗ 
keiten in der Flur oder im Orte, bat der Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuß die Befugniß mit Genehmigung der obrig- 


Eeitlihen Behörde, Gemeinde» Bußen, deren Betrag 
aber den- Anfag von Einem Gülden Meifn. nicht über 
fteigen darf, feftzufegen, und diefe in vorkommenden Faͤllen 
. in Anwendung zu bringen. 


| $. 53. u 

Die. GemeindesBevollmädtigten baben im All⸗ 
gemeinen das Intereſſe und den wahren Vortheil der Ge 
fammtheit der Gemeinde und ihre Gerechtfame mit Eifer 
zu wahren, zugleich aber über die bderfelben drohenden 
Nachtheile und deren Abwendung forgfältig zu wachen, fo 
wie ihre befondere Aufmerkfamkeit der ungefchmälerten Er: 
baltung des Gemeinde-Eigenthums in allen feinen Be- 
ftandtpeilen zu widmen und etwaige Beeinträchtigungen 
deſſen zu verhindern. 


u H. 54. 

Sie haben hiernaͤchſt auf die Verwaltung der Ge— 
meinde⸗Angelegenheiten und der Ortspolizei ihre Aufmerk— 
ſamkeit zu richten und die dabei wahrgenommenen Maͤngel 
und Gebrechen, ingleichen die fuͤr das Geſammtwohl der 
Gemeinde als zweckmaͤßig und wuͤnſchenswerth erſcheinen⸗ 
den Einrichtungen und Verbeſſerungen dem Schultheißen 
anzuzeigen, um ſie in den Ausſchuß⸗ VBerfammlungen zur 
gemeinſchaftlichen Berathung vorzutragen. 


$. j 55. 
In gleiher Maaße hat au jedes ftiimmfähige Ges 
meindeglied die Befugniß, Unzeigen und Wünfde diefer 
‚Art, bei dem Ausfhuß oder einem Mitgliede deffelben 


i 


entweder mündlich oder ſchriftlich zur Sprache zu bringen. 


4 $. 56. | 

Der Schultheiß iſt gehalten, alle folde Anträge in 

den -Ausfchuß » Verfammlungen zur ‚Beratbung und Abs 

fimmung. zu bringen und das Weitere deshalb noͤthigen⸗ 

falls, nad vorheriger Anzeige. bei der, der Gemeinde zu- 
VI. Band. 1 Heft. 19 


yo 
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naͤchſt vorgeſetzten Obrigkeit, nach deren Jaſtruction vor⸗ 
ſchriftsmaͤßig (F. 43. ) zu bewirken. 


g. 57. 

Die den Gemeinde-Bevollmädtigten zufommende Theil: 
nahme an der Gontrolivrung der Gemeinde: Kaffen» und 
Rechnungsfuͤhrung durd Eins oder Zwei ihrer, jährlich 
der Reihe nach mwechfelnden, Mitglieder, ift von denfelben 
nah ihrem beften Wiffen und Gewiffen mit möglichiter 
Unbefangenbeit, partbeilos und blos unter Berüdfihtigung 
ded Beften der. ganzen Gemeinde, obne irgend eine Neben; 
ruͤckſicht auf Privat-Intereſſe der Bevollmächtigten oder 
ſonſt einer Perfon zu bewirken. 


$. 58. 

Die Befchlüffe des Ausſchuſſes uber wichtigere Ange 
legenheiten, wohin insbefondere die Aufnahme von Paffiv- 
Kapitalien oder die Veräußerung von Gemeinde» Grund» 
ſtuͤcken, und überhaupt alle ſolche Befchlüffe gehören, welche 
das Gemeinde» DBermögen oder. die- Gemeindeglieder mit 
bisher nicht gewöhnlichen Leiftungen belaften, bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Zuftimmung der ganzen Gemeinde, fo 
wie der: der Gemeinde zunaͤchſt vorgefegten obrigkeitlichen 
Behörde und muͤſſen daher, ehe weiter etwas Darauf: ger 
ſchehen kann, zuvorderſt in voller Gemeinde-Verfammlung 
vorgetragen und zur Abftimmung gebradt und bierauf der 
obrigkeitlihen Behörde zur Genehmigung vorgelegt werden. 


| $. 59. 

Zu den Gegenftänden der Beraͤthung und Schluß⸗ 
faſſung des Gemeinde— Ausſchuſſes, ohne vorherigen 
Vortrag beider Gemeinde gehören: 

1) die Verwaltung und Nugung der Gemeinde-Güter 
und Befigungen, fo mie die Ausübung der Ge: 
recbtfame der Gemeinde, wobei jedoch, wenn Ber 
änderungen im der Nutzungsweiſe derfelben- vorge: 
nommen werden follen ‚’ die Yarize Gemeinibe zeitig 
in Kenntniß zu fegen ift, um- ihre: allenfallfigen 
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Einwendungen dagegen geltend machen zu koͤnnen; 

2) die Erhaltung, Ergänzung oder Vermehrung des 
Mobiliars der. Gemeinde; 

3) die Prüfung und Erörterung der zu machenden 
Gemeinde -QUusgaben und der an die Gemeinde 
geſchehenen Anforderungen, hinſichtlich ihrer Statt 
baftigkeit und Nothwendigkeit; 

4) die jährliche Herftellung des Voranſchlags zur Kaffe, 
und Rebnungs + Verwaltung, welcher nad feiner 
Herftelung. der ganzen. Gemeinde mifzutheilen ift; 

3) die Annahme ‚der niedern Gemeindes Diener und 
Regulirung ihrer Dienſt⸗ und, Lehnverbältniffe; 

6) das Gemeinde» Baumefen, mit Beachtung der des— 
halb beftehenden geſetzlichen Vorfchriften. Ueber 
nothwendige Reparaturen, welde nicht bereite durch 
den Voranſchlag genehmigt find, kann der Ausſchuß 
nur beichließen, wenn ber diesfallfige Aufwand 

nicht Über zehn Thaler beträgt, außerdem. ift zuvör- 

—derſt die Zuftimmung der ganzen Gemeinde, und 
wenn er fi Über zwanzig Thaler. beläuft, dann 
noch die Genehmigung der obrigkeitkichen Behörde 
see; - en oo. i | 
ferner: oo 
2:29 die Armenpflege und. de F 

8) das Schulweſen, befonders in Hinſicht der Beauf— 

ſichtigung und Befdrberung des: fleißigen und ord— 
nungsmäßigen Beſuchs der Schule. und der Abs 

 „flelung ıder deshalb zu bemerkenden Mängel und 

Gebrechen, fo wie hinſichtlich Der Hinweiſung auf 

N etwa zu wuͤnſchende Verbeſſerungen bei dem Schuls 
unterricht im Allgemeinen. er 

+. Die im Betreff des Schulweſens von dem Auss 

ſchuß gemachten : Bemerkungen: bat, derfelbe dem 
Drtsgeiftlichen oder dem geiftlihen Untergerichte 
anzuzeigen. | 

9) Die Herftellung der Gemeinde⸗Rechnung (zur all: 
tährigen Abnahme) mad vorberiger Borlefung ders 
felben..vor der ganzen Gemeinde. Die Abnahme 

19 * 
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und Yuftiflcation der Rechnung bat bie der Ges 
meinde zunächft vorgefegte ‚obrigkeitliche Behörde, 
nachdem felbige acht Tage lang zur Einfiht aller 
Gemeindeglieder im Gemeindehaufe gelegen bat, 
und! nach erfolgter Oberrevifion bei Unferer Landes» 
Regierung, zu bewirken. | | 

10) Die Erhaltung, Ergänzung und Erneuerung ber 
gefammten Feuergeraͤthſchaften und F 

411) die Aufſicht über den regelmäßigen Gang des Ger 
meinde-Brauwelens, in fofern’ die Braugerechtigkeit 
der Gemeinde zuſteht, verbunden mit der Beauf— 
fihtigung der Braugeräthichaften. : 


Ss :. 1%. 2 
Die Zuſtimmung der. ganzen Gemeinde ift zur 
‚Gültigkeit der Beſchluͤſſe des Ausſchuſſes erforderlich in 
Betreff: -: 9° Ind —— 

4) der Erwerbung oder Veräußerung und Abtretung 
der Gemeinde⸗Realitaͤten und Gerechtfamen, fo wie 
der Verfügung Über die Subſtanz von felbigen; 

2) den Aufnahme oder Ausleihung von Gemeinde, 
Paſſiv- und Xectiv» Rapitalien und Auftündigung 
der legtern; ze 

3) der Negulirung ber Gemeinde Abgaben, Leiftüngen 

12 ordnen ee et 
> A):der: vom: Unferer Landes» Regierung einzuholenden 
—Erlaubniß zur Anftellang, Fuͤhrung und Beilegung 
von’ Rechteftreitigkeiten Über Gegenflände, worüber 
der Gemeinde⸗Ausſchuß micht alleinizu verfügen bat, 
mit der Erwaͤhlung won Syndicen in Rechtsſtreitig⸗ 
keiten, welche Eyndieuswahl nad Maaßgabe der Dors 
(c(hrift der Prozeßordnung Ei 31’ju bewerkſtelligen ift; 
"+: 5) der: Erklärung uͤber Aufnahme neuer Nachbarn mit 
Ä Beobachtung der desfalls befiependen Landesgefepe. 


sr, ur 6. 61. er 
2 Die: Befhlüffe: des. Ausſchuſſes und der Gemeinde 
Ürfen nur alsdann ohne vorherige Genehmigung der der 
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Gemeinde zunaͤchſt vorgeſetzten obrigkeitlichen Behoͤrde zur 
Ausfuͤhrung gebracht werden, wenn in dem unterliegenden 
Fall die Anwendung der betreffenden geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten und ertheilten Anweiſungen unzweifelhaft iſt. Außer— 
dem, jedenfalls aber in den oben (5. 58.) beſtimmten Faͤllen, 
muͤſſen ſie jedesmal zuvoͤrderſt der der Gemeinde zunaͤchſt 
vorgeſetzten obrigkeitlichen Behoͤrde, welche je nach der ihr 
zuſtehenden Befugniß daruͤber ſelbſt zu entſcheiden oder 
Bericht an die obere Landes-Behörde zu erſtatten hat, 
angezeigt und deren Schlußfaſſung darüber erwartet werben. 


$. 62. 

Don den Zufammenkünften und Verhandlungen bes 
Ausichuffes, den regelmäßigen, welche, fo lange nicht bie 
dem Drte zunäcft vorgefegte obrigkeitliche Behörde ein 
anderes beftimmt, an jedem legten Sonntage jedes Monats 
nad) Beendigung des Nachmittags-Gottesdienſtes ftatt finden 
follen, ſowohl als den bei befondern und dringenden Vers 
anlaffjungen außerordentlich zu veranftaltenden, darf Fein 
Ausfhuß: Mitglied ohne gültigen Entfhuldigungsgrund 
zurücdbleiben. 


$. 63. 

Im Falle der Schultheiß dur Krankheit oder andere 
Berhältniffe eine Zeit lang hindurch von feiner Amtsfuͤh⸗ 
rung abgehalten werben follte, ernennt die obrigkeitliche 
Behörde einen der vorhandenen Gemeinde-Bevollmädtigten 
zur einftweiligen Stellvertretung beffelben. 


$. 64. 

Wenn der Schultheiß während der Zeit, auf welde er 
gewählt ift, verftirbt, oder fonft aus gültigen Urſachen feine 
Etelle aufzugeben ſich veranlaßt fieht, oder genoͤthigt ift, 
fo wird zur Wahl eines neuen Schultheißen auf die Zeit 
von fünf Jahren gefgritten. 


$. 65. 


Auf den Sal des Abgangs eines Gemeinde »Bevoll- 
mächtigten durch den Zod oder fonft aus einer gültigen 
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Urſache, vor Ablauf der vierjaͤhrigen Wahlzeit, ruͤckt der: 
jenige ein, der bei der letzten Wahl nach den beſtaͤtigten 
Ausſchußgliedern die mehrſten Stimmen gehabt hat. 


$. 66. 

Ueber die in dem Ausſchuß ſowohl als bei den Ge— 
meinde⸗Verſammlungen zur Berathung und Abſtimmung 
kommenden Gegenſtaͤnde, und die deshalb gefaßten Be— 
ſchluͤſſe, wird von dem Gemeindeſchreiber ein, das Weſent— 
liche davon enthaltendes Protocoll, in das Protocollbuch 
eingetragen. 


$., 67. 

Das Protocol jeder VBerfammlung wird von dem 
Schultheißen und den übrigen anwefenden Ausfchußgliedern. 
mit unterzeichnet, und infofern die Verhandlung einzelne 
Sndividuen betrifft, auch von dieſen unterſchriftlich an: 
erfannt. 


$. 68. 

Die Ausfchußglieder, Die mit einem gefaßten.Befchluffe 
nicht einverftanden find, Eönnen verlangen, daß ihre abs 
weihende Meinung in das Protocol mit aufgenommen 
werde, 

$. 69. 

Neben dem Protocollbuh find die von ber obrigfeit> 
lihen Behörde erlaffenen Verordnungen und Zufertigungen 
in einen Heft für jedes Jahr nad) der Zeitfolge. zu — 
meln und jeder Jahrgang zu binden. 


$. 70. 

Iſt ein Gegenftand von der Bedeutung, daß die Füps 
rung befonderer Gemeinde» Ucten darüber ſich nöthig macht, 
fo find über die dazu zu nehmenden obrigkeitlichen Erlaffe 
und die in diefem alle befonders zu führenden Protocolle 
in der Sammlung der Erftern, und in dem Protocollbude 
auslangende Nachweifung anzumerken. 
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$. 71. 

Das Protocolbub it von dem Schultheißen am 
Schluſſe eines jeden Yahres regelmäßig, und außerdem fo 
oft foldes verlangt wird, an die der Gemeinde zunaͤchſt 
vorgefegte obrigfeitliche Behörde, zur Einficht und Prüfung 
bes Ganges der Gemeinde: Verwaltung einzureichen. Ge» 
bühren für desfallfige Verfügungen der obrigfeitlihen Bes 
börde, können jedoch nie liquidirt werden. 


$. 7% 

Außer der dem Gemeindeichreiber insbefondere oblies 
genden Führung des Protocollbuchs, und der Echreiberei 
bei der Rechnungs⸗Ablegung hat derfelbe auch dem Schult— 
beißen bei der Führung der übrigen oben angegebenen 
Bücher Beiftend zu leiten und die etwa DRIEROHRIUNEN 
nothwendigen Neinfchriften zu beforgen. 


$. 73. 
Die Verwaltung der Gemeinde, Kaffe und die Red» 
nungsführung liegt dem Gemeinde» Kaffirer ob. 


§. 74 
Die Nebnung wird zur Erleichterung der Ueberficht 
des Rechnungsweſens nach dem bürgerlihen SGahre vom 
1. Januar bis 31. December geführt. . 


$. 75. 

Zeitig vor dem Schluffe eines jeden Jahres wird von 
dem Gemeinde⸗Ausſchuß für das darauf folgende Jahr, ein 
Voranſchlag über Einnahme und Ausgabe und zwar über 
die feftitenenden ſowohl, als über die vermuthlich Fommens 
den Poften, letztere nur mit ungefähren Unfägen entworfen, 
und der der Gemeinde zunächft vorgefegten obrigfeitlichen 
Behörde zur Prüfung, von diefer aber Unſerer Landes— 
Regierung zur Genehmigung eingereidt. 


$. 76. 
Die Unfertigung dieſes Voranfchlags liegt dem Schult— 
beißen mit Zuziehung bes Gemeinde», Kaffirers und Ger 
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meindefchreibers ob. Vor der Einreihung bei der zunädft 
der Gemeinde vorgefegten obrigkeitlihen Behörde zur- Ger 
nehmigung, ift foldde mit den Gemeinde » Bevollmächtigten 
zu durchgehen, auch der Gemeinde felbft vorzulegen, zu 
prüfen und nöthigenfalls nad deren hier geftellten Bemer⸗ 
tungen zu berichtigen. 


$. 77. 

Der genehmigte Voranſchlag oder Etat ift die Grunds 
lage der Rechnungsführung in der Maaße, daß die Vers 
einnahmung und Verausgabung feftftehender etatömäßiger 
Poften Feine weitere Berathung mit der Gemeinde oder 
einer Genehmigung der obrigfeitlichen Behörde bedarf. 

Nicht in den Voranfchlag aufgenommene Uusgabepoften 
aber bedürfen beides, 

Ale in den Boranfchlag nicht aufgenommenen Aus: 
gabepoften, desgleichen nit etatifirte Einnahmepoften bes 
dürfen zu ihrer Beachtung von Seiten des Kafftrers befon- 
derer Legitimationd » Verfügungen, welche von dem Edyult; 
heißen und den mit der Eontrole beauftragten Gemeinde 
Bevollmächtigten beglaubigt feyn müffen. Zur Gültigfeit 
der Verrechnung etatifirter Einnahme- oder Ausgabepoften 
hingegen bat der Kaffirer eine ſolche Legitimation nit 
nöthig. ; 

$. 78 

Fuͤr die Legitimation ſolcher außerordentlihen Eins 
nahmen und Ausgaben, welche fih nicht auf die Genehmi— 
gung der obrigfeitlihen Behörde oder auf die Befchlüffe 
des Ausihuffes oder der Gemeinde gründen, find der 
Schultheiß und die mit controlirenden Gemeinde :Bevolls 
mächtigten mit ihrem Vermögen verantwortlich. 


%. 7% 

Ueber die Kaffenverwaltung bat der Gemeinde:Raffirer 
ein Tagebuch nach der Zeitfolge zu führen, für deffen Rich⸗ 
tigkeit fo wie für die Rehnungsführung überhaupt, er mit 
' feinem Vermögen verantwortlih if. Der Schultheiß hat 


— 


mit dem dazu deputirten Gemeinde⸗Bevollmaͤchtigten, 
biefes Zagebuh am Ende eines jeden Monats durchzufehen, 
unter ihrer Mitunterfchrift abzufchließen und den ſich ers 
gebenden Einnahme⸗Ueberſchuß mit dem wirklihen Beftand 
der Kaffe zu. vergleihen. Der Gemeinde, Kaffirer hat eine 
mit dem Betrag ber gewöhnlihen Jahres »Einnahme im 
Verhaͤltniß ftehende Sicperheitsleiftung zu beftellen. 


$. 80. 
Aus dem Tagebuch in Verbindung mit dem Etat wird 
die Hauptrehnung nad) den verfchiedenen Einnahme» und 
Ausgabe» Kapiteln zufammen geftellt. 


$. 81. 

Diefe Rechnung ift von dem Gemeindefchreiber im zwei 
Eremplaren in Reinfchrift zu bringen, von denen das Eine 
bei der Gemeinde bleibt, und das Zweite an die der Ges 
meinde zunächft vorgelegte obrigkfeitlihe Behörde eingereicht 
wird. Die Koncept:Rechnung bleibt in Verwahrung bei 
dem Kaffirer. 

$. 82. 

Der Rehnungsführung ift ein moͤglichſt einfaches 
Mufter zum Grunde zu legen, welches die Anfäge des 
Voranfhlags für die Kapitel der Einnahme ſowohl, als 
der Ausgabe, die Angabe der Abweichung des wirklichen 
Betrags der einzelnen Kapitel gegen den Voranſchlag und 
die kurze Nachweiſung der Urfahen der vorgefommenen 
Abmweihungen, fo wie am Schluſſe die Gegeneinanderhals» 
tung der Einnahme und Ausgabe und die Darlegung des 
Activs oder Paffiv-Standes des Gemeinde-Vermoͤgens ents 
halten muß; und haben die verfchiedenen Orts, Obrigkfeiten 
das hier vorgefchriebene Mufter den ihnen untergeordneten 
Gemeinden unter Beahtung eines ihnen von der Landes» 
Regierung zugehenden Schematismus ohne Entgelt mit— 
zutheilen *). | 


*) Das mitgetheilte und der Verordnung angehängte Schema zu 
diefem $. des Gemeinde -Werwaltungs » Organismus läßt an Zweckmäßigkeit 
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Wenn über eingelne Verwaltungs » Gegenftände, wie 
namentlich Bauten aller Art, befondere Natural» und Gelb: 
rechnungen geführt werden, fo muß ein Auszug daraus 
nah den Hauptiummen in der GemeindesRehnung mit 
Beziehung auf die Special-Rehnungen verrechnet werden. 
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Die am Schluffe des Jahres, fo wie Die in den vor 
bergehenden Jahren zurüdgebliebenen Cinnahmen und 
Ausgaben, werden am Echluffe jeder Rechnung in einem 
eignen Verzeichniffe angehängt und unter Beziehung bier 
auf in der naͤchſten Rechnung in der Einnahme oder Auss 
gabe aufgeführt. 


$. 8. 

Die Gemeinde-Rebnung wird mit dem 31. December 
jeden Jahres abgefhloffen und im Laufe des darauf fols 
genden Monats Januar mit allen dazu gehörigen Belegen 
an den Gemeinde» Ausfhuß eingereicht. 


$. 86. 

Nach erfolgter Einreihung der Rechnung ift folde in 
einer Berfammlung fämmtliher Ausfhußglieder im Beifeyn 
des Kaſſirers durchzugehen, und was fi dabei zu erinnern 
findet, mit der Erklärung des Kaffırers in ein von dem 
Gemeindefchreiber zu führendes Protocol aufzunehmen. 
Nah Erfolg deffen aber ift die Rechnung, nachdem fie zur 
Einſicht aller Gemeindeglieder abt Tage lang im Ges 
meindehaufe auögelegt worden, nebſt dem vorbemerften 
Protocolle bei einer hierzu anzuordnenden Gemeinde⸗Ver⸗ 
fammlung öffentli zu verlefen, und was hier bemerft 
wird, in ein hierüber zu füprendes andermweites Protocol 
aufzunehmen. » 


nichts zu wünfchen übrig. Doch haben wir deſſen Abdruck für das Archiv, 
als minder wefentlich für den Zweck beffelben, unterlaflen. D. 9. 
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j 5. 87. | 
Iſt auf dieſe Weile die Rechnung bei dem Ausſchuſſe 
und der Gemeinde durchgangen worden, ſo iſt dieſelbe 
mit den über dieſe Durchgehung aufgenommenen Proto— 
collen zur ordnungsmäßigen Reviflon an die der Gemeinde 
zunächit vorgefegte obrigkeitlihe Behörde einzureichen und 
dann von diefer Behörde dasjenige zu thun, was zum 
Behuf der Revifion und Juſtification nach der Natur Diefer 
Geſchaͤfte erforderlich feyn mag. ’ 


$. 88. 

Die Zuftification kann jedoch von der Ortsobrigfeit 
nie eher erfolgen, als nach vorheriger Sinfendung ber 
Rechnung und der darüber geftellten Erinnerungen zur 
obern Revifion deffelben und find bei der Zuflification Die 
Andeutungen der Oberrevifion und die hierauf ergangenen 
Verfügungen der Landes- Regierung ſtets gehörig zu 
beachten. 


$. 89. 

Für die Revifion und Juftification der Gemeinde-Red: 
nungen und alle darauf Bezug babenden Geſchaͤfte, können 
von fämmtlihen Unterbehörden höhere Gebühren als die - 
in der Prozeß» Ordnung angehängte Sporteltare Nr. 47. 
nacgelaffenen, nicht liquidirt werden, Die Ober» Revifion 
bei der Regierung geſchieht dagegen ganz fportelfrei und 
fönnen nur allenfalls bier vorfommende Diäten und baare 
Auslagen, als Botenlopn ꝛc. berechnet werden. 


$. 90. 

Das Geſchaͤft der Steinfeger in dem Orte, wo deren 
Anftelung fi nöthig macht, befteht darin, daß fie über 
die unveränderte Erhaltung der Grenzen der $lur fomwohl, 
als der einzelnen Feldgrundftäde waden, abhanden gefom- 
mene oder verrückte Grenzfteine ordnungsmäßig wieder her 
ftellen oder erneuern und bei vorfommenden EStreitigfeiten 
zwifchen Xändereibefigern ihr pflichtmäßiges Gutachten 


— 


darüber an den Gemeinde⸗Ausſchuß zum Behuf der Schlid. 
tung ber entftandenen Irrungen abgeben. 


$. 91. 

Bon den Gemeinde» Beamten haben nur der Schult— 
heiß und der Gemeindeſchreiber aus Gemeinde-Mit, 
teln Gehalte zu beziehen, welde nad) dem Verhaͤltniß des 
Vermögens der Gemeinde und des Umfangs der Dienfts 
obliegenheiten derfelben und zwar in firirten jaährli— 
den Summen und allenfalls eben ſolchen Natural-Depur 
taten, mit Ausſchluß aller Accidentals und Spor— 
tels&enüffe zu beflimmen find. Der Gemeinde 
Kaffirer fann auch flatt eines firen Gehaltes auf ber 
ftimmte Einnahme:Gebähren von den wirklich beigebracdhten 
und berechneten Einnahmen gefegt werden, welde Gebühren 
bie obrigkeitlide Behörde mit Genehmigung der Landes» 
Regierung für jeden Ort zu beftimmen bat. Gehen die 
hier genannten Perfonen von ihrem Dienfte ab, fo Eönnen 
foldye übrigens auf eine Penfion durchaus feinen Anſpruch 
machen. Auch hört deren Befreiung von dem gewöhnlichen 
perſoͤnlichen Dienfte ($. 96.) wieder auf. Ueberhaupt treten 
ſolche in die Verhältniffe bloßer Gemeindeglieder' wieder 
zuruͤck. 

J 
8. 92. 

Das Umt der Gemeinde-Bevollmaͤchtigten iſt ein 
Ehrenamt und iſt damit weder ein Gehalt noch irgend ein 
Accidental⸗ oder Sportelgenuß verbunden. 


$. 9. 

Da, wo Gebühren und Wecidenzien der eigentlichen 
Gemeinde: Beamten bis. jegt hergebracht waren, fallen fie 
nunmehr zur GemeindesKaffe zurüd, welde die Gehalte 
jener Beamten: zu übernehmen hat. 


| $. 94. 
Die Steinfeger erhalten ihre Bemühungen bei den 
ihnen zugewiefenen Gefchäften von den betheiligten Grund: 
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Nüdsbefigern, nad. den beshalb von den obrigkfeitlichen 
Behörden für jeden Ort nad Vernehmung des. Gutachtens 
d88 : Gemeinde » Ausfchuffes zw entwerfenden und Unſerer 
Zandes-Regierung zur Genehmigung. vorzulegenden Zar, 
Anſaͤtzen vergütet, Bei der Beauffihtigung der Flurgrenzen 
befommen fie nur Die Auslagen und wirklichen eigenen 
Aufwand, nad den eben gedachten, hierauf mit zu richten» 
den Vorſchriften erfegt. 

Da, wo die Gefchäfte der Steinfeger von den Ges 
meindesBevollmädtigten mit beforgt en gelten dieſel⸗ 
ben — au) — dieſe. 

8. 96. Yo) on ı 

Bring von wirklich eigenem fan { iin un 
aus Gemeinde⸗-Mitteln, findet nur mit Genehmigung ber, 
der Gerheinde zunächft vorgefegten obrigkeitlichen Behörde 
und bei irgend vorhandenem Bmeifel ‘über bie Noth⸗ 
wendigkeit deſſelben nur mit — der Kandes» Res 
gierung ſtatt. 1.72 u m 

TTS NIE, I 

Die fämmtlihen Gemeindes-Beamten genießen während 
ihrer Umtöführung die Befreiung von den im Orte herge 
bradten gewöhnlichen perfönlihen GemeindesDienften, 
und zwar inöbefondere die Gemeinde - Bevollmächtigten 
während ihrer Amtsführung, ausnahmmeife von der Dies, 
falfigen geſetzlichen Verordnung vom) 22, October 1833 
auch von der Leitung der naͤchtlichen Beiwache im Orte, 
aber nicht von andern als ©emeindegliedern ihnen. oblie⸗ 
genden Leiſtungen, und insbeſondere nicht von Gemeinde 
Abgaben. _ Auch haben fie außerordentliche Raten aller Art 
fo aut, wie jedes nahe, 1 ersehnbeie u tragen. — 

Re : 97. — : : } #) 

Die niedern Diener — Gemeinde erhalten einen den 
Berbäktniffen angemefjenen Lohn, nach .den darüber vers 
tragsweiſe feftzufegenden Beftimmungen, nach vorhergegan⸗ 
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gener Genehmigung dieſer Beflimmungen durch bie ber 
Gemeinde zunaͤchſt vorgeſetzte obrigfeitlihe Behörde. 

Auch ift die ‚Genehmigung der legtern dann erfor, 
lich, wenn Ausländer zu folden Stellen, befonders zu Hir— 
tenftellen gewählt werden, in welchem alle auslangende 
Borfihts-Maafregeln wegen der Heimathöverhältnifle erfor: 
derlich find, 


9: 98, 

Alle — der Landes⸗Ordnung und der DBeis 
fugen berfelben, fo wie die in einzelnen Orten beftehenden, 
mit der gegenwärtigen Verordnung nicht übereinflimmen; 
den Statuten und Gewohnheiten, oder fonft bei der Vers 
waltung des Gemeindemefens bisher. befolgte Normen wers 
den hiermit aufgehoben und für unverbindlich erklärt, und 
ift diefe Verwaltungs Ordnung. der Gemeinden bis zum 
1. Zanuar des Fünftigen Jahres 1835, in allen Digen zur 
Ausführung zu bringen. | 

Eoburg zur Ehrenburg, ben 30. Mai 1834 


(L. 5.) Ernſt, H. z. S. C. u. G. 


von Carlowiz. 


Eid für ben Schultheißen. 


Sie ie — und ſchwoͤren, daß, nachdem Sie 
zum Schultheißen zu ..... ermählt und beſtaͤtigt wor— 
den, Sie bei det Berwältuiig diefer Ihnen übertragenen 
Stelle denjenigen Verpflichtungen puͤnktlich und gemiffen- 
haft nachkommen wollen, melde Die Landesperrlien Der: 
orönungen über die Verwaltung des Gemeindewefens vor 
fchreiben, insbefondere aber den Befehlen und Anordnun⸗ 
gen . der Ihnen vorgefegten Kanbesperrlihen Behörden 
Solge leiften,; bei der Verwaltung des Gemeindeweſens 
und deren Leitung ſtets das Beſte der Gemeinde ſuchen, 
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ſich dabei; nie durch Ruͤckſichten auf Privat-Intereſſen leiten 
laffen, fondern blos nad ihrem beften Wiffen und Gewiſſen 
zu Werke gehen und fih überhaupt in allem Ihrem Thun 
und Laſſen fo benehmen wollen, wie es einem feiner Pflicht 
ftetd eingedenfen und auf deren Erfüllung befliffenen Ge 
—— eignet und gebuͤhret. 


Eid. 

Alles, was mir hier vorgeleſen worden, ich auch wohl 
verſtanden und darauf angelobet habe, das will ich ſtets 
feſt und unverbruͤchlich treu. erfüllen, fo mar mir Gott helfe 
und fein heiliged Wort, durch Jeſum Chriftum unfern 
Herrn und & Heiland. Amen! 





2. Eid für die Gemeinde- Bevollmächtigten. 

Sie ſollen geloben und ſchwoͤren, daß, nachdem Sie 
zum Gemeinde-Bevollmaͤchtigten „u. ER erwäßlt und 
beftätigt worden, Sie. bei. der Verwaltung diefer Ihnen 
übertragenen Stelle denjenigen Verpflichtungen pünftlid 
und gewiſſenhaft nachkommen wollen, welche die Landes— 
herrlichen Verordnungen uͤber die Verwaltung des Ge 
meindewefens vorfchreiben, insbefondere aber den Befehlen 
und Anordnungen der Ihnen vorgelegten Landesherrlicen 
Behörden Folge leiften, bei der Verwaltung bes Gemeinde» 
weſens ſtets das wahre Wohl der Gemeinde ſuchen, ſich 
dabei nie durch Ruͤckſichten auf Privat⸗Intereſſen leiten, 
ſondern bloß nach Ihrem beſten Wiſſen und Gewiſſen zu 
Werke gehen und ſich uͤberhaupt ſo benehmen wollen, wie 
es einem ſeiner Pflicht ſtets eingedenken und auf. deren Er⸗ 
fülung befliffenen CrmrinderBivokmd@tigten eignet und 
gebühret. 


Eid. 
Alles, was mir Hier vorgelefen worden, ich auch wohl 
verſtanden und darauf,angelobt babe, das will icy flets 
feſt und unverbruͤchlich treu. erfüllen; fo wahr; mir Gott 
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belfe und fein heiliges Wort durch Jeſum rn unfern 
Herrn und —— Amen! 


3. Eid für den Gemeinde⸗Kaſſirer. 

Eie follen geloben und ſchwoͤren, daß, nachdem Sie 
zum Gemeinde» Kaffirer zu ..... . erwählt und anges 
nommen worden, Gie bei der Verwaltung biefer Ihnen 
übertragenen Etelle eines Gemeinde: Kaffirers denjenigen 
Verpflichtungen pünfelih und gewiſſenhaft nachkommen 
wollen, welde die Landesherrliben Verordnungen über 
die Verwaltung des Gemeindeweiens vorſchreiben, insbes 
fondere aber den Befehlen und. WUnordnungen ber ihnen’ 
vorgefegten SANDIRDEFTLDER — ſowohl, als auch 
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wie es einem ſeiner ſtets "ühgebenten a6 rechts 
a. Rechnungsfuͤhrer eignet. and gebüpret, ar 


a Braten 

| Allee, was mir — vorgeleſen worden, ich auch wohl 
verſtanden und‘ “darauf angelobt babe, das will ih flets . 
feſt und ünverbrüdlih treu erfüllen; ſo wahr mir Gott 
helfe und fein. heiliges Wort ‚Puh Sefum Coriitum Unfern 
Herrn und —14 Amen! 
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4 Eid für den Gemeindeſchreiber. 
Sie folen geloben und ſchwoͤren, daß, nachdem Sie 
zum Gemeindefchreiber zu ic... . : angenommen - worden, 
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Sie bei der Verwaltung dieſer Ihnen uͤbertragenen Stelle 
denjenigen Verpflichtungen puͤnktlich und gewiſſenhaft nach— 
kommen wollen, welche die Landesherrlichen Verordnungen 
uͤber die Verwaltung des Gemeindeweſens vorſchreiben, 
insbeſondere aber den Befehlen und Anordnungen der 
Ihnen vorgeſetzten Landesherrlichen Behoͤrden ſowohl, als 
auch den Anweiſungen des Ihnen zunaͤchſt vorſtehenden 
Gemeinde⸗-Ausſchuſſes Folge leiſten, überhaupt bei der Be— 
forgung dieſes Gefhäfts nah Ihrem beften Wiffen und 
Gemwiffen zu Werke gehen, und fin. fo benehmen wollen, 
wie es einem feiner Pflicht ftets eingedenfen und recht— 
ſchaffenen Gemeindefchreiber eignet und gebühret. 


Eid. 

Ulles, was mir bier vorgelefen worden, ih auch wohl 
veritanden und darauf angelobet habe, das will ich ftets 
feft und unverbrühlih treu erfüllen; fo wahr mir Gott 
helfe und fein heiliges Wort durch Jeſum Epriftum unfern 
Herrn und Heiland. Amen! 


5. Eid für den Steinfeßer. 


Sie follen geloben und fchwören, daß, nachdem Gie 
zum Steinfeger zu... . 0. erwaͤhlt und angenommen 
worden, Gie bei der Verwaltung diefer Ihnen übertrager 
nen Stelle denjenigen Verpflichtungen puͤnktlich und ger 
wiflenhaft nahfommen wollen, welche die Landesherrlichen 
Verordnungen Über die Verwaltung des Gemeinde-Wefens 
- vorfchreiben, insbefondere aber den Befehlen und Anord> 
nungen ber Ihnen vorgelegten Landesherrlichen Behörden 
ſowohl, als aub den Anweifungen des Ihnen zunaͤchſt 
vorftehenden Gemeinde -Ausfhuffes Folge leiften, fich bei 
der Beſorgung Ihres Gefchäftes nie durch Rüdfihten auf 
Privat » Zntereffen leiten laffen, fondern blos nad Ihrem 
beften Wiffen und Gemwiffen zu Werke gehen, und fih 
überhaupt fo benehmen wollen, wie es einem feiner Pflicht 

VI. Band. 18 Heft, 20 
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ſtets eingedenken und rechtſchaffenen Gemeinde-Steinſetzer 
eignet und gebuͤhret. 


Eid. 

Alles, was mir hier vorgelefen worden, ich auch wohl 
verftanden und darauf angelobt habe, das will ich ftets 
feft und unverbrüclich treu erfüllen; fo wahr mir Gott 
helfe und fein heiliges Wort dur Jeſum Chriſtum unfern 
Herrn und Heiland. Amen. 


Yrdhiy 


für bie 


neneste Öesetzgebung 
aller deutfhen Staaten, 


ein 
fortlaufendes Repertorium 


aller 


neuen intereffanten deutfchen Gefeße und Verordnungen 
mit 


fritifhen Beleuhtungen. 


Im Vereine mit vielen Gelehrten herausgegeben 
von 


Alerander Müller, 


Großherzoglihd Sahfen: Weimarifchen Regierungsrathe,- 


Kein Gefeg ift nur fid allein das Bewußtfenn feiner Ge: 
rechtigkeit ſchuldig; ſondern auch denen, von welchen es 
Gehorſam erwartet, verdächtig übrigens iſt das Geſetz, 
welches nicht will, daß es geprüft werde; Unredlich aber 
wenn es, nicht für gut befunden, dennoch herrſcht. 

Tertulian (Apol.) 





-Sechfter Band. — Zweites Heft. 
En. 


Sranffurt am Main, 
In Commiffion bei Auguſt Dfterrieth 


18385, 
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Etwas. für | Geſetzgebung uͤber Gemeindeordnung, 
mit beſonderer Ruͤckſicht auf Kurheſſen. 





Gen Staatöleben verbeflert das abftrakte Deduziren 
des: Falten» Verftandes nur mittelbar. Man mag jagen 
und beweifen was nach dem Bernunftgebot und dem Nas 
turgefeg. gut iſt ; aber damit wird den. politifhen Inſti— 
tutionen, den hiftprifehen Rechten nad), wenig gefchadet, 
dem. Volke felbft, nur; relativ genügt. — Erſt wenn das 
Volk, jeder Einzelne, das Bedürfniß einer Verbefferung 
zum Staatsleben fühlt, — dann muß, darf man auf die 
Möglichkeit der Verbefferung ſchließen. Die Vernunft je- 
der. Faktion ‚Hilft dieſes Gefüpl erwecken oder fie ruft es 
lebhafter hervor; "aber wenn es allgemein im Volke aufe 
lebt — dann ift die Zeit fiher da, wo man. mit Vortheil 
zeformiren, kann, wie es in England gewöhnlich geſchieht; — 
mit der neuen Reformbill ift jedoch noch wenig getban! — 
Denn- eine Reform mit dem alten Herfommen, ohne bie 
allgemeine Zuſtimmung bes Volkes vornehmen, ift eine 
ebenfo unfruchtbare Mühe, mie die Unftrengung eitel-ift, 
wenn. man den Anfoderungen der Zeit oder. den allgemein 
ausgelprodhenen Wünfchen des Volkes nicht nachgeben 
will. — Zreilich follte man nach der Bemerkung Kant?s: 
es fey nicht leicht etwas Ungereimteres geſagt, als daß 
Menſchen oder Voͤlker zur Freiheit noch nicht reif ſeyen, 
meinen, es ſey dieſe Zeit immer da, aber die Verhaͤlt⸗ 
niſſe, welche dem hiſtoriſchen Recht angehören, > 

nicht, immer und überall. diefelben, ; . 
Wenn aber die. Zeit gekommen iſt, wo “ Sole ein 
Beduͤrfniß lebhaft fuͤhlt, wo bie Volkoſtimme ihr Recht 
VI. Band, 26 Heft. 1 
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begehrt, dann darf es wohl aud als nicht unzeitig ers 
fheinen, wenn man den Gegenftand Öffentlich in der Abs 
ſicht beipricht, daß hierdurch die verſchiedenen Anfichten 
über die Art und Weife, wie, d. i. nach weldhen Grund» 
fägen und Theorien , abgeholfen werden fol, ſich ausgleis 
den. Es muß died um fo nöthiger erfcheinen, als es 
pofitive Wahrheit ift, dad durch. die Zufammenftellung 
ber Hiftorifchen Vergältniffe erit hervorgeht, was und wie 
eigentlich verbejlert werden Ffann. Es wäre falſch, wenn 
man vorzuihügen fuchte, die Verbeſſerung beruhe auf dem 
idealen Vernunftreht und mit Hinmegräumung des his 
ftorifchen Rechts fey jene ſchon vollbracht. Denn da das 
Bernunftrecht nicht die Idee des Einzelnen ift, viel 
meht einen hiftosifihen Nechtsgrund hat,’ der fih bis zur 
abfoluten Herrichaft des Rechtsgeſetzes bemeifen 
laͤßt; fo ift auch ſehr natuͤrlich, daß bei Anwendung deſſel⸗ 
ben auf deſſen Gorm {8 der —— geſehen wer⸗ 
den muß. 

Was nun die ‚Streichung einer freien: d. i. naturges 
mißen Gemeindeordnung betrifft, ſo iſt zu deren 
Herſtellung, wie fie auf. dem biftorifhen Nechteboden der 
Staatengefchichte und Volksrechte ihre lebendige Stüge fin- 
det, wirklich die. Zeit gekommen. Man:hat in allen Staas 
ten. das  Bebürfniß einer freien "SGemeindeperfafs 
fung gefuͤhlt und öffentlih-ausgefproden, und der Wunfch- 
des Volbes füge ſich Hierbei noch in den konſtitutionellen 
Staaten auf pofitive Befliimmungen in den Berfaffun« 
gen, — Die-Gemeindeverfafung, wie fie der Verfaſſung 
eines Staates entfpricht, ift ein, und zwar eines der erften: 
organiſchen Geſetze im Staate: Die Verfaffung kann 
und wird unmoͤglich gedeihen, wenn nicht eine freie Ge⸗ 
meindeordnung die-Bafis’ der bürgerlichen Freiheit, Gas 
rantie leiftet. — Was kann ung eine freifinnige Berfaflung: 
auf dem Papiere helfen, wenn nicht durch eine entfpres . 
chende Gemeindeverfaffung der Volksfreiheit wieder: von 
unten aufgeholfen wird, wenn vielmehr die Gemeinden 
und mit ihnen Der einzelne Bürger in ſtaatsrechtlicher Hin- 
ſicht unter der Bormundfchaft der Gtaaiöhrumfin: Reben 
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bleiben, welche meiſt in dem von Frankreich heruͤbergelie⸗ 
denen Konzentralilationss Eyfteme mafchinenmäßig mitar 
beiten muͤſſen? Ihr Eireben if in ihrem Wefchäftsbe- 
rufe fo abhängiy von dieſem Syſtem, wie der Zelegraph 
bedingtes Hälfsmittel. — Die bürgerliche Freiheit erkennt 
aber über fi feine andere Herrfcaft, wie die des Rechtes - 
geſetzes, und welder Alle unterthan find, meil fie es 
frei wollen. Herrſchaft im Staate ift theoretifh: „das 
Rechtsgeſetz“z praktiſch: „der gemeinfam ausgefprochene 
Volkswille — das Geſetz.“ Mit dieſer Anſicht ſtimmen 
nicht allein v. Rott eck, ſondern auch Schmalz über 
ein. — Zachariaͤ wird nicht umhin koͤnnen, ein Gleiches 
zu thun. 

Daß von jeher die Gemeindeverfaſſung die Baſis zur 
Verwirklichung und Herſtellung der buͤrgerlichen Freiheit 
war, beweiſ't die Staatengeſchichte aller Votker. Denn 
die bürgerliche Freiheit war immer und unter jedem Volke 
früher, wie das polizeilihe Genforherrfhafts: 
Syſtem, dem fih ein Volk erft dann unterwarf, mo es 
entnervt einer Art politifchen Zndifferentismus in die Arme 
fiel, weldyen die Borfahren, unfere Ahnen, nicht Fannten. 
Bei den Alten war Freiheit oder Sklaverei — 
„Knechtſchaft“ war innen ein ungefannter Wahnfinn. — 
Es konnte nämlich dem politifch-unraffinirten Menfchen 
nicht einfallen fi auf dem Wege des Jufte-Milieu’s 
einem Herrn zu unterwerfen, fondern er war entweder 
fein eigner Herr oder es beugte ihn bie phyſiſche Ueber» 
macht faftifh in die Sklaverei nieder, die er aber niemals 
freiwillig anerkannte, um dadurch feinem Herrn nicht etwa 
einen Rechtstitel zu leihen. Und es kann in Deutichland 
nur als ein Zeichen einer fehr verkehrten Richtung im 
Volkscharäfter angefehen werden, daß nad) Einführung des 
Chriſtenthums, weldes die Sklaverei und die beftehende 
Leibeigenſchaft unterfagte, daß nämlih da noch der Bes 
griff der Duldung und Demuth einen fo politifhen Um» 
fang erreihen konnte, daß der freie Deutfche aus dem 
Allodialfpfteme in das Feudalſyſtem ging und freiwillig 
Knecht wurde; — daß er fogar das politifhe Net ber 
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freien Stimmfuͤhrung, und was noch mehr ift, nicht 
felten auch das der Nepräfentatiom aufgab, fih ſohin 
des Titels in dem ripuarifhen Volksgeſetze „de homine 
ingenuo repraesentando “ ganz entichlug. 

Hiſtoriſch ift die Gemeindeverfaffung einer der größ- 
ten Fortſchritte des menſchlichen Gefchlehts und die menſch⸗ 
liche Geſellſchaft, die wir Staat nennen, ift in dem Ges 
nuß ber bürgerlihen Freiheit. gewefen, je nachdem biefe 
Verfaſſung mehr oder- weniger der dee der Freiheit, des 
Rechts und der Natur (der Gleichheit) entiprehend war. — 
Sie hat die alte Stammverfaffung gefprengt, und hiemit 
das Privatintereffe des patriarchalifhen Staates jerftört, 
die Simonie unter den Zügen des Stammes aufgehoben 
und das Grab der bürgerlichen Freiheit — Die Kaſten — 
verfhüttet. — Es war alfo:durc fie der Bannzwang ber 
abgeſchloſſenen Individualität. aufgehoben. — Inwiefern 
man annimmt und annehmen muß, daß uͤberall, wo die 
Stammverfaſſung zu Grunde liegt, auf die Kata— 
ſtrophe der Vordraͤngung der erſt⸗regierenden Kaſte — der 
Prieſter — durch die Kriegerkaſte herbeigefuͤhrt wor⸗ 
den ſey ? liegt hier außer unſerer Abſicht, und wir unters 
ſuchen die Hiftorifhe Thatſache weder in dem alten Aſien 
noch in den gälifhen Völkerftämmen, und überlaffen Die 
Anſicht Eichorn's, die er in der Beziehung über Deutlich, 
land aufftelle, ganz dem eigenen Ermeffen. 

Die Gefchichte der aflatifhen Voͤlker zeigt meiter 
nichts, wie eim Zerfallen der bürgerlichen Verhaͤltniſſe, 
mithin der bürgerlihen Freiheit, oder aber es ift 
Dort die Theokratie und die Hierarchie in einen plum⸗ 
pen Despotismus übergegangen und ſtereotyp geworden, 
worüber fih in ftaatsbürgerlicher Hinficht faft gar nichts 
fagen läßt, wenn man nicht bedauern will. Auch Eennen 
wir weder eine innere noch Äußere Rechtögefchichte jener 
Staaten, und nur Hr. Prof. Sans hat das füße Glüd 
ein indifches, jhdifches, perſiſches ꝛc. Erbrecht zu ſchrei⸗ 
ben, woran wir Laien nicht Theil nehmen dürfen, — Aber 
die innere Gefchichte der griechifhen Staaten und Die 
Staatsgeſchichte von Rom zeigen ung einen Kampf, welchen 
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die Gemeinbeverfaffung Aber den Herrſchaftsanſpruch ber 
Bamilienverfafiung endlih mit dem Siege der freien, felbfis 
fländigen Hausväter über jene in urfprünglicher Gleich» 
heit endete. Die Eintpeilung der Bürger nah Stämmen 
verihwand dur die Errichtung der VBermögenstklaffen. 
Unmittelbare Folgen waren völlige Freiheit des Gemeinder 
eigenthums von aller Beihränfung zu Gunften der Fami— 
lien, und gleiches Erbrecht der Frauen. Aber merkwürdig, 
ed ging mit dem Giege der Semeinde ihr öffentliches Recht 
faft gänzlich unter. Es war hierdburd den Diktatoren, 
Triumvpiren und endlich garden gewaltthätigen Impe— 
zatoren ber Weg gebahnt. Der Nachiheil der Legteren, 
die nur den Begriff der. abfolutiftifhen Willkuͤhr und ger 
waltigen Herrſchaft in ſich vereinigen, ift durch die Ein» 
führung des juftineaneifhen Geſetzbuchs auch für 
Deutichland von ſehr ſchmerzlichem Kinfluffe gewefen. 
Denn der Begriff des abfoluten Herrſchers war nie fo 
kuͤnſtlich gerechtfertiget, als gerade in biefem Geſetzbuche, 
welches anjcheinend auch Großmuth an den Tag zu legen 
verſucht, wie in dem Titel: „Si quis me maledixerit,“ 
Sn dem franz. Geſetzbuche ift auch die bezügliche Freiheit 
fo beibehalten, daß wir neulih in Mainz ein Urtpeil ger 
gen ein Individuum publiziren fahen, welches wegen fei- 
ner Entiheidungsgründe in ber That ebenfoviel Aufſehen 
bei einem Juriſten erregen muß, wie bie Motivirung bes 
Kriegsgerichts in dem Urtheile gegen Dr. Schulz, — 
Ganz anders verhält es ſich mit der Gemeindeverfaſ⸗ 
fung unter den germaniſchen Völferfiämmen. Hier hat 
fi die anfänglihe Grundlage ihrer Staatenbildung, me 
nigftens ihrem Weſen nad, bis auf Die meuefte Zeit er 
halten, Das deutſche Staatsleben beruht, wie man aus 
Grimm’s Mittpeilungen nachgewieſen fieht, auf ganz 
anderen Prinzipien. Namentlich die germanischen Völker, 
fchaften bildeten den Begriff der freien Gemeindeverfaffung 
aus. — Diefe ift die Blüche des Familienlebens, aus wels 
dem weder ein patriarchalifder Diktator noch ein abfoluter 
Herrſcher hervorging, wodurch etwa das frühere deutſche 
Volksleben Hätte geflört werden koͤnnen. Jedes Gemeinde» 
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mitglied_war auch zugleih aftiver Staatsbürger und 
von dem Unterfchiede der Etände fannte man in den erften 
Perioden auch nichts, oder es ift aus. dem biftorifchen 
Nachweis nicht befannt. — Auf den Einwurf, daß die 
Kriegsgenoffenfwaften den vermeintlichen Unters 
fchied begründer haͤtten, kann bier nicht eingegangen wers 
den, fogut ald man eine Ausnahme von der Regel aud 
nie Durch das materielle Recht der Regel wird rechtfertis 
gen oder erklären wollen. — Ya England hat fih das 
Abbild jener freien Verfaſſung erhalten, und daher aud 
in England die bürgerliche Freiheit noch feften Fuß hat. 
Anmwiefern ihr die NReformbill des Wpigs-Minifteriums fo 
viel genügt hat, als in dem in London erfhienenen Buche 
bererzäple wird, laffen wir dahingeftelt feyn, wenn wir 
uns nur daran erinnern, daß jene Bill eine Halbheit 
ift, und alle Halbheiten in der Politik bringen unwider— 
zufliden Schaden. — Wenn man fihb aber vor- einer all 
gemeinen Reform des englifhen Wahlſyſtems noch zurüd- 
bält, fo mag man einen Grund mehr dazu, in der-uns 
genügenden Emendation des. franzöfffihen Wahlgeſetzes 
von 1830 finden. Daß man aber in Franfreich jo fatate 
Mißgriffe macht und die bürgerliden Nechte der ſelbſtſtaͤn— 
‚digen Gleichheit fo auffallend verlegt, darf deßhalb nicht 
wundern ‚weil es theils am Begriff, theils an der Elaren 
Anſchauung einer nah gefunden Menjchenveritand beftes 
henden Gemeindeordnung fehlt. 

Sm Anfang ideint auch das Grundeigenthum , wels 
ches fpäter dem Könige oder feinen Dienern & la Suite 
zufiel, freies Gemeindeeigentbum gewefen zu ſeyn, und 
die Allode, das Falkland, NReeveland bei den Angelfachs 
fen, Salland der Franken „ fonnte nur an waffenfähige und 
wafjerehrlihe Mitglieder vertheilt werden. Denn das afı 
tive Bürgerthum bei den germanifchen Völkern war genau 
durch die Waffenehre bedingt. Aber fpäter gab es Herren, 
gut, Thaneland, an Hofleute -der Fürften für die Dienfte 
des perfönlihen Gehorfams vertheilt — und hier hat man 
die Kataftrophe, mo das Feudalweſen einriß und das 
Bafallentyum trat an die Stelle des freien Buͤrgerthums — 
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ein großer Theil freier Menſchen wurde paſſiv! — 
Bald drohte die Feudalverfaſſung die Gemeindeverfaſſung 
gänzlich zu zerflören, und weil die, Bürger ihre Stuͤtze an 
der Allode verloren hatten, fo mußte fih der Gemeinfinn 
für die Erhaltung ber Gemeindefreiheit durch ſelbſtthaͤtige 
Spekulation — durch Handel und Gewerbe — (im 10ten 
Saprhundert) helfen Aber mit Diefem- lobenswerthen 
Schritte war auch zugleich der große. Hemmſchuh in ber 
Zeit bedingt, nämlich das Zum fts oder Galden wefen— 
unter deffen Despotie noch bis auf den heutigen Zag, mie 
z. B. Kaffel leiden müflen. — Wie es ib. aber zu ber 
‚Zeit mit der Stimmberebtigung und der. Theilnahme an 
der Ausübung Iandfländifcher Nechte verhielt, ob man 
Eichhorn's Anſicht, Hinfichtlih der engl...Cities, ber Bo⸗ 
roughs und der deutſchen Burgmwardein beiſtimmt, oder iſt, 
‚ann bier in fofern gleichgültig erſcheinen, als. die Ber: 
ſchiedenheit — ſofern fie weſentlich iſt, — nun ſchon dem 
Verfalle der Gemeindeordnung zuzuſchreiben iſt. — Die 
Städte haben immer, mit Hinblick auf Dienalte hbertas 
romana, großen Theil an der Ausübung der politiſchen 
Rechte, wie z. B. bei der Nepräfentation ,. gehabt, ‚bevor 
man noch zu der verwerflihen Balls kam, bie Repräfenta- 
‚tion von dem Güterbefig. abhängig zu machen ‚oder fie 
‚hierdurch zu bedingen ſtatt fie der. Zuzapl der Korpora- 
tionsrechte zu belaffen. Nachdem fich ‚aber endlich ‚geiftige 
Bildung, Fleiß und Arbeit in Gewerben und Handel, kurz 
Die geiftige freie Thatkvaft im Menfchen den, wenn auch 
nur theilweifen Sieg, über die blödfinnige Bevorrechtung 
errungen hatte, bildete ih .mit dem Wonlitand des Bür: 
gers die eigentlih bürgerlich» ſtaͤdtiſche Verfaſſung 
aus und eine neue Ordnung herrſchte unter dem Bürger! 
Aber auch diefe VBerfaffung trug dadurd ben Keim einer 
toͤdtlichen Krankheit in ſich, daß man verkehrter Weiſe eine 
Stadtbehörde (Magiftrat) auf Lebzeit wählte und fich diefe 
durch eigene Wahl felbit ergänzen ließ. Diele Wahlen 
fielen meift auf Verwandte, Bekannte oder Befreundete, 
welche alfo dem kraͤhwinklichen Spießbuͤrgerthum nur no 
mehr Vorſchub thaten oder die Dligardie, wie z. B. in 
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der Schweiz, noch begunſtigten. Dazu kam noch, daß die 
Magiftratsperfonen noch von der hohen dee des Glanzes 
eines römifchen Senator angeftedt waren, ftatt ihre Stel» 
fung richtig aufzufaffen und danach zu handeln. Die Kleims 
ftädteret, welche nur zu leicht am bie Stelle des großartie 
gen, gemeinnägigen Sinnes trat, verberbte in ihrer Ber 
ſchraͤnktheit und Engherzigkeit bald den Gemeinfinn. — 
Was für ein Schattenbild geben- die f. g. freien Städte 
noch von alter Bürgerfreiheit in ihrer verfümmerten Ver⸗ 
faffung? — Heeren muß fi den Zuftand diefer Stäbte 
noch ganz anders vorgeftellt haben, als er 1816 in feinem 
Buche über den beutfhen Bund’ in feinen Verhaͤltniſſen 
zu dem europäifchen Staatenſyſtem, ſchrieb, diefe Städte 
erhielten unter uns den Sinn für Gemeinwohl und indis 
viduelle Freiheit, ohne tm mindeften: den monarchiſchen 
Einridtungen gefährlich zu werden. — Der Nachſatz ift 
wahr! — Und nicht allein die Mißgriffe feiter Magiftrate, 
fondern auch die Unreblichkeit in der ftäbtifhen Verwal⸗ 
tung richteten bald den Wohlftand der Städte zu Grund. — 
Periit omnis oura reipublicae Privato' commodo invi- 
gilant omnes nulla de proximo et de futuro cura, 
L. c. c. 23. — Faſt jede Stadt in Deutfhland Hat Urfacye 
über Verfhuldung und Verfchleuderung ihrer Geredhtfame 
durch fervile und gewinnfüchtige Magiftratsperfonen zu 
lagen, wie 3. B. Kaffel über Verfchleuderung der Au und 
des großen Forfies — und felten wird man eine. Stadte 
behörbe treffen , welche: fih das Lob der Bürger erwirbt. 
Wie aber ein verdorbener Körper eine, wenn auch abs 
ſchreckende Aufmerkſamkeit auf fich zieht und einer: Generals 
Eur bedarf, felbfi wenn diefe feine Exiſtenz momentan aufs 
Spiel fegt, fo geſchah es au, daß die Bösartigkeit der 
Magiftratskörper endlih die Aufmerkſamkeit der Regieruns 
gen auf fi zogen, wodurch dann die völlige Bevormun⸗ 
dung bervorging, welche die freie Selbſtſtaͤndigkeit der Ges 
meinden zur völligen Nullität reduzirte. — Diele Gemein» 
bebevormundung wurde endlih in. dem von Frankreich 
ausgegangenen Konzentralifationg, Syfleme bis 
zum Extrem gefteigert, fo daß nicht allein Die Gemeinde, 
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behoͤrden, ſondern auch die Gemeinden ſelbſt gelten noch 
als politiſche Nullen in einem Syſteme, wo niemand mehr 
dachte noch denkt, außer dem Prinzipalminiſter, und die 
Beamten, z. B. in Frankreich, weiter nichts wie dem Te⸗ 
legraphen aͤhnliche Werkzeuge in der großen Maſchinerie, 
weßhalb man fie auch ſehr richtig mit dem Namen „Em- 
ploye“ belegt, find. — Wenn gleihmwohl nit in Abrede 
zu fielen ift, daß in ber Dynaftie der fränfifchen. Könige 
keine Bevorrechtung ber Stände begründet war, vielmehr 
auch damals noch bas Prinzip der freien Gemeindeverfafs 
fung in immer größern Kreifen bis. zur allgemeinen 
Staatsgemeinde ausgebildet galt, fo bietet: dennoch die 


Periode des Lonftitutionellen Syſtems in Frankreich fein. 


organifches Ganzes, welches der germanifchen Einrichtung 


entipräcye.. Die vielen fouveränen (de la demi-souverai-. 


nets) Lehnsherrn mit ihrem: freiheitswidrigen Sprucde: 
„'Nulle terre sans seigneur“ wurden zwar verdrängt, 
aber an das Syſtem, mweldes fie früher hielt, trat feine 
volksthümliche Gemeindeverfaffung — und das 
ber fo vieles Unglüf in Srankreich, daher die Gefahr für 
Die bürgerliche Freiheit, Die dort nur auf Stelzen fleht. — 
Sn Frankreich konnte es alfo auch dem abfolutiftifchen 
BVernichter aller bürgerlichen. Gemeinfreiheit — Napoleon — 
in feinen tyrannifchen Einrihtnngen mit VBeradtung ins 
dDividueller Bürgergleichheit gelingen, ein Syſtem auszus 
bilden, was unter dem Namen des Eonzentralifar 
tionss&pyftems befannt, und gleih dem polizeilichen 
Spionirſyſtem des Hrn. Fouché verderblich, wie verächtlich 
ift. Diefes Syitem ift, wie Vieles, was der abjoluten 
Gewalt und Ausführung monfiröfer Ideen Einzelner ſchmei⸗ 
chelt, dagegen bie bürgerliche Freiheit verachtet, auch in 
Deutfchland fleißig zur Ausführung gekommen; ja felbft 
fein Erfinder war ber große Friedrich IL, der feinen Frei» 
heitsplänen Millionen frobnpflichtig machte, und bei dem 
ber farifhe Sprud „Jo. el Rey“. summa lex war. Gleich» 
wie fein Fürftenbund zum Unpeil der polnifhen Nation 
und zur Ungebühr dem deutfchen Reich gereichte, fo war 


diefes Spftem die. Begründung unfägligen Unheils für 
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die buͤrgerliche Freiheit, wodurch einer Regierungsmaxime 
jedes Recht, jede Freiheit zur Dispoſition geſtellt wurde. 
Durch dieſes unheilſchwangere Syſtem, welches allen 
Gemeinſinn verſcheuchte, indem nur noch der Sinn der 
oberſten Staatslenker gegenüber der vermeintlichen Stumpf 
ſinnigkeit der bevormundeten Maſſe galt. — Durch dieſes 
Syſtem mußte natuͤrlich das Gemeindebuͤrgerthum unter 
druͤckt werden und der leere Schall des Staatsbuͤrger— 
thums war kein Erſatz dafuͤr. — Es klingt faſt ſo, wie 
der Tauſch der alten buͤrgerlichen Freiheit mit einer neueren 
papiernen Konſtitution, die wie der Glaube an die 
Werke todt iſt. — Staatsdiener und Partikuliers wurden 
von dem Gemeindeverband ausgeſchloſſen, und nur noch 
ein laſttragendes Häuflein der Bürger blieben Gemein— 
debürger, die in ihrem Verbande nichts mehr nähren 
konnte, was zu dem Wefen der Freiheit ihrer Väter ge 
börte — nicht einmal ihre gewerblichen Berpältniffe. Auch 
diefe wurden unter die Bevormundung der Regierung ges 
ftelle, wovon Die Zunftordnung in Kurheſſen v. 1816 einen 
nieberfchlagenden Beweis liefert. Denn hat man wohl im 
Leben ein Ding in Gefegesform gefehen, das fo von dem 
Mefen eines Gefeges — von der Klarheit und Des. 
ftimmtheit abweicht, wie biefe Falle? Was ein $ ver 
ſpricht, hebt der andere wieder auf, oder es geſchieht Dies 
ſchon durch einen Zwifchen- oder Nachſatz in demfelben $.— 
Man könnte wohl bedauern, daß diefes Verordnungsgeſetz 
nu das Vorbild unferer, fonft fo fhägbaren Verfaſſung 
. 1830 gewefen zu feyn ſcheint. Denn aub in dieſem 
ann mangelt die Klarheit und Beſtimmtheit, 
und an den ſchon entſtandenen Kontroverfen fcheitert das 
Gluͤck, welches fie dem Volk bringen fol! — Schreibe 
man, wie Friedrich Murhard Kommentare dazu, oder lefe 
man, wie Prof. Jordan Kolleg über die Interpretation ber 
kurh. Verf. Urf.!! — Wenn man von dem fubjektiven 
esprit de loi nidt abläßt, wenn man nicht aufhört, fich 
der logifhen Auslegung zu bedienen, flatt die grammas 
titalifche zu befolgen, wenn man nicht, wie etwa Die 
Engländer, den Wortfinn buchſtaͤblich nimmt (verbal ori- 


ticism); fo wird uns bie fubjeftive Skeptik ewig quälen, 
und — mad bei einer Behörde recht ift, das erkennt die 
andere für unreht — Exempla sunt odiosa! — 

Schon dur die zunehmende Künftlichkeit des (römis 
ſchen) Rechts, war längft auch fhon ein Zmeig des Ges 
meindewefens — die Rechtspflege — entwendet wor» 
den. Wie überhaupt das hochgeprieſene fremde Recht, das 
Napoleon in feinem Code begeiftert „la raison eEscrite “ 
titulirte, den deutfchen Karakter zu verderben beabfichtigte, 
fo mußte es natürlicy in feiner Praxis die Wurzel angreis 
fen und den Gemeinden die einfache, volfsthümliche 
Rechtspflege entreißen. Was feit den frühften Jahrhun⸗ 
derten die vÄäterlihe Sitte zu Rechtsregeln geftempelt und 
die täglihe Erfahrung als gemeinnügig bewährt hatte, 
DAB wurde aus den Gemeinden verbannt, und mit dieſer 
intriguirten Verbannung die Schöppen (Dingsleute) von 
ihren Stühlen vertrieben, anher fie nah Herfommen Necht 
ſprachen. (Vergl. Analect. Hass. 11. 7. 3. bei Shminn, 
Scenfenberg. Corp. jur. Germ. med. aev. J. 6.) 
Jedoch hat fih, wie-aus Dreyer’s Abhandl. zur Kennts 
niß der Reichsſtadt Lübed’fchen Verordnungen hervorgeht, 
zum Ruhme des deutſchen Karakters, dieſer Grundzug 
noch theilweiſe in Nord-Deutſchland erhalten. Ueberhaupt 
muß man die Energie loben, womit viele Staͤdte den 
Kampf Friedrich's III. gegen den Andrang. des frem» 
den Rechtes unterftügten. Die Deutfhen ſahen, wie 
Biener, (Bedenklidfeiten bei Verbannung d. urfp. fremd. 
R. ꝛc. S. 7 bemerk:) die ausländifchen Rechte ald Schlangen 
an,welde ihnen, wenn fie warm geworden, rödtlich feyn koͤnn⸗ 
ten. — Wer aber die einfache Art und Weile der Rechts— 
pflege in den deutſchen Etädten beurfundet ſehen will, 
der höre was ber Spanier Zamarano in feinen Spe- 
culum vitae. L. I. c. 18. Fol. 21. aus felbftiger Erfah— 
rung darüber mittheilt. — Gelbft Puffendorf geftept 
(Observ. iur. univers, II. obs. 215. $. 79. sq.) der Eitte 
ummunden den Preiß zu. Und Thomaſius D. Muran cum iur. 
sperit. content $. 5. fagt fehr recht, daß gute Sitten ın der 
Etaatögefellfchaft die gefchriebenen Gefepe entbehrlich mach» 
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ten, unb erft wenn dieſe verloren gingen, bann müßten 
dieſe eintreten. *%) — Wollte man aber von unferen vielen 
gefchriebenen Belegen und Verordnungen, von unferer 
vermworrenen Geleggebung — dem babylonifhen Ges 
tbürme — in den neueren Staaten auf unfere Sitten 
fließen — — und dennoch wir rühmen uns einer moras 
lifhen Kraft. Hr. Jacobi bat unlängfi in der bannd- 
ver'ſchen Deputirtenftammer, als man über den Antrag des 
Dr. Freudentheil diskutirte,. noch mehr verſucht, und 
die dortige Geſetzgebung, wie den Prozeßgang in Vergleich 
mit der Rechtspflege anderer deutſchen Etaaten panegy- 
rico modo hervorgehoben, wobei ihn aber ſchon Der ein⸗ 
fache Wig des Dorfzeitungsfchreibers aus dem Felde jchlar 
gen dürfte, wenn er erzählt, daß die amerikanifche Rechts» 
pflege — die befanntlihd auch nod von ſchlichten Männern 
nach einfachen Gelegen gehandhabt wird? — noch fo weit 
zuräcdftebe, daß man in New⸗VYork den Prozeß, wegen eis 
nem bedeutenden Punkte, nicht einmal über einen Mo⸗ 
nat babe hinaushalten können. 

Es bedarf wohl keines anderen Beweiſes, daß wenig: 
ſtens die untergerichtlihe Rechtspflege mit zu dem Weſen 
der Gemeinde gehört, als daß ja auch in neuerer Zeit man 
in Baiern und Preußen Sriedensrichter, freilich in leiter 
rem Staate nur in vermittelnder Eigenichaft, aus Bürgern, 
für die Bagatellprozeffe, beftellt hat. — Wenn aber diefe 

Einrichtung bei uns nicht befteht, *) fo muß es Doch noch 





°) Sehr wahr ift in biefer Beziehung die Bemerkung in „Politique 
des inter&is, par un travailleur devenu proprietaire. Paris 1834, 
— (einem Werke das dem Minifter Thiers zugefchrieben wird ) 
„Jedes Individuum hat feine Sitten, jede Familie die ihrige, 
jedes Volk die feinigen. Wenn die Sitten ſchlecht find im Lande, 
fo giebt es viel Verbreder, und nur, wenn es viele Verbrecher 
giebt, bedarf es vieler Gefege, um fie zu zähmen und zu beflern. 
Wenn die einzelnen Familien gut find, fo ift es auch das Volk. 
Daher fann man an ben Gefegen die Stufe der Givilifation ber 
Rationen erkennen, bei denen fie gelten.’’ 

**) Wie wohlthätig für deutſche Staaten die Einführung der Krie- 
dbensrichter bei einer zweckmäßigen Organifation und nad dem 
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mehr auffallen, daß unferen Gemeinden auch nicht einmal 


die Handhabung der Polizei geblieben if. Man hat 


Vorbilde der urfprüngliden Gemeinbevertheibiger (Defen- 
sores civitatum im alten Gallien unter den Römern) feyn und 
dazu beitragen würde, um einige der hauptfächlichften Quellen der 
heutigen Aufregung der Gemüther zu verftopfen, und das Fort: 
ſchreiten der Givilifation gegen zerftörende Auswüchſe zu fchügen, 
bat der als gründlicher und wohlgefinnter Publieift rühmlichſt bes 
Tannte Ludwig Hofmann in feinem Elaffifcyen Werke: über 
das Inftitut der Friedbensrichter infonderheit über 
ihre Kompetenz und ihr Amtsverhältnig zu den 
übrigen geridtlihen und VBerwaltungsbehörbenu,f.m. 
(3weibrüden, 1834.) im Intereffe des öffentlichen Rechts Elar und 
überzeugend .nachgewiefen. Aus feinem würdigen Vorworte heben 
wir nur folgende fehr fprechende Hauptmomente hervor: 

„Für geringfügige Streitigkeiten ift die fchnelle definitive 
und Eoftenlofe Rechtspflege nach dem natürlichen Rechtsögefühle 
eines braven, im Leben der unteren Volksklaſſen erfahrnen 
und mit den -Eokalitäten, den Bebürfniffen und dem Kas 
rafter feiner Mitbürger vertrauten, gefcheidten Mannes ofz 
fenbar viel taufendmal mehr werth, als die gelehrteften Ab⸗ 
handlungen in den Beweggründen bed Urtheils mit Citaten 
von Gefeßen und Autoren aus geſpickt. 

„Ein ſolcher Richter, der nichts zu beſtrafen, nur geringe 
Mißverhältniſſe auf der Stelle abzuthuen hat, feinen Mitbürs 
gern als ein vernünftiger und rechtlicher Mann bekannt ift, 
erwirbt fih ein Vertrauen und eine Achtung unter ihnen, 
die Feine Ernennung von einem Monarden, wäre fie auch 
immer über alle Kritit erhaben, keine Gelehrfamfeit, kein 
Zalent, felbft nicht bie reinfte Zugend eines ihnen fremden 
Mannes bewirken fann. Ein folder Mann ift ein wahrer 
Vater unter feinen Kindern, ber Ein Wort ſprechen darf, 
um alles Unrecht wieder gut, um die Spaltungen erlöfchen 
und alle Prozeſſe erftiden zu machen’; — er ift mehr, — 
er ift ein Gegen bes Himmels, 

„Ein ſehr bebeutungsooller Geift, dem ähnlich, der vor 
dreihundert Sahren wieder erfchienen war, zeigt fih nun noch 
einmal ungeftüm, ernft und überall; er fordert Abhülfe von 
fehr gerechten Beſchwerden, aber auch foldyer,. die auf Miß— 
verftändniffen, auf Mangels an Aufklärung, Schwindel, Ins 
triguen und Anreizungen. beruhen: Um den gerechten Bes 
fchwerden abzuhelfen, unbegründete niederzufchlagen, innere 
Ruhe und Brieden zu erhalten, Aufruhr zu verhindern ober, 
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dielmehr, wie die Geſchichte lehrt, die Gemeindebeamten 
in der Form der Staatsdiener beſtellt und manche davon 
zu Polizeidirektoren auserkoren, was natuͤrlich eine fuͤr das 
Gemeindewohl ſehr nachtheilige Stellung iſt. 

Wie aber immer die Gemeindeverfaſſung die Baſis 
im buͤrgerlichen Leben war und hiervon die Wohlthat einer 
Staatsverfaſſung abhing, fo mußte man in einer gefahr— 
vollen Zeit, in Preußen, wo Friedrich II. geherrſcht hatte, 
juerft wieder an die Einführung einer Gemeindeord— 
nung (1808) denken. Ihr Prinzip ift aber nicht mehr 
das der alten Gemeindeverfaffung, fondern zum Zheil der 
im. 14ten Jahrhundert geltenden Gildenverfaffung. Daher 
auch ihr Streben nah Vereinigung ber Klaffen, wenn 
gleichwohl feine Zünfte mehr bejtehen. Un der Epige ihr 





wenn’ er ausgebrochen, ihn zu erdrücden und bie Eintracht und 
gegenfeitiged Vertrauen zwilchen Fürſten und Volk wieder here 
zuftellen und zu befeftigen, ift vor Allem eine öffentlide 
Autorität nöthig, die in volllommenfter Unabhängigkeit 
mit der nöthigen Gewalt ausgeſtattet iſt. Diefe Autorität ift 
der Kriedensrichter, aber eim Friedensrichter nach Wort 
und Sinn. Er muß ein Mann: feyn von umfaffenden Kennts 
niffen, reifen Erfahrungen in Öffenttichen Geſchäften, im Be— 
fige allgemeiner Achtung als Biedermann, ald Freund der 
Wahrheit, der Gerechtigkeit und''des Friedens; er muß ſchon 
durch fein Alter gebieten und herrſchen. Welche Bedingungen! 
und doch find fie keineswegs noch genügend; die ſchwerſten 
und heute die feltenften find auch die unerläßlichften. Denn er 
muß die Feftigkeit eined La Vaquerie, d’Orte und d’Ormesson, 
und den Muth eines Perikles, Gato, Giano della Bella und 
Luthers in feiner Bruft tragen, um Mißgriffe des Fürften zu 
verhüten, den Kabalen ber Höflinge und dem Beamten = Des: 
potismus eben fo, wie ber Roheit des Pöbels, dem Ungeftüm 
der Menge und den Nachftellungen ber farfchen Wolköfreunde 
0 die Stirne zu bieten und Widerftand zu leiften, 
+9. Einen ſolchen Friedensrichter zu erhalten, und bie ihm anzuvers 
trauende Attributionen fuht Hofmann in der Organifation und 
in der Kompetenz der Gemeindevertheidiger, in ber früheren Ers 
nennungsart bed Tagmand und der Härate in Schweden und in 
Sieges Methode der Wahl aller’ Staatsbeamten und Volks⸗Repraͤ⸗ 
fentanten: Beides, Organiſation und Attributionen, nad dem 
Zwecke und den heutigen Verhältniſſen modificirt. 


— 15 — 


res Bereinigungspunktes fteht die königl. Gewalt. Man 
rühmt, daß hierdurch die verderbliche Vielherrſchaft vers 
eitelt worden ſey. Diefer Ruhm ftügt fih aber wohl vors 
zugsmeife auf die Verworrenheit in unferem fo gebildeten 
GStaatsleben, das man nicht mehr zwifhen Staatds und 
Gemeindeverfaffung zu unterfheiden weiß, vielmehr Alles 
unter die Regierung Einzelner ftellen will. Und diefe Ans 
fiht von dem überfchwenglihen DOberauffichtsrechte ift auch 
der Kreböfchaden in dem Entwurfe und den Motiven zu 
einer Gemeindeordnung in Kurheffen, wie er den jegigen 
Ständen wieder vorgelegt werden muß. Daher möchte man 
fi wundern, daß dieſe Städteordnung gewöhnlich als eine 
der erfreulichftien Erfheinungen in der neueren Gefegge, 
bung angefehen wird, *) Es ift zwar in unferem wirkli— 
chen Leben bis’ daher Alles relativ; aber deßhalb kann in 
ber neueren ©efeggebung jene Städteorbnung als ein 
Eminens prueclarum angefehen werden. Die Beamten 
der preußifchen Städteordnung ftehen etwa in einem aͤhn— 
liben Verhältniffe zu der Regierungspolizei, wie die Bürs 
gergardiften ın Kurheſſen. Sie handeln frei, befiehlt aber 
jene, fo geboren fie. — Zieht man die Regulirung der 
Geſchaͤfte der Kreisdeputationen näher in Erwägung, fo 
erfcheint die bürgerliche Freiheit bei weitem nicht in der 
Blüthe, wie Viele waͤhnen. — Mag aud überhaupt für 
die bürgerliche Freiheit durch. das koͤnigl. Edikt von 1823 
eine beffere Ausfiht gegeben, worden feyn, fo ift doc in 
Diefer Beziehung gar mandes, mas Foͤrderlich wäre, noch 
nicht geſchehen, und wenn es geſchaͤhe, ſo wuͤrde ſich doch 
ſchwerlich die Regierung in Preußen dazu verſtehen, den 
größten Theil der Verwaltung an die Provinzial— 
Landftände abzugeben“) — In Baiern hat man Land» 





*) Vergl. diefes Archiv. H. B. 2. S. 355—502. 

**) Nichte unwichtig für die Charakteriftit der preußifchen Gommunals 
Gefeggebung find: Abhandlungen über einige der wichtigſten 
Theile der pteußifchen Städteordnung, Städteverwaltung und Com⸗ 
‚munalverfaffung. In: Verbindung mit Mehreren herausgegeben 
von 3. 6. Th. Janke. ' Diefe-Beitfchrift,, von welcher bei Riegel 
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raͤthe, und dieſe find das in der Oppoſition zwiſchen ber 
Bevormundung und ber Freiheit erträgliche Inftitut, das 
rathen kann, ohne daß man ben Rath zu befolgen bat, 
wie dad auch die Stände in Poſen vor mehreren Jahren 
thaten, aber die Regierung in Berlin legte bie Berathun⸗ 
gen ad acta. R 

Wohl aber Hat die preußifche-Städteordnung mit Recht 
mehreren Gemeindeordnungen, wie z. B. 1818 in Baiern, 
zum Vorbilde gedient. (Döllinger’s Repert. d. Staats ver⸗ 
walt. d. K. B.) Aber es find hierin bei weitem die Grund⸗ 
fäge jener Städteordnung ‚nicht fo fharf gewahrt und das 
Edikt fieht ihr, in jeder Beziehung möchte. man fagen, 
nad. Man verfennt darin - gänzlich den alten vepublifas 
niſchen Ariftofratismus — Intelligenz und Berdienft — 
wohl aber hat man dem unverdienftliden Optimismus der 
römifch»deutfchen Patrizier zu huldigen geftrebt, alfo die 
Ausübung der Nechte des aktiven. Buͤrgerthums von ‚dem 
liegenden Belig und Geld abhängig gemadt. Es fteht Dies 
Edift aber in der ‚genaueften Verbindung mit der zu gleis 
cher Zeit verliehenen, baieriſchen Verfaſſung, wonach auch 
gewoͤhnlich nur die Optimaten — Bierbrauer und Poſtſtall⸗ 
meiſter — in die Kammer kommen und das Element des 





in Potsdam bis jetzt vier Hefte erſchienen find, macht. es ſich bes 
Fonders zur Aufgabe, die Nachrichten von dem Erfolge zu fams 
mein, welchen bie Einführung ber. Stäbteorbnung auf den Staats: 
haushalt überhaupt und infonderheit auf den Schuldenzuftand, den 
Ausgabe-Etat, die Benugung der Gemeinbegüter, die Verwendung 
und Erfparniffe und die Gommunalabgaben gehabt habes wie es 
um die Erhaltung, Förderung oder Anlegung der gemeinnüglichen 
"Anftalten ftehes wie der Gemeinfinn fich bei den öffentlichen Wah— 
len und dem Gefchäftsbetriebe, bei Opfern zum gemeinen Beiten, 
ganz befonders bei den Gemeindeanlagen und den Einfprüden da⸗ 
gegen offenbare, weiche .Reibungen zwiſchen einzelnen Theilen der 
Stabtgemieinden, zwifchen den Etadtbehörben und zwifchen biefen 
und den Staatsbehörden zum Vorfchein und, wie fie. zum Austrage 
gekommen find, aber audy welche Irrthümer, Mifgriffe ober Un: 
orbnungen vorgefallen, oder weldye Bedenken bei der Ausführung 
einzelner Anordnungen entftanden find, 
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baieriſchen Buͤrgerthums repraͤſentiren. — Die Alten 
ſchertzten ſchon uͤber ein pingue ingenium und Cicero, 
der doch auch nur zu den diplomatiſchen Liberalen gezaͤhlt 
werden duͤrfte, ſagt, daß es keine abſcheulichere Verfaſſung 
gebe, als die, in welcher die Reichſten fuͤr die Beſten 
gelten. | 
Mittlerweile haben auch die Würtemberger, Badner, 
Darmjtädter u. 9. eine Gemeindeverfaffung erhalten, welche 
alle mehr oder weniger den Karakter und die Freiheit einer 
Rheinbundsafte in fih tragen, fie enthalten wenig» 
ſtens den Schein der bürgerlichen Freiheit, und wenn es 
Fein Sonnenfcein ift, fo Eann es doch Mondfchein fepn, 
ober der Schein leuchtet hinter den Kouliffen bervor. 
Aber auch Kurheſſen blieb zur Zeit, wo andere deutfche 
Bundesftaaten ihre Pflicht, die fie gegen die Bundes» und 
Schlußafte (Art. ZIL und Art. 54) hatten, ſchon durch 
Berleipung Jandftändifher Berfaffungen erfüllt, nicht 
zuruͤck. Nachdem €. Eönigl; Hoheit Wilhelm IL 1821 an 
Die Negierung gelangt war, trat noch in demfelben Jahre 
das große Werk Kraft’s u. 9. in’s Leben, nämlich das 
Org aniſationsedikt v. 1821, welches auch noch bis 
auf den heutigen Zag nicht wenig bei der Verwirklichung 
unferer Verfaſſung von 1831 im Wege flieht. Denn das 
Edikt, wenn gleichwohl oft im Widerſpruche mit der Ders 
faffung und ihren nothwendigen Konfequenzen befleht noch 
in gefegliher ? Kraft, und die Beſtimmung bes $. 155. 
db. Verf.Urk. wonach Alles mit gegenwärtiger Verfaſſung 
im Widerfpruchftehende hiermit aufgehoben feyn fol, führt 
in Verbindung mit andern $$. zu unglüdjeligen Kontra= 
verfen. Da nämlich Feine Aufhebung de facto ftatt ger 
babt, vielmehr diefelbe erft von dem Widerfpruche mit der 
Verf.⸗Urk. abhängt, fo muß auch erft von Eompetenten Rich» 
tern entfchieden werden, ob und inwiefern ein Widerſpruch 
in dem Edikte oder einer beftehenden Verordnung enthals 
ten ſey, was bei ber Unbeftimmtheit und Biegſamkeit ber 
kurh. Verf.⸗Urk. eben nicht leicht zu entſcheiden if. Es 
wird der fubjeftiven Gegenanficht immerhin eine Exceptio 


zur Seite ſtehn. Erſt neulich Fam wieder ein Fall vor, 
VI. Band, 2, Heft, 2 
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wo ſich eine Verfügung d. M. db. J. auf eine Verordnung 
von 1823 ftügte, und als dagegen von dem Betheiligten 
Klage erhoben wurde, entfchied das Obergericht, es ſey Die 
betr. Verordnung durch die Verfaſſung aufgehoben, Das 
DbersAppellations-Gericht aber entichied das Gegentheil.— 
Wer Hat nun materiel recht? Formel ift freilich die Sache 
abgethan. — Dieſes berühmte Edikt, welches allerdings 
den Vortheil brachte, daß die Verwaltung von der Juſtiz 
getrennt, die Selbſtſtaͤndigkeit der Rechtspflege nochmals 
ausgeſprochen wurde — was übrigens ſchon in dem beſte⸗ 
henden Hausgefege geſchehen war — auch bie richterliche 
Polizei von der Polizeiformel getrennt wurde. — Diefes 
Edift war weiter doch nichts, wie ein ausgedehntes Sy⸗ 
ſtem der abfolutiftifhen Gewalt in feiner Wirklichkeit 
($. 10. d, Verf.⸗Urk. verbietet uns, bier Beifpiele anzu» 
führen ?), und die Bevormundung, weiche darin feftgefegt 
ift, läuft größtentheils auf die polizeiliche Cenſurherrſchaft 
hinaus, welde durch die Thätigkeit eines Polizeidirektors, 
Hr. Manger, ihr Extrem in Kurheſſen erreicht hatte. — 
Es war nicht die Zeit der Gefete, fondern des Schreckens. 

In diefer neuen Ordnung der Dinge gegen die bürs 
gerliche Sreiheit, mußte natuͤrlich aud die Gemeindevers 
faffung, die Grundlage des Staatslebens umgefchaffen und 
angepaßt werden, Es wurden die Stadtbehörden der grös 
feren Städte fo unter die Provinzialregierung geftellt, 
daß jeder Beſchluß derfelben erft dur die Genehmigung 
der Staatsbehörde Gültigkeit erhielt, oder es kann viels 
mehr der Magiftrat nur Anträge ſtellen; binfichtlich der 
Verwaltung des Gemeindevermögens haben bie Magiftrate, 
ohne Erlaubniß von der Regierung eingeholt zu haben, 
nicht über 10 Rthlr. zu verfügen. Die Eleineren Städte 
und die Landgemeinden wurden und find unter Sürveils» 
lance der Kreisräthe geftelt.e Wer nur die $$. 88 u. 90 
des Edikts lieft, der wird fon, ohne die traurige Erfah— 
rung gemacht zu haben, einfehen, wie tief Die Gemeinde, 
freiheit in Kurheſſen geſtellt iſt Die Gemeinden mit ihren 
Behörden ftehen völlig unter einer allgemeinen Tutel, wo⸗ 
‚bei etwa das Verhältniß ftate hat, daß die Behörden von 
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oben auf Erfüllung der Zmangspflichten des Muͤndels be: 
langt werben können. (L. pr. quand. ex faiet tut. (26,p.) 

Alles, und namentlich eine folche Staatsorganifation, 
reift nur zubald feinem Ende entgegen. Schon 1831 er 
langten wir eine Fonftitutionelle Verfaſſung, welche wieder 
eine neue Ordnung der Dinge und zwar auf eine erfreu- 
liche Weife berbeiführte. Der Fürft, welcher 1821 das 
DrganifationssEdift gab, verlieh 1831 ſchon feinem Volke 
die koſtbare Verfaſſung von 1834, *) in deren Eingang er fi 
fo edel ausdrädt! Es iſt dieſe Verfaffung ein vorzuͤgliches 
pactum fundamentale constitutionis civilis; aber ihre: 
organifche Entwidelung hat viel Aehnlichfeit- mit der der 
deutfhen Bundesakte, welche auch felbft durch die Schluß— 
akte noch nicht vollbracht ift. Freilich find alle organiſchen 
Gefege darin „alsbald“ verfproden, aber es ſcheint fih 
der Begriff des Woͤrtchens in der Ponftitutionellen Zeit 
verändert zu haben. Unter diefen organiſchen Gefrgen, 
welche ein großer Theil der Hanauer Bürger erſt fehen 
wollte, bevor fie das „Alsbald“ in der Verf.uUrk. befchwor 
ren, befindet fihb audh die neue Gemeindeordnung — 
nab _den Grundbeftimmungen des $. 42 d. Verf.⸗Urk. 
Diefer $. lautet woͤrtlich: „Die Rechte und Verbindliche 
feiten der Gemeinden follen in einer befonderen Städtes 
und Gemeindeordnung alsbald feftgefegt und darin 
die freie Wapl ihrer Vorſtaͤnde und Vertreter, die ſelbſt⸗ 
ſtaͤndige Verwaltung des Gemeindevermoͤgens und der oͤrt⸗ 
lichen Einrichtungen, unter Mitaufſicht ihrer beſonders er» 
mwählten Ausfhüffe, die Bewirkung der Aufnahme in den 
Gemeindeverband, und die Befugniß zur Beitelung der 
Gemeindediener, zum Grunde gelegt, auch die Art der 
oberen Auffiht der Etaatsbehörden näher beſtimmt wers 
Den.“ Es enthält alfo dieier $. alle Grundprinzipien einer 
vernünftigen und zeitgemäßen Gemeindeverfaflung, und 
feine Deutlichfeit würde etwa nur durch die Ausfünrlichkeit 
des $.53 der hannoͤw. Verf.⸗Urk. v. 1833 **) übertroffen feyn. 


*) Vergl. dieſes Archiv. H. 1. B. 1. ©. 1-85. 
**) Vergl. dieſes Archiv, H. 1. B. 6. S. 289—29. 
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Denn in jener Verfaffung has man in Beziehung auf Ge: 
meindeverfaffung fofort gegeben, um das man fih in 
andern Ländern noch ernftlicy ftreitet. Der $.42 der kurh. 
Verf.-Urk. zerfällt aber in zwei Theile, oder er hat die 
Rechte und Befugniffe zweier moralifhen Perfonen zum 
Gegenftande. Einmal theilt er den Gemeinden ihr Recht 
zu, das anderemal der Regierung. Cs enftände demnach 
die Frage der NRegulirung der Verpältniffe zwifchen beiden 
Derfonen. Diele aber wird eben wohl nicht ſchwer zu ber 
antworten feyn, da die Beantwortung zunädft in den Be: 
fimmungen dee $. felbft liegt. Die Nechte der Gemeinden 
find beftiimmt genug ausgedrüdt, und bei Regulirung der 
Rechte der Regierung, welche weiter nicht ausdrüdlich ans 
gegeben find, hat man nur bloß negativ zu Werke zu 
. gehen. Man hat nicht fefljufegen in einer Gemeinde 
ordnung, was den Beltimmungen hinfichtlih der Rechte 
der Gemeinden wibderfpricht. Uebrigens dürfte es fcheinen, 
als hätte die Staatsregierung in feinem der drei vorges 
legten Entwürfe zu einer Gemeindeordnung, dieſe einfache 
Wahrheit des $. 42 einfehen mögen. Jedoch iſt nicht zu 
verfennen, daß ber Entwurf von 1832 noch ziemlich liberal 
im Vergleich mit den fpäteren Entwürfen war. Aber, wie 
Damals noch eine andere Zeit war, fo wollten auch die 
Stände damals fih durchaus mit nichts Mangelhaftem be> 
gnägen, und ed verfchwand die Fiberalität jenes Entwurfes 
mit der Zeit jo, daß der frühere Hr. Minifterialvorftand 
(Hr. Eggena) in den Motiven zu dem jegigen Entwurfe 
fogar erklärt, daß man bei der früheren Berathung Spur 
ven der Eilfertigkeit wahrgenommen, womit man den Wün- 
fhen einer raſchen Umgeftaltung des Gemeindemwefens im 
Geifte einer, in ihren Foderungen von Reformen häufig 
mißverfiondenen, Berfaffung habe willfahren wollen. — 
Uebrigens fteht mit der Gemeindeordnung ein anderes, 9.48. 
der Verf.⸗Urk. verfprochenes und alsbald zu erlaffendes 
Geſetz über die Bezirksräthe in nächfter Verbindung, fo 
daß eines ohne das andere nicht verfaffungsmäßig (d. h. 
effentiel) beftehen kann. Merkwürdig erfcheint hierbei, 
daß man die alten bevormundenden Kreisräthe beibehalten 
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und neben ihnen mafchinenmäßige Bezirksraͤthe bilden will. 
Wenigſtens ging biefe Unfiht aus dem, dem Landtage 
von 1834 vorgelegten Entwurfe zu einem Geſetze über die 
Bildung der Bezirköräthe hervor. Es entſprach übrigens 
dem $. 48 der Verf.urk. ebenfo wenig, wie die bisherigen 
Propofitionen ju einer Gemeindeordnung dem $. 42, 


Wenn aber gleichwohl in $.42 der Verf.-Urf. ausdruͤck⸗ 
lich gefagt ift, daß bie freie Wahl ihrer Borftände und 
Vertreter, die felbfiftändige Verwaltung des Gemein: 
bevermögens und der oͤrtlichen Einrichtungen, die Bewire 
kung der Aufnahme in den Gemeindeverband und der Be, 
fugniß zur Beftellung der Gemeindediener, mithin in der 
Beziehung das vermeintlide Recht die Einwirkung ber 
Regierung dadurch aufgehoben ift, weil, felbft das Ober; 
auffichtsrecht zugeitanden, die Regierung nur da, mo fie 
Pflicht hat, diefes Recht ausüben fol; CKlüber Recht 
d. d. B. $. 260. — Bergl. die Worte Napoleon’s über 
Egypten, in dem memorial de St. Helöne, par Las Ca- 
ses VII, 162.) fie alfo hier vielmehr die Pflicht hat, die 
Verfaſſung und deren Vorſchriften genau zu befolgen; fo 
Eonnte fie es dennoch nicht über fich gewinnen von dem 
bergebradten Bevormundungsfpfteme und der polizeilichen 
Cenſurherrſchaft abzuftehen, und ihr zweiter Entwurf, den 
fie dem Landtage von 1833 übergab, fand nicht allein 
weit hinter dem erften von 1832, fondern auch hinter der 
preuß. Stäbteordnung weit zurüd. Es ſchien auch der Re: 
gierung nicht einmal Ernft zu feyn, denn wie hätte fie 
fonft die fernere Beibehaltung der Kreisräthe beantragen 
können, mozu natürlich die politifhe Schwädhe der Kam— 
mer ihre Zuftimmung gab. Ein großer Theil der Kammer; 
mitglieder hielt es nämlich für politifh, der Regierung 
nur viel nachzugeben, um dadurdy die Gemeindeordnung 
eher berauszubringen, und gab man auch felbft nad), was 
die Gemeindeordnung in ihrem verfaffungsmäßigen Ums 
fange vernichten oder wenigſtens Doch hindern wuͤrde. 
Mit einem Worte, man ftieß den Boden mit aus dem Faſſe— 
Und man kann es nur als ein Gluͤck anfehen, daf einige 
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ſtandesherrliche Vertreter nach der Berathung des Ent— 
wurfes von dem vermeintlichen Recht der Standesſtimme 
nach $. 76 der Verf./⸗Urk. Gebrauch machten, und eine 
Standesftimme, wozu aber nicht Einer, nicht Zwei, nicht 
Drei, fondern nur ein ganzer Stand berechtigt feyn kann, 
einlegten, weil fie wähnten, es fey das Verhältniß der 
Ritters und der ehemals gefchloffenen Freigüter zu 
ben Gemeinden, in dem $.47 ber Berf.slirk. nicht genugfam 
gewahrt. — Die Regierung nahm, was freilihd noch zu 
sechtfertigen ſteht, Ruͤckſicht auf diefe arrogirte Standes» 
flimme — und die Gemeindeordnung eridien nicht. — 
Daß es in der Abſicht der Regierung liegt, nicht von ben 
Prinzipien des OrganifationssEdiktes abzugeben, gebt ges 
wiß ganz evident aus den Behauptungen hervor, daß fie 
infallibel! fey und daß den Landftänden nicht das Recht 
zuſtehe, den status quo im Staatshaushalte zu verrücen, 
welche der jegige Hr. Minifterialdireftor Meifterlin in der 
oͤffentlichen Sitzung felbft aufitellte. 

Es verblieb alfo der Regierung die Verpflichtung, auf 
dem Landtage von 1834 abermals einen Entwurf zu dem 
organifchen Gefege der Verfaffung — einer Gemeindeord— 
nung vorzulegen, der zwar umfafjend, aber ungleich illis . 
beraler, wie der erfle ift, und der auch ein ganz neues 
Syſtem binfihtli der Gemeindeverfaffung in fich fchließt, 
was aber der Ausfchußbericht nicht zu loben vermochte, — 
Ein Quartband von 44 Seiten Motiven begleitete. ihn in 
die Kammer, und man fann nit umhin zu befennen, 
daß fie mit vieler Umficht, aber nicht für die Gemeinde 
freiheit und dem $. 42 der VerfUrk. durchaus mwiderfpres 
hend ausgeführt find. Die Gemeinden follen, wie in den 
Ziteln des Entwurfs dargethan ift, überall handeln; aber 
Die Regierung handelt zulegt, und ihrem Willen muß fi 
Die ganze Öemeindefreiheit fügen, wo nicht, fo wird man 
fie gar nicht Handeln laffen. — Diefe Anfoderung berupt theils 
auf der dee, welche die madiavelliftiifhen Theorien und 
die Marimen der franz. Minifter feit Ludwig XIV. be 
gründet und nach Deutfchland herübergefommen find, theils 
auf ber Lehre vom Gtaate, wie fie Hobbes, Filmer 
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v. Haller u. A. vortragen, und wonach die Megierung 
immer etwas außer dem Staat Gegebenes erfcheint, das 
über bemfelben erhaben, wie der Glanzpunkt aller Intelli— 
genz, ſteht. Es würde hiernach die Regierung, fofern fie 
handelt, als der Volonte general in dem. Contrat social 
Rouffeau’s erfcheinen, weile dem Volonte de tous — 
beim unvernänftigen Wollen bes Volkes — entgegen flünde, 
Es ift faſt zu verwugdern, wie felbjt fo tüchtige Zuriften, 
bie im kurh. Minifterium fungiren, vergeflen, woher Die 
Staats» oder Regierungsgewalt flammt. Daß fie, wie.ein 
Gefeg, aus dem ausgeſprochenen Volkswillen hew 
vorgeht — oder fie ifl, wenn man will, der ausgefprochene 
Volkswille felbft, kann fi alfo dur egoiftiihe Vielre— 
‚giererei nicht erlauben, diefen Willen zu beberrfchen. Der 
freie Wille läßt fib nie beherrſchen — es ift großes Uns 
recht an der Menfchheit, wie Neffeln in der würtem: 
bergifhen Kammer 1833 zur Genüge bewiefen — Rotteck 
- und der Portugiefe Suarez Brunco — in der Kortesvers 
fammlung von 1821 — haben Dies noch. deutlicher aus— 
einandergefegt. — Selbſt LZamenais, deffen Paroles d’un 
Croyant man ſo falſch beurtheilt, als fuche er alle Herr; 
fhaft auf Erden zu vernichten, hat den Begriff der Herr 
fcheft des Rechtsgeſetzes, dem ſich der freie Volkswille un» 
terwirft, ummunden ausgeſprochen, der übrigens von allen 
wahren Juriſten fchon lange auf Kathedern gelehrt wird, 
und ihn nicht anzunehmen, bieße den Glauben an Recht 
verwerfen. Diefer Begriff oder die Stimme bes vers | 
nünftigen Nationalwillens barf nicht verwecfelt mer 
den mit jener fogenannten Volksſouverainetaͤt, deren 
Symptomen übertriebene Klagen, Verachtung der Aus 
toritäten, Widerftand und Weigerung der Abgaben find, 
Dur dieſe wird das Volk verblendet und irrgelei- 
tet; aber die Herrfchaft des Rechts , der ſich die Mafle 
ber Guten und Befähigten unterwirft; erfennt das Ber 
bürfniß von Sicherheit und gefeglicher Ordnung, dringt 
auf eine repräfentative Negierung und auf ein Wahlgelep, 
baß alle würdigen und fähigen Bürger neben ber Freiheit 
der Preffe — als dem Palladium des öffentlichen und Pris 
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vatwohls *) — zur Abftimmung berechtigt. Bei biefer Staats» 
verfaffung, die am ehſten im Stande ift, die Wünfche der 
Gefelihaft zu erkennen, und bei der die Organe der Pus 
blieität die Sicherheitsventile der Regierungen find, welche 
die Gefahr anzeigen, fügt man ſich nicht auf den Janha— 
gel oder die Maffe derjenigen, die Wohlgefallen an Un» 
ordnungen und Unruhen haben ober Hoffnungen darauf 
bauen, fondern nur auf Wahrheit und Licht, auf die fort 
fehreitende Stufe der Eivilifation und auf die Bürgfchaften 
gegen die Willkuͤhr und Parteilichkeit. Die Herrfchaft des 
Rechts will nicht Sturz des Königthums, fondern nur Bes 
feftigung beffelben, nicht Wielregiererei, fondern einen 
Willne, Eine Regierung, Ein Staatsoberhaupt. Gie will 
einen erblichen Monardhen, der fi mit der Nation 
identificirt, Eins mit ihr iſt; der frei Handelt und Allen 
befiehlt, Aber nur im Intereſſe des geſellſchaftlichen Körs 
pers und nur im Einverftändniffe der Nepräfentanten des 
Landes, bie er nah Maßgabe ihrer Popularität in fein 
Gabinet zieht. Von der heiligen Achtung die ihn umges 
ben muß, von ber Behauptung feiner Würde, von feiner 
Eriftenz hängt die Ruhe und bas Gluͤck aller Staat: 
bürger ab. 

Kehren wir nun zu den befprodhenen Motiven zurüd. 
Diefe Motive möchten faft merkwuͤrdiger erfcheinen, mie 
ber Gefegentwurf ſelbſt. Man fucht darin das Wefen der 
Gemeinden und den danady fich bemeffenden Zweck eier 
» Gemeindeordnung vorerft zu einiger Klarheit zu bringen. 
Man entwirft alfo ein Bild vom Staate, um ihn aus Fas 
milien, Gemeinden» und Staatsgenoffen entftehen zu lafs 
fen, und verbittet fi gleich vorn hHerein die Neflerion, 
welche eine Abgrenzung des Staatds und Gemeindegebiets 
refultiren könnte. Zn Gegentheil, man fucht zu zeigen, 
wie feinem Weſen nad) das Rechtsgebiet der Gemeinde 


*) Das Uebel, welches ſchlechte Schriften hervorbringen, Tann nur 
durch gute geheilt werden. Daher iſt die vernünftige Preßfreiheit 
— Ueber das wahre Weſen —— vergl. d. Archiv. 
9.2.85 ©. 56-66. 


unter dem Staate ftehe, beide aber nur einen Zweck hät 
ten, welcher dieſe Subordination gebiete. Aber man vers 
wahre fich zugleich auch dagegen, daß in den Gemeinden 
die privatrechtliche Natur vorherrfchend fey, fondern als 
politifche Znflitute bringe man fie in die universitas 
personarum. ine objektive Klaffifizirung, wonach die 
Staats», Kommunals und Privatfachen einfürallemal ge» 
fondert bleiben würden, hält man für unthunlid, und 
alfo unterfuht man den Antheil auf jeder Seite, 
wobei aber die Regierung in jeber Beziehung am bes 
ſten wegkoͤmmt, weil man barauf, eine der NRegierungss 
anſichten angemefjene interpretation des $. 42 der Verf.⸗ 
Urk. provozirt, und hierbei auf das DOberauffichtsrecht der 
Regierung alles Gewicht legt. Es wird mifunter behaup- 
tet, daß die Gewähr für die Wirkſamkeit einer Gemeinde— 
verfaffung in dem Maaße der Staatsauffiht liege, was 
Negativ zugegeben werden muß. Und zum Beweiſe ber 
Fülle von Rechten, melde der auffehenden Gewalt inne 
wohnen follen, läßt der Verf. F. 359 aus Kluͤber's R. d. 
d. B. wörtlich abdruden, ohne jedoch denſelben zu citiren. 
Dann wird auf die Unthunlichfeit aufmerffam gemacht, daß 
Die Landesregierung fih das Auffichtsreht nicht aus den 
Händen ringen laſſe, wodurd fonft status in statu ent: 
ftehe, und die fitr fih abgefchloffenen Gemeinden eine ge» 
fäprliche Autonomie entgegenfegen würden, und alfo die 
f. g. Emancipation der Gemeinden in einen viel fchlimme» 
ten Despotismus umgewandelt werden mögte. — Indem 
alsdann von der Bedeutfämfeit einer Gemeindeordnung 
gehandelt: worden iſt, unterläßt man auch nicht von 
„Landesherrn“ und „Unterthanen“ zu fprechen. Mag 
dies früherhin Courtoiſte geweſen ſeyn, fo find diefe beiden 
Ausdrücke nun wieder ein Beweis mehr für bie Ans und 
Abſicht ber Regierung, als fie ſtets ſehr exakt in ihren 
Ausdrücken if, — Indem man meiter bon der emfigen 
Prüfung des Gegenftandes redet, tadelt man fogar den 
weit liberäleren Entwurf von 1832, und gefteht ein, Daß 
die preuß. Städteotdriung dem jetzigen Entwurfe nicht 
zum Vorbilde gedient habe. Dabei wird aber dennoch auf 
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die unbefhrändte königl. Macht in Beziehung auf bie 
preuß. Städteordnung aufmerkfam gemacht, welche aber in 
dem Eonftitutionelen Kurftaate nicht berricht. Hierbei 
wird aber auch noch ein Klaglied über das preuß. Städtes 
wefen von einem ungenannten preuß. Staatsdiener ange 
füprt, wahrfcpeinlih um das Verlangen nad) jener Städte- 
ordnung etwas zu mäßigen. — Man behauptet auch, daß 
eine der preuß. Städteordnung nacgebildete allgemeine 
Gemeindeordnung für die Stadt- und Landgemeinden 
Kurbeffens Feine dauernde Befriedigung gewähren würde. 
Endlih wird verfihert, daß die Abfiht der Regierung: 
burch diefen ihren Entwurf zuvörderft die wahre (?) Buͤr⸗ 
gerehre wieder zu beleben, zum Leitfaden gedient habe. ꝛc. 

Nach diefer vielfägenden Einrede fuht man in den 
Motiven die einzelnen Zitel und $$. des Entwurfs Eräftig 
zu unterftügen, wobei wirklich feine Dialektik verabfäumt 
worden ifl. — Und was man kaum denfen folltel es wird 
ber Inhalt der SS. einer Eurheif. Sememdeordnung nicht 
felten aus dem juftineaneifhen Gefegbucdye belegt, fatt daß 
man fi auf deutfhe Gewohnheit, Gefege und Verfaſſung 
oder auf die englifchen berufen follte, welche aber abficht- 
lich ignorirt zu feyn feinen. Wenn man aber in den 
Motiven felbft zugeftebt, Daß die. Gemeindeordnung aus 
ber Volksgeſchichte — den ungefchriebenen und gefchriebe 
nen Normen hervorgehen müffe, fo ſcheint es wenigſtens 
nicht fehr vortpeilhaft zu feyn, diefelbe dur Stellen aus 
einem Werke zu unterftügen, worin die abfolute Herrſchaft 
einen großen Triumph feiert. — Wir erlauben uns, bier 
die Stelle L. J. T. I. c. 9 aus dem Codex leyg. Misi- 
goth — „nolumus sive Romanis legibus sive aliis in- 
stitutionibus a modo amplius connexari“ zu citiren, 
welche fait zu gleicher Zeit niedergeichrieben wurden, wie 
Juſtinean's ſchwulſtige Worte: „Nasce igitur leges et 
adorate et observate, omnibus antiquioribus quiescenti- 
bus etc. L. 2. $. 19. C. d. v. i. en (I. 17.). 

Durchgeht man endlid den Entwurf, fo fann man 
nicht umhin, felbft wenn man die refervirte Einwirkung 
der Staatsregierung durch Suspenfion oder Abänderung 
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der Statuten einer Gemeinde — welde fie nach ihrem Er 
meſſen felbft zu entwerfen oder feftzuftelen haben follte, 
wogegen aber der Ausfchußbericht, ſich auf $. 49 der Berfs 
Urf. ftügend, proteftirt — felbft wenn man dieſen Eontras 
rienten Punkt übergebt, kann man doch unmoͤglich umpin, 
denfelben als mit dem $. 42 der Verf.Urk. unvereinbar zu 
erklären, denn es fcbeint ihm bderfelbe nicht zur Grundlage 
gedient zu haben. Es hat die Verfaffer deffelben zu einer, oft 
grundfalfhen, Snterpretation des flaren Wortfinns 
"verleitet, daraus Präjudize für das Bevormundun gsſyſtem 
zu ziehen. Man vergl. z. B. Tit. III. des Entwurfs mit 
der Beflimmung des $. 42 der DBerf..Urf., mo es beißt: 
daß die freie Wahl ihrer Vorftände und Vertreter den 
Gemeinden überlaffen bleibe. Dagegen will der Entwurf, 
daß die Wahl der Vorftände unter der Leitung eines Mit 
gliedes oder Kommiffars des Provinzialregierung oder des 
Kreisrathes oder anftatt deffen, eines zuftändigen Verwal⸗ 
tungsbeamten (etwa von der Polizei?) bezwect werden 
fol (F. 40). Weiter, derfelbe fol dur abfolute Stimmen» 
mehrheit gewählt, wenn aber die Wahl ein foldes Ergeb» 
niß nicht geliefert, hat, fol diefelbe ganz effeftlos feyn, 
und eine neue Wahl vorgenommen werben. Ergiebt ſich 
auch hierbei keine abſolute Stimmenmehrheit, ſoll wieder 
zu einer neuen Wahl geſchritten werden (K. 46.) Und fo 
ifteder Einwirkung der Regierung feine Schranke gelegt, 
bis es ihr nad $. 46 gefälls, „den Vorſtand auf ein Jahr 
felbft zu ernennen. Es wäre Zeitverfhwendung, wenn 
man die hierdurch begangene Injurie gegen den $. 42 der 
Verf.Urk. näher beleuchten wollte. Es erinnert auch über» 
dies eine folche Anfoderung zu fehr an eine ähnlihe Bes . 
flimmung der Wahlen in dem Bürgergarden s Öefege von 
1832 und die bitteren Erfahrungen. Dort beflimmt $. 39, 
Daß die Regiments» und Bataillond» Kommandeure von 
Dem Lanbdesherrn aus drei in der Wahl vorzufchlagenden 
Kandidaten zu beftellen find. Gefällt von diefen dreien 
Keiner, fo muß zu einer anderweiten Wahl vorgeichritten 
werden, und fein Ziel ift’feftgefteht. Nach $. 46 bes 
Geſetzes Hat das Minifterium des Innern die Offiziere zu 


beftätigen,, und nur aus erheblichen mitzutheilenden 
Gründen, kann die Beftätigung verfagt werden, und man 
muß wieder zu einer neuen Wahl ſchreiten. Es iſt aber 
der Fall vorgefommen, daß das Minifterium des Innern 
nicht beliebte, eine Offizierswahl zu beftättigen, und als 
man fi dem 9.35 ber VBerf.-Urf, gemäß bei dem Gefammt- 
Staatsminifterium befchwerte, entſtand zwiſchen diefem 
und dem Minifter des Innern ein Kompetenzfiteit, welcher 
noch nicht entſchieden zu ſeyn ſcheint, wenn gleichwohl, 
F. 111 der Verf.Urk. beftimmt, daß dad Geſammt⸗Staats⸗ 
minifterium über did Befchwerden gegen Minifterialbe 
ſchluͤſſe und über erhobene Zweifel +hinfihrlih der gegen, 
feitigen Kompetenz einzelner Miniflerien zu entfcheiden 
babe. 

Serner follen ($. 49.) die Mitglieder des Gemeinde» 
ausfchuffes in ihren Beruf erſt dann treten, wenn in den 
Hauptfiädten die Negierung der Provinz; und in den übrie 
gen Orten ber Kreisrath oder zuftändige? Verwaltungs: 
beamte die Wahl für gefegmtäßig erklärt haben wird. So— 
dann follen die Amtsvorftände (C. 50.) ganz unbedingt 
von Seite der Regierung beftättigt werden, wobei fie un: 
bedingt über die Bürgerfreipeit ſchalten und walten Füns 
nen. Aber, was dem Ganzen die Krone auffegt, ift, daß 
nad $. 51 der Vorſtand auf unbeftimmte Zeit gewaͤhlt 
werden fol, jedoch fol die Staats- oder Auffihtsbehörbe 
von drei zu drei Jahren eige neue Wahl veranlafien Fön» 
nen. Was für eine Gemeindefreiheit und was für eine 
Bevormundung ! 

Wenn $, 42 der Verf.Urk. den Gemeinden die Be 
fugniß zur Beftelung der Gemeindediener einräumt, mas 
den die $$. 54 u, 55 d, Entm. ihre Beftellung von der 
Betätigung der Regierung abhängig. — Auch beftiimmt 
$. 42 der Verf⸗Urk. ganz ausdrüflih, daß den Gemein, 
den die felbfiftändige Verwaltung der örtlien Einrichtun— 
gen, wie des Gemeindevermoͤgens eingeräumt werden fol. 
Dagegen wollen die $$.71, 82 u.86 d. Entw., daß die bie- 
berige Bevormundung der Negierung auch hier unbedingt 
beibehalten werde. — Die ganze Liberalität beflept in dem 
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Unterſchiede, daß die Magiſtrate ſtatt uͤber 10 Rthlr. hin⸗ 
fuͤhro über 50 Rthlr. ſollen disponiren koͤnnen. 

Iſt es wohl nöthig, weitere Widerſpruͤche des Entwurfs 
mit den ausdrüdlihen Beitimmungen der VerfsUrf. hier ans 
zuführen? Die Stände haben zwar von ihrem verfaffungsmäs 
Bigen Rechte Gebrauch gemadt, und die Verfaffungs» 
Widrigkeiten emendirtz aber, ba dies die Anficht der 
offenen Erklärung der Regierung durch den Hrn. geh. 
Rath Haffenpflug geradezu umftößt, fo waltet die 
größte Wahrfweinlichkeit ob, daß diefes, wenn auch noch 
ſo ſehnlichſt im Lande gewuͤnſchte Geſetz, nicht zu Stande 
kommen wird — und das wird ein Gluͤck für das konſti⸗ 
tutionelle Eyftem und das bürgerliche Leben ſelbſt ſeyn. 
Nur das, was mit der Heiligkeit der Verf.Urk. übereins 
ftimmt, Tann dem Lande frommen. — Das Gegentheil ift 
ftets verwerflid. In diefer Wahrheit beftehet das ganze 
Geheimniß einer repräfentativen Regierung, welcde die 
Pflicht Hat, dem gejellihaftlihen Körper nah Maßgabe 
des Grundvertrags zu Dienen, wie diefer ihr dient. 


Zur Sefeßgebung des deutfchen Bundes. 
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Beſchluß, 


Umtriebe durch Verfertigung von „Petitio— 
nen’ und „Proteſtationen“ gegen die von 
ber Öefammtheit des Bundes im Intereſſe 
ber inneren Ruhe und gefegliden Ordnung 
gefaßten Bundesbefchlüffe betreffend, vom 
9. Aug. 1832. XXIX. Sigung. $. 288. 


Aus Beranlaffung der, den öffentlichen Blättern 
zufolge, in einigen Bundesftaaten bemerkbar gewordenen 
Umtriebe, durd Verfertigung von Petitionen und Proteftas 
tionen gegen die von der Gefammtheit des Bundes im 
Intereſſe der inneren Ruhe und gefeglihen Ordnung ges 
faßten Bundesihlüffe die Stimmung aufzureizen und das 
Unfehen des Bundes und der einzelnen Regierungen zu 
Ihmälern, wurde auf Präfidialantrag 

befdhloffen: \ 

. Da Proteftationen, Petitionen und Adreffen gegen bie 
neueften Beichlüffes, wie folde in einigen Bundesftaaten 
vorgefommen find ; nur als Beftrebungen angefehen wers 
den fünnen, die Regierungen zu veranlaffen, fi von Ber: 
pflihtungen loszufagen, welche fie dur die Grundgefege 
bes Bundes übernommen und meuerlich bekräftigt haben, 
und mithin in ifolden Verſuchen Die ahndungsmwürdige 
Abſicht nicht zu verkennen ift, die Regierungen mit dem 
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Bunde in Zwieſpalt zu bringen und ihre durch die Bundesver⸗ 
faſſung garantirte Autoritaͤt zum Bunde zu laͤhmen; ſo ſpricht 
die Bundesverſammlung die zuverſichtliche Erwartung aus, 
daß die Regierungen, in deren Staaten derlei Akte der 
Auflehnung gegen die im Staats-Oberhaupte vereinigte 
Staatsgewalt ſich ereignen, gegen die Urheber und Vers 
breiter folder Proteftationen, Petitionen und Wdreffen die 
Unterfucpung einleiten und nah den Gefegen verfäpren 
werden, 


2, 


Beſchluß, 


über bie Modalität der „Penſionszahlung“ 
an die Ritter des „deutfhen Ordens.’ (Neck. 
des Srhrn. v. Wöllwarth.) Bom 23. Aug. 1832. 
XXXI. Sitzung. $. 3%. 

1) Die Fragen über das Wscenfionsreht der deutſchen 
Drdensritter und den Anfangstermin der von ib» 
nen anzufprehenden Penfionen unterliegen der uns 
mittelbaren Enticeidung der hohen Bundesverfamms 
lung. 

2) Die Bundesverfammlung erkennt Fein Ascenſions⸗ 
recht an, 

3) Der Deutſchordens-Commenthur, Freiherr v. Wöllwarth, 

hat ſonach fein Ascenfionsrecht auf die Commende Ber, 
gen, fondern nur eine nad den Revenuͤen der Eoms 
mende Weddingen, in deren Beflg er geweien, zu 
beflimmende Penfion anzuſprechen. 

4) Der Unfangster min der von ihm anzufptechenden reichs⸗ 
Deputatiohssreceßmäßigen Penfion von Weddingen ift 
der Tag der Unterzeichnung ber deutfchen Bundesafte, 

5) Der Bevollmäcdhtigte des Freiherrn von Woͤllwarth 
wird von diefem Befchluffe in Kenntniß gefegt. 
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Ä 3. 
Defdhluß, 
wegenDBerpflegung von Hülfstruppen zur Wies 

derherſtellung der ffentlihen Ruhe, vom 23. 

Auguft 1832. XXXL Sitzung. (Unter 2.) 

Saͤmmtliche Gefandefchaften vereinigten fib mit den 

Kommiffionsanträgen zu dem 
Befhluß: 

Wenn in Folge einer vom Bunde an eine Regierung 
ergangenen Aufforderung, oder auf Requifition der Regies 
rung eines Bundesftaates, Hülfstruppen zur Wiederhers 
ftellung der Öffentlichen Ruhe jn einen Bundesſtaat abge, 


- fendet werden, fo haben diefe, da wo fie einrüfen — uns 


befchadet des ihrer Negierung nad dem Artikel 14 der. 
Grecutionsordnung außerdem noch zuftehenden Erfages der 
zu liquidirenden Koften — Cinquartirung und Naturals 
‚verpflegung zu erhalten, und die Hülfe enipfangende Res 
gierung hat dafür, daß die Cinquartirung und Naturals 
verpflegung nach dem Meglement des Hülfe leiftenden 
Staates gehörig erfolge, Sorge zu tragen. 


.— 


4. 


Beihluß, 


über „Benachrichtigung“ ber Bundesverfamms 
lung vomallen „revolutionairen Berfuden 
oder Umtrieben‘, von deren Unterfubung 
und Beftrafung; vom 233. Auguft 183. XXXI. 
Sigung. '$. 333. 
Saͤmmtliche Geſandtſchaften vereinigten fih mit den 
Anträgen der Kommiſſion; daher 


Beſchluß: 
Saͤmmtliche hoͤchſten und Hohen Bundesregierungen, 
in deren deutſchen Bundesſtaaten neuerlich revolutionaire 
Verſuche gemacht worden ſind, oder Umtriebe ſtattgefunden 
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haben, um die Kraft bes Bundes und ber Bundesregie- 
sungen zu lähmen und ihre Würde berabzufegen, werden 
aufgefordert, Die Bundeöverfammlung davon, fo wie von 
dem Refultate ber desfalls angeordneten Unterfuhungen 
und von der Beftrafung der Schuldigen in die geeignete 
‚Kenntniß zu fegen und AR darin zu erhalten. 


5. 
Beſchluß, 
wegen Sicherſtellung der Rechte ber Schrift— 
ſteller und Verleger gegenden „Nachdruck,“ 
in Folge des Artikels 134) der deutſchen Bun⸗ 
desakte, vom 6. September 1832. XXXIII. Siʒ- 
zung. $. 361. | 

Um nach Artikel 184 der deutſchen Bundesakte Die Rechte 
ber Epriftftieler, Herausgeber und Verleger gegen den 
Nachdruck von Gegenftänden bes Buchs und Kunfthans 
dels ficher zu fielen, vereinigten ſich die fouverainen Fürs 
fien und freien Staͤdte Deutſchlands vorerft über: den 
Grundfag, daß bei Anwendung der gefeglichen Vorſchrif— 
ten und Mäßregeln wider den Nahdruf, in Zukunft 
der Unterſchied zwifchen ben eigenen Unterthanen eines 
Bundesftaates und jenen der übrigen im deutfchen Bunde 
vereinten Staaten gegenfeitig und im ganzen Umfange 
des Bundes in der Art aufgehoben werben fol, daß die 
Herausgeber, Verleger und Schriftſteller eines Bundes, 
ſtaates fih in jedem andern Bundesftaafe des bort gefeh» 
lich beftehenden Schutzes gegen den Nachdruck zu erfreuen 
haben werden. 

Die hoͤchſten und hohen Regierungen werden die zur 
Vollziehung dieſes Beſchluſſes noͤthigen Verfuͤgungen er— 
laſſen, wie dieſes geſchehen, fo wie Überhaupt von- den ges 
gen den Nachdruck beftehenden Gefegen und Anordnungen 
binnen zwei Monaten der Bundesverfammlung Mittheis 
lung machen, 


VI. Band, 28 Heft, Be: 
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| Beſchluß, 

„Mittheilung der Verhandlungen der Staͤnde— 
Berſammlungen“ an die in Folge bes Arti— 
kels IV des Bundesbefhluffesvom 8 $uni 
1832 ernannte Kommiffion betreffend, vom 
29. Rovember 1832. XLV. Sigung. $. 526. 

Prafidium Da gegenwärtig in dem Großherzog, 
thume Sachfen- Weimar die Landftände verfammelt feyen, 
fo werde die großherzogliche Regierung nad Urt. IV. des 

Bundesbefchktuffes vom 28. Suni d. %. um Mittheilung 

ber ftändifhen Verhandlungen an die betreffende Bundes» 

tags-Kommiffion zu erſuchen -feyn, womit auch zugleich 
ſchon jeßt. Das allgemeine Erfahen an fämmtlihe Regie 
sungen zu verbinden feyn. dürfte, die Verhandlungen ihrer 

Stände jedesmal, fo oft ſich legtere verfammelten, ber 

Bundesverfammlung mitzutheilen. 

Unter Buftimmung zu biefem Antrage wurbe 

befhloffen: 

Die Großperzoglih Sarhfen » Weimarifhe Regierung 

wird zur Mittheilung der Verhandlungen ihrer gegens 

wärtig verfammelten Stände an die in Gemäßheit des 

Art IV. des Bundesbefchluffes vom 28. Juni ernannte 

Bundestags Kommiffion aufgefordert, und hiermit zus 

gleich | 

[bon jegt das Erfuhen an fämmtlihe Regierungen 

verbunden, die Verhandlungen ihrer Stände jedesmal, 

fo oft fih lettere verfammeln werden, Der eben er- 
mwähnten Kommiſſion durch ihre Geſandtſchaften mit- 
zutheilen. 


1 
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Beſchluß, 
über Die Befugniß der „Austrägal-Gerichte“ 
zur&rlaffungvon„unbebingtenMandaten,“ 
vom 28. Februar 1833. VII Sigung. $. 70. 
1) Ein Austrägal- Gericht fann zwar mit unbedingten 
Mandaten, wenn über Neuerungen während der 
Rechtspängigkeit einer bei demfelben im gerichtlicher 
Verhandlung ftehenden Streitfadhe geklagt wird — 
vorausgefegt, daß an den Erforberniffen zu einer 
Derfügung diefer Art in anderer Beziehung kein Mans 
gel erſcheint — vorfchreiten, jedoch hat fih das Ge 
sicht hierbei der Androhung von Geldftrafen zu ents 
halten und die Veranlaffung der Vollſtreckung des 
auf das erlafiene Mandat ergebenden, an die Buns 
besverfammlung einzufendenden, fchließlichen Erkennt, 
niffes dieſer lediglich zu überlaffen. 

2) Die Gefandtfhaften derjenigen Regierungen, beren 
oberfte Gerihtshöfe dermal als Austrägal-Gerichte ber 
ftelt find, werden erfucht, ben gegenwärtigen Befchluß 
an diefe Gericptöpöfe zu ihrer Darnapahtung gelan⸗ 
gen zu laffen. 


3 * 


Zur kirchlichen Gefeßgebung, 
die im Jahre 1830 und 1831 in den verſchiedenen Staaten 
Deutfchlands von den weltlichen und geiftlihen Gemwalten er: 
taffene, in das Kirchenrecht einfchlagende, Verordnungen und 
Gefegeskraft habende Verfügungen. 


(Kortfegung.) 


— ç———— 


Kaiſerthum Defterreid. 
F 1. 
—Inſtruction 
für die Superintendenten der Kirchengemein— 
den Augsburgifher und Helvetifher Confeſ— 
fionin den £. k. Öfterreihifhen deutſchen, 
böhmiſchen und galizifhen Provinzen”. 
Art. 1. 
- Bon dem Amte der Superintendenten überhaupt und dem 
Umfange ihrer Pflichten. 
. $. 1. 
Die Superintendenten haben überhaupt die Aufficht 
über die Religions-Mlebung und die dazu gehörigen Ans 


ftalten und Perfonen über den öffentlihen religiöfen Unr 
terricht in Bethäufern und Schulen, über die Einrichtung 


*) Diefe Inftruction ift von der k. k. Hofkanzlei im Einverftändniffe 
mit der k. k. Studien= Hoflommiffion an bie nieder » öfterreichifche 
Regierung am 26. Sanuar 1830, an bie übrigen gänderftellen 
aber am 28, Sanuar 1831 erlaffen worden, 
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und Ordnung des Öffentlihen Gottesdienftes, über den Le— 
benswandel und bie Amtstreue der Prediger und Schul— 
lehrer, über die Verwaltung des kirchlichen Eigenthums, 
und die zu den gottesdienflichen Anſtalten erforderlichen 
Ausgaben, und überhaupt Über die ganze Verfaffung der 
einzelnen Gemeinden, in Anfehung des Religions-Zuftans 
des ın den ihnen angemwielenen Didcefen zu führen. Man 
erwartet von. ihnen in allen Pflichten ihres Amtes die 
firengfte Gewiffenhaftigkeit und die puͤnktlichſte Beobach⸗ 
tung und Kundmadhung aller landesherrlihen Verordnun— 
gen, die fowohl über das ganze Zoleranzwefen, als aud 
über befondere Fälle bereits ergangen find, oder noch Eünfs 
tig ergeben werden. 


2% 

Mit diefer allgemeinen Aufficht find noch einige andere 
Verrihtungen verbunden, die die Superintendenten vers 
möge ihres Amtes in ihren Didcefen zu Übernehmen has 
ben: das Eramen der Kandidaten bes Predigtamtes und 
der Schullehrer in Bezug auf ihre Religionskenntniffe, die 
Ordination und Snftallation der Prediger, in fo fern fie 
ihnen von dem Conſiſtorium aufgetragen werden, die Dir 
fitation der Gemeinden und die Einweihung neuer Bet 
bäufer. 


$. 3. 


Da es eine Hauptpfliht eines Vorgefegten ift, benen 
bie feiner Auffiht anvertraut find, mit einem guten Bei- 
fpiele vorzuleuchten, fo wird ſich auch jeder Superintendent 
beftreben, ſowohl in allen Pflichten der chriftliden Rechts 
ſchaffenheit als auch insbefondere in den Pflichten eines 
gewiffenhaften Predigers und Seelſorgers den Predigern 
feiner Didcefe ein belehrendes und ermunterndes Beifpiel 
zu geben, auch feinen untergebenen Paftoren mit aller 
riftlichen Liebe und Sanftmuth zu begegnen. Das Eons 
fitorium wird daher deſto forgfältigere Aufmerkſamkeit auf 
Die Umtsführung und den Wandel des Superintendenten 
richten, je wichtiger der Einfluß feines Betragens auf m 
ganze Didcefe ift.- . 
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Damit aber die Superintendenten in allen Stüden 
ihres Amtes ausführlichere und beftimmte Regeln haben, 
nad denen fie fih in vorkommenden Fällen richten fönnen, 
fo ift diefe Inſtruction auf alle erwähnte Theile ihres Am⸗ 
tes eingerichtet. % | 

g 4 


Jeder Guperintendent hat aber auch zur genauen 
Ueberſicht der ganzen Inſtruction ein genaues Tagebuch 
von allen Amtsvorfaͤllen zu halten, ſo, daß dieſes Buch 
eine zuſammenhaͤngende Geſchichte ſeiner Amtshandlungen 
ausmache. 

Gleichfalls hat er ſich ein eigenes Buch zu halten, 
worin alle landesherrlichen Verordnungen, die den poli⸗ 
tiſch⸗kirchlichen Zuſtand betreffen, eingetragen werden. 


Art. I. 
Bon der Aufſicht uͤber die Religions⸗Uebung, den oͤffentlichen Got⸗ 
tesdienſt und den Religions-Unterricht in Kirchen 
und Schulen, 
u 4. Ä 

Die Euperintendenten haben zuvörderft über die Reis 
nigfeit und dem übereinftimmenden Vortrag der Neligionss 
lehre in Betpäufern und Schulen, nach dem Inhalte der 
heiligen Schrift und den fombolifhen Büchern der evans 
gelifch » veformirten (evangelifch - augsburgifchen) Kirche zu 
wachen, 

In Anſehung ber Prediger haben fie dahin zu fehen, 
baß fie in ihren. Öffentlichen Dorträgen durch neue Mei: 
nungen und Leprfäge, Die dem öffentlichen Bekenntniffe 
entgegen find, Leine Verwirrung ftiften, oder durch uns 
fruchtbare Spekulationen die Zeit nicht unnüg verderben, 
fondern die Glaubens- und Sittenlehren des Chriſtenthums 
ohne alle Zufäge, ohne alle unnüge Terminologie, in 
einer allgemein faßlichen, verſtaͤndlichen Sprade, rein und. 
lauter, auferbaulih und zwedmäßig vortragen. . 

In den Schulen ihrer Diöcefe Haben fie darauf zu fer 
den, Daß die Prediger und Schullehrer den Religions;Un; 
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terricht nach dem zu feiner Zeit eingeführten, und vom 
Gonfiftorium gebilligten Lehrbuche ertheilen. 
$. 2. 
Sie müffen ferner darauf fehen, 

1) daß die Außerliche oͤffentliche ReligionssUebung genau 
nad den Vorfchriften der Toleranz » Verordnung eins 
gerichtet, und die in der Abſicht allerhoͤchſt ertheilten 
Sreiheiten nicht Üüberfchritten werden; 

2) daß der öffentliche Gottesdienft in allen Gemeinden 
nach der 'allgemein eingeführten und fanctionirten Li— 
turgie gleihförmig eingerichtet und gehalten werde. 
Wenn die befondere Befchaffenneit der Umftände in 

diefer oder jener Gemeinde eine Abänderung nothwendig 
machen folte, fo haben fie diefes dem Gonfiftiorium anzu» 
zeigen, und. von demfelben darüber weitere Daniien zu 


erwarten. 


$. 3. 

Da es bie Erfahrung in andern Ländern gelehrt hat, 
wie viel Nachtheil für die Religion felbft, für den öffent 
lichen Gottesdienft und für die bürgerliche Ruhe, aus Pris 
vat:Berfammlungen mehrerer Familien unter dem Vor⸗ 
wande einer befiern und größern Erbauung entftehen koͤnne, 
fo haben die Superintendenten forgfältig "zu verhüten, daß 
dergleichen Privat »- VBerfammlungen: in ihrer Didcefe nicht 
einreißen mögen, und davon, menn fie fi Doch ereignen, 
alle Mal die Anzeige an das Conſiſtorium und unter 
Einem aud an das Kreisamt zu machen. 


$. 4 


Die Superintendenten haben ihre Aufmerkfamkeit auch 
auf diejenigen zu richten, die die Ruhe und Ordnung des 
öffentlichen Sottesdienftes muthwillig und boshafter Weife 
fören, durch freche Spöttereien, Gottesläfterungen, durch 
Verbreitung ſchaͤdlicher, feelenverberbliher Irrthuͤmer, 
Schaden, Zerrüttung und Nachtheil ftiftenz; bei ſolchen 
haben fie erft felbft ernftliche Vorſtellungen zu verfuchen, 
und wenn dieſe ohne Wirkung feyn follten, fo haben fie 
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ſolche dem Eonflftorium, wie auch unter Einem den Kreis, 
ämtern anzuzeigen. 
| 5. 5 

Damit die öffentlihe ReligionssUebung bei. allen Ges 
meinden genau den allerhöchften Zoleranz-Drdnungen ges 
mäß fey, follen die Superintendenten Eorge tragen, daß 
bei einer jeden Gemeinde fih nicht allein die allgemeinen 
Zoleranz- Ordnungen, fondern auch zugleich alle befondern, 
das Kirchenwefen der Augsburgiſchen (Helvetiſchen) Con— 
feſſtons⸗Verwandten betreffenden — Verordnungen 
befinden moͤgen. | 

$. 6. 

Sollte die eine oder die andere Gemeinde in Ausuͤ— 
bung der verliehenen Freiheit des öffentlichen Gottesdien» 
ſtes und der Öffentlihen Religions » Uebung verordnungss 
widrig gehindert oder gekränft werden, fo haben die Sur 
perintendenten davon Bericht an das onfiftorium abzu— 
ftatten, welches dann sine DANN an die Behörde 
befördern wird. 

J—— 

Wenn die Errichtung einer Schule an einem Orte 
nothwendig ift, und der betreffende Senior die Erlaubniß 
hierzu bei dem Kreisamte nicht erwirfen könnte, fo hat ſich 
der hiervon in Kenntniß gefegte, und um feine Mitwirs 
fung angegangene Superintendent in der Sache an die 
Landesftelle, oder recursmweife an das Eonfiftorium zu wen» 
den, damit diefes deßhalb bei der höchftien Behörde ein» 
fchreite. 


Art. IH. 
Don der Auffiht über Prediger und Schullehrer. 


1 
Die Aufficht der Superintendenten uͤber Prediger. und 
Schullehrer muß ſich theils auf ihre Amtsfuͤhrung, theils 
Auf ihren uͤbrigen Lebenswandel erſtrecken, inſofern ders 
ſelbe Einfluß auf den Zweck ihres Amtes hat. 
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Mas die Amtsführung der Prediger betrifft, fo müf- 
fen die Euperintendenten ihre ganze Aufmerffamfeit dabei 
auf alle Theile derfelben richten, und dahin fehen, daß fie 
alle Pflichten, ſowohl der allgemeinen, als der befondern 
Geelforge, mit Fleiß, Eifer und Zreue erfüllen. 

1) Muß ihre Aufmerkfamkeit auf die Predigten und oͤf— 
fentlihen Vorträge gerichtet feyn. 

Um davon :eine möglihft genaue und fichere 
Kenntniß zu erhalten, follen die. Superintendenten 
nit allein bei der Viſitation jeden Prediger über 
einen aufgegebenen Zert eine Predigt halten, fondern 
ſich auch die Eoncepte aller gehaltenen Predigten vors 
zeigen laffen. Auch haben fie die Befugniß, von ih— 
ren Prebigern nad ihrem Gutbefinden von Zeit zu 
Zeit einige ausgearbeitete Predigten zur Durchſicht zu 
verlangen. 

Sie müflen das Fehlerhafte im Vortrage ſorg— 
fältig bemerken, und ihnen zur Verbeſſerung deffelben 
Anweifungen, Rathſchlaͤge und Ermahnungen geben. 

Wenn vom Eonfiftoriam mit höchfter Bewilligung 
gewiſſe allgemeine Buß⸗ und Bettage oder Danffejte 
beſtimmt werden, fo haben die Superintendenten den 
Predigern ihrer Didcefe die Terte zur Predigt, wenn 
dieſes nicht zugleid vom Eonfiftorium gefchieht, zu bes 
flimmen und anzuzeigen. 

2) Die Katedhifationen verdienen, als eines ber wichtige 
ftien Stüde des Hffentlihen Unterrichtes, eine vorzuͤg— 
lihe Auffiht. Die Superintendenten haben daher 
Sorge zu tragen, daß diefelben fo oft und fo zweck—⸗ 
mäßig als möglich im jeder Gemeinde eingerichtet wer: 
den. Gie haben daher das Fatechetilche Zalent eines 


jeden Predigers zu prüfen, und ihm über Die beſte 


und zweckmaͤßigſte Einrichtung derſelben Vorfchläge zu 


ertheilen. Zugleich müffen fie dahin fehen, daß bie . 


Prediger nicht allein im Bethaufe unausgefegt jeden 
Sonntag, und wo es feyn fann, aud an einem Wo⸗ 


* 
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chentage, öffentlihe Katechiſation halten, fondern auch 
die Schulen ihrer Gemeinden fleißig beſuchen, die Zur 
gend Eatechifiren, und dem Schullehrer dazu Anleitung 
geben. 

3) Außer diefen beiden Arten bes öffentlichen Religions. 
Unterrichtes, follen die Superintendenten in ihrer 
Didcefe noch eine dritte Art des Unterrichtes, die bibs 
liſchen Vorleſungen, einführen. Es müffen naͤmlich 
die Bücher der heiligen Schrift, befonders des neuen 
Zeftamentes, der Gemeinde vom Prediger vorgelefen, 
der Wortverftand kuͤrzlich und faßlich erklärt, und zur 
nügliden und heilfamen Erbauung angewendet wer: 
ben. Die Superintendenten haben über die. zweckmaͤ—⸗ 
ßige Einrihtung biefer Vorlefungen ihren Predigern 
befondere Vorſchriften zu ertheilen. 

4) Serner haben die Superintendenten darauf zu ſehen, 
ob die Prediger bei der Verwaltung der Taufe und 
des Abendmahles bei der Unterweiſung der Confir⸗ 
manden, bei Beſuchung der Kranken, auch mit Fleiß 
und Gewiſſenhaftigkeit ihrem Amte ein Genuͤge thun. 
Sie haben beſonders dahin zu wirken, daß die zu 
confirmirenden Kinder gehoͤrig unterrichtet und zur 
Confirmation vorbereitet, auch zu derſelben vor dem 
vierzehnten Jahre nicht ohne hoöͤchſt trifftige Gründe 
zugelaſſen werden. Ferner iſt darauf zu ſehen, daß 
die Paſtoren ein ordentliches Confirmanden⸗-Verzeich⸗ 
niß mit Hinzufügung der Namen ihrer Ueltern führen. 

5) Die Superintendenten follen ferner genau unterfuchen, 

ob die Prediger der Gemeinden eine vollftändige 

Sammlung von allen Zoleranzg» Verordnungen haben, 

und Diefelben genau befolgen: ob fie bei Zaufen, 

Zrauungen und Sterbefällen dasjenige puͤnktlich beob— 

achten, was allerhoͤchſten Ortes vorgefchrieben. ift, von 

diefen Umtövorfällen ein genaues Verzeichniß ‚Halten, 
und den Anwachs der Gemeinden richtig bemerken. 

Nachdem die evangelifhen Paftoren in Folge allerhöds 

fter Entſchließung vom 20. November 1829 von nun an 

die Zaufr, Trau⸗ und Beerbigungd-Matrikeln felbit zu 
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führen ‚haben, fo haben die Guperintendenten und 
Senioren, ald Vorſteher der evangeliſchen Seelforger, 
bei ihrer Bereifung über die genaue Befolgung der 
vorgefchriebenen Normalien in Hinficht der Führung 
und Ausftellung Diefer Zaufr, Trau⸗ und Beerdigungss 
Matrikeln zu wachen, und wird denfelben eingefchärft, 
aller Orten auf die genaue Beobachtung mit allem Nach» 
drude zu dringen. 

7) Sie find fhuldig, wenn die Prediger in vorfommens 
ben bedenklichen Amtsfällen ihren Rath und ihre Ber 
haltungs⸗Vorſchriften verlangen, ihnen biefelben uns 
geſaͤumt nach. ihrem beſten Vermögen zu ertheilen, 
und wenn bie Fälle von der Art find, daß fie felbft 
für fih nicht zu entfcheiden und zu beſtimmen wagen, 
fi ſogleich weiter bei dem Eonfiftorium Raths zu ers 
holen. 


9. 3. 


Der Lebenswanbel der Prediger, in fo fern derielbe 
Einfluß auf den Zweck ihres Amtes bat, ift das andere 
wichtige Stuͤck, worauf die Auffiht des Guperintendenten 
gerichtet feyn muß. Es ift aber dabei nicht allein auf das 
ganze fittlibe DBetragen der Prediger überhaupt, ſowohl 
gegen alle Glieder der Gemeinde, als gegen ihre Vorges 
fegten, fondern auch vorzüglih auf ihr Verhalten gegen 
andere Glaubensverwandten Rüdfiht Izu nehmen. Dem 
Guperintendenten liegt ob, die Prediger dringend zu ers 
mahnen, in allen Verhältniffen durch ihren ganzen Wan» 
del den Ehriften ein leuchtendes Beifpiel zu geben, und 
auf alle Art au dahin zu wirken, daß da, wo Augsburs 
gifhe und Helvetifhe Confeffionsverwandte mit und neben 
einander wohnen, Friede und Eintracht aufrecht erhalten, 
und wenn fie gegenfeitig ihre Kirchen» und Sculanftalten 
benügen, die defhalb eingegangenen Verpflihtungen red» 
lih und pünktlich erfület werden. 

Wenn jemand durh feinen Wandel Xergerniß und 
Anftoß giebt, fih aus blindem Religionseifer und unduld» 
famer Gefinnung gegen die Glieder einer andern Kirchen» 
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gefelichaft vergeht, fo follen bie Guperintendenten dem⸗ 
felben zuerft ernfllihe Ermahnungen und Verweiſe geben, 
und wenn feine Beflerung erfolgt, einen ſolchen unmwür; 
digen Lehrer dem Conſiſtorium und zugleich dem Kreis, 
amte anzeigen. 

Es kommt nur dem Eonfiftorium zu, die in diefen Zäls 
len angemeffenen Strafen zu. beftimmen, und haben die 
Superintendenten diefelben nicht ohne ausdrüflihen Aufs 
trag des Conſiſtoriums auszuüben, außer daß ihnen .bei 
wichtigen ärgerliden Vergehungen im Notbfalle die Bes 
fugniß ertheilet wird, den Prediger, der fih dergleichen 
fhuldig gemadt hat, vorläufig von der Ausübung feines 
Umtes zu fuspendiren. 

Da nicht allein das DBetragen bes Prebigers für feine 
Perſon, fondern auch das Betragen feiner Familie auf 
den Zweck feines Amtes, ganz vorzüglich nach der Lage der 
Gemeinden in den hiefigen Landen einen wichtigen Eins» 
- Fluß Hat, fo haben die Superintendenten die unter ihrer 
Inſpection ftehenden Prediger zu ermahnen, auf den or 
dentlihen und anftändigen Wandel ihrer Samilie auf’s 
genauefte zu fehen, damit durch deren tadelhaftes und auf— 
fallendes Betragen, theild den Gemeinden felbft, theils ans» 
dern Glaubensverwandten Fein Aergerniß gegeben werde. 


$. 4. 


Da es zum Beten der Religion fehr nothwendig ift, 
baß Die bereits im Amte ftehenden Prediger in ihrem Stus 
diren feinen Stilftand maden, fondern fo viel fie Zeit 
und Hülfsmittel Haben, fih durch Vermehrung ihrer Kennt» 
niffe immer brauchbarer und geſchickter für ihr Amt zu 
bilden fuchen follen, fo ift die Pflicht der Superintenden» 
ten, ihnen auch dazu, fo viel die Umftände geftatten, Gele 
genheit, Aufmunterung und Antrieb zu verfchaffen. Zu 
dem Ende follen die Superintendenten 

1) den in ihrer Didcefe befindlichen Predigern jährlich 
gewiffe Thefes aus dem ganzen Umfange ber theologis 
ſchen Wiſſenſchaften mittheilen, über welche fie bald 
längere, bald kürzere Abhandlungen an fie einzuſchicken 
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haben: Jedoch muͤſſen die Prediger dabei auf ihr 
Gewiſſen verfihern, daß ſolche Ausarbeitungen von 
ihnen felbft abgefaßt find. 

2) Wird dem. Superintendenten aufgetragen, dahin zu 
fehen, ob nicht die Fortfegung des Stubierens und 
die Beichäftigung mit den Wilfenfchaften den Predi⸗ 
gern ihrer Didcefe durch die Errichtung einer Lefeges 
ſellſchaft, in welcher die beiten und: braudbarften 
Schriften und Journale circuliren, erleichtert werden 
fönnte. | | 

3) Haben fie den Predigern ihrer Didcefe bekannt zu mas 
hen, daß es ihnen frei fieht, Bemerkungen, Beobe 
achtungen und Natbfchläge, die auf die zweckmaͤßigere 
Einrichtung des Kirchenweſens abzielen, den Super 

. Antendenten mitzutheilen, weldye diefe aledann, wenn 
fie eine ‚nähere Erwägung verdienen, dem Eonfiftorium 
vorzulegen haben, | 

4) Auch haben die Guperintendenten und Senioren bei 
jeder. ſchicklichen Gelegenheit die Prediger 'vor folchen 
irrigen und ſchaͤdlichen politifhen Meinungen und 
Heußerungen, die ihre Gefinnung verbächtigen würden, 
und vor Uebertretung jener hoͤchſten Verordnungen zu 
warnen, die fih auf den Verkehr mit auswärtigen, 
verbotenen Gefellfchaften beziehen. 

5) Auf Schriften, die zur religiöfen Schwaͤrmerei verleis 

ten Eönnten, oder abgefhmacten, myſüſchen und ver: 
derblichen Inhaltes find, haben die Euperintendenten 
Acht zu haben, damit fie nicht in den Gemeinden ver, 
breitet werden und Unpeil ftiften. — Sind ſolche Schrif> 
ten im Umlaufe, fo. ift hierüber an die politifhe Bes 
hörde und an das Eonfiftiorium Bericht zu erflatten. 


$. 5. 


Die Schulleprer find ſowohl in Anfehung des Relis 
gions⸗Unterrichtes, als auch ihres fittlihen Lebenswandels 
der Dberauffiht des Guperintendenten unterworfen. In 
Anfepung des Neligions-Unterrichtes ift darauf zu fehen, 
daß der Schullehrer Feine Lehrbücher nach feinem Gutdüns 
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Een einführe, fondern das ihm Vorgeſchriebene zum Grunde 
lege, und den. Unterricht darnach zwedmäßig ertheile, daß 
die Religion der Jugend nicht blos Sache des Gedaͤcht⸗ 
niffes, Tondern des Berflandes und bes Herzens werbe. 
Was die übrigen LKehrgegenftände, ben methodum. do- 
cendi und Die Snfpieirung und Leitung des deutfchen 
Bolksſchulweſens betrifft, fo haben diefelben -fih nach den 
dießfaͤlligen, in der politifden Berfaffung ber 
dDeutfhen Schulen u..f. mw. enthaltenen allerhoͤchſten 
Verfügungen zu benehmen, und befonders die durch das 
hohe Studien» Hoffommiffions » Dekret vom 6. März 1820 
intimirte allerhöchfte Verordnung genau zu beachten. 


—Bei erfolgtem Zobesfalle eines Predigers hat der Sus 
perintenbent fogleich die Vorkehrung zu treffen, daß die 
Eircular-Predigten. und übrigen actus ministeriales unter 
die benachbarten Prediger feiner Inſpection bis zum Ab» 
laufe der Wittwem Gnadenzeit (welche in dem Halbjährigen 
Genuffe ded salarii fixi und anderer Uccidentien befteht), 
falls eine: anderweitige Belegung der Vacanz binnen fols 
cher: Zeit nicht erfolgen ſollte, ordentlich vertheilet, verriche 
tet, alles Erforderliche beforget, und foldyes den Paftoren 
dur ein Girculär intimirt und deſſen genaue Befolgung 
an das Gonfiftorium angezeigt werbe, Wobei die Superin⸗ 
tendenten auchsbafür zu forgen haben, daß des verftorbe- 
nen Paſtors Wittwe oder. Kinder bie Einkünfte richtig und 
ohne eigenmächtige Verkürzung gereichet werde, 

Ganz vorzüglich haben die. Superintendenten darauf 
zu fehen, daß die erledigte Paftorate möglichft bald und 
zwar mit gehörig ‚gebildeten, tüchtigen und rechtfchaffenen 
Individuen wieder befegt werden. Sie haben dabei jedoch 
ohne den Gemeinden irgend Jemanden zum Prediger aufs 
dringen zu wollen, ihnen bei der Kandidirung folder In⸗ 
Dividuen-mit gutem Rathe beizuflehen, und wenn binnen 
3 Monaten eine erledigte Predigerftelle noch nicht wieder 
befegt feyn follte, die betreffende Gemeinde über die Urs 
fache hiervon zu vernehmen und darüber an das Conſiſto⸗ 
rium Bericht zu erftatten. 


in: BR 


Art. IV. 
Bon dem Verhaͤltniſſe zwifchen den Superintendenten und Senioren. 


F $. 1. 

Den Superintendenten find die Senioren untergeords 
net, welde die Subinfpection zu beforgen, auch, bei zu 
weiter Entfernung der Superintendenten von ihrer Diöcefe, 
deren Stelle zu vertreten haben. 

Nach hoͤchſter Vorſchrift folen, wo mehrere Gemeinden 
in einer Didcefe find, zehn Gemeinden jedesmal ihren eiges 
nen Genior haben; die Guperintendenten baben daher 
dazu ans ihren Predigern die tüchtigfien Subjekte dem 
Eonfiftorium vorzuſchlagen. Ä s 


2. 

Der Eenior hat fein Amt unter Leitung des Super 
intendenten zu führen, die ihm gegebenen Aufträge, das 
Kirchenmwefen betreffend, auszurichten, die Verordnungen 
und Publicanda, die ihm von dem Guperintendenten zu⸗ 
geſchickt werden, den Paſtoren bekannt zu machen. An ihn 
haben ſich die Prediger und Gemeinden zuerſt zu wenden, 
und derſelbe hat minder wichtige Angelegenheiten ſelbſt in 
Ordnung zu bringen; wenn dieſes ihm aber nicht gelingt, 
diefelben, fo wie alle wichtigeren Gegenftände, dem Super 
ingendenten, dieſer aber felbige nad Umftänden entweder 
felbft zu verhandeln und zu erledigen, oder dem Eonfiftos 
rium vorzulegen. 

Der Senior hat auch nad Auftrag des Superinten» 
dbenten die genauere Snfpection über den Wandel und die 
Amtstreue der Prediger und Schullehrer, und überhaupt 
über die Kirchenzucht zu. führen. Nur muß er in allen 
diefen Fällen an den Superintendenten Dericht erflatten, 
Auch muß er dem Superintendenten, halbjäprig die genaue 
Nachricht von dem Zuftande aller einzelnen Gemeinden nad) 
einem ibm zuzuftellenden Gormulare, einfhicden, daraus 
diefer feinen Amtsberiht an dag Confiftorium macht. — 
Im Falle der Superintendent durch unabänderliche Hins 
derniffe abgehalten werden ſollte, feine Didcefe felbft zu 
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vifitiren, fo kann er dazu die Sentoren feines Diöcefe ber 

vollmaͤchtigen und inftruiren. 

§. 3. 

Der Superintendent ift verpflichtet die Senioren von 
allem dem zu inftruiren, was zur Erhaltung einer guten 
Ordnung in Bethäufern und Schulen erforderlich ift, ih⸗ 
nen. Daher . 

1) alle ihm zugefommenen,, das Kirchenweſen der Protes 
ftanten betreffenden landesherrlichen Befehle zuzuftellen ; 

2) ihnen die vom Eonfiftorium gemachte Verfügungen bes 
kannt zu machen; 

3). fie mit Rath und Unterricht auf alle Weife zu unters 
lügen, und die ihm von denfelben zugeftellten Petita 
an die betreffende Stelle zu — und mit einem 
Berichte zu begleiten; 

4) darauf zu halten, daß den Senioren von ben übrigen 
Predigern die gebührende Kolgfamkeit geleiftet werde, 
um das Unfehen ihres Amtes auf das forgfältigfte zu 
unterftügen. 


Yet. V. | 
Bon ber Auffiht über die Verwaltung ber Kirchengüter. 


Die Superintendenten haben bei allen Gemeinden ih— 
rer Didcefe darauf zu fehen, daß zur Verwaltung ber. 
Oeconomicorum der'Gemeinde, von jeder Gemeinde einige 
Vorſteher als NRepräfentanten der Gemeinde gemwählet und 
bevollmächtiget werden, die im Rechnungsweſen erfahren 
find, und überhaupt die zu diefem Amte erforderliche Ges 
fhicflichkeit Haben. Diefe Vorfteher haben mit Zuziehung 
des Predigerd auf die Verwendung der Kirchengelder zu 
feben, und davon jährlih an die betreffende politifche Ber 
Hörde Rechnung abzulegen. Bei jeder Ausgabe, die 30 fl. 
überfteigt, haben fie die Beftätigung von der politiſchen 
Landesftele zu fuhen. Es ift die Pflicht der Superinten» 
denten, darauf zu fehen, daß diefe Verwendung ordents 
lich gefhehe, und die Reihnungsbücher richtig gehalten 
werden. 


—— 


Art. VI. 
Don den Vorrechten ber Superintendenten. 


5/3, 

Den Superintendenten bleibt der Gebrauh und bie 
Ausuͤbung der Vorrechte, die nach den Grundfäßen des 
proteftantiihen Kirchenrechts mit ihrem Amte verbunden 
find; diefe find: 

1) das Eramen der Kandidaten bed Predigtamtes; 
2) die Ordination der Prediger; 

3) die Inveſtitur oder Einführung derfelben; 

4) die Einweihung neuer Dan 
5) die Vifttation. 
| $. 2. 

Jeder Studirende aus der Didcefe des Superintenden, 
ten, wenn er die E, f. proteftantifch-theologifche Lehranftalt 
in Wien beziehen will, muß ſich vorher bei demfelben einer 
tbeologifchen Prüfung unterziehen, und der Guperinten- 
dent hat fodann demfelben ein Zeugniß darüber auszuftels 
len, ob er ihn zu den afademifchen Studien fhon vorbes 
veitet genug gefunden habe. cauerboͤchſu⸗ a vom 
5. Dezember 1826.) 


53. 

Une inländifhen und ausländifhen Kandidaten ber 
Theologie, wenn fie im Lande predigen wollen, haben fich 
bei dem Superintendenten der Diöcefe zu melden, werden 
von ibm nad vorgezeigtem testimoniis in doctrina et 
moribus geprüft, und:erhalten hierauf licentiam concio- 
nandi, doch bat ſelber nach Pflicht und Gewiſſen dafür zu 
forgen, daß fein untuͤchtiger Candidatus theologiae den 
Predigtſtuhl betrete. ie 


il $. 4 
. Auf bie Kandidaten, die aus ber- Diöcefe bes Super⸗ 
intendenten gebürtig find, oder ſich doch in derſelben auf⸗ 
halten, hat derſelbe hinſichtlich ihres Fortſtudirens und 
Lebenswandels ein immerwaͤhrendes er zu. richten, 
VI. Band, 2. Heft, 4 
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dieſelben bei vorkommenden Veranlaſſungen zum Fort⸗ 

ſchreiten in ihrer Bildung zu ermuntern, oder ihnen in 

moraliſcher Hinſicht die noͤthigen Erinnerungen zu geben. 
$. 5. 

Jeder Superintendent hat ein. Verzeichniß folder In— 
dividuen zu führen, die ſich bei ihm um eine Anftelung 
als Prediger oder Echullehrer melden, oder die ihm zu 
diefem Behufe von dem Eonfifiorio bekannt gemacht were 
den, damit er um fo leichter im Stande fey, den Gemein» 
den bei der Wiederbefegung erledigter Paftorate mit gu> 
tem Rathe an die Hand zu geben, 

| $. 6. 

Die zum Predigtamte berufenen Kandidaten müffen 
vorher dem Eonfiftorium von den Gemeinden oder Patros 
nen, mit Beilegung der Zeugniffe von ihren Wiffenfhaf 
ten und ihrem Lebenswandel, auch ihres Zauffcheines, im 
Wege der Superintendur, präfentirt werden, von welchem 
der Auftrag zum Examen an den Superintendenten gelanget; 
nach geſchehenem Eramen und befundener Züchtigkeit hat 
der Superintendent den Geprüften zu ordiniren, und unter 
Einem wegen Erlangung des Eonfiftorial-Anftelungs-Der 
kretes an das Gonfiftorium Bericht zu erftatten, weldyes als- 
dann das Weitere zu feiner landesfürftlihen Beftätigung 
einleiten wird. CHoffanzleysDekret vom 20. November 1806, 
Nr. 21, 222.) FJF 

aꝛ — : F 
Nach herabgelangter landesfuͤrſtlicher Beſtaͤtigung hat 
der Superintendent oder der von ihm hierzu delegirte Ges 
nior den neuen Prediger zu inftalliren. (Hofkanzley⸗Dekret 
vom 20. November '1806, Nr. 21, 222.) 
nr | $. 8. 
Die Schulleprer bei den Bethäufern und anderen vers 
ſchiedenen Orten ohne Bethäufer, werden zwar von den 
patronis ecclesige gewaͤhlet, müffen aber dennoch vom 
‚Superintendenten oder dem Senior binfihtlib der Reli— 
gions⸗Kenntniſſe gepruͤft, und das Dießfällige Zeugniß dem 
Geſuche an die politiſche Behörde, wegen Beftätigung bed 


Gewäplten, beigelegt werden. Auch hat der Superinten, 
dent dem Eonfiftorio jede Beſetzung einer Schulftelle anzu: 
zeigen, und dabei ausdrüdlid zu bemerken, ob gegen ben 
ſittlich religiöfen Charakter und die religiöfe Bildung des 
Angeftellten kein Bedenken obgewaltet, und an welcher 
Lepranftalt und mit welchem Erfolge er fih die Bildung 
zum Schullehrer erworben habe? 
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Die Einweihung neuer Bethäufer kommt bem Super 
intendenten zu, der aber doch bei weiterer Entfernung, zur 
Vermeidung der Koften, dem Senior dieſes Gefchäft übers 
tragen kann. 


$. 10. 


Der Superintendent hat in feiner Verpflichtung mes 
nigftense Ein Mal im Jahr nomine Gonsistorii die Dis 
fitation der Bethäufer vorzunehmen. 

Sollte der Superintendent wegen anbermweitigen wich⸗ 
tigen Gefchäften, oder wegen zu großer Ausdehnung feines 
Sprengels gehindert feyn, die Vifitation deffelben in einem 
Jahre felbft zu bewirken, dann hat der Superintendent je 
nen Theil feines Sprengeld, welden er felbft in jedem 
Jahre zu bereifen gedenft, auszufceiden, und zur Bifitis 
zung der übrigen Gemeinden die ihm eigens zu biefem 
Ende beigegebenen Senioren zu belegiren. 

Sn dem folgenden Jahre hat der Superintendent je 
des Mal die Bifitation jenes Theils feines Sprengels vor 
zunehmen, weldyer im früheren vom Senior bereifet wurde. 

Sin fo fern der Superintendent auch die Stelle eines 
Schul⸗Diſtrikts⸗Aufſehers verfieht, hat er die Vifitation der 
Schulen alle zwei Jahre in loco zu halten, und in Bezug 
auf Bethäufer und Schulen die Ordnung der Kirchenbüs 
cher, Kirchengeräthe zc., nicht minder, ob und in wie weit 
den in Schuls und fonftigen Angelegenheiten beftehenben 
allerhoͤchſten Anordnungen nachgefommen werde, zu reſpi⸗ 
eiren, und überhaupt Die hoͤchſten Landesgeſetze ſich gegen? 
wärtig zu halten. 

A RX 
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Dinge von minderer Erheblichkeit wird derſelbe mit 
Einwilligung der Partheien in Guͤte beizulegen ſuchen; 
Sachen aber von Wichtigkeit, fo wie alles, was den sta- 
tum publicum religionis exercitii betrifft, ad referen- 
dum nehmen, und fo wie von den beigelegten Saden an 
das Gonfiftorium Bericht erjlatten und vorlegen, jedoch 
weder aus Liebe, noch aus Haß, darin etwas wider die 
Wahrheit einfließen laffen,, fondern nad Pflicht und Ge 
wiffen das, was er befunden, treulih anzeigen; außerdem 
aber aud, wenn demfelben von der E. k. Landesregierung 
ein fonftiger Auftrag zugemittelt werden fol, fih dem 
pflichtſchuldigſt unterziehen. Diejenigen Gemeinden, die 
der Superintendent in einem und demfelben Jahre nicht 
viſitirt, ſollen von den betreffenden Senioren bereifet und 
pifitirt werden. 
| §. 11. 


Dieſer Viſitation unterliegen gleichfalls alle Schulleh⸗ 
rer, jedoch nur in Hinſicht des Religions Unterrichtes, fo 
wie ihres ſittlichen Charakters und Lebenswandels, da ſie 
in Bezug auf den methodum docendi jener Controlle uns 
terliegen, welde durch bie Berfügungen ber politifhen 
Verfaſſung ber deutſchen Schulen im Allgemeinen und 
ingbefondere durch das hohe Studien » Hoffommiffiond «Des 
fret vom 6. Mätz 1820 vorgezeichnet wird, ‚ 


$. 12. 


Wenn die Entfernung des Superintenbdenten von den 
Gemeinden feiner Diöcefe zu groß iſt, oder andere Um— 
ftände es unmöglich machen, daß er felbft diefelben in loco 
yifitiren fann, fo Fann er dieſes Gefchäft dem Senior 
übertragen, der in feinem Namen und nad feinem Auf 
trage diefelben anzuftellen, und ihm darüber ausfuͤhrlich 
Bericht abzuftatten bat. 

$. 13. | 

Diefe Hauptvifitation muß vorher angezeigt werben, 
jedod muß der Superintendent auch zuweilen unvorberges 
fehene Viſitationen vornehmen. 
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$. 14. 

Wo zwei Muttergemeinden, oder eine mit einer Zilials 
Gemeinde verbunden, nur Einen Paftor haben, wird die 
Dıfitation entweder in der Muttergemeinde, oder an dem 
Drte, wo ber Paſtor feine beftändige Wohnung hat, ge 
halten. 

$. 15. 

Die Gemeinde, welche vifitirt wird, muß den vifltis 
renden Guperintendenten oder Senior, der Öelegenpeit 
wegen, fchadlos halten. 

$. 16. 

An diefem Tage hat der Prediger felbiges Orts eine 
Predigt über den ihm von bem Guperintendenten aufge: 
gebenen Zert zu halten, und nad derfelben mit der Zur 
gend eine Katechiſation vorzunehmen, bei welcher auch der 
——— Fragen an die Jugend thut. 

$. 17. . 

Nach vollendetem Gottesdienfte fleht es den Patronen 
und refpectiven Gemeinden frei, was fie gegen ihre Paſto— 
ven, ihre Schul-Docenten oder Schullehrer anzubringen, 
oder Legtere gegen Erftere anzuzeigen oder vorzutragen 
baben, wo fodann das Erhebliche unterfuhet, mo möglich 
beigeleget, oder an das Conſiſtorium berichtet werden muß. 


$. 18.' 

Eodann Hat der Superintendent oder Senior in Ges 
genwart der Patronen oder Welteften der Berhäufer, deren 
anderweitige Gebäude, Kirchenbüder, Tauf-, Traus und 
Zodtenregifter in Augenfchein zu nehmen, und mit ihnen 
zu überlegen, wie das Schadhafte verbeffert werden koͤnne, 
und ſolches ad protocollum zu bringen. Desgleichen ſoll 
der Superintendent oder Genior das Vermögen der Bets 
bäufer und deren Rechnung nachſehen, und ebenfalls dem 
Protokolle beifügen, und ſolches dem Conſiſtorium abgeben. 


$. 19. 


Vorzuͤglich haben Superintendent und Senior darauf 
zu ſehen, daß der Gottesdienſt und die uͤbrigen Kirchen⸗ 
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gebraͤuche nach Vorſchrift und eingefuͤhrter Ordnung zu 
gehoͤriger Zeit und Stunde, mit erforderlicher Andacht und 
zur wahren Erbauung der Gemeinden und anderer Zuhoͤ— 
ver, vollzogen werden. 

$. 20. 

Sollte ber vifitirende Superintendent oder Senior bei 
einer Vifitation wahrnehmen, oder ihm ficher beigebracht 
werden, daß ein oder anderer Kaffehalter fih Naclaͤſſig— 
feit, Unordnung, oder wohl gar Unterfchleif zu Schulden 
kommen ließe, fo bat er foldes ungefäumt anzuzeigen, 
worauf das Gonfiftorium die nöthige Vorkehrung deßhalb 
zu treffen nicht unterlaffen wird. 

$. 21. 

Wo nur ein Bethaus zu vifitiren ift, werden dem 
Buperintenbenten oder Senior aus dem Kirchen» Werario 
drei Gulden, wo aber mehrere Bethäufer unter einander 
combinirt find, fünf Gulden für feine Bemühung gegeben. 


$. 22. 

Es liegt ferner dem vifitirenden Guperintendenten 
oder Senior ob, bei denjenigen Bethäufern, wo Die Ges 
meinden das jus patronatus haben und ausüben, auch 
jedes Mal einen Beamten oder Deputirten von Seite der 
betreffen Grundobrigkeit zu allen derlei, in gegenwärtigem 
Artikel bemerkten actus visitationis beizuziehen und hier—⸗ 
zu einzuladen; auch, daß es gefchehen, dad gegenwärtig 
geweſene obrigkeitlidhe Individuum in feinem SProtofolle 
namentlich zu bemerken, nicht minder anzuführen, ob und 
was obrigfeitlicher Seits in Sachen vor⸗ und angebracht 
worden. 


Vorſchrift, 
wie die Viſitation der Gemeinden und die dar— 


über zu erſtattenden Berichte von den Superin— 
tendenten und Senioren einzurichten feyen. 


Die Vifitation muß fih über folgende Hauptpunfte 
erfireden, und bei jedem Hauptpunkte müflen die babei 
folgenden Tragen unterfucht werden. 


nn Be 


1. 

Ueber die Stärke ber vifitirten Gemeinde, ihren Zuwachs oder ihre 

| Abnahme; über die Vermögensumftände berfelben im 

Allgemeinen. 

1) Wie heißt die Gemeinde? 

2) Sn welcher Herrihaft und in welchem Kreife ift fie 
gelegen? 

3) In weldem Genioratss Bezirke? 

4) Wann ift fie gegründet worden ? 

5) In welder Sprache wird bei ihr ber Gottesdienſt ges 
halten? | 

6) Wie viel Bethäufer hat die vifitirte Gemeinde, und 
wo find fie gelegen ? 

7) Die viel Seelen und Familien hat die Gemeinde? 

8) Wie viel Filialen und welche Dorffchaften gehören zu 
der Gemeinde? Wie weit find diefe von Dem Bethaufe 
entfernt ? 

9) Wie viel Prediger Hat die Gemeinde? deren Namen, 
Alter, Geburtsort, ob fie verheirathet find ? 

10) Wie viel Schulen find in der Gemeinde? 

11) Welche find die Schullehrer ? ihre Namen, Geburtsort, 
Alter; wo fie Normalslinterricht erhalten haben? 

12) Sind die beftehenden Schulen hinlaͤnglich, oder müffen 
mehrere errichtet werden? 

13) Von wem wird das jus patronatus erereirt? 

44) Aus welden Quellen werden Bethäufer und Schulen, 
Prediger und Schullehrer und andere Firdliche Ans 
ftalten unterhalten ? 

15) Wie Hoch beläuft fih das Einkommen bed Predigers 
und Lehrers? Wird der Gehalt befjelben ordentlich 
ausgezahlt, und wenn berfelbe zu gering erfcheint, 
bat der Bifitirende die Gemeinde zur Erhöhung deſ⸗ 
felben aufgefordert, und mit welchem Erfolge? 


u. 
Ueber die öffentliche Religions-Uebung und ben Gottesbienft 
überhaupt. 
1) Ob der Prediger den öffentlichen Religions » Unterricht 
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nach dem Inhalte der heiligen Schrift und ben bamit 

übereinftimmenden fymbolifhen Büchern unferer Kirche 

ertheile, fih aller unnügen Grübeleien,, alles Polemi— 

firens enthalte und die Glaubenslehre und Lebens» 
pflichten des Chriſtenthums ohne unverſtaͤndliche Ter⸗ 

minologie, in einer allgemein verſtaͤndlichen faßlichen 

Sprache vortrage? 

2) Db der Prediger ſich a) in Anſehung * Zeit und 
Ordnung des Gottesdienſtes, b) ſo wie der uͤbrigen 
Amtshandlungen genau nach der eingefuͤhrten Liturgie 
und Ordnung richte? 

3) Ob und wie oft und wo er Katechiſationen halte? 

4) Ob in Anſehung der aͤußern Religions-Uebung die 
durch die Toleranz⸗Ordnung beſtimmten Graͤnzen ges 
nau beobachtet werden? 

5) Ob auch in einer Gemeinde, Privat⸗Verſammlungen 
unter dem Vorwande einer groͤßeren Erbauung Statt 
finden? 

6) Ob ſich Perſonen in der Gemeinde befinden, die Zer— 
ruͤttung und Aergerniß anrichten und Veraͤchter und 
Laͤſterer der Religion ſind? 

7) Ob die Gemeinde im Bethauſe dem Geſange mit bei— 
wohne und ſich dazu zu rechter Zeit einſtelle? 

8) Ob bei dem Gottesdienſte ein hohen und hoͤchſten Or— 
tes approbirtes und vorgefchriebenes Geſangbuch ger 
braucht werde, und weldyes ? oder ob und aus melden 
Gründen man fih der Einführung eines folden Ges 
fangbuches widerfege? Ob ferner die Gemeinde mit 
Befangbüdern gehörig verfehen fey? ihren Kirdenges 
fang zu verbeffern ſuche und die Schuljugend im Sins 
gen geubt werde? Auf diefen Gegenftand hat der Dir 
fitirende fein befonderes Augenmerk zu richten. 

9) Db fih au bei der Gemeinde eine Sammlung aller 
Zoleranz- Verordnungen finde? 

II. 
Ueber die Prediger, deren Amtsführung und Wandel, 

1) Wie find die öffentlihen Vorträge des Predigerd bes 
Schaffen, feet er fie auch woͤrtlich auf? 


a, 


2) Hat berfelbe dem Superintendbenten jemals Predigten 
eingefchicft und von welcher Befchaffenheit waren dies 
felben ? 

3) Wie weit befiget ber Prediger die Gabe zu Patechifiren ? 
welcher Methode folget er darin? welches Lehrbuch 
legt er dabei zum Grunde ? 

4) Hält.er biblifche Vorlefungen, wie und auf welde Art? 

5) Wie lang bereitet er die Katechumenen zur Confirmas 
tion vor? 

6) Werden die Zaufr, Trauungs⸗, Confirmations- und 
Eterberegifter richtig gehalten? und wird alles beob» 
achtet, was die hödften Verordnungen dabei vors 
fhreiben ? 

7) Hält der Prediger ein Eurrendenbud, in welches alle 
Verordnungen in extenso eingetragen werden ? 

8) Wie ift der Lebenswandel des Predigers beſchaffen? 
fein Betragen gegen die Gemeindeglieder, gegen Die 
Glieder einer anderen Kirchengefellfchaft ? 

9) Fuͤhret auch feine Familie einen untadelhaften Wandel ? 

10) Wie ift der Privarfleiß eines Predigers in Anſehung 
der Fortfegung feines Studiums beſchaffen? melde 
Proben hat er davon gegeben ? 

11) Wie weit ift der Vorfchlag zu einer Lefegefelfchaft uns 
ter den Predigern ausgeführt? 

412) Wenn durch den Tod eines Predigerd eine Vacanz 
entftanden ift, find die Amtsgefhäfte auch während 
der Vacanz von den Übrigen Predigern gehörig beſor⸗ 
get worden? 

13) Hat die etwa vorhandene Wittwe die ihr zufommenden 
Emolumente während der Gnadenzeit richtig erhalten? 


IV. 
Ueber die Schulen und Schullehrer. 


1) Wird die Schule vom Schullehrer zur gelegten Zeit 
und in geböriger Ordnung gehalten ? 

2) Ertheilet der Schulehrer au den Religions Unter, 
richt nach dem vorgejchriebenen Lehrbude? 

3) Wie ift feine Lehrgabe befchaffen ? 
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4) Werben bie Kinder auch von ben Aeltern ordentlich 
zur Schule gehalten ? 
5) Hält der Schulleprer eine Eonbduitenlifte ?] 
6) Erhält der Schulleprer auch ordentlich feinen beſtimm⸗ 
ten Gehalt und Schulgeld? 
7) Zreibet der Schullehrer auch nebenbei eine Handthies 
rung, die nachtheiligen Einfluß auf fein Amt hat? 
8) Wie ift der Lebenswandel des Schulleprers, fein Ber 
fragen gegen den Prediger und die Gemeinde, wie 
: das Betragen feiner Familie beichaffen ? 
9) Werden die Schulen oft vom Prediger befucht? 


V. 
Ueber den Prediger der viſitirten Gemeinde, der zugleich Senior iſt. 


1) Wie verhaͤlt er ſich gegen den Superintendenten, gegen 
die Prediger und gegen ſeine Obrigkeit? 

2) SZfter als Schul⸗Diſtrikts⸗Aufſeher umſichtig und fleißig? 

3) Stattet er gehörig und genau bie erforderlichen Be: 
richte ab? 


VL 
Ueber die Verwaltung der Kiechengüter. 


1) Bon welchen Perfonen werden die Ausgaben und Rech— 
nungen des Kirchenweſens beforge? Haben fie die zu 
ihrem Amte erforderliche Gefchicklichkeit ? 

2 Zn weldem Stande find die Berhäufer, Predigerwoh— 
nungen und Schulgebäude ? 

3) Sind die Rehnungen gehörig an die politifhe Ber 
börde abgegeben worden ? 

4) Werden die Kirdenftühle vermiethet? und auf welche 
Art? zu welchen Preifen? 

VII. 
Ueber beſondere Amtsvorfaͤlle der Superintendenten und einige 
andere Punkte. 
1) Ob fie Streitigkeiten bei der Viſitation guͤtlich vergli⸗ 


chen haben, und auf welde Art? 
2) Db die Gemeinden den Superintendenten wegen ber 


Gelegenheit ſchadlos gehalten und ihm auch das für 

feine Bemühung Beftimmte gehörig entrichtet haben ? 
3) Weldes Individuum von Seite der Grundobrigfeit 

bei der Vifitation zugegen gemwefen ? 

Diefe Fragen find auf die Art zu beantworten, daß, 
die Berichte Halbbrücdig eingerichtet, auf der einen Seite 
die Fragen, auf der andern Geite die Beantwortungen 
gefegt werden. 

Diefe folhergeftalt eingerichteten Berichte haben die 
Euperintendenten über jede der jährlich vorzunehmen has» 
benden Bifitationen an das Eonfiftorium einzureichen, wels 
des fodann fein Amt zu handeln haben wird. 


Anhang 


zu der Inſtruction der Superintendenten, 
betreffend verſchiedene Punkte. 


$. 1. 

Die Superintendenten haben fi bei jedem Bethauſe 
genau darnach zu erkundigen: wie es mit den Bänfen oder 
Sitzen in demfelben gehalten werde: ob diefelben nad) den 
Umftänden und der Lage der Kirchengemeinden gegen ein 
jaͤhrliches Geld vermiethet werden fünnen, und, wenn dies 
fes ift, wie die Schaͤtzung einzurichten fey, daß fie der Kir⸗ 
chengemeinde im Öanzen nicht zur Laft falle; zu deſſen defto 
fiherer Erzielung die Schägung und Beftimmung des 
Bankgeldes jederzeit der weltlichen Behörde zur Beftätigung 
vorzulegen ift. 

Zals fie darin Abänderungen nöthig finden, fo haben 
fie dazu ihren gutäcdhtliden Vorfhlag jener Behörde eins 
zureichen. 

| 2% 

Die Bänke oder Sitze werden orbentliher Weile aus 
dem Vermögen der Kirchen oder Bethäufer angefchafft und 
erhalten. Sollte aber jemand aus der Gemeinde ſich felbft 
einen Sit in dem Bethaufe verfertigen laffen, fo Fann er 
fi zwar beffelben gegen einen billigen Zins lebenslang 
zum Gebrauch bedienen, aber er foll keineswegs befugt 
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ſeyn, denſelben an andere zu verkaufen, oder wohl gar zu 
transferiren, noch im Teſtamente zu vermachen. 


$. 3. 

Was die Beerdigung der Leichen betrifft, fo bat der 
Euperintendent darauf zu halten, daß die darüber befte- 
benden böchften Verordnungen, welche fowohl in dem Pas 
tente vom 4. Dftober 1773 enthalten, als auch nachher ers 
gangen find, und kuͤnftig noch ergehen dürften, genau be». 
folget werden, Es dürfen daher ohne ausdrüdfliche landes» 
berrlihe Erlaubniß Feine neuen Gottesäcer errichtet, oder 
Die errichteten erweitert werden, Die Beſtimmung, wie ein 
Selpftmörder beerdigt werden fol, kommt der weltlichen 
Behörde zu. Bei anderen Leichen find die Seremonien ſo— 
viel möglich zu befhränfen, und, da bereits die Trauers 
Generalien vom Sabre 1768 beſtehen, fo werden dieſe das 
bei zur Richtſchnur zu nehmen feyn. 

| $. 4. 

Sn Eheſachen haben fih die Superintendenten genau 
nach der Vorfchrift des neuen Ehepatented zu richten. Zur 
Advent-Faftenzeit darf, ohne befondere Dispenfation von 
der Landesjtelle, feine Trauung vollzogen werden, doch 
können fih die auf dem Lande wohnenden Parteien an die 
Kreisämter deßhalb wenden, gleichwie es in Anfehung der 
Katholiken gehalten wird, Bei Streitigkeiten zwiſchen Ehe 
leuten darf nicht eher bei der betreffenden weltliben Bes 
börde eine gerichtliche Klage anhängig gemadt werden, als 
bis die Eheleute ſich vorläufig bei ihren Paftoren zum güt: 
lichen Vergleiche melden, und von diefen das Zeugniß auf: 
mweifen, daß fie die Scheidung für billig halten, oder daß 
fie na allen angewendeten Bemühungen, die Parteien Das 
von abzubringen nicht vermocht haben. 


$. 5. 

Hinfichtli der Erhebung der landesfuͤrſtlichen Conſi— 
ftorial-Zaren,, fo find folche bis auf weiters nad) dem, den 
Superintendenten mittelft EonfiftorialsDefrets vom 7. Dez. 
1815, Zahl 340, und Eonfijtorial-Defrets der Helvetifhen 
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Confeſſion vom 27. Dezember. 1813, Zahl 171, hinausgege⸗ 
benen Tar-Schema zu bemeſſen und dem Eonfiftorio richtig 
zu berechnen. 


$. 6. 


"Damit das Eonfiftorium in einer fortlaufenden Kennt: 
niß des Zuftandes der ihm unterfiehenden Gemeinden ers 
balten werde, hat jeder Superintendent jährlih einen 
Hauptbericht an daffelbe zu erftatten, der eine Weberficht 
über fämmtlihe amtlihe Handlungen beffelben, und bie 
wichtigeren Vorfälle in feiner Diöcefe im legten Jahre 
enthalten fol. Namentlich find in diefem Jahresberichte 
aufzuführen: 

1) Ale Todesfälle oder DVerfegungen von Pafloren und 
Schullehrern in der betreffenden Diöcefe. 

2) Wie, und ‚wie bald die erledigten Prediger: oder Schul⸗ 
ftellen wieder befegt worden find? 

3) Ob und wann .der, Guperintendent im verfloffenen 
Sabre pro licentia concionandi geprüft, oder ordis 
nirt, oder inftallirt, ob: und welches Bethaus er oder 
ber Senior eingemweihet hat? 

4) Wie viele Gemeinden find in feiner Diöcefe? 

5) Iſt in derfelben feine neue Gemeinde entfianden, und wo? 

6) Ob und melde Gemeinden in dem legten Jahre vifis 
tirt worden find? 

7) Ob die Prediger und Lehrer Gelegenheit und Wirte 
zu ihrer Fortbildung haben, und welde? | 

8 Ob fi nicht hier und da, und mo Spuren von einem 
mißliden Hange zur Shmwärmerei oder zu ſchaͤdlichen 
Mißbraͤuchen und Laſtern gezeigt haben, und was 
dagegen eingeleitet oder gethan worden iſt. 

9) Ob bei irgend einer Gemeinde, und bei welcher, eine 
Verbeſſerung in ihrem Kirchenweſen, im Geſange und 
in liturgicis überhaupt, im Gehalte der Prediger und 
Schullehrer und der ötonomifchen Lage der Gemeinde 
Statt gefunden habe? 

10) Ob und welche Prediger, Schullehrer und Gemeinden 
dem Superintendenten durch ein fehlerhaftes Beneh— 


men, oder durch Zmifte zu Erinnerungen Beranlaffung 
gegeben, und was dieſe Erinnerungen bewirkt haben ? 

11) Db irgend eine Gemeinde oder ein Prediger und 
Schulleprer der Didcefe belobt oder belohnet worden 
fey, und durch wen? 

12) Welche Verordnungen ber Superintendent im Laufe 
bes legten Jahres von der politifhen und Firdlichen 
Behörde erhalten, und ob, und wie denfelben entfpros 
chen wurde ? 

13) Zu welchen Eingaben und Berichten an die Eirchliche 
und politifche Behörde der Superintendent fich im leg: 
ten Jahre veranlaßt gefehen, und ob felbige ihre Ers 
ledigung erhalten haben ? 

414) Welche Eandidaten halten fih in der Didcefe des Sus 
perintendenten auf, wie find fie befchäftiget, und findet 
fih nicht gegen den Einen oder den Undern etwas zu 
erinnern ? 

— Wie perrichtet der oder bie Senioren der Dioͤceſe als 
ſolche ihr Amt? Wie lange find ſie in dieſer Eigen 
ſchaft angeftelt, und genießen fie aus dem Staats—- 
Fonde oder einer Privatftiftung irgend ein Emolument? 

16) Iſt fonft nichts weiter zu bemerken, oder irgend ein 

WBerbeſſerungsvorſchlag zu maden? 

Dieſem bis Ende Februar eines jeden Jahres zu ers 
ftattenden Hauptberichte ift nach dem beiliegenden Formur 
lare eine tabellarifche Ueberficht über den Perfonalfiand ber 
in der Didcefe angeftellten Prediger, Vicare und Schulleh» 
rer nach) den Senioraten beizufügen und die Prediger ans 
zubalten, die dießfäligen Notizen auf dem Wege des Se— 
niorates jährlich bis. längftens Ende Januar an den Su— 
perintendenten einzufenden. 

$. 7. 

Wenn die Senioren bie Stelle bes Superintenbenten 
vertreten, fo gile für fie alles, was in diefer Superinten» 
denten⸗Inſtruktion enthalten ift.. 
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2... 
Aufhebung 


derunterſuchung derunter unmittelbarer Auf— 
ſicht und Leitung ihrer Ordinarien ſtehenden 
theologiſchen Diöceſan-Lehranſtalten durch die 
theologiſchen Direktoren, von denſelben kuͤnf— 
tig zu erſtattende periodiſche Eingabenz fernere 
Unterſuchung der uͤbrigen theologiſchen Haus— 
en nach der beiliegenden 
Inſtruction. 


Seine Majeſtaͤt haben mit hoͤchſter Entſchließung vom 
24. Januar 1830 anzuordnen geruhet, daß die theologiſchen 
Dioͤceſan⸗Lehranſtalten, welche unter der unmittelbaren Auf⸗ 
ſicht und Leitung ihrer Ordinarien ſtehen, von nun an 
nicht weiters durch die theologiſchen Direktoren zu unters 
fuchen feyen, wohl aber Haben dieſe Lehranftalten, wie oͤf⸗ 
fentliche Unterrihtsanftalten, alle periodifhen Eingaben 
jaͤhrlich den betreffenden Landesbehörden und der Gtudien- 
Hoftommiffion zu unterlegen. 

Bei den übrigen theologifchen Gansichrankalten bat 
die bis nun beftandene Unterſuchung, wenigſtens alle drei 
Jahre einmal nach der in der Beilage mitfolgenden hoͤchſt 
genehmigten Inſtruction Statt zu finden. 

Welches der Landesſtelle zur weiteren Verfuͤgung an 
die betreffenden Ordinarien, Direktoren oder deren Stell⸗ 
vertreter hiermit eroͤffnet wird. 

Studien-Hofkommiſſions-⸗-Dekret vom 6. Februar 1830, 
an die Länderftellen in Nieder + Defterreich, Böhmen, Mähr 
ren, Inner» Defterreich, Sollen‘, Tirol, und Dal⸗ 
matien. 
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Inftruction 


für die theologifhen Direktoren oder deren Stellvertreter in den 
Provinzen, wo eine Direktoren beſtehen, als: Zirol und Kuͤſten⸗ 

(and — Nieder ⸗ Oeſterreich für den Vice⸗Direktor) bei den 

— der theologiſchen Hauslehranſtalten. 
Y 5 3 . $ 1. ' 

Mor allen hat fih der Direftor mit einem Greditiy 
vom Landeschef zur vorzunehmenden Unterfuhung zu vers 
feben, weldes er bei feiner Ankunft an der Lehranftalt 
dem Ordensvorſteher als Lokal» Direktor. vorzumweifen und 
In ben Bwerf feiner — anzudeuten hat. 


S. 2. 
Der Direktor hat zwar keinen Actuar mitzunehmen, 


wohl aber in einer jeden Lehranſtalt ſi ſich ein geeignetes 
Individuum zur Fuͤhrung des Protokolls zu waͤhlen. 


$. 3. 

Hierauf laͤßt er ſich von jedem Profeſſor ein ſchriftli⸗ 
ches Verzeichniß ber bis zu dieſem Tag vorgetragenen Mas 
terien und den Handfatalog über ' das Refultat der Col⸗ 
legial » Prüfungen vorlegen. 


85. 4. 

Dann laͤgt er durch — 6 Stunden aus jedem Jahr⸗ 
gange, je nachdem die Schülerzahl klein oder groß iſt, 
Borlefungen und Prüfungen abhalten, um dabei die Fir 
higkeiten ſowohl der Profeſſoren als der Schuͤler gehörig 
beobachten zu koͤnnen. Jedoch fteht es dem Direktor bei 
den Prüfungen frei, über die bis dahin abgehandelten 
Materien entweder felbft Fragen zu ftellen, oder den zu 
prüfenden Gegenftand nach dem ihm vorgelegten Verzeich⸗ 
niffe zu beſtimmen. 

| F. 5. 

Nach geendigter Pruͤfung haͤlt er nach Befund mit dem 
Lehr⸗Perſonale ſowohl gemeinſchaftliche als abgeſonderte Con⸗ 
ferenzen, in welchen das Noͤthige uͤber den Fleiß und Fort⸗ 
gang der Schuͤler, uͤber die Mittel zur —— des 
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Unterrichtes, über die Amtsfuͤhrung der Profeſſoren, beſon⸗ 
ders uͤber den Stand der Schulkataloge, und uͤber die pe— 
riodiſchen Eingaben/ welche jede Lehranſtalt an die hohen 
und hoͤchſten Behörden, vorſchriftsmaͤßig zu leiſten hat, mit 
Umſicht zu befprehem und. mit Genauigkeit zu erheben ift, 
wobei er ſich auch das Protokoll aller die theologischen Stu⸗ 
dien und befonders dieſe Lehranftalt betreffenden Verord⸗ 
nungen, welde nach der Vorſchrift der Ältefte Profeflor je- 
der Lehranſtalt aufzubewahren bat, zur Ein ſicht vorlegen laͤßt. 
F .& 6. 

Somohl bei der prüfung als bei den mit den Profeſ⸗ 
foren anzuftelenden :Sonferenzen follen die Grundfäge bers 
felven und ihre Beichaffenheit erforfcht, nach den Leitfaden 
und Hülfsbäcern, deren fie fich bedienen, gefragt, Die Leſe⸗ 
methode und ihre Zwecmäßigkeit ermittelt, und um Die 
Art, wie die Schüler fi den. Vortrag des Lehrers aufe 
zeichnen, Nachfrage gehalten werden. 

7 F 

"nes beftimmten beftehenden Vorſchriften entgegen Lau⸗ 
fende iſt ſogleich abzuſtellen; die Gebrechen der Lehrer hat 
der Direktor mit vaͤterlichen Ermahnungen und Vorfteluns 
gen zugleih mit Angabe der Mittel zur Verbeſſerung zu 
rügen, und den Ordensvorſteher bierauf ineoeſondere auf⸗ 
e zu machen. 

"8. 

Nach geendigter Viſitation hinterlaͤßt der Direktor al. 
les dasjenige, was fih an der Lehranftalt Gutes und Lob: 
würdiges vorfindet, und was etwa noch zu verbeffern, und 
zur Förderung des Unterrichts wuͤnſchenswerth ſey, dem 
Ordensvorſteher umſtaͤndlich und ſchriftlich. 


$. 9. 

Schließlich hat der Direktor oder deſſen Stellvertreter 
laͤngſtens binnen 4 Wochen nach gepflogener Bereiſung 
uͤber das ganze Reſultat ſeiner Unterſuchung eine ausfuͤhr⸗ 
liche Relation, welcher er den an den einzelnen Lehranſtal⸗ 
ten REN Akt, eigentlich Kommiſſions-Protokoll 
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beilegt, mit den ihm zweckmaͤßig ſcheinenden Antraͤgen an 
die Landesſtelle zu uͤbergeben, welche dieſe binnen weiteren 
4 Wochen mit ihrem Gutachten an die Studien ⸗Hofkom⸗ 


miſſion einzubegleiten hat. 


8 
Vorſchrift 

bei Abhaltung des Concurſes fuͤr die Reli— 

gions-⸗-Lehrer in den philoſophiſchen Studien. 
Seine Majeftät haben durch hoͤchſte Entſchließung vom 

4. Sebruar d, J. zu befehlen gerubet, daß. nebft dem vor⸗ 

geigriebenen ſchriftlichen und. mündlichen Concurfe für die 

Religionslehre an den philofophifhen Lehranftalten. künfs 

tighin auch noch ein befonderer Beweis für das Prediger, 

amt des Concurrenten geliefert werden foll, daher biefer 

Concurs in. Zukunft auf folgende Art abzuhalten fey: 

1) Am erften Zage find die drei Fragen nah den für 
Concurſe Höhft vorgefchriebenen Beftimmungen, wie 
es bisher Üblih war, zu beantworten. | 

2) Der mündlihe Goncurs für den Lehrvortrag ift am 
folgenden Zage auf die gewöhnliche Weife abzuhalten. 

3) Jeder Concurrent hat eine, wirklih von ihm vor dem 
Concurſe über ein beliebiges Thema, nad Materie und 
Form für die akademiſche Zugend berechnete und aus» 
gearbeitete Predigt mitzubringen, und dem betreffen» 
den DOrdinariate zu übergeben. } 

4) Diele Predigt bat derfelbe bei ben betreffenden Conſi—⸗ 
florien vor den gewählten DOrdinariate-Benforen, welde 
immer Männer vom Fache feyn follen, und zu denen 
auch der Profeffor der Paftoral, wo er in loco ift, zu 
ziehen ift, vollftändig in einem größeren Kofale frei 
aus dem Gebädtniffe, am ianderen Tage nad ber 

mündlichen Concurs⸗Pruͤfung vorzutragem 

5) Der. gewöhnlichen Drdinariats, Eenfur der ; gelöfeten 
Tragen und des mündliden Lehrvortrages ift dann auch 
Diefe Predigt nach ihrer Materie ſowohl, ald auch nad 
iprer Form, fo wie befonders die Befchaffenpeit bes: 

5 a 
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muͤndlichen Vortrages desfelben anzufuͤgen, und uͤber⸗ 
haupt wie die: uͤbrigen⸗Concursakten zu behandeln. 


Bon dieſer hoͤchſten Entſchließung, welche nicht nur als 
lein fuͤr die Concurſe fuͤr oͤffentliche Lehranſtalten, ſondern 
auch fuͤr alle concursartigen Pruͤfungen fuͤr biſchoͤfliche 
Lehranſtalten Geltung hat, hat die Landesſtelle alle unter» 
ftehenden Drdinariate und die Direktoren Cin Wien den 
Vice⸗Direktor) der philoſophiſchen Studien zur genauen 
Darnachachtung zu verſtaͤndigen, auch das Noͤthige an die 
theologiſchen Direktoren (und in Wien an den theologi— 
ſchen VicDirektor ) jur Verftändigung des Profeffors der 
Paſtoral⸗Theologie zu erlaffen, zugleich aber-in Zukunft bei 
Einlangung von Concursakten aus der Religionslehre und 
bei der eigenen Begutadtung auf diefe hoͤchſt vorgefchries 
benen Erforderniſſe Rüdfiht zu nehmen. Bei Ausfchreie 
bung des Concurſes für die Religionslehre ift aber in Zus 

Eunft ‘in den Zeitungsblaͤttern immer folgender Beilag 
hinzuzufügen: Jeder Concurrent hat eine, von ihm 
vor dem Concurſe über ein beliebiges Thema 
nah Materie und Form für die akademiſche 
Jugend berechnete und ausgearbeitete Predigt 
zum Eoncurfe mitzubringen und dem Ordina— 
riate zu übergeben, welhe er dann den Ta 
wach der mündliden®Prüfung, vollftändig, frei 
aus dem Gedädtniffe, vor den verfämmelten 
Genforen vorzutragen hat. 

- Studien Hoftommiffionss Dekret vom 13. Februar 1830, 
an 1 fämmtliche Länderftellen. * — 


Ausſchließ ung 
der aus geiſtlichen Seminarien wegen eines 
Vergehens entlaſſenen Zöglinge von den 
theologiſchen Studien. 


Seine Majeftät haben mit hoͤchſter Entſchließung vom 
31. Januar 1830 anzuordnen geruber: daß Zöglinge, welche 


wegen mas immer für eines Vergehens aus einem geiftlichen 
Eeminarium entlaffen worden find, für die Zukunft dadurch 
auch von den theologijchen Studien als ausgeſchloſſen an—⸗ 
zuſehen ſeyen. 

Welches ſaͤmmtlichen Ordinariaten und den theologi— 
ſchen Direktoren zur weiteren Verfuͤgung bekannt zu mas 
en ift. 

Studien » Hoffommiffion + Dekret vom 13. Febr. 1830, 
an fämmtliche Länderftellen. 


5. 


Beſtimmung 
wegen Erhaltung und Verwaltung des Vermö— 
gens der Stifte und Klöfter. 

Seine Majeftät haben mir hoͤchſter Entſchließung vom 
23. Bebruar 1830 den Auftrag zu ertheilen geruhet: daß 
die Gefege und Vorſchriften über die Verwaltung und Er» 
haltung des Vermögens der Stifte und Klöfter zufammen 
zu fielen, die etwa bemerkten Mängel oder Luͤcken derſel— 
ben zu verbefiern und zu ergänzen, und nad vorläufig 
darüber mit der oberften Juſtizſtelle gepflogenem Einver— 
nehmen Höchftderfelben zur Genehmigung vorzulegen, einft- 
mweilen aber die genauefte Vollziehung der dießfalls befte- 
benden Anordnungen fi zur Pflicht zu machen ſey. Auch 
feyen die Ordinariate anzumeifen, in kirchlicher Hinficht 
ihre Oberleitung und Bifitation der Stifte und Klöfter init 
©enauigfeit und der erforderlichen Strenge eintreten zu 
laffen, und bei der Wahl des Gtiftsobern darauf zu fehen, 
Daß nur wärdige und taugliche Individuen dazu erkoren 
werden. 

Um dieſen letzteren Zweck, als den wichtigſten, mit Zu— 
verſicht zu erreichen, ſollen fi) der Ordinarius mit dem 
Landeschef wegen angemeſſener Inſtruirung der beiderſeiti— 
gen Kommiſſaͤre vor dem Wahltage gehoͤrig verſtaͤndigen, 
wornach die letzteren gehoͤrig anzuweiſen ſind. 

Hofkanzlei⸗Dekret vom 3. März 1830, an ſammtliche 
Laͤnderſtellen, mit Ausnahme von Italien. 


u 
6. 


Wegen Beerdigung der GSelbftmörber. 


Ueber einen befonderen Fall Fam bierorts die Frage 
zur Sprade: ob der Leichnam eines vermuthliden Selbſt⸗ 
mörders, der vor Beendigung ber nach dem $. 92 LI. Theis 
les des Strafgefetes eintretenden Unterfuhung, wegen Ges 
fundpeitsrüdfichten beerdiget werden muß, in Gottesädern, 
oder vielmehr in ungeweibter Erde zu beftatten, und ob 
die Unterfuhung nah fomit erfolgter Beerdigung noch 
fortzufegen fey ? 

Da ber Selbſtmoͤrder überhaupt Fein Gegenftand ber 
Beitrafung feyn Fann, und bie von dem Gelege feſtgeſetzte 
Beerdigung feiner Leiche in ungemeihter Erde nur auf Les 
bende abfchredend wirken fol; fo kann, wenn die Beerdi» 
gung aus Gefundheitsrüdkfichten nothwendig wirb, und die 
über die That eröffnete Unterfuhung noch nicht zu Ende ges 
diehen ift, bei dem fomit immer noch über den Selbſtmord 
obwaltenden Zweifel die Leiche nur in geweihter Erbe eins 
gefharrt werben. | | 

Da aber der Regierung daran gelegen feyn muß, bie 
Beranlaffung des Todes an und für fih zu kennen, und 
im Galle des. erprobten Gelbfimordes zu erheben, ob Ber 
druͤckung, Gebrehen, Mißbraͤuche, Irrlehren, Aberglaube 
u. dgl. die Veranlaſſung waren; fo iſt auch nach der Be— 
erdigung, die uͤbrigens in aller Stille zu geſchehen hat, 
die Unterſuchung fortzuſetzen, die Leiche aber, wenn auch 
der. Selbſtmord erwieſen werden ſollte, nicht mehr in uns 
geweihte Erde zu übertragen, nachdem dieſes den gefelligen 
und religiöfen. Begriffen widerfpreden, und ftatt zur Ab—⸗ 
fhredung, vielmehr zum Skandale dienen würde, 

Sm Einyerftändniffe mit der k. k. Hofkommiſſion in 
Juſtiz⸗-Geſetzſachen werden diefe Grundfäge der Landesitelle 
zur Richtſchnur und zur Belehrung der betreffenden Unters 
behoͤrden eröffnet. 

HoffanzleirDekret vom 16. April 1830, an fämmtliche 
Länderftellen. 


MM 
7. 
Zulaffung 
der Zöglinge des höheren !weltpriefterliden 
Bildungs⸗ßInſtitutes aus anderen Provinzen 
zur Fortfegung und Beendigung der zur Er— 
-Tangung des theologifhen Doftorgrades vor», 


geſchriebenen Erforderniſſe an der Wiener 
Univerfität. 

Da laut höhften Kabinets-Schreibens vom 20. April 
1830 Eeine Majeftät jenen hoffnungsvollen Prieftern, welche 
Seiner Majeftät von Bifchöfen zur Aufnahme in das his 
bere weltpriefterlihe Bildungs» Znftitut bei St. Auguftin 
in Wien in Antrag gebracht werden dürften, die Gelegens 
heit, ein oder das andere Rigorofum an der Univerfität 
ihres Vaterlandes vor ihrer wirkliden Aufnahme in Die 
erwähnte Anftalt abzulegen, in der Abfiht, die Fortbils 
dung fähiger und fleißiger Individuen nah ihrem Aus— 
tritte aus dem theologifchen Lehrcurſe zu fördern, belaffen 
wollen: fo wird der Landesftelle im Nachhange zu der, uns 
ter dem 233. Mai 1829 eröffneten hoͤchſten Entfchliegung 
vom 7. Mai 1829 erklärt, daß die von Seiner Mojeftät in 
das erwähnte Inſtitut aufgenommenen Zöglinge, wenn fie 
gleih einen Theil der Erforderniffe zur Erlangung des 
theologifehen Doktorsgrades an einer anderem inländifchen 
Univerfität geleiftet haben, Doch zur Fortſetzung und Been, 
digung der diesfalls vorgeichriebenen Leiftungen an ber 
Wiener Univerfität zugelaffen werden mögen, und daß bie 
betreffenden Decane an den Univerfitäten, wo folde Indi⸗ 
viduen ihre firengen Prüfungen angefangen haben, die 
Zeugniffe ſowohl über die Schul» als über die bereits abs 
gelegten firengen Prüfungen über die eingefehene Beftätis 
gung des Drdinariates, daß um - Aufnahme eines berlei 
Priefters in die höhere Bildungsanftalt eingefchritten wers 
den folle, binauszugeben berechtiget feyn follen. 

In Anfehung jener derlei Priefter,-welde in der er» 
wähnten Anftalt nicht aufgenommen werden follten, hat es 
bei dem bereitd Angeordneten zu verbleiben, 


Pre, . 


Studien» Hoflommiffiond, Dekret vom 24. April 1830, 
an fämmtliche Länderftellen. | 


8. 


Nichtüberlaffung 
ber Erziehung einesKatholifen an Akatholiken. 


Aus Anlaß eines vorgefommenen Falles hat man der 
Landesftelle zur genauen Befolgung zu bedeuten: daß zu 
Folge wiederholter hoͤchſter Entſchließung katholiſche Kins 
der bei Akatholiken in Koſt, Wohnung und Unterricht nicht 
untergebracht, und überhaupt die Erziehung eines Katho⸗ 
lifen keinem Akatholiken überlaffen und anvertraut wers 
den darf. 

Die Landesftele hat dafür zu forgen, daß diefe höchſte 
MWillensmeinung auf das genauefte befalgt werde. 

Studien: HoftommiffionssDefret vom 24. April 1830, 
an fämmtliche Länderftellen. 


9. 
Berfahren 


bei Zobeserflärungen zum Behufe der Trens 
nung einer gültig befiandenen Ehe, vor 
dem Sprude, 

Zu Folge einer unter dem 9. März 1830 neuerdings 
beftätigten hoͤchſten Entſchließung an die Hoffommiffion in 
Juſtiz-Geſetzſachen vom 11. Mai 1821, bat die oberfte Zus 
ſtizſtelle, ehe fie bei Todeserklaͤrungen zum Behufe der 
Trennung einer gültig beflandenen Ehe zwiſchen Katholie 
ten, und der hiernach auszufprechenden Trennung der Ehe 
ihr Erkenntniß fälle, wie wohl fie fih im Mebrigen ganz 
nah den Vorſchriften des allgemein. bürgerlichen Geſetz⸗ 
bucdes zu benehmen bat, die- diesfälligen Verhandlungen 
bem betreffenden ‚Drdinariate mitzutbeilen, und deſſen Ber 
merkfungen einzuholen, und wenn ber Befchluß der oberften 
Zuftizftelle von der Meinung des DOrdinariates abweichend 


ſeyn folte, den Gegenftand der Höchften Entfheidung zu 
unterziehen. 

Davon Hat nun die Landesftele die Orbdinariate in 
Kenntniß zu ſetzen. 
Hofkanzlei⸗Dekret vom 12. Mai 1830, an fämmtliche 
Länderftellen. 


10. 
Verfahren 


bei Cenſur der akatholiſchen Bethaus— 
Rechnungen. 

Im Einverftändniffe mit dem k. k. General-Rechnungs⸗ 
Direktorium hat die vereinigte Hofkanzlei beſchloſſen: es 
von der Genfurirung der akatholiſchen Bethaus⸗Rechnungen 
durh die Provinzial» Staatsbubhaltungen abfommen zu 
lafien, und dagegen anzuordnen, daß vom Verwaltungss 
jahre 1830 an, die Cenfur Diefer Nechnungen von der uns 
mittelbaren erften politifhen Behörde, mit Zuziehung des 
Paftors und der Gemeinde» Xelteften ordentlich vorgenoms 
men, fodann aber bie Bethaus-Rechnungs-⸗-Extrakte im 
Wege des Kreisamtes und der Landesftelle fummarifh und 
undofumentirt an die Provinzial⸗Staats buchhaltung einge, 
ſendet werden. Durch dieſe Maßregel wird jedoch der Lans 
desſtelle die Befugniß nicht benommen, in einzelnen Faͤl⸗ 
len, wo entweder ein Verdacht gegen die Rechnungsfuͤhrer 
obmaltet, oder irgend ein anderer adminiftrativer Zwe es 
nöthig oder nüglicy macht, die Genfur folder Rechnungen 
Durch die Provinzial» Staatsbuchhaltung vornehmen, und 
fih das Refultat hiervon vorlegen zu laffen. 

HoffanzleisDekret vom 16. Julius 1830, an fämmtliche 
Länderftellen. | 
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11. 
| Denehbmen 
mit ben wegen Bergeben aus geiftliden Semis 
narien entlaffenen, und von den theologifdhen 
Studien ausgefhloffenen Individuen, die 
fih zu einem anderen Studien-Zweige 
wenden wollen 


Seine Majeftät haben über einen allerunterthänigften 
Vortrag, was gegen folde Individuen, welche wegen Vers 
gehungen aus den geiftlihen Seminarien entlaffen werden, 
und daher von den £beologifhen Studien auszufchließen 
find, vorzufehren fey, wenn fie zu einem anderen Studien» 
Zweige fihb wenden wollen, unter dem 23. Junius 1830 
folgende hoͤchſte Entſchließung zu. erlaffen gerupet: 

Schüler der Theologie, welche aus einem geiftlichen 
Seminarium entlaffen werden, und mithin von dem theo» 
logifhen Studium ausgeſchloſſen find, Fünnen nur dann 
zu einem anderen Studien-Zweige, zu deſſen Antretung fie 
vermöge der Studien» Zeugniffe aus den Borbereitungsr 
Wiffenichaften geeignet find, mit der Stellung unter Die 
befondere Aufficht der Profefloren zur Ueberwachung ihrer 
Eittlichkeit zugelaffen werden, wenn ihre Entlaffung aus 
dem Alumnate nicht wegen eines Vergehens und aus 
Gründen erfolgte, welche auch bei einem anderen Studien, 
Zweige ihre Ausſchließung herbeigeführt haben würden, 
Den DOrdinariaten ift daher aufzutragen, die Entlaffung 
eines jeden Zöglinges fogleich, als fie erfolgt, mit Beifüs 
gung der Urfache derfelben der Landesftelle anzuzeigen, das 
mit diefe darüber erkenne, ob das Vergehen diefes Zoͤg— 
linges die Ausſchließung von jedem anderen Studien» 
Zweige zur Folge haben fol, und wenn fie dieſes findet, 
die Anzeige an die Studien» Hoffommifflon zur weiteren 
angemeflenen Verfügung erftatte. 

Mit einem nacgefolgten hoͤchſten Eabinetöfchreiben 
vom 27. Zunius 1830, haben Seine Majeftät in Bezug 
auf den biefen Theologen bedingungsweife geftatteten Ueber» 
tritt zu befehlen geruhet, den Länderftelen zur Pflicht zu 
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machen, die Ertheilung der diesfaͤlligen Bewilligung, den 
Uebertritt zu anderen Studien⸗Zweigen, nur ſolchen Indi⸗ 
viduen zu geſtatten, welche ſich ſowohl in moraliſcher als 
literariſcher Beziehung und in jeder Hinſicht untadelhaft 
bewieſen haben. 

In Gemaͤßheit dieſes hoͤchſten Befehles hat nun die 
Landesſtelle das weiters Erforderliche zu verfuͤgen, den zweiten 
Theil deſſelben aber ſich zur genaueſten Darnachachtung ge⸗ 
genwaͤrtig zu halten. 

Studien-Hofkommiſſions⸗Oekret vom 17, Julius 1830, 
an fämmtliche Länderftellen, mit Ausnahme von Mailand 
und Benedig. Ä 


12. 


Den Theologen unterfagtes Privat-Stubium 
ber Erziehbungsfunde. 

Aus Anlaß eines vorgefommenen Falles, wie theolos 
giſche Schüler an einer philofophifhen Studienanftalt zur 
Prüfung aus der Erziehungsfunde, mit Anwendung des 
$. 18 der Cirfulars Verordnung vom 3. März 1827 über 
Dad Privat-Studium, zugelaffen wurden, wird der Landes» 
ftelle zur Befeitigung eines Mißverftändniffes in Beziehung 
auf die Auslegung des obigen $. 18, die Erläuterung hin» 
ausgegeben: daß, nachdem den Theologen das Privat-Gtus 
dium überhaupt nicht erlaubt, und das Studium der Er 
ziehungskunde für diefelben vorgefchrieben ift, folglich zu 
ihren Obligatftudien gehöret, der $. 18 des Cirfulares vom 
3. März 1827 über das Privat-Studium auf fie keine An: 
wendung bat; fondern die Theologen haben die Erzies 
hungskunde öffentlich zu hören. 

Studien⸗Hofkommiſſtons⸗Dekret vom 11. Septbr. 1830, 
an faͤmmtliche Länderftellen, mit Ausnahme von Mailand 
und Venedig. Ä 


ae 


13. 
Enthbebung 


bes Vereines ber Nedemtorifiinnen in Wieln 
von dem Amortiſations-Geſetze. 


Seine Majeftät Haben mit allerhoͤchſter Entfchließung vom 
41. Nov. 1830 die Eonftituirung des Klofterd der Redemtori⸗ 
flinnen in Wien zu geflatten, und die Befreiung von dem 
Amortifationss Gefege, nicht blos auf das Inſtitut felbft 
und auf die Donationen inter vivos oder mortis causa 
zu beſchraͤnken, fondern auch auf die Individuen, und bei 
diefen auch auf Erbfchaften ab intestato auszudehnen ges 
rubet, 

Die Erwerbung liegender Güter aber ift in der Urt 
ausgenommen, daß diefelbe nach der allgemeinen Norm 
des Amortifations-Gefeßes ohne hoͤchſte landesfürftliche Ges 
nehmigung nicht Statt finden dürfe. 

HoffanzleisDefret vom 23. Dezember 1830, an ſaͤmmt⸗ 
liche Länderftellen. 

Kund gemacht in NiedersDefterreih, am 6.5 in Steyers 
mark, am 8.5 im Defterreih ob der Enns, am 9.5 in 
SUyrien, am 10.5 in Mähren und Sclefien, Zirol und 
Dorarlberg, am 14.5 im Küftenlande, am 20.; in Böhmen, 
am 21. Januar 1831. 


14. ° 
Erwerbungs= Fähigkeit 
der Redemtoriſtinnen in Wien. 

Um irrigen Auslegungen vorzubeugen, hat bie k.k. 
Hofkanzlei anher eröffnet, daß die Nedemtorifiinnen in 
Wien dur feine feierlihen Gelübde gebunden find, und 
daß aus diefer Rüdfiht auch den einzelnen Gliedern Dies 
fer Eongregation die Befugniß, zu erwerben, ſelbſt ab ın- 
testato, zugeflanden wurde, 

Diefes wird mit Beziehung auf die Kundmahung 
vom 9. Januar 1831, zur allgemeinen Wiffenichaft und 
Darnachachtung hiermit öffentlich befannt gemadt. 


Hofkanzlei»Defret vom 17. Februar 1831, an ſanm⸗ 
liche Laͤnderſtellen. 

Kund gemacht in Oeſterreich ob der Enns, am 3.5 in 
Böhmen und dem Küftenlande, am 10.5 3 in nn am 
18. März 1831. 





z 15. - 
Vorſchrift 
bei Entlaffung der Capelläne aus ber Militär. 
‚Seelforge. 
+. Geine Mojeſtaͤt haben mit hoͤchſter Entſchließung vom 
9. April 1831 an den Hoffriegsrath zu befehlen. geruber, 
daß, fo oft ein Capellan wegen intellectueller oder moralis 
fcher Gebrechen aus der Militär» Geelforge entlaſſen, und 
feinem Dioͤceſan⸗Biſchofe zuruͤckgeſendet wird, dieſer „Bis 
ſchof von jenen Gebrehen auf eine ganz beftimmte Weiſe, 
in Kenntniß zu ſetzen ſey, von welcher Verſaguns daher 
die Ordinariate zu verſtaͤndigen ſind. 

Hofkanzlei⸗Dekret vom 12. Mai an fimmilice 
Länderftellen. | 

16. | r N 

er KURTE TRUE 
der Findlinge zur Verpflegung nur an. 
0 katholiſche Ziehältern.. | 

Aus Anlaß eines vorgefommenen: fpeciellen Falles ift 
unter dem 21. Junius 1831 folgende hoͤchſte ————— 
herabgelangt: 

Findlinge duͤrfen in die entgeldliche ober unentgelds: 
lihe Verpflegung nur an foldhe Ziehältern übergeben wer⸗ 
dem, mo beide Ehegatten katholiſch find; ſolche Findlinge, 
welche ſich bereits. bei Ziehältern befinden, von denen bloß 
ein Theil katholiſch ift, können daſelbſt, jeboch nur in dem. 
Falle belafjen werden, als man vollkommen überzeugt ift, 
daß fie in der katholiſchen Religion gehörig erzogen‘ wers 
den, worauf firenge:zu ſehen ift, und wenn: es nicht der 
Sal feyn ſollte, machen es Seine Majeftät der. Geiſtlich⸗ 
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keit, und jenen, denen es obliegt, zur Pflicht, ſie von da 
wegzunehmen und bei ganz katholiſchen Ziehaͤltern unter⸗ 
— 

Nach welcher boͤchſten Entſchließung ſich auf das Ge⸗ 
nauefte zu benehmen ift. 

Hofkanzlei Defret vom 27. Zunius 1831, an ſaͤmmt⸗ 
lihe Länderftelen mit ———— von Mailand, Venedig 
und Zara. 

ne } j 17. 9,3% . ‘ 
Bere Einflüßnebmung 
der Kamerals Gefällen»VBermwaltung bei Ber» 
leihung geiftlider Beneficien und Schuldienſte 
bei Cameral- und Fonds⸗Guͤtern. 

Es iſt die Frage zur Eroͤrterung gekommen, welchen 
Einfluß die Cameral-Gefaͤllen-⸗-Verwaltung bei Verleihung 
von geiſtlichen Beneficien und Schuldienſten auf Cameral⸗ 
und Fonds» Gütern zu nehmen Habe. Im Einvernehmen 
mit der k. k. Hoffammer wird hierüber bedeutet: 

Bei Belegung der Pfründen, wozu das Patronatss 
oder Präfentationsreht Cameral, Gütern zuftehet, bat die 
Gefällen-Berwaltung das Präfentationsrecht auszuüben. 

Die Ordinariate haben fohin ihre Belegungsvorfcläge 
unmittelbar an die Gefällen » Verwaltung zu leiten, und 
von ihr die Erledigung derfelben zu erhalten. 

Das Patronats ⸗Recht bei den Pfründen, melde unter 
dem Patronate der politifhen Fonds ⸗ und GStiftungsgüter 
ſtehen, hat. die Landesftelle. nah. Maaß.- ihres dermaligen: 
Wirkungskreiſes ohne Sntervenirung der Gefällen-Berwals. 
tungrauszjuüben. ©. 

Ruͤckſichtlich des Vorganges bei — der Schul⸗ 
dienſte wird der Landesſtelle die weitere Weiſung von der 
k. k. Studien⸗ Hofkommiſſion und der GefaͤllenVerwaltung 
die entſprechenden Weiſungen in ig Ra von ber 
k. k. Hoflammer zukommen. ' 

Hofkanzlei-Dekret vom A. Auguft 1831, an fammtliche 
Länderftellen, mit Ausnahme von ale): Venedig und. 
Dalmatien. 
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a Errichtung | 
bes Jnftitutes der barmherzigen Shwefern 
in Wien und deffen Befreiung von dem 
AmortifationssGefege, wo 
Seine Majetät haben mit hoͤchſter Entfchliefung vom 

12. November 1831, die Errichtung eines Inſtitutes der 
barmherzigen Schweftern in Wien zu geflatten, und die 
felben in der nämlihen Art von dem Umortifationg Ges 
fee zu befreien gerubet, wie diefes laut der Hofkanzleis 
Derordbnung vom 23. Dezember 1830 und 17. Februar 1831 
für Die Redemtoriftinnen, angeordnet worden iſt. Davon. 
wird die Landesftelle mit dem Auftrage in Kenntniß ges 
ſetzt, diefe hoͤchſte Beſtimmung im gewoͤhnlichen Wege all⸗ 
gemein Fund zu machen. 

Hofkanzlei⸗Dekret vom 18. November 1831, an ſaͤmmt⸗ 
liche Länderftellen. Pe | u. 
Kund gemacht im Küftenlande, am 6.5 in Steyermarf, 
am 7.5 in Tirol und Oeſterteich ob der Enns, am 8.5 in 
Mähren und Schleſien, am 9.5 in Böhmen, am 16.5 in 
Illyrien, am 17. Dezember 1831. 





19. 
Nichtabnahme 
einer Taxe für die Ausfertigung der Ehever— 
| kuͤndigungs⸗Scheine. 


. Es if vorgekommen, daß pon Seite ber- Pfarrgeifts 
lichkeit nebft. der Stollgebüpr für. die Eheverkuͤndigung, 
auch fuͤr die Ausfertigung der Eheverkuͤndſcheine eine be⸗ 
ſondere Gebuͤhr abgenommen wird. — 
DODie Abnahme einer ſolchen Gebühr iſt bei, dem Ums 
ſtande, wo dieſe Verkuͤndſcheine nur die Beftätigung des 
geſchehenen Aufgebotes, fohin einer fhon mit einer Zare 
belegten Handlung find, von welder Betätigung überdieß 
ein Brautpaar nur zum Akte der. Trauung Gebrauch. mas 
hen, kann, unzuläffig. * 


Die Landesftelle hat daher, in fo fern die erwähnte 
Gebühr in dem Gouvernement gegen die beftehenden Stoll» 
vorfohriften abgenommen würde, Diefe Abnahme abzuftellen. 

Hofkanzleis Dekret vom 1. Degember 1831, an fämmts 
liche Länderftellen, mit Ausnahme von Mailand, Venedig 
und rei 
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Großherzogtum Baden 


1. 


Minifterium bes Innern, katholiſche Kirchen⸗ 
Section. 
Karlsruhe, den 2. April 1831. 

In Folge gepflogener Kommunikation mit. bem erzbis 
fhöflihen General-Bicariat zu Freiburg findet man fih in 
Bezug. auf. die Vertretung der katholiſchen , Pfründner in 
ihren NRechtsftreitigkeiten und wegen Zahlungsfiherung der 
auf die Pfründen. lebenden Prozeßkoften veranlaßt, fol 
gende Generals Berordnung an ſaͤmmtliche landesherrliche 
Decanate zu ihrer Wiffenfchaft und Belehrung der Pfründe 
Ssnhaber zu erlaffen. 

Das BVertretungsrecht der’ Pfründner in ihren Rechts— 
angelegenheiten werde von dieffeitiger Stelle folgenders 
maßen ausgeübt: 

Die Minifterial» Section prüfe auf di miklelbare oder 
mittelbare (durch das erzbifchöfliche GeneralsVicariat) Ver 
anläffung- des Pfründes Inhabers den status causae et 
cöntroversiae, und ermäctige, wenn Ausfiht auf einen 
günftigen Erfolg vorliege, den Neclamanten zur Führung 
des Prozefies, indem fie entweber 

a) ihn anmweife, wo er die Klage anzubringen, welche 
Klagbitte er zu ftellen, und wie er diefelbe zu begründen 
babe; oder indem fie  ° 

b) die Klagfchrift durh das Fiecalat verfaffen, und 
ihm zur Unterzeihnung und Uebergabe zuftellen laſſe. Daſ⸗ 
felbe Verfahren babe Statt bei der Einlaſſung auf eine 
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gegen einen Pfründe:Inhaber erhobene Klage, wobei man 
jedod immer vorausfege, daß der Streit nicht die perföns 
lihen Rechte des Pfründes Inhabers, fondern die Pfründe 
felbft berüpre. In zweiter Inſtanz beforge das bieffeitige 
Ziscalat die Verfaffung der Schriften auf Anweifung der 
Kirden-Eection, oder man beauftrage hierzu die Ziscals 
procuratoren bei den betreffenden Obergerichten. 

Jener aber müffe die Uebergaben der Schriften in Wahs 
sung der Termine u. f. w., in zweiter und dritter Inſtanz 
Durch Obergerichts-Anwaͤlde bewirken, und diefe, da fie 
nicht befoldet find, nad der Zarordnung in jedem einzels 
nen Falle honorirt werden. Es fey alfo, zuma! wenn ber 
Prozeß verloren geht, mithin die Koften der Gegenpartei 
vergütet werden müffen, jeder Prozeß mit einem mehr oder 
minder bedeutenden Koftenaufwand verbunden. Die Vers, 
bindlichkeit zur Tragung diefer Koften, ruhe in Ermang» 
lung eigner hiezu geeigneter Fonds auf dem Ertrag der 
Pfründe, und mittelbar auf dem Pfründes Inhaber, wels 
cher für die Erhaltung des Pfründe-Vermögens zu forgen, 
und hinſichtlich der diesfallſigen Koften für die Pfründe 
einzufteben habe. 

Schon bei mehreren Anläffen find die PfruͤndeInha—⸗ 
ber dieſer Verbindlichkeit nicht gehörig nacgefommen, und 
haben dadurch begründete Beſchwerde der Ziscal»Procuratos 
ren und Reclamationen von Seiten der gegentheiligen Ans 
wälde hervorgerufen, welche Gefchäftserweiterungen und fere 
nere Koften veraniaffen, und dahin führen müffen, die 
£ünftige Auswahl guter FiscalsProcuratoren zu erfchweren 
und deren Eifer zu lähmen. 

Um diefen Uebeljtänden einerfeits abzubelfen, andrers 
ſeits aber die Pfruͤnde-Inhaber zu erleichtern, und ben 
Tolgen einer augenblidlihen Zahlungs: Verlegenheit zu bes 
gegnen, ift man geneigt 

1) derartige Prozeßkoſten auf die betreffenden Pfarr, 
Interims⸗Revenuͤen⸗Fonds vorfhußmweife und genen 4pCt. 
Derzinfung in allen Zilen anzuweifen, wo ſolche nicht 
ganz unbedeutend find; 

2) zur Ruͤckzahlung angemeffener Termine nicht Ber 

VE Band, 2, Heft, 6 | 


Ba 


ruͤckſichtigung des Koftenbetrags des Pfründe» Einkommens 
zu bewilligen, erwarte jedoch, daß die Pfruͤnde-Inhaber 
die Rüdzaplung defto puͤnktlicher leiften ‘werden. 

Die Decanate haben die Pfruͤnde-Inhaber ihres Spren— 
gels hiervon zu ihrem Benehmen in vorkommenden Fällen 
mit dem Anhang in Kenntniß zu fegen, Daß derjenige, 
welcher fih nicht hiernady richte, ſich der gerichtlichen Ein— 
fhreitung im Falle des Zahlungs» VBerzugs augfege, und daß 
man endlich von der Gemiffenhaftigkeit fämmtlicher Pfründer 
Inhaber gewärtige, die Scheue vor der hiernach erleichter- 
ten Nebernahme der Prozeßfoften werden feine Beitims 
mungsgründe für fie feyn, das Intereſſe der ihrer Aufs 
merffamfeit anvertrauten Pfründe zu vernadläffigen. 

Da man endlib aud wahrgenommen hat, daß die 
Pfruͤnde-Inhaber öfters die Urtheile nah Umfluß der Ans 
meldungsfrift der Berufung vorlegen, wodurd die Noths 
friften verfaumt, und vielfältige Neftitutionsgefuche veran— 
laßt werden: fo werden diefelben angemiefen, in allen 
Sällen, wo ihnen das Urtheil befchwerend erfcheint, inner, 
halb der gefeglichen Frift felbft eventuell die Berufung 
anzuzeigen; fofor® mit der Vorlage des Urtheils dieſes zu 
bemerfen, und fich bei der Vorlage lediglich auf die Frage: 
ob von dem katholiſchen Kirchenfiscus Namens der Pfründe 
die Appellation eingeführt und gerechtfertigt werden wolle? 
zu befchränfen, 





Nro. 5341, 
2. 

Es find ſchon öfterdie nachtheiligen Folgen gefühlt wor= 
den, wenn nicht vollftändig nachgewiefen werden fann, ob eine 
Ehe, die als an fi gültig in das bürgerliche Standesbud 
eingetragen ift, auf vorgängige Staatserlaubniß abgeichlofs 
fen worden fey; und es entflanden häufige Zweifel dars 
über, ob namentlih in Fällen, wo fih keine Civilaften 
über die Ertheilung einer ſolchen Staatserlaubniß vorfans 
den, hieraus gefchloffen werden könne, daß überhaupt eine 
folde Erlaubniß nicht ertHeilt fey, oder ob man annehmen 
dürfe, daß der trauende Pfarrer ſich jedesmal nad den Ges 
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ſetzen gerichtet, und ſonach die Trauung nicht ohne Staates 
erlaubniß vorgenommen habe. — Da die Verhältniffe vie, 
ler Familien von der Beantwortung diefer Frage abhäns 
gen, fo bat das Großh. Hocpreißlide Minifterium des 
Snnern, in Erwägung, wie wichtig es ift, die Möglichkeit 
folder Zweifel und der daraus entfpringenden Redtsuns 
fiherheit fo viel moͤglich für die Zukunft zu entfernen, durch 
Beſchluß vom 21. März 1831, Nro. 3299 in Uebereinftims 
mung mit hohem Juſtiz-Miniſterium verordnet, daß die 
Beamten des bürgerlichen Standes unter Beziehung auf . 
$. 10 und 15 ihrer Dienft-$nftruction gehalten feyn follen, 
Fünftig in ihren Einträgen in das Ehebuch aud das Das 
tum und die Nummer des amtlihen Beſchluſſes, wodurch 
die Staatserlaubniß zur Eingehung der fragliden Ehe ers 
theilt wurde, jedesmal anzuführen. — 

Die Adminiftrativbeamten aber, denen jährlih eine 
Doppelfchrift der bürgerlichen Standesbücer zur Prüfung 
vorgelegt wird, follen bei der Durchſicht diefer Bücher auf 

-die Beobachtung diefer hohen Verfügung ihr Augenmerk 
richten. | 

Saͤmmtliche Pfarrämter und Aemter werden daher zur 
genauen Befolgung diefer hohen Unordnung hiervon in 
Kenntniß gelegt. 

Mannheim, den 13. April 1831. 

Direftorium des Neckarkreiſes. 
Sn Ubmwefenheit des Kreis-Direktors: 
Dahmen. 
vdt. Keßler. 





3. 


Befanntmahung. 
(Die Bereinigung der unter der Aufſicht bes 
Minifteriums des Innern und ber evangelifden 
Kirben» Section ftehenden Tonds von Gtif- 
tungsr, Lehr» und andern Unftalten betr.) 
Seine Königlide Hoheit der Großherzog 
haben durch Entſchließung aus Höchfidero Staats» Minifte 
6 * 
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rium vom 25. Auguſt d. J., Nro. 1487, zu verordnen ges 
‚rubet, daß die Verrechnungen der unter der unmittelbaren 
AYuffiht des Minifteriums des Innern und der evangelis 
fhen Kirchen-Section ſtehenden Fonds von Stiftungss, 
ehr, und andern Anſtalten, welde bisher dahier von vers 
‚fhiedenen Verrechnern beforgt “worden, vereinigt und an 
einen Verrechner, welchem die Eigenfchaft als Staatsdie— 
„ner zugeſtanden wird, übertragen werden ſollen. Die Be 
mwerber um diefen Berrechnungsdienft, mit welchem ein Ges 
halt von 1000 fl. und 300 fl. Büreau; Averfum „ Dagegen 
‚aber auch die Keiftung einer Dienftcaution von 3000 fl. 
‚verbunden ift, ‚haben fi mit den erforderlihen Ausweiſen 
über ihre Befähigung und Anfprüde bei dem diefjeitigen 
Minifterium zu melden. 
Karlsruhe, den-19. September 1831. 
Minifterium des Innern: 

Winter. 

vdt, v. Adelsheim. 


Erzdioͤceſe Freiburg. 
.- 1, 


Ersileöflißee General» Bicariat. 
Freiburg, ben 12, Februar 1830, 
Nro. 848. Reprod. Die erzbiſchoͤfliche Verord— 
nung vom 14 März 18238, die Wiederhaltung 
der Landfapitel und Conferenz-⸗-Verſamm— 
lungen betreffend, 
Beſchluß. 

Alle in der Zeitſchrift fuͤr die Geiſtlichkeit in dem Erz⸗ 
bisthum Freiburg erſcheinenden erzbiſchoöflichen Verordnuns 
gen, ſomit auch die obige vom 14. Maͤrz 1828, die Wie 
derbaltung der Landeapitel und Gonferenz:Berfammlungen 


betreffend, *) die fi im 1. Hefte befindet, haben verbind» 
liche Kraft und follen volljogen werden, obgleich fie unfern 
Decanaten wegen damaliger Umftände nicht noch befonders 
zugegangen find, 


*) In Gemäßheit diefer Verordnung follen in ber Regel alle Jahre 
ein Mal Gapitels ober PaftoralsBerfammlungen in allen Landcapis 
teln der Erzdiöcefe gehalten werben und zwar in der letzten Hälfte 
des Augufts. Der Decan hat fchon ſechs Wochen vor Oftern des 
nämlichen Jahres der Gurat:Geiftlichkeit (jedes Ranges, daher auch 
den Hülfsprieftern) feines Gapitels durch ein Rundſchreiben belies 
big den Zag und bie Stunde der Zufammenfunft zu beftimmen, 
und im Falle die Verſammlung Über Mittag währt, mag eine 
Vebereinfunft unter den Mitgliedern‘ gefchehen, wobei der Koften: 

bectrag zu gleichen Theilen ausgefchlagen werben foll. Den Gegen: 
ftand der Berathung beftimmt die Eirchliche Oberbehörde, die hiers 
bei auf die Beichlüffe der vorhergegangenen Gonferenzen reflektirt, 
um den Geift und die Bedürfniffe des Sprengel Eennen zu lernen, 
Darum wird für den Anfang bie Auswahl ber Gegenftände den 
Decanen und, feiner Zeit, den erzbifhöflichen Kommiffarien übers 
laffen bleiben. Die Fragen follen „aus der Theologie, Moral, 
Kirchengefchichte, Liturgie und Paftoral genommen werden, wobei 
jedbodh genau zu bemerken, daß mit Vorausfegung der Dogmen, 
als folder, nur über ihren praktiſchen Einfluß auf die Beförde— 
rung bes religiössfittlihen Zuftandes, auf die Beruhigung und Ers 
bauung der Gläubigen gefprocdhen werden Tann, und daß bie Kir— 
chen-Berfaffung in ihren Haupt: und wefentlichen VBerhältniffen uns ° 
berührt gelaffen werden müffe, und aud bie Fragen des Kirchen: 
ftaatsrechtes nicht in. Berathung gezogen werben ſollen.“ 

Die Sonferenjfragen werben gleich bei Anzeige bes Verſamm⸗ 
lungstages, auch noch früher, vom Decan allen Geiftlichen zugefens 
bet, worauf dann jeder, wenigftens ſechs Wochen vor der Zufams 
menkunft, fchriftlich feine Beantwortungen an den Decan einzuliefern 
bat. Die Eröffnung der Verfammlung gefchieht, nach kurzem Got: 
tesdienfte, unter dem Vorfiße des Decans, der fobann zur Einfors 
derung der Gutachten über jede einzelne Arbeit, welche mit vertrau: 
licher Befcheidenheit abzugeben find, fchreitet. Der Decan ertheilt 
hierauf fein endliches Votum, „führt Über den Hergang und die 
Ergebniffe ein Protokoll, trägt es — mit Auswahl der etwa ge: 
fchehenen Vorſchläge — in ein Ganzes zufammen, wobei der jüngfte 
Gapitular die Stelle des Geheimfchreibers vertritt, der auch ben 
Dechant in ben Ausfertigungen an das erzbifchöfliche Generals Bis 
cariat zu unterftügen bat, wohin diefelben längftend bis zum zwan⸗ 
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Man fehe daher dem Vollzuge jener Verordnung in 
biefem Sabre, fo wie in den folgenden Jahren, mit Zus 
verjicht entgegen. 
| Dr. v. Vifari, Generalvicar. 

vdt. Jaͤger. 





2. 
Erzbiſchoͤfliches General⸗-Vicariat. 
Freiburg, den 26. Februar 1830. 


Nro. 1104. Erlaß des Großherzogl. Miniſteriums 

des Innern, kathol. Kirchen⸗Section, vom 23. 

Dezember v. J., Nro. 14901, die Begraͤbnißart der 
Selbſtmörder betreffend. 
Beſchluß. | 

Nah einer Verfügung des Großherzog. Minifteriums 
des Innern, Plenum vom /,. Dktober v. J., Bra. 10518, 
follen alle Gelbftmörder ohne Ausnahme auf den ellgemeis 
nen Friedhof nach den Gebräuden ihrer Eonfeffion und 
in der vorgefchriebenen Reihenfolge in der Regel in der 
Stille beerdigt werden. 

Das Hochpreißliche Minifterium des Innern, Fathol- 
Kirchen⸗Section, hat fi aber unterm 23. Dezember v. J. 
Pro. 14901, auf dieffeitige Communication mit Diefer ho— 
ben Stelle, dahin geäußert, es habe nichts Dagegen zu ers 
innern, wenn eine öffentliche feierliche Beerdigung der 
Gelbftmörder geftattet werde, infoferne die Nichtimputabis 
lität der Handlung notorifh oder dur die betreffende 
Polizei-Behoͤrde im einzelnen Sale conſtatirt ift. 


zioften Oktober eingefendet feyn füllen, Beim Ende der Verſamm⸗ 
lung wird noch das_Nöthige wegen der umlaufenden Paftoralfchrifz 
ten verabredet, die Schlufrechnung des Jahres für diefe vorgelegt 
und zugleich der Stand der Capitelskaſſe mitgetheilt. 

‚In dem Protokolle find die Anmwefenden und Abwefenden mit 
der Urfache der Abwefenheit jedesmal zu bemerken. Nur erweißlich 
unauffchiebliche.pfarramtliche Gefchäfte und. perfönliche Krankheiten 
können als hinlängliche Entfchuldigungen ‚angefehen werben. 
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In Uebereinftimmung mit diefen hohen Minifterials 
Beſchluͤſſen wird nun hiemit verordnet: 

1) Jeder Selbftmörber ift auf dem allgemeinen Friedhofe 
oder Gottesader in der gewöhnlichen Reihenfolge zu 
beerdigen. 

2) Wird geftattet, daß jene Selbftmörder, von denen die 
Nichtimputabilität der Handlung notorifh oder durch 
Die betreffende Polizei-Behoͤrde im einzelnen Falle con: 
ftatirt ift, Öffentli und feierlich beerdigt werden. 

3) Alle jene GSelbftmörder aber, von welchen über Die 
Nichtimputabilität der Handlung Feine Gewißheit zu 
erlangen ift, find in der Stille, ohne Geſang und ohne 
die fonft übliche Ausfegnung und ohne dabei lauf zu 
beten, unter Vortragung des Grabkreuzes, zu beerdis 
gen; auch haben die Seelſorger folde Leichen in ihrer 
gewöhnlichen Kirdenkleidung zum Grabe zu begleiten; 
nicht aber das Grab nah VBorfchrift des Nituals ein: 
zufegnen, und nicht Die dabei vorgefchriebenen Gebete 
und Geremonien zu verrichten, fondern die Unglücli: 
ben nur in der Stille der Barmperzigkeit Gottes zu 
empfehlen, deffen unerforfhlibem Rathe Gerichte ans 
heim gefallen find, und uns zum fchredenden Beifpiel 
geworden find, wie weit es mit den moralifchen Vers 
irrungen des Menſchen fommen kann. Dabei empfiehlt 
man aber allen Geelforgern auf das nahdrüdlichfte, 
jene ihre Pfarrangehörigen, von denen fie erfahren, 
daß fie gemuͤthskrank feyen, in ihre befondere Obforge 
und Leitung zu nehmen, und fie frühzeitig zu vermds 
gen, fi der Heilung erfahrner Aerzte zu unterwerfen, 
nicht minder aber den verderblihen Grundfägen unfer 
rer Zeit, nach welchen Gelbjimorde entweder im Uns 
glauben an ein höheres Seyn und Werden, oder im 
frevelnden Wahn auf Gottes Barmherzigkeit begangen 
werden, und wornach manche fich erfrechen, ſolche Tha— 
ten noch als Handlungen von Geiftesgröße anzurüpr 
men, durch eindringliche hriftlide Belehrung entgegen 
zu wirken, 

Dr. v. Vicari, Generalvicar, 





—— 


8. 
Erzbiſchoͤfliches General: Vicariat. 
Greiburg, den 5. März 1830, 


Nro. 115. Die Trauung der Brautleute ver» 
miſchter Eonfeffion betreffend. 
Beidluf. 

An das erzbifchöflihe Decanat N. N. ift zur Eröffnung 
an bie untergegebenen Pfarrämter zu erlaffen: 

Sn dem obern Theile der Grzdiöcefe laffen fih bie 
Brautleute gemiſchter Confeſſion in der Regel, und 
namentlich in Karlsruhe, Freiburg, von den beiderfeis 
tigen Pfarrern trauen, zuerft von dem des Bräutigams, 
und dann vom Pfarrer der Braut, wobei die Traugebühr 
nur dem Pfarrer des Bräutigams entrichtet wird, und dem 
Pfarrer der Braut nad Belieben oder auch gar nicht ho» 
norirt wird. Dies zweifahe Trauen beobachten bisher felbft 
die proteftantifhen Höfe bei gemifdhten Ehen, wie dies in 
Karlsruhe und Stuttgart gefchieht, — warum geſchieht es 
nicht von vielen Unterthanen? Die Pfarrämter haben das 
ber ihre Brautleute, bei Eingehung gemifchter Ehen auf 
Nicht⸗Unterlaſſung der kaätholiſchen Trauung wegen ber 
Wichtigkeit der damit verbundenen facramentalifhen Gnade 
aufmerkfam zu" machen und dazu zu ermahnen. Auch ift 
ed des Geelforgers heitige Pflicht, dem katholiſchen Theile 
bes Brautpaars, jeboch ohne alle Zudringlichfeit, auf lies 
bevolle und belehrende Art zu Gewiffen zu reden, dafür bes 
forgt zu feyn, daß die in der zu fohließenden Ehe zu hof» 
fenden Kinder in der Fatholifchen Religion erzogen mer: 
den; wenn daher der Bräutigam fatholifcher Religion feyn 
follte, fo Habe das Pfarramt nad Möglichkeit zu verhins 
bern zu fuchen, daß über die Religionserziehung der Kin— 
ber ein Ehevertrag gefchloffen, indem, wenn nicht durch 
einen Ehevertrag eine andere Religionserziehung bedingt 
wird, fämmtliche Kinder nad dem Gefege in der Religion 
bed Vaters erzogen werden müffen: follte aber die Braut 
katholiſcher Gonfeffion feyn, fo babe das Pfarramt dahin 
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zu wirfen, daß vor Schließung ber Ehe dur einen vor 
dem Großherzogl. Amtsreviforate zu errichtenden Ebevers 
trag, wo möglich, die Fatholifhe NReligionserziehung aller 
ihrer zu boffenden Kinder, oder doch wenigftens jener ih— 
res Geſchlechts ausbedingt werde. 
Dr, v. Bicari. 
ydt. Zauber. 
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Erzbifchöflihes General: Vicariat. 
Freiburg, ben 7, Mai 1830. 
Nro. 2051. Die Störungen des evangeliiden 
Gottesdienſtes Durhdie Feier des katholiſchen 
Frohnleichnams-Feſtes betreffend. 
Beſchluß. 

Wir finden uns aus bewegenden Urſachen veranlaßt, 
hinſichtlich der Frohnleichnams-Prozeſſion auf den Filialen, 
auf melden dieſelbe Uebungsgemaͤß am Gonntage abge 
halten zu werden pflegt, zu verordnen: daß die gedachte 
Drozeflion, mit welcher nah kirchlicher Vorſchrift der feiers 
liche Gottesdienft beginnt, insbefondere in Orten gemifch: 
ter Confeflion, fo frühe von ber Filialkirche auszugeben, 
veranftaltet werden folle, daß fie zu jener Stunde, in wels 
cher fonft gewoͤhnlich der fonntägliche Gottesdienft feinen 
Anfang nimmt, wieder zur Filialfirhe, von welder fie 
ausging, zuruͤckgekehrt fey. 

Hiernab haben ſich fämmtliche Pfarrämter zu benehs 
men und unter firenger Verantwortlichkeit darauf zu achten. 

Dr. v. Vicari. 
vdt, Zauber. 


5. 
Erzbifchäfliches Ordinariat. 
ro. 1860. 


Wenn ed eines jeden Chriſten Pflicht ift, täglich zu 
wacfen in der Erfenntniß bes Guten, zu ergreifen das 
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Eine Nothwendige; fo muß es gewiß auch bie wichtigfte 
Ungelegenheit der Kirchen-Obrigkeit feyn, den Gläubigen, 
befonders aber der heranwachſenden Jugend, jene Öelegene 
heit zu verfhaffen, wo fie die Summe ihrer Religions, 
Kenntniffe vermehren, alte Vorurtheile berichtigen, und 
auf,der Einen Wahrheit gelangen kann. 


Als ein foldes Mittel Haben Hirten und Volk, nebft 
den Predigten oder zufammenhängenden religiöfen Bors 
trägen längft den katechetiſchen Unterricht anerkannt, weß⸗ 
halb aud alle Kirchenvorfteher feit Jahrhunderten auf Dies 
fen Zweig des Geelforgeramtes ein befonderes Augenmerf 
richteten. Diefer Unterricht ift auch längft im unferer Erz, 
Diöcefe eingeführt. Nur über die Zeit der Entlaffung der 
Sugend berrfchte bisher in mander Gegend noch große 
Verſchiedenheit, welches ein nicht zu verfennender Uebel» 
ftand war. Um nun Diefem zu begegnen, haben wir uns 
term 11. März 1828 hierüber eine eigne Verordnung er» 
laffen, welche jedod in der Ausführung noch einige Hin— 
derniffe und Anftände gefunden hat. 


Wir find daher mit der hohen Staatsbehoͤrde won 
neuem über diefen Gegenftand in Communication getreten, 
und verordnen nun in Uebereinftimmung mit derfelben: 


1) Zn allen Kirchſpiels-Gemeinden, welde vollitändis 
gen Gottesdienft haben, fol an allen Sonn» und Feierta— 
gen des ganzen Jahres mit der Jugend ein Öffentlicher far 
techetifcher Religions» Unterricht gehalten werden. Davon 
find jedoch ausgenommen die erften Tage der böchſten Sefte, 
als Oſtern, Pflingften und Weihnachten, ferner Neujahr, 
weißer Sonntag oder der Tag der erftien Kinder-Commus 
nion, Frohnleichnamsfeſt, Patrozinium, Allerheiligen, Kirch» 
mweihfeft und Dankfeſt. Ebenfo kann die Ehpriftenlehre am 
eriten Tage nacgefehen werden, wenn ein Gonns und 
Feiertag zufammentreffen, wo gewöhnlid der Pfarrer an 
Diefem Nachmittage vom Beichtamte in Anſpruch genoms 
men wird, Die früheren herkoͤmmlichen Chriſtenlehr⸗Ferien 
bören von nunan auf. Sollten jedoch in Landgemeinden Fälle 
eintreten, wo in der Ernte oder im Herbfte das Arbeiten 
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an Sonntagen geftattet wird, fo hat diefer Eatechetifche Uns 
terricht zu unterbleiben. 

. 2) Diefer Unterricht fol in einer paffenden Nachmit— 
tagsftunde gehalten, und mit dem nadmittägigen Gottes» 
dienfte in Verbindung gebracht werden, welch legterer aber 
in der Regel nicht über eine halbe Stunde dauern fol. 
Liegen die einzelnen Theile einer Pfarrei fehr zerftreut, fo 
kann diefer Unterriht auch Vormittags gehalten werden. 
Macht aber der Pfarrort mit nahe gelegenen Umgebungen 
ben größten Theil, die Übrigen entlegenen Filialen aber 
den Eleinern Theil der Pfarrei aus, ſo ift mit der Jugend 
der entfernten Silialen nach dem beendigten vormittägigen 
Hauptgottesdienfte ein ſolcher Eatechetifcher Unterricht zu 
halten, mit der Jugend des Hauptortes aber Nachmittags, 
Eind an einer Pfarrei mehrere Geiftlihe angeftellt, fo has 
ben fie fih in diefen Unterricht gehörig abzutheilen. 

3) Sind an einem Drte mehrere Geiſtliche angejtellt, 
fo fol einer derfelben zur naͤmlichen Zeit mit der Schuljus 
gend entweder in einer zweiten Kırde, oder wo diele nicht 
vorhanden ift, in einem geeigneten Schullofale einen fols 
chen katechetiſchen Untetricht abhalten, wobei das Gute ers 
zielt wird, daß bei größeren Pfarreien die Zahl der Chri— 
fenlehr» Pflichtigen nicht zu groß wird, und der Katecet 
den. ſchon weiter Vorgerückten wichtigere Gegenftände vors 
tragen kann, Iſt aber diefes nicht ausführbar, fo hat der 
Geelenforger blos die oberfte Klaffe der Schuljugend zu 
diefen Kirchen-Katecheſen anzuhalten. 

4) Zum Beſuche diefes Unterrichtes verpflichten wir 
die Jugend beiderlei Gefchlechtes bis zum 18ten zurüdges 
legten Lebensjahre. Die Seelenforger werden die Saum⸗ 
felıgen anfangs liebreidy ermahnen, bei wiederholten Ders 
fäumniffen aber durch meltlihe Obrigkeit die geeigneten 
Zwangsmittel anwenden laffen. Auch fremde Lehrlinge 
und Dienftboten find bis zum naͤmlichen Alter anzuhalten, 
und die Dienftperrfchaften werden dringend erfucht, mit all 
ihrem Anfehen zu diefem heilfamen Zwecke mitzuwirken. 

5) Dabei verfehen wir uns zu den Pfarrämtern, fos 
wohl in Städten, als auf dem Lande, daß fie keine beliebige 
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Ausnahme machen, ſondern ſtreng an dieſe Verfuͤgung ſich 
halten, und ein beſonderes Augenmerk auf diejenigen rich— 
ten werden, welche ſich auf einige Zeit aus der Pfarrei 
entfernen, und wenn ſie wiederkehren, der beſtehenden Ord⸗ 


nung ſich nicht mehr unterwerfen wollen. Wenn junge Leute 


fih in einen andern Pfarrort begeben, um ſich längere Zeit 
dafelbft aufzuhalten, oder Dienfte zu nehmen, fo bat der 
eigne Pfarrer die Obliegenheit, den Pfarrer jenes Ortes in 
Kenntniß zu fegen, ob und wie lange fie noch zum Beſuche 
bes £atechetifchen Unterrichts verbunden feyen, damit fie ſich 
nicht durch die Veränderung des Drts dem Befude der 
Ehriftenlehre entziehen können. — Nach der Rüdkehr in 
den Geburtsort haben fie ihrem Pfarrer das Zeugniß über 
den Beſuch der Ehriftenlebren während ihrer Abweſenheit 
oder bis zum gelegluhen Alter vorzulegen. Nur durch eine 
folde firenge Handhabung der Ordnung und Unparteilich- 
keit wırd alles Gehäffige von einer fo heilfamen Anftalt 
ferne gehalten. 

6) Endlih haben wir zur fämmtlihen Kuratgeiftlich- 
Feit das Zutrauen, fie werde diefen Theil des nachmittaͤgi— 
gen Gottesdienftes mit foldem Eifer und folder Gefhid- 
lichkeit abhalten, daß die Jugend nicht blos aus Zwang, 
fondern auch nad der Entlaffung freiwillig, daß Xeltern 
und befonders ſolche Erwachſene diefem Unterrichte gerne 
beimohnen, weldye den vormittägigen Gottesdienft zu befur 
den verhindert waren. 

7) Dabei wird aber feinem einfihtsvollen und eifrigen 
Eeelforger entgehen, daß diefe einzige Stunde in der Woche 
felten das in der Elementarfhule Berfäumte nachholen, 
und nur wenig Gutes ftiften kann, wenn in der Elementars 
faule nie fhon der Grund gelegt iſt. Wir machen das 
ber ſaͤmmtliche Seelſorger auf diefen wichtigen Zweig ihres 
Berufes von Neuem aufmerffam, und empfehlen denfelben 
nicht allein öftern Schulbefuch, wodurd der oft fehr anger 
firengte Lehrer ermuthigt und die Zugend erfreut wird, 
fondern wir machen denfelben zur angelegenften Pflicht, 
ben Religions » Unterricht ganz zu übernehmen und dem 
Lehrer nur die Wiederholung zu überlaffen.. 


Wir verordnen demnach ferner, daß jeder Seelforger 
wöchentlich wenigitens zwei Stunden Religions» Unterricht 
in der Schule ertheile. Hat jedoch ein Pfarrer fo viele 
Schulen, daß er nicht in jeder wenigftens eine Stunde 
NeligionssUinterriht geben kann; fo bat er dem betreffen, 
den Lehrer die gehörige Anleitung zu geben, und bei feis 
nen öftern Schulbefuden denfelben: in feiner Anmwefenpeit 
katechiſiren zu laſſen. 

Der Borbereitungsslinterrit zum erſten Empfang des 
heil. Abendmahls bat ohnedies jeder Pfarrer felbft zu ges 
pen, und zwar nit in.einigen Stunden, fondern vom 
Anfange der Faftenzeit in einer täglichen Unterrichtsftunde, 
oder bei einem früheren Anfange in 3—4 woͤchentlichen 
Stunden. 

Die erzbifhöfliben Decanate haben diefe Verordnung 
den Eeelenforgern ihres Sprengeld befannt zu machen, ſich 
von den Pfarrern, befonders von jenen, welde mehrere Fis 
lialen haben, die Eintheilung und Beftimmung ber Stuns 
‚den vorlegen zu laſſen und bei den jeweiligen Vifitationen 
ſich nad der genauen Befolgung zu erkundigen, 

Freiburg, den 22, April 1831, 

Dr. v. Bicari. | 
vdt. Jäger. 


. 6. 
Er;bifchöfliches Drdinariat, 
Breiburg, den 20. Mai 1831, 
Nro. 3452. Bemerkungen,den Befuhder Birth 
bäufervon Geiſtlichen ineinem und dem 
andern Theile der Didcefe betr. 
Beſchluß. 
An das Erzbiſchoͤfliche Decanat N. N. iſt zu erlaſſen: 
Bei dieſer bewegten Zeit, wo man die allgemeinen 
ſtoͤrenden Anfeindungen und Angriffe auf unſere heilige 
Religion und kirchliche Hierarchie auf alle Wege, und vors 
züglıch Durch Herabwärdigung und Verbäctigung der Dies 
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ner der Religion und Kirche, und durch hervorgerufenen 
Haß gegen dieſelben geltend zu machen trachtet, ermahnen 
und ermuntern wir unſern Clerus ganz beſonders zur 
firengen Pflichterfuͤlung. Wir rufen ihnen das Wort des 
Sohnes Gottes zu: vos estis sal terrae, vos estis lux 
mundi etc. Matth. 5, 13et 14. — Ebenfo die Vorſchriften 
des großen WUpoftels: Sie nos existimet homo, ut mi- 
nistros Christi et dispensatores mysteriorum Dei. 
4 Cor. 4, 1. — Nemini dantes ullam offensionem, ut 
non vituperetur ministerium nostrum, sed in omnıbus 
exhibeamus nosmet ipsos sicut Dei ministros. 2 Cor. 6, 
3 et 4. in omnibus praebentes nos exemplum bonorum 
operum, in doctrina, in integritate, in gravitate, Ver- 
bum sanum, irreprehensibile, ut is, qui ex adverso 
est, vereatur, nihil habens malum dicere de nobis. 
Tit. 2, 7. 8. 

Wir weifen auf die Kanoniſchen Satungen und unter 
vielen auf jene de vita et honestate clericorum cap. 15. 
und auf jene des Trident. Kirchenrathes sess. 24. cap. 12. 
de reformatione, ebenfo auf die vielen nachdruͤcklichen 
Didcefan-VBerordnungen, in welden ſtets der ftille, zurüds 
gezogene, priefterlich thätige, apoftolifhe Lebenswandel, 
und die -würdevolle Haltung des Clerus bezeichnet und be 
fohlen find, 

Die betrübende Kenntniß, daß mehrere Euraten, fols 
chen apoftolifhen Wandel auch darin nicht betbätigend, ſich 
im Gemenge der ihrer "Seelforge Untergebenen in den 
Wirchshäufern vielfach einfinden, beweifet zur Genüge, 
Daß außer der reinen Eittlichfeit vorzüglich die Würde der 
Seelenhirten und Geiftlihen dadurch in allen Beziehungen 
der aufhabenden Pflichten gefährdet und die Gemeinden ger 
ärgert werden. Die Wachſamkeit und Obforge des oberen 
Kirchenhirten erfordert es ſohin gebieterifch, die ſaͤmmtliche 
Geiftlichkeit des Land» Kapitels N. N. von allem Befude 
eines Wirthshauſes, der -Urquelle fo vieler Uebel und Die» 
eiplinar-Befchwerden, väterlıch abzumahnen und zu verords 
nen, daß: | 

1) das Kapitels»Decanat diefes Rundfchreiben den Car 
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pitularen, die Pfarrer ihren resp. Kaplänen und Hilfs, 
prieftern mittheilen und darauf aus eigener Ueberzeugung 
firenge halten — 

2) das Decanat in ben Quartalberichten von der firens 
gen individuellen Einhaltung diefer Mahnworte und Bes 
fehle das Orbdinariat in Kenntniß fegen folle. 

Wir erwarten die genaue Befolgung dieſer wohlmei— 
nenden väterlichen Vorſchriften, auf welche das Kirchen» 
recht, und der heilige Kırdenratb von Trient mit den 
ausdrüädlihen Worten: abstineant clerici a taber- 
nis etc. hinweifen, wodurd die feindlichen Angriffe auf 
den erhabenen Stand verdrängt, deffen Würde erhalten, 
und durch Beifpiel und Lehre das Wohl der Religion und 
Kirche nur befördert werden fünnen. Möchte das Ordina— 
riat der unangenehmen Pfliht enthoben bleiben, — im 
alle der Nichtbefolgung durch ftrafende Mittel diefen hei— 
ligen, der Kirche, dem Staate und den Individuen gedeihr 
lihen Zweck erreihen zu müffen. | 

Dr, v. Bicari. 
vdt. Lauber. 


7. 


Erzbiſchoͤfliches Ordinariat. 

Freiburg, den 2. September 1831. 
Pro. 4200. Die im Klerikal Seminar dahier 
durch die in gegenmwärtiger Zeit fo vielfältig 

erörterte Cölibatsfrage entflandene Auf» 

regung betreffend. 
Beſchluß. 
An ſaͤmmtliche Erzbiſchoͤfliche Decanate iſt zur weitern 
Eroͤffnung an die Kuratgeiſtlichkeit zu erlaſſen: 

In den meiſten Theilen der Didcefe iſt wahrſcheinlich 
Die Aufregung bekannt geworden, welche durch die vers 
meintlihe Eingabe des Pfarrers Heißler zu Nußbach an 
die zweite landſtaͤndiſche Kammer über das Edlibat im Vers 
laufe diefes Sommers im hiefigen KlerifalsSeminar ent 
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ſtanden iſt, ebenſo der Inhalt der Dankadreſſe, welche viele 
Mitglieder des Alumnats an den Pfarrer Heißler deß— 
halb erließen. Unſer hochwuͤrdigſter Herr Erzbiſchof und 
Metropolit gaben ihren Unwillen uͤber das Beginnen jun— 
ger Männer, denen noch der Ruͤcktritt frei ſtand, zu erken⸗ 
nen, über ein Beginnen, ohne weitere Erfahrungen zur 
Aufhebung einer Anſtalt mitzuwirken, welde, wenn fie 
auch von dem Stifter unferer heiligen Religion und Kirche 
nicht als abfolut nothwendig vorgefhhrieben wurde, doch 
fihtbaren Nugen der Kirche bradte, wenn die Diener der 
Religion Chriſti, welde in taufend Fällen des Lebens die 
von ihm empfohlene Tugend der Gelbjtverläugnung üben 
müffen, die in diefer Anjtalt liegende hohe dee erfaffen 
und mehr nad dem Geiſtigen als Sinnlichen ftreben. Unſer 
hochwuͤrdigſter Herr Erzbifchof fegten daher Mißtrauen in 
die aufrichtigen Gefinnungen, welche die Candidaten des 
Fatholiihen WPriefterftandes in der Wahl eines wirklich 
ſchweren Berufes allein leiten follen, und nahmen deßhalb 
Anftand, denjelben die Hände aufzulegen. Hochdieſelben 
wurden jedoch beruhigt durch die Erklärung der Theilneh— 
mer an diefer Sache, daß nicht Sinnlichkeit bei dieſem 
Schritte fie geleitet, fondern blos die Anfiht, es möge bei 
bem Geiſte der gegenwärtigen Zeit der Religion Chriſti 
und feiner wahren Kirche mehr frommen, wenn Diefe An, 
ftalt, welde in den vordern Zeiten des Urchriſtenthums 
nicht als bindendes Gefeg beftanden, auf gefeglihem Wege 
aufgeLeben würde, ferner wurden Hochdiefelben beruhiget 
durch die feierliche Erklärung, daß fie die Kraft ın fi 
fühlen, mit Gottes höherem Beiftande die von diefem, bis 
jegt beftehenden, Gebote: vorgefchriebene und jeden Men- 
fen ‚ adelnde Enthaltfamkeit zu beobachten, und durd 
einen wahrhaft priefterliben Wandel die Lehre zu beftätis 
gen, die fie vortragen follen, So wie nun unfer hochwuͤr⸗ 
Digfter Herr Erzbifhof und deffen DOrdinariat dem Vorha— 
ben dieſer Kleriker, ihre Meinung öffentlid auszuſprechen 
über einen Gegenftand, welcher das Lieblingsgefpräh des 
Tages ift, Feine weitere Folge geben wollten; fo erſuchen 
wir die fämmtlihe Kuratgeiftlichkeit, dieſe jungen Priefter 
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mit Liebe in ihren Kreis aufzunehmen, fie wegen etwaiger 
Meinungsverfchiedenheit und wegen ihrer Jugend nicht zu 
verachten, fondern durch ihre gereiften Erfahrungen fie das 
Gin anzuleiten, daß fie ein Vorbild feyen für die Gläubis 
gen in Wort und Wandel, in Liebe, im Glauben, in 
Keufchheit, daß fie Früchte bringen in ihrem neuen Tages 
werke, welche bleiben, und der Name deſſen verherrlichet 
werde, ber fie ausfendet in feinen Weinberg. 
Dr, v. Bicari. 
vdt, $äger. 
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Herzogthum Sahfen-Coburg und Gotha. 


1. 


Bir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen-Co— 
burg und Gotha, Juͤlich, Eleve und Berg, auch Engern 
und Weltphalen, Landgraf in Thüringen, Markgraf 
zu Meißen, Gefürfteter Graf zu Henneberg, Fürft zu 
Lichtenyerg, Graf zu der Mark und Raveneberg, Herr 
zu Ravenftein und Tonne ic. ꝛc. 


‚baben bemerkt, daß das unter dem 14. Mai 1802 ergan- 
gene Zrauerreglement, fo wie Die Beilimmungen der neuen 
Beifugen zur Gothaiſchen Landesordnung Cap. XV. 
$. 44 und 45, ©. 244 und 245 feit einiger Zeit nicht mehr 
gehörig beachtet werden, und wegen der feitdem in mehre— 
sen Punkten eingetretenen Wenderung der Gitte nicht 
mehr. ganz ausreichend feyen, und finden Uns hierdurch 
veranlaßt,-über das Trauerweſen an Unferem Hofe ſowohl, 
als in den Familien Unferer Unterthanen unter Zurüds 
nahme des eben erwähnten TrauersNeglements und der ans 
geführten Beflimmungen der neuen Beifugen der Gothais 
fen Landesordnung, Folgendes zu beftimmen: 
1. 

Dei dem Übleben des regierenden Herjogs, feiner Ger 
mahlin, und einer verwittweten regierenden Herzogin ges 
fhieht die Trauer nah den in der Anlage enthaltenen Bes 
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flimmungen über die Zrauerkleidung, zwölf Wochen lang, 
und zwar 
a) die erften vier Wochen mit der Zrauerkfleidung des 
erften Grades, 
b) die zweiten vier Wochen mit der Zrauerfleibung des 
jweiten Grades, 
c) die legten vier Wochen mit der Trauerkleidung des 
dritten Grades. 
2. 
Die Hffentlihe Mufit und Scaufpiele werden drei 
Wochen hindurch eingeftellt. 


3. 

‚ Alles Drapiren der Wägen und Zimmer, ingleichen 
das Behängen der Kirhen und Kirchenftühle mit ſchwar⸗ 
zem Zucde, findet nicht weiter ftatt. 

4. 

Die Glocken werben in den (1.) obgedadten Fällen 
Mittags von 11—12 Uhr in drei Ubfägen im ganzen Lande 
drei Wochen hindurch geläutet. 

5. 

Trauergelder werden bei dieſen Trauerfaͤllen und uͤber⸗ 

haupt bei allen nicht gegeben. 
6 


In den Kanzleien wird zwoͤlf Wochen lang ſchwarz 
gefiegelt, und zwar in den erſten ſechs Wochen mit Ans» 
wendung von am Schnitte ſchwarz gefärbtem Papiere, in 
den zweiten ſechs Wochen hingegen, mit Gebrauch von ges 
wöhnlihem Papier. 

7. 

Stirbt ein Erbprinz oder deſſen Gemahlin, ſo geſchieht 
die Trauer von vierzehn Tagen zu vierzehn Tagen mit der 
Trauerkleidung des erſten, zweiten und dritten Grades, oͤf⸗ 
fentliche Muſik und Schauſpiele werden vierzehn Tage ein— 
geſtellt, und das Trauergelaͤute (4) dauert vierzehn Tage 
im ganzen Lande. 

8. 

Für über zwölf Jahre alte andere Prinzen und Prin- 

zelfinnen des regierenden Herrn, für deffen Brüder und 
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Schweſtern und ihre Gemahle oder Gemahlinnen, ſo wie 
fuͤr Onkel und Tanten und Schwiegeraͤltern deſſelben, 
wird auf dieſelbe Weiſe wie fuͤr Erbprinzen getrauert, nur 
wird die Dauer der Einſtellung der oͤffentlichen Muſik und 
der Schaufpiele auf acht Tage beftimmt, 

Für Prinzen und Prinzeffinnen unter zmölf Jahren 
findet Eeine Landestrauer, fondern nur Familientrauer ftatt, 
ed müßten denn befondere hoͤchſte Unordnungen Ddiefelbe 
vorfchreiben. 

9, 

Die um fremde Souveräne und fremde fürftliche Per 
fonen anzulegende Hoftrauer wird jedesmal befonders bes 
ftimmt. 

10. 


Bei Privatperfonen dauert die Trauer der Kinder um 
ihre Aeltern, Großältern und Schwiegerältern, ingleichen 
der Wittwer und Wittwen zwölf Wochen lang; nur bins 
fihtlihd der Wiederverebelichunggzeit. der Einen und der 
Andern der Legteren bewendet es bei der gefeglichen Trauer⸗ 
zeit von Einem halben Jahre für Wittwer, und von Einem 
ganzen Zahre für Wittwen. Die Art und Weife und ber 
Grad der Trauer innerhalb der Trauerzeit hängt von Je— 
des Ermeffen ab. Doch ift unnöthiger Aufwand dabei 
möglichft zu vermeiden. Für Kinder unter zwölf Jahren 
ift mit Unlegung einer befondern Zrauerkleidung nicht zu 
trauern, 


11. F 
Kinder uͤber zwoͤlf Jahre, Stiefaͤltern, Geſchwiſter, 
Oheime, Tanten und Schwaͤger und Schwaͤgerinnen wer⸗ 
den ſechs Wochen lang von Mannsperſonen blos mit einem 
ſchwarzen Flor um den Arm, von Srauensperfonen aber 
mit einem ſchwarzen Bande auf dem Kopfe betrauert. 


| 12. 
Das Kirchengeläute beim Zode der Kirchenpatrone iſt 

in der Regel blos auf den Tod der Patrone felbft befchränft, 
und fann nur an den Orten, wo foldhes hergebradt, auf 
Todesfälle eines der Ihrigen oder ihrer Verwandten aus⸗ 


— 10 — 


gedehnt werden, auch nie länger dauern, als eine halbe 
Stunde von eilf bis halb zwölf Uhr Mittags mit dem Ges 
laute der Patronatskirche, eine Woche hindurd. 

13. 

Das Drapiren der Zimmer und Wägen, das Behän, 
gen der Kirhen und Kirchftüple bei dem Tode eines Kir; 
chenpatrons, die Ihwarze Bekleidung der Hausdienerfchaft 
beiderlei Geſchlechts einer verftorbenen Privatperfon wird 
überall gänzlich unterfage. Auf feinen Fall können die 
Domeſtiken desfalle von den Erben ihrer verftorbenen Herr 

fchaft etwas fodern. 
| 14. 

Die Zeit der Trauer wird in allen Fällen von ber Bes 
kanntmachung des Todesfall an gerechnet, 

Gotha, den 13. Dezember 1830. 

(L.S.) Ernſt, H. z. S. C. G. F. z. L. 


v. Carlowiz. 


Beſtimmung 
der Trauerkleidung in den drei Graden. 


Kleidung der Herren. 
Erſter Grab, 

Ein ſchwarzes Tuchkleid mit ſchwarzem Tuch Überzoges 
nen Knöpfen und mit bergleihen Tuch befepten Knopflös 
ern und mwollenem ſchwarzem Zutter, Pleureufen, ſchwarze 
Schuh» und Beinkleider» Schnallen, ſchwarzer Degen mit 
einer ſchwarzen Slorfchleife, im breiedigen Hute und um 
den Kopf des runden Hutes ein ſchwarzer Flor. 

Die Offigiere tragen die Schärpe und die übrigen Feld» 
zeihen mit ſchwarzem Flor ummwidelt und einen ſchwarzen 
Flor um den Arm. Die Staabsoffiziere, melde am Hof 
erfcheinen, tragen fchwarze Beinkleider und Welten. Ebenfo 
die übrigen Offiziere, welche eine Hofcharge befleiben. 

Die Hofchefs ſchwarze Stöde mit ſchwarzen Stodbän- 
dern. Die Kammerherruſchluͤſſel mit ſchwarzem Zlor über 
zogen. 
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weiter Grab, 

Die Kleidung wie im erften Grab. 

Außerdem blau angelaufene Degen, bergleihen Schuh⸗ 
und Beinkleide,- Schnallen, breit. gefaumte Manfcetten, die 
Hüte ohne Flor, jedoch bleiben die Agraffe und die Kors 
dons in Slor gehüllt. 

In diefem Grad bleibt, wenn ber erfte Grad voraus: 
gegangen ift, die Kleidung der Offiziere wie im erften 
Grad, mit der Abänderung, daß die ſchwarzen Beinkleider 
und Welten wegfallen, Iſt der erfie Grad nicht vorausge- 
gangen, fo trauern ſolche nur mit einem Slor um den Arm 
und werden aledann die Feldzeichen nur auf befonderen 
on Befehl in ſchwarzen Flor eingewickelt. 

Die Hoſchefs tragen gewöhnliche Stoͤcke mit ſchwarzen 
Stodbändern; auch find dann die BERN 
obne Slor. 

Dritter Grab. 

Frack oder Uniform mit ſchwarzen Beinkleidern und 
Weiten, bunte Degen und Schnallen, Slor um den Arm, 
Franzen an den Manfcetten und an dem Hemde Kraufen. 

Die Offiziere trauern nur mit dem Flor um den Arm, 


Kleidung der Damen. 
Erfter Grab, 

Ein Kleid von ſchwarzem Kreppflor mit langen Aer⸗ 
meln von dergleichen Flor, ein Aufſatz oder eine Haube 
mit breitem Saum und einer breiten Schnippe, Schleier 
und Halstuch von dergleichen Flor, ſchwarze Handſchuhe, 
ſchwarze Struͤmpfe und dergl. Eventaile und durchaus ohne 
Schmuck. 

Zweiter Grad. 

Die Kleidung wie im erſten Grab, jedoch mit Weglaſ⸗ 
fung der Schnippe an der Haube und des Schleiers. Auch 
kann fhwarzer Schmud getragen werden. 

Dritter Grab. 

Sogenannte Kammertrauer, und zwar: fchwarzfeibene 
Kleider, weißer Auffag, dergleihen Halstuh, Bänder ꝛc. 
weiße Sranzen, weißer und aud bunter Schmud, weiße 
Handſchuhe und gewöhnlicher Eventaile, In dieſem Grabe 


ann, nah Maßgabe der Jahreszeit und des Orts ber 
Berfammlung, dıe Trauer auch mit einem meißen Kleide 
mit ſchwarzem Bund, ſchwarzen Blumen ꝛc. begangen werden. 





i | ‚ Betlimmung 
— Perſonen, die an dieſen Trauer-Kleidungsgraden 
Antheil nehmen. 

Bei Anſagung des erſten Grades der Trauer, mit wel⸗ 
chem in der Regel die Landestrauer ———— iſt, erſchei⸗ 
nen in ſolcher 

a) die Herren vom Minifterium, 

b) die Oberhofchargen und fämmtliche Ganaliere, 

c) die Staaböoffiziere, 
‚ d) die Präfidenten und Direktoren ber Landescollegien. 
Dahingegen 

8) die Geheimen-⸗Regierungs⸗, Hof⸗, — Legations⸗ 
und Rechnungs-Raͤthe, imgleichen die Raͤthe und Aſ⸗ 
fefforen der Landescollegien, fo wie die Hofraͤthe und 
Die mit ihnen gleihen Rang habenden Diener, trauern 
in dem erften Grad mit fhwarzer Kleidung, blau ans 
gelaufenen Degen und Echnallen, fomopl bei Hof als 
auch bei bejonderer Beranlaffung in dem Collegium. 
Ale übrigen Räthe, die Mitglieder des Magiftrats, 
die Beamten, ſowohl in der Stadt, als auf dem Lande, 
die wirklichen Sekretaire, die Profefforen und die Hof» 
Officianten, Die DOberförfter und Förfter tragen in die 
fem Grad nur die Kleidung des legten Grades der 
Zrauerkleidbungsordnung,, und Die niederen Hofdiener 
trauern nur mit einem Flor um den Arm. 

Bei Ankündigung des zweiten Örades der Trauer neh» 
men an folder nur die Herren von a— e inclusive Theil. 

Die Frauen vorbenannter Diener von a—e inclusive, 
die nicht am Hofe erfcheinen, trauern während der Zeit der 
erften beiden Grade mit. der Kleidung des dritten Grades 
ber Zrauerkleidungsordnung. 

Die Frauen der Diener sub f) begehen nur während 
der Zeit des erſten Grades die Trauer mit einer weißen 
Haube mit fhwarzem Band, 


f 
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Zur neueften Gefeßgebung des Großherzogthums 
Sachſen-Weimar. 
(Fortſetzung.) 





Geſetz uͤber die Heimathsverhaͤltniſſe. 


Carl Friedrich von Gottes Gnaden Groß» 
berzog zu Sadfen- Weimar» Cifenad, Land» 
grafin Thäringen, Markgraf zu Meißen, ges 
fürfteter Graf zu Henneberg, Herr zu Blan— 
fenbayn, Neuftadt und Zautenburg 2. ı. 

Nachdem Wir Uns über die Feſtſtellung der Heimaths⸗ 
verhaͤltniſſe und die gleichmaͤßige Vertheilung der daraus 
entſpringenden Laſten mit dem getreuen Landtage berathen 
haben, ertheilen Wir mit deſſen Zuſtimmung und mit Beruͤck 
ſichtigung feiner Anträge. folgendes für das ganze Groß⸗ 
berzogthum gültige Gefep: | 


Erſter Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
— S. 1. 
Jeder, durch Geburt oder Aufnahme dem Großher⸗ 
zogthume angehörige, Staatsbürger fol fortan in einem 
Heimathsbezirke des Grußherzogthumes: das Heimathörecht 
baben. 
ee! Ä 

ı Das Heimathereht if die Befugniß, fih in einem 
Heimathsbezirke weſentlich niederzulafien (5. 44 f.), ver 
bunden mit einigen anderen Befugniffen ($. 46 und S. 49). 
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$. 3 


Heimathsbezirke bilden zunädft die beftehenden Orts— 

gemeinde Bezirke. 
$. 4. 

Diejenigen Grundbefigungen, welde nicht bereits zu 
dem Verbande einer Ortsgemeinde gehören (Kammer:, Ritr 
ters und Freigüter, geiſtliche Befigungen, Höfe, Mühlen, 
Vorwerke, Meyereyen,.Häufer. %.),, find in Bezug auf die 
Heimathsverhältniffe der Perfonen, welde auf und in 
folhen Heimathöberehtigung haben oder erwerben, mit 
einem, auf. einem Ortsgemeinde-Verbande ($. 3) begrüns 
beten, angrenzenden Heimathsbezirke zu vereinigen. ($.75f.) 

$. 5. 

Diejenigen Güter, mit welchen Landſtandſchaft verbuns 
ben ift oder bis zum naͤchſten ordentlichen Landtage vers 
bunden wird, können, infofern fie nicht bereits zu einem 
Heimathsbezirfe ($. 3) gehören, und ſo lange fie nicht dem 
Heimathöbezirke des Drtes, zu weldem fie ihre Grund» 
fleuer entriten CS: 80), freiwillig a0, abgefon- 
derte Heimathsbezirke bilden. 

Ein jeder ſolcher abgeſonderte Heimathsbezirk erſtreckt 
ſich auf den ganzen Umfang des betroffenen Gutes, mits 
bin auf alle wirkliche Beftandtheile und Zubehörungen deſ—⸗ 
felben , weldhe von dem Befiger des Hauptgutes gegenwaͤr⸗ 
tig verfteuert werden, und ift hinſichtlich der darauf ruhen» 
ben Heimathsanfprüähe von jedem DBefiger des Haupt 
gutes zu vertreten. 

Die gefammten Großberzoglien Kameral» Forften, fo» 
weit fie mit einer Grundfteuer nicht "belegt find, bilden 
einen, von dem Kammer-Fiscus zu vertretenden, ‚befondes 
ren Heimathsbezirk. 

$. 7. 

Eine Erweiterung oder Befchränfung ber Bezirke kann, 
vorbehaͤltlich der Beſtimmung in den 89. 75 f., nur mit 
Unferer Bewilligung und mittelft öffentlicher Bekanntma⸗ 
chung durch die Landes⸗-Direktion erfolgen. | 
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Zweiter Abfchnitt. 


Entftehung, Umfang und Aufhebung des Heimathsrechtes. 


ER $. 8 
Entftehung bed Heimathörechtes. 
Das Heimathsrecht ift, feiner Entſtehung nah, ent 
weder ein UNEREDADIGES oder ein erworbenes, 
§. 9. 
+ Bon bem urſprünglichen Heimathsrechte. 
Dad urſpruͤngliche Heimathsrecht in einem Bezirke 
ſteht zu 
L demjenigen, bei deffen Geburt in der Ehe der Dar 
ter, außer der Ehe die Mutter Heimathsrechte in dem Bes 
zirke hatte, 
II. demjenigen, welcher ehelih von heimathlofen el» 
tern, oder außerehelich von einer Mutter, beren Heimath 
unbekannt ift, abflammend, in dem Bezirke geboren wors 
den ift. Diefen einzigen Fall ausgenommen, begründet 
die Geburt an einem Orte für fih allein kein Heimathsrecht. 


$. 10. 


Iſt der Vater vor der Geburt feines ebelichen Kindes 
geftorben:: fo entſcheidet dag Heimathsrecht des Vaters zur 
Zeit feines Abſterbens. 


§. 11. 
Auch für ehelich Geborene gilt, fo lange die Heimath 


bes Vaters nicht auszumitteln ift, als urfprünglige Heis - 


und di Heimath der Mutter. 
$. :12. 
Bon bem erworbenen Heimathsrechte. 
| Erworben wird das Heimathsrecht durch —— 
oder durch Zuweiſung. 
$. 13. 
Erwerbung des Heimathörechtes durch Aufnahme. 


Die: Aufnahme - ift entweber eine — — oder 
eine ſtillſchweigende. 
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$. 14, 
Bon der ausdrüdlichen Aufnahme, 

Die ausdrüfliche Aufnahme in einen Heimathsverband 
findet in der Regel ($$. 15 und 16) nur dur Aufnahme 
zum Bürger oder Nachbar in die Ortsgemeinde flatt, auf 
welche der Heimathöbezirf begründet ift ($. 3). 

$. 1% 

Srauens:Perfonen, welde durch Berheirathung in einen 
Heimathsbezirk treten, haben nicht nöthig, das Bürgerrecht 
oder das Nachbarrecht zu gewinnen, dafern’ nicht RR 
feglicy etwas Anderes hierüber beſtimmt ift. 


$. 16. 

Beſitzer ber im $.5 bezeichneten Güter erwerben bag 
Heimathsrecht für fihb und ihre Familien, unter den bei 
ber Drtsbehörde zu befcheinigenden. Borausfegungen des 
$. 17, fhon von felbft, ohne daß es einer ausdrüdlichen 
Aufnahme bedarf. 

Durch Anſchließung an einen andern Heimathsbezirk 
ändert fi dieſes Verhaͤltniß nicht, und es find daher, 
auch in ſolchem Falle, weder die gegenwärtigen Beſitzer 
noch die Nachfolger derfelben zur Erwerbung des Bürgers 
— bezuͤglich des Nachbarrechtes, verbunden. 


$. 17. 
Die Aufnahme fegt nothwendig voraus 

1.» daß der Aufzunehmende das Staats-Bürgerrecht im 
Großherzogthume befigt oder deffen Ertheilung für 
den Fall der Aufnahme von der Staatöbehörde ber 
reits zugefichert erhalten hat; 

I. daß derfelbe und deſſen mit einziehende Familien; 
glieder ($$. 3639) entweder die Menichenblattern 
gehabt. Haben oder mit den Schugpoden geimpft 
worden find, \ 

$. 18. 
Uebrigens. finden noch in Bezug auf die Aufnahme 
der Juden die Beichränfungen ſtatt, welde in. der Juden» 
ordnung vom 20, Juni 1823 enthalten find. 
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$. 19. 

Sind die angegebenen nothwendigen Borausfezs 
zungen ($$. 17 und 18) vorhanden: fo hängt die Aufs 
nahme von der Zuflimmung des betroffenen Heimathsbe—⸗ 
zirfes in der $. 89 f. näher beflimmten Maße ab. 

$. 20. 

Sollte die $. 19 gedachte Zuftimmung in die Aufnahme 
ohne einen genügenden Grund (SS. 17, 18, 21) verweigert 
werden: fo ift fie Durch die Landes, Direktion zu ergänzen 
c$. 90 f.). 

$. 21. | 
Diefe Ergänzung der Zuftimmung darf jedoch nicht 
eintreten; R 
I. wenn dem Aufzunehmenden der gegründete Vorwurf 
eines gelegwidrigen oder unfittliden Lebenswandels, 
der Unordnung oder Nachläffigkeit in feinem Berufe 
und feinen häuslichen Angelegenheiten zur Lajt fällt, 
insbefondere: 

4) wenn er durch ein gerichtliches, im weiterer Inſtanz 
nicht abgeändertes Erkenntniß zu Zuchthauss oder 
Strafarbeitshaus » Strafe, oder 

2) wenn er auf gleibe Weife in den legt verfloffenen 
drei Jahren wegen Faͤlſchung, wegen geſetzlich audr 
gezeichneter (qualificirter) Fleiſchesverbrechen, wegen 
Entwendung irgend einer Art, mit Inbegriff der 
Feld⸗, Gartens, Holz» und Wild-Diebftäple, beftraft 
worden, 

3) wenn er in Krimindl»Unterfuhung befangen ift; 

4) wenn er wegen unfittlihen Lebenswandels im Ver—⸗ 
laufe der legten drei Jahre wiederholt polizeiliche Ge» 
fängnißftrafe oder förperliche Zuͤchtigung erlitten hat; 

5) wenn Frauend-Perfonen mehr als einmal von vers 
fhiedenen oder unbekannten Perfonen außerehelic 
fdwanger waren; 

6) wenn der Aufzunehmende in Konkurs. befangen oder 
wegen Berihwendung unter Vormundſchaft geieht 
ift oder gefegt geweſen iſt; 
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7) wenn er in ben legten drei Jahren ein fo ſaͤumiger 
Zapler der Staats» und Gemeinde» Ubgaben oder 
der Zinfen feiner Schuld » Kapitale war, baß deren 
Beitreibung zu wiederholten Malen durch richterliche 
Hülfe hat erfolgen müffen ; 

8) wenn er im Staats», Kirchen», Gemeindes oder Pris 
vat-Dienfte, ingleihen als Advokat, Arzt, Wunbdarzt 
oder Thierarzt angeftellt war und diefe feine Anftels 
lung durch förmlihe Entfegung, in Folge richterlis 
chen Erkenntniffes, ihm entzogen worden ift; 

II, bei mangelnder Nachweiſung, daß der Aufzunehmende 
den Unterhaltsbedarf für fih und bezüglich für feine 
Samilie entweder im Abmwurfe feines Vermögens befige 
oder am Drte der beabſichtigten Niederlaffung erwer⸗ 
ben £önne; 

III, bei fonftiger gegründeter Beforgniß einer Fünftigen 

Beläftigung der Gemeinde dur den Aufjunehmenden, 

z. B. wenn meit vorgerücdtes Alter mit Kränklickeit 

und zahlreicher Familie an unerzogenen und huͤlfsbe— 

därftigen Kindern zufammen kommt, oder wegen gänz 
lihen Mangels an Wohnungsunterfommen ꝛc. 

Für eine Nachweiſung des Unterhaltserwerbes kann es 
nicht angeſehen werden, wenn der Aufzunehmende als Tas 
brifarbeiter fih zu nähren gedenkt und fünf Sechstheile 
des Etadtrathes oder, was Dorfgemeinden betrifft, fünf 
Sechstheile der Stimmberedhtigten gegen die Aufnahme 
defielben geftimmt haben. Ä 


$. 22. 

Bei Aufnahme von Frauenss Perfonen, welche das 
Heimathsrecht durch Verheirathung erwerben ($. 15), fommt 
blos die Beſtimmung der SS. 17, b und 21, I zur Un 
wendung. 

$. 23. 

Haben — ſolche Frauens-Perſonen Kinder, welche 
ihnen folgen wuͤrden ($. 39), fo kann ihre Aufnahme von 
dem. betroffenen Heimathsbezirke auch überhaupt noch ſo 
lange verweigert werden, bis fie entweder das Unterfommen 


und ben Unterhalt ihrer Kinder in der neuen Heimath ges 
börig nachweifen oder einen Heimathsſchein ($. 30) von 
einem andern Heimathöbezirke für fie beibringen. 

$. 24. 

Sft Jemand, der fih um die Aufnahme in einen Hei— 
mathsbezirk bewirbt, verheirathet, oder hat er Kinder, die 
ibm nah $. 39 bei feiner Heimathsveränderung folgen 
würden: fo ift er verbunden, darüber fogleich bei dem Ans 
bringen feines Aufnahmegeſuches die genauen Angaben 
zu madyen, damit hierauf bei Beurtheilung des Geſuches 
NRüdfiht genommen werden kann ($. 88). 

$. 25. 

Bei Unterlaffung diefer Vorfchrift (HH 2 ift die Aufs 
nahme ungültig und eine Rüdzahlung bes etwa bereits 
entrichteten Einzugsgeldes und fonftiger Aufnahmegebüps 
ren findet nicht ftatt. 

$. 26. 

Anlangend bie, wegen Aufnahme in eine Gemeinde 
zu entrichtenden Gebühren, namentlich auch dag, binficht 
lih der Theilnahme an den Gemeindenugungen bier und 
da zu erlegende, Einzugsgeld, bewendet es bei ben ortsge⸗ 
feglihen Beſtimmungen. 

$. 77. 

Diefe Gebühren unterliegen jedoch nad den Umftäns 
den, mit Unferer Zuftimmung, der Ermäßigung durd die 
Landes,Direktion. Auch eine Erhöhung darf nur in diefer 
Meile eintreten. 

$. 28. 
Von der ftillfehweigenden Aufnahme. 

Eine ſtillſchweigende Aufnahme tritt ein: 

1. bei Staatsangehörigen, 

1) hinſichtlich derjenigen, welche in felbfitändigem 
BDerhältniffe zehen Jahre hindurch ununterbroden 
in einem Heimathsbezirke gewohnt haben, in diefem 
Bezirke, 

2) binfiptlich derjenigen, welche fihb auf dem Grunde 
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eines von der Ortsobrigkeit dazu ertheilten Traufcheines 
verheirathet haben, an dem durch den Trauſchein 
beftimmten Orte ($$. 104— 109); 

II. bei Ausländern hingegen dann, wenn ein entfpre 
chender Aufenthalt oder eine ſonſtige Vorausfegung 
in einem Heimatbsbezirfe flattgefunden bat, modurd 
auf dem Grunde der mit dem Staate, welchem der 
Ausländer angehört, beftehenden Verträge, diefem das 
Staats - Bürgerrecht erworben worden ift. 


$. 29. 

Der Aufenthalt einer dem Großherzogthume angehoͤ⸗ 
rigen Perfon oder Familie in einem Orte, wo fie blos zu 
ihrer Unterftügung oder Beftrafung untergebradht und auf 
genommen, bezüglid aufbewahrt wird, oder wo fie fid in 
einer öffentlichen oder Privat-, Erziehungs, Unterrichts» 
oder Heil-Anftalt befindet, begründet eben fo wenig Heis 
‚mathörechte, als der Aufenthalt derjenigen, welche entwe— 
der nur auf gemwiffe Zeit oder in nicht felbfiftändigem Ders 
bältniffe an einem Orte fib aufhielten, wie namentlid 
Gutspachter und in Privat: Dienften oder Arbeit ftehende 
Perfonen, ohne Unterfchied, ob Diefelben eigene Wirthfchaft 
führen, oder bei den Dienftherren, bezüglich den Arbeits, 
herren, Wohnung und Koft haben.‘ 


$. 30, 


Die bloße Erklärung des betheiligten Individuums: 
für fi oder für diejenigen, Deren Heimathsredht geſetzlich 
von dem feinigen abhängt ($$.36—39), kein Heimathsrecht 
anfprechen zu wollen, fann die Entftehung deffelben unter 
einer der in dem $. 28 angegebenen Vorausfegungen ftill 
fhmweigender Aufnahme nicht behindern. 

Es ift vielmehr nothwendig, daß außerdem noch eine 
von der zufländigen Obrigkeit ausgeftellte Zuficherung 
(Heimaths-Revers) der jederzeitigen Wiederaufnahme des 
Fndividuums und bezüglich feiner Familie ($. 28, 1, 25% 
36—39) in feiner zeitherigen Heimath beigebracht merde. 
Handelt es fi jedoch von dem Aufenthalte eines Staat 
angehörigen außerhalb feines Heimathsbezirkes (K. 28, 
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I, 1): fo genügt ſchon bie gerichtlihe Beſcheinigung, daß 
dem zu Entfernenden eine Aufforderung zur Entfernung 
noch vor Eintritt des legten Monates der zehen Jahre zus 
gegangen und berjelbe gleichzeitig der Obrigkeit feines 
Heimathöbezirkes angemeldet worden. 


$. 31. 


Dagegen begründet der bloße, wenn auch gerichtlich 
beftätigte Erwerb von Grundbefig an und für fin fein 
Heimathörecht, fegt Daher aber au die Aufnahme des Er: 
werbers zum Staats- oder Orts-Buͤrger nit nothwendig 
voraus, 

Wer ein Grundfiüf in einer Gemeinde erwirbt, defien 
Befig und Benugung durch das Bürgerrecht, bezüglich das 
Nachbarrecht, ortsgeleglich oder herfümmlih noch zur Zeit 
bedingt ift, hat die Ertheilung deſſelben alsbald nadzufus 
hen. Wird ihm diefe aber abgeſchlagen: fo ıft ıhm, wenn 
Diefed nur vorerft und wegen eines zu befeitigenden Ans» 
ftandes geſchehen, ein Erlaubnißfhein zum einftweiligen 
Befipe auszuftelen, bei völliger Verfagung der Aufnahme 
hingegen Bann er zur Veräußerung feines Grundbefiges 
binnen eine» dreijährigen Friſt, nöthigen Falles durch ges 
richtlihen Zwangsverfauf, angehalten werden. 


$. 32. 
Ermwerbung bed Heimathärechted durch Zumweifung in einen Heimathöbezirk. 


Durch Zumweifung entfteht das Heimathsrecht: 

I. mittelft fefter Cdefinitiver) Anftelung im Staatsdienfte, 
(nicht durch Uebertragung eines Amtes oder Dienftes 
anf Wiederruf oder Kündigung) mit Einſchluß der Hof» 
dienerfchaft, aller, der Univerficät Jena angehörigen, 
definitiv angeftellten Lehrer, Beamteten und Diener, der 
PDatrimonials Gerihtsbeamteten, der Amts» und Gr 
richtsdiener, Der recipırten WUdvofaten und MWerzte, 
(Wund⸗ und Thierärzte mit einbegriffen) wie aud der 
Geiftlihen und der Schullehrer, ingleichen der Milie 
tärs Perfonen bis zum Gefond» Lieutenant einjchlülfig 
berab, in dem Heimathsbezirke, in welchem der Ange⸗ 
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ftellte fich weſentlich aufpält, und zwar vom Tage des 
erfolgten Dienftantrittes an; 

II. bei Findlingen, fo wie bei folhen, welde in öffentlis 
hen Zucht» und Arbeitshäufern oder in Gefängniffen, 
von heimathlofen eltern oder außerebelihb von einer 
beimathlofen Mutter abjtammend, geboren worden find; 

III, bei denjenigen Perfonen, welche, den einſchlagenden 
Verträgen und fonjt beftehenden Verhältniffen mit an» 
deren Staaten zu Folge, innerhalb des bieffeitigen 
Staatögebieted Aufnahme erhalten müffen, ohne daß 
gegen einen beſtimmten inländifhen Heimathöbezirk, 
in Gemäßpeit des-gegenmwärtigen Geſetzes, ein diesfalls 
figer Heimathsanſpruch begründer ift. 


$. 33. 

Sindlinge und folde, welde in öffentlihen Zucht—⸗ 
und Arbeitöpäufern oder in Gefängniffen, von heimathlos 
fen Aeltern oder außerehelidh von einer beimathlofen Mut—⸗ 
ter abftammend, geboren worden ($. 32, II), find dem Orte, 
wo fie gefunden, oder dem Drte, mo. fie geboren worden, 
(dem Drte, wo das Gefängniß u. f. w. ſich befindet,) zus 
zuweiſen. 

$. 34. 


Perſonen, welche, den einſchlagenden Vertraͤgen und 
ſonſtigen beſtehenden Verhaͤltniſſen mit anderen ‘Staaten 
zu Folge, innerhalb des diesſeitigen Staatsgebietes Auf— 
nahme erhalten muͤſſen, ohne daß gegen einen beſtimmten 
inlaͤndiſchen Heimathsbezirk, in Gemaͤßheit des gegenwaͤr⸗ 
tigen Geſetzes, ein diesfallſiger Heimathsanſpruch begruͤn— 
det iſt (F. 32, III), find in der Regel demjenigen Bezirke 
zuzumeifen, in welchem fie zu der Zeit, als ihr Heimaths⸗ 
recht in Trage Fam, fi zulegt vier Wochen lang ununters 
broden aufgehalten haben, und falls ein ſolcher Aufents 
baltsore nicht ermittelt werden fünnte, demjenigen, inner, 
halb deffen fie fi zu diefer Zeit eben befanden. Tritt jes 
doch aus befonderen Gründen im einzelnen Tale hierges 
gen.ein erhebliches Bedenken ein: fo bleibt dem oberpoli— 
zeilihen Ermeſſen vorbehalten, ausnahmsweife wegen eines 
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anderen Unterkommens bu Aal Ka Le Ders 
ſugung zu treffen. 
—R— 
umfang des Heimatpöreäjtes: 

Das Heimathorecht erſtreckt fich jederzeit auf den gan⸗ 
zen Umfang des Heimathébezirkes, in welchem daſſelbe bes 
gründet iſt. Zn allen Faͤllen, da Heimathobezirke vereiniget 
oder erweitert werden, wird daher auch das Heimathsrecht 
ber, in einem der bisher getrennten Bezitfätheile heimaths⸗ 
berechtigten, Perſonen auf den ganzen Ft: des aeus⸗⸗ 
bildeten: Bezirkes von ſelbſt erſtreckt; | 


$. 36. * 
Ehefrauen haben das Heimathörecht jederzeit an dem 
—— ihres Ehemannes. 


ep) ) '.6G $. 37. —F N 

Witwen und geſchiedene Ehefrauen behalten dieſes 
Heimatpsredt, fo lange fie fih nicht wieder verehelihen 
oder fonft ein allgemeiner Grund des Reini ein: 
tritt. CS. 42.) h 

'$. , 38, 
Auch ſoll Wittwen, fo wie geſchiedenen pder von ihren 
Ehemännern ;verlaffenen . Ehefrauen; nach ihrer: Wahl bie 
Ruͤckkehr in ihre, nor ‚ihrer Werheirathung ‚begründete 
Heimath dann vorbehalten. bleiben, wenn die Ehe inners 
balb der erften zehen Jahre nad deren Schließung getrennt 
worden iſt, Kinder qus ſolcher nicht vorhanden find und 
die Ruͤckkehr vor Ablauf dieſer Jahre wi erfolgt, 
120 Il tu .9,8 39. 

"Bet Veränderungen ber Seimätg; folgen *heliche Kin⸗ 
der in der Negel ihrem Vater, uneheliche und ſolche ehe, 
liche Hingegen, beiſdenen nad) $. 11 die Feftftellung ihres urs 
fprünglihen Heimathsrechtes von dem: Heimathsrechte ber 
Mutter: abhängig. gemacht ift, ihrer Mutter, ‚infofern. fie 

I. noch nicht volljaͤhrig ſind und nicht etwa fruͤher fon 
für fi eim befomderes Heimathörege — — 

inſofern ſie 

VI. Band. 2 Heft. | 8 


— 114 — 


‚I.eingetretener Volljaͤhrigkeit unge achtet, hinſichtlich ihres 
Lebensunterhaltes und nothwendiger Pflege; von. Dem 
Vater resp. der Mutter zur Zeit der Heimatheverän- 
derung nicht getxennt werden. koͤnnen, infofern endlich 

Mi Verträge mit] ‚Dem. Ayslande. für den. einzelnen 
1, shmas.d Rep DEeRimmmeR.. 2 0 

rn re Anden A * 

—AVV——— a ae er , 
Sebes einumal erworbene Heimathsrecht — noth⸗ 

— fo: langeı fir, vis dem Berechtigten anderswo eine 

neue Heimath begruͤndet iſt. Es wird daher namentlich nit 

verloren 

‚ade durch; Verzicht, „Der, erft. dann mirkfam, wird, wenn 
der Verzichtende ein anderweites Heimathoſrecht Fr 
wirbt; 

ER durch die bloße Veräußerung ber Grundbefigungen, 
womit ein —— in ve — 

⸗hirke⸗ an ſaͤſſig iſt; 

II: durch den Berlüſt des Bürgerseäies: 0 ode — Dad 
barrechtes. 
54 
ri Durthꝰ die Erwerbung eines neuen Heimathsrechtes 
wird der Verkuft ber bisherigen Hemathsberechtigung⸗ — 

dr Fersft: herbeigeführt, wenn‘ letztere nur’Herubter 

TV auf "zufälfiger Geburt‘ innerhalb⸗ des —* 

rg, er u 

SEE: Auf filfchweigender Arifinähmees. 18). öderi 

PER >Ruf fruͤher geichehener, aber nicht mehr fortdauernder 
Anſtellung im Staatsdienſte (F. 32, 1) oder 

9 auf tonpier humaiſuno (995 Zar Ha. ‚il, 33. unb. 34.) 

137 Ber TeN San Tı DErr IE Pi RE inajs } 2 
‚Ein * dem Heimathor ehte der —5 css: 1 ‚ 

«u, 41, 39) oder des’ Ehegatten (95-36, 37), 'nder auf 

aus druͤcklicher Aufnahme CS..14 f.) beruhendes. Heimaths⸗ 

vecht hingegen /wird durch den Ermerb eines anderweiten 
rege nundann aufgehoben, :wenn 
I, letzteres durch die ohne Trauſchein der Behörde der 
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früheren Heimath vollzogene Verheirathung begründet 
wurde, ($. 28, 1,2) oder wenn Ä 
1l. der Berechtigte fi weſentlich wegwendet und feine 
‚etwaige Örundbefigung in feiner bisherigen Heimath 
veräußert; es mwäreldenn, daß er ſich hierbei fein früs 
beres Heimathörecht durch, ausdrückliche Erklärung bei 
der dortigen Ortsbehörde vorbehalten hätte, was fo 
lange wirffam ift, als er nicht dafelbft mit Erfüllung 
feiner entiprechenden Obliegenpeiten zwei. Fahre Hin» 
durch im Ruͤckſtande bleibt, - 
——— | "5728; 
Ein auf noch fortdauernder Anftellung beruhendes Heis 
mathsrecht wird nur durch wirkliche Verſetzung, nicht aber 
durch zeitweife Verfendung aufgehoben. CS. 41, II.) 


Dritter Abſchnitt. 


Don den Wirkungen des Heimathorechtes. 


SG. 44. 
Bon ber Aufenthaltsbefugniß. 

Das Heimathorecht ertheilt: 

J. die Befugniß fuͤr den Heimathsberechtigten, ſich im 
Heimathsbezirke weſentlich aufzuhalten und nach Maßs 
gabe der daruͤber beſtehenden beſonderen Vorſchriften 
zu naͤhren. 

$. 45. 

Will der Heimathsberechtigte ſich auswärts aufhalten: 
fo ift ipm, auf Verlangen, von feinem Heimathöbezirke 
ein Heimathefchein zu ertheilen, welder in den Städten 
vom: Stabtrathe, auf dem Lande aber von wenigſtens 
zwei DOrtsvorfiehern auszuftellen und legtern Falles von der 
Dbrigkeit zu beglaubigen ift. ; 

$. 46. 
Bon der Heirathöbefugniß, 

Das Heimatherecht ertheilt: 


— 11 — 
Il. die Befugniß, eine Familie in dem Heimathöbezirke 
zu begründen, ſich zu verheirathen. 


$. 47. 

Die obrigkeitlihe Erlaubniß zur Verheirathung ($. 104) 
kann, wenn beide Theile einem und demfelben Heimaths— 
bezirke angehören und fein weiteres geſetzliches Hinderniß 
vorhanden ift, in der Regel CS. 48) nicht verfagt werben. 
| = 5. 48. 

Ein Widerſpruch von Seiten des Heimathsverbandes 
dagegen ($. 47) findet nur dann Statt, wenn die Ber 
mögensverpältniffe oder die fonftigen Verhaͤltniſſe beider 
Berlobten zufammen genommen offenbar unzureichend ers 
ſcheinen, um hingefehen auf die von ihnen einzuges 
bende Ehe den im $. 21 zu II und III bei Aufnahme 
neuer Bezirksmitglieder angegebenen Erforderniffen Genüge 
zu leiften. Diefer Widerſpruch ift ohne weitere Nachweiſung 
jener Unzulänglichfeit und bı8 auf Beweis des Gegentheis 
les begründet, wenn der Fünftige Ehemann Unterftügung 
aus Urmenanftalten oder fonftigen Berforgungsanftalten bes 
zieht, oder Hinfichtlih der Perfon- oder des Vermögens 
unter Pflegihaft (Kuratel) fteht: 


$..49. 

Bon den Anfprücen auf Verforgung im Falle der Hälfsbebürftigkeit, 
Das Heimathsrecht ertheilt: | J— 
III. die Befugniß, im Sale der Huͤlfsbeduͤrftigkeit CS. 50) 

die nöthige Unterftügung und Berforgung von dem 

Heimathöbezirke in Anſpruch zu nehmen. 

$. 50, 
Vorausfegungen und Begründung folcher Anfprüche, 

Die Hülfsbedürftigkeit einer Perfon liegt vor, wenn 
biefelbe die wefentlihen und unentbehrlichen Bedürfniffe 
zu ihrem Lebensunterhalte ganz oder theilweife aus eiger 
nen Kräften und Mitteln fi felbfr zu verfchaffen nit 
vermag, und wenn, abgefehen von den, im einzelnen Falle 
etwa vorhandenen, auf befonderen Rechtsgruͤnden beruhen: 
den, Unterfiügungsanfprüden, aus dem Familienverhaͤlt⸗ 
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niffe derfelben CS. 52 f.) Beine gefeglihen Anſpruͤche auf 
Anterbaltsgewährung hervorgehen und geltend BR: wer⸗ 
don fönnen. 
$. 51. 
Eine allgemeine gefetzliche Zwangspflicht zur Unter⸗ 
haltsleiſtung iſt nur 
J. in dem Familienverbande, 
11. in dem Heimathsverbande 
begründet. 
$. 52. 
Von den, in dem Kamilienverbande begründeten Unterbaltsanfpeiihen, 
Der Bamilienverband begründet eine ſolche Verbind⸗ 
lichkeit 
1) in Folge ehelicher Verbindung; 
2) in Folge von Verwandtſchaft in auffteigenber oder 
— Linie. 


$. 53. 

Zuvörderſt ſind die Ehegatten, ſo lange ihre Ehe nicht 
völlig getrennt worden iſt, zur gegenfeitigen Unterhaltss 
leiftung verbunden, in foweit dad Vermögen und der Er: 
werb des einen, neben dem eigenen nothwendigen Unter 
- baltsbedarfe, eine ſolche Verabreichung geftattet. 

Dagegen bleibt die Frage, ob und unter welder Vor; 
ausfegung nad gänzlicher Aufhebung, bezüglich Sceidung, 
der Ehe ein Theil dem andern noch ferner Unterhalt zu 
gewähren habe, nad dem fonft beſtehenden Rechte zu bes 
urtheilen. 

$. 54 

Naͤchſt den Ehegatten Haben die ehelichen Verwandten 
in auffteigender und in abfteigender Linie, mithin die 
eltern, Grofältern zc. auf der einen, die Kinder, Enkel ıc, 
auf der andern Seite, gegen einander wechlelfeitig Unter, 
‚Rügungspfliht, und zwar in der Maße, daß zuerſt der 
Vater gegen feine Kinder im dieſer Beziehung verpflichtet 
ift, bei deffen Unvermögen zunädft die Mutter. 

Erfi wenn und foweit weder Vater noh Mutter zur 
Berabreihung der nöthigen Alimente im Stande find, 
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müffen die väterlihen Vorfahren nad ber Nähe des Gra- 
des, und fubfidiarifh die mütterliden Vorfahren, ebenfalls 
nach der Nähe des Grades, eintreten, Dagegen find’ Kins 
ber und Abfömmlinge ebenmäßig zur Wlimentirung ihrer 
Neltern und Vorfahren in der Reihenfolge verbunden, in 
welcher fie nach den gefeglichen Beſtimmungen (ab intestato) 
dieſelben beerben wuͤrden. 


$. 55. 

Bei außerehelicher Verwandtſchaft iſt zunaͤchſt die 
Mutter — unter Vorbehalt des dem Vater nach dem Ge 
fege vom 13. April 1829 öbliegenden Beitrags — und dann 
find die Vorfahren mütterliher Seite, und nad diefen die 
der väterlihen Seite, in der durch das angeführte Geſetz, 
bei welhem es feinem ganzen Inhalte nad) bewendet, bes 
fimmten Weife, zur Unterhaltung der außereheliben Kin- 
‚ ber verbunden. 

Umgekehrt findet eine / ſolche Verpflichtung dieſer nur 
- Statt gegen ihre Mutter und die mütterlihen Vorfahren, 
feinesweges aber gegen ihren außerebelihen Bater "er 
— Aeltern. 

| $. 56. 

Die Wahlverwandefhaft (Adoption) hebt die Derfors 
gungsrechte und Verbindlichkeiten jwifchen dem Waplfinde 
(Mdoptirten) und feinen Blutsvermwandten nicht auf, Ueber 
die derartigen Berpältniffe zwifhen den Wahlfindern und 
den Wanlältern entfcheidet der Wahlfindfchafts» Vertrag. 


$. 57. 


Die auf dem Familienverbande beruhenden gefeglichen 
Alimentationg»Verbindlichkeiten ($$. 52— 56) find rein 
perfönlih und gehen daher auf die Erben der Verpflichteten 
als ſolche nicht Über, in foweit nicht derartige Leiftungen 
des Erblaffers bereits fällig geworden find. 


$. 58. 
Zur gerichtlichen Geltendmachung der in den SS. 55 — 
57 näher erörterten, aus dem DSHENDEGENNE entfpringen» 


— 49 — 


ven Unterſtuͤtzungs au ſpruͤche iſt, "außer den zunaͤchſt Bethei, 
ligten, auch der’ proviſoriſch "und ſubſidiagriſch verpflichtete 
Heimathsbezirk des Huͤlfsbeduͤrftigen befugt, in ſoweit er 
dabei die Erſtattung wirklich geleiſteten nothwendigen 
($. 60) Aufwandes in Anſpruch nimmt, welcher jedoch Die 
an und für ſich beſtehende Verbindlichkeit des Beklagten 
u en en —— 
werte — 9. DEE DIENT Ira Ira Ba Br 
Bor dem Alk he; zu 5 untebftähung. © NER 
Hisſichtlich bes Uinfanges bit auf dein“ Familienver⸗ 
ae oder’ auf defdiideren Rechtsgruͤnden (S. 50) beruhen 
den Unterhaltsanſpruͤche bewendet ‚es bei dem, beſtehenden 
Rechte. | Se * RR — 
Die von dem Gnimatkshnirte zu leiſtende Unterflügung 
pefchräntt fi auf die Gewährung der nothwendigſten Les 
bensbedürfniffe, mie ſolche im einzelnen Sale durch bie 
DetesPoligeis Behörbe nad billigem: Ermeſſen fe ſtgeſtellt 
werden. Dagegen ſind arbeitsfaͤhige, Unterſtuͤtzung ſfuchende 
Perſonen zu Leiſtung geeigneter — — — 
—— anzühalten. se m, 
' a 32) 
Ä Bon dem —2 Fonda, 
Die Unterftügung wird, geleiftet: 
I. durch die hefonderen Drisanftalen,. Aofulsäier; Kran: 
kenhaͤuſer, Almoſen⸗Kaſſen u. ſ. w,, fofern den betrof⸗ 
fenen Heimatbsbezirken in der Fraglien Beziehung, 
der Stiftung oder fonft obwaltenden. Einrichtung. nac 
ein. Recht darauf zufteht; a 
II. durch befondere bier und da. beftehende ſtatutar ſch⸗ Abr 
gaben, fonftige Zuflüfe, Strafgelder 2c.,. in welcher 
Beziehung, es vorerjt bei dem, was. jeden. Orts beſteht 
oder durd örtliche — eingeſuͤbet werden 
wird, bewendet; we. 
ui durch Beitraͤge, welche nach dem. Berbättnifie der Ein⸗ 
kommenſteuer, mit Einſchluß der Grundeinkommen⸗ 
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—— 


Steuer, von dem Vermoͤgen, welches in einem jeden 
Heimathsbezirke verſteuert wird, zu entrichten ſind. 
$. 62 Ä Ä 
Bei feuerfreien, Kommergütern wird die Beitragspflidy 
tigkeit nach ihrem duschfhnittlichen Reinertrage durch die 
Kammer ermittelt: and feftgeftellen >. 7 © Ä 
5 63. 9° 
Bon Entrihtung ber. Beiträge zum Unterftägunges 
Fonds des Heimathsbezirkes bleiben nur frei: alle Kirchen, 
Schulen und milde Stiftungen in. Betreff ihres nicht 
fon fteuerbaren Grundvermö eng, die. Kirchen 
und Schuldiener (mit Ausſchluß der Sof und Garnifons 
Geiftlihfeit und der Lehrer an den Landes-Gymnaſien-, 
Garniſon-, Kunft- und Freifhulen), was ihr Dienfs 
eintommen betrifft, die beider Univerfität Jena anges 
fiellten Lehrer, ingleichen alle Kirchen- und Schuldiener, 
was ihren literariſchen Erwerb betrifft; die im Wafı 
fendienfte des Staates flehenden Gtaatsunterthbanen — im 
Kriege oder auf. Kriegszügen ohne Unterfchied, im Frieden 
vom Second «Lieutenant . abwärts. — in Anſehung des 
Soldes undbider Löhnung; bie in dem Waffendienfte 
des Staates und zwar in der erften Aufftelung, dem afti- 
ven Theile, ftehenden Gemeinen -und Unteroffiziers, in Hins 
fiht ihres Einfommend durch Gewerbs- und 
Geihäftstnätigkeitz die Gtudirenden, die auf den 
Gymnaſien fih befindenden Schüler, die Geminariften und 
die Lehrlinge in den Werfftätten in derfelben Hinfidt; 
bie Defiger auswärtiger, nicht im Großherzogthume liegens 
der Grundfiäde, was das Einfommen aus diefen 
Grundftüden betrifft; Wittwen und Waifen, welde aus 
Öffentlihen Kaffen Penfionen zu genießen haben, in Anfe 
bung diefer Penfionen, ingleihen andere Penfionärs 
in Anfehung folder Benfionen, welche nicht über 
50 Thlr. betragen; Handwerfögefellen und Dienftboten 
als ſolche; ale AlmofensPercipienten und alle, wegen 
mangelhafter Organifation ihres Geiftes oder Körpers, von 
der Möglichkeit des Emwerdes ——— unvermoͤgende 
Perſonen. 


— 4141 — 


.$:64. 
ni. r Konkurrenz verſchiedener Heimathäbezirke, -ı 

Im Fall⸗ der zu Unterſtuͤtzende in verſchiedenen Bezir⸗ 
fen Geimarhabereibtiget us ſteht ihm im der Regel ($. 65) 
die Wahl feines Aufenthaltes in einem derſelben frei. Die 
übrigen Bezirke Haben. .atsdann: ihren: gleichmäßigen Ans 
theil an dem erforderlichen : un. win: Bes 
— zu Bere 
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Ausnahmsweiſe darf. jedoch. bie obere, Polizei e Behörde, 
wenn gegen die biernad getroffene Wahl (8.69 von einem 
Derpflichteten ein begründeter Einwand erhoben wird, z. B. 
wenn ber Unterhaltsaufmand an dem einen Orte beträcte 
licher erſcheint ıc., zu dem wirklichen Aufenthalte einen 
anderen der gleichzeitig MEIOTRBURBSRFMUGCR —— 
RR beftimmen. 


$. 66. 
Beihülfe der Staatsfafle zur Armenverforgung, 

- Eine volftändige, doc billige Vergütung ift dem ber 

troffenen Heimathsbezirke aus Gtaatsmitteln; zu leiſten, 

wegen desjenigen Aufwandes, welcher ihm erwachſen iſt: 

I. in Folge einer Zumeifung in Gemäßheit beftehender 
Verträge und fonjtigen Derhältniffe mit anderen 
Staaten; ($. 34) ° 

ü. durch Sindlinge und folde Rinder, melde von beis 
mathelofen Weltern oder außerehelich von einer heis 
mathelofen Mutter abjtammen, ($$. 9, TI, 33.) 

vorausgefegt, daß ihm Feine befondere Verfchuldung das 
bei zur Laft fällt; 

Ill. Hinfihtlih der -Nachgelaffenen Birigerichteten Verbre⸗ 
cher, in ſoweit dieſen, waͤren ſie noch am Leben, eine 
Verſorgungspflicht geſetzlich obgelegen haben wuͤrde, 
vorbehaͤltlich des Regreſſes der Staatskaſſe an die 
Kaſſe des betheiligten, die Kriminal » Gerichtsbarkeit 
ausuͤbenden, ug in diefen Bällen, — in de⸗ 
nen des $, 38. 


I + — 
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6:67. 
Unterftügungsmeife: tritt eine Leiſtung ber Staatskaſſe ein: 
+ 3 dur die Staats, Waifenvderpflegungss; und Perfions» 
Anſtalten, nach den dieruͤber geitenden deſoderr 
Vorſchriften; 

. I durch Anſtellung von: Armenärzten unb Gum: 
UI. durch die Uebernahme des: ganzen Berpflegungsaufs 
wandes, wenn die Aufnahme huͤlfsbeduͤrſtiger (F. 50) 
Geiftesfranker in die Srrenanftalt zu Jena und an» 
derer hülfsbedürftiger Kranken in das bafige Land— 
Krankenhaus für nothwendig erachtet wird; 
IV. nad ben’ Beſtimmungen der folgenden Ss 68 u. 69. 
$. 68. 

In Fallen, wo. die Aufnahme einer Perfon⸗ in ein 
fentliches Arbeitshaus aus polizeilichen Ruͤckſichten fuͤr 
nothwendig erachtet wird, und die im $. 50 beſtimmte Vor⸗ 
ausfegung dabei eintritt, trägt die Staatskaſſe die Hälfte 
des für deren Unterhalt nöthigen Zuſchuſſes. Die andere 
Hälfte fällt dem betroffenen Heimatpöbezirke ju, ohne daß 
demfelben ein Widerfpruchsreht gegen die bezüglige. De 
tention in irgend einer Weiſe zuſteht. 

$. 69. 

In Sällen der Ueberlaftung einzelner Heimathebejirke 
durch die Armenverforgung, fowie wenn Bauze Gemeinden 
durch außerordentliche Ungluͤcksfaͤlle in huͤlfs beduͤrftige Lage 
verſetzt werden, ſoll eine angemeſſene Unterſtuͤtzung aus der 
Staatsfaffe, nach Unſerer Bewilligung und Beſtimmung, 
zur as ee und wuspülfe eintreten, — 


Vierter Abſchuitt— a 


Verfahren in Heimathsangelegenpeiten, F 
§. 70. 
. Allgemeine Rompetenz = Beftimmimgen. 
Die Verhandlüng und die Entfcheidung aller Angeles 
genheiten, welche das Heimathsweſen und Die hierauf ges 
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gründete Armenverforgungds Pflicht betreffen, gehören an 
fi lediglich zur poligeilihen Kompetenz, Sie ſtehen das 
ber zunächft den Polizeisinterbehörden (Aemtern, Gerich⸗ 
ten, Stadträthen) und in zweiter Inſtanz der Landes-Dis 
zeftion zu, gegen deren Ausfpruch weiter noch Vorſtellung 
bei Uns angebracht werden fann. 

$. 71. 

— hinſichtlich eines ſolchen Verhaͤltniſſes ($. 70) 
Betheiligten, ſey es ein Staats unterthan, (Gemeinde⸗Hei⸗ 
mathsbezirke und ſonſtige Korporationen inbegriffen) oder 
der Fiskus, bleibt es unbenommen, einer im Polizei⸗Wege 
etwa ſchon getroffenen oder inzwiſchen eintretenden Verfuͤ— 
gung ($. 70) ungeachtet, feine Anſpruͤche wider den ihm 
in diefem Verhaͤltniſſe gegeuüberftehenden Betheiligten vor 
Dem zufländigen Richter im förmlihen Rechtswege zu vers 
folgen; es ift jedoch, fo lange hierdurch eine Abänderung 
nicht ermwirft worden, die etwa getroffene polizeiliche Ver; 
fügung zu vollziehen. 

§. 72% 

Zur Prozeßführung von Eeiten eined Gemeinde» Heis 
matböbezirfes bedarf es der Erlaubniß von Seiten ber 
Landes-Direktion, allein es hat diefelbe ihrer Entfheidung 
hierüber jedesmal ein Gutachten derjenigen Landesregierung 
zu Örunde zu legen, welche bei dem in Frage fiehenden 
Rechtöftreite ein richterliches Erkenntniß nicht zu fpreden 
haben wird, 

$. 73. 
ini im Rechtswege verfolgbarer Anfpruch findetnichtftatt: 
1. hinfihtlih der Bildung der Heimathsbezirke 
($$. 3, 4, 7, 75 4.)5 
IL auf oder gegen Ertheilung des Heimathsredh- 
tes — wohl aber über das Dafeyn eines Heimaths— 
rechtes und deflen Wirkungen — fowie ferner nicht 
ILL, gegen die im $. 34 vorbehaltene polizeiliche Heimaths⸗ 
zumeifung, unbefchadet der Anſpruͤche auf Entſchaͤdi⸗ 
gung deshalb, und 
IV. gegen: Ertheilung der Heiraths+ ESaLeSeLn 
($. 47.) 


u a 


a S. 74, J 

Dagegen bleibt die proviſoriſche Berfuͤgung der Polis 
zei⸗Behoͤrde jederzeit dann ausgefchloffen, wenn und fo» 
weit ed fi: von Geltendmahung bloßer Regreßanfprüde 
«auf Erſtattung gemachter Auslagen: oder fonftiger Ent» 
ſchaͤdigung) oder von ftreitigen Unterftügungsanfpräcen 
bandelt, welche auf dem Familienbande ($. 51) oder auf 
befonderen Rechtsgruͤnden ($. 50) beruhen. 


$. 75. 
. Verfahren bei Bildung der Heimathsbezirke. 
Den Inhabern bisher ſelbſtſtaͤndiger (eximirter) Grunds 
_ befigungen, welde nad $.4 einem angrenzenden Heimaths⸗ 
bezirke einverleibt werden, bleibt es überlaffen, binnen 
der nächften zwei Jahre vom Publifationstage diefes Ge 
fees an, vorerft auf dem Wege des Vertrages, ihre kuͤnf— 
tige Beitragspflidt und GStimmführung ın Heimathöbes 
zirks-Angelegenheiten mit der betheiligten Gemeinde, um 
ter Leitung der für die Angelegenheiten der legtern zus 
ſtaͤndigen Unterbehörde, feftzuftelen. Auch ift es ihnen ums 
benommen, die DBermittelung des Bezirks-Landrathes nad 
zufuden. Die verabredete Uebereinkunft iſt jeden Falles 
von der borerwähnten Drtsbehörde, dem Landrathe und 
von diefem der Landes»Direktion, welche folche möglıhft zu 
befördern hat, zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen, 


$. 76. 

Zür die Befiger der mit Landftandfhaft nicht verfehe, 

nen Guͤter, welche vor dem nächften ordentlichen Landtage 

um Ertheilung der Landſtandſchaft nachſuchen, auf ihr Ge⸗ 

ſuch aber abſchlaͤgig beſchieden werden, läuft die im vor» 

ſtehenden $. 75 beftimmte Friſt von Zeit des erhaltenen 
Beſcheides an noch Ein Jahr lang. 

$. 77. 

Sofort nad Ablauf des beftimmten Zeitraumes (SS. 75, 

76) ift an den Orten, mo die Errichtung eines Heimaths⸗ 

verbandes durch Uebereinkunft nicht bewirkt worden, mit 

Eroͤrterung und Entſcheidung der Sache vorzuſchreiten und 


zwar entweber von ber Gemeinde: DOrtsobrigkeit oder vom 
Landrathe des Bezirkes, je. nach. der fteien Wahl der Ins» 
tereffenten. Erhält die Landes-Direktion«binnen vier Wochen 
keine Anzeige. von. der getroffenen Wähl: fo hat fie nach 
eigenem Ermeſſen einen Kommiffar: zu ernennen. Gegen 
die Entiheidung des von den Intereſſenten erwählten und 
bezüglid) von der Landes-Direktion. ernannten Kommiffars 
iſt alsdann binnen vier Wochen Vorftellung bei der Lan 
des⸗Direktion und’ gegen deren Entſcheidung binnen gleis 
der en — bei Und, annoch — 


6. 78. 


Die Großherzoglichen ſteuerfreien Kammerguͤter und 
ſolche erimirte Beſihungen, deren Grundſteuern bisher 
felbjtftändig und nicht. zu, der Orts » Steuereinnahme einer 
benadbarten Gemeinde. entrichtet wurden, find fodann 
C$. 77) dem naͤchſthelegenen Gemeindebezirfe zuzjumweifen, 
fofern nicht dringende Gründe von dem Betheiligten gel: 
tend gemadt werden, welche die Landes-Direktion beſtim⸗ 
mer Bönnen, die Vereinigung mit einem anderen angren⸗ 
—— Heimathsbezirke zu ‚Verftatten. 


h Pr 0 re -ı RK, 1 79, 


Die — kirchlichen Beſitzungen a als mie 
demjenigen Heimathsbezirke verbunden angefehen, inners 
halb welchem die Kirche, Pfarrei oder Schule belegen iſt, 
| u * ſie gehoͤren. | 
I. 0%; .. * 8. 80. 


Die übrigen bisher“ eximirten Grundbeſitzungen (/. 
ſind dem Heimathsbezirke desjenigen Ortes zuzuweiſen, zu 
HAGER ne ie bisher Aue — entrichteten. 


gi: 81. 


Da — des Hauptgutes werben zugleich 
deſſen ebendahin fteuernde, wenn auch in verfchiedenen 
Fluren belegene, Beiftüde einverleibt, in fofern es wird, 
liche Beftandtheile jenes Hauptgutes, nicht blos dem Eigen» 
thümer deffelben mit gehörige Grundftüde find. 


zu 


| 58} 

Die — der einem Zlimathebeſirte nn 
den Häufer und. ſonſtigen Grundbefigungen ($. 77 f.) find 
in dem betroffenen Bezirke nur: zu denjenigen rein polizeis 
lichen Leiftungen verbunden, melde ihnen bisher für fi 
felbft oder früher in. der Verbindung mit einem: andern 
Ganzen obgelegen haben, und. zwar: mach. demfelben Beis 
trageverpältniffe, wie fie zu ihrem: künftigen ‚Heimathsbes 
zirke ficy verhalten werden, Wollen fie das: Bürgerrecht 
oder das Rachbarrecht erwerben, welches möglichft: zu bes 
günftigen ift, fo unterliegen fie den Beftimmungen des $. 26. 

$. 83. 

Die Befiger der im $. 5 bezeichneten Güter habeh ins 
nerhalb der nächiten zwei Jahre vom Tage der Bekannt, 
macung dieſes Geſetzes an bei der Landes-Direftion dar 
über ſich zu erklären, ob fie eier Heimathsbezirke 
bilden wollen oder nicht. * 

$. 84. 

Für diejenigen, landftändifchen Güter, hinſichtlich wels 
cher innerhalb der im $. 83 beftimmten Frift eine Erfläs 
rung bierüber. nicht erfolgt, kann feine der im gegenwärs 
tigen Gefege beftimmten IRIUBOLR. er 5, 16, %) in 
— — smonmsR werden. 24 ae 
Li Pour $. 85... 1%: ICHOEIT SE. 
er Diejenigen landfiändifchen Güter — für welche 
dieſe Erklärung erfolgt, werden mittelft Bekanntmachung 
im Regierungs-Blatte als ſolche bezeichnet, auf welde 
diefe Ausnahmen ($. 84) Anwendung finden. 

I $, 86. 

Die Verhandlungen wegen Bildung der Heimathebes 
zirke find in allen Inſtanzen Eoftenfrei (ex officio) vorzus 
nehmen; die daabei erwachfenden baaren Verläge aber, for 
weit ein Anfpruc auf Erſab ——— begruͤndet * traͤgt 
die Staatoteſſen m Da 

j $. 87. 

Sobald ein Heimathsbezirk völlig gebilbet ift, ($.75 f.) 

bezügli die dagegen angebrachten Vorftellungen erledigt 
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Rudy hat. die Landes» Direftion- ſolches mittelſt Bekanntma⸗ 
chung im Regierungs-Blatte zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringen. 
a pnnghdamif ı . BB 
— erfahren. bei Grtpeilung des Oeimathsrechtes. 
is, ‚die Aufnahme, in-einen. Heimathsbezirk fucht, hat 
ein Zeuͤgniß von ‚feiner, zeitherigen Obrigkeit uͤber Lebens⸗ 
Mandel, Vermögen und Erwerb, aub, wenn er verbeira- 
thet ift oder Kinder hat, über u und . feiner Tas 
milig; beisubsingen.. . 
Merſonen welche: ſich in den. (egten Zeit in * Fremde 
aufgehalten haben, muͤſſen auch von da — über ” 
Wohlverhalten auf Erfordern vorweiſen. 
RL ie sr cr. 2 Lg 

ie if Beurtpeilling ‘ 'uhd‘ eier in ‚Betreff 
der nachgeſuchten Aufnahme in einen Heimathsbezirk ſteht 
jedes Mal dieſem letztern ſelbſt zu, bezüglich der, nad) der 
Drtöverfaffung geordneten, Vertretung deffelben. Aber jes 

der hiernach gefaßte Beſchluß unterliegt. noch der Prüfung 
und. Beſtaͤtigung die ui ren nn 
NN ie. 7 uch el 
4; ‚R 40 eg, 90: . en 43 

. Sindet Diefe, die Ontsobrigkeit, dabei ein erhebliches 
Brdcgkent To ft deshalb unverzüglich "eihe etwa nöthige 
weitere Erörterung anzuftellen und, nah Koftnben, an die 
zum, Dirrötton Vericht zu erſtatten. Be 


‚Se. 91. 
„St a. Heimathebezirto · Veſchluß von. * — 
keit. fofort, beſtaͤtigt worden: ſo bleibt, demjenigen, welcher 
gegen. Die etwaige Zuruͤckweiſung feines, Aufenthaltsgeſu⸗ 
ches begründete Einwendung zu haben: glaubt, nachgelaſ⸗ 
n sole. der Landes⸗Dirgktion zur weiteren Prüfung, der 
zahlage und besiglig, ba Entſcheidung vorzulegen. 
ET 7— 6 92 1.33 2 44 
Ju gBider den — den Landes⸗Direktion iſt den bei⸗ 
derſeits Betheiligten den Aufnahue Sauchenden, wie 
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dem ——— ——— der Weg der Betekung‘ an 
Uns eröffnet. - 


$. 98. 


Hinſichtlich der Abſtimmung und der —— zur 
Theilnahme daran bewendet es bei dem, was an jedem 
Orte darüber beſtimmt oder herkoͤmmlich iſt vorbehäftlich 
der — in den ——— Varagrupoen⸗ 4 * 

6. 94.. a‘ t Ho Dr 

Die Bewohner früher erimirter Beſitzungen nehmer an 
ben, die Heimathsverhaͤltniſſe betreffenden; Abſtimmungen 
der Heimathepezirts-Gemeinde Antheil glei den übrigen, 
mit ihnen in gleichem Verhaͤltniſſe ſtehäanden, Bewohnern 
desjenigen Ortsgemeinde» Bezirkes, zu dem fie hinzutreten, 
nab Maßggbe der, nach. den befonderen Orts» Statuten 
odet Gemo ohnheiten, hinſichtlich dieſer ‚bereits, neltenben, 
Normen: $ TE 
Fi SB. — — 

Das — für ſolche Beſitzungen wird bei Bil⸗ 
bung. ber Heimathsbezirke (66. 75 — 81) mach folgenden 
Saͤtzen beſtimmt, wenn nicht durch beſondere Vertraͤge 
($. 75) im einzelnen Falle etwas Anderes nm feftgee 
ftellt worden ift: 


a) alle diejenigen, melhe von ihren, einem Heimathes 
bezirke einzuverleibenden, Beſitzungen eben ſoviel oder 
weniger an Grundeinkommen⸗Steuer entrichten, als 
der am hoͤchſten befteuerte Grundbefi iger der Ortsge⸗ 
meinde, mit der fie fostan einen gemeinfchaftlichen 
Heimathsbezirk bilden, flimmen ganz nach demfelben 
Derhältniffe, wie die, mit einer der ihrigen gleichen 
Grundeinkommen » Steuer beiafteten , Mitglieder der 
Ditsgemeinde; 


b) gleihes Stimmredht mit dem hoͤchſtbeſteuerten "Ortes 
gemeinde⸗ Gliede genießen vorerſt alle diejenigen, deren 
hier in Frage kommende Beſitzungen eine hoͤhere 
Srundeinkommen⸗Stener entrichten. In Bezug auf 
fie ift jedoch noch außerdem der Betrag der gefammten 


— 
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Grund » Einfommen» Steuer fämmtlider Orts» Ge 
meinde-Glieder zu ermitteln und unter die fämmtlis 
chen ftimmfähigen Gemeinde » Glieder gleich zu vers 
theilen. 

So viel Mal, als der alfo ermittelte Durchſchnitts— 
©teuerantheil in demjenigen Grundeinftommen » Steuerbes 
trage der fraglichen Grundbeflgungen enthalten ift, wel— 
her, nach Abzug einer der Steuer des am höchften befteuer, 
ten OrtögemeindesGliedes gleihfommenden Gumme übrig 
bleibt, eben fo viele Stimmen ſtehen dem Inhaber ſolcher 
Beſitzungen noch überdieß zu. 

3. B. das Gut A zahlt jährlich 110 Thlr. an Grund» 
einfommen» Steuer, die fämmtliben Nachbarn ber Ger 
meinde B, zu welder jened Gut hinzutreten fol, entrich⸗ 
ten zufammen 1000 Thlr., der Reichfte derfelben C allein 
hiervon 100 Thlr., die Zahl der ftimmfäpigen Gemeinde 
Glieder beträgt 100. In diefem Falle würde das Gut A 
vorerft ein gleiches Stimmredt mit dem C erhalten, fo» 
dann aber noch eine befondere Stimme, für diejenigen 
10 Thlr., um welche feine Steuer die des. © überfteigt, da 
10 Thlr. gerade der Steuerantheil ift, der auf einen der 
100 ftimmfäbigen Gemeinbeglieder fümmt, wenn die ge: 
fammte Grundeinfommen» Steuer aller Gemeindeglieder 
(1000 Thlr.) unter fie gleich vertheilt wird, Gäbe das 
Gut A noch 409 Thlr. mehr an Örundeinfommen-Steuer: 
fo. würde es auch noch 4 Stimmen mehr erhalten. 


$. 96. 


Die Eigenthümer bisher eximirter Beſitzungen .c$. 4), 
welche mit dem Heimathsbezirke eimer durch einen Stadt: 
rath vertretenen Stadtgemeinde vereiniget werden, nehmen 
an der Verwaltung der Heimathsangelegenheiten :nur in 
fofern Antheil, als fie, nach: der Ortsverfaſſung, berechtiget 
find, bei der Wahl des Stadtrathes mit zu fimmen. 

Treten jedoch Beſitzer der im $. 5 bezeichneten Güter 
einem ftädtifhen Heimathebezirke bei: fo bleibe die Bes 
flimmung der Art. und. des Verhältmiffes ihres Antheiles 
an Verwaltung der Heimathsangelegenheiten, «welcher ihnen 

VE .Band. 2. ‚Heft, 9 
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in feiner Weife ganz verfagt werden darf, befonderer Örts 
licher Anordnung vorbehalten. | 


$. 97. 


Bei fteuerfreien Kammergütern ift ($. 95), anftatt des 
Grundeinfommen » Steuerbetrages ($. 95), die diefem ent» 
fprechende Verhaͤltnißzahl (8. 62) anzunehmen. 


§. 98. 

Geiſtliche Befigungen werden in HeimathsbezirköUn« 
gelegenpeiten dur ſaͤmmtliche ftimmberedtigte Heimaths⸗ 
bezirks⸗Mitglieder ohne eine beſondere Stimmabgabe fuͤr 
ſie mit vertreten. 


F. 99. 


Die ſonach fuͤr die Beſitzer bisher eximirter Grundſtuͤcke 
ermittelten Stimmberechtigungen bleiben unveraͤndert mit 
dem bezuͤglichen Grundbeſitze verbunden, ſo lange nicht 
eine neue Ermittelung und Feſtſtellung derſelben entweder 
vertragsmaͤßig oder auf den Antrag eines Theiles durch 
die Landes Direction — welche jedoch einen ſolchen Antrag 
nur bei vorhandenen ſehr erheblichen Gruͤnden zu beruͤck⸗ 
ſichtigen hat — erfolgt iſt. 


14. $. 100. 


Diejenigen Stimmen bes beitretenden Befigers bisher 
eximirter Grundſtuͤcke, um welde die Gefammtzahl der, 
den Drtsgemeinde-Bliedern zuftehenden, Stimmen uͤberſtie⸗ 
gen wird, ruhen, ſo lange ein ſolches Verhaͤltniß der 
Stimmen Statt findet. 


S. 101. 

Bei Abtrennung einzelner Beiſtuͤcke von dem Hauptgute 
wird deſſen Stimmberechtigung nad Maßgabe des Grund⸗ 
einkommen⸗Steuerfußes (pro rata) auf die einzelnen 
Stüde vertheilt. | Ä 

Bei gänzlicher Zerſchlagung größerer Güter in Theile 
deren feiner eine größere Grundeintommens Steuer zu ent 
sichten hat, als der begütertfte Gemeinden achbar befielben 
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Heimathöbezirkes, erlifcht bie fo ermittelte ($. 95) Stimm. 
berechtigung ganz und das Stimmrecht der neuen Befiger 
der einzelnen Guts-Grundftüce wird, ohne Beruͤckſichtigung 
Des bisherigen VBerbältniffes, lediglich nah den DBerords 
nungen in den SS. 93 und 95 f. von Neuem ermittelt und 
feftgefegt. 

$. 102. 


Die Hinzufhlagung von Grundſtuͤcken erhöhet die ein» 
mal ermittelte Stimmberebtigung einer folden Befigung 
nicht, fofern auf jenen nit fhon an und für fih eben» 
falls eine befonders beflimmte derartige Berechtigung hafs 
tet, welde fortbeftept. 


| 5.108, ER 
Dei eintretender -Stimmengleichheit: fteht der Orts⸗ 
obrigfeit, in Etäbten aber, wo ber Stadtrath auch zugleich 
die Ortsobrigkeit ift, dem Vorfigenden die Entſcheidung zu. 


6. 104. 
Verfahren bei der Eingehung von Ehen. 

Es darf Feine Trauung innerhalb des Großherzogthus 
mes vollzogen werden, bevor die. Erlaubniß (Trauſchein) 
der inländifhen Ortes PolizeirBehdrde (des Amtes, Gerich- 
tes, Stadtrarhes), in deren Bezirke entweder das Ehepaar 
fih niederlaffen will, oder wo in Bezug auf Ausländer 
.($. 106) und foldye, die im Auslande ſich niederlaffen wol— 
len ($. 107), die Trauung erfolgen fol, dazu beigebracht 
worden ift. Für die bei der Univerfität Jena befinitiv ans 
geftellten Lehrer, Beamtete und Diener ertheilt der afade- 
mifhe Senat den Zraufchein unter Berüdfihtigung aller 
geſetzlichen Erforderniffe, nur die $. 105 I und LE bezeich- 
neten ausgenommen. 


$. 105. 

Die Ertheilung einer folden Erlaubniß feßt, außer 
ben fonftigen gefeglihen Erforderniffen Cheirathefähigem 
Alter, Genehmigung von Seiten ber vorgelegten Behörde 
bei Verheirathung von Staatsdienern, Militärs, Geiſtlichen 
und Schullehrern, Abfindung mit den Kindern früherer 

g* 


! 
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Ehe bei Wieberverehelihungen, Rechnungslegung bei Ver: 
ehelihung des Vormundes mit der Mündel) voraus: 

I. ein Zeugniß des zuftändigen Geiftlihen im Wohnorte 
ber Verlobten, darüber, daß keine kirchliche (kanoniſche) 
Hinderniffe der Eingehung der Ehe entgegenftehen und 

II. ein Zeugniß des Gemeindevorftandes des betroffenen 
Bezirkes oder fonftige amtliche und zuverläffige Nach—⸗ 
richt darüber, daß 


41) entweder beide Verlobte in Diefem Bezirke heimaths⸗ 
berechtiget find, oder doch die Aufnahme bes einen 
Theiles am Heimathsorte bes andern für den Fall 
der Eingehung der Ehe zugefichert ift, und daß 

2) von Seiten ded Heimathöbezirfes Fein Widerſpruch 
Dagegen: erhoben wird CS. 48), indem außerdem 
die Ausfertigung bes Trauſcheines von ber Erles 
digung diefes Widerfpruches abhängt. 


:$. 106. 

Bei Ausländern, welche fih, ohne Nieberlaffung im 
Großperzogthume zu beabfichtigen, in foldem trauen laffen 
wollen, ift ftatt deffen (F. 105) die Beibringung eines 
Zeugniffes von einer ausländifchen Ortsbehoͤrde darüber 
erforberlih, daß der einzugehenden Ehe fein Hinderniß 
entgegen fteht, und daß beide Theile dafelbft nad ihrer 
VBerheirathung mit ihren etwaigen Kindern jederzeit aufge 
nommen werben follen. 


. 107. 


Bei Verlobten, von welchen der eine oder beide Theile 
dem Großherzogthume angehören, welche aber außerhalb 
desſelben ſich niederlaſſen wollen, iſt dasſelbe (F. 106) und 
außerdem noch das 1($. 105 unter I) erwähnte Zeugniß 
des Ortsgeiſtlichen, jedoch nur hinſichtlich des inländifchen 
Theiles, erforderlich. 


$. 408. 


Der Trauſchein muß den Ort der Heimath des kuͤnfti⸗ 
gen Ehepaares ausdruͤcklich bezeichnen, indem außerdem 


ber Ort, an welchem bie ausftellende Behörde ihren Gig 
bat, dafür gilt. J 


$. 109. 


Jede nah dem Eintritte dieſes Geſetzes erfolgende 
Trauung eines inländifhen Staatsbürgers im Auslande 
ohne Trauſchein von einer bdiesfeitigen Behörde ift im 
Großherzogthume in Bezug auf Heimathsverhältniffe uns 
gültig, fo lange ber Trauſchein nicht nachträglich ausges 
wirkt wird, und fol gegen ben Lebertreter mit einer Geld» 
firafe bis zu fünfzig Thalern oder Gefängnißftrafe bis zu 
acht Wochen gerichtlich geahndet werden. 

S. 110, | | 

Die Beamteten und Gerichts-Perfonen, Geiftlihe und 
Gemeindevorfiände, welche ſich entweder der Ausftellung 
unrichtiger Zeugniffe oder ber nicht gehörigen Beachtung der 
in den $$. 104 — 108 enthaltenen Vorſchriften fchuldig 
macen, haben, abgefehen von den, fie treffenden gefeglichen 
Strafen und bisziplinarifhen Ahndungen, für jeden, dem 


einzelnen Heimathsbezirke dadurch erwachlenden, Nachtheil 
einzuftieben. 


$. 111. | 
ueber ben Aufenthalt nicht Heimatheberegtigter in einem Heimathsbezirke. 


Hinfihtlid der fogenannten Schugbürger in Städten 
und Schugverwandten (Schuggenoffen) in den Dörfern vers 
bleibt es, bis zur weiteren allgemeinen Beflimmung des 
fraglichen Verhältniffes, bei den dermalen in den einzelnen 
Orten hierüber beſtehenden Vorſchriften, Übrigens aber zus 
gleich bei den, unter dem 14. Dftober 1824 (Regierungss 
Blatt vom Jahre 1824 Seite 125) und 30. Dezember 1826 
Regierungs: Blatt vom Jahre 1827 Seite. 7) ergangenen 
Verordnungen. Hiernach find dem Auslande Ungehörige 
als Schugbürger und Schugverwandte nur gegen ein obrig» 
Feitlihes Zeugniß Über das ihnen und refp. ihrer Familie 
an ihrem bisherigen Heimathsorte verbleibende Heimaths⸗ 
vecht zuzulaffen. 
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EUR haben die fämmtlihen Orts: und Ger 
meindebezirfssVorflände, bei eigener Haftung, gebörige 
Achtſamkeit und genaue Aufſicht anzuwenden, um die Ser 
meinden und Bezirke vor Verforgungsbelältigungen mög» 
lit zu. bewahren, melde diefelbe nah Maßgabe des ges 
genmwärtigeu, Geſetzes treffen würden. . 

' d.hu.nen —— $. 113. 

Keine Behoͤrde darf Perſonen, deren Heimath unbekannt 
oder noch zweifelhaft und ſtreitig iſt, vor Einverſtaͤndniß 
mit der diesfalls -ihr gegenüber ſtehenden Beboͤrde, oder 
bezüglich vor erfolgter höherer Entſcheidung, in einen ans 
dern inländifhen Ort verweifen und ſchicken, oder folde 
Perfonen, wenn 'diefelben ihr von einer anderen inländifchen 
Dehörde zugewieſen werden, unter dem Vorwande der 
nicht zuſtaͤndigen Heimath jurüdfchieben, bei Verantwort⸗ 
lichkeit und Haftung für- alle daraus erwachſende Schäden 
und Koften. Ergiebt fi aber beider Prüfung einer Hei⸗ 
mathefrage im höherer Synftanz , Daß der zur Aufnahme der 
fraglichen Perſon oder Familie verpflichtete Theil fi der 
Anerkennung und Erfüllung feiner gedachten Verbindlich» 
feit, gegen die ihm vorgelegte überzeugende Nachweifung 
der legteren, zur Ungebühr geweigert hat: fo ift derielbe 
dem Orte, Bezüglich dem Fonds, welchem durch ſolche Weir 
gerung, ein Aufwand verurfadt worden iſt, diefen Aufwand 
nad Ermäßigung durch die gg Behörde zu er⸗ 
— ſchuldig. 


I’ eo. S. 114, 

Wenn Derfonen, beren Heimath im Großherzogthume 
zwar im Allgemeinen gewiß, deren befonderer Heis 
mathsbezirk aber zur Zeit noch ungewiß ift, einer Behörde 
zugewieſen oder in deren Bezirke getroffen worden: fo hat 
diefe in den Fällen, wo nad $. 66 die Beipülfe der Staates 
Eaffe eintritt, eınftweilen auf Koften des Gerichts⸗Fiskus 
für Das Unterfommen jener Perfonen zu forgen, vorbehält- 
lih etwaiger Regreß-Anfprübe an den verpflichteten Heis 
mathsbezirk oder an die Staatskaſſe. 
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$. 115. 
Verwaltung der Heimathsbezirks⸗Kaſſen. 

Bei Ausfhreibung und Erhebung der Beiträge zur 
Heimathsbezirks-Kaffe und bei deren Verwaltung tritt, ab» 
gefeben von den Beftimmungen ber 55.94 f., analog ganz 
daſſelbe Verfapren ein, welches in den einzelnen Drten bei 
Auflegung der Gemeindeabgaben und bei Verwaltung bes 
Gemeindevermögens beſteht. 


$. 116. 

Jedenfalls find jedoch die Heimathsbezirks⸗Kaſſen und 
Rechnungen forgfältig von den eigentlihen Gemeindefaffen 
und Rechnungen in benjenigen Bezirken zu trennen, in 
welchen die Befiger neu hinzutretender, bisher erimirter 
Grundſtuͤcke nicht zugleich mit diefen dem engeren Gemein» 
Deverbande beitreten. Ä 

$. 117. 

In der Univerfitätd-Stadt Jena fteht die Heimathsbe⸗ 
zirks- Kaffe, fowie bisher die Armenkaffe, unter ber Mits 
verwaltung ber Univerfität. | 


Fünfter Abſchnitt. 


Beftimmungen über die Einführung bes ges 
genwärtigen Geſetzes. 


| $. 118. 
Verbindende und aufhebende Kraft des Geſetzes. 
Vorftehendes Geſetz ift vom 1. Juli 1833 an auf alle 
den Gegenftand bdeffelben betreffende Verhaͤltniſſe anzus 
wenden. es a 
$. 119. | 
Alle frühere, mit dem Inhalte bes gegenwärtigen Ges 
fees nicht vereinbare, allgemeine und befondere gejegliche 
Borfchriften und Gewohnheiten find vom 1. Zuli 1833 an 
für alle Theile des Großperzogthumes aufgehoben. 
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$. 120. 
Ausnahmen hiervon, 
Ausnahmen: von den Beflimmungen in ben SS. 118 
und 119 finden nur ſtatt: — 


1) hinſichtlich aller, den Gegenftand. des gegenwärtigen 
Geſetzes betreffenden, ‚einzelnen Fälle, melde am 
1. Juli 1833 durch richter liches Erkenntniß be= 
reits rechtskräftig entfhieden find, indem es bei. dier 
fer Entfheidung Lediglich bewendet; 
in Anfehung folder Säle, welche am 1. Juli 1833 
entweder dürch erhobene Klage bereits rechtshaͤngig 
geworden oder dur eine Verfügung der Admis 
niftrativ:sBehörde ſchon entſchieden find. Alle 
diefe Fälle bleiben vielmehr im Abminiftrativ-Wege 
und im Rechtöwege nur nach den früheren Entfcheis 
dungsquellen CH 119) zu beurtheilen, Letztere, die 
früheren Entfcheibungsquellen, finden auch 
. 3) bei. Beurteilung derjenigen. Heimathsberechtigungen 
Anwendung, welche bis zum 1. Zuli 1833 durch au s⸗ 
druͤckliche Aufnahme oder dadurch bereits erworben 
ſind, daß ſich Jemand eine Zeit hindurch, welche nach 
den ausdruͤcklichen Beſtimmungen der bisherigen Ges 
feggebung zureihend war, das Heimathsrecht aud 
für die Zukunft zu fihern, weſentlich aufgehalten 
bat und dermalen nod aufhält. 

Urkundlih haben Wir diefes, Geſetz Höcftrigenhändig 
vollzogen und mit Unferm Großherzoglichen Etaatsinfiegel 
bedrucden laffen. ee er 

So gefheben und gegeben Weimar am 11. April 1833. 


(L.S.) Carl Friedrid. 


C. W. Freih. v. Fritſch Freih. v. Gersdorff. 
Dr. Schweitzer. — 


DW] 


2 


- vdt. Ernft Müller. 


* 


23 3 


Zur Geſetzgebung des deutſchen Bundes. 
Die wichtigſten Veſchluͤffe des Jahres 1833 u. 1834, 


, hit. nn. Le 69 A. ' r . 

Die zu lantiurt a. M., wegen der in Deutfäe 
land gegen den Beſtand des⸗Bundes und wi— 
der. die Joͤffent liche Ordnung in Deutſchland 
ehe Esmplotte,'gebildete Central 
ED. betreffend. 


—— — AP — — 


Hg Folge — Entdeckung eines gegen den ** 
ſtand des deutſchen Bundes und gegen die oͤffentliche 
nung in Deutſchland gerichteten Complotts, insbeſondere * 
am 3. April 1833 zu Frankfurt erfolgten Angriffes, wurden 
am 20. Junius folgende Beſchluͤſſe gefaßt: 

1) Bon Bundeswegen wird eine Central⸗Behoͤrde nieder⸗ 
geſetzt, deren Aufgabe iſt, die näheren Umſtaͤnde, den 
Amfang und den Zuſammenhang des ‚gegen den Beſtand 
des ·Bundes und gegen die oͤffentliche Ordnung in 

Deutſchland gerichteten Complotts, insbeſondere des am 

B. April I. J. in Frankfurt ſtatt gehabten Attentats, zu 
erheben und fortwährend. yon ſaͤmmtlichen Verhandlun⸗ 

— gen der verſchiedenen, mit Unterſuchungen wegen Theil⸗ 

nahme an dem gedachten Complotte in den einzelnen 

Bundesſtaaten beſchaͤftigten Behoͤrden im Intereſſe der 
Geſammtheit Kenntniß zu nehmen, auch gegenſeitige 
Mittheilungen und Auſſchluͤſſe unter. denſelben zu be⸗ 


— 
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fördern, endlich für die Gruͤndlichkeit, Vollſtaͤndigkeit 
und Befchleunigung der anhängigen Unterfuchungen 
Sorge zu fragen. 

Diefe Behörde verfammelt fi 14 Tage nach gegen, 
wärtigem Beichluffe zu Srankfurt am Main. 

3) Die Bundesverfammlung wählt die Regierungen von 
Defterreih, Preußen, Bayern, Würtemberg 
und . Großherzogtbum. Heffen, deren jede ein 
Mitglied der Centrals Behörde des Bundes zu ernens 
nen bat. 

Der Vorſitz bei diefer Behörde richtet fih nach der 
Abftimmungs- Ordnung in der Bundesverfammlung. 

3) Zu Mitgliedern diefer Behörde koͤnnen nur durch Ers 
fahrung im Unterfuhungs Sad erprobte Beamte bes 
Richterftandes ernannt werden. 

Einem jeden. derfelben wird von der ‚betieffenden 
Regierung ein auf das Protokoll verpflichteter Actuar 
oder ein Canzlift beigegeben und im Mebrigen der Bes 
hörde die Bildung ihrer Canzlei überlaffen. 

Die Befchlüffe werden nach der Stimmenmehrheit 
gefaßt; der weitere Gefchäftsgang wird von der Eentrals 
Behörde felbft feitgefegt. 

4) Die Regierungen, in deren Staaten Unterſuchungen 
wegen des Complotts gegen den Bund und die einzels 
nen Bunbesregierungen ftatt finden, werden der Buns 
desverfammlung die damit ERAHNEN Landes⸗Behoͤr⸗ 
den bezeichnen. 

5) Dieſe Landes⸗Behoͤrden werben von ihren Regierungen 
angewieſen werben, ber Central⸗Behoͤrde des Bundes 
fortwährend. und fchleunigft Alles, was ſich auf bie 
Unterfuchungen bezieht und zu ihrer Kenntniß gelangt, 
mitzutheilen, fo wie auch den Requifitionen derfelben, 
welche die Ausmittlung des: Thatbeftandes, des Urfprungs 
und der Verzweigungen des Eomplotts betreffen, unver, 
zuͤglich und volftändig zu genügen. 

6) Die CentralsBehörbe des Bundes hat die Befugniß, an 
alle Orte, wo ſolche Unterſuchungen im Gange find, 
eines ihrer Mitglieder abzuordnen, um die Acten eine 
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zufehen, und ben Verhören der Angefchuldigten beizus 
wohnen, ohne jedoch an der Unterfuchung felbft, welche der 
Landes Behörde zufteht, unmittelbaren Antheil zu nehmen. 
Im Falle ſolcher Entſendungen oder anderer Ver⸗ 
hinderungen, wird die Bundesverſammlung fuͤr die 
Vollſtaͤndigkeit der Central-⸗Behoͤrde durch Wahl ande⸗ 
rer Regierungen zu zeitweiliger Beiordnung von Stell⸗ 
vertretern nach Beduͤrfniß Sorge tragen; als ſolche Re 
gierungen werden Kurheſſen und Nafſau bezeichnet. 
7) Die Central⸗Behoͤrde des Bundes erſtattet ihre Berichte 
an den in Folge des Art: 28 der Wiener Schlußacte 
ernannten Bundestags⸗Ausſchuß. An diefen richtet fie 
ihre Anträge über die Leitung und Beförderung der 
Unterfuhungen, insbefondere bei fich zeigenden Anftän- 
den, und ebenfo Tegt fie demfelben von Zeit zu Zeit das 
Ergebniß der Unterfuchungen vor. * | 
Sie hat alle über die aufrührifchen Sompfotte in den 
einzelnen deutfchen Bundesftaaten ihr zugehenden No» 
tigen zufammenzuftellen, die Thatfachen aufzuklären, Die 
Urheber und Teilnehmer zu ermitteln, und hiemit ihre 
‚Anträge wegen gründlicher Hebung des Uebels zu vers 
"binden, Re 
: 8). Die Koften der ‘gedachten Central Behörde werden von 
dem Bunde getragen 'und aus der Matrifular » Caffe 
beftritten, — 
9) Die Bundesregierungen werden ben Vollzug dieſes Bes 
ſchluſſes, in fo weit er eine jede betrifft, der Bundes» 
verſammlung unverweilt anzeigen. (Sitzung 26.) *) 


Am 8. Auguft wurde diefe durch Bundesbefhlug vom 
20. Juni 1833 gebildete Central⸗Behoͤrde, nachdem deren von 
den betreffenden: Staaten ernannte Mitglieder in Frankfurt 
am Main eingetroffen, für conftituirt erklärt. (Sitzung 34.) 


”) Vielleicht, daß diefe Central⸗Behörde die Brüde wirb, Über welche 
wir zu einem Inftitut , ähnlich dem ehemaligen Reichs-Fiscalat ges 
langen, welches hauptfächlic das Wohl und Intereffe des Reiches 
wahrzunehmen Hatte, O. G. 
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Auf den Bericht diefer conftituirten Gentral-Behörde, bie 
Veröffentlichung des Ganges der, wegen in Deutfchland ftatt- 
gehabter hochverrätherifcher Complotte, eingeleiteten Unter; 
fuhungen betreffend, wurde am 19, September beichloffen: 

a) Der Bericht der durch Bundesbeſchluß vom 20. Juni 1833 
niedergefegten Gentral-Behörde des Bundes vom 11. Seps 
tember d. 3. ift zur Kenntniß der hoͤchſten und hohen 
Regierungen zu bringen, und damit die Aufforderung zu 
verbinden, die Eenforen der öffentlihen Blätter anzus 
weifen, feinen außeramtlihen Nachrichten über den Gang 
der Unterſuchungen, welche wegen der hochverraͤtheriſchen 
Complotte in Deutſchland eingeleitet find, inſofern dies 
felben fi auf Thatumftände und Verhältniffe beziehen, 
welche erjt noch der gerichtlichen Cognition unterliegen, 
vor dem Schluſſe des gerichtlichen Verfahrens Die Auf 
nahme zu geftatten. 

b) Die Regierungen, in deren Staaten folde Unterfuhuns 
gen im Zuge find, find zu veranlaffen, die hiermit bes 
auftragten gerichtlichen Beamten auf den Umfang ihrer 
Verpflichtungen rücffichtlich der Geheimhaltung des ihnen 

| übertragenen Gefchäftes alles Ernftes zu verweifen. 

c) Die hoͤchſten und hohen Bundesregierungen ‚find zu ers 
fuden, der Bundesverfammlung. binnen kurzer Frift von 
den getroffenen Anordnungen Anzeige zu machen. 

d) Diefer Beſchluß iſt der durch Bundesbeſchluß vom 20. 
Juni niedergeſetzten Central⸗Behoͤrde des Bundes durch 
die in Folge des Art. 28 der Wiener Schlußacte er 
nannte Bundestags-Commiffton zur, Nachricht. mitzuthei- 
len. (Sigung 40,) 





Auf die Anzeige, daß dem Artikel 5 des Bundesbeſchluſ⸗ 
ſes vom 20. Juni 1833 wegen Mittheilung der Unterſuchungs⸗ 
Acten uͤber ſtaatsverbrecheriſche Unternehmungen an die nie⸗ 
dergeſetzte Central⸗-Behoͤrde nicht ſtrenge genug nachgegangen 
werde, wurde am 10. October beſchloſſen, die hoͤchſten und 
hohen Regierungen wiederholt aufzufordern, ſaͤmmtliche mit 
Unterſuchungen wegen des Complotts, das alle gegen den 
Bund, die einzelnen Regierungen und die oͤffentliche Sicher 
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heit überhaupt gerichteten verbrecherifchen Unternehmungen 
umfaßt, in ihren Staaten beauftragten Behörden anzumeifen: 
41) Der Central-Behörde alles, was fi auf die von ihnen 
in dem bezeichneten Umfange geführten Unterfuhungen 
bezieht und zu ihrer Kenntniß gelangt, mithin auch die 
Refultate der Unterfuhungen, vollftändig mitzutheilen, 
ohne eine vorgängige Aufforderung deshalb abzumarten, 
nicht weniger die in Folge einer ſolchen Mittheilung 
von jener Behörde als erforderlich bezeichneten Acten in 

Urs oder legalifirten Abfchriften zu überfenden; 

2) Den Requifitionen der Central» Behörde, welche die 
Yusmittlung des Thatbeftandes, des Urfprungs und der 
Derzmweigungen jenes Complotts betreffen, unverzüglich 
und vollftändig zu genügen. (Sitzung 43.) 
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B. 


Zur Aufträgal:Sadhe des Großherzogthums 
Sachſen-Weimar-Eiſenach, wider die Her: 
zogthümer Sachſen-Coburg, Hildburghaufen 
und Meiningen, wegen der aus dem. Xhürins 
ger Rayon-Berbande vom Jahre 1814 
berrührenden Forderungen. 


— 


Am 6. Dezember 1832 wurden die.von dem Königlich 
Hanndver’fhen Ober Appellationss» Gerichte zu Celle, als 
erwähltem Aufträgal- Gerichte, am 15. November in oben ers 
wähnter Sache abgegebenen Erfenntniffe vorgelegt, wornach 
die Gouvernements von GSachfen: Coburg, Hildburghaufen 
und Meiningen die Elagbar gemachten Summen von refp. 
31,313 Rthlr. 2 gGr. und 24,293 Rthlr., nebjt Verzugszin- 
fen zu 5 Procent vom 11. Yuni 1818-bis zum Zahlungstage, 
an das Großherzogthum Eachfen: Weimar- Eifenah zu ents 
richten, auch ſaͤmmtliche auf den Rechtöftreit verwandte Koften 
allein zu tragen haben. (Sitzung 5.) 

Als nun gegen dieſe Aufträgal- Erfenntniffe von den 
Herzogthümern Sadfen» Coburg, Hildburghaufen, Meinin- 
gen und dem FürftenthHum Echmwarzburg » Sondershaufen die 
Nichtigkeitsbefchwerde erhoben wurde, ward am 3. Dftober 
1833 befchloffen : 

1) Der Einrede der Nichtigkeit der Aufträgal » Erfenntniffe 
vom 15. November 1832 und des von ber Großherzog> 
lich Sacdfen » Weimar » Eifenahifhen Regierung nicht 
erfolgten Vollzugs des Protokolls der Arnjtädter Cons 
ferenz vom 2. April 1814, 7, ift Feine Folge zu geben; 

2) Die -Einrede wegen nicht erfolgter Ausfcheidung der 
Raten, welche an den fraglihen Summen der Herzog, 
lich Sacfen Coburg» Gothaifhen und ber Herzoglid 
Eadhfen » Meiningen » Hildburghaufifhen Regierung zur 
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Laft fallen, ift dem Königlih Hännöverifhen Ober 
Appellations » Gericht zu Celle als erwählter Aufträgals 
Inſtanz durch die Königlihd Hannöverifche Regierung 
zuftellen zu laffen, um darüber das Geeignete zu vers 
fügen. 

3) Die zur Revifion des Aufträgals Verfahrens beftellte 
Bundestagskommiffton wird aufgefordert im Intereſſe 
bed Gefetes über. die Nothwendigkeit oder Rathfamkeit 
befonderer Beftimmungen über die Behauptung der 
Nichtigkeit aufträgalgerichtlicher Erkenntniffe — werde 
fie nun als Klage, Rechtsmittel oder Einrede vorges 
braht — unter Benugung der Bemerkungen und Ers 
klaͤrungen, welche über den $. 26 des in der Eigung 
vom 21. Dezember 1820 vorgelegten Entwurfs einer res 
vidirten Auſtraͤgal Ordnung eingefommen find, ein abs 
gefondertes Gutachten zu erftatten, zu welchem Behuf 
ihr aud) die in gegenwärtiger Sache abgegebenen Ers 
Härungen der Herzoglih Sachen - Coburg » Gothaifchen 
und Sachen » Meiningen » Hildburghauftfchen a ehr 
gen zugeftellt werden. (Sitzung 42.) 
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C. 
Protokoll der Plenar-Sitzung der deutfchen 
Bundes-Berfammlung zu Franffurt, vom 
30. Oftober 1834, mit vem Bundesbeſchluß, 
die Errichtung eines Schiedsgerichtes zur 
Entfheidung der Streitigfeiten zwiſchen 
den Regierungen und den Ständen betref 
fend, nebft einer Betrachtung daruͤber. 





Geſchehen, Frankfurt, den 30. Oktober 1834. 


Der Kaiferlih- Königliche präfidirende Gefandte, 
Herr Graf von Mändh>Bellinghaufen, eröffnet 
die Sitzung mit nachſtehendem Vortrage: 


* Nachdem die ſouverainen Fuͤrſten und freien Staͤdte 
Deutſchlands durch die vollwichtigſten und pflichtmaͤßigſten 
Beweggruͤnde veranlaßt worden ſind, mittelſt der im Laufe 
dieſes Jahres zu Wien abgehaltenen Cabinets-Conferenzen, 
über die gemeinſamen Angelegenheiten bes deutſchen Vaters 
landes in vertrauliche Berathung zu treten, fo kann es Ceis 
ner Majeftät dem Kaifer, meinem allergnädigften Herrn, und 
Höchftdeffen Verbündeten nur zur wahren Genugthuung ge 
reichen, daß es den einfichfsvollen und eifrigen Bemühungen 
der dafelbft verfammelt gewefenen Abgeordneten gelungen iſt, 
- in möglichft Eurzer Friſt zu einem Nefultate zu gelangen, 
welches geeignet ift, die Erwartungen aller derer zu befriedigen, 
welche Deutfchlands gegenwärtige Lage richtig zu beurtheilen im 
Etande find, und diejenigen über die Erfüllung ihrer Pflicht 
zu beruhigen, denen die Gorge für die rechtlihe Ordnung 
und für die gemeine Wohlfahrt Deutfchlands anvertraut ifl. 

Die Erwägung der zweckmaͤßigſten Mittel zur fernern 
Erhaltung der Berfaffung des Deutfhen Bundes, wie dieſe 
durch den Bundesvertrag beftimmet und durch die Schlußacte 
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ausgebildet ift, die Feitfegung der Maaßregeln zur Cicherung 
der durch dieſe Grundgefege verbürgten, als Grundlage aller 
Partifular-Verfaffungen anerkannten Iandesherrlichen Autoris 
tät, und die Vereinbarung über die nothwendigen gemein- 
fchaftlihen Schritte zur Bewahrung der öffentlihen Ruhe 
und der rechtmäßigen Ordnung in den einzelnen Bundes- 
ftaaten, — dieſes waren die Aufgaben, deren Löfung die 
Deutſchen Regierungen fi zum Ziele gefegt hatten. 

Das Ergebniß diefer Beftrebungen ift, nad) ruhiger und 
gewiffenhafter Erörterung, nach offenem und freimüthigem 
YAustaufhe der Anfihten, in preiswärdiger Eintracht und 
in erfreulicher Uebereinftimmung Aller zu Stande gefommen 

Seine Majeftät der Kaifer findet hierin die ficherfte 
Gewähr für das Gedeihen und für die vermehrte Kraft des 
Bundes, für die Befeftigung der Autorität der Regierungen, 
fo wie für die Befchirmung des beftehenden Rechtszuftandes 
und der rechtmäßigen Freiheiten aller Unterthanen der Deut- 
ſchen Bundesregierungen. 

Der in den wichtigeren Regierungsangelegenheiten verab- 
redete, von fämmtlihen Bundesgliedern gleichförmig zu bes 
folgende Gang — deſſen treue Einhaltung fi) alle feierlich 
zugefagt — wird zur Erreihung des ausgefprochenen Zweckes 
am zuverläffigften und ficherften beitragen, und eben fo wird 
Das Inſtitut des Schiedsgerichtes, welches die Beftimmung 
hat, Srrungen zwifhen Regierung und Ständen in allen 
den Fällen zu befeitigen, wo nicht durch Geſetz und Landes» 
verfaffung für diefen Zweck bereits Vorkehrungen getroffen 
find, unbezweifelt dazu dienen, das in der deutſchen Bun- 
desverfaffung liegende Band der Nationaleinheit immer fefter 
zu Enüpfen, und das Vertrauen zwifchen Regierung und Lands 
ftänden durch dieſes, den zwifchen ihnen beftehenden NRechts- 
verhältniffen gewährte, neue Schugmittel dauernd zu befeftigen. 

Diefen legtern Gegenftand — das Inſtitut der Schieds- 
gerihte — zunaͤchſt der bundesverfaffungsmäßigen Sanction 
zu unterziehen, ift die Kaiferlich- Königliche Präfidialgefandt- 
fhaft von ihrem allerhöchften Hofe beauftragt, und fie beehrt 
fih demnach, zu diefem Ende die nachftehenden, daffelbe bes 
treffenden zwölf Artikel hiermit vorzulegen: 

VI. Band, 2. Hft. 10 
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Artikel L Kür den Sal, daß in einem Bundesftaate 
zwifchen der Regierung und den Ständen über die Auslegung 
der Verfaffung , oder über die Grenzen der bei Ausübung 
beftimmter Rechte des Regenten den Ständen eingeräumten 
Mitwirkung, namentlih durd Verweigerung der zur Fuͤh⸗ 
rung einer den Bundespflichten und der Landesverfaſſung 
entfprechenden Regierung erforderlichen Mittel, Irrungen ent 
ftehen, und alle verfaffungsmäßigen und mit den Gefegen 
vereinbarlihen Wege zu deren genügenden Befeitigung ohne 
Erfolg eingeihlagen worden find, verpflichten fih die Bun⸗ 
desglieder, als ſolche, gegen einander, ehe fie die Dazwis 
ſchenkunft des Bundes nachſuchen, die Entſcheidung folder 
Streitigkeiten durch Schiedsrichter auf dem in den folgenden 
Artieln bezeichneten Wege zu veranlaffen. 

Artikel IL Um das Schiedsgericht zu bilden, ernennt 
jede der ſiebzehn Stimmen des engern Rathes der Bundes- 
verfammlung aus den von ihr repräfentirten Staaten, von 
drei zu drei Jahren, zwei durch Charakter und Gefinnung 
ausgezeichnete Männer, welche durch mehrjährigen Dienft 
hinlaͤngliche Kenntniffe und Gefchäftsbildung, der eine im jur 
ridifchen, der andere im abminiftrativen Sache, erprobt haben. 
Die erfolgten Ernennungen werden von ben einzelnen Regies 
zungen der Bundesverfammlung angezeigt, und von biefer, 
fobald die Anzeigen von allen fiebzehn Stimmen eingegangen 
find, öffentlich befannt gemadt. Eben fo werden die durd) 
freiwilligen Rüdtritt, durch Krankheit oder Tod eines Spruch⸗ 
mannes, vor Ablauf der bejtimmten Zeit eintretenden Erledi⸗ 
gungen von ben Regierungen für die noch übrige Dauer der 
dreijährigen Friſt fofort ergänzt. 

Das Verhältniß diefer 34 Spruhmänner zu den Regies 
sungen, welde fie ernannt haben, bleibt unverändert, und 
es giebt ihnen die Ernennung zum Spruchmann auf Gehalt 
oder Rang feinen Anfprud). 

Artikel. ML Wenn, in dem Art. I. bezeichneten Falle 
der Weg einer fchiedsrichterlichen Entſcheidung betreten wird, 
fo erftattet die betreffende Regierung hievon Anzeige am bie 
Bundesverfammlung, und es werden aus der bekannt gemach⸗ 
ten Lifte der 34 Spruchmänner in der Regel ſechs Schieds⸗ 
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richte und zwar drei von ber Regierung und drei von den 
Ständen ausgewählt; die von der betheiligten Regierung er: 
nannten Epruchmänner find von der Wahl zu Schiedsrichs 
tern für den gegebenen Fall ausgeſchloſſen, fofern nicht. beide 
Zheile mit deren Zulaffung einverjtanden find. Es bleibt dem 
Uebereinfommen beider Theile überlaffen fih auf die Wahl 
von zwei oder vier Schiedörichtern zu befchränfen, oder deren 
Zahl auf acht auszudehnen. 

Die gewählten Schiedsrichter werden von ber betreffens 
den Regierung der Bundesverfammlung angezeigt. Crfolgt, 
in dem. Falle der Vereinbarung über die Berufung an das 
Schiedsgericht, und nachdem die Regierung den Ständen bie 
Lifte der Spruchmänner mitgetheilt hat, die Wahl der 
Schiedsrichter nicht binnen vier Wochen, fo ernennt die Buns 
desverfammlung die legtern ftatt des fäumigen Theiles. 

Artikel IV. Die Schiedsrichter werden von der Buns 


u deöverfammlung, mittelft ihrer Regierung, von der auf fie 


gefallenen Ernennung in Kenntniß gefegt, und aufgefordert, 
einen Obmann aus der Zahl der Übrigen Spruchmänner zu 
wählen; bei Gleichheit der Stimmen wird ein Obmann von 
der Bundesverfammlung ernannt. 

Artikel V. Die von der betreffenden Regierung bei 
der Bundesverfammlung eingereichten Akten, in welchen die 
Gtreitfragen bereitd durch gegenfeitige Denffchriften oder auf 
andere Art feftgeftellt feyn müffen, werden dem Obmann 
überfendet, welcher die Abfaffung der Relation und Correlas 
tion zwei Schiedsrichtern überträgt, deren Einer aus den von 
der Regierung, der Andere aus ben von den Etänden Ers 
wählten zu nehmen: ift. 

Artikel VL. Demnädft verfammeln fich die Schieds— 
richter, einfchließlich des Obmannes, an einem vom beiden 
Zheilen zu beftimmenden, oder, in Ermangelung einer Weber; 
einfunft, von der Bundesverfammlung zu bezeichnenden Orte, 
und entfcheiden, nad ihrem Gewiſſen und eigener Einficht, 
den ftreitigen Sal dur Mehrheit der Stimmen. 

Artikel VIL Sollten die Schiedsrichter zur Faͤllung 
des definitiven Spruches ‚eine nähere Ermittelung oder Aufs 
Flärung von Thatfachen für unumgänglid nothwendig erach⸗ 
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ten, ſo werden ſie dieß der Bundesverfammlung amgeigen, 
welche die Ergänzung der Akten durd ben Bundestags-Ges 
fandten ber betheiligten Regierung bewirken läßt. 

Artikel VIN. -Sofern nicht in dem zulegt bezeichneten 
Falle eine Verzögerung unvermeidlich wird, muß DL Ents 
ſcheidung fpäteftens binnen vier Monaten, von der Ernen⸗ 
nung des Obmanned an gerechnet, erfolgen, und bei ber 
Bundesverfammlung zur weitern Mitteilung an die betheis 
ligte Regierung eingereicht werden. 

Artikel IX. Der fchiedsrichterlihe Ausſpruch hat die 
Kraft und Wirkung eines austrägalgerichtlichen Erfenntniffes, 
und die bundesgefegliche Executions⸗Ordnung findet hierauf 
ihre Anwendung. 

Bei Streitigkeiten über die Anfäge eines Budgets insbes 
fondere, erftreckt fich diefe Kraft und Wirkung auf die Dauer 
der Steuerbewilligungs⸗Periode, welche das in Frage ftehende 
Budget umfaßt. 

Artikel X. Sollten fi über den Betrag der durch 
das fchiedsrichterliche Verfahren veranlaßten, dem betheiligten 
Staate in ihrem ganzen Umfange zur Laft fallenden Koſten, 
Anftände ergeben, fo werden dieſe durch Feftfegung von Geis 
ten der Bunbesverfammlung erledigt. 

Artikel XL Das in den vorftehenden Art. I bis X 
näher bezeichnete Schiedsgericht findet auch zur Schlichtung 
der in den freien Städten zwifchen den Senaten unb ben 
verfaffungsmäßigen bürgerlichen Behörden derſelben fi etwa 
ergebenden Irrungen und Streitigkeiten analoge Anwendung. 

Der 46. Art. der Wiener Congreßacte vom Jahr 1815 
in Betreff der Verfaffung der freien Stadt Frankfurt erhält 
jedoch Hierdurch Feine Abänderung. 

Artifel X. Da es den Mitgliedern des Bundes un 
benommen bleibt, fich darüber einzuverftehen, daß die zwiſchen 
ihnen entftandenen Streitigkeiten auf dem Wege des, Art. IL, 
gebildeten Schiedögerichted ausgetragen werden, fo wird die 
Bundesverfammlung, eintretenden Falles, auf die hievon von 
den ftreitenden Bundesgliedern gleichzeitig gemachte Anzeige, 
nah Maßgabe der Artikel IU— X, die Einleitung bes ſchieds⸗ 
sichterlihen Verfahrens veranlaffen.‘ 
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Bei der hierauf vom Präfidio gehaltenen 
Umfrage 
erfolgten nachftehende Abftimmungen : 


Defterreich. Der Geſandte ift beauftragt der Praͤ⸗ 
fidialpropofition gemäß dafür zu flimmen, daß die vorgeleg» 
ten XII Artikel mit der bundesverfaffungsmäßigen Sanction 
verfehen und zum Bundesgefege erhoben werden. 

Preuſſen. Der eben vernommenePräfidialvortrag ent 
hält ein hochwichtiges Refultat der neueften gemeinfchaftlichen 
Berathung und Einigung aller Höchften und hohen Bundes» 
regierungen, um bie DBerfaffung des bdeutfhen Bundes zu 
befeftigen und zu fihern. Se. Majeftät der König von Preufs 
fen, mein allergnädigfter Herr, welcher die von Sr. Majeftät 
dem Kaifer von Defterreich bei Leitung der bießfälligen Vers 
handlungen aufs Neue bewährte, geneigte und unermübliche 
Fuͤrſorge und die füderative und thätige Mitwirkung aller 
Deutfchen Bundesgenoffen auf das Dankbarfte anerkennt, hat 
mich angewiefen, der Kaiferl, Defterr. Abftimmung in allen 
Beziehungen mich anzufcließen, und dem Präfidialantrage 
beizuftimmen, daß die vorhin verlefenen XIL Artikel, durch 
welche das Inſtitut eines Sciedsgerichtes zur Befeitigung 
von Irrungen zwifhen Regierungen und Ständen gefchaffen 
wird, zum Bundesbefchluffe erhoben und dadurch den gedachten 
Artikeln die bundesverfaffungsmäßige Sanetion ertheilt werbe, 

Sachſen. Der Gefandte hat im Namen feiner höchften 
Regierung der Kaiferlih»Defterreihifhen Abftimmung beizu⸗ 
pflihten, und ſich der bereits ausgedruͤckten bankbarften Ans 
erfennung der von Sr. Kaiferlich » Röniglihen Majeftät aufs 
Neue bethätigten Sorgfalt für das Wohl des Deutfchen 
Bundes anzuſchließen. 

Bayern. Go wie Se. Majeftät der König dem Schluß- 
protofol der Wiener Cabinetsconferenzen vom 12, Juni dies 
fes Zahres bereits unterm 1. Juli Allerhoͤchſtdero Ratififation. 
urkundlich ertheilt haben, fo ift der Gefandte auch nun nicht 
nur ermächtigt, denjenigen Artikeln des erwähnten Schluß. 
protofolls, welche nad dem eben vernommenen verehrlidhen 
Präfidialvortrage gegenwärtig als Bundesbefchlüffe gefaßt 
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werden follen, in dieſer Eigenfchaft beizuftimmen, fondern 
auch beauftragt, "die danfbare Anerkennung der preiswürdis 
gen Fürforge Er. Kaiſerlich⸗Koͤniglich⸗Apoſtoliſchen Majeftät 
für das Gedeihen und die vermehrte Kraft des Bundes, für 
die Befeftigung ber Autorität der Regierungen und für die 
Beihirmung des beftehenden Rechtszuftandes und ber recht: 
mäßigen $reiheiten aller Unterthanen der Deutfhen Bundes» 
regierungen von Seiten Bayerns auszubrüfen und deffen 
 bundesmäßige Fräftige Mitwirkung zu dem dadurch bezielten 
gemeinfamen Zwecke zuzuſichern. 

Hannover, 

Wuͤrtemberg, 

Baden, 

Kurheſſen, 

Großherzogthum Heſſen, 

Holſtein und Lauenburg, 

Luxemburg, 

Braunſchweig, 

Medlenburg- Schwerin, 

Naſſau, 

Sachſen-Weimar, 

Sachſen⸗Coburg⸗-Gotha, 

Sachſen⸗-Meiningen-Hildburghauſen, 

Sachſen⸗Altenburg, 

Mecklenburg-Strelitz, 

Oldenburg, 

Anhalt⸗Deſſau, 

Anhalt-Bernburg, 

Anhalt»Eöthen, 

Shwarzsburg-Sondershaufen, 

Shwarzburg-Rubolftabt, 

Hohenzollern-Hedhingen, 

Liechtenſtein, 

Hohenzollern⸗Sigmaringen, 

Waldeck, 

Reuß aͤlterer Linie, 

Reuß juͤngerer Linie, 

Schaumburg⸗Lippe, 
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Lippe, 

bie freie Stabt Lübed, 

die freie Stadt Frankfurt, 

die freie Stadt Bremen, 

die freie Stadt Hamburg: erflärten fammtlich ihre 
Zuftimmung zu dem PräfidialsUntrage, und vereinigten ſich 
mit den in den vorhergehenden Abftimmungen ausgebrücten 
Gefinnungen. 

Hiernad wurde 

beſchloſſen: 

Die nachſtehenden, die Errichtung eines Schiedsgerichtes 
zur Entſcheidung der Streitigkeiten zwiſchen den Regierungen 
und den Staͤnden betreffenden zwoͤlf Artikel werden durch 
einhellige Zuſtimmung hiermit zum Bundesgeſetze erhoben. 

Artikel J. Fuͤr den Fall, daß in einem Bundesſtaate 
zwiſchen der Regierung und den Staͤnden uͤber die Auslegung 
der Verfaſſung, oder uͤber die Grenzen der bei Ausuͤbung 
beſtimmter Rechte des Regenten den Staͤnden eingeraͤumten 
Mitwirkung, namentlich durch Verweigerung ber zur Fuͤh⸗ 
rung einer den Bundespflihten und der Landesyerfaffung 
entfprehenden Regierung erforderlihen Mittel, Irrungen 
entftehen, und alle verfaffungsmäßigen und mit den Gefegen 
vereinbarlihen Wege zu deren genügenden Befeitigung ohne 
Erfolg eingefchlagen worden find, verpflichten fih die Bun- 
beöglieder, als folche, gegen einander, ehe fie die Dazwifchen- 
kunft des Bundes nachſuchen, die Entſcheidung foldher Streis 
tigkeiten dur Schiedsrichter auf dem in den folgenden Ar, 
tikeln bezeichneten Wege zu veranlaffen. 

Artikel I. Um das Schiedsgericht zu bilden, ernennt 
jede der fiebzehn Etimmen des engern Rathes der Bundes⸗ 
verfammlung aus den von ihr repräfentirten Staaten, von 
drei zu drei Jahren, zwei durch Charakter und Gefinnung 
ausgezeichnete Männer, melde durch mehrjährigen Dienft 
binlänglihe Kenntniffe und Gefchäftsbildung, der eine im 
juridifchen, der andere im abminiftrativen Sache, erprobt ha- 
ben. Die erfolgten Ernennungen werden von den einzelnen 
Regierungen der Bundes» Verfammlung angezeigt, und von 
dieſer, fobald die Anzeigen von allen fiebzehn Stimmen ein, 
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gegangen find, öffentlich befannt gemacht. Eben fo werden 
die durch freiwilligen Nüctritt, durch Krankheit oder Tod 
eines Epruchmannes , vor Ablauf der beftimmten Zeit eintres 
tenden Erledigungen von den Regierungen für die noc) übrige 
Dauer ber dreijährigen Frift fofort ergänzt. Das Verhältniß 
diefer 34 Spruchmänner zu den Regierungen, weldye fie ers 
nannt haben, bleibt unverändert und es giebt ihnen die Er; 
nennung zum Spruchmann auf Gehalt oder Rang feinen 
Anſpruch. 

Artikel I. Wenn, in dem Art. I. bezeichneten Falle, 
der Weg einer fchiedsrichterlihen Entſcheidung betreten wird, 
fo eritattet die betreffende Regierung hievon Anzeige an die Bun» 
desverfammlung, und ed werden aus der befannt gemachten Lifte 
der 34 Spruchmaͤnner in der Regel ſechs Schiedsrichter, und zwar 
‚ drei von der Regierung und brei von den Ständen, ausge 
wählt; die von der betheiligten Regierung ernannten Spruch⸗ 
männer find von der Wahl zu Schiedsrichtern für den geges 
benen Fall ausgefchloffen, fofern nicht beide Theile mit deren 
Zulaffung einverftanden find. Es bleibt dem Uebereinfommen 
beider Theile überlaffen, fi auf die Wahl von zwei oder vier 
Schiedsrihtern zu befchränfen, oder deren Zahl auf acht 
auszudehnen. 

Die gewählten Schiedsrichter werben von ber betreffenden 
Regierung der Bundesverfammlung angezeigt. Erfolgt, in 
dem Falle der Dereinbarung über die Berufung an das 
Schiedsgericht, und nachdem die Regierung den Ständen die 
Lifte der Spruchmaͤnner mitgetheilt hat, die Wahl der Schiedes 
richter nicht binnen vier Wochen, fo ernennt die Bunbesvers 
fammlung die legteren ftatt des fäumigen Theiles. 

Artikel IV. Die Schiedsrichter werden von der Buns 
desverfammlung, mittelft ihrer Regierung, von der auf fie ges 
fallenen Ernennung in Kenntniß gefegt, und aufgefordert, 
einen Obmann aus ber Zahl der übrigen Spruhmänner zu 
wählen; bei Gleichheit der Stimmen wird ein Obmann von 
der Bundesverfammlung ernannt. 

Artikel V. Die von ber betreffenden Regierung bei 
der Bundesverfammlung eingereichten Akten, in welchen bie 
Etreitfragen bereits durch gegenfeitige Denkichriften oder auf 
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andere Art feftgeftellt feyn müffen, werben dem Obmann über 
fendet, welcher die. Abfaffung der Relation und Eorrelation 
zwei Schiedsrichtern überträgt, deren Einer aus den von ber 
Regierung, der Andere aus den von den Ständen Ermählten 
zu nehmen ift. 

Artikel VL Demnähft verfammeln fi die Schiedss 
richter, einfchließlich des Obmannes, an einem von beiden 
Theilen zu beftimmenden, oder, in Ermangelung einer Ueber» 
einkunft, von ber Bundesverfammlung zu bezeichnenden Orte, 
und entſcheiden, nad ihrem Gewiffen und eigener Einficht, 
den ftreitigen Fall durd Mehrheit der Stimmen. 

Artikel VIL Sollten die Schiedsrichter zur Faͤllung 
des definitiven Spruches eine nähere Ermittelung oder Auf⸗ 
klaͤrung von Thatfachen für unumgänglid) nothwendig erachten, 
fo werden fie dies der Bundesverfammlung anzeigen, welche die 
Ergänzung ber Akten durch den Bunbestagsgefandten ber bes 
theiligten Regierung bewirken läßt. 

Artikel VIL Sofern nicht in dem zulegt bezeichneten 
Falle eine Verzögerung unvermeidlich wird, muß die Ents 
ſcheidung fpäteftens binnen vier Monaten, von der Ernennung 
des Dbmannes an gerechnet, erfolgen und bei der Bundess 
verfammlung zur mweitern Mittheilung an die betheiligte Nes 
gierung eingereicht werben. 

Artikel IX. Der fohiedsrichterlihe Ausſpruch hat die 
Kraft und Wirkung eines austrägalgerihtlihen Erkenntniffes 
und die bundesgefegliche NSS findet hierauf 
ihre Anwendung. 

Bei Streitigkeiten über die Anfäge eines Budgets ins⸗ 
befondere, erſtreckt fih diefe Kraft und Wirkung auf die 
Dauer der Steuerbewilligungs- Periode, welche das in Frage 
ftehende Budget umfaßt. 

Artikel X. Sollten fih über den Betrag ber durch 
das fchiedsrichterliche Verfahren veranlaßten, dem betheiligter 
Staate in ihrem ganzen Umfange zur Laft fallenden Koften, 
Anftände ergeben, fo werben. diefe durch Zeftfegung von 
Eeiten ber Bundesverfammlung erledigt. 

Artikel XL Das in den vorftehenden Art. I bis X 
näher bezeichnete Schiedsgericht findet auch zur Schlichtung 
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der in den freien Staͤdten zwiſchen den Senaten und den 
verfaſſungsmaͤßigen buͤrgerlichen Behoͤrden derſelben ſich etwa 
ergebenden Irrungen und Streitigkeiten analoge Anwendung. 

Der 46. Art. der Wiener Congreßacte vom Jahr 1815, 
in Betreff der Verfaffung der freien Stadt Frankfurt, erhält 
jedoch hierdurch Feine Abänderung. 

Artikel XL Da ed den Mitgliedern des Bundes uns 
benommen bleibt, ſich darüber einzuverftehen, daß die zwifchen 
ihnen entftandenen. Streitigkeiten .auf dem Wege des, Art. IE, 
gebildeten Sciedsgerichtes . ausgetragen werden, fo wird die 
Bundesverfammlung, eintretenden Sales, auf die hievon von 
ben ftreitenden Bunbesgliedern gleichzeitig gemachte Anzeige, 
nah Maaßgabe der Art. MI—X, die Einleitung des ſchieds⸗ 
amomn Verfahrens veranlaffen. 

MündsBellinghaufen. 
Nagler. 
° Manteuffel. 
Mieg. 
Stralenheim. 
Trott. 
Blittersdorff. 
Rieß. 
Gruben. 
Pechlin. | 
Gruͤnne. 
Schack. 
Beuſt. 
Both. 
Leonhardi. 
Schmidt. 
. Xhomas, 


Bei dem im PräfidialsVortrage Elar entwickelten Geift 
ber 12 Artikel diefes Bundesgefepes bedarf es Feiner noch bes 
fonders motivirten Anpreifung bdeffelben. Es ift diefes Refultat 
der neueften Wiener Conferenzen ein hoͤchſt anerfennungs« 
werther Beweis von dem -Eonftitutionellen Sinne, in welchen 
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Deutfchlands Negenten das wahre und nügliche Wefen der 
Iandftändifchen Repräfentation,, welche immer ein umentbehrs 
liches Palladium der deutfchen Freiheit bleiben wird, aufrecht 
zu erhalten fireben. Ueberall haben die Befchwerden der 
nächften Vergangenheit und: die Unficherheit des öffentlichen 
Rechtes bei der neuen Einrichtung der Landftände Hinfichtlih ' 
ihrer Zufammenfegung,, Rechte, Bildung der Ausfchäffe und 
Deputationen, ihres Verhältniffes zu den übrigen Staatsbes 
hörden und Gefchäftsformen, befonders ihrer Mitwirkung an 
der Gefepgebung ein Schwanken der - beutfhen Staatsver⸗ 
hältniffe und eine unzufriedene Spannung hervorgebracht, 
welche um fo fehneller gehoben werden mußte, als die Feinde 
Deutfchlands von den verfchiedenften politifhen Karben hierin 
neue -Veranlaffung und neuen Reiz fanden, den Saamen 
ber Zwietracht auszuftreuen ,; und ihr Möglichftes zu thun, 
um die Regierungen Deutfhlands zu einem gemaltfamen Act 
der Reaction, zu einem feindfeligen:Befchluß gegen das Wes 
fen und den Beftand der deutſchen Verfaffungen aufjureizen. 
Bittrer hätten fie nicht getäufcht: werben — als durch 
den vorliegenden Beſchluß. 

Publiciſten von Sechtenntuig und ruhiger Pruͤfung er⸗ 
blicken darin mit Recht ein ſtrahlendes Monument großherzi⸗ 
ger fuͤrſtlicher Geſinnung und treuer landesvaͤterlichen Vor⸗ 
ſorge zur Befeſtigung des öffentlihen Rechtszuſtandes und 
Abmwendung gewaltfamer Krifen. Diefe 12 Artikel müffen jes 
bem mit dem Bunbesrechte Vertrauteren als eine verfühnliche 
und mildernde Ergänzung ſowohl des früheren Befchluffes 
vom 28. Yuni 1832, ald auch der Art. 25 u. 26 der Wiener 
Schlußakte erfcheinen. 

Wir haben nun einmal Fein höchftes Bundesgericht, an 
welches die Aufrechthaltung der Landesverfaffungen und Vers 
träge ‚zwifchen den Landesherren und die Schlichtung der 
Streitigkeiten darüber gewiefen werden Fönnte, und fo wird 
dieſer fühlbare Mangel durch das Inſtitut des Schiedsgerichs 
tes thunlichft erfegt. Dadurch wird ein dem deutfchen Rechts⸗ 
gefühl zufagender Ausweg zu Befeitigung der Irrungen zwi⸗ 
fhen Regierungen und Ständen geöffnet, welcher nunmehr 
bas Anrufen ber Bunbeshülfe von Seiten der Fürften in 
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den babei vorgefehenen Fällen durch den Nachweis Des ver 
geblid angebotenen fchiedsrichterlihen Austrags bedingt. 
Die Zweifel, welche eines Theils in Bezug auf die Sous 
verainitätsrechte der einzelnen Bundesfürften, anderntheils 
in Bezug auf die Art der Bildung des GSchiedögerichtes in 


ben Mißtrauifchen erregt werden Fönnten, finden fich durch 


die fakultative Natur des Inſtituts befeitigt, deſſen Wirk 
ſamkeit nur auf freiwilliges gemeinfames Anrufen beider 
Theile eintreten kann. Das Schiedsgericht wird den Stäns 
den wider ihren Willen niht aufgedrungen;z denn fchon 
in der Natur der Sache, im Wefen eines Schiedsgerichtes 
liegt die Nothwendigkeit der übereinftimmenden Ent 
fhließung beider Partheien, einem Schiedsrichter die Ents 
ſcheidung zu übertragen. Ebenfowenig fol durch den Bes 
fhluß der Bundesverfammlung denjenigen fchon vor demſel⸗ 
ben in einzelnen Staaten vorhanden gewefenen und im Eins 
verftändnig mit den Ständen verfaffungsmäßig bereits 
beitimmten Mitteln zur Schlichtung. der Irrungen und Ent 
fheidung der ftreitigen Verfaſſungsfragen zu nahe getreten 
werden; *) fo wie denn auch biefer Beichluß der Fünftigen 
Vereinbarung über neu ——— — Inſtitute nicht 
vorgreift. 


*) Dieſe Anſicht wird beftätigt durch den das Inſtitut des Schiedegerich⸗ 
tes betreffenden Publicationsact des Königreichs Bayern, d. d. Müns 
chen, den 23. Nov. 1834. Hierin heißt es nämlich: „Das Inſtitut 
des Schiedsgerichtes hat die Beſtimmung, Irrungen zwiſchen Regie— 
rungen und Ständen in allen jenen Fällen zu beſeitigen, wo nicht 
durch Geſetz und Landesverfaffung für dieſen Zweck be— 
reits Vorkehrungen getroffen ſind.“ Sodann heißt es 
am Schluſſe: „Nachdem einerſeits die Autorität der deutſchen Regie— 
rungen bereits durch die Bundesbeſchlüſſe vom 28. Juni 1832 befeſti⸗ 
get, und nun andererſeits durch das der Vereinbarung dargebotene 
Schiedsgericht für die Beſchirmung des beſtehenden Rechtszuſtandes 
und ber rechtmäßigen Freiheiten aller Unterthanen ber deutſchen Buns 
beöregierungen gleichmäßig Vorſehung getroffen worden ift, fo machen 
wir unfern fämmtlidhen Behörden und Staatsangehörigen dieſe auf 
das allgemeine Wohl im bdeutfchen Bunde abzielende Beichlüffe mit 
dem Beifügen bekannt, daß dadurch bie Beftimmungen ber 
Verfaffungsurtunde unſers Reiches Leinen Abänbes 
sungen unterworfen find.’ 
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Und wie leicht koͤnnte dieſer Beſchluß noch der erfreuliche 
Uebergangspunft zur Errichtung eines Bundesgerichtes 
werden, das immer auh Preußen fhon als einen der 
Punkte, von denen man bei der deutfhen Verfaſſung nicht 
abgehen könne, bezeichnet hatte. „„Unläugbar fey es — fag- 
ten feine Bevollmächtigten — daß, wenn es der Fünftigen 
Berfaffung an einem Bundesgerichte fehle, man nie werde 
die Ueberzeugung aufheben koͤnnen, daß dem Nechtsgebäude 
in Deutfchland der legte und nothwendige Schlußjtein mangle.” 

Man kann die Lenker der deutfchen Etaaten nicht oft und 
ernſtlich genug auf bie Unerläßlichfeit einer ſolchen Snftitution 
für die deutfchen Bundesftaaten aufmerffam machen. Welche 
Hinderniffe auch die Souveränetät jedes Bundesftants entges 
genfegen möge, „nichts ift — wie neuerdings Ludwig Hofs 
mann in feinem Werke über das Inſtitut der Friedensrich- 
ter erinnert — gewiffer, als daß nur ein ſolches allerhöchftes 
Gericht, Cmwodurd nicht nur ein Bundesftaat gegen den ans 
deren, der Fürft gegen Mißbrauch der Ständefreiheiten und 
die Stände gegen den Fürften, fondern audy jeder einzelne 
Deutfche gegen jedes Unrecht, ed komme von oben oder unten, 
und gegen Juſtiz⸗Verweigerung und Zuftiz Mord Schutz und 
Sicherheit erhalte) die wirflihe Einheit Deutſchlands 
dauerhaft begründen, fo wie die jegt nur durch phyſiſche Ges 
malt zurüdgehaltene, aber keinesweges erbrüdte Aufregung 
der Gemüther befänftigen, ein mwahrhaftes Vertrauen auf 
Fürften und Beamten, mit Einem Worte, die Zufrieden 
heit des Volks und damit die innere Ruhe und 
Außere Sicherheit unfers Baterlandes herftellen und 
fihern kann.” Die wahre Repräfentation wohnt nur bei der 
Gerechtigkeit, und Gerechtigkeit nur bei gefegmäßiger Freiheit. 
Zür diefe wie für jene ift ein oberfter Central⸗Gerichtshof mit 
völlig unabhängiger Autorität nothwendig. 

Sonft waren es die Reichsgerichte, durch deren nach⸗ 
drüdliches Einfchreiten in denjenigen Reichslanden, mo die 
Landſtaͤnde noch nicht fo tief herabgefunfen waren, daß fie 
aud) dieſes Schugmittel nicht mehr mit Erfolg zu benügen 
vermodhten, die Aufrechthaltung der Iandftändifhen Verfaſ⸗ 
fung in ihrem früheren Umfang bewirkt wurde, und es fehlt 
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nicht an Beifpielen, wo jene Gerichte gegen einzelne Reichs— 
fürften, welche ihre Staatsgewalt zur Beeinträchtigung der 
Landesverfaffung oder zur Unterdrüdfung ihrer Unterthanen 
mißbrauchten, mit ernftlichen Verweiſen, auch Geld- und fos 
gar Gefängniß-Strafen vorfchritten. Seit der Auflöfung der 
deutſchen NReichsverfaffung und der damit gleichzeitig verbun- 
Denen Aufhebung der hoͤchſten Neichsgerichte fehlt es leider 
an einem vollftändig genügenden Xequivalent der den Lands 
ftänden dadurch auf faetifchem Wege entzogenen Sidyerftellung 
ihrer Gerechtfame und der ganzen öffentlihen Verfaffung in 
den einzelnen deutfhen Staaten. Diefe Garantie, worauf 
dem Volke und feinen Vertretern ein gefhichtlih und recht; 
lich vollkommen gegründeter Anfpruch zufteht, in der Minis 
ſter-Verantwortlichkeit, wie diefe in den verfchiedenen 
Berfaffungsurkfunden ausgefprochen worden ift, finden wollen, 
hieße die jüngften Erfcheinungen ignoriren, die uns über 
die großen Schwierigkeiten belehren, mit weldhen das ben 
Landfiänden eingeräumte, Recht der Anklage der Mini» 
fter wegen Verlegung der Berfaffung und der Gefete vor 
den Landesgerichten geltend zu maden ift. 

Auf diefe verfaffungsmäßige Minifter + VBerantwortlichkeit, 
die fo viele practifch wichtige Zolgen nad) ſich ziehet, wird 
das Inſtitut eines Schiedsgerichted gewiß. auch von mohlthäs 
tigem Einfluß ſeyn. Mindeftens wird es in diefer Beziehung 
fo wie im ganzen Kapitel der Verfaffungsfragen hie und ba 
Zweifel erregen und Gedanken erwecken, von welchen jene 
zur Wahrheit, diefe zur weiteren Ausbildung der neuen Ord⸗ 
nung der Dinge führen Fünnen. | . 

- Einen fehr wefentlihen Nugen wird es ftiften, wenn es 
durch feine Wirkfamfeit immer mehr in den Deutfchen bie 
Meberzeugung befeftiget, daß die Iandesherrliche Gewalt durch 
Landſtaͤnde nicht ſowohl beſchraͤnkt als geftügt und gefls 
chert werden fol, daß durch Iandftändifhe Repräfentation 
ben Regenten deutfcher Länder "Fein Recht entzogen werden 
darf, was ihnen nothwendig ift, um dem Gefeg Achtung zu 
verihaffen, die Kräfte ihrer Unterthanen zum Guten und 
Schönen zu lenken, ihre Länder blühend zu machen, fich in 
ber Mitte eines aufgeflärten, treuen, fleißigen und ſittlich 
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guten Volks die Liebe ber Lebenden und bei ben Nachkom⸗ 
men einen unfterblihen Ruhm zu erwerben. 

Das Recht der Beſchwerde und Bitte der Stände wird 
bei der Wirkfamkeit des Kompromißgerichts richtiger wie zeit» 
ber aufgefaßt und mit gedeihliherem Grfolg geübt werden 
können; denn es ift Dadurch die wuͤnſchenswerthe Gelegenheit 
gegeben, den Landesherrn felbft an die Erfüllung feiner NRe- 
gentenpflichten und Zufagen mit mehr Würde zu erinnern. 
Dem Uebelftande, daß mande Volksvertreter in der Der: 
fammlung in den Sal kommen, den Regenten oder vdeffen 
Stellvertreter gleihfam als Partei zu behandeln, und fo feine 
Perfon dem Verdachte und Argwohn auszufegen, wird das 
durch am ficherften vorgebeugt. Die plöglihen Auflöfungen 
der Ständeverfammlungen, die wir auf unanftändige Oppofi- 
tionen darin in der neueften Zeit bald da bald dort fich wie; 
derholen fahen, waren Feine nachahmungswerthe Beifpiele. 
Diefe werden nun feltener oder gar nicht mehr vorkommen. 

Zu den verunglücdten Reflerionen über diefen hohen Buns 
beöbefchluß gehören die Ausſtellungen, mit welden „das 
Sournal des Debats’ in feiner Nummer vom 24. November 
denfelben in feiner Art begrüßen zu miüffen geglaubt hat. 
Während dem fich jeder verftändige Deutfche darüber erfreuet, 
bag durch die Vorforge der Bevollmächtigten aller beutfchen 
Höfe eine Behörde ins Leben gerufen worden ift, die den 
Revolutionen wie den GStaatsftreihen vorzubeugen beftimmt 
ift, und die aus einfachen Privatperfonen zufammengefegt 
werden fol, die Feine Souveraine und — bei dem obfchwes 
benden Streite im mindeften nicht betheiligt — ohne Haß 
und Gunft ihre rechtliche Ueberzeugung ausfprechen werden); 
erblickt der die Landes-Gouverainität und Unabhängigkeit der 


- beutfchen Zürften für fih und ihr Gebiet überfhägende 


franzöfifhe Publiciſt C?) darin eine Gefahr für die Unabs 
bängigfeit der deutfhen Fürjten, und moͤchte im Zone der 
Aufregung das Schiedsgericht für eine befpotifhe Einrich- 
tung erklären; daher meint er auh, daß — weil aͤußerſten 
Falles und namentlih, wenn etwa die Vereinbarung über 
bas Schiedsgericht gar nicht erfolgen follte, der Ausspruch 
dennoch vom Bundestage ausgehen müßte — der Bundes— 
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tag ja der oberſte Herr und Schiedsrichter aller 
Conſtitutionen Deutſchlands wuͤrde!! Man ſieht 
hieraus, daß dem franzoͤſiſchen Publiciſten die Stellung der 
deutſchen Bundesgeſetzgebung zur deutſchen Particular⸗Geſetz⸗ 
gebung fremd geblieben iſt. Waͤre er mit dem Geiſte der 
deutſchen Bundesacte und der Wiener Schlußacte von 1820 
— dieſer Hauptgrundgeſetze fuͤr Deutſchland — vertraut, ſo 
haͤtte er wiſſen muͤſſen, daß der Bundestag nicht nur (Art. 54. 
der Wiener Schlußacte) daruͤber zu wachen hat, daß in Folge 
(des 13. Artikels der Bundesacte) allenthalben landſtaͤndiſche 
Verfaſſungen ftattfinden, ſondern auch darüber, daß in mo- 
narchifchsregierten deutfchen Staaten (nad Art. 57.) die ge- 
fammte Staatsgewalt in dem DOberhbaupte Des 
Staats vereinigt bleibe, daß die im Bunde vereinten 
fouverainen $ürften nicht in der Erfüllung ihrer bundes- 
mäßigen Verpflichtungen gehindert oder befchränft, daß bie 
gefeglihen Grenzen der freien Aeußerung bei ben ftändifchen 
Derhandlungen nicht überfchritten werden, endlidy darüber, 
daß Feine Regierung durch Widerfeglichkeit der Unterthanen 
bedrohet oder gefährdet werde, als in welchem Kalle der 
Bund nöthigenfals auch unaufgefodert einfchreiten kann. 
Nach dem trifolium ſibrinum des franzöfifhen Publiciften folte 
man glauben, daß das Schiedsgeriht nur dazu erfunden 
worden fey, um die conftitutionellen Staaten von Deftreich 
und Preußen regieren zu laffen!! Man muß ein geborner 
Feind diefer Großftaaten feyn, um ihnen folde Abfichten un 
terzufchieben. Gluͤcklicher Weife weiß man in Deutfchland, 
was man von diefer ausländifchen Beforgniß, die fih ſchon 
feit Stiftung des Nheinbundes in Paris fo großmüthig aus- 
zufprechen und dabei durch Fluge und fchlaue Berechnung der 
vorhandenen Mißverhältniffe und Zerwürfniffe mit ben deut- 
fhen Mißvergnügten und Halbwiffern zu kokettiren wußte, 
zu halten hat. 

Wir Deutfche wiffen, daß wir durch deutfche Gefinnung, 
einerlei Wille, einerlei Zweck, einerlei Handlen und Wirken 
immer mehr werden wollen und follen nur Ein Leib, nur 
Eine Eeele, nur Ein Syſtem; und daß Deutfchland ein 
erganifhes Ganzes ift, deſſen Xheile einander nicht 
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fremd feyn können; und fo betrachten mir dad Schiedsgericht 
als eine wohlthätige Frucht der gemeinfamen Beitrebung: das 
gütliche Vernehmen zwifhen den Ständen und Regierungen 
in Deutfchland aus allen Kräften zu befefligen und zu ers 
leichtern, für den Nothfall aber Durch den Rechtsweg den 
Weg ber Wilkühr und Gewalt für beide Theile zu verfper- 
ren. Diefes ift die wahre Ubficht derer, die den Bundesbes 
ſchluß vom 30. Dctober faßten. Cr fol die deutſchen DVerfaf- 
fungen zur Wahrheit machen, und die politiihe Einheit 
Deutfchlands befeftigen. Diefes wollen vorzugsweiſe Öeft- 
reich und Preußen; und das Inſtitut des Schiebögerichts 
ift, wie wir fchon früher andeuteten, nicht nur die befte Ge; 
währ für die Unverleglichfeit der Bundesſtaaten, fondern auch 
der deutlichite Beweis, dag Deftreih und Preußen. die 
Mothwendigkeit eingefehen haben, die. ftändifchen. und conftis 
tutionellen Verhältniffe Deutfchlands für die Gefammtheit des 
DBaterlandes zu Eräftigen, zu entwidlen, und mit dem Buns 
destage immer mehr in ein organiſches Verband zu bringen 
— nicht aber diefe den Völkern zugeficherten und von dem 
Bunde garanfirten VBerfaffungen zu untergraben und zu: bes 
fhränfen. Ebendeßhalb ift auch der moralifhe Einfluß dies 
fed Bundestags: Beichluffes ein fehr erfreulicher, weil er die 
ängftlichen und dunklen Gerüchte zerjtiebt. 

Hiernaͤchſt iſt es eine ganz mißverftandene Sache, bas 
nun begründete Schiedsgericht als eine gezwungene erfte, 
und den Bundestag als eine gejwungene zweite Inſtanz 
barzuftellen; denn fo wie ſaͤmmtliche Bundesfürften dem Auss 
fpruche des beiderfeitig angenommenen Compromißgerichtes bie 
Kraft und Wirkung, eines inappellabeln austrägalgerichtlichen 
Erfenntniffes beilegen, verzichten fie zugleich für den Fall 
ber Vereinbarung über die Berufung an das Schiedsgericht 
auf jede zweite Inftanz, und auf jede weitere Erörterung: bes 
compromiffarifch abgethanen, und nun der bundesgefeglichen 
Erecutions» Ordnung anheimfallenden Gegenftandes, Der 
Bundesbeſchluß öffnet überhaupt nur ba ben Rechtsweg, wo 
beide Theile ihn wollen; und läßt alles in dem bishes 
rigen bundesrechtlichen Statu quo, wo Die Stände biefen: Sta- 
tus quo dem angebotenen Auswege ſchiedorichterlicher Sun. 

VI. Band. 2. Heft. 11 
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ſcheidung vorziehen. Dieſer Ausweg aber tritt ſo wenig den 
Souverainitaͤts-Rechten der einzelnen Bundesfuͤrſten zu nahe, 
als er die Rechte der Landftände gefährdet. Erſteres nicht, weil 
das Schiedsgericht nur nach dem Unerbieten und nur dann 
wirkfam wird, wenn die Bunbesfürften fi in dem durch den 
Art. XXV und XXVI der Schlußacte bezeichneten ohnehin 
ertremen alle des Anrufens füderativer Dazmifchenfunft be— 
griffen glauben; letteres nicht, weil ohne der Stände Zuftims 
mung das Schiedsgericht nicht wirffam, ja nad) Art. TI des 
Beſchluſſes nicht einmal conftituirt werden kann. 

Seder unbefangene Deutfche wird daher diefe zu Wien 
verabredete und zu Frankfurt proclamirte Maßregel für einen 
mächtigen Bortfchritt in dem ruhigen, geräufchlofen aber 
großartigen Entwidlungsgange unferes ſchoͤnen gemeinfamen 
Baterlandes,. für eine edle Selbſtbeſchraͤnkung der Fürften, 
für eine dankenswerthe Milderung früherer bundesgefeglicher 
Beitimmungen halten. Wir wünfchen mit der eben fo wopl- 
wollenden als unterrichteten Stimme, die fi hierüber mit 
Nachdruck in „der außerordentlihen Beilage zur allgemeinen 
Zeitung Nro. 495 u. 496, 1834” ausgefprochen hat, Deutfch- 
land Gluͤck zu einem Sjnftitute, das ohne etwas an den 
Landesverfaffungen und an den beftehenden 
Nehtszuftänden zu ändern, mögliden Irrungen ein 
würdiges, dem deutfchen Charakter vorzugsmweife zufagendes 
Yusgleihungsmittel gegeben, und gerade in der facul; 
tativen Natur des neuen Compromiß-Gerichtes 
die fiherfte Gewähr feiner Unpartheilihfeit ges 
funden bat. 

Möge es zugleich eine einigende Behörde für materielle 
Intereſſen, und ein wahres Präfervativ gegen die Wuth de- 
firuetiver Parteihäupter, gegen Reform Parorismen und ger 
gen jene foftematifche Oppofition wider nothwendige Regie: 
rungsmaßregeln werden, im der fich manche Abgeordnete der 
Stände von nicht gereiftem Character und mittelmäßigem 
Zalente nach der Modeweisheit des Tages auszeichnen zu 
müffen glauben. 

Schon ber Gedanke an das bloße Dafeyn eines unpars 
theiiſchen Schiebsgerichtes wird manchen Wortführer behutfam 
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machen. Wir werben fünftig die befte Kraft und Zeit durch 
unnüge und fruchtlofe Anträge halb unterrichteter Abgeord⸗ 
teten weniger vergeuden fehen, und weniger von jenen argen 
Ausfällen hören, die mande Säle unfrer Tandftändifchen 
Verſammlungen zulegt in den Zummelplag aller Leidenfchaften 
und perfönlichen Beleidigungen würden umgewandelt haben. 

Aber auch den Miniftern wird der Gedanke an diefes 
Inſtitut eine neue Veranlaffung feyn, fich vor Verfaffungs- 
verlegungen zu hüten; weil durch baffelbe das befte Aus, 
funftsmittel gegeben ift für die feither fo ſchwierige Entfchei- 
dung der Frage: ob eine fürmliche Anklage gegen den Mis 
nijter als Etellvertreter des Monarchen und wann Statt 
finden fönne! Haben aud manche Landesverfaffungen ihren 
beftimmten Gerichtshof, ber,.über die wirklich eingereichte 
Anklage gegen den Minifter entjcheiden fol; fo war doch bis 
jet Feine Behörde da, die, waren die Kammern hierüber 
nicht einftimmig, oder der Monarch ließ es zur Klagerhebung 
nicht fommen, die Frage zu enticheiden hatte, ob ange, 
Elagt werden foll oder nicht? Und gerade hier ift es, 
wo der Ausfprud des unpartheiifhen Schiedsgerichted das 
größte Unglück verhüten kann; weil der angegriffene Negies 
rungsact vielleicht nur die Einleitung zu kuͤnftigen gemwaltfas 
men Echritten ift, weil die Sachen nody nicht auf dem Punkte 
ftehen, wo die Gewalt an die Etelle des Rechtes tritt, und 
weil fie gerade durch einen unpartheiifchen Rechtsſpruch, durch 
Entfernung eines pflichtvergeffenen Minifterd, auf den rich» 
tigen Punkt wieder zurücgeführt, und die getroffenen Ein- 


leitungen zu größerem Uebel auf dem ruhigen, geleglichen 


Wege noch vernichtet werden Fönnen. Und ba der fürmlichen 
Anklage des Minifters, die doch eigentlih nur dann ftatt 
finden kann, wenn wirklich, oder präfumtiv die intelligente 
Gefammtheit der Staatsbürger die Sache für fo nachtheilig 
erachtet, daß fie fich zu einer Anklage der -höchften verant- 
wortlichen Behörde eigne, ftets erft ein Verſuch zur 
gütlihden Aufklärung der Sache vorausgehen 
follte, fo dürfte auch hier die Wirkfamkeit des Schiedsge⸗ 
richtes am leichteften zum Ziele führen. Eine weder von den 


Ständen, noch von dem Monarchen abhängige, vielmehr eine . 
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zwifchen beiden in der Mitte ftehende Inſtanz, wie das 
Schiedsgericht, auf welches weder der. Monarch noch ber 
Minifter einen ſolchen directen Einfluß haben ‚daß es einen 
feiner Ueberzeugung entſprechenden Ausweg, ſelbſt wenn er’ 
den Intereſſen jener Höheren. entgegen wäre, zu fcheuen 
brauchte,. wird die friedlichen Ausgleichungs-Verſuche gewißs 
lich fo einzurichten wiffen, daß dadurch das Klagerecht der 
Etände felbft hicht leide, dadurch die Verfügung der Rechtes 
gebühr. auf die Klage über die Maaße nicht verzögert oder gar 
umgangen werden fönne, wie dazu Gelegenheit gegeben wird, 
wenn nach, einigen Eonftitutionen die Klage bei dem Regen» 
ten eingereicht werden muß, oder wenn, vor Einlangung der 
Entſchließung des Negenten über die ihm anzuzeigende Klager 
punkte, die Klage‘ nicht eingereicht werden darf, ‚während in- 
mittelft, der Regent den Lundtag Vertagen und aufheben kann, 
ober wenn gar das Gericht nicht eher competent feyn fol, bis 
der Minifter vom Negenten felbft in den Anklageftand vers 
ſept if, 

Möge die naͤchſte Praris unfere Unfichten und hierunter 
gehegte Hoffnungen beftätigen; wobei es freilich hauptſaͤchlich 
darauf anfommen wird, daß. Die Wahl nur auf folhe Spruch» 
männer gelenkt werde, welche von der. Ueberzeugung durchs 
drungen find, daß die Regierung um. des Kandes willen 
da fey, des Landes wahres Wohl aber von tüchtigen Lands 
ftänden als den felbjigewählten Vertretern des Landes am 
vollſtaͤndigſten und genügendften beurtheilt werden Fönne. 
Yucd wird der Zweck des Schiedsgerichtes nur unvollfommen 
erreicht werden fönnen, wenn ed nicht aus Männern zufams 
mengefegt wird, die P wiſſenſchafilich gebildet, und namentlich 
die Sia alswiſſeuſchaften nicht nur theoretiſch ſtudiert, ſondern 
auch deren praktiſche Seiten durch die vielfachen Beruͤhrun⸗ 
gen der Juſtizpflege mit allen Gegenſtaͤnden bes Lebens Een, 
nen gelernt haben, auch im Stande find, den Inhalt der 
Verfaflungsurkunde mit den Ergebniffen der Gefchichte zu 
vergleichen, und, ‚vorzugsweife Elar darzujtellen wiſſen, welche 
Stellung die Stände ihres Landes, von jeher im öffentlichen 
Leben eingenommen, welche Rechte ihnen vormals und fort 
während zugeftanden haben, und wie fi) unmittelbar aus 


dem früheren Nechtözuftande ber gegenwärtige mit feinen die 
landjtändifche Wirkfamfeit und bürgerliche Freiheit durch Pos 
fitive Anerkennung fihernden Beftimmungen auf dem Wege 
einer zeitgemäßen Entwicklung allmälig ausgebildet hat. 

An Männern von diefer Eigenfchaft, welche die Neguns 
gen des.conftitutionellen Lebens feit Jahren mit einem ges 
fchärften politifchen Blicd beobachtet haben, und als denfende 
Forſcher in das Geheimniß der Entwideläng des neuen euros 
päifchen Staatslebens eingedrungen find, fehlt es in Deutfchs 
land nicht. Die öffentliche geläuterte Meinung hat fie ges 
nugfam bezeichnet. Diefe werden fi als die nüglichften Glies 
der des Echiedsgerichtes bewähren. Unabhängig von der 
Gnade oder Ungnade des Hofes, die Nechte der Regierung 
wie die des Volkes ehrend, und weder reformfüchtig noch res 
formfeinblih, find fie zunaͤchſt competent, auch ba zu vers 
mitteln und zu entfcheiden, wo mit Ginficht zu befchliegen 
ift, was dem wirklichen Bedärfniffe zur Sicherſtellung der 
verfaffungsmäßigen Organifation am angemteffenften ift, und 
wo entweder das demofrätifche Element, ihfofern es dem mo; 
narchiſchen Prinzip feindfelig entgegen treten moͤchte, zuruͤck⸗ 
zumeifen , oder wo es raͤthlich feyn dürfte, dieſes mit leptes 
rem zum Wohl des Staates paffend zu verfchmelzen. Durch 
die Ausfprüche und richterlichen Erörterungen folder Schieds⸗ 
richter wird ſich nach und nach die ganze Theorie der Deuts 
fhen Verfaffungsformen fo wie aller landjtändifchen Defiderien 
und Rechte, ja die ganze Doctrin des neuen pofitiven Staates 
rechtes in den Eonftitutionell » monarchifhen Staaten ausbils 
den. Das alles wird zur Derbefferung des Zuftandes der 
Geſetzgebung zu deren Einheit und Gleichförmigfeit zu einer 
genaueren Vereinigung der bdeutfchen Staaten und Voͤlker 
führen, welche doch das Höchfte ift, wornach wir zu ftreben 
haben, weil fie der Grund ift, auf welchem allein eine das 
Recht und die bürgerliche Freiheit des deutſchen Baters 
landes fichernde Verfaffung errichtet werden kann. 
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D. 


Erläuterung des Art. 12 der Bundesacte, 

wegen Verſchickung der Acten auf eine deut: 

fhe Fakultät, durch Befhluß vom 13. Nos 
vember 1834. XXXIX. Sitzung. 


— 
n 


Da fich ergeben hat, daß die im Art. 12 der Bundes, 
acte enthaltene Beftimmung wegen Berfhidung der Ac— 
ten auf eine deutfche Fakultät oder an einen Schöppenftuhl 
zur AUbfaffung eines Endurtheild, zum Theil auch auf Pos 
lizei- und Criminal> Erfenntniffe ausgedehnt worden ift, eine 
folhe Auslegung aber nit in dem Sinne jenes Artikels 
liegt, fo erklärt die Bundesverfammlung, daß der gedachte 
Artikel 12 der Bundesacte nur auf CivilsStreitigkeis 
ten Anwendung zu finden habe, 





— 167 — 


Gemeinſame Maaßregeln In Betreff der Unis 

verfitäten und anderer Lehr- und Erzie— 

bungs=s Anftalten Deutſchlands, durch Bes 

fhluß vom 13. November 1834. | 
AXXIX. Sitzung. 


Artikel L Die Regierungen werben auf ihren Unis 
verfitäten für die Jmmatrikulation eine eigene Commiffion 
niederfegen, welcher der außerordentliche Regierungsbevollmädh- 
tigte oder ein von der Regierung dazu ernannter Stellvertres 
ter deffelben beimohnen wird. 

Alle Studirenden find verbunden, ſich bei dieſer Commiſ—⸗ 
fion innerhalb zwei Tagen nach ihrer Ankunft zur Immatri⸗ 
kulation zu melden. Acht Zage nach dem vorfchriftsmäßigen 
Beginnen der Vorlefungen darf, ohne Genehmigung der von 
ber Regierung hierzu beftimmeten Behörde, Keine Immatri⸗ 
Ffulation mehr ftattfinden, Diefe Genehmigung wird insbes 
. fondere alsdann erfolgen, wenn ein Stubirender die Verzö- 
gerung feiner Anmeldung durch Nachweiſung gültiger Vers 
binderungsgründe zu entfchuldigen vermag. 

Auch die auf einer Univerfität bereits immatrikulirten 
Etudirenden müffen. fih beim Anfange eines jeden Gemes 
fters in den zur Smmatrifulation angefegten Stunden bei 
ber Commiffion melden und fi über den inzwifchen gemach- 
ten Aufenhalt ausweifen. 

Artikel U. Ein Studirender, welcher um die Imma⸗ 
trifulation nachſucht, muß der Commiffion vorlegen: 

1) wenn er das academifche Studium beginnt — ein 
Zeugniß feiner wiffenfchaftlichen Vorbereitung zu dem⸗ 
felben und feines fittlihen Betragens, wie folches durch 
die Gefege bes Landes, dem er angehört, vorgefchrieben ift. 

Wo noch Feine Verordnungen hierüber befteben, werden 
fie erlafien werden. 
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Die Regierungen werden einander von ihren über dieſe 
Zeugniffe erlaffenen Gefegen, durch deren Mittheilung an die 
Bundesverfammlung, in Kenntniß fegen. 

2) wenn der Studirende fid, von einer. Univerfität auf eine 
andere begeben hat, auch von jeder früher beſuchten — 
ein Zeugniß bes Fleißes und fittlihen Betragens. 

3) wenn er die academiſchen Studien eine Zeitlang unters 
brochen hat — ein Zeugniß über fein Betragen von 
der Obrigkeit des Orts, wo er fih im legten Jahre 

„Jängere Zeit aufgehalten hat, in welchem zugleich zu bes 

merken ift, daß von ihm eine öffentliche Lehranftalt nicht 
befucht fey. 

Paͤſſe und Privatzeugniffe genügen nicht; doch kann bei 
folhen, welche aus Orten außer Deutfchland kommen, hierin 
einige Nachſicht ftattfinden. 

4) jedenfalls bei folchen Studirenden, die einer väterlichen 
oder vormundfchaftlihen Gewalt noch unterworfen find, 
— ein obrigkeitlih beglaubigtes Zeugniß der Eltern 
ober derer, welche ihre Stelle vertreten, daß der Stus 
dirende von ihnen auf die Univerfität, wo er aufgenoms 
men zu werben verlangt, gefandt fey. 

Diefe Zeugniffe find von der Immatrikulations⸗Com⸗ 
miffion nebſt dem Paſſe des Studirenden bis zu feinem Abs 
gange aufzubewahren. | 

Iſt alles gehörig beobachtet, fo erhält der Studirende die 
gewöhnliche Matrikel; die Regierungen der Bundesitaaten 
werden aber: Verfügung treffen, daß diefe in Feinem derfelben 
ftatt eines Paſſes angenommen werden Fann. 

Artikel II. Zn den Zeugniffen über das Betragen 
find die etwa erkannten Strafen nebft der Urſache derfelben 
anzuführen, und zwar in allen Fällen, wo irgend eine 
Srafe wegen verboterer Verbindung erkannt ift. Die Ans 
führung ber Beftrafung wegen anderer nicht erheblicher Con⸗ 
fraventionen kann nach dem Ermeſſen der Behörde entweber 
ganz unterbleiben, oder nur im Allgemeinen angedeutet wers 
den. Sn allen Zeugniffen ift (wo möglich mit Angabe der 
Gründe) zu bemerken, ob der Inhaber der Theilnahme an 
verbotenen Verbindungen verdächtig geworden fey oder nicht. 


* 
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Jeder iſt verpflichtet, um dieſe Zeugniſſe ſo zeitig nach, 
zuſuchen, daß er ſie bei der Immatrikulation vorzeigen kann⸗ 
und die Behoͤrden ſind gehalten, ſolche ohne Aufenthalt aus⸗ 
zufertigen, falls nicht Gruͤnde der Verweigerung vorliegen, 
welche auf Verlangen des Studirenden beſcheinigt werden 
muͤſſen. Gegen die Verweigerung kann derſelbe den Recurs 
an die Oberbehoͤrde nehmen. 

Kann ein Studirender bei dem Geſuche um Immatriku⸗ 
lation die erforderlichen Zeugniffe nicht vorlegen, verfpricht 
er jedoch deren Nadhlieferung , fo kann er, nach dem Ermefs 
fen der Immatrikulations⸗-Commiſſion, vorerft ohne Imma⸗ 
trifulation auf die acabemifchen Geſetze verpflichtet und zum 
Beſuche der Eollegien zugelaffen werden. Bon Seiten der 
Univerfität foll aber fofort an die Behörde, welche die Zeug- 
‚niffe auszuftelen oder zu beglaubigen hat, um Nachricht ges 
fchrieben werden, welche von berfelben ohne Aufenthalt zu 
ertheilen ijt. 

Artikel IV. Die Immatrikulation ift zu verweigern: 

1) wenn ein Studirender ſich zu fpät dazu meldet, und 
ſich deßhalb nicht genügend entfchuldigen kann; (Art. I.) 
2) wenn er die erforderlichen Zeugniffe nicht vorlegen Fann. 

Erfolgt auf die Erkundigungen von Seiten der Univers 
fität längftens binnen vier Wochen, vom Abgangstage des 
Schreibens an gerechnet, Feine Antwort, oder wird die Er⸗ 
theilung eines Zeugniffes, aus welchem Grunde ed auch fey, 
verweigert, (Art. II und II.) fo muß der Angefommene in 

der Regel fofort die Univerfität verlaffen, wenn fi die Res 
gierung nicht aus befonders rücfichtswürdigen Gründen bes 
wogen findet, ihm den Beſuch der Gollegien unter der ihm 
vorftehenden Artikel enthaltenen Beſchraͤnkung noch auf eine 
beftimmte Zeit zu geftatten. Auch bleibt ihm unbenommen, 
wenn er fpäter mit den erforderlichen Zeugniffen verfehen ift, 
ſich wieder zu melden. 

3) wenn ber Anfommende von einer anderen Univerfität 

mittelft des consilii abeundi weggewieſen ift, 

Ein folder kann von einer Univerfität nur dann wieber 
aufgenommen werden, wenn die Regierung diefer Univerfität, 
nach vorgängiger nothiwendiger, mittelft des Regierungsbes 
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vollmächtigten zu pflegender, Ruͤckſprache mit. der Regierung 
der Univerfität, welche die Wegweifung verfügt hat, es ges 
ftattet. Zu der Aufnahme eines. Relegirten ift nebjtdem 
die Einwilligung der Regierung des Landes, dem er anges 
hört, erforderlich. 

4) wenn fich gegen den Ankommenden ein dringender Vers 
dacht ergiebt, daß er einer verbotenen Verbindung ans 
gehört und er fi von demfelben auf eine befriedigende _ 
Weife nicht zu reinigen vermag. 

Die NRegierungs-Commiffäre werden darüber wachen, daß 
die Univerfitäten jede Wegweifung eines Studirenden von 
der Univerfität, nebit der genau zu bezeichnenden Urſache und 
einem Signalement des Weggemiefenen, ſich gegenfeitig mits 
theilen, zugleid aber auch die Eltern des Weggemwiefenen, 
oder deren Stellvertreter davon benachrichtigen. 

Artikel V. Zedem Studirenden werden vor der Im⸗ 
matrifulation die Vorſchriften der $. 3 u. 4 des Bundesbes 
fchluffes vom 20, September 1819 über die in Anfehung der 
Univerfitäten zu ergreifenden Maßregeln, fo wie die Beſtim⸗ 
mungen der hier folgenden Artikel, in einem mwörtlihen Abs 
drucke eingehändigt, welcher ſich mit folgendem Reverſe fchließt: 

„Ich Endesunterzeichneter verfpreche mittelft meiner 
Namensunterſchrift auf Ehre und Gemiffen: 

1) daß ih an Feiner verbotenen oder unerlaubten Verbins 
dung der Studirenden, insbefondere an Feiner burfchens 
fchaftlihen Verbindung, welchen Namen diefelbe auch 
führen mag, Theil nehmen, mich an dergleihen Vers 
bindungen in Feiner Beziehung näher oder entfernter 
anſchließen, noch ſolche auf irgend eine Art befördern 
werde; | 

2) daß ich weder zu dem Zwecke gemeinfchaftlicher Berath- 
fhlagungen über die beftehenden Gefege und Einrich— 
tungen bes Landes, noch zu jenem der wirklichen Auf 
lehnung gegen obrigfeitlihe Maßregeln mit Andern 
mich vereinigen werde. 

Insbeſondere erkläre ich mich für verpflichtet, ben 
Borderungen, welche die diefem Reverſe vorgedruckten 
Beftimmungen jenthalten, ſtets nachzukommen, widris 
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genfalls aber mich allen gegen deren Uebertreter daſelbſt 
ausgeſprochenen Strafen und nachtheiligen Folgen uns 
weigerlich zu unterwerfen.“ 

Erſt nachdem dieſer Revers unterſchrieben worden iſt, 
findet die Immatrikulation ſtatt. Wer dieſe Unterſchrift ver⸗ 
weigert, iſt ſofort und ohne alle Nachſicht von der Univerfi- 
tät zu vermweifen. 

Artikel VL Vereinigungen der Studirenden zu wif- 
fenfchaftlihen oder gefelligen Zwecken können mit Erlaubniß 
der Regierung, unter den von legterer feitzufegenden Bedin⸗ 
gungen ftatt finden. Alle anderen Verbindungen der: Studi⸗ 
renden, fowohl unter ſich als mit fonftigen geheimen Gefells 
fchaften, find als verboten zu betrachten. 

Artikel VO Die Theilnahme an verbotenen Verbin 
dungen fol, unbefchadet der in einzelnen Staaten beftehens 
den ftrengeren Beftimmungen, nad folgenden Abftufungen 
beftraft werden: 

1) die Stifter einer verbotenen Verbindung und alle diejes 
nigen, welde Andere zum Beitritte verleitet oder zu 
verleiten gefinht haben, follen niemals mit bloßer Cars 
cerftrafe, fondern jedenfalls mit dem consilio abeundi, 
oder, nach Befinden, mit der Relegation, die den Ums 
ftänden nach zu fohärfen ift, belegt werben. 

2) Die übrigen Mitglieder folder Verbindungen follen mit 
firenger Garcerftrafe, bei wiederholter und fortgefegter 
Zheilnahme aber, wenn ſchon eine Strafe wegen verbos 
tener Verbindungen vorangegangen ift, oder andere Ver» 

. fhärfungsgründe vorliegen, mit ber Unterfchrift des 
eonsilii abeundi, oder dem consilio abeundi felbft, oder, 
bei befonders erfchwerenden Umftänden, mit der Relegas 
tion, die’ dem Befinden nach zu fchärfen ift, belegt werden. 

3) Inſofern aber eine Verbindung mit Studirenden anderer 
Univerfitäten, zur Beförderung verbotener Verbindun⸗ 
gen, Briefe wechfelt, oder durch Deputirte communicirt;z 
fo ſollen alle diejenigen Mitglieder, welche an diefer 
Correfpondenz einen thätigen Antheil genommen haben, 
mit der Relegation beftraft werden. \ 

4) Auch Diejenigen, welche, ohne Mitglieder der Gefellihaft 
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zu ſeyn, dennoch für bie Verbindung thätig geweſen 
find, follen, nach Befinden der Umftände, nach vbigen 
EStrafabftufungen beftraft werden. 

5) Wer wegen verbotener Verbindungen beftraft wird, vers 
liert nach Umftänden zugleich die academifhen Beneft- 
cien, die ihm aus öffentlihen Fondskaſſen oder von 
Städten, Stiftern, aus Kirchenregiftern ꝛc. verliehen ſeyn 
möchten, oder deren, Genuß aus irgend einem andern 
Grunde an die Zuftimmung der Staatsbehörden gebunden 
ift. Desgleichen verliert er Die feither etwa genoſſene 
Befreiung bei Bezahlung der Honorarien für Vorlefungen. 

6) Wer wegen verbotener Verbindungen mit dent consilio 
abeundi belegt ift, dem Fann bie zur Wiederaufnahinte auf 
eine Univerfität erforderliche Erlaubnig (Art. IV. Num. 3.) 
vor Ablauf von fehs Monaten, und dem, der mit der 
Relegation beftraft worden ift, vor Ablauf von einem 
Sahre nicht ertheilt werden. 

Sollte die eine oder andere Etrafe theild wegen verbo— 
tener Verbindungen, theild megen anderer Vergehen, erfannt 
werden, und das in Betreff verbotener Verbindungen zur 
Laft fallende Verſchulden nicht fo groß gemefen feyn, daß 
deßhalb allein auf Wegweifung erkannt worben feyn würde; 
fo find die oben bezeichneten Zeiträume auf bie Hälfte befchränft. 

7) Bei allen in den academifchen Gefegen des betreffenden 
Staats erwähnten Vergehungen der Stußirenden, ijt 
bei dem Dafeyn von Indicien nachzuforſchen, ob dazu 
eine verboterre Verbindung näheren oder entfernteren 
Anlaß gegeben habe. Wenn dieß der Fall ift, fo fol 
ed als erfchwerender Umftand angefehen werden. 

8) Dem Gefuhe um Aufhebung der Strafe der Wegmweis 
fung von einer Univerfität in den Fällen und nad 
Ablauf der feitgefegten Zeit, mo Begnadigung ftattfinden 
kann, (Rum 6, öben) wollen die Regierungen niemals 
willfapren, wenn der Nachfuchende nicht glaubhaft dar⸗ 
thut, daß er die Zeit der Verweifung von der Univer⸗ 
fität nüglich verwendet, ſich eines untadelhaften Lebenswans 

dels befliffen hat, und Leine glaubhaften Anzeigen, daß er 

an verbotenen Verbindungen Antheil genommen, vorliegen. 
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Artikel VIL Die Mitglieder einer burſchenſchaftlichen 
oder einer auf politifche Zwecke unter irgend einem Namen 
gerichteten unerlaubten Verbindung trifft Cvorbehaltlich der 
etwa zu verhängenden Criminalſtrafen) gefchärfte Relegation. 
Die künftig aus foldem Grunde mit gefchärfter Relegation 
Beftraften follen eben fo wenig zum Civildienite, als zu einem 
tirhlichen oder Schul» Amte, zu einer academifhen Würbde, 
zur Advocatur, zur ärztlichen oder chirurgiſchen Praxis, ins 
nerhalb der Etaaten des deutichen Bundes zugelaffen werben; 

Würde ſich eine Regierung durch befonders erhebliche 
Gründe bewogen finden, eine gegen einen ihrer Unterthanen 
wegen Verbindungen der bezeichneten Art erkannte Strafe 
im Gnadenmege zu mildern oder nachzulaffen, fo wird dieſes 
nie ohne. forgfältige Erwägung aller Umftände, ohne Webers 
jeugung von dem Austritte des Verirrten aus jeder geſetz⸗ 
widrigen Verbindung und ohne Unordnung der erforderlichen 
Aufficht aefchehen. 

Artikel IX. Die Regierungen werden das Erforder⸗ 
liche verfügen, damit in Fällen, wo politifhe Verbindungen 
der Etudirenden auf Uniyerfitäten vorkommen, ſaͤmmtliche 
übrige Univerfitäten alsbald. hiervon benachrichtigt werden. 

Artikel X. Bei allen mit academifhen Strafen zu, 
belegenden Gefegwidrigfeiten bleibt die criminele Beftrafung, 
nad Beſchaffenheit der verübten gefegwidrigen, That und. ins⸗ 
befondere auch dann "vorbehalten, wenn die Zwecke einer. 
Verbindung der Studirenden oder. die in Folge derfelben bes 
gangenen Handlungen die Anwendung bärterer, Strafgefege 
nothmendig machen. 

Artikel XL. Wer gegen eine Univerfität, ein Inſtitut, 
eine Behörde oder einen acabemifchen Lehrer eine fogenannte 
Verrufs⸗Erklaͤrung direkt unternimmt, fol von allen deut⸗ 
fhen Univerfitäten ausgefchloffen feyn, und es fol Diefe 
Ausſchließung öffentlich befannt gemacht werden, Diejenigen, 
welcher die. Ausführung foldher Verrufs-Erklärungen vorfäg- 
lich befördern, werden, nach den Umftänden, mit dem Con- 
silio abeundi oder mit der. Relegation beftraft werden, und es 
wird in Anfehung ihrer Aufnahme auf einer anderen Univerfität 
dasjenige ftattfinden, was. oben Art. VOL, Nr, 6, beſtimmt iſt. 
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Gleiche Etrafe, wie Beförberer vorgedachter Verrufs— 
Erklärungen, wird diejenigen Studirenden treffen, welche fi 
Berrufs-Erflärungen gegen Privatperfonen erlauben oder das 
ran Theil nehmen. u 

Der Landesgefeggebung bleibt die Beftimmung uͤberlaſ— 
fen, in wie weit Verrufs-Erflärungen außerdem als Injurien 
zu behandeln feyen. b 

Artikel XIL Jeder, der auf einer Univerfität ftudirt 
hat, und in den Etaatsdienft treten will, ift verpflichtet, bei 
dem Abgange von der Univerfität fi mit einem Zeugniffe 
über die Vorlefungen, die er befucht hat, über feinen Fleiß 
und feine Aufführung zu verfehen. 

Ohne die Vorlage diefer Zeugniffe wird Feiner in einem 
deutfchen Bundesftaate zu einem Eramen zugelaffen, und alfo 
auch nicht im Staatsbdienfte angeftellt werden. Die Negies 
rungen werben folche Verfügungen treffen, daß die auszuftel- 
lenden Zeugniffe ein möglichft genaues und beftimmtes Urtheil 
geben. | 

Vorzüglich haben diefe Zeugniffe fih auch auf die Frage 
der Zheilnahme an verbotenen Verbindungen zu erftrecden. 
Die außerordentlihen Negierungs s Bevollmächtigten merden 
angewiefen werden, über den gemwiffenhaften Vollzug Diefer 
Anordnung zu wachen. | 

Artikel XI. Die academifhen Gremien, als folde, 
‘werben von. der ihnen bisher ausgeübten Strafgeriht& 
barkeit in Criminal» und allgemeinen Polizei-Sachen über 
die Studirenden allenthalben enthoben. Die Bezeichnung 
und Zufammenfegung derjenigen Behörden, welchen dieſe 
Gerichtöbarfeit übertragen werden fol, bleibt den einzelnen 
Landes-Regierungen überlaffen. 

Vorftehende Beftimmung bezieht fich jedoch eben fo mes 
nig auf einfache, die Studirenden ausſchließlich betreffende 
Disciplinar-Gegenftände, namentlich die Aufficht auf Studien, 
Eitten und Beobachtung der academifhen Statuten, als auf 
Erkennung eigentlich academifcher Strafen. 

Artikel XIV. Die Beftimmungen der Art. L bie XL 
follen auf ſechs Jahre als eine verbindliche Verabredung bes 
fiehen, vorbehaltlich einer weiterern Uebereinkunft, wenn fie 


— 15 — 


nach den inzwifchen gefammelten Erfahrungen für angemeffen 
erachtet werden. 

Artikel XV. Die Artikel I. bis XI. follen auch auf 
andere öffentliche fowoHl, als Privat, Lehrs und Erziehungs⸗ 
Anftalten, fo weit ed ihrer Natur nad thunlich ift, anges 
wendet werden. Die Regierungen werden auch bei diefen die 
zweckmaͤßigſte Sürforge eintreten laffen, daß dem VBerbins 
dungsmefen, namentlich foweit daflelbe eine politifhe Tendenz 
hat, Eräftigft vorgebeugt und fonach die Vorfchriften des $.2. 
des Bundesbefchluffes vom 20, September 1819 insbefondere 
auf die Privat-nftitute ausgedehnt werden. 
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| Befhluß 
vom 4. December 1834. Sitzung XXXXI. 
Den deutfhen Buchhandel betreffend. 


—_— 


1) Die aus den Herren Gefandten von Oeſterreich, 
Preußen, Bayern, Königreih Sachſen und Baden als Mit- 
gliedern, dann den Herren Gefandten von Würtemberg und 
der freien Stadt Frankfurt, als Etellvertretern, beftehende 
Commiffion wird erfuht, in Erwägung zu ziehen und zu 
begutachten, in wie fern über die Organıfation des deutfchen 
Buchhandels ein Uebereinkommen unter fammtlihen Bundes- 
‚gliedern zu treffen fey. 

2) Die hoͤchſten und hohen Regierungen werben erſucht, 
geachtete Buchhändler ihrer Staaten über dieſen Gegenftand 
vernehmen und die Ergebniffe diefer Vernehmung an bie 
Bundestags -Commiffion gelangen zu laſſen.“ 
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Zur Kurheſfiſchen Geſetzgebung. 
3* 195 3 Hi od iS, f 
bemeindbemwefen: au 
— Die hoͤchſte Genehmigung "der neuen Staͤdte⸗ und 
Gemeindeordnung für Kutheffen ift erfolgt. Die dagegen 
erhobenen Anſtaͤnde (vergt. gegenwaͤrtiges Heft ©. 1 bis 29) 
feinen aber unberuͤckſichtigt geblieben zu ſeyn. Die darin 
vorkommenden Bellimmungen.in Bezug auf den Heſſen⸗ 
Rotenburgiſchen Kandestheil konnten die Verkuͤndigung dies 
ſes Geſetzes auch fuͤr dieſen Landestheil nicht hindern; indem 
jene beſonderen Beſtimmungen in Betreff der Rotenburger 
Quart durch den mit dem Ableben des Landgrafen Victor 
Amadeus von Heſſen⸗Rotenbuxg (am .12.- November 1834) 
erfolgten Heimfall diefer an das regierende Haus, fi won 
felbft erledigen. le ai 
‚Dielen nun publigivte Geſetz lautet (p: ...,; 


Gemeinde Drbnung für die Stapte uud Landgemeinden 
Kurheſſens, vom, 23. Oktober 1834 , 
Bon Gottes Ondden Wir Sriedrig Wilhelm, 
 Kurpringund MitregentvonHiffen, Erb groß 
dberzog von Fulda,“Fürſt zu Hetöfeld, Hanan, 
Fritzlar und’ Ifenbärg, Öraf du Cageneln 
bogen, Dieg, Ziegenhain, Nidda und Saum, 
burg ꝛc. nn er a 
baben, in Vollziehung des $. 42 ber Verfaſſungs⸗Urkunde, 
nach Anhörung Unferes Sefammt- Giadtsmmifkeriume und 
mit Zuftimmung der getreuen Kandftände folgendes Seſetz 
aiafen a 
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VI. Band. 2, Heft, 12 
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| Titel ll 
Bon den Grundlagen der Gemeindeverfaffung und von 
dem Umfange der Gemeinden, 


$. 1. 
unterſchied zwiſchen Städten und Landgemeinden. 

In ſofern diefes Geſetz einen Unterſchied zwiſchen Staͤd⸗ 

ten und Landgemeinden nicht ausdruͤcklich feſtſetzt, gilt defr 
fen Inhalt für beide: Arten von: Drtsgemeinden. 
. . Als Städte find wi Orte auzuführen, welche im 5. 63, 
Nro. 10, der Verf.⸗Urkunde genannt find, fowie ferner Dies 
jenigen Orte, welche künftig zu Städten von Uns, mit Zus 
ſtimmung der Landflänpe merden erklärt, werben. J 


He Pier Be: 

Br Grundlagen der Gemeindeverfaſſung. 
Die Berfaſſung der Gemeinden beruht auf gegenwaͤr⸗ 
tigem Gefege und ſauf den Stotutenn welche etwa für eins 
zeine Gemeinden auf die im nüchfolgenden Si 3 beſtimmte 

Weiſe zu Stande koͤmmen werden. u 
at Ä, gan yptsıd & 

Errichtung der Statuten. ee 
Der Vorfchlag zu den Statuten, d.h. zu den Beſtim⸗ 
mungen, welde neben dieſem ‚Gefege eine „bleibende 
Rihefhnur für die Behandlung der Angelegenheiten einer 
einzelnen Gemeinde bilden -folleh‘,; fowie demnäthft zu Ab⸗ 
änderungen. und Ergänzungen.ber, Statuten „. kong ſowodl 
von dem, Gemeinderathe, als, yon dem Gemeindeaus ſchuſſe 
und ebenfo von ber die Gemeigbeverwoltung, heaufüchtigen 
den Behörde ausgehen, Sobald, per. Estwurt ‚non dem 
Gemeinderathe ‚und ‚dem Grmaindeanpfrbufle, angenpmmen 
ift, muß derfelbe ‘zur öffentlihen Kenntniß. in, Der ‚Yes 
meinde gebracht werden, um, binnen, hen gaͤchſſen zwei 
ze die Erinnerungen a vexnehruen,. ne 
oder gewiffe Klaffen yon. Öemeindegligbern, Dansgem zu 
machen finden. JE „ a emeinbegfied FA MAfpe * 
Auch muß, inſofern an befondern Rechtsverhältniffen 
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etwas geändert werben fol, noch die Zuſtimmung ber Ber 
theiligten, oder ihrer geſetzlichen oder. dazu infonderheit 
ermäblten Bertreter: erwirkt werben. : Gültigkeit erlangen 
die. Statuten, fowie deren Abänderungen. und: Nachträge, 
nach erflärter Annahme, non. Seiten des ‚Ösmeinderathes 
und des Gemeinde⸗Ausſchuſſes, erft Dusch, bie Beſtaͤtigung 
der Provinzialregierung, und. zwar, was. bie Hauptftädte 
betrifft, mit hinzutretender esse unſere au 
riums des. Innern. 
gi A. ' 
e — der Gemeinden. 
gebe Stadt, er Marftfleden, und jedes: Dorf bildet 
mit aflen.in der Gemarkung: liegenben' MBebnflästen ber 
Regel nah: sine (Orts ) Semeinde. 

Alle Liegenſchaften;, weiche ſich inperhalt, eines Drtes 
befinden, ſowie die Häufer und ‚Hofraithen, welche mit dem⸗ 
felben im: unmittelbarem, Zufammenbange ‚Reben „„und etwa 
bisher einer anderen Gemeinde angehört haben, follen 
dem Gemeindeverbande jenes Ortes zugewieſen werben- 
Auch kann fonft noch da, wo verichiedeug ‚Bemerkungen 
ſich gegenſeitig auf eine den Umſtaͤnden nicht gehoͤrig zuſa⸗ 
gende Weiſe begrenzen, eine angemeſſenexen Abgrenzung ohne 
Beeintraͤchtigung heſon deren Rechtsverbannſenanssordnen 
en 4 l˖. si 

Keine Veraͤnderung in — gegenwaͤrtigen Bildung und 
— ——— der (Orts⸗) Gemeinden darf ohne Unſre 
| —— — Statt Ändewai im: jr mu? 
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| 5. 
Beſonderes wadattrin der nicht Br 'der Gemarkung "inbt Gemeine tits 
gender Güter; Waldungen fc. ap mm, 0. 
Einzelne Gebäude und Gründſruͤcke jeber Art⸗ mit RR 
—* der Domänen» und Nittergäter; der Staats» und 
andrer Baidungen; welche bisher nicht fi ber Gemarkung 
einer Gemeinde begriffen waren, werdelr bon! Unsderjeni⸗ 
gen Gemeinde, zu welcher dieſelben ſich nah den Ver⸗ 
bältniffen am beſten eignen⸗ und unter khunlichſter Beruͤck⸗ 
fihtigung der Wuͤnſche'der Betheiligten * in Anſehung der 
oͤrt bichen Verwaltung einverleibt werden, Mur 
12 * 


Much Können bewöhnte, einzeln liegende größere Anlas 
gen, Werke oder -Höfe infofern und auf fo lange, ale das 
felbft die Erforderniſſe einer tuͤchtigen Ortöverwaltung vor⸗ 
handen find, und zwar wenn fie nicht dem Gtaate ſelbſt 
angehören, nad dem begründeten Wunfche ihrer Beſitzer, 
den Gemeinden: rücfiptlih der oͤrtlichen Verwaltung gleich⸗ 
geſtellt oder zu einer Gemeinde vereinigt werden. 

In jedem‘ Falle duͤrfen fuͤr die in Waldungen oder 
ſonſt vom Orte ſehr entlegenen Wohnſtaͤtten einzelne Ge⸗ 
ſchaͤfte der Ortsverwaltung nah Vorſchrift der Provinzials 
regierung den dazu nad Wohnungss und andern Verhält- 
‚niffen am befteri geeigneten Perſonen anvertrauet werden. 
Das Verhaͤltniß der Ritterguͤter und der ehemals 
adelichen geichloffenen Freiguͤter, fowie der fonftigen ein» 
gelten Güter, Höfe, 'Häufer, Mühlen u. f. w. wenn folde 
it einer Genteinde vereinigt werden‘, zu derfelben, fol 
namentlich. in Anſehung ihrer Theilnahme an den Vor⸗ 
theilen und Laſten des Gemeinde, Verbandes, nach Anboͤ⸗ 
rung der Betheiligten, falls ſie nicht lediglich bei. dem In⸗ 
halte des gegenwärtigen Geſetzes fi beruhigen wollen, auf 
die int F. 3: beftimmte Weiſe, und zwar, was die obges 
dachten Ritter, und Freiguͤter betrifft ,; in Gemäßheit des 
F. 47 der Berfaffüngs + Urkunde, genau feftgefegt werden. 
Die Verwaltungsbehoͤrde hat zu diefem Zwecke wo moͤglich 
eine Uebereinkunft: unter denfelben zu vermitteln. Würde 
folche nicht zu. Stande fommen; fo nat’ die Regierung der 
Provinz mit forgfältiger Beachtung ‚der wohlerworbenen 
Rechte des einen oder andern Theils, und fomweit dergleis 
chen nicht ‚im Wege eben, nach, Maßgabe der einfchlägis 
gen Beftimmungen dieſes Geſetzes die, nöthige Anordnung 
zu erlaſſen. Beiden Theilen bleibt, jedoch die Beſchwerde⸗ 
fuͤhrung bei Unſerem Miniſterium des Innern, und in den 
Faͤllen, wo uͤber die vorhandenen Rechtsverdaͤltniſſe Streit 
entitehen. folte, ‚der Rechtsweg offen. — 

AL Ber leben. u. 

TR ES Mehrere Gemeinden an einem Dit 
Wenn an einem, Orte ‚oder innerhalb derfelben unzer⸗ 
trennlichen Gemarkung bisher zwei oder mehrere. Gemein, 
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den beftanden haben; fo follen biefe zwar nur eine Ge 
meinde, unter einem und demfelben Vorſtande, Gemeinde, 
rathe und Ausſchuſſe bilden,, ihre befonderen Verhaͤltniſſe 
aber, fo lange. abgelondert erhalten werben, bis eine an» 
dere Einrichtung auf die im 5. 3. näher beſtimmte Weife 
eingeführt wird, 193 ey; . 
F ZT 6,7. ee LEE DEE — 
+ Aus mehreren Ortſchaften zuſammengeſette Gemeinden. 
Mehrere Orte mit verſchiedenen Gemarkungen, welche 
bisher ‚zu einer Gemeinde vereinigt geweſen find, koͤnnen 
Diefe Verbindung fortfegen, oder auch die Trennung und 
die Verleihung der Rechte, beſonderer Gemeinden in. An- 
ſpruch nehmen , biefed jedoch nur, wenn ein jeder ber bißr 
ber. vereinigten Orte zur. Bildung einer ‚eigenen Gemeinde 
geeignet ift. vs 2 2.eiesp Lite od 
Alsdann darfı die. Irennung auch auf einfeitiges ‚Der, 
langem eines Drtes Statt finden. Wenn ; hierüber eine 
Bereinbarung „. wozu Die. Verwaltungsbehoͤrde mitzuwirken 
bat, nicht erfolgt: fo ſoll ber Trennung die yorläufige Aus⸗ 
einanderſetzung der gemeinſchaftlichen Verhaͤltniſſe, in ſo weit 
der Zweck ſie noͤthig macht, und abgeſehen von beſonderen 
Nutzungsrechten und privatrechtlichen Verhaͤltniſſen, ver, 
möge einer von ber Provinzial⸗Regierung zu treffenden 
Verfuͤgung vorausgehen, bei welcher es fo lange verbleibt, 
bis ein Anderes dur die etwa in ihren Rechten fih beein» 
traͤchtigt haltende Gemeinde oder Gemeinden gegen bie 
widerfprechende Gemeinde ober Gemeinden im Rechtswege 
erfiritten feyn wird. a REES 
Eo lange indeffen eine zufammehgefegte Gemeinde ber 
ftehet, muß in jedem der zu derfelben gehörenden Drte, wo 
der Bürgermeifter fuͤr die geſammte Gemeinde⸗Verwaltung 
nicht wohnet, jedenfalls ein Beigeordneter (Nebenbuͤrger⸗ 
meiſter) fuͤr einzelne Zweige der Ortspolizei, namentlich 
zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung, vorhanden ſeyn 
Ferner kann außer: dem ffuͤr die gemeinſchaftlichen Angele⸗ 
genheiten beſtimmten, Gemeinderathe und: Gemeindeaus⸗ 
ſchuſſe noch ein folder für: das geſonderte Intereſſe des 
einzelnen Ortes gebildet werden, falls nicht zu dieſem 
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Zidedei Die: —* * — erwaͤhnten B————— 
— —V — iS. Tan — 
bi u Fi * 0194 18, gi 30133 sfitı 
Bug — ———— tigen: er si 
milsd Yranf mathe = Bezirke.⸗ 

Landgemeinden koͤnnen nach — Wunſche, ser * 
ed ihnen an Perſonen oder-Mätteln für eine gute DOrtsvers 
maltung fehler) AUF wen Anttag ver Negierung der Pros 
binz; von Uns 5 einem" Büfgermefter > Bezirker voleinigt 
werden, nd zwart unter Bon Hedgiteten‘; dem Dritten Uhr 
fatze ve 8% und dem uͤbrigen Inhalte ‚gegenwärtigen 
Geſetzes mötglichſtentfprecheiwen, Biſtimmungen, und um 

veſchaͤdet det ferne rbeſte henden Sonderung ihres Gemeinde⸗ 
daushaltes fodweit Diefe von? aAllen vder RE — 
ten Gemeinden gewuͤnſcht wird. 

4 — ————— dir: Gemrinden auf ihren — 
Wunſch zuleich zuk einem“ gemeinſchaftlichen Heimaths⸗Be⸗ 
Firke in Hluſtcht auf die Heimarhöverhältniffe der Gemeinde⸗ 
An gehorigen and ine: damit? —— 
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zen beiten blrem igt Were intime — 
TERZLITEILE Bu 17 06.2, Ast IE In Cu rn it Aa 117372: 2 mn: 
a na EIS IE OR RES Kilscharingi 8 . 
Odin ze null bienkoih: ne TER FETTE Her 


Don bei pre öerkge bie‘ Gemeinde bilben. 
Fa: n 141,3. rtl 
u re re 
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ou 6— — Tre 8. Te hi’ Ba 4 
Duni. PUT AT FETT Bemeintes Angehörigteit; . RD 

: Ein —* SraatsAtgehörige.- — mit: Ausnahme 
der Glieder des: kurfuͤrſtlichen Hauſes, der kurheſſiſchen 
Standesherrem, ſowie derjenigen Mütglieben. denvormals 
unmittelbaren! NReichsritterſchaft, derjenigen Mitglieder: det 
altyeffifchen und Schaumburg’fcpeii Ritterſchaft, und derje⸗ 
nigen im $. 16 des Landtags-Abſchiebes vom 9. März 
1831 genannten adelihen Gutabefiger 'in ber Proving Ha⸗ 


nau, welche ein ſelbſitaͤndiges Heimarhsrecht: auf eigenem, 
wegen Lehens⸗ oder Fideikommiß⸗WBerbandes unveraͤußerli⸗ 
chen, Ritter⸗ oder Stammgute oder Bir baben — 
muß zugleich einer Gemeinde üngehören, d. h. für feine 
Perſon und Familie in? —*ſ— he &e — ein Hei» 
Mmarhorecht Chleibendls —— — dem ee 
ur oegäng "53 RE &npalterf — 
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x... Entftehu RE ß Gemeindey Angehbrigfit, 
Die, Öemeinder ngebörigkeit, fomeit, ‚fie nicht dur 
ku und iig ‚ch ‚Se 16), erwarben, wird, iſt ange 
boren oder Folge eine Srelihen — „ch $.5), einer 
Anftelung cf. $. 13 fg), fowie einer perfönlien Zumeir 
fung, nämlich für diejenigen , Welche als heimathelos oder 
mit zweifelhaften: Hrimuat hsrechte einer "Gemeinde zufolge 
Den Bererdaung vom 29. Mob; 4828 ,scinsbefondre nad 
Maßgabe Des Si Siderſelben, durch die Regierung der Pros 
winz, odenibei einem: deßhalb zwiſchen verſchiedenen Regie⸗ 
zungen: abWaktenden > gZwielpalte durch Unſer en 
Dei: Fanern ee vunidah A “ 
nn onu meralriadk ar Ai. nrudus a 
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"Yfe Kar ‚Kinder ‚daben, der, Reg el Half das ange» 
borne Heimathsrecht int rjenigen Bemehide, deren hei⸗ 
matheberetgtigter Angegöriger ’ihr | Vater iſt, oder falls er 
verſtotben zulttzt geweſen iſt Wergle 'S. 18). a 
Wenn nach eingetretener Eheſcheidung ober‘ Lrinming 
von · Tiſch und Bett aufimmer die Mütter eine Heimat! 
in einer ndern Gemeinde, als dem Mopnorte bes Vaters 
re, forſtud die ber der Mutter gebliebenen Kin 
der als Angehörige der Gemeinde anzufehen, deren hei 
mathöberechtigte Angehörige ihre Mutter ift, ober * ſie 
verſtorben, zuletzt geweſen iſt. — — 

Die geſchiedenen oder: —— re, — die 
Wittwen koͤnnen, fo lange ſie noch nicht ein ſelbſtſtaͤndi⸗ 
ges Hausweſen angefangen. und ein Jahr hindurch geführt 
baben, :in die Gemeinde» Ungebdrigkeit: am: früheren. Hei⸗ 
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motbesttt: zuruͤcktreten, wenn fie: ——— in * — 
—— — — werben. : 4 
je yuR yet SiInpyundıdd san 
— ‚199% Korsfegung, at) srl alt: en 
id » Ri yil om 
— Kine a ‚bie ‚angeb orne Gemeinde-Un, 
ET Bach ie ‚Mutter, primatheberechtigte Unger 
heiss it, oder fa he verftorben, zulegt gewefen ift (vergl. 
übrigens $. 18). 

Mit nachfolgender Ehe der "Ehen treten die hierdurch 
legitimirtin, bei’ denfelben Tebenden, noch nicht ſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Kindern die Genieinde⸗ Ungepörigkeit ve von vaterli⸗ 
ber’ Seite über." Is: nahalun ns Ne 


Bee re RE ALLA Ir Ali 
379 ea Tun ln sahl' Bisstid nut rl. 
ra REIN Defaitınd, Staatẽediener. 
nn: Die Gemeinde⸗MAngehoͤrigkeit entſteht EIERN —4* 
(definitive) AUeberttagung einer: Stelle im Hof⸗ Vder Eivils 
Stadtsdienfle Ho micht durch Mebertragung einer blofen 
Worbereitungs⸗An oder Nebenſtelle oder seines: Dienftes auf 
Widerruf oder Kündigung.sımitn Einſchluß Der Stellen 
der fürftlih srotenburgifen , ſtand es herrlichen und Patri⸗ 

monialbeamten und — der fen Aut ‚Aemter und der 
Schulſtellen, „vom ange, de when Antrittes an in derje⸗ 
nigen Senke, wann, fie feinen Wopafig bat, 

Im Sale. Flug, 28 un, ‚wegen. Bere 
fegung oder nad, eingetretenen Denfipnirung. ‚oder Entlafs 
fung .2c, ac. gehet mit. erfolgtem, Ueberzuge qu einem. Ort, 
wo der Denfionitte oder. Entlaſſene die frühere, Gemeinde, 
Angeboͤrig eit beibehalten, oder ‚die, Aufnahme Arlangt. bat, 
die ‚dur, Die Anpelung RanDeN Ape abte anabeelet 


keit —2 as ad rt og ln 
j : 3 1.01 : galkeriı 34 un! EEE SENT 
Befonden — * über Bit Bemieinertngepbeigfeit we > 1 
ur, 112488 Militärprrſonen. 1*7* —J 32 


Die Militärperfonen phlbennid dem Gemeinde⸗Ver⸗ 
bands; in welchem fie. vor Fhrem: Eintritte in: den Militärs 
dienſt geſtanden haben, Gehoͤrlen⸗ fie vorher Heiner inlaͤn⸗ 


diſchen 'Semeindesan 5 fo: werben fie. ials Gemeinde ⸗/ Ange⸗ 
Hörige ihres letzten Garnifons⸗Ortes betrachtetin 1.1'.041 
23 Mmteroffiziere und Soldaten muͤſſen jedenfalls -vor. ihr 
rer Berehelihung ihre Gemeinde -Angehörigkeit Durch Ber 
fbeinigung des Gemeinderathes Dem: Befehlshaber ihres 
Regiments oder Corps und ſodann 'nebfh deſſen Heiraths⸗ 
Konſens dem die Ehe⸗Anzeige aufnehmenden Gerichte, ſo⸗ 
wie dem bier Trauung verrichtenden Geiſtlichen nachweiſen. 
2 Die:bei der Militaͤr⸗ Verwaltung und ibei,den Militärs 
Gerihten:angeftellten, Peifotten: werden nad denunämlichen 
BSrundfägen ‚‚wieidie Civil⸗Staatsdiener; behandelt. 4 
wen — ννν ö pÔlerge aln nme 
Beſondere Beſtimmungen wegen der Kiader der Hoft And Staatadiener. 
Diner der⸗ lg. 13 ad im Schlußſatze des 5:14 
bezeichneten Hof- und Staasdiener haben an demjenigen 
Drte bie angebazne Gemeinde» Angepörigkeit, wo ihr Va— 
Ser, a 843 AnleBt wgr „oben, fofern, ‚ber „Water 
no® mirflih Ottebürger, ging, änderen Gemeinde, iſt oder 
zur Zeit ſeines Todes gemefen, it, auch, in Diefer Gemeinde. 
einge Rh ne ri 
Ermerh byn, Bitmeinde » Ungehörigfeit durch Auf nahme and hurch Heirath. 
7 Betr dent: freiwilligen Ueberzuge in eine: andere Ge⸗ 
meinde, wird. die Gemeinde Angehörigkeit durch die Auf⸗ 
nahme zum Ortsbuͤrger oder Beiſitzer, von Frauensperſonen 
wird dieſelbe auch durch die Heirath erworben. a 
ger yo ng, i7. SE Due 7 |; 
Verluft der Gemeinde : Angehörigkeit, 

Mit dem freiwilligen Ueberzuge in eine andere Ges 
meinde und nach daſelbſt erfolgter ‚Aufnahme endigt die 
Gemeinde» Angehörigkeit, -wenn nicht der Vorbehalt des 
Ortebürgerrechts durch, ‚den Gemeinderath aus druͤcklich zus 
geftanden "worden iſt Cöergl. $. 30). °" = 

| $." 18. 

Ausdehnung ber Ueberzugs⸗Verhaltniſſe Auf die Kinder. 
ODer im alle eines Ueberzugs eintretende Erwerb und 
Berluft der Gemeinde» Angepörigkeit erſtreckt ſich zugleich 
auf die! noch nicht ſelbſtſtaͤndig gewordenen Kinder. ; : ;: 


0“ ur 
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ur Beiſdem Wberzuge der Eltern in eine andere Gemeinde 
behalten aber die Kinder, welche an bieheri en Wohn vrte 
vermoͤge eigenes Untärhaltsfähigkeit: ober wegen eines ihr 
nen zwi Tpeilz gewordenen ſtaͤndigen pflegeltetlühen:: Ver⸗ 
Hältniffes: feruer Herblieben finds ihre: Dafige Gemeinde, An, 
genörigkeinT Dagegen finds Kımder ‚melde: vor ihtem fuͤnf⸗ 
Jehnten Bühres beide: Elterm;  gber :dben Vater‘ oder! hie 
außerehelrche Mutter verlsuonnpaben ; amd: vH: iel nemne Ber⸗ 
wandien ind aufſteigen derinie iiwieineh sah dervit Orte 
gar 'Erjiehung und weiteren: Vecſoch ung abera menru wor⸗ 
den findgnudei FuanilienngkieBeriniffes CBerwandgan; iind 
hiernach als Thpeilnehmer.feingr Gemeinde s Ungehörigkeit 
deraeſtaltꝰ zunb etrachten/ hdaß fe nach erlangter Volljaͤhtig⸗ 
Leit, das Recht hs Wahle zniſchenn beiden Wobnonten daben. 
semsdonn msdad nggggpsD das „Tag nassndis;nd 
Tri DIWET. Wnthefache Semeindẽe neigen 934 17% 
ty grhänbeher Anhzehorigreit Eh“ mehrenti Bethelh 
den giebt hinftchtlich der oa erföhlichen Böthdlenie in 
Kottittonstäflen der geheinärkige dder gewbhaliche 
Wohnſitz, oder wenn an einem Orte das Orts buͤrgerrecht 
WETTE Diefes ſowie die Anſaͤſſigkeit vder 
endlich dre Ruͤckſicht auf den an dem einen Orts vorhande⸗ 
nen; hingegen am andern Orte imangeladend oder, inder 
geſich ertenn Lebẽns unterhalt / den: Ausſchlag, foferm nicht 
Die despalbige: Beſtimmung dem geigenen Eranrſſein des ge⸗ 
meinſchaftlichen Angehoͤrigen ganz uͤberlaſſen werden kann. 
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u Big dire og cha 3 zerharıspıhdan 
Boh bet Mitgli edern ‚der, Gemeindei "naönnfan 
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ihr aa 1’ Bemeinbeglieber Überhanpt-; - 11..1.00u% 
ZJeder /Gemeindes Angehörige, welcher. ſelbſtſtaͤndig ein 
Geſchaͤft betreiben; ; oder; einen: eignen Haus halt fuͤhren, 
oder heirathen will, iſt verbunden, zuvor Mitglied der 


Gemeinde zu werben, mit! Ausnahme ber Hofdiener und 
der im aktiven Dienſte ſtehenden Milstärperfonen. | 
u: Die Mitglieder, ber Gemeinde find entweder Hrtsbürs 
gete.welhan ban Desk, au, Mitwirfung bei den, Äffentkie 
Gen Ungelsgenpeiten zuſtzhet ober, Beiliger nun m, -.; 
ndasE ir fe nee gu il endend 
Ts rss di Berzeichniß der Gemeindeglieder. urn drascjd 
13, Der Orts vorſtand hat ſtets ein vollſtaͤndiges Verzeich⸗ 
niß faͤmmtlicher Gemeindetzlieder nach den zwei Abtheilun⸗ 
gen Ortspärger iund? Beifiger ku ıfäheen deſſen Einſi 
jedem Gemeindegliede freiſtehet 6 

$. 22. aan u - 
Ahmed une zu Wemeithlgtiehkhn © 7 


den Bieffeitigen Unterlhanet, Verband aufgerbiidien wer 
er 


GEST I g23. konn Try 

eins? zur do ein hwg Eh esd.iı ss irn nom oo, 

3 Boh Auswärtigen, welche in eine Gemeinde, jeborb 
nicht bermöge seiner Dienſtbeſtellung (vergl: SH 43 und: 143, 
oder in Folge einer Gemarfungs- Veränderung ich g.5 fg), 
oder kraft einer, durch die Regierung ꝛc. getroffenen eis 
mathsbeſtimmung (If. $. 10), aufgenommen werden, wird 
neben den’ rechtsgültig hergebrachten Tarıdesivy Standes» 
oder: grundherrlichen, oder vormals gerichtshrerrfibaftlichen, 
bei dem Einzuge zu entrichteiiden Abgabem;, in der Regel 
das bisher: übliche, oder anderweit wuf die un: 3 erwähnte 
Weiſe zu beftimmende, Einzugsgield zur Gemeindekaſſe 
geleiftet. Ä ET EITHER 

Dieſes Einzugsgeld:darfijeboh außer den Hauptſtaͤdten 
(Caſſel, Marburg, Fulda und: Hanau)! nirgends: den Bes 
trag von fuͤnfzehn Thalern fuͤr eine inländifhe> Manns» 
perſon oder ein inlaͤndiſches Ehepaar, und von ſieben Tha⸗ 
lern fuͤr eine inlaͤndiſche Frauensperſon uͤberſteigen. 
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et 24. — — 
Beſonderes TEinkaufsgelb.:: - 

Neben dem Tinzugsgelde Fantı noch ber fünf» bis 
zehnfacheBetrag der dem Einziehenden nah durchſchnitt⸗ 
libem Anfchläge in einem Jahre zu gut fommenden, bes 
fonderen Nugungen vom Gemeindevermögen, als deshals 
biges Einka ufsgeld fatutarifh (ſ. 8. 3) beſtimmt wer 
den, bis zu deſſen Zahlung der Mitgenuß beruhet. Die ſe 
Beſtimmung findet; jedoch in allen den Faͤllen keine An⸗ 
wendung; wo dergleichen Nutzungen fuͤr ſich erworben wer⸗ 
den muͤſſen, oder Zubehör eines Hofes, Gutes; ober, Wehn⸗ 

hauſes ſind. .. 

| Im Falle der Verwandlung, ‚Diefer, Nugungen oder 
eines Theiles derſelben in Kaͤmmerei⸗ ‚oder Drtss Vermögen, 
deſſen Ertrog zur, Gemeindekaſſe Hiehet, ift derjenige, Theil 
des Einfaufsgeldes, welcher noch nicht. durch die betrefs 
fende Nugung ‚vergütet ſeyn würde, ‚auf Verlangen zu er 
BiTweTT. up Eure ein 

| Verpflichtung wegen, der Schulden. 

Auch neu eintretende Mitglieder find zur Verzinfung 
und. Abtragung‘) bereits. vorhandener Schulden der Ges 
meinde verpflichtet. :Ausfcheidenden liegt dagegen nicht ob, 
eine desfalfige ‚Abfindung oder: Abzugsſteuer zu leiſten. 

BT niti: | 8 . 26.,; Lo. Anal 

Allgemeine Erforderniſſe zum) Erwerb des Ortöbürgerrechted. 
.. Nur ’diefenigen: Mannsperfonen fünnen das. Ortsbuͤr⸗ 
gerrecht erwerhen, weldhe volljährig find; und mit . : . 
4). eine Strafe mit dem: Berkuft des; Rechts zum. Zragen 

der National⸗Kokarde erlitten und nicht die. Wieder 

einfegung in diefes Ehrenrecht von Uns erlangt baben; 
auch ohne Verluſt des‘ ebengebachten Ehrenrehts mit 
irgend einer: ſchwereren Strafe als 20 Thlr. Geldbuße 
oder 14tägigem Gefaͤngniß wegen Entwendung ; Ber 

untreuung dDder Betrugs belegt: worden find; . 

3) in einer gerichtlichen Unterſuchung wegen : Entwen« 


— 1 — 


dung, Veruntreuung oder Betrugs, oder wegen irgend 
eines mit peinlicher IR bedroheten an 
befangen find; N 

4) unter Kuratel gefegt — 

5) durch eigenes Verſchulden in einen Konkurs gerathen 
ſind und ihre Bimkiger ag — völlig befriedigt 
haben. 

| * 27. 
— und Berpfiihtung zum Erwerb des —— 
Unter den Vorausſetzungen des vorigen $. find dieje⸗ 
nigen GemeindesAngehörigen die Aufnahme sum Orts buͤr⸗ 
ger zu verlangen berechtigt, welche 
: 4) ein eigenes Wohnhaus befigen: 
- 2) die Landwirthfchaft auf eigenen Grundftäden mit ei⸗ 
genem Anſpanne betreiben; 

3) ein zuͤnftiges Handwerk als Meiſter deſſelben ausuͤben; 

4) ein. fonftiges Gewerbe betreiben, oder von dem Er» 
trage eines Vermögens leben, welches ihnen in den 
Gemeinden , unter. 1000. Einwohnern ein : jährliches 
Einkommen von wenigftens 100 Thalern, in den Ges 
“meinden.:über 1000 und unter 3000) Einwohnern ein 
foldes von wenigftens 200 Thalern, und in den Ger, 
meinden mit mehr als .3000 Einwohnern ‚ein folches 
von wenigſtens 300 Thalern gewaͤhrt; 

+5) durch: wiſſenſchaftliche oder künftlerifche Betriebſamkeit 
oder aus ſonſtigen, unter den vorigen Nummern nicht 
genannten, Quellen ein jaͤhrliches — von we⸗ 
nigſtens 200 Thalern beziehen. * 

DieſrPerſonen ſind auch verpflictnt Ortsbärger 
zu werden; jedoch mit Uusnohme der Hofdiener, und ben 
im activen Dienfte ſtehenden Militärperfonen an. allen Ors 
ten ‚und der fonftigem befoldeten Staatsdiener, einſchließ⸗ 
lich der Geiſtlichen in den: Städten ober: Landgemeinden 
mit.weniger ald 3000 Einwohnern. 

1... Die Stimmfäbhigkteit in den Gemeinde » Berfamm- 
lungen und die Wäplbarkeit zu Gemeindeämtern rubet bei 
denjenigen Ortöbärgern, auf welche einer. der Fälle unter 1 
bis 5 bes $..26:in Anwendung kommt, welche in Koft und 
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Bohn eines Anderen ftehen, ober als: Gefellen ober Tag loͤh⸗ 
ner ſich ernähren, s oder welche von ——————— leben, 
ſo lange dieſes Verhaͤltniß dauert. 
$. 28. 
— or für die Aufnahme von Anderen, au Gemeinde⸗ 
Angehörigen, zu Ortabürgern. 

Die — (don der Gemeinde angehörenben Inlaͤnder 
können das zum Zwecke ihier Yufnahme nöthige Ortsbürs 
gerrecht nur dann anfprechen, ‚wenn fie nieht blos ihre Boll» 
jährigkeit: und. ihre Fähigkeit, seine Familie zu ‚ernähren, 
darthun, Sondern noch fernerynachweifen: 

a) eine unbefcholtene Aufführung; desgleichen 
b) den Befig eines ſchuldenfreien Vermögens — unter Aus⸗ 
is Schluß: der, Kleidungsftüde, nebſt Leibleinen und bes 
nothwendigen Hausgeräthesi — im Betrage 
. 1) von eintaufend Thalern in Caſſel, 
:2) von ſechshundert an in Hanau, Fulda und 
Marburg, 
3) von vierhunbert &halern (m Rinteln, Eihwege, Hers⸗ 
feld und Schmalkalden, it 
I 4 von dreihundert Thalern in den anderen Sräbten mit 
mehr als zweitauſend Ginwohnern, 
5) non. zweihundert Thalern in: den: übrigen ‚Städten und 
in den über 1000 Einwohner zählenden Landgemeinden, 
6) von 'einhundert fünfzig Thalern in am . real 
gemeinden . 

Wird die Aufnahme — * — mit 
einer Gemeinde-Angehörigen, nachgeſucht; ſo iſt Mo ſeigen⸗ 
thuͤmliche ſchuldenfreie Vermögencbeider: Verlabten⸗ zuſam⸗ 
menzurechnen. Die Buͤrger⸗Aufnahme tritt aber rerft dann 
im Wirkſamkeit, wenn die Eye: geſchloſſen iſt. | 

Fuͤr Ausländer: kann das erforderliche Vermoͤgen durch 
ne us. Beſchluß des Wemeinberathed und: Ges 
meinde» Ausfhuffes auf .bası-Doppeltebeftimint iwerben. : ı.: 

Bon’ den in dieſem $. beſtimmten Erforderniſſen kann 
durch den Gemeinderath nur unter Einwilliguag des Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes, oder bet deren Verfagung nur mit Ges 
nehmigung ber -Uuffihtsbehörde, ‚abgegangen. werden. 


- IN — 
5.29 
Edrenbürgerrecht. 


ee # 5 


; Männer, welche fib um Die Gemeinde beſonders ver⸗ 
dient gemacht haben, kann ohne Ruͤckſicht auf ibren Wohn⸗ 
fig das Ehrenbuͤrgerrecht ertheilt werden, welches nur die 
Rechte und nice bie Pflichten eınes Ortshärgers in fd faßt. 
id, 2 —R 30. 7 43 Ye 
au DUB 7 7 > 7 7 7 > \ 92 WERTE 
Diejenigen Ortsbürger, welche ſich in eihe andere Ges 
weinde haben aufnehmen laffen, ‚und fib Darin ‚niederges 
laſſen bahen „. iedoch ihdr Heimathsrecht in. ihrer ‚früheren 
Gemsinde a44 Anshürgen, nad deshalb: erfolgter Gepehmi⸗ 
gung des Gemeinderathes, beibehalten wollen, müffen ein 
jaͤbrl ichas Buͤrger⸗Retognitions Geld entrichten. Diele Ab⸗ 
gabe iſt vom Gemeinderathe mit Zuſtimmung des Gemeinde⸗ 
Aueſchuſſes im Algemeinen, jedoch niot über den Jahres⸗ 
betrag yon einem Thaler hinaus, fyſtzuſehen. — 
‚Die während eines dreijaͤhrigen Zeitroumes unterlaffene 
Zablung der gedachten Abgabe gilt als freiwilliger Derzicht 
auf das Ortoblngesneh, — 
Bar UT ET IE FE gi 31. JrE BEE 
ma Fun 2BGürgergeld in ben Staädten. 
MDiejenagen, welche das Ortsbuͤrgerrecht in einer Stabt 
erwerben, haben dafuͤr ein Buͤrgergeld, gemaͤß der bisheri gen 
Obſervanz oder der des halbigen Feſtſtellung durch den: Ge⸗ 
meinderath und den Gemeinde Ausſchuß mit Genehmigung der 
Auffihtsbehdrde, wobei ein Unterſchied zwiſchen Gemeinde: 
Angehörigen und aufzunehmenden Auswärtigen beizubes 
halten’ oder "anzunehmen if, zu entrichten.  Die’jum Ers 
werb des Buͤrgerrechts Verpflichteten, melde ein Gewerbe 
nicht betreiben wollen, find nit zur Leiſtung bes vollen 
Dürgergeldes verbunden, fondern für dielelben iſt in gleis 
her Weife ein verhältnigmäßig geringerer Betrag feitzufegen. 
. Die zum Erwerb des Bärgerrechts Verpflichteten, welche 
ein Gewerbenicht betreiben dürfen’ ( vergl.) '$. 16 des Staats⸗ 
dienftgefeges:), find zur: Bezahlung: eines Vürgergeldes 
nicht verbunden. | 
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$. 32. 
Hochbefteuerts Ortöhfirger. 

9a, wo gegenwaͤrtiges Geſetz zur Waͤhlbarkeit die Eis 
genſchaft höchbefteuerter Ortsbürger erfordert, gelten als folche 
‚a) in den Gemeinden von 100 oder weniger Ortöbärgern, 
die 25 im legtverfloffenen Fahre Hinfichtlich der Grund», 

Gewerb⸗ und Vieh» oder Nahrungs⸗, Klaffens und 

anderen ſolchen direkten Randesfteuern überhaupt am 
—hoiöͤchſten befteuerten Ortsbürger, fowie ' 
 b) in ben Gemeinden von mehr als 100 Ortsbürgern 
dieſe Zahl’ von 25 mit einem Zufage von fünf für jede 
weitere volle’ fünfzig Ortsbuͤrger G- B. auf 500 Orte 
vbuͤrger 65 Hochbefteuerte). 

Wäre derjenige geringfte Steuerbetrag, meldyer hiernach 
für die Abſcheidung der Hochbefteuerten in Betracht kommt, 
im verfloſſenen Jahre Mehreren, die nicht ſaͤmmtlich in 
die geſetzliche Anzahl der Hochbefteuerten gehören würben, 
angelegt; To werden alle die, melden jener Steuerbetrag 
zur Laſt gekommen, gleichmäßig den Hochbeſteuerten beiges 
zählt. Uebrigens wird die Steuer von dem Vermoͤgen oder 
Einkommen der nicht gefhiedenen Ehefrau dem Ehemanne, 
fowie von dem Vermögen:oder Einkommen der no nicht 
ſelbſtſtaͤndig gewordenen Kinder dem · Vater, und überhaupt 
von den Gegenfländen eines‘ Niesbrauches dem Nupniefer, 
Be bie: — davon zur Lat fällt, — 


$. 33. 
R | Beifiger, — 

F Diejenigen Gemeinde» Ungebörigen (männligen und 
weiblichen Geſchlechts), welche ſelbſtſtaͤndig ein Geſchaͤft be⸗ 
treiben, oder einen eigenen Haus halt führen, oder heirathen 
wollen (vergl. jedoch $. 20), haben ſich, im Sale fie nicht 
verpflichtet find, Ortsbürger zu werden ($. 27), in das 
Derzeihniß der Beiſitzer eintragen zu loffen. _ 

- Das. Beifigerrecht geht durch freiwillige Entfagung und 
dur Erwerb des Heimathrechts in, einer andern Gemeinde 
verloren. 


— 1 — 


$. 34. 
Aufnahme als Ortsbürger obes Beiſitzer. 

Das DOrtsbürgerreht fann nur durch ausdrädliche Auf: 
nahme erworben werden. Gleihes gilt von dem Ermwerbe 
des Beifigerrehtd von Seiten folder Perfonen, welche bis» 
her nicht zu der Gemeinde gehört haben. Keine Gemeinde 
kann genöthigt werden, Jemanden, der nicht in berfelben 
die Gemeinde» Angehörigkeit befigt, zum Beifiger aufzu⸗ 
nehmen. 


Dritter Abſchnitt. 


Drtsgenoffen ohne Heimathsrecht in ber 
Gemeinde. (Schuggenoffen.) 


$. 35. 

In Beziehung auf verfhiedene Gemeinde» AUngelegen» 
beiten kommen noch als Orts» oder Shupßgenoffen 
Diejenigen in Betracht, welche mit dem Heimathsrechte in 
einer anderen Gemeinde verfehen, am Drte auf gewiffe Zeit 
oder in einem nicht felbfifländigen Verhältniffe mit polizeis 
lichem Bormwiffen einen eigenen Haushalt haben, z. B. 
Butss, Apotheken», Mühlen», Wirthſchafts⸗ und dergleis 
ben Pächter oder Gefchäftsführer, oder in Privatdienften 
ftebende Perfonen. ‚Diefe müffen aber ihre anderwärts forts 
dauernde Gemeinde» Ungehdrigkeit nicht nur bei dem Eins 
tritte in das gedachte Verhältniß, fondern auch fonft noch 
auf polizeiliche DBeranlaffung, fowie jedenfalls bei etwaiger 
Verheirathung oder Wiederverehelihung vor der Trauung 
gehörig nachweiſen, bis fie mittelft föormlicher Aufnahme die 
Gemeinde» Ungehörigkeit, fey es mit oder ohne Ortsbuͤrger⸗ 
recht (ſ. $. 16 und 5. 22), erwerben. 


1. Band, 2. Heft. | 13 
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Titel MH. 


Bon den Gemeindebehörden und Gemeindedienern, 


Erfter Abſchnitt. 





Bon ber Wapl ber Gemeindebehörden und von 
der Beftellung des übrigen Dienftperfonals, 


$. 36. 
Gemeindebehörben überhaupt. 


Die &emeindebehörden befteben 


1) 


2 


— 


3) 


aus einem Ortsvorſtande, als erſtem und vollzie 
hendem Gemeindebeamten, welcher zugleih Huͤlfsbe⸗ 
amter des Staates in dem Orte und deſſen Gemars 
fung iſt; Cfiehe $. 61.) 


"aus einem Gemeinderathde Cin den Städten Stadt: 


rath genannt), welcher unter Theilnahme und Leis 
tung bes Ortsvorftandes zunaͤchſt das gefellichaftlide 
Intereſſe der Gemeinde zu vertreten und über Die Uns 
gelegenheiten der Gemeinde, welche nicht zur gemöhns 
lien Ausführung gehören, zu berathichlagen und zu 
beichließen hat, aud 

aus einem Gemeinde-Ausſchuſſe, welder eine 
Mitauffiht auf die Gemeindeverwaltung führt, und 
an deffen Zuftimmung daher der Gemeinderath bei jeis 
nen Befhlüffen über beſtimmte Angelegenheiten von 
wichtigem und bleibendem Einfluffe auf das Gemein, 
dewohl gebunden ift. 


$. 37. 
Gemeinde : Berfammlung. 


In den Landgemeinden, welche nur fünfzig oder wenis 
ger ftimmfähige Ortsbürger zählen, kann deren Verſamm⸗ 
lung die VBerrihtungen des Gemeinde s Ausfchuffes, über, 
haupt oder blos der großen Ausſchuß⸗-Verſammlung, vor 
behaltlich anderweiter Verabredung, Übernehmen, und gels 
ten in dieſem Zalle die für den Beruf und das Verfahren 
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des Ausſchuſſes ertheilten Vorſchriften Wenwohl der Regel 
nach für die Gemeinde » VBerfammlung. 
In anderen Gemeinden . findet eine Gemeinde»Ders 
fammlung nur dann ©tatt, wenn 
1) die Verkündigung eines Gefeges oder einer anderen 
Unordnung oder Befanntmadung ‚an eine Landges 
meinde gefchehen muß; während in den Städten die 
Mittheilung durch das Gefegblatt und das Provins 
zials Wochenblatt » oder eine fonft übliche befondere 
Befanntmahung, abgeſehen von einer, in außerors 
dentlihen Fällen von der Auffihtsbehörde nöthig er⸗ 
achteten unmittelbaren allgemeinen Kundmahung ges 
nügt. Außerdem tritt eıne Gemeindes-Berfammlung ein, 
2) wenn die Wahl der Mitglieder des Gemeinde, Auss 
fhuffes vorgenommen wird (vergl. $. 45), 
5) wenn die Aufſichts- oder Hoheitsbebörde Die Bernehmung 
der Gemeinde genehmigt oder verfügt hat, ie 
4) wenn ein Gefeg es gebietet. 


$. 38, Ä 
Wahl und Ergänzung bed Gemeinde: Ausſchuſſes. 


Zuvoͤrderſt erwaͤhlen unter der Leitung des Ortsvorſtan⸗ 
des die ſtimmfähigen DOrtsbärger (ſ. S. 27) in jedem 
Drte von eintaufend Einwohnern und darunter zwölf, 
und in Orten von ftärkerer Bevölkerung (zufolge des neueften 
Staats» Handbuhs) noch für jede weiteren volle 500 Seelen 
zwei, jedoch nicht über 48, zur Hälfte tändige und zur 
Hälfteaußerordentlihe Mitgliederdes®emeinde 
Ausſchuſſes aus den, 25 Jahre und nicht über 70 Jahre 
alten, ftimmfähigen Ortsbürgern, und zwar dergeftalt, daß 
wenigſtens die Hälfte der- ftändigen, fowie der außerordent- 
lichen Mitglieder zu den hochbefteuerten Ortsbürgern (ſ. F. 32) 
gebdret. Das Verzeichniß der hochbefteuerten Ortsbürger 
ift 14 Zage vor der Wahl oͤffentlich aufzulegen. 

Die dur das Zufammentreten der ftändigen und ber 
außerorbentlihen Mitglieder fich bildende große Ausſchuß— 
Berfammlung fchreitet vorerft zur Wahl des aus ben erſt⸗ 
gedachten Mitgliedern zu entnehmenden Ausſchuß⸗Vor⸗ 

13* | 
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ſtehers, nebſt einem Stellvertreter beffelben für Verbin 
derungsfälle. - 

Nach dem Ableben oder fonftigen Abgange einzelner 
Mitglieder ergänzen fi die fländigen Mitglieder durch 
außerordentliche Mitglieder, und diefe hinfihtli Der gro- 
Gen Ausfhußs-VBerfammlungen wieder durch frübere abge: 
gangene Mitglieder, oder ehemalige Gemeinderathöglieder 
oder Gemeindevorfteher, und in deren Ermangelung durch 
angefehene flimmfähige Ortsbürger, gemäß den Einladuns 
gen, welde der Ausſchuß, oder in Eilfälen der Vorſteher 
deffelben , dazu ergehen läflet. 


$. 39. 
Wahl des Gemeinderathes. 

Die große Ausfhuß-Berfammlung erwäplt unter Auf— 
fiht des Ortsvorftandes aus den ftimmfähigen Ortöbürgern, 
welche nicht unter 25 Jahre und nicht über 70 Jahre alt 
feyn dürfen, in den Hauptftädten ſechs bis zwölf, in 
den übrigen Städten vier bis acht, und in ben 
Landgemeinden zwei bis feb8 Mitglieder bes Ges 
emeinderathes oder bei eingetretenem Tode oder fonftigem 
Abgange eines derfelben opne Verzug ein anderes Mitglied. 
Waͤhlbar dabei find auch die Mitglieder des Ausſchuſſes felbft. 

Die Hälfte, oder bei ungerader Zahl die Mehrzapl 
der Mitglieder des Gemeinderathpes muß immer zu ben 
bochbefteuerten Ortsbürgern Cf. $. 32) gehören, auch ift 
darauf zu ſehen, daß die Mitglieder bereits im Gemeinde 
wefen erfahren feyen. 

$. 40. 
Wahl des Ortövorftandes, 

Die Wahl des Ortsvorftandes wird fo oft, als fie er- 
forderlih ift, von ber großen Ausſchuß⸗-Verſammlung, in 
Vereinigung mit dem Gemeinderathe unter ber Leitung 
des AusfhußsVorftehers und wenn die Auffihtsbebörde es 
für erforberlich Hält, im Beifeyn eines Mitgliedes oder 
Kommiffars der Provinzial-Regierung in den Hauptftädten 
Kaflel, Hanau, Fulda und Marburg) des Regierungsr 
Deputirten in Rinteln, fowie des Kreisrathes oder des an» 
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ftatt beffelben zuftändigen ——— in ben an⸗ 
bern, Orten, bewirkt. REES 


F. 44. 
Berſchiedene Benennung ber Drtsvorflände, 
Der Drtsvorftand füprt 
4) in den. Hauptflädten :ben Namen eines DOberbü r⸗ 
germeiſters, 


9 in ben andern Städten und in ben — 
den Namen eines Buͤrgermeiſters. 


Wuͤrde in den Hauptſtaͤdten dem Oberbuͤrgermeiſter bei 
vorhandenem, durch den Gemeinderath und Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuß anerkannten, Beduͤrfniſſe ein befoldeter Gehuüͤlfe 
und Stellvertreter beigeordnet werden; ſo kommt ihm 
ber Titel „, a au. 5) 


$ 42, 
Derfönliche Grforberniffe eines Ortsvorſtandes. 


Zu Drtsvorftänden können nur unbefcholtene, zu 
foldem Amte befähigte, volljährige Ortöbewohner, welde 
nicht in zerrütteten Vermögens sUmftänden fi befinden, 
erwählt werden. Gaſt⸗ oder Schenfwirthe können das Amt 
eines Ortsvorſtandes nicht bekleiden, es würde benn hierzu 
bei gänzlidem Mangel anderer befähigten Einwohner von 
ber Regierung Dispenfation ertheilt. 

Dbgleih die Wäplbarkeit zum Ortsvorſtande nicht 
durch das Ortsbürgerrecht bedingt iſt; fo kann derfelbe doch 
fein Umt nicht früher annehmen und verwalten, als nad) 
dem er das Ortsbürgerrecht erworben bat. 


Zu DOberbürgermeiftern infonderheit find nur Männer 
wählbar, welche fi über eine genägende Kenntniß ber 
Rechts » und wo möglich der Staatswiffenfhaften, wenn 
dieſe nicht in früheren Dienftverhältniffen oder wiſſenſchaft⸗ 
lien Arbeiten außer Zweifel gefegt ift, gehörig ausweiſen, 
oder welche eine ausgezeichnete Befähigung zum Amte eines 
DOberbürgermeifters in mehrjähriger Bekleidung einer Ver⸗ 
waltungsftelle bargetban haben. 
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len? . gl AN ae 
Befondere Beftimmung du Gunften ber Dberbärdinitifie und !der * 
ſchaftlich gebildeten Bürgermeiſter auf Lebenszeit. 

Die Oberbürgermeifter und, die auf Lebenszeit beftätig- 
ten Bürgermeilter, welche ein afademifches Studium voll 
endet haben, follen bei einer Beförderung zum "Staates 
dienfte dem fehon vorhandenen :Staatsdienern bergeftalt 
gleihgehalten werden, daß bie Zeit, während "welcher fie 
das Dberpängermeiltenn ober Bürgermeifter » Umt: verfehen 
haben, als wäre ſolche im mens — in an⸗ 
een Zurehnung kommt. nern or 

in ET 7ur ' WaBuEnsT t 
Saar bei ben nen auf nahes —õS und Boten 
ar gms Beh rt 

Bei den Wahlen ift darküuf Rüdfiht zu — daß 
Vater und Sohn, Schwiegervater und Tochtermann, Großs 
‚vater und Enkel, Brüder nit‘ zu gleicher Zeit Mitglieder 
des Gemeinderathes oder ftändige Mitglieder des Gemeinde 
Ausſchuſſes feynbürfen „ wenn nicht in Anſehung der: Städte 
die. Regierung; und in x Sufjebung, der un dad 
Ineisanit dispenfirt. DRS Ge — 

TER er Hg, 45° 00 

' Berfahren pe det Wahl der ale des Gemeinde = Ausfchuffes. 

Die Waͤhl' der Ausfhußmitglieder durch die fimmfähis 
gen DOrtsbürger geichieht von diefen in Perfon mündlid 
zu Protofoll'des Dktsvorftandes; und zwar in einem Acte 
für die ganze Zahl“ der zu Wählenden. 

In denfenigen - Städten, wo der Stadtrath ed zwech⸗ 
mäßig findet und die Auffichtsbehörde es genehmigt, darf 
die Wahl nad: Stadttheilen (ſ. 5.53) vorgenonimen: wer 
den, deren: jeder alsdann eine beftiimmtö Anzahl von Aus⸗ 
ſchußgliedern, -jedoch ohne Beſchraͤnkung auf Die Bewohner 
eines Stadttheils, zu wählen hat, — wofern nicht etwa bie 
Statuten eine Eintheilung der Ortöbärger für dieſes Wahl 
gefchäft in Klaffen nad der Verſchiedenheit des Beliges, 
ber Beichäftigung oder Lebensweife feſtſetzen würden. 

Die Wahlhandlung wird durch das Ausbleiben von 
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ftimmfähigen Ortsbürgern nicht ungültig, doch bat der Orts» 
vorftand, wenn noch nicht einmal die Hälfte, oder in Staͤd⸗ 
ten über 3000 Einwohner noch nicht ein Drittheil abge” 
fiimmt hat, dahin einzufchreiten, daß mittelft nachträglicher 
Abſtimmung diefe Anzahl ergänzt werbe, 

Stimmenmehrheit enticheidet. Bei Stimmengleichheit 
für zwei oder mehrere enticheidet das Loos, beffen Ziehung 
durch einen unbetbeiligten DOrtsbürger nach der Beſtim⸗ 
mung des Ortsvorſtandes geſchieht. 

Gegen diejenigen Ortsbuͤrger, welche ohne hinreichende 
Entſchuldigung mehrmals zuruͤck bleiben wuͤrden, hat der 
Gemeinderath die Entziehung der ortsbuͤrgerlichen Stimm⸗ 
faͤhigkeit auf drei bis neun Jahre auszuſprechen. 

Die Einwendungen gegen die Wahl wegen mangels 
haften Verfahrens müffen binnen acht Zagen bei der Aufs 
ſichts⸗Behoͤrde angebracht werden, und find fpäterhin, wo. 
fern nicht etwa diefe Behörde ohnehin von Amtswegen eins 
zufchreiten ſich veranlaßt findet, nicht zu beachten, ° 


6. 46. 
Verfahren bei der Wahl der — und des Ortsvorſtandes. 


Die Wahlen der Mitglieder des Gemeinderathes und 
des Ortsvorſtandes werden in der betreffenden Wahlver⸗ 
ſammlung (ſ. $$. :39 und 40) durch geheime Stimmen, 
gebung ‚mittelft Wahlzettel, auf welche die Namen aller dei 
rer gefchrieben find, welche vorgeſchlagen werden, bewirkt. 
Wanlzettel, welche die vorgefhlagenen Perfonen nicht hin» 
länglich bezeichnen, werden, fofern der Ausſteller ib nicht 
dazu bebufs der Berichtigung befennt, der Mehrheit bes 
Berechnung der Stimmen zugezählt. 

Wenn bei ber Abftimmung nicht wenigfiens eine Stimme 
weiter, als die Hälfte der orbnungsmäßigen Stimmen Cab» 
folute Stimmenmehrheit.) auf eine Perfon ann ift, fo 
erfolgt eine. zweite Wahl. 

Würde auch mit der zweiten. Wahl Feine Mehrheit, 
welche die Hälfte der ordnungsmäßigen Stimmen über 
ſchreitet, erzielt, fo tritt da® im Geſetze vom 16. Februar 
1831 $. 36 und 37 vorgefchriebene, Berfähren ein. 
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Dem Dirigenten bes Wahlgeſchaͤfts fliehen als Wahl: 
gehülfen ‚diejenigen beiden Mitglieder der Wahlverfamm» 
lung zur Seite, melde dazu von diefer Verfammlung ber 
ſtimmt feyn werden. 


5. 47. 
Verpflichtung zur Annahme der Wahl, 


Die Wahl zum Mitgliede bed Gemeinde» Ausfchuffes 
kann nur wegen Mangels einer gefeglicy erforderten Eigen 
ſchaft, ſowie wegen langwieriger Verhinderung dur fort⸗ 
dauernde Krankheit, oder ein ſchweres Koͤrpergebrechen, oder 
durch eintretende haͤufige Reiſen oder laͤngere Abweſenheit 
vom Orte, abgelehnt werden. 

Die Wahl zum Mitgliede des Gemeinderathes darf 
noch außerdem abgelehnt werden, wenn innerhalb der legs 
‚ten drei. Sabre, oder in Hanau, Fulda und Marburg ins 
nerbalb der legten neun Jahre, und in Eaffel innerhalb 
ber legten achtzehn Jahre eine mehrjährige Bekleidung einer 
Stelle im Gemeinderathe oder eines andern ihr an Müh- 
waltung vergleihbaren,, nicht etwa blos in der gewöhnlis 
ben Theilnahme an den Ausfchußgefchäften beftehenden, 
unbefoldeten Gemeinde-AUmtes: ftattgefunden hat. 

Wenn übrigens der Gewählte darthut, daß er nad fei- 
nen befonderen Berhältniffen ohne weſentlichen Eintrag 
für feinen dem Publikum wichtigen Beruf, 3. B. als Arzt, 
Wundarzt, WUpothefer, Lehrer u, dergl., ober ohne erheb⸗ 
lihe Etörung feines Wohlftandes nicht die Pflihten eines 
Mitglieds des Gemeinderathes erfüllen könne; fo darf der 
-Gemeinderath ihm die Annahme der Wahl erlaffen. Auch 
bat im Falle der DBefchwerde über verfagte Zulaffung der 
Ablehnung die Regierung die Befugniß, nad den gedach⸗ 
ten, gehörig in Gewißheit gefegten, befonderen Verhaͤlt⸗ 
niffen , für deren, Dauer eine angemeſſene Befreiung aus 
zufprechen. en 
| Diefelben Gründe, welche zur Ablehnung ber Wahl 
ju einem Gemeinde» QAmte der gedachten Art berechtigen, 
geben, wenn fie nach deſſen Annahme entfiehen, aud die 
Befugniß ſolches nieberzulegen. 


$. 48. 
Beſondere Zuſtimmung binfichtlich der Hof⸗ und Staatöbiener, 
Die im $. 13 und im Schlußfage des $. 14 gedachten 
Hof» und Staatödiener, welche das Ortöbürgerrecht erwors 
ben haben, fönnen die ihnen von der Gemeinde zugedady» 
ten Gefchäfte ablehnen, wenn fie mit dem von ihnen bes 
Fleideten Hof» oder Staatsdienfte nicht verträglich find. 

Bor der Lebernahme eines Gemeinde⸗Amtes müffen fie 
jedenfalls bei ihrer vorgefegten Dienfibehörde die Erlaub⸗ 
niß einholen. Diele kann auch zurädgenommen werden, 
fobald aus der Verbindung beider Aemter für den Hof» 
oder Staatsdienft, oder für die Gemeinde⸗Verwaltung ſich 
in der Folge ein Nachtheil ergiebt. 

$. 49. 
Eintritt dee Gemeindebehörben in ihr Amt, 

Die Mitglieder des Gemeinde-QAusfhuffes 
treten in ihren Beruf, fobald in den Hauprftäbten bie Re> 
gierung ber Provinz, und in den übrigen Orten der Kreis» 
rath, oder ber flatt deſſen zuftändige VBerwaltungsbeamte 
(f. $.92) das Wahlverfahren für gefegmäßig erflärt haben wird, 

Die Mitglieder des Gemeinderatheß treten in 
ihr Amt, nabdem ihnen in den Hauptftädten die Regie 
rund oder ein Kommiffar berfelben, und an: den übrigen 
Drten der Verwaltungsbeamte bei vorhandenen gefeglichen 
Erforderniffen das eidliche Angelöbniß abgenommen bat: 

„daß fie die Landes⸗Verfaſſung unverbrüdlich beobach⸗ 

ten, insbefondere die verfaffungsmäßigen. Rechte der 

Gemeinde (Stadt) treulich wahren, und das ihnen an» 

vertraute Amt nah beitem Willen und Gewiſſen den 

Gefegen gemäß verwalten, auch fonft mit allen ihren 

Kräften und ohne Nebenrüdfichten das Wohl der Ge⸗ 

meinde (Stadt) befoͤrdern wollen.“ 

In gleicher Weiſe werden die Ortsvorſtaͤnde vor ihrem 
Dienftantritte nach erfolgter Beſtaͤtigung (ſ.8.50) verpflichtet. 
Ä $. 50. 
Betätigung des Ortsvorftandes. 
Die Drtsvorflände werden 
1) in den Hauptftäbten. vom Landesherrn, 
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2) inden übrigen Städten von der Regierung der Provinz, 

3) in den Landgemeinden von dem Kreisrathe, 

4) in der fürfll. rotenburgfden Quart, den ſtandesherr⸗ 
lihen Bezirken, und den Patrimonialgeridhten Rams- 
holz und Romsthal aber von der fürftil. rotenburgſchen 
Herrichaft, den Standesherrſchaften und der Patrimo⸗ 
nialgerichtd. ⸗Herrſchaft 

beſtaͤtigt. 

Wird der Gewaͤhlte aus befondern Gründen nicht be, 
ftätigt; fo muß zu einer weiteren Wahl in kürzefter Friſt 
geſchritten werden. 

Stehet : der Beflätigung eine genägend begründete 
Borausfegung der Unfähigkeit des Gemählten zum Amt 
entgegen; fo kann dieſer Anftand auch mittelft angemeffe- 
ner Prüfung, wenn der N ſich ihr freiwillig unters 
wirft, befeitigt werden. 

$. 51. 
Erneuerung ber Gemeinbebehörben. 

Die fländigen und außerordentliben Mitglieder 
Des QAusfhuffes, fowie die Mitglieder des Gr» 
meinderathes werden alle fünf Jahre neu gemählt, 
find aber, fo lange fie die erforderten Eigenſchaften beſitzen, 
ſtets wieder wählbar. | ' 

Der Ortsvorſtand wırd — auf Lebenszeit, 
was nur: mit landesherrlicher Genehmigung geſchehen kann, 
oder auf beſtimmte Zeit, jedoch nicht unter fuͤnf Jahren, 
gewaͤhlt. 

6. 52. 
Deputationen. 

Fuͤr einzelne Zweige der Gemeindeverwaltung, z. B. 
das Bauweſen, das Marktweſen, die Feld» und Hute⸗Auf—⸗ 
fiht, die vorkommenden Echägungen, fowie' für einzelne 
wichtige VBerrichtungen (z. B. wegen AÜblöfungen, Gemein» 
heitstheilungen und dergl.) können nach dem dbeshalbigen 
Bedürfniffe auf den Vorſchlag des Drtsvorftandes Depur 
tationen aus Mitgliedern des Gemeinderathes, unter Hide 
zutritt von Sachkundigen durch den Gemeinderath im Ein: 
verftändniffe mit dem Gemeinde» Ausfhuffe gebildet werden. 
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ODergleichen Deptitationen find als im Auffrage bes 
Drtsvorftandes und Gemeinderathes — folglich die⸗ 
fen’ untergeordnet —— 

SG. 53. 
Vorſteher um‘ Stabttheilen ꝛc. 

Wo es der Umfang eines Ortes oder die Entlegenheit 
einzelner Theile noͤthig macht, wird fuͤr jeden einzelnen 
Stadttheit, ſowie mehrere benachbarte Hoͤſe und ſonſtige 
einzelne Wohnſtaͤtten, für, welche nicht dig Unordnung ger 
eigneter Fuͤrſorge nach 6. 5 dev Regierung: der Provinz zur 
kommt, aus den Hausbefigern oder fonft zuverläffigen.-und 
tüchtigen Einwohnern diefes Stadt» oder Gemarkungstbeis 
le8 ein befonderer Vorſteher, und fuͤr den Fall feiner Ders 
binderung ein Stellvertreter desfelben, durd den Gemeinde, 
rath ir Einvertändniffe mit'dem' Gemeinde» Ausihufle, 
don drei'zu drei Jahren beſtellt. 

Die genannten Gemeindebehoͤrden haben bei der, Dies 
fen Beftelungen zum Grunde zu legenden, Eintheilung 
des Ortes und der bewohnten Zugehbödrungen 
Die, zuvor zu vernehmenden, Wänfche der betpeiligten Eins 
wohner thunlichft zu berüdfichtigen.  "‘ 

Der Borfteher eines ſolchen Stadt» oder Gemarkungs— 
theiles hat fih in fortwährender Kenntniß des Haus» und 
Seelen ⸗Beſtandes feines Bezirks zu erhalten, und den Drtös 
vorftand in der Auffiht uͤber olle, von diefem ihm über 
wiejenen, blos oͤrtlichen Gegenftände, 3. B. Straßenpflafter, 
Brunnen, Erleuchtung, Loͤſch⸗Anſtalten, Wege, Stege, Sir 
&berungsgeländer u. f. w. zu unterflügen, demfelben entitan- 
dene Mängel mitzutheilen und nöthige ‚Vorkehrungen zu 
nn au: bespalbige Aufträge zu erledigen. 

Ä 8, 54. 
» Gtabt: und Gemeindefchreiber. 

Der Stabdtfefretär in den Hauprftädten und ber Stadt⸗ 
ſchreiber in den uͤbrigen Staͤdten, wo deſſen Amt nicht vom 
Buͤrgermeiſter unter Genehmigung der Regierung mitber 
fleidet wird, ift vom Gemeinderathe zuerft verfuchsweife auf 
gewifie Jahre, und nach erprobter Tuͤchtigkeit im Einverftänds 
niſſe mit dem Gemeinde Ausfhuffe auf Lebenszeit zu beftellem. 


In dem größeren Landgemeinden, wo ein Gemeinbes 
fhreiber vom Gemeinde» Ausihufle für noͤthig erkläre ift, 
wird ein folder vom Gemeinderathe. angenommen, und 
zwar vorbehaltlich der Kündigung. 

$. 585. | 
Stabtkämmerer und GemeindesErheber, 

Die: Beftellung des Stadbtfämmerers oder des Ge 
meinde⸗Erhebers und Rehnungsführers , deffen Dienſt mit 
dem Amte des Ortsvorſtandes unverträglih ift,-gefchiehet 
vom Gemeinderatpe, im Einyerpänbuifi mit bein Gemeinde 
Ausſchuſſe. 


$. 56. 
Geringere Gemeinde = Dienerfchaft. 

Die übrige, nah den Berhältniffen ber Gemeinde 
nöthige, Dienerfchaft wird vom Gemeinderathe im Einver 
ftändniffe mit. dem Gemeinde-Ausfhuffe angenommen, und 
zwar in der Regel auf Kündigung (vergl. $. 97), auch das 
für die Gemeinde-Waldungen beftimmte Perfonat. unter 
Beobachtung der, die Feſtſtellung Aräpalkiger Tuͤchtigkeit 
bezweckenden Vorſchriften. 

$. 57. 
Gehalte. 

Die Sefaäftsfägrung bei den Gemeindebehörben aefchie 
bet in der Regel unentgeltlich, vorbehaltlich der-ordnunges 
mäßigen Entſchaͤdigung für 'baare Auslagen und für Reife 
und Zehrungskoften bei Verrichtungen außer dem Orte 
und defien Gemarkung, fowie außer dem Kirchfpiele oder 
bem Bezirke des Land⸗Wegebau⸗- oder ähnlichen Verbandes, 

Der Normal» Etat der Gehalte: für die Ortsvorftände 
und die betreffende Gemeindebdienerfchaft wird vom Ges 
meinderathe entworfen, und vom Gemeinde, Ausfchuffe 
feſtgeſtellt, bis wohin die dermaligen Bun beibe⸗ 
halten werden. 

$. 58. J 
Penſionen. 

Die Oberbuͤrgermeiſter und die Buͤrgermeiſter in den 

Städten, welche auf Lebenszeit gewaͤhlt werben, desgleichen 
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die auf Lebenszeit gewählten ſtaͤdtiſchen Unterbeamten, tzelche 
nicht neben ihrem Amte ein buͤrgerliches Gewerbe treiben, 
ſollen bei eintretender Dienſt-Unfaͤhigkeit eine, nad den 
Grundfägen des Staatsdienftigefeges zu beftimmende, les 
benslängliche Penfion aus der Stadtkaſſe erhalten. 

Ebenſo follen die Wittwen und Waiſen berfelben auf 
Penſion oder Unterfiügung aus ber Stadtkaffe unter Ans» 
wendung ber Grundfäge |des Staatsdienfigefeges Ans 
ſpruch haben, fofern nicht jene Diener an einer öffentlichen 
Wittwen- und WaifenAnftalt des Inlandes Theil genoms 
men haben, und die Stadt die bespalbigen Einfaufögelder 
und Beiträge geleiftet bat. 

Die Rechte auf Penfion aus ber Stabtfaffe hören je 
Doch mit dem Mebergange in den Staatsdienft auf. 


Zweiter Abſchnitt. 


Vondem Wirkungskreiſe derGemeindeBehörden. 
$. 59. 
Amtöverhältniß des Ortsvorftandes ald Gemeinde :Behörbe, 

Dem Ortsvorftande gebührt zunaͤchſt Die gefan(te Vers 
waltung des Gemeindewefens, und er hält folche, foweit er 
fie nicht felbft beforgt, in ſteter und genauer Aufficht. 

Ihm infonderheit liegt es ob, darauf zu fehen, daß 
Die Gemeinde ihren, Verpflichtungen gegen den Staat ge 
bührend nachkomme. 

Er allein hat die vollziehende Gewalt in den Gemein» 
defahen, und ihm find in dieſer Hinſicht ſowohl alle eins 
zelnen Mitglieder der Gemeinde, ald auch alle Unterbeamten 
und Gemeindediener, fowie die fonft am Ort zu Gemeinde, 
zwecken beftehenden Behörden Folgſamkeit [huldig, und zwar 
in Anfehung der Gegenflände, welche eines vorgängigen Ein». 
verfiändniffes des Gemeinderathes oder des Gemeinde, Ausds 
chuſſes bedürfen, nach der deshalbigen gültigen Beſchlußnahme. 

Der Drtsvorfiand Hat ausfchließlih das Recht, in den 
zuläffigen Fällen die Gemeinde zu verfammeln (vergl. $.37). 
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Er führt im Gemeinderathe den Vorfig und leitet defr 
fen Gefchäfte (ſ. $. 659. Wenn er einen Beſchluß des Ges 
meinberathes für. geſetz- oder. rechtswidrig hält; fo kann er 
deffen Bollziebung vorläufig ausfegen. Er muß jedod 
hierüber, nach vergeblihem Verſuche einer Verftändigung 
mit dem Gemeinderathe,; ohne Auffhub an bie Aufühts- 
bebörbe berichten. 

In allen Fällen, in melden Gefahr bei dem Verzuge 
ift, hat er zu deren. Abwendung die erforderliche Vorkeh— 
rung fofort zu treffen, er.muß aber demnädft, fofern er 
dazu nod .einer Beiftimmung oder Ermächtigung bebarf, 
wegen ber nachtraͤglichen — das Noͤthige ber 
ſorgen. 

ß. 60. 
Fortfesung, 

Die amtlihen Erlaffe der Staatsbehörben in Angeles 
genheiten der Gemeinde-Berwaltung werden — unbefchadet 
der etwa den Betheiligten unmittelbar zugehenden Benach— 
rihtigungen — an den DOrtsvorftand ( Oberbürgermeifter 
oder Bürgermeifter) gerichtet. Derfelbe untergeihnet alle 
Ausfertigungen, und zwar alle. feine Beicheinigungen, fos 
wie,alle Urkunden, welche die Gemeinden verbinden follen, 
unter Midruͤckung des Gemeindefiegels. 

Auch ift, was dergleichen Urkunden für Landgemeins 
den betrifft, die Unterfchrift des Ortsvorſtandes von dem 
Derwaltungsbeämten zu beglaubigen. 

In den Fällen, wo Rechtsgeſchaͤfte abgeſchloſſen mwers 
den, muß, wenn dazu die Beſtimmung des Gemeinde 
Ausſchuſſes, oder bie Genehmigung der Auffichtö- oder einer 
hoͤhern Behörde erforderlich ift, der deshalbige Beſchluß in 
glaubhafter Form beigefüge werden. Ale Schuldbekenntniffe 
und die Prozeß-Vollmachten find zugleich von ſaͤmmtlichen 
Mitgliedern des Gemeinderathes zu unterfchreiben. 

Die Heimatheicheine u. dergl., fowie die Zeugnifje 
über Vermögen oder Armuth müffen in den Landgemeins 
den noch von dem DBeigeordneten und wenigſtens nod 
einem unbetbeiligten ®emeinderathsgliede mit unterfchries 
ben werden, welche für bie Wahrheit des Inhalts mit haften. 
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$. 61. 

Geſchäftskreis des Ortsvorſtandes als Hülfsbeamten bes Staates. 

Außer den Angelegenheiten der Gemeindeverwaltung 
hat jeder DOrtsvorftand noch als Hülfsbeamter des Staates in 
dem Orte und deffen Gemarkung diejenigen Geſchaͤfte zu 
beforgen, welche den DOrtsvorftänden in gedachter Eigens 
fhaft nad den beftehenden Einrichtungen und dem fünftig 
ergebenden Gefegen, nebft den zu deren Vollzuge dienen 
den landesherrlihen Anordnungen und Borfchriften oder 
Weifungen ber vorgeßgten Behörden, in fo weit und fo 
lange obliegen, ald nicht mit diefen Gefchäften Staatsbe 
amte von Uns oder Unſeren einfchlägigen Behörden werden 
beauftragt werden. 

In der Regel bleiben die Ortsvorftände mit ber Orts, 
polizei beauftragt. Deren Ausübung kann aber auch einem 
Staatsdiener übertragen werden. Beide Behörden müffen 
ſich ſtets wechlelfeitig Vorſchub und Beiftand leiften, damit 
Die erforderlide Drdnung jederzeit vollftändig erhalten 
werde. | 

Dpgleich der Ortsvorftand oder deſſen Stellvertreter die 
Pflichten eines Hülfsbeamten.ded Staates, unbefchadet der 
Durch dıe Beauftragung eines Staatsbeamten in deren Aus— 
uͤbung eintretenden Befchränfung, unter der Leitung der 
in diefer Hinficht ihm vorgefegten Staatsbehörde, unabhäns 
gig von den Übrigen Mitgliedern des Gemeinderathes zu 
erfüllen hat; fo darf er doc bei veränderten deöhalbigen 
Anordnungen, welde neue Ausgaben für die Gemeinde, 
kaſſe zur Folge haben, binfihtlih des Koftenpunftes nur 
nach vorgängiger Beratbung und Beihlußnahme im Ge» 
meinderathe, auch mit der etwa noch erforderlichen Beiftim« 
mung des Gemeinde» Ausihufles Handeln, ohne deßhalb 
aber in dringenden Fällen die nöthigen Ausgaben zu vers 
ſchieben. Findet die vom Orts⸗Vorſtande angefonnene Ueber» 
nahme des Koftenbetrages auf die Gemeindekafje einen Uns 
ftand, fo hat die Regierung hierüber den beſtehenden Ge, 
fegen und Rechten gemäß zu entfcheiden (vergl. $. 93). 

Auch muß der Drtsvorjtand bei allen Repartitionen von 
Laften mit dem Gemeinderathe fi verfiändigen. 
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In anderen Fällen, wo der Ortsvorſtand als Huͤlfsbe⸗ 
amter des Staats blos in Rüdfiht der Wichtigkeit oder 
befonderer Umftände die Meinung des Gemeinderathes zu 
vernehmen für gut findet, bat der Gemeinderath nur eine 
berathende Stimme. 

| $. 62. 
Beigeordneter des Ortsvorſtandes. 

Für die Faͤlle der Verhinderung oder der noͤthigen Uns 
terftügung bei Angelegenheiten, welche der Ortsvorſtand 
nicht allein beforgen kann, hat ſich derfelbe zur Stellvertres 
tung und Qushülfe ein Mitglied des Gemeinderathes als 
Beigeordneten unter Zuftimmung ber Auffihtsbehörde zu 
erwäblen. Der Beigeordnete kann die Benennung eines 
Vicebürgermeifters führen. 


$. 63. 
Wirkſamkeit des Gemeinderathes. 

Der Gemeinderath hat — außer den in einzelnen SS. 
dieſes Gefeges ihm zugemwielenen Gefhäften — zu berath» 
fhlagen und zu befchließen über alle Ungelegenpeiten ber 
Gemeindeverwaltung, welche nicht zur gewoͤhnlichen Aus⸗ 
führung gehören, namentlid: 
ad) über die Aufnahme von Gemeinde» Angehörigen und 

zwar was Ausländer, oder ſolche Inlaͤnder betrifft, 
welche Beifiger werden wollen, oder welche Bürger 
werden wollen, denen aber ein gefegliches Erforders 
niß mangelt, mit Beiftiimmung des Gemeinde» Aus 
ſchuſſes, fowie über alle auf die Gemeinde - Ungehös 
rigfeit und deren Fortdauer fi beziebenden Angeles 
genbeiten, auch über die zum Zwecke der Verheirathung 
zu befcheinigende Erwerbfaͤhigkeit; 

b) über die Ertheilung des Ortsbuͤrgerrechts an Gemeinde 
Angehörige; 

c) über die Entziehung und Wiederperfiellung der Stimm» 
fähigkeit von Ortsbürgern, im Einverftändniffe mit 
dem Gemeinde» Uusfchuffe; 

d) über alle Gegenftände des Gemeindepaushaltes, welche 
nad $. 80 ber Zuftimmung des Gemeinde-Ausfhufles 
bedürfen, im Einverftändniffe mit Diefem, ferner 
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e) über die Vertheilung jeder Art von Laſten, welche ber 
Gemeinde obliegen; . 

f) über die Sicherſtellung des Gemeindevermoͤgens, der 
Gemeindekaſſe und anderer, unter ber unmittelbaren 
und mittelbaren Obhut des DOrtsvorftandes fi befin- 
denden Gelder, geldwerthen Papiere, Naturalien, Ger 
rätbfchaften u. f. w. — aud 

- g) über andere Ungelegenpeiten, welche zufolge der Ges 

fege und Verordnungen, oder Verfügungen ber zu⸗ 
ſtaͤndigen Staatsbehoͤrde, vom Gemeinderathe zu bes 
forgen find, ſowie . 

h) über alle Vorfälle in ber Gemeindeverwaltung und 
über fonftige Gegenftände, welde der Drtsvorftand der 
Beſchlußnahme des Gemeinderathes zu unterwerfen für 
gut finder. 

In Rechtsſtreitigkeiten und in Sachen ber freiwiligen 
Gerichtsbarkeit kommt die Vertretung der Gemeinde vor 
Gericht der -Regel na nur dem Gemeinderathe (ſ. jedoch 
$$. 88 und 89) zu, von welchem auch die beßhalbige Bes 
volmädtigung eines Mitgliedes oder Anwaltes geſchiehet. 

Derſelbe vertritt gleichfalls die Gemeinde ale. Körpers 
ſchaft im Verhaͤltniſſe zum Staate und ſonſt in ihren aͤuße⸗ 
ven Verhaͤltniſſen. 


$. 64. 
Beruf des Gemeinde ⸗Ausſchuſſes. 
Der Gemeinde⸗Ausſchuß vertritt die Gemeinde im Ver⸗ 
haͤltniß zum Gemeinderathe und hat außer den in einzelnen 
SS. dieſes Geſetzes ihm zugewieſenen Geſchaͤften, 

1) Zur Einfuͤhrung neuer, nicht in blos vorüberges 
henden Aufträgen beftehenden, GemeindesNemter 
oder Unterbedienten-Stellen; 

2) zu der Aufnahme von Ausländern oder von 
folgen Inländern, welde Beifiger werden wollen, 
oder welche Bürger werben wollen, denen aber ein 
geſetzliches Erforderniß mangelt, in dem Ge— 
meindeverband (vergl, jedoch $. 28) fowie 

3) zu der Entziehung und DWiederberftellung 

VI. Band. 2, def. 14 
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der Stimmfäpigkeit von Ortsbürgern einzu 
willigen, und 

4) überhaupt von der Verwendung aller Ge 
meinde»Einnahbmen und von der richtigen 
Ausführung drtlihder Einrihtungen und 
gemeinheitliher Arbeiten, foweit ed ohne Stös 
zung berfelben und ohne irgend eine Einmifhung in 
deren Leitung und Ausführung angebet, fi Ueber, 
zeugung zu verichaffen, VBernachläffigungen, 
Mißbraͤuche und Pflihtverlegungen der Ges 
meinde» Dienerfchaft dem Ortsvorftande zur Abhülfe 
und geeigneten Ahndung mitzutheilen, auch ihn oder 
den Gemeinderath auf fonft wahrgenommene Mäns 
gel in der Gemeindeverwaltung aufmerffam zu mas 
hen, und nöthigenfalls diefelben zur Kenntniß der 
vorgefegten Behörde zu bringen. Er kann zu dieſem 
Zwede über alle, die Verwaltung des Gemeinde-Ber:- 
mögens und der drtlihen Einrichtungen betreffenden, 
Gegenftände vom Ortsvorftande Auskunft verlangen, 
und in deſſen Gefchäftsiofale die einfchlägigen ſchrift⸗ 
lihen Verhandlungen mit allem Zubehör einfehen, 
oder durch WÜbgeordnete aus feiner Mitte einfeben 
laffen, auch die etwa hiernach nöthig befundenen Aufe 
fhlüffe fih von der Auffihtsbehörde erbitten. 


Außerdem hat der Gemeinde⸗Ausſchuß 


5) fo oft der Gemeinderatb noh andere Gegenfländbe 
von befonderer Wichtigkeit mit ihm zu beras 
then wuͤnſcht, fih darüber gutachtlich auszufpreden. 

Der Gemeinde: Ausfhuß darf aber fih keinerlei 
ausfühbrende Gewalt anmaßen, aud fih Eeine, 
dem Anfehen des Drtsvorfiandes und des Gemeinderathes 
nachtheilige, Rüge ihrer Handlungen in der Gemeinde ge, 
ftatten und außer den ihm etwa zufommenden Nachrichten 
über Gegenftände feines Wirkungsfreifes Beine Gefuche 
oder Beichwerbin annehmen, auch niemals an eine andere 
Behörde, als den Drtsvorfiand und Gemeinderath, fowie 
Die Auffichtsbehdrbe, oder im Sale der Beſchwerdefuͤhrung 
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über Legtere, an die, dieſer vorgefegte Höhere oder höchfte 
Behörde fi wenden. 


$. 65. 
Berfammlungen des Gemeinderathes und des Gemeinde⸗Ausſchuſſes. 


Der Gemeinderath verfammelt fi regelmäßig alle acht 
oder vierzehn Zage und der Gemeinde» Ausfhuß einmal 
in jedem Monate oder Vierteljahre zu der dafür veräbres 
beten Zeit und fonft auf befondere Ladung des Drtsvors 
ftandes oder Ausſchuß-Vorſtehers, fo oft es zur Verbands 
lung der betreffenden Gemeinde-Angelegenpeiten noͤthig ift. 


Ausihuß-VBerfammlungen zu Wahlen oder zu den im 
$. 82 gedachten Gefhäften müffen immer befonders ange: 
fagt werden. | | 

Die Verhandlungen geichehen der Regel nach mündlid. 

Die Beichlüffe werden nad Stimmenmehrheit genoms 
men und bei gleiher Stimmenzahl giebt die Stimme des 
Dorfigenden den Ausfchlag. Die gefaßten Befchlüffe werden 
in ein Orbnungsregifter oder Beichlußs Protokoll einges 
tragen. 

Zu einer gültigen Befhlußnahme wird erfordert, daß 
ſaͤmmtliche Mitglieder, wofern nicht von einer regelmaͤßi⸗ 
gen Sitzung die Rede iſt, befonders geladen, und wenig⸗ 
ſtens zwei Drittel anwefend feyen. 


Im Falle des Ausbleibens von mehr, als einem Drit« 
tel der Mitglieder können nur vorbereitende Maßregeln 
und die etwa ohne Schaden der Gemeinde oder gemeine 
Gefahr nicht aufjufhiebenden Vorkehrungen beicloffen 
werden. 

Wegen den übrigen Angelegenheiten muß eine weitere 
außerordentlihe VBerfammlung anberaumt werben, und 
kann darüber nunmehr in diefer, felbft wenn bie zwei 
Drittel nicht volftändig anmefend wären, eine gültige Ber 
ſchlußnahme erfolgen, wenn nit etwa die Auffichtsbes 
börde ein Anderes in dem Falle, wo fogar die Hälfte der 
Mitglieder die Abftimmung unterlaffen Haben würde, zu 
verfügen angemeſſen findet. 

14 ” 
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$. 66. 
Abtreten deu betheiligten Mitglieder, 

Iſt von Gegenftänden die Rebe, bei melden das In⸗ 
teveffe eines oder mehrerer Mitglieder des Gemeinderathes 
oder des Gemeinde-Ausfchuffes für ihre Perſon oder nahe 
Verwandte und Angehörige der im $. 44 bezeichneten Ars 
ten mit dem Intereffe der Gemeinde im Widerſpruche er» 
ſcheint, ober bei denen gefegwidrige Handlungen einzelner 
Mitglieder zur Sprache kommen; fo müflen Diefe Betheis 
ligten abtreten, und wofern nicht zwei Drittel der Mitglies 
der noch zur Abſtimmung übrig bleiben, werden zur des 
halb erforderlihen Vervolftändigung unbetheiligte außers 
ordentliche Mitglieder des Ausſchuſſes einberufen. — Wenn 
von einer großen Ausfhußverfammlung die Rede ift; fo 
geſchiehet die nöthige Ergänzung nah Maßgabe des $. 38. 

Uebrigens ift nad den anmendbaren Beſtimmungen 
des vorhergehenden $. zu verfahren. : 


Titel W. 
Bon dem Gemeindehaushalte, 


$. 67. 
Gemeindevermögen überhaupt, 

Das Vermögen der Gemeinde wird von dem Ortsvor⸗ 
ftande unter Mitwirfung des Gemeinderathes und unter 
Mitaufficht des Gemeinde» Ausfchuffes verwaltet. 

Alle Gemeindebehörden, fowie die Staatsbehörden, denen 
die Oberauffiht der Gemeindevermwaltung obliegt, nebſt den 
ausnahmsmweife an der Leitung ber Gemeinde» Ungelegen» 
beiten theilnehmenden Behörden Ci. F. 92), haben innerhalb 
der Grenzen ihrer Zuftändigkeit darüber zu wachen, daß 
das Vermögen ber Gemeinde erhalten und das Einkommen 
derjelben richtig verwendet werde. 

$. 68. 
Gemeindewalbungen insbeſondere. 

Die Gemeindewaldungen bleiben der Leitung und Auf— 

fiht von Seiten der Zorfibehörden in Beziehung auf das 
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Techniſche der Bewirthſchaftung und auf den Forſtſchuütz, 
nach Maaßgabe der deshalbigen gefeglihen Vorfchriften 
und der in deren Folge von den einfchlägigen Oberbehörden 
getroffenen Einrichtungen, untergeben. 

Was jedoch die legtgedadten Einrichtungen betrifft, 
fo werden die als zwedmäßig fi) ergebenden Abänderungen 
Der Regierung der Provinz im Einverftändniffe mit dem 
Dbers Zorft» Collegium vorbehalten. Die Ausführung der 
für die Gemeindewaldungen feftgefegten Kultur » und 
Nugungss Vorfchläge haben die DOrtsvorftände unter der 
Auffiht der Forſtbehoͤrden zu beſorgen. 

Ruͤckſichtlich der Vergütung für die Gefchäfte der Foͤr⸗ 
fer in den Gemeindewaldungen verbleibt es bei ber beſte— 
benden Vorſchrift und Einrichtung. 

$. 69. 
Jagd und Fifcherei, 

Die Jagd⸗ und FifchereisGerechtfame, welche einer Ge 
meinde oder deren ©liedern, als foldhen, fey es auf eiger 
nem oder fremdem Boden, zuftehen, follen in jedem alle 
verpachtet und bie Aufkünfte zur Gemeinbefaffe gezogen 
werden. 

$. 70. 
Gemeinbenugßen, 

Dasjenige Vermögen, deffen Ertrag bisher zur Beſtrei⸗ 
tung von Gemeinde⸗Ausgaben beſtimmt war (Kaͤmmerei⸗ 
oder DrtssBermögen), ſoll auch ferner, fo lange es nicht 
veräußert oder vertheilt wird (vergl. $. 80 fg.), zu diefem 
Zwecke verwendet. werben. Dagegen follen die Gemeindes 
nugungen, welde bisher allen Gemeindegliedern oder ein» 
zelnen Klaffen derfelben zuftanden, auch ferner nah dem 
beshalbigen Herfommen behandelt werden, fo lange, bis 
eine andere Einrichtung zu Stande fommen wird. 

$. 71. 
Dertliche Einrichtungen. 

Die örtlichen Einrichtungen, mit Ausnahme der im 
Hof» oder StaatseigenthHum befindlichen, nämlich: 

1) die Örtlihen Armen», Kranken» und ähnlichen Anſtal⸗ 
ten (Hospitaͤler, Siechenhaͤuſer); 
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2) bie Sparkaſſen; 

3) die Seuerlöfh- und Rettungs»Anftalten; - 

4) die Brunnen und Wafferleitungen, Teiche, Traͤnken, 
Waͤſſerungs⸗ und Entwaͤſſerungs⸗Anſtalten, Bade⸗Ein⸗ 
richtungen und Öffentlihen Waſch⸗Anſtalten; 

5) Straßen, Pflafter, Wege, Brüden, Stege, Führen 
und Kandle im Innern des Ortes und der Feldmark; 


6 die Anfalten his Erleuchtung und Reinigung der 

„ .Straßen;... 

7) die Markt-Einrihtungen ‚ Krahne, Waage» und Nies 
derlage- Anftalten ; 


8) die Leihenhäufer und fonftigen Begraͤbniß⸗Anſtalten, 
ausſchließlich der Todtenhoͤfe; 
9) die Ortsbefriedigungen und Thore, 


hat der Ortsvorſtand au verwalten und, ſoweit biefe Eins 
richtungen. nicht aus den Einkünften ‚der dafür vorhande⸗ 
nen Stiftungen, und, Sonde, oder nicht. Durch bie infonders 
beit. dazu beitimmten Abgaben (als Armenjteuern, Pflafters 
ſteuern ꝛc.) unterhalten werden, oder die Verbindlichkeit zu 
deren Unterhaltung einem Dritten, insbeſondere beſtimm— 
ten Haus» oder Grundbefigern, obliegt, aus den Gemein- 
bemitteln, ‚auf eine ihrem Zwecke genügend entiprechende 
Weife, einjuriöhten und zu erhalten, 


>", Eine abgefonderte Derwaktung der. ‚örtlihen 
— (vergl. & 52). Hat nach Vorſchrift und mit 
Genehmigung der; AuffihtssBehörbe saledbann Statt, wenn 
der Zweck der örtlien Einrihtung von Dem. des. eigentlis 
chen Gemeindehaushaltes verſchieden iſt, wenn dazu befon» 
dere Beiträge; nur von: gewiſſen Einwohnerklaffen erhoben, 
oder die Koſten aus befonderen, nur zu dieſem Zwecke ans 
georbneten, Einnahmen beſtritten werden, und wenn ans» 
dere rechtliche Gründe, insbefondere der Wille des Stifters, 
folches erheifchen. Die abgefonderte Verwaltung fann aud 
einer befonderen, vom Ortsvorftande verfhiedenen Behörde 
zukommen, wenn dieſes der Wille des Stifters ausdruͤck⸗ 
lich beſtimmt hat. | 


$. 72. 
Inventar 

Das Inventar des unbewegliden Gemeinde, Bermös 
gens muß alle Beftandtheile defielben mit allen Zugehös 
zungen, anflebenden Rechten und Laflen, — namentlich 
aud alle Arten von Berechtigungen, welche der Gemeinde 
in fremden Gemarkungen und Waldungen zuftehen, fowie 
Die despalbigen Laſten, — und die etwa hinſichtlich gewiſ⸗ 
ſer Nutzungen beſtehenden beſonderen Verhaͤltniſſe unter 
naͤherer Bezeichnung der Gegenſtaͤnde, der Berechtigten 
und ihrer Antheile nebſt den hierauf ruhenden Abgaben 
und Leiſtungen, genau beſchreiben. Dieſes Immobiliar⸗ 
Inventar muß jedes Jahr von dem Gemeinderathe durch⸗ 
geſehen, ergaͤnzt und noͤthigenfalls, laͤngſtens aber alle 
zwanzig Jahre vollſtaͤndig erneuert werden. 

Das vorſchriftmaͤßige Inventar des beweglichen Ver⸗ 
moͤgens, mit Einſchluß der in der Gemeinde vorhandenen 
Feuerloͤſch⸗ und Rettungs« oder dergleichen Geraͤthſchaften 
Cwobei die etwa theilhabenden anderen Ortſchaften zu bes 
merken find), desgleichen der ausftehenden und erborgten 
Kapitalien muß fpäteftens alle fünf Jahre erneuert werben. 


ER. 
Berbraudys = Auflagen, 

Das Auffommen, von den zum Bellen der Gemeinden 
beftehenden Verbraubs » Auflagen fließet in Die Gemeindes 
Faffe. Die Einführung neuer Auflagen auf Verbrauchsge⸗ 
genftände zum Beten ber Gemeindekaffe kann nur durch 
Bewilligung des Minifteriums des Innern, im Einverſtaͤnd⸗ 
niffe mit dem Finanz» Minifterium, erfolgen. 


$. 74. 
Pflaſter⸗, Wege: und Brüdengelder. 
Pflaftergelder, welche überhaupt nur für Die von den 
Gemeinden unterhaltenen, und nicht zur Staatöbau » Vers 
waltung gehörenden Straßenftreden zuläffig find, bdesglei- 
hen Wege, Brüdens und Fährgelder für bie Benugung ber 
durch die Gemeinden, oder durch Bezirks⸗Verbaͤnde, unters 
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baltenen Wege, Brüden und Fähren, können nur mit Be 
willigung unferes Minifteriums des Innern erhoben werden. 


$. 75. 
Maafregeln zur Sicherung der erwähnten Abgaben, 

Zur Verhütung von Unterf&leifen binfichtlich der in 
ben beiden vorhergehenden $. F. gedachten Auflagen kann 
bie Regierung, foweit es an befonderen gefeglichen Beftims 
mungen beshalb mangelt, - auf den Antrag des Gemeinde 
rathes und nach Anhörung des Gemeinde» Ausfchuffes, die 
erforderlihen Maaßregeln anordnen, deren Uebertretung 
fodann von dem zuftändigen Gerichte mit einer. Geldbuße 
vom fünfr bis zum zwanzigfachen Betrage der Abgabe, 
neben; Entrichtung oder Nachzahlung des zur Gemeindefaffe 
ſchuldigen Ubgabenbetrages, oder bei Zahlungs⸗Unfaͤhigkeit 
mit angemeflener Gefängnißftrafe oder Strafarbeit geahn⸗ 
det werben fol. Ä 

BE ze $. 76. | 

N Koſten des Polizeis Perfonals und Dienftes, ' 

In den Orten, in welden die Ortspolizei einem Staates 
beamten übertragen wird ($. 61), werben auch: die Koften 
für das nöthige PolizeivPerfonal und den Polizeidienft aus 
der Staatskaſſe beftritten, jedoch mit.Beibehaltung der: Lei« 
ftungen, welche ber betreffenden Gemeindefaffe bisher oblagen. 

In den Gemeinden, in welchen der Ortsvorftand die 
Ortspolizei beforgt, werden die Koften für das PolizeisPers 
fonal und den Polizeidienft aus den Gemeindekaffen bes 
firitten; e8 fallen aber Dagegen Diejenigen Beiträge weg, 
welche deshalb bisher von den Gemeindekaffen zur Staatds 
£affe geleiftet wurden. 


$. 77. 
GemeindesUumlagen, 

Eine Gemeinderlimlage kann nur Statt finden, wenn 
die Verbrauchs⸗Auflagen, ſowie das Übrige, nicht ausdruͤcklich 
befonderen Zwecken ausfchließend gemwidmete, Einkommen 
ber Gemeinde zur Beftreitung ber ihr obliegenden Ausgas 
ben nicht hinreicht. 

In den Städten fowie in denjenigen Landgemeinden, 
für welche bie Aufſtellung eines Voranſchlags angeordnet 
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wird. Ci. $. 86), bat ber Grmeinderath bei der Aufſtellung 
. des Voranſchlags im Monat Dftober, und in den übrigen 
Landgemeinden zeitig bei vorausſichtlichem Bedürfniffe, in 
genaue Erwägung zu ziehen, ob und welde Umlagen wire 
lich nöthig feyn werden, und wenn deren Nothiwendigkeit 
anerkannt ift, die deshalbige Erhebung in den Boranfchlag 
aufzunehmen, oder für die nöthige Erhebung nad erfolgter 
Beiftimmung des: Gemeinde⸗Ausſchuſſes die Genehmigung 
der Auffichtsbehörde, fofern diefe erforderlich ift (f. $. 84), 
bejonders. auszuwirken. 

Der bisherige Vertheilungsfuß bleibt — Gemeinde⸗ 
Umlagen ſo lange beibehalten, als nicht durch die Statuten 
($. 3) oder durch befondere Geſetze über einzelne Gemein⸗ 
belaften ein Anderes vorgefchrieben wird. 

er . 78. 
Gemeindedienfte, 

Die —— koͤnnen ſowohl in — Dien⸗ 
ſten, die keine wiſſenſchaftliche, kunſt- oder handwerksmaͤßige 
Kenntniß erfordern, als auch in Spanndienſten beſtehen. 

Die gewoͤhnlichen Bemeindedienſte — Reihendienſte 
— beziehen ſich hauptſaͤchlich auf die Gemeinde-Wege, 
Waſſer- und andere Bau-Arbeiten, ferner die Tagewacht 
und die Nachtwacht, auch Botengänge und dergleichen, 
Nothdienſte aber treten ein bei Feuersbrunſt, nun 
und Ähnlichen außerordentliden Ereigniffen. 

In den Städten, in welchen außer den nöthigen Wahr, 
Dienften und der, bei außerordentlihen Ereigniffen zu lei⸗ 
ftenden Nothhuͤlfe Feine Gemeindedienfte Statt finden, 
bleibt es. bei der beshalbigen Freiheit. 

Ueberall aber find von der Verpflidstung m perf kai 
lichen Gemeindedienften ausgenommen: 

1) die im $. 13 und $. 14 gedachten Hof» und Staats» 
+» biener u. f. w., fo lange fie nicht Ortsbürger gewordeit 
find, und felbft nad dem Erwerbe bes Orts buͤrget⸗ 
rechte, in fofern nach der Entſcheidung ber ihnen vor« 
gefegten Behörde. die perfönlihe Leiftung der Ges 

. meindedienfte ſich nicht mit ibren nn 

verträgt; 
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- 2) bie Drtsvorftände, die Mitglieder des Gemeinderathes 
und die geringeren Diener, mit deren Berufe jene 
Dienfte urverträglich find, nach deshalbiger näheren 
| Beftimmung des Gemeinderathes und Uuefsufies; 
3) die Wundärzte und die Hebammen; 

- 4) diejenigen- Wittwen und Kinder der verftorbenen Ges 
meindeglieder , weldye weder ein Wohnhaus am Orte 
befigen, noch die Landmwirthfchaft mit eigenem Am 
fpanne betreiben, noch ein Gewerbe für eigene Rech⸗ 
nung fortführen, oder ein ſolches felbfiftändig, ſoweit 
ed ftatthaft üft, unternommen haben, aud noch nicht 
felbftiftändig in den Gemeindeverband eingetteten find; 

5) die über 65 Jahre alten und die an befcheinigter, zum 
Dienft unfähig‘ machender, Koͤrperſchwaͤche leidenden 
Gemeindeglieder, welche nicht Angehörige oder Dienfs 
boten bei fih haben, die ihre Stelle vertreten können. 

—  Mebrigens genießen die Spanndienſtpflichtigen ferner 

binfihtlic der perfönlichen Dienfte die bisher übliche Frei 

heit. oder Erleichterung. | 

Die Leiftung den Semeindebienfte durch taugliche Stell» 
vertreter, die nicht unter ſiebenzehn Sabre alt feyn dürfen, 
ift der Regel nad zuläffig.: z 

Denjenigen. Einwohnern, welche eine Arbeitöftrafe flatt 
einer: Geldbuße wegen Zahlungsunfähigkeit zum Bortheile 
der Gemeinde zu verbuͤßen haben, ſollen foviel Tagewerke, 
als Arbeitstage: gerichtlich erkannt worden, hauptfächlich bei 
bem -Gemeindebaumelen zugewielen, und diefelben zur ge 
börigen Leiftung (worüber. im Zweifelöfal der Baukommiſſar 
Des Dezirkes zu urtheilen hat) möthigenfalld mittelſt der in 
den $. $, 104- up 195. gebacten Zwangsmittel angehalten 
werden. 

Alle näheren — welche hinſichtlich der. Ger 
meindedienfte nöthig oder nüglich befunden werben, find auf 
bie im $. 3 angegebene Weife zu Stande zu un 

j $. 79. . 
Gtellvertretung für Frauensperfonen cd Abweſende. 

Perſonen weiblichen Geſchlechts, welche in der Gemeinde 

einen ſelbſtſtaͤndigen Haushalt haben, muͤſſen diejenigen per 
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fönlichen: Dienfte, welche ſich überhaupt für ihr Geſchlecht 
eignen, wenn fie folche nicht felbft verrichten wollen, durch 
taugliche Stellvertreter leiſten kaflen: 

Diefelbe Verpflichtung hinſichtlich fämmtlicher Gemein, 
belaften haben alle Gemeindeglieder, welche zwar in der 
Gemeinde ihren Wohnfig haben, jedoch längere oder fürzere 
Zeit ſich auswärts aufhalten, für die Zeit ihrer Abwefenpeit. 

Fuͤr Die: auswärts wohnenden Stundergenthümer find 
Deren in der Gemeinde mwohnende Pächter oder Verwalter 
als deren Vertreter, Hinfichtlich, der Gemeinbelaften, in Er⸗ 
re. anderer Beftellung;; anzuſehen. 


. S.. 80. en 
— des Gemeindehaushaltes/ bei denen der Gemeinde⸗Ausſchuß 
mitzuwirken hat. 
Un die Einwilligung bes GemiinderAusfchuffes ift der 
Gemeinderath gebunden in’ Hinſicht auf folgende Gegenftände: 
1) alle uriftärdigen Ausgaben, welche den bafür im Vor⸗ 
anſchlage des ftädtifhen Haushaltes oder im den’ Lands 
gemeinden durch gemeinfchaftlichen Beſchluß ausgeſetz⸗ 
ten Betrag uͤberſteigen, inſofern nicht eine unbedeu⸗ 
tende Ueberſchrteitung eines Anſchlages wegen unvor⸗ 
hergeſehener Umfkinde Staͤtt gefunden hat, wofür je⸗ 
doch bis zu genuͤgender Rechtfertigung bei Gelegen— 
heit der Rechnungsablage der Gemeinderath oder der 
betreffende Gemeindebeamte verantwortlich bleibt; 
2) Bewilligung neuer oder höherer Gehalte, oder außer⸗ 
ordentlicher Dienftbelohnungen ae) Konen der Ge⸗ 
meinde; 
3) Zeitverpadhtungen gemeinheitlicher Immobilien und 
Gerechtſame, und Verkauf jaͤhrlicher Nutzungen (z. B. 
des Obſtes, der Wald-Erzeugniſſe) in denjenigen« 
Faͤllen, wo die Verpachtung oder Veräußerung bhne 
Öffentlihes Ausgebot, oder auf längere Zeit, als Drei 
Jahre, gefchehen fol, auch ſolche Verwertung von 
Waldnugungen, welche bisher nicht herkoͤmmlich war; 
45) Verträge: jeder Art mit Mitgliedern des. Gemeinderas 
thes, wenn kein ‚Öffentliches Ausgebot Statt. findet; 
6) Erlaß beitreibliher Korberungen der Gemeindekaſſe; 
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6) Prozeßführung (ſ. $. 85) und Abfchliefung von Ber 
gleichen; 

7) Aufkuͤndigung von Aktiv⸗Kapitalien, Verkauf oder 
Ceſſion von Staats» und anderen oöffentlichen Kredit: 
papieren und von Privat» Schuldverfchreibungen; 

8) Anleihen und Bürgfchaften mit oder ohne Verpfändung; 

9) Beräußerungen von Grundſtuͤcken und Realberichtis 
gungen: oder erbliche Verleihungen von Rottländereien 
(vergl. $. 81); 

10) Gemeinheitstheilungen , ſofern diefe überhaupt nad 
den gefeglichen Vorfchriften über dergleichen Theilun⸗ 
gen zuläffig feyn werden, und jedenfalls mit geficer: 
ter Förderung aller in Betracht Eommenden gemein 
famen Zwede; 

11) Verwandlung desjenigen Geſammtvermoͤgens, welches 
bisher von Einzelnen benutzt wurde, in Kaͤmmerei— 
oder Drtsvermögen, beffen Ertrag zur, Gemeindekaſſe 
fließet; 

12) Einführung oder Abſchaffung von Verbrauchs » Aufla- 
gen oder anderen Abgaben für die Gemeindekaffe, fo- 
wie Herabfegung oder Erhöhung der bisherigen Säge, 
Uverfionirung einer angabr, oder Verpachtung ihres 
Ertrages; 

13) Unordnung außerordentlicher Geld» oder Natural⸗Er—⸗ 
bebungen, welche nicht auf Geſetze beruhen, auch nidt 
in bloßer Bergütung der für einzelne Klaffen der Orts— 
bemwohner (3. B. Viehbefiger, Semeindenugensbered; 
tigte) aufgewendeten Koften von Seiten der Betheis 
ligten befteben; 

414) Einführung neuer Gemeindedienfte oder ——— 
der herkoͤmmlichen Gemeindedienſte; 

15) Ankauf von Immobilien; 

16) Feſtſtellung der Grund⸗Etats. 

Damit indeſſen die laufende Gemeindeverwaltung nicht 
oft bei geringfuͤgigen Angelegenheiten durch die Einholung 
der Zuſtimmung des Ausſchuſſes ſich gehemmt finde, und 
dieſer allzuhaͤufig zuſammenkommen muͤſſe, kann derſelbe 
fuͤr die Zeit ſeiner Amtsdauer zu einzelnen der obgedachten 
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Geſchaͤfte im Allgemeinen bis zu einem beflimmten mäßigen 
Werthe oder Betrage, doch jedenfalls unter Ausſchluß der 
Verfügungen über Beftandtheile des Grundvermögens der 
Gemeinde, zum Voraus feine Einwilligung mittelft einer 
ſchriftlichen Urkunde ertheilen, welche der Beftätigung der 
Auffichtsbehörde bedarf. 

In den Städten, fowie in den größeren und vermds 
genbern Landgemeinden, für welche die Auffichtsbehärde die 
Aufftelung eines Grunds Etats angemeffen findet, muß der 
Gemeindes Uusfhuß nod den vom Gemeinderathe aufge 
ftelten Boranfhlag (Grund-Etat) für den Gemeinde, 
haushalt des kommenden Jahres oder der naͤchſten zwei 
oder drei Jahre LI. $. 86) durchfehen, und demfelben, fos 
weit feine Anftände vorfommen, oder durch guͤtliche Vers 
einigung mit dem Gemeinderathe befeitiget find, feine Beis 
flimmung ertheilen, womit zugleih die Einwilligung hin» 
fihtlid der oben aufgeführten Gegenftände, fofern deren im 
Voranſchlage mit allen erforderlihen näheren Beftimmuns 
gen enthalten find, verbunden werden kann. i 


$. 81. 
Befondere Beftimmung wegen ber Veräußerungen und erblichen Verleihungen. 
Der Veräußerung von Grundſtuͤcken und Real-⸗Berech— 
tigungen, fowie der erblichen Derleibung von Rottländes 
reien (f. $. 80, Sag 9) muß eine öffentliche, nach Ermeffen 
des Gemeinderathes gerichtlich vorzunehmende, Verſteige—⸗ 
rung vorausgehen. Zur Erbauung neuer Wohn» oder 
Landwirthfchaftss Gebäude aber kann der nöthige Raum 
vom Gemeinde» Örundeigentyum an Gemeindeglieder aus 
freier Hand, nad vorgängiger Abſchaͤtzung des MWerthes, 
veräußert werden, und zwar nad Befinden der Umftände 
mit einer dem Käufer freizulaffenden Hinausfegung des 
Abtrags des Kaufpreifes, welcher inzwilchen im verabrede- 
ten Zinsfuße zur Gemeindefaffe zu verzinfen ift. 
$. 82. 
Vergrößerung bes Ausfchuffes in gewiflen Fällen, 
Bei einer Beſchlußnahme über Veräußerungen von 
Grundſtuͤcken und Realberechtigungen, über erbliche Vers 
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leipungen von Rottländereien, über Anleihen mit oder ohne 
DVerpfändung, über Gemeinbeitstheilungen und über die 
Verwandlung von Gefammt-VBermögen, deſſen Ertrag bis 
ber an Einzelne vertbeilt wurde, in Kämmereis oder Orts 
vermögen, muß ſich der Ausſchuß durch die Zuziehung der 
außerordentlihen Mitglieder verfärken, wenn der Ausſchuß 
feloft es angemeffen findet, Der Gemeinderath oder aud 
bloß der DOrtsvorfland es verlangt, oder etwa eine befonders 
betheiligte Einwohnerklaffe es begehrt, oder die Auffichts; 
behörde es verfügt. | 
$. 83. 
Verfahren wegen verfagter Einwilligung bes Ausfchuffes. 

Verſagt der Gemeinde-Ausfhuß feine Einwilligung, 
und erachtet der Gemeinderath dadurch das Gemeindemohl 
beeinträchtigt, oder fehlet ed deshalb an den nothwendigen 
Mitteln zur Erfüllung gefeglier Verpflichtungen der Ge— 
meinde; fo hat der Ortsvorfiand, wenn er eine Vereinigung 
in einex deshalbigen Zufammenfunft des Gemeinderathes 
mit dem Ausſchuſſe, oder beiderfeitiger Abgeordneten als er; 
wählter Obmänner, nicht zu Stande bringen kann, fi an 
die Auffihtsbehörde zu wenden, welde die Sache genau 
prüft, eine Vermitteling, nad Befinden unter Hinzuzie 
bung adtbarer DOrtöbürger, verfucht oder durch einen Kom 
miſſar verfuchen läffet,; und, wenn auch diefer Verſuch miß— 
lingt, die nöthige Entſcheidung ertheilt, oder, falls die Auf 
fihtsbehörde nicht die Regierung der Provinz ift, an die 
felbe mit den Akten zur Entſcheidung berichtet. 


$. 84. 
Genehmigung der Auffichtöbehörbe, 
Die Genehmigung der Auffihtsbehörbe ift erforberlid: 
1) zur Veräußerung und gerichtlichen Verpfändung von 
Grundſtuͤcken und Realberetigungen, und zur erbs 
lichen Verleihung von Rottländereien „ wenn der 
abgefhägte Wertp 
a) in den vier Hauptflädten den Betrag von fehehun 
dert Thalern, 
b) in den anderen Städten mit 3000 oder mehr Ein 
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wohnern (zufolge des juͤngſten Staatshandbuchs) den 
Betrag von zweihundert Thalern, 
e) in den Staͤdten mit weniger, als 3000 Einwohnern, 
den Betrag von 100 Thalern, und 

d) in den Landgemeinden den Betrag von fünfzig 
Thalern 
uͤberſteigt; 

2) zur Averſionirung von Verbrauchs⸗Auflagen oder zur, 
Verpachtung ihres Ertrages; 

3) zu ©emeinheitötheilungen; 

4) zu Berwandlung besjenigen Geſammt⸗Vermoͤgens, 
welches bisher von Einzelnen benugt wurde, in Käms 
mereis oder Orts⸗Vermoͤgen, deſſen Ertrag zur Ges 
meindefafle fließetz | 

5) zu außerordentlien Erhebungen, welde der Gemein» 
Derath und der Gemeinde» Ausfhuß befhloffen oder 
zu befhließen haben, und melde die Summe von 
einem fehsmonatliden Betrage der direkten Steuer 
zu einem und demfelben Zwede für den Eins 
zelnen auf ein Jahr überfteigen; 

6) zu einer bisher nicht herfümmlichen Verwerthung ber 
Waldnugungen. 


$. 85. 

Befondere Beflimmung wegen ber Prozeffe von Landgemeinden. 

Bevor eine Landgemeinde in einen Prozeß, außer der 
nad $. 89 ſtattfindenden gerichtlihen Beitreibung von Rüd, 
ftänden, fi einläffet, muß die Führung deffelden von dem 
Gemeinderathe unter Zuſtimmung der großen Ausſchuß⸗ 
Berfammlung (Ci. $. 38) befchloffen feyn. 

Zur Erhaltung des Befigftandes gleihwohl kann der 
Gemeinderath alsbald fi Eonfervatorifher Rechtsmittel 
für die Gemeinde bedienen. 

$. 86. 
Voranſchlag bed Gemeinde: Haushaltes, 

In jeder Stabt und in den größeren und vermögens 
deren Landgemeinden, für welche die Auffichtsbehörde die 
Aufftelung eines Grund⸗Etats angemeffen findet, muß für 
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das kommende Jahr oder die nÄchften zwei oder drei Jahre 
zeitig ein Voranſchlag (Grund-Etath) über alle im 
gedachten Zeitraume erfolgenden Ausgaben und Einnah—⸗ 
men aufgeftellt werden. 

Zür die genauere Einrichtung dieſes Voranfchlags und 
des Protofolls über deſſen gemeinfcaftliche Feftftellung von 
Seiten des Gemeinderathes und des Gemeinde-Ausfchufles 
bat die Regierung die erforderliche Anleitung zu ertheilen. 
An diefelbe muß aud der Voranſchlag von den Städten, 
fobald er feftgeftele ift ci. S. 80), fowie der Voranſchlag 
von den betreffenden Landgemeinden an die untere Auf 
ſichtsbehoͤrde überfandt werden, 
$. 87. 

Semeindekaſſe. 

Die Gemeindekaſſe und die deshalbige Rechnungsfuͤh— 
rung wird in den Staͤdten dem Stadtkaͤmmerer, in den 
Landgemeinden dem Gemeinde-Erheber anvertraut. Nur 
dieſer Rechnungsfuͤhrer iſt, ſoweit nicht eine abgeſonderte 
Verwaltung Statt findet (ſ. $. 71), zum Empfange und 
gur Verausgabung der Gemeindegelder ermächtigt. 

Er erhebt auf den Grund ber vom Gemeinderathe fell 
gefegten Hebeliften oder ihm mitgetheilten: befonderen Ein 
nabme-Belege, und verausgabt nur auf die ebenfalls vom 
Gemeinderathe, oder in dringenden Fällen vom Drtsvors 
ftande ertheilten, von Legterem unterzeichneten, allgemeinen 
oder befonderen Anweifungen. 

Die Aufftelung der Rechnung in doppelter Ausfertis 
gung gefchiehet im Monat April des auf das Rechnungs 
jahr folgenden Jahres. In diefelbe werden noch alle Aus 
gaben und Einnahmen aufgenommen, welche für das ab 
gelaufene Jahr und etwa für Vorjahre in den Monaten 
Januar, Februar und März des folgenden Jahres werden 
ftattgefunden haben. 

Jeder Stadifämmerer hat vor feinem Dienftantritte eine, 
feiner Einnahme angemeffene, Sicherheit, welche nad dem 
Antrage des Gemeinderathes und des Gemeinde» Auslhul 
fes durch die Regierung der Provinz beftimmt wird, zu 
leiften. — In den Landgemeinden hingegen ift der Gr 
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meinder&rbeber nur dann zu einer befonderen Sicherheits, 
leiftung verpflichtet, wenn der Gemeinderath im Einver— 
ftändniffe mit dem Gemeinde» Ausfchuffe —— fuͤr erfor— 
derlich haͤlt. 

Nach dem Ableben eines Rechnungsfuͤhres iſt der Orts, 
vorſtand verpflichtet, alsbald die etwa noͤthigen einſtweiligen 
Maßregeln zur ſicheren Aufbewahrung der Vorraͤthe und 
Rechnungspapiere unter Zuziehung der Hinterbliebenen zu 
treffen. 

$. 88. 
Beitreibung der Rückſtände in den Städten. 

Der Stadtrath iſt befugt, die regiſtermaͤßigen und ſonſt 
unbeſtrittenen Ruͤckſtaͤnde des ſtaͤdtiſchen Einkommens, for 
weit es ohne Verkauf von Grundeigenthum, ſowie ohne 
die Beſchlagnahme bei dritten Perſonen, moͤglich iſt, 
unter feiner Leitung durch das Stadtdiener⸗Perſonal, wels 
ches in dieſer Beziehung von. dem betreffenden Untergerichte 
befonders zu verpflichten ift, mach Anleitung der beftebens 
den allgemeinen Gefege beitreiben und bie gepfänderen Mos 
bilten verfaufen zu laffen. 

Gleiche Befugniß der Beitreibung hat der Stabtrath, 
wenn Gemeindeglieder ſchuldige Dienftleiftungen verweigert 
oder verabfäumt haben, hinfihtlich der einzuziehenden Vers 
gütung in dem alle, wo bie Dienfte haben verdungen 
werden müffen. 

In den geringeren Städten, wo die vorgedadte Art 
ber Beitreibung nad Ermeffen des Stadtrathes eigenthuͤm⸗ 
lihen Schwierigkeiten unterliegen würde, tritt das im nad» 
folgenden $. vorgeichriebene Verfahren ein. Diefed kann 
auch in den größeren Städten geichehen, To oft der Bürs 
germeifter im Einverftändniß mit dem Stadtrathe dafjelbe 
ber felbfiftändigen Beitreibung vorzieht. 


$. 89. 
Beitreibung der Rüdftände in den Landgemeinden, 

Die Beitreibung rädftändiger, auf glaubhaften Regir 
ftern, Hebeliften, Protofollen oder fonftigen Urkunden ber 
ruhenden, Abgaben, Leiftungen und anderen Schuldigkeiten 
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zur Gemeindefaffe muß von dem Untergerichte gegen jeden 
Neftanten auf ein, vom Gemeinderatpe für richtig erklaͤrtes 
und von der Aufſich ts behoͤrde beglaubigtes, Ruͤckſtands⸗Ver—⸗ 
zeichniß des Erhebers, unter Beobachtung der Vorſchriften 
des Regierungs-Ausſchreibens vom 16. Juni 1815, ohne 
andere Koften , als die gefeglihe Gebühr der Erefutanten, 
erfolgen, und darf durch keinen, nit fofort vollitändig be 
gründeten, Widerſpruch gegen Die Richtigkeit des gedach— 
ten Rüdfitandss Verzeichniffes, fey ed mit Beftreitung der 
Berbindlichkeit überhaupt, oder blos der Größe des Anjages, 
aufgehalten werden. | 
9.90, : 
Rechnungs⸗ Abpörung, in den Gtäbten. 

Der Stadtrath revidirt die ihm vom Kämmerer einge 
händigte Rechnung und läffet fie nöthigenfalls von diefem 
volftändig in Ordnung bringen. Hierauf gelangt dieſelbe 
fpäteflens während dem. Monate Juni des, dem Rechnungs— 
jahre folgenden, Zahres an,den Bürger Ausihuß, welder 
ſie nebſt den. Belegen. und. weiter beigefügten Inventarien 
oder fonftigen Zubehörungen genaw durchgehet und mit 
feinen etwaigen Ausftellungen im. Rathhaufe act Tage 
lang zur Einfiht der Gemeindeglieder im Beifeyn des 
Stadtfefretärs oder einiger Mitglieder des Bürger Aus— 
ſchuſſes offen legt, die etwa von Gemeindegliedern gemad- 
ten Bemerkungen weiter benugt, und dann zur Erleichterung 
aller Ausſtellungen durch. den Kämmerer an den Stadtrath 
zurüdgiebt. Zu diefem Gefchäfte ift vom Stadtrath eine 
Srift, und nad Eingang der Erläuterungen ein Tag zur 
Abhörung der Rechnung zu beflimmen, welcher ber Aus 
fhuß, der, Stadtrath und der Kämmerer beimohnen. Der 
Stadtratb nimmt. hierauf den Rechnungs: Abichluß vor, 
und ertheilt die Rechnungs» Entledigung. für den Kämme 
ver in den geeigneten Fällen. 

Die abgehörte Rechnung aber wird mit den Ausftellun 
gen und Erläuterungen, auch den übrigen, auf die Abs 
ſchließung derfelben fi -beziehenden, Akten an die Regie 
rung oder die fonft zuftändige ————— zur Einſicht 
eingeſandt. 
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Wird der Buͤrger⸗Ausſchuß durch Die bei ber Rech⸗. 
nungs⸗Abhoͤrung über einzelne Rechnungspoſten ihm ertheils 
ten Aufklaͤrungen nicht befriedigt; ſo iſt er berechtigt und 
verpflichtet, wenn nicht auf ſeine Aufforderung noch nach⸗ 
ber feine Erinnerungen erledigt werden, deshalb die Ent- 
ſcheidung der Regierung anzufpreden. 

Uebrigens ift bası Gefeg vom 17. Mai 1834, das 
Derfabren wider ‚öffentliche .. Rechnungsfuͤhrer betreffend, 
anwendbar. og "en 
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Rechnungs -Abhörumg In den Landgemeinden, 

Der Oemeinderath fiehet die ihm dom Erheber einge 
haͤndigte Redinung neobſt deren Belegen ‚beigefügten Ans 
ventarien und fonftigen Zubehörungen genan durch, laͤſſet 
ſie noͤthigenfalls von MRoechnungsfuͤhrer voliſtaͤnbdig in Ord⸗ 
nung bringen, und übergiebt fie vor Ablauf des Monats 
Mai: des dem Rechnungsjahre folgendeh Jahres dem Ges 
meinde⸗Ausſchuſſ . Diefer muß fie nach deshalbiger, durch 
den Gemeinderath zu bewirkenden, Bekanntmachung acht 
Tage lang zur Einſicht jedes Gemeindegliedes offen legen, 
dann aber in einer, binnen acht Tagen mit dem Gemein— 
derathe gemeinſchaftlich Zu haltenden, Zuſammenkunft, unter 
Hinzuziehung des. Erhebers’; nochinals durchgehen, und 
hierauf mit. feiner Erklärung an den Kreisrath oder den 
font zuftändigen Verwaltangabeamten abgeben, welcher fie 
abhört und abſchließet, auch in den geeigneten $älen dem 
Ergeber: oder deffen Erben die verlangte foͤrmlithe Rech— 
nungs-Entledigung ertheilt, 7: 3%." — en s 

In Anſehung derjenigen Poſten; bei denen noch uͤner— 
ledigte Einwendungen des Gemeinde⸗Ausſchuſſes vorliegen; 
oder beiſdenen der Verwaltungsbeamte auf Gefeg-, Pflicht, 
pder Dienftwidrigkeiten ſtoͤßet / hat derfelbe ohne Verzug 
eine Unterſuchung an Ort und Stelle vorzunehmen, und 
demnaͤchſt nach Maßgabe ſeines Dienſtberufes das Geeignete 
zu verfuͤgen oder die Verfuͤgung der Regierung oder der 
ſonſt vorgeſetzten Aufſichtsbehörde einzuholen. 

Uebrigens iſt das Geſetz vom 17. Mai 1834, das Verfah⸗ 
ven wider Öffentliche Rechnungsfuͤhrer betreffend, anwendbar. 

15 * 
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— arte V. 
Von der Aufrechthaltung der geſetzlichen und dienſtlichen 
Ordnung in den Gemeinden, 
, $. 9% : 
Aufſichtsbehörden. 

Die Aufſicht auf die ſtaͤdtiſche Verwaltung ſtehet zu 
naͤchſt der Regierung der Provinz zu. | 

Die Auffiht aufdie Verwaltung derLandgemeinden führt 
zunaͤchſt der landesherrliche VBerwaltungsbeamte (Kreisrath). 
In dem Bezirke der fuͤrſtlich-heſſen⸗rotenburgiſchen Gr 
richtsbarkeit wird die Beaufſichtigung der Gemeindeverwal⸗ 
tung von den fuͤrſtlich⸗ rotenburgiſchen Beamten ausgeübt. 
Die, Staatöbehörden aber baben daſelbſt als vorgeſetzte 
Hoheitsbehoͤrden ihre desfallſige Oberaufſicht und ſonſtige 
Wirkſamkeit, wie bisher, jedoch auf eine den Vorſchriften 
des gegenwaͤrtigen Geſetzes entſprechende Weiſe fortzuſetzen 
(vergl. auch $. 50). re 
Diejenigen Gefchäfte, welche nach gegenwaͤrtigem Ge⸗ 
ſetze von den Verwaltungsbehoͤrden des Staates zu beſor⸗ 
gen find, ſollen in den ſtandesherrlichen Bezirken von den 
ftandesherrlichen. Aemtern, desgleihen in den Patrimonial 
Gerichten Namholz und Romstbal von ben dafigen Patris 
monials Uemtern verfehen werben, jedoch unbeſchadet der 
dem Staate zutommenden Hoheits, und Oberauffichtsredte. 
Den Standesperren fol die Befugniß zuſtehen, zu verlan 
gen, daß mit ihnen über die Annahme neuer Gemeinde 
glieder, welche nicht ſchon durch die Geburt oder vermöge 
gejeglicher Beftimmungen ein Recht zur Aufnahme erwor, 
ben haben, Rüdipradhe genommen: und über deren etwaige 
Einwendungen die Entfheidung der ProvinzialRegierung 


eingeholt werde. Ta } PS LL: 

Uy Pu Paar Pa 787 2/ —B 93: | | ee 

3 Einwirkung ber Auffichtsbehörde auf die Gefchäftsführung ber 
Gemeindebehörden. 


Die Auffichtsbehörde, — beziehungsmweife da, wo die 
felbe nicht zugleich Hoheitsbehörde ik, diefe im Anfehung 
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aller Hoheitsrechte des Staats —, ift befugt, unter Beach» 
tung der gefeglichen Vorſchriften und der beſtehenden Rechts» 
BUN 
"2 die ganze Sefhäftsführung der Semeindebehörben zu 
beobachten, dafür zu forgen, daß diefelbe fortwährend 
im ordnungsmäßigen Gange bleibe, und befannt ges 
wordene Störungen befeitigt werden, und in dieſer 
Beziehung die ganze Verwaltung der Gemeinde von 
Zeit zu Zeit, wenigftens alle drei Jahre einmal, und 
auf einzelne gegebene Veranlaſſungen nachzuſehen 
oder durch einen Kommiffar nachſehen zu laffen, übris 
gend nah Befinden von einzelnen Vorgängen nähere 
Kenntniß zu nehmen, aud bie Gemeindebehörde zu 
Beſchluͤſſen über zweckmaͤßig erachtete Gegenftände zu 
veranlafien, und insbefondere 

a) zu den im $. 84 aufgeführten Ausgaben und Ge⸗— 
fchäften die Genehmigung auf befondere Vorlage, 
oder was die Etädte betrifft, zunächft bei Gelegen- 
beit des Voranſchlags des flädtifhen Hauspaltes, 

zu ertbeilen; 

b) von den abgefchloffenen Rämmerei:Rehnungen Ein- 
fiht zu nehmen (f. $. 90) und die Rechnungen der 
Landgemeinden abzuhören (f. $. 91); 

c) von Amtswegen alle Mängel abzujtellen, bei denen. 
eine Hintanfegung der gefeglichen Vorfchriften oder 
beftehenden Einrichtungen obmwaltet, und namentlich 
darüber zu halten, daß keine Verfügung oder Maß- 
regel, welche der Einwilligung von Betheiligten oder 
von einer Gemeindebehörde, oder der Genehmigung 
oder Beftätigung von Seiten der Auffichtsbehörbe 
oder der Beiftimmung einer Landespolizei» oder 
Hoheits- Behörde bedarf, ohne dieſes sun 
ausgeführt werde; 

im Sale der vom Drtsvorftande felbft nad 4 59 
gefchehener Anfechtung eines Beichluffes des Ge- 
meinderathes, fowie bei einer, zwifchen dem Gemein> 
Derathe und dem GemeindesAusihuffe beftependen 
Verſchiedenheit der Meinungen über eine bes bei- 


d 


Nun 


— 230 — 


derfeitigen Einverftändniffes bebärfende Angelegen, 
beit, die nöthige Entſcheidung zu ertheilen ober 
zu veranlaffen, ferner 

e) die. Beihwerben Einzelnen über die Verlegung der 
ihnen binfihtlihd des Semeindeverbandes zufleben, 
den Rechte, namentlih wegen Verſagung der Ge 
meinde-Angehörigkeit, wegen Nöthigung zur Meber- 
nahme der DOrtsbürgerpflichten, wegen Entziehung 
der Stimmfäpigfeit u. dergl,, zu unterfuhen und 
im Berwaltungswege darüber zu verfügen, auch über 
die Aufnahme eines Inlaͤnders zum Bürger, 
weldhem der Gemeinderath au auf die Nachweifung 
aller durch dieſes Gefeg vorgelchriebenen Erforder⸗ 
niffe die Aufnahme abgefchlagen hat, auf erhobene 
Befchwerde über legteren zu entſcheiden (vergl. $. 
$. 28, 63 und 64); 

f) die Befchwerden über die von Gemeinbebehörden 
verhängten Orbnungsftrafen oder verfügten Zwangs⸗ 
mittel zu prüfen und, wenn jene gegründet befuns 
den worden, der Abftellung zu bewirken, — und 

g) fonft noh in den übrigen Fällen zu entfcheiden, 
welche in gegenwärtigem Gefege oder in anderen 
Gefegen an die Aufſichts- oder fonft zufländige Bes 
hoͤrde verwiefen find; 

2) die Gefhäftsführung der Ortsvorflände und anderer 
Gemeindebeamten als Hülfsbeamten des Staats volls 
ftändig zu leiten und zu beauffihtigen, namentlich 
daher diejenigen, von denfelben in gedachter Eigen» 
fhaft vorgenommenen, Handlungen abzuändern oder 
aufzuheben, welche geſetz⸗, rechts» oder zweckwidrig ers 
feinen, fowie ferner insbefondere zu beauffichtigen, 
daß die zur Ausübung des Ortspolizei erforderlichen 

a drtlihen Einrichtungen immer in vollftändiger Brauch» 

barkeit erhalten werden (vergl. F. S. 61 und 71.) 

Ein an die Auffihtss oder. Hoheitsbehörde und etwa 
weiter an deren Oberbehoͤrde ergriffener Rekurs aber bat 
auffhiebende Wirkung nur vermöge einer beshalbigen Ders 
fügung ber einen oder andern diefer Behörden, 
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$. 94. 
Disziplinar » Verfahren gegen Gemeindebehörben, 

Die DOrtsvorftände und einzelne Mitglieder der Gemein, 
bebehörden, melde den gefeglihen Vorfchriften und den zu 
beren Vollzuge ihnen hinſichtlich ihrer Gefhäftsführung ers 
theilten Weifungen nicht die gebührende Folge leiften, köns 
nen bierzu von der Auffichtsbehörde mit fohriftlihen Vers 
weifen und angemeffenen Geldbußen, und zwar bis zu fünf 
Thalern von Seiten der unteren Auffichtöbehörden, ſowie 
bis zu zwanzig Thalern von Geiten der Regierung ange: 
halten werden. 

Die Auffihtsbehörde kann auch zu einftweiliger Eicher» 
ſtellung des Dienftes die vorläufige Suspenfion derfelben 
- vom Umte verfügen, wenn fih nahe VBerbachtsgründe eines 
ſolchen Vergehens an den Tag legen, welches, wenn es er: 
wieſen wäre, die Entlaffung zur Folge haben würbe. 


$. 95. 
Entlaffung ber Gemeindebeamten, 

Wegen eines Vergehens, fomwie ferner wegen ber, im 
$. 43 des Staatsdienftgefeges vom 8. März 1831 erwähn: 
ten, Dienftmidrigkeiten and unwuͤrdigen Handlungen fann 
die unfreimwillige Entlaffung oder Entfegung der Gemein» 
debeamten nur im gerichtlihen Wege erfolgen, 


$. 96. 
Entlaffung ber auf Lebenszeit beftellten Gemeindediener. 

Die unfreimillige Entfernung der auf Lebenszeit beitell« 
ten Gemeindediener wegen Verlegung oder Verfäumung 
ihrer Berufspflichten kann durch diefelben Behörden und 
Beamten, von denen die Beſtellung oder Betätigung aus» 
gegangen ift, nach genauer Erwägung des gehörig in Ge 
wißheit gelegten Verfchuldens vorgenommen werden. 

$. 97. 
Entlaffung ber widerruflich beftellten Gemeinbebiener. 

Die mwiderruflih oder ausdrädlich auf: Kündigung ber 
ftellten Gemeindediener fünnen von dem Gemeinderathe je» 
derzeit entlaffen werben, 
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$. 98. 
Entlaffung wegen verlorener Etimmfähigkeit in Gemeindefachen. 
Ueberhaupt ziehet ein Verhaͤltniß, weldes die Aus» 
übung derortsbürgerlichen Stimmfähigkfeit in Gemeindeſachen 
hindert (ſ. $. 27), auch die Entfernung von allen diefelbe 
vorausfegenden Gemeinde-Aemtern ohne Anfprud auf Pens 
fion oder deshalbige Entfhädigung nad) fid. 


$.. 99. 
Einfchreiten zur Ordnung bei dem Gemeinde = Ausichuffe. 

Der Borfteher des Ausfchuffes, ſowie deffen Stellvers 
treter, ift nicht allein befugt, fondern auch verpflichtet, dens 
jenigen Mitgliedern des Ausfchuffes, welde ohne genügende 
Entfhuldigung bei den Ausſchuß-Verſammlungen feblen, 
oder in denfelben fih ordnungsmwidrig benehmen, deßhalb 
ernften Vorhalt zu thun, und fie bei fortgeſetzter Ordnungs— 
widrigfeit mit einer Geldbuße von drei gÖr. bis zu einem 
Thaler zu belegen, deren Einziehung zur Gemeindekaffe 
durch den Stadtkaͤmmerer oder Erheber erfolgt. 

In jedem Falle find noch die Vorfteher und Mitglieder 
des Ausfchuffes, welche fid der Abftiimmung entziehen oder 
durch fonftige Orbnungsmwidrigkeit eine gültige Befchluß- 
nahme (ſ. $.$. 65 u. 66) verhindern oder deren Vollziehung 
vereiteln, oder durch Erklärung oder Abftimmung mider 
befferes Wiſſen eine Pflicht-Uintreue begehen, der Gemeinde 
für den ibr daraus erwachſenden Schaden dergeftalt verant» 
wortlich, daß der Gemeinderath fie im Namen der Gemeinde 
auf Entfhädigung berfelben, nöthigenfalls gerichtlih, in 
Anfprug zu nehmen hat. 

r | $. 100. 
Auflöfung des Gemeinde: Ausfchuffes. 

Würde ein Gemeinde-Ausfhuß fortwährend feine Pflich- 
ten vernachläffigen oder ihnen fogar zuwider handeln; fo 
kann, was bie Hauptftädte betrifft, das Minifterium bes 
Innern auf den Bericht der Regierung der Pwovinz, und 
in Anfehung der übrigen Orte die Regierung, nach genauer 
Unterfuchung und nach Anhörung des Gemeinderathes, den 
Ausſchuß auflöfen, und die Bildung eines neuen Ausſchuſ⸗ 
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ſes — nach Befinden aus anderen DOrtsbürgern, ober blos 
mit Einſpruch gegen die Wiederermwählung einzelner Mits 
glieder. binnen einem, längftens — Zeitraume 
anordnen. 
$. 101. 
Vorbehalt gerichtlicher Beftrafung, 

Neben den digziplinarifchen Ahndungen und den andes 
ven, in ben vorhergehenden F. $. erwähnten, Maaßregeln 
bleibt in den dazu geeigneten Fällen die gerichtlibe Ber 
ftrafung der Schuldigen vorbehalten, welde durch das ers 
folgende Straferfenntniß auch für unfähig zu Gemeindes 
Yemtern, oder einer gewiffen Art derfelben auf drei bis 
neun Jahre, oder in ſchweren Fällen felbft auf EN 
erklärt werben fünnen. 

S. 102. 
| Verhältniß zu anderen Landesbehörben. 

Die nit mit der Auffiht über die Gemeindeverwals 
tung beauftragten Staatöbeamten oder Oberbehörden haben, 
wenn ihren Erfuhungen, beziehungsmeife Anforderungen, 
welche fie innerhalb ihrer Zuftändigkeit an Gemeindebehörs 
* den als ſolche erlaffen haben, von diefen nicht gehörig ent» 
fproden wird, wegen etwa nöthiger bisziplinarifcher Ahn⸗ 
dung fih an bie Auffiht» oder Hoheitöbehörde zu wenden. 

$. 103. 
Befugniß der Ortövorftände zu Orbnungsftrafen, 

Zur Erhaltung ber nöthigen Ordnung in den Gefchäfs 
ten der Gemeindebeamten und der geringeren Diener kann 
der Drtsvorftond gegen bdiefelben im Falle von Berufsvers 
fäumniffen und anderen, nit zu gerichtliher Beſtrafung 
geeigneten, Dienftwidrigkeiten — neben den nöthigen Zus 
rechtweifungen — 

4) In den Hauptftädten eine Geldbuße bis zu drei Thalern, 
2) in den anderen Städten eine Geldbuße bis zu zwei 
Thalern, und 
3) in den Landgemeinden eine Geldbuße bis zu einem 
Thaler 
verhängen. 
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Gegen die geringeren Diener kann er auch eine ver- 
bältnigmäßige Arreſt- oder Urbeitsftrafe verfügen. Zur Sis 
cherſtellung des Dienftes kann berfelbe auch die vorläufige 
Suspenfion der Gemeindediener vom Amte verfügen, wenn 
fib nahe Verdachtsgruͤnde eines folden Vergehens an den 
Tag legen, welches, wenn es erwiefen wäre, die Entlaffung 
zur Folge haben würde. 

Gegen Mitglieder des Gemeinderathes findet — außer 
den Geldbußen, welche für die Säle eines nicht gehörig ent» 
fhuldigren Ausbleibens in den Sitzungen und fonft zu 
Amtsgefchäften, durch gemeinfchaftliden Beſchluß feftzufegen 
und von dem Vorftande auszufprecen find, — eine diszipli— 
narifbe Ahndung nur auf den Antrag des Drtsvorftandes 
von Seiten der Auffihts» oder Hoheits» und weiter vorge, 
festen Behörde Statt. 

Alle ſolche Drdnungsftrafen find durh den Gemeinde, 
Erheber zur Gemeindekaſſe einzuziehen. 

$. 104. 
Bwangsmittel gegen Ortöbewohner überhaupt. 

Sn den Fällen, wo die Aufrechthaltung der Ordnung 
bei öffentlichen Verhandlungen, die Ausführung der vom , 
Drtsvorftande kraft feines Dienfiberufes erlaffenen oder 
fund gethanen Maaßregeln, oder fonft die Sicherung feiner 
geleglihen Wirkfamfeit und der Schuß feiner Amtswürde 
Zwangsmittel erheifchet, kann der DOrtsvorftand nicht nur 
die alsbaldige Vorführung, Entfernung oder Verhaftung 
der Unfolglamen, Widerfeglichen oder Rubheftörer bis zum 
Schluffe der VBerfammlung oder bis zur Beendigung Des 
betreffenden Geſchaͤfts, fowie die erforderliche. Ablieferung 
derfelben an die Gerichtöbehörde, verfügen, fondern auch 
nad Befinden eine Geldbuße 

a) in den Hauptftädten bis zu einem Thaler, 

b) in den übrigen Städten bis zu ſechszehn ger. und 

c) in den Landgemeinden bis zu acht gGr. 
ausfpreden. Die verhängte Geldbuße wird zur Gemeinde, 
faffe eingezogen und für Zahlungsunfähige in Gtrafarbeit 
verwandelt, zu deren Vollziehung noͤthigenfalls gerichtliche 
Hülfe anzufprechen und zu leiften ift (vgl. 8. 105). 
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$. 105. 
Gerichtliche Beſtrafung der Beleidigungen und Widberfetzlichteiten gegen 
Gemeindebehörden. 

Von den Gerichten ſind die Beleidigungen, welche den 
Ortsvorſtaͤnden oder deren Stellvertretern in Ausuͤbung 
ihres Amtes zugefuͤgt werden, ſchleunig zu unterſuchen, und 
mit angemeſſener Strenge zu beſtrafen. Gleiches gilt von 
den Widerſetzlichkeiten gegen die Verfuͤgungen des Orts⸗ 
vorſtandes oder des Gemeinderathes, welche dieſelben ins 
nerbalb ihres Amtsöberufes — namentlich auch in Hinſicht 
auf Ortspoligei, ſoweit nicht ſolche durch Staatsbehoͤrden 
unmittelbar gehandhabt wird, — erlaſſen haben, und wo⸗ 
bei nicht bloße Zahlungsverbindlichkeiten in Frage kommen. 

Sofern nicht ein Bergehen dabei mit obwaltet, wels 
ches eine ſchwerere Strafe als vierzehntaͤgige Freiheitsſtrafe 
oder zwanzig Thaler Geldbuße nach ſich ziehet, bedarf es 
nur eines ſchriftlichen Antrags des Ortsvorſtandes oder 
Gemeinderathes bei Gericht, und Die Gemeindebehoͤrden in 
den Hauptflädten und ſonſt da, wo fie eine genügende Ges 
fhäftsfunde an den Zag legen, find befugt, auch die, bei 
der Unterfuhung eines ſolchen Falles etwa von ihnen erfors 
berten,, weiteren Erklärungen ſchriftlich einzufenden. 

Den Anzeigen und Protofollen der Gemeindehörden ges 
bührt in den, zu polizeigerichtlicher Ahndung geeigneten, Zäls 
len überhaupt der Regel nad eben derfelbe Glaube, wel—⸗ 
cher der Ausfage eines beeidigten Zeugen beizumeffen 
iftz wobei jedoch das Gericht befugt bleibt, den Grad ber 
Glaubwürdigkeit nah den Umjtänden, die den Vorgang 
begleitet haben, näher zu würdigen, 


Titel VI | 
Borübergehende Deftimmungen. 


$. 106. 
Vorbehalt für die jest vorhandenen Gemeindebeamten ꝛc. 
Den bei der Verfündigung gegenwärtigen Geſetzes 
vorhandenen Bürgermeiftern, Schultheißen (Greben, Eid» 
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geſchwornen), Stadtfekretaren, Stabtfhreibern, Stadtkaͤm⸗ 
merern, Raths⸗ oder Gemeindefchreibern, Erhebern, Vors 
ftehern von Stabttheilen (Quartier⸗Kommiſſaren, Viertels⸗ 
oder Gaffenmeiftern), Marktmeiftern und anderen Gemein« 
debeamten, fowie ferner den befoldeten Magiftratögliedern 
(Ratheverwandten, Schöffen), müffen, fofern fie in Folge 
neuer Wahlen oder fonft wider ihren Willen ihre dermalis 
gen Beruföftellen verlieren, auf ihr Verlangen ihre ftändis 
gen und unftändigen Befoldungen auf die Zeit ihres des» 
baldigen Rechtes, gemäß der beöhalbigen Feftitelung durch 
die Auffichtsbehörde, belaffen werden, 

Ruͤckſichtlich der auf Lebenszeit beftellten Ortsvorftände 
tritt jedoch diefe neue Wahl nur unter der Vorausfegung 
ein, Daß zuvor der Gemeinderath und die große Ausſchuß— 
Derfammlung ihr Einverftändniß erklärt haben. 


$. 107. 
Eintritt der neugewählten Gemeinbebeamten in ihr Amt, 

Die bei der Verkündigung gegenwärtigen Gefeges vor- 
bandenen Gemeindebeamten fegen die ihnen obliegenden Ver« 
rihtungen bis zum 31. Dezember 1834 fort. Bis dahin 
müffen die vermöge diefes Gefeges nöthigen Wahlen volls 
endet feyn, fo daß die in Folge derfelben gewählten Pers 
fonen mit dem 1. Januar 1835 in Wirkſamkeit treten. 


$. 4108. 

Befondere gerichtliche Gefchäfte der Ortsbehörden in der Provinz Hanau. 

Die Geichäfte, welde in der Provinz Hanau durch die 
Hanauifche Untergeriht®-Ordnung, Titel 5, und diefolmfifche 
LandessOrdnung, Theil 2, Titel 30, binfichtlich des Hypo» 
thefen» und des Landfchiederwefens den Ortöbeamten über: 
tragen find, follen von denfelben au Fünftig bis zu ans 
derweiter gefegliher Beftimmung fortgefegt werden. 

Urkundlich Unferer hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und 
bed beigeducten Staatöfiegels: gegeben zu Kaffel am 23. 


Dftober 1834. 
Sriedvrih Wilhelm. 
(St.:6.) 
Vet. Haffenpflug. 





Zur 


laudesherrlihen Haus- oder Familiens 
Geſetzgebung. (Kurheffen.) | 
Ueber die Entftehung und Erlöfchung des fürftlichen 
Haufes Rotenburg ald einer mit Land und Leuten ab- 
getheilten Nebenlinie des fürftlihen. Haufes 
Heffen = Kaffel. — 


Eine heſchichtliche Grundlage zur richtigeren Würdigung ber Heimfallefrage. 





Das fuͤrſtliche Haus Heſſen⸗Rotenburg ward im Jahre 
1627 gegründet, und verbdantte feine Entftehung und über 
200 Jahre fortgedauerte Exiftenz, als eine mit Land und 
Leuten abgetheilte Webenlinie des fürftlihen Haufes Heſſen⸗ 
Kaſſel lediglich den damaligen ganz eigenthuͤmlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen. Der erlauchte Stifter dieſer Linie iſt des 1632 
verftorbenen Landgrafen Morig zu Kaſſel jüngfter Sohn 
zweiter Ehe Ernft Ci 1693), welder, als fein Vater 
1627 die Regierung zum’ Bortheil feines älteften Sohnes 
erfter Ehe, Wilhelm V., tefignirte, durch vaͤterliche Vers 
figung den vierten Theil des Landes, die fogenannte nie 
derbeffifcher oder Rotenburger Ouart niit beren Eins 
fünften und mit auf beftimmte Weiſe untergeordneter Lan’ 
des, Hoheit, (jedoch nur unter der Dberhoheit ber Primo: 
geniallinie, der jegigen kurfuͤrſtlichen) als Paragium er 
langte. Spätere Verträge "von 1648, 165% und 1754 be: 
ftätigten diefe Anordnung oder befeitigen darüber entſtan⸗ 
dene Streitigkeiten, 

Landgraf Morig würde eine folde von feinem frühes 
ven wohl überdachten Plane: wefentlich abweichende Anord⸗ 
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nung nicht getroffen haben, hätte er nicht als ein fehr 
verftändiger und gelehrter Herr wohl begriffen, wie hoͤchſt 
nachtheilig auf die Wohlfahrt des Landes und der Unter: 
thanen und in nicht minderem Grade auf die Macht und 
Das Äußere Anfehen der Fürften felbft, die in den deut» 
fhen SFürftenhäufern mit "dem Eindringen des römifchen 
Rechts aufgefommene Sitte, Land und Leute gleih den 
zu einem Privatnachlaffe gehörigen Gütern und Heerden 
unter mehrere Succeffionsbererhtigte zu vertheilen, einwirfe. 
Daher fah er fi veranlaßt, in feinem Teftamente für den 
Sal feines Ublebens und für die Zukunft bei der Succeſ—⸗ 
fion in feine Befigungen die Primogenitärfolge, mit einer 
engemefjfenen Abfindung für die jüngeren Prinzen, zu ver= 
ordnen. Zur wirklichen Vollziehung diefer letztwilligen 
Verordnung kam es aber nicht, weil ganz unvorhergeſehene 
Ereigniſſe den Landgrafen noch bei feinem Leben zur Re 
gierungs»Entfagung bewogen. | | 

Der unglüdliche Ausgang des Marburgifhen Succefs 
fionsftreits,. in, Folge defken zur Vollſtreckung eines gegen 
Landgraf Morig, ergangenen Reihshofraths » Erfenntniffes 
beinahe dad ganze Land mit. Eaiferliden Truppen belegt, 
und mit, den. äußerften.;Drangfalen., der Kriegsbedrüdfung 
belaftet, auch, ‚neben; dem Oberfuͤrſtenthume, ein, großer 
Theil der niedexrheſſiſchen Aemter dem von dem kaiſerlichen 
Hofe begünftigten, Haufe; Darmſtadt uͤberwieſen worden war, 
erzeugte in jenem edlen Fuͤrſten — der feine Unterthanen 
nicht laͤnger ſolchem Ungemach— augaeſetzt ſehen mochte, und 
der ſich gleichwohl mit unbeugſamem, Sinne an feinem gu» 
ten Rechte, feſthaltend, zur: Nachgiebigkeit und. gütliden 
Unterbandlung. nicht entfchließen konnte — „den. unerfchüts 
terlichen Borfag, die Regierung, feines Landes gänzlich aufs 
zugeben, ‚und, feinem. älteiten Prinzen Wilhelm, dem einzis 
gen aus erfier Ehe, als: erwaͤhltem Regierungsnachfolger, 
die endliche Beilegung jener Jaaphtönshechliäen Zwiſtig⸗ 
keiten zu uͤberlaſſen. ps 

Schwierig war bie TERN ihn über diefe 
Regierungsabtretung zwiſchen Landgraf Moritz und. dem 
Prinzen Wilhelm.gepflogen wurde, indem erſterer ſchlech⸗ 


.. . 
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terdings auf. ber fofortigen Abdication, die er ſich „gaͤnz⸗ 
lich zu Sinne gezogen,‘ beftand, und damit zugleich die 
Realifirung feiner obenerwähnten teftamentarifhen Dispo, 
fition in der Weife zu verbinden beabfichtigte, daß nicht 
nur ihm felbfi und feiner Gemahlin, fondern aud deren 
Kindern, eine „„binlänglide Proviſion“, zu einer beſtimm⸗ 
ten jährlichen Unterhalts » Summe angeſchlagen, vworbehal- 
ten werde, — Prinz Wilhelm aber fi fo wenig der druͤ⸗ 
chenden Regierungslaft in einer fo unheilwollen Zeit unter, 
werfen, als zu einer feftbeftimmten Revensien- Abgabe ver- 
pflichten wollte, wobei ihm felbft in damaliger Lage nicht 
einmal fo viel, als zur Veftreitung ber nothwendigſten 
Regierungs» Bebürfniffe erforderlih war, übrig. blieb, — 
und gleichwohl die immer zunehmenden äußeren. Bedrängr 
niffe zu ungefäumter Ubhülfe dringend .aufforderten. *) 
Nach vielfah wiederholten Proteftationen fügte fi endlich 
Prinz Wilhelm, wiewohl böhft ungern, in ‚den ale un 
wiberruflichen Befehl ausgefprodhenen Willen feines Bas 
ters *7)5..jedod) nur unter folgenden Bedingungen: daß 
1) die Feftfegung einer Unterhaltsfumme für feine jünger 


*) Selbſt die Gemahlin des Landgrafen Morig, Juliane, ſchrieb in 
diefer Angelegenheit an den Prinzen Wilhelm, daß „wenn nicht 
bald Ernftliches gefchehe, fie fchlecgte Potentaten werden würden. 

— As es: fo. weit gekommen war, ſchrieb Landgraf Moritz, noch 
ganz unmwillig über. die beharrliche Weigerung feines Sohnes: 
„Will man es nun, erftet vor einen väterlichen Befelch halten; 
das hette man ja vorlengft abfehen follen, daß es Unſer Ernſt; 
bleiben auch noch dabei, undt iſt unfer befelende Meinung, daß bit 
abdicatio fleunig vor fich gehen follte.” Prinz Wilhelm aber 
äußerte in einem fpäteren Schreiben an-'feinen Water: „Wollte 
Gott, daß ich mit meinem Tode Derofelben: mein fletö gegen Die- 
felben treu ſöhnlich tragendes. Gemüth bezeugen. könnte. Ach wie 
gern und lieb follte mir es fein, je eher je befier! --— — Inmit⸗ 
telft wollen Eure Gnaben Derofelben väterliches Gemüth meinet- 
wegen gnädig zu frieben ftellen und Ihro keinen Braft meinetwes 
‘gen zuziehen, dann ich doch viel zu gering dazu bin, und wohl befennen 
muß, daß ich in diefe betrübte und beſchwerliche Zeit als ein Kind 
des Unglüds von meinen Geſchwiſtern und a fo älter 
geweſen, reſervirt worden.“ u 
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ren Brüder, welche in Geld zu entrichten „eine völlige 
Unmöglichkeit ſey,“ mittelit Meberweifung gewifler Aemter 
zur eigenen Revenien » Erhebung zu bewirken, und 2) 
die biernach zu beftimmende Quote mit Rüdfiht auf bona 
praesentia et futura zu beflimmen fey, indem ed vor Beis 
legung der Marburgiihen Sache durchaus an einem Ge 
genftande ber zu treffenden Uebereinfunft fehle, und leicht 
£ommen inne, daß Landgraf Georg (von Darmfladt) nod 
alle übrigen Lande und Leute wegnähme und verfchlänge; 
welcher Bedingung gemäß alfo die verabredete Quote nur 
von dem in dem wirklichen Beſitz des neuen Regenten bes 
findlihen Landestheil verſtanden, und fucceffiv, wie von 
dem jet oecupirten etwas wieder, erlangt würde, vermehrt 
- werben follte. 

Die Landgräfin Zuliane, als Vertreterin „ihrer meh 
rentheild unmündigen, auch noch in der Wiege liegender, 
lieben Kinder,‘ forderte nunmehr für diefelben die Hälfte 
des ganzen Landes, und, nach weiterer Verhandlung , we 
nigftens „trientem de praesentibus et futiris sine onere.“ 
Prinz Wilhelm wollte dieſes nicht zugefiehen, und unter 
ftüßte feine Weigerung mit der Bemerkung: „wie, wenn 
er das Blatt ummende felbjt mit '/, absque onere fidy zu 
“begnügen, und feinen Brüdern .?/, mit allen Laften übers 
laffen zu wollen, erkläre?“ Man verglich ſich hierauf das 
bin, daß den jüngeren Prinzen der vierte Theil. des Lans 
des (die Quart) mit Vorbehalt der Landes⸗Hoheit abgetre 
ten, der Anfchlag dieſes vierten Theild auf die jährlichen 
Sntraden gemacht und feine weitere Theilung deſſelben 
künftig vorgenommen werde, Ä 

Diefes ift die gefhichtlihe Grundlage des bekannten 
Hausvertrages vom 12. Februar 1627, *) wodurch feftge 
fegt wurde, daß Landgraf Wilhelm allein regierender Herr 
feyn und bleiben, und die fürftlibe Regierung nicht zer 
rüttet noch zertrennt werden, den fürftlichen jungen Herren 
Gebrüdern aber der vierte Theil sive quarta tam prae- 


*) Die wir bem Heren Oberappellationdgerichtsrathe Dr, B. W. Pfeifr 
fer in Gaffel verdanken, D. 2. 


sentium. quam futurorum bonorum, absque omni onere 
und ohne einige Schuldenlaft,, eingeantwortet, wegen des 
legteren Borbehalts aber :den jungen Herrn Gebrüdern, 
über ihren Antheil und OrtsBamdes, ſo berfelben in assi- 
gnationem- zufallen würden, “4, gebörige Schadlos⸗Verſchrei⸗ 
bungen eingehändigt werden ſollten. 

In Folge dieſer Uebereinkunft wurde die „Theilung 
des Landes’ auf Die, Weife: vorgenommen, daß „Herrn 
Landgrafen Wilhelm bie J. 5. Gun, verordnete drei vierten 
Theil Landes mit allen. abgerebeten und. placidirten Zus 
behörungen, Hoheit, Gerichtsbarkeiten und Gerectigfeiten, 
dero Herrn Gebrüdern. aber. auch ihr. vierter Theilimit dero 
Dazu verordneten und. verglidienen, Gerichtsbarkeit, ; Ger 
rechtigkeit und Nugungen, derogeftallt aſſignirt worden, daß 
im Sofle etwas daran mangeln wuͤrde, derſelbe Mangel 
durch annehmliche Anmeifungen erfegt: werben ſolle,“ und 
zwar ahn Land und Leuten. „Unter den Schlöffern, Haͤu⸗ 
fern, Städten, Herrſchaften, Land, Leuten und Gütern,‘ 
welche den nachgebornen Prinzen. „zu  Contentirung ihres 
ganzen. vierten Theiles am Niederfuͤrſtenthum und deffen 
Zugehoͤrungen“ übermwiefen wurden, befand. ſich als. ,, fürfte 
liche Reſidenz“ Die. Stadt. Rotenburg, und. daber ift bie 
vertragsmäßige, Benennung diefer Nebenlinie als der fürfts 
lich Rotenburgiſchen Herrſchaft entſtanden. 

Zur Zeit der Abtretung der Quart waren lache jüngere 
Prinzen.des Landgrafen Morig, aus zweiten Ehe, am Les 
ben, und fie alle erhielten gleiche Berechtigung an diefem 
Landestheil. Durch mehrfache Sterbefälle, ohne Hinterlafs 
fung von Nachkommen, hat fi die, ganze Quark auf die 
jüngft ‚ausgeflorbene fürftlihde Familie Eonfolidirtz denn 
nah den Hausverträgen follte: Des mit Tode Abgehenden 
Anteil „Land und Erbſchaft“ den. überbleibenden: Bruͤ⸗ 
dern akkresciren, und erft nachdem, diefelben miteinander 
abgegangen feyn, würden, „„alddann und nicht: eher. folte 
folhe den, jungen Herren zugetheilte Nupte dem älteren 
oder regierenden Herrn zufallen oder. anwachſen.“ — Mähr 
rend ber fiebenjährigen franzoͤſiſchen Occupation warb Dies 
ſes bevorrechtete Beſitzthum des; landgräflichen  Heflen » Ro» 
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tenburgifhen Haufes als gemeine Privatbeſitzung behan- 
delt. Rah Vertreibung den fremden Herrfchaft im Herbſt 
1815 erlangte daffelbe, jegt mit ungefähr 50,000 Einmoß« 
nern, wieder fein voriges Rechtsverhaͤltniß 

Als der Lüneviller Friede den zu jener Quart gehoͤ⸗ 
renden auf der linfen Rheinfeite gelegenen Theil der nie 
dern Grafſchaft Kägenellnbogen (Rheinfels und St. Goar) 
an Frankreich .überlaffen hatte, gab der Reichsdeputations⸗ 
Receß von 1803’ an: HeffensKaffel: dafür: das dermalige Fürs 
ſtenthum $riglar, mit der Bedingung, eine jäprlihe Rente 
von 22,500 fl. an das Haus Heffens Rotenburg zu bezahlen, 
mweldye jedoch kuͤnftig von dem. Ertrag der Rheinſchifffahrts— 
Octroi dann, wenn deffen — dazu dinreichen wuͤrde, 
entrichtet werden ſollte. 

‚Dur Verträge Preußens mit Kurbeffen und Hefiens 
Rotenburg, beide vom 16. October 1845 , erhielt Preußen 
von. Heffen «Rotenburg abgetreten, die niedere Graffchaft 
Kapenellubogen und die Herrſchaft Pleffe nebft dem Kloſter 
Hödelheim und dem Amt Neuengleichen, welche zu der Ros 
tenburgifchen Quart gehörten. (Katzenellnbogen überließ 
Preußen an Naffau, Pleffe an Hannover.) Zugleich ent« 
ſagte Rotenburg dem zeither von Rheinfels geführten Ti—⸗ 
tel cheißt Daher auch fernerhin nicht mehr Heflenrheinfele- 
Rotenburg), behielt-fi aber in Anfehung Des Ueberrejtes 
feiner Quart ben ungekränkten Befig feiner hausvertrages 
mäßigen. Rechte und Einkünfte bevor. Dagegen verfprad 
Preußen, volftändige Entfhädigung durch eine ſchulden— 
freie Herrichaft von :-20,000 Rthlr. reinen Einfommens zu 
geben, welhe Rotenburg als freies Allodium erb⸗ und 
eigenthämlich mit allen den Ehren⸗Rechten befigen folle, 
welche den begünftigten Grundbefigern der Provinz, worin 
fie gelegen: iſt, zuſtehen, oder Üüberdieß noch von ‘dem Kür 
nig beigelegt werden mödten; auch wolle der König ſich 
für Erfüllung ' der fubfidiorifhen Verbindlichkeiten des 
Rheinſchifffahrts⸗Octroi in Ruͤckſicht der darauf angewieſe⸗ 
nen rotenburgiſchen Rente von 22,600 fl. verwenden. Dieſe 
Rente trat Rotenburg ſpaͤter an Preußen ab. Dafuͤr und 
fuͤr obige Abtretungen erhielt daſſelbe von Preußen den 
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ratibor⸗ raudenſchen ern und bie Herrſchaft 
Eorvey: | 


Mit des Stifters Einen, Wilhelm und Karl, hatte 
fih die Linie Heffen > (Rheinfels) Rotenburg in zwei 
Arte, den. zu Rotenburg und den zu Wanfried verbreis 
tet; allein legterer, aus dem noch ein Nebenzweig au Eid» 
wege entfproß, erlofch 1755. 


Der legte Nachkommen jener fuͤrſtlichen Bruͤder, in de⸗ 
ren Beſitz die ſogenannte rotenburgiſche Quart zuerſt ges 
langte, Landgraf Victor Amadeus von Heſſen-Roten⸗ 
burg, geboren 1779,, ſtarb vor Kurzem am 12. Novenber 
1834 zu Zembowig. Die nunmehrige Erlöfhung des Haus 
fes Helfen Rotenburg, it ein ſowohl in publiciſtiſcher als 
— Beziehung wichtiges Ereigniß für Kurheſſen. 


Biele Prozeſſe fällen: nun auf. einmal; weg, melde das 
Berhältniß.diefes Hauſes zu dem regierenden Haufe fort 
und fort veranlaßte Auch find dadurch alle die Echwies 
rigfeiten befeitigt,,. welche der Verwirklichung der Berfaf- 
fung. in dem. Heflen » Rotenburgifben Landestheile bisher 
entgegen. ftanden. Victor Amadeus war ber einzige 
Prinz, des Heſſeu⸗Kaſſeliſchen Megentenhaufes, von dem 
Die. Verfaſſung nie anerkannt worden ift, "weil er behaupe ; 
tete, :in Gemäßheit der Hausvertraͤge auf das Recht Anz, 
ſpruch machen zu können, bei der Entwerfung einer neuen 
Verfaſſung hinzugezogen zu werden, -und-feine Zuftimmung 
zu geben... Geine Gerechtſame und Hoheitsrechte waren 
‚ größer: ald die der Kurbeffiihen Standesherrn. Daher ift 
auch in den Heflen»Rotenburgifchen: Beflgungen Alles bei 
"dem. Alten geblieben, fo daß deren Bewohner bis jegt der 
meiften Einrichtungen entbehren, deren fih die Bewohner 
anderer Kurbeffiicher :Landestheile in Folge ber ‚neueren 
Verfaſſung erfreuen, Selbſt die Trennung der Juftizpflege 
von ‚der Verwaltung iſt in den Heffen »NRotenburgifchen 
Bezirken nicht zur. Ausführung ‚gekommen. Die früher mit 
der Kurheſſiſchen Regierung angefnüpften Unterhandluns 
gen wegen der Abtretung der Regierungsrechte von. Seiten 
bes Landgrafen hatten fich leider zerfchlagen. 

. 16 * 
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Dieſer hatte 450,000 Thaler nebſt noch andern Bedin⸗ 
gungen dafür verlangt, aber die Kurheſſiſchen Landſtaͤnde 
verfagten ihre Zuftimmung zu einem fo läftigen Bertrage. 
Bedeutend ift der reine Gewinn an Einfünften, wels 
cher der Kurheſſiſchen Staatskaſſe durch, den Heimfall der 
betraͤchtlichen Heſſen⸗Rotenburgiſchen Dpmänen zuwaͤchſt. 
Es gewinnt immer mehr das Anſehen, daß die Heſſen⸗ 
Rotenburgifche Hinterlaffenfchaft zu mancherlei Rechtsſtrei⸗ 
ten Veranlaſſung geben duͤrfte, eines Theils zwiſchen dem 
Kurheſſiſchen Fuͤrſtenhauſe und den Kurheſſiſchen Landſtaͤn⸗ 
den; andern Theils zwiſchen den Feudal- und Allodial⸗ 
Erben. Von Seiten des Hofes ſind bereits mehrere Vor⸗ 
ſchritte geſchehen. Dieſer gehet von der Anſicht aus, daß, 
— da das regierende Haus Erbe der heimgefallenen Ne— 
benlinie fey, — die im vormaligen Heffen-Rotenburgifchen 
Landestheile belegenen fürftliden Domänen zu den: Kron⸗ 
Domänen gehörten, fo daß deren Einkünfte zur Vermeh⸗ 
zung der Eivillifte des Regenten dienen müßten. 

Es ift zwar dieſe Anfiht bis jegt noch: nicht Öffentlich 
und offiziell ausgefproden worden; aber alle von Oben 
herab: getroffenen Maßregeln und. erlaffenen Verfügungen 
in Betreff der Befigergreifung des Heſſen⸗Rotenburgiſchen 


> Gebiets fcheinen darauf hinzudeuten. Staatemänner, welche 


die. Einkünfte der erlofchenen Linie ald dem Negenten pers 
fönlich angefallen, betrachten, gehen von der VBoraudfezs 
zung aus, daß diefelben in der bei der Stiftung der Kur: 
beffifhen Landesverfaffung vom Sabre 1831 getroffenen 
Beſtimmung über das Staatsvermögen nicht mit inbegrifs 
fen geweien feyen, indem damals durch die betreffenden 
Gompactate zwiſchen Landesheren und Ständen darüber 
nicht habe verfügt werden können, auch eventuelle Bor 
forge nicht getroffen worben fey, diefer Heimfall alfo außer- 
halb diefer Vereinbarung. geblieben und lediglich nach ben 
älteren Grundfägen der Hausgefege zu beurtheilen fey. 
Anderer Anſicht ift der ftändifhe Ausfhuß, welder 
nad Ausfterben der Heffen-Rotenburgifchen Nebenlinie eine 
Wiedervereinigung des früher getrennten Landestheils mit 
dem Ganzen in der Urt erwartete, baß dadurch eine we⸗ 
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ſentliche Verbeſſerung des Kurheſſiſchen Finanzzuſtandes 
durch Vermehrung der Einkuͤnfte der Staatskaſſe mittelſt 
des auf 60,000 Thlr. jaͤhrlich geſchaͤtzten Ertrags ber Heſ⸗ 
ſen⸗Rotenburgiſchen Domänen » Güter einträte ) Es fehlt 
nicht an Rechtsgelehrten, welche dieſer Anſicht beipflichtend, 
ben gegenwaͤrtigen Heimfall ganz in die Ynalogie der ver⸗ 
faffungsmäßigen Beſtimmungen über bas ee 
wie felbige im $. 139 der Verf.» Kir, enthalten ift, um fo 
‚mehr weifen, als foldye die Qualität der Staatögüter von 
ber Bezeichnung, baß fie „ihrer Natur und Beſtimmung 
nad, als Staatsgut zu betrachten‘ feyen, für erkennbar 
balten, auch ber Bedarf des Kurfürftliden Hofes darauf 
angewieſen ift ($. 141) und im $. 14 eine Vermehrung der 
damaligen Upanagen bei dem Anfalle betraͤchtlichen 
Grundvermögens mit Erlöfhen einer Seiten» 
linie, unter Beiftimmung der Landſtaͤnde, vorbehalten 
ift, welches einen dadurch ipso facto erfolgten Zuwachs 
bes Staatsvermögens Elar vorausfege, wie denn auch bei 
der Stiftung des Beligthums der erlofhenen Linie bie Lan» 
Desbedürfniffe auf daffelbe angewiefen waren, 


ebenfalls wird bei Diefer wichtigen Angelegenheit Die 
Mitwirkung der dabei betheiligten Heſſiſchen Stände nicht 
ausgeſchloſſen werben dürfen. Schon im XVII. Jahrhun⸗ 


*), Wir ‚haben das Kurheſſiſche Finanz: Gefeg vom 25. September 
1834 für die zweite Finanz: Periode von beu Jahren 1834, 1835 
und 1836 vor uns liegen. Sie liefert folgendes Ergebniß: 

Die Einnahme ift angefchhlagen u + .„ » 3,176,480 Thaler, 
Die Ausgabe U 0 2 0000. 3280726 


Mithin ergiebt fich ein Deficit von 104,246 Thaler, 
Aus dem Berichte des Abgeordneten von Baumbach 3ter, Nas 
mens bes Budgets Ausfchuffes, den Militärs Etat betreffend, d. d. 
Kaffel ben 4, Juli 1834, gehet hervor, daß an ben Koften bes 
Kurheffiihen Militär: Etats 73,533 Thaler 1 Ab, 5 d, hätten. 
erfpart werden können, wenn die Staats: Regierung bie Anträge 
des ſtändiſchen Ausfchuffes berüdfichtigt hätte. Der vorzugsweife 
beftrittene Theil des Budget war der Militär Ctat, wobei von 
bem Kriegs : Minifterium fogar auf eine Entſcheidung des Bundes⸗ 
tags provoeirt worben if. - 
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dert hielt man ihre Theilnahme an ſolchen Angelegenheiten 
bes fuͤrſtlichen Hauſes fuͤr nothwendig. Ihre rege Mits 
wirkung fand namentlich bei dem Succeſſionsſtreite zwiſchen 
den beiden fuͤrſtlichen Linien zu Kaſſel und Darmſtadt uͤber 
die Nachlaffenichaft Ludwigs von Marburg, ſtatt. Nachdem 
im Jahre 1627 der Vergleich zwiſchen beiden Häufern über 
die Marburgifche Succeffion zu Stand gefommen, und, darin 
die Eaiferliche Confirmation dergeſtalt, daß. der Vergleich 
feine Wirkung vor dem Erfolg folder Beftätigung haben 
folle, vorbehalten worden, bat ed doch Landgraf Wilhelm 
„bochnöthig befunden, mit Ihren getreuen Landfländen von 
Prälaten, Ritter und Landichaft,. ehe und zuvor allerhöchſt⸗ 
gedachte Majeftät folder Confirmation halber allerunterthä» 
nigft erfucht würden, hiervon gnaͤdig zu communiciren, und 
ihr Bedenken einzuholen, ob fie nämlich rathfam und gut 
befinden könnten, daß es bei jolwer getroffenen VBergleihung ' 
zu laflen, diefelbe nochmalen anzunehmen, und mehr aller» 
hoͤchſt ermähnte Kaiferl; Majeftät um die verglichene allers 
gnädigfte Eonfirmation. allergehorfamjt anzulangen ſey.“ 
Auf die den Ständen (auf dem Landtag vom 10. Oktober 1627) 
mitgetheilte Abichrift des Vergleichs erließen Diefelben in 
eignem Namen ein Schreiben an den Kaifer, *) worin fie, 
„als dabei intereffirte Landftände und Unterthanen, denen 
bes Landes Gelegenheit, Nugen und Wohlfahrt mit befannt 
ſey,“ ganz inftändigft baten, ermeldeten Accord durch ihre 
Kaiferl. Eonfirmation allergnädigft zu beftärfen. Die Con— 
firmation erfolgte fodann am 1. Febr. 1628. In dem Ber» 
trage **) kommen mehrere auf die landjtändifche Wirkſam⸗ 
Eeit fi beziehende Beitimmungen vor; und in der Schlußs 
claufel der Kaiferl, Eonfirmation wurde verordnet, baß dies 
fer Vertrag und die Eonfirmation von der Landgrafen aller» 
feits Ritterſchaft, Landfhaft und Untertanen befhworen 
werden folle, welche Eidesablage am 27. Mär; 1628 auch 
erfolgte. 


2) Abgedruckt in der gründlichen Erzählung des Marburg, Succeſſions⸗ 
ſtreits. ©. 534. 
”*) Beitünig Ih. IX. S. 877, 
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Sehr thaͤtig nahmen ſodann auch die Landſtaͤnde an 
ben ſpaͤterhin zwiſchen den beiden Haͤuſern Kaſſel und Darm: 
ftadt in Folge des 30 sährigen Krieges entitandenen Miß- 
helligkeiten, Theil, 

Als Landgraf Wilhelm in feinem Seftamente die; Bor 
mundfcaft über feinen faum 8 Jahre alten Prinzen und 
Die Regentfchaft über Niederheffen feiner Gemahlin Amalie 
Elifabeth übertragen hatte, fand er. ſich veranlaßt, ihr zwei 
Perſonen aus der Ritterfchaft und drei von feinen NRäthen 
als Mitregenten beizuordnen, außerdem aber noch zu ver; 
ordnen, daß 16 Landräthe, darunter ſechs aus der Rit— 
terfchaft, fehs aus den Städten, und vier Doctoren oder 
andere gelehrte Bediente, der Vormünderin und NRegentin 
beiräthig feyn follten, dergeftalt, daß legtere nebft den vers 
ordnneten Regenten „in vorfallenden wichtigen Sachen mit 
‚deren Rath und Bewilligung handeln und verfahren, und 
die Majora den Schluß maden follten. *) Die Landgräfin 
felbft berief im Mai 1640 die Stände zu einem Landtage, 
um mit ihnen zu berathen, wie und welchergeftalt die legte 
Willend:Berordnung ihres verftorbenen Gemahls, zu Werk 
zu richten, auch wie und woher diejenigen, welde zu Mit⸗ 
regenten und Landräthen beftellt werben follten, zu falari» 
re feyn möchten. 

als fodann im Jahre 1650 Landgraf Wilhelm VL 
die Regierung felbft übernahm, wurden die Stände von 
der KLandgräfin zu einem Landtage berufen, um dem Actui 
abdicationis beizumohnen, auch, was ihnen von dem Lands 
grafen oder deſſen Räthen proponirt werden würde, anzus 
hören, und darauf die gehörige Nothdurft zu des Bas 
terlands Beſten bedenken und fließen zu 
helfen. **) 

Wie auh die Oberheſſiſchen Stände von ihrem 
Landesfürften zu den fürftliden Hausangelegenheiten zus 
gezogen worden, davon geben die Landtagsabichiede vom 


*) Gurtius de consiliariis provincialibus. Prolusio IH. p. 4. 
**) Das Convocationsſchreiben vom 24. Auguft 1650 im landftändifchen 
Archip. 


26. Mai 1625 und 5. Jan. 1631 urkundliche Nachweifung. *) 
Noch andere Vorgänge könnten erwähnt werben, aus wel 
chen fih ergiebt, daß man auch noch im XVIIL Jahrhun⸗ 
dert und in dev neueren Zeit Familienangelegenheiten bes 
fürftliden Haufes und andere wichtige Ereigniffe in dem⸗ 
felben zur unmittelbaren Theilnahme der Landftände geeig⸗ 
net bielte. Diefe Theilnahme nad der altherfümmlichen 
Derfaffung ift dur die neue Verfaffungs, Urkunde vom 
5. Januar 1831 nicht aufgehoben worben. 


* Yfeiffers Geſchichte der landſtändiſchen Werfaffung in Kurheſſen 
(Koffel 1834) ©. 129, 


Gutachtliche Aeußerung 


über die Frage: Ob dem Herrn Grafen zu Iſen⸗ 
bürg-Büdlngen; Erlaucht, das Recht der Landſtand⸗ 
ſchaft in Kurheſſen zuſtehe? 


Zur Erlauterung ws $. 63 Rro. 2 der Verf.⸗urk. Vom Prof, Dr. Jos 
ban zu —— 


Vorbemerkung. 


In den Tanbftänbifchen Verhandlungen ber einzels 
nen deutfhen Staaten kommt mande Frage bes öffent» 
lichen Rechts zur Sprache, ohne jedody immer befriedigend 
beantwortet zu werben. Die verfhiedenartigen Berhaͤltniſſe 
des praftifchen Lebens, welche keine Geſetzgebung je völlig 
erihöpfend zu ordnen vermag, geben hierzu Die natürliche 
Beranlaffung. Bald ift es die Begründung, bald die eigents 
lihe Bedeutfamkeit, bald der Umfang eines folden Vers 
hältniffes, woburd Zweifel angeregt, Sragen veranlaßt und 
Entfcheidungen nothwendig werden. Daß aber die Löfung 
folder Fragen nicht immer die Erwartung des Sachkundi⸗ 
gen befriedige, Tann nicht befremden. Die landftändifchen 
Verhandlungen, zumal wenn fie öffentlich gepflogen werben, 
find für wiffenfchaftliche Unterfuhungen weder geeignet, 
noch beftimmt. Leidenfchaftsiofe Ruhe, kalte Befonnenpeit, 
alljeitiges Erfaffen des Gegenftandes und unparteiifche 
Würdigung aller Gründe, für und wider, find da nicht 
zu erwarten, wo die Entfcheidung einer Frage mit ben 
eigenen Intereſſen der Urtheiler in Berührung kommt; wo 
Die Leidenfchaften fib ins Spiel miſchen; die Meinungen 
oft mit Hitze und Bitterkeit einander gegenüber treten; bie 
Parteien in hartnädigen Kampf gerathen; die Eitelkeit in 
glänzenden Phrafen und Witzworten ſich gefällt, die Ber 
redſamkeit befticht und hinreißt, die Sophiſtik irre führt und 


— 20 — 


täufcht; wo langes Gerede ohne Gehalt die Aufmerkfamkeit 
ermüdet und vom Ziele ablenft; wo jeder Geſchick und 
Beruf zu haben waͤhnt, mitzufpreben, und endlich, nicht 
das Gewicht ber Gründe, fondern die Zahl der Köpfe den 
Ausfihlag gibt. Indeſſen die Entfheidungen’ müffen den» 
noch erfolgen und die Zweifel befeitiget werden, wenn nit 
die Geſchaͤfte felbft, welche den Ständeverfammlungen ob» 
‚liegen, unerledigt bleiben folen. Beſonders ſchlimm find 
in diefer Beziehung’ die Staaten daran, wo das Einkam⸗ 
merſyſtem eingeführt iſt, fo groß. auch im Uebrigen bie 
Vortheile diefes Syſtems feyn mögen, weil auch die mwidys 
tigften Tragen nur einer _einmaligen Prüfung unterzogen 
und übereilte Beichlüffe nur mit Nachtheil für bas eigene An» 
fehen der Kammer wieder aufgehoben werden fünnen. 
Kaum in einer andern deutichen. Ständeverfammlung 
drängten ſich aber die ftaatsrechtliche Fragen mehr, als im 
der erftien Kurheſſiſchen vom Jahr 18° /,... Es. ift dieß fehr 
begreiflihd. Eine neue Verfaſſung war gegeben, die ins 
Leben eingeführt werben, die alten Verbältniffe umgeftalten 
und neue bilden ſollte. Durch die Verfaffung, melde der 
‚Staatsregierung neue, noch ungewohnte Schranken fegte, 
und dem Volke neue Rechte einräumte, mußte nothwendig 
ein Konflikt der intereffen, ein Kampf zwifchen den Inter—⸗ 
efienten. entftehen, in Folge deflen Zweifel über die Worte 
und den Sinn einzelner Beſtimmungen des Grundgefeges 
angeregt. und verfchiedene Deutungen verſucht wurden. 
Mancherlei Umftände, die raſch aufeinander folgten, ver 
‚anlaßten neue Fragen, und mit dieſen neue Zweifel, 
‚Reibungen und Kämpfe. Doch dieß Alles ift zu befannt, 
als daß ed einer weiteren Auseinanderſetzung beduͤrfte. 
Unter den vielerlei. Diskuffionen über einzelne Bor: 
Schriften der Verf. -Urf, fam auch das flandesperrlide 
Verhaähltniß, namentlih die Frage zur Spradhe: Wer 
nab dem $. 63. Nro. 2, der Verf.⸗Urk. als Standesherr 
zu betrachten und fomit zur Landftandfchaft berechtiget fey? 
Die angeführte Stelle der Verf. Urf. lauter nämlich woͤrt⸗ 
lich ſo: $ 63 „Die Ständeverfammlung wird gw 
bildet dur folgende Mitglieder, nämlid: — — 
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2) Das Hauptieder fuͤrſtlichen ober graͤflichen, 
ehemals reichsunmittelbaren Familie, welche 
eine Standbesherrfh.aft. in Kurheſſen be 
figt, mit Gefattung ber Etellvertretung durch 
eines ihrer dazu fähigen Familienglieder, und 
in deren Ermangelung oder Berbinderung 
Durch einen andern geeigneten Bevollmäctig- 
ten, welder in KRurbeffen begütert iſt“. 

Als nun ber Herr Graf zu Jfenburg-Büdingen, 
Mitinpaber des Ortes Rüdingen, einen Bevollmaͤchtig— 
ten zum Landtage abordnete, trug die. Majorität des Legis 
timations-Ausfchuffes darauf an, daß die Ständeverfamm» 
lung erklären; möge:. „der; Herr Vollmachtgeber 
fey, wegen mangelndber.objeftiver Bedingung 
niht für berecht igt zu halten, an ber furheffis 
fben Bolfsvertretung Antheil zunehmen.” Der 
Mangel der objektiven Bedingung wurde dadurd bes 
gründet, daß a) der Ort Rüdingen feine Standesherr⸗ 
fhaft im rechtliden Sinne des Wortes fey, „indem als 
eine folche nur ein vormals reichsunmittelbares , dem In— 
haber zur deutſchen Landeshoheit, meiſt auch zur Reiches 
ſtandſchaft berechtigendes Territorium erfcheine‘‘, und daß 
b) der Herr Vollmachtgeber nit einmal alleiniger Befiger 
Diefes Ortes fey, Sondern nur einen Antheil daran befige, 
indem Rüdingen dem fürftlihen und gräfliden Haufe ges 
meinſchaftlich zuſtehe. Anerkannt wurde indeffen, daß der 
Herr Vollmachtgeber das Haupt der ftandesherrlihen gräfr 
lichen Familie JZfenburg:- Büdingen ſey. — Schreiber 
Diefes, ebenfalls Mitglied bes gedachten Ausfchuffes, war 
‚mit noch einem Ausfhußmitgliede anderer Meinung. Die 
Ständeverfammlung- entfchied ſich für die Anfiht der Mir 
norität, jedoh nur proviforifh, mie aus dem Gutachten 
felbft erhellet. 

In der Stänbeverfammlung von 1833, mwelde an bie 
Stelle der im März deffelben Jahrs aufgelöften getreten 
war, Eam Diefelbe Frage wieder in Anregung. Der Legitis 
mationsausfhuß verneinte die Frage: „ob die Zamilie 
bes Herrn Grafen zu Jfenburg- Büdingen in Kurheſſen 
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überhaupt zur Landſtandſchaft berechtiget ſey? aus dem 
Grunde, weil dieſe Familie eine Standesherrſchaft, 
welche nach der Verf.⸗Urk. 5. 63 Nro. 2 zur Landſtand⸗ 
ſchaft erforderlich ſey, in Kurheſſen nicht beſitze, indem der 
Ort Ruͤckingen keine ſolche ſey. Er führte mehrere That⸗ 
ſachen an, wodurch bewieſen werben ſollte, daß Ruͤcki ngen 
bloß eine vormals reichsritterſchaftliche Beſitzung, ein Lehngut 
geweſen ſey, und ſtellte den Antrag: „die Staatsregierung 
um die nöthige Grklaͤrung über die angeführten Thatſachen 
zu erſuchen.“ Die -Ständeverfammlung genehmigte in der 
Sigung vom 26. Juni 1833 biefen Antrag, und erfuchte 
demgemäß die Staatsregierung um bie erwähnte Erklärung. 

Das Minifterium bes Innern fertigte (18. Zuli) den 
Bericht des Ausſchuſſes und: das: Ianbftändifche Schreiben 
bem Verfaſſer diefes abfchriftlich zu, um fih bald thunlichſt 
über die beftrittene Landftandfhaft bes Grafen 
zu Sfenburg: Büdingen gutachtlih zu äußern. Der 
felbe fandte (23. Zuli) nadftehendes Gutachten ein: 


Gutachtliche Aeußerung über die Frage: Ob dem Herrn 
Grafen zu Iſenburg-Buͤdingen, Erlaucht, das Necht der 
Landſtandſchaft in Kurheffen zuftehe? 


Die Ständeverfammlung vom Jahr 18°/,, hat bie vor 
liegende Frage, welche von der Majorität des Legitima— 
tions-Ausfchuffes wegen Mangels des objektiven Erforder; 
niffes zur Landftandfchaft Cnach $. 63, Nr. 2, der Berf.s 
Urf.) verneint wurde, nach langer wiederholter Dis kuſſion 
CLandt.Verh. Abth. VI, ©. 1237 fg. u. ©. 1293 fg.) 
bejaht, jedoch auf den Antrag des Herrn Deputirten Pfeif 
fer, nur proviforifch, fo daß diefe bejahende Entfcheidung 
an fi fein Präjubiz für des Herrn Grafen Erlaucht gegen 
eine künftige Ständeverfammlung bilden fann. Es ift da: 
ber für den gegenwärtigen Landtag, bei welchem biefe Frage 
wieber zur Sprache fam, allerdings res integra, und wuͤrde 
ed felbft dann noch fein, wenn bie berührte Entſcheidung 
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befinitiv erfolgt wäre, infofern fi) nämlich nachweiſen ließe, 
daß diefelbe eine Abänderung ber VerfUrk. enthalte. Der 
Legitimationd » Ausfhuß der jept verfammelten Landſtaͤnde 
verneintenun bie obige, Frage aus demfelben Grunde, aus 
welchem die Majorität des. Legitimationd » Ausfchuffes der 
Ständeverfammlung vom Jahr 48°'/,, dieſes that, weil naͤm⸗ 
lich der Herr Graf zu Zfenburg » Büdingen keine Standes» 
herrſchaft im Sinne der Verf.⸗Urk. 5. 63 Nr. 2 befige, in« 
dem der Ort Rüdingen, woran ihm zubem nur ein ideeller 
Antheil zuftehe, Leine folche fey, auch durch die Verordnung 
vom 31. Dezember 1816, worin jener Ort als ftandes« 
herrlicher Bezirk erwähnt werde, die Eigenfchaft einer Stans 
desherrſchaft niche habe erlangen können, Der, Legitima- 
tions⸗Ausſchuß des jebigen Landtages ftellte demnach an dies 
fen den Antrag: „die: Staatsregierung um bie nöthige Er⸗ 
klaͤrung über die Nichtigkeit: der (vom Ausfchuffe ) ange⸗ 
füprten Thatſachen zu erſuchen.“ Die. Ständeverfamm; 
lung genehmigte biefen Antrag ‚ unb erklärte alfo nn. 
indirekt, daß ' 

HD die Rehtsanf bt, von welcher der ——— 
Ausſchuß ausging, uͤber jeden Einwand erhaben ſey/ 
und daß 

2) der Staatsregierung: über die Rebtsfrage, ob dem 
Heren Grafen zu Jfenburg » Büdingen das Recht der 
Landſtandſchaft nach der Verf.⸗Urk. zuftehe oder HIN 
fein Urtpeil zukomme. 

Diefe legtexe Borausfegung ift ſchon des halb grundios, 
weil es ſich im vorliegenden Falle um: keine bloße Legiti⸗ 
mation zum wirklichen Eintritte.in die Stänbeverfammlung, 
fondern zugleich, ja’jegt allein darum, ob bem Herrn 
Grafen zu Iſenburg «Büdingen nah der Verf. Urk. übers 
baupt das Recht der Landftandfchaft gebühre, alfo um 
das verfaffungsmäßige Landſtandſchafts recht deſſel⸗ 
ben, ſonach um eine Erklaͤrung der Verfaſſungs— 
Urkunde handelt, und zwar um eine Erklärung, welce 
mit früheren, vor der Verkündigung ber Verf.⸗Urk. begrüns 
beten Berhältniffen, ‚beziehungsmweife von ber Gtaatsregies 
zung übernommenen Berbindlichkeiten. zufammenhängt, von 
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deren Erfüllung: die Staatsregierung durch feinen Beſchluß 
der. Stäubeverfammlurig befreiet werden fann, wie mohl 
von. felbft einleuchten dürfte... Ebenſowenig tft die Rech ts⸗ 
frage über Die Standesherrlidkeit, weldhe in Be 
zug auf bie vorliegende Hauptfrage als präjudicielle Vor— 
frage erfcheint, von ſolcher Befchaffenheit, daß die Staͤn—⸗ 
deverfammlung definitiv Darüber entfcheiden könnte. Denn 
fie ift eine Frage des deutſchen Bundesrechtö, worüber die 
kegte Entiheidung unbezweifelt der Bunbesverfammlung 
ausfaließlich zufteht. Die gegenwärtige Ständeverfammlung 
bat daher einen ganz irrigen Weg eingeſchlagen, wenn fie 
bei der Auslegung des $. 63, Nro. 2. der: BerfsUrf. ledig⸗ 
lich von ihrer Anſicht über Standesherrlichkeit ausging, 
und „bei. der. Beantwortung der vorliegenden. Frage die 
Berf.⸗Urk. ald eine ſelbſtſtaͤndige, ja als ‚die. einzige und 
ausfchließlihe Erklaͤrungs⸗ und. RE — bes 
trachtete und. befolgte. 

‚ Der Untergeichnete, ‚welcher. ſchon. am Landtage vom 
Jabr 18°/,, — zum großen Mißfallen Vieler, um. das er 
fih aber ebenfowenig als um den: Beifall Fümmerte, oder 
je kümmert, ſobald es das Recht gilt — feine von der 
Anfiht derMajorität des damaligen Legitimations⸗Ausſchuſſes 
vollig sabweihende Anſicht, theils in feinem Separat-Botum, 
theils bei den Verhandlungen uͤber dieſen Gegenſtand, 

Eandt.⸗Verh. a. a. O. und: Beil. LI, 
— bat, will nun verſuchen, das wahre Verhaͤlt⸗ 
niß. der Sache in gebrängter Kürze zu entwideln. Vorlaͤufig 
bemerkt er, Daß. es fih hier nicht um politifche Gründe, 
welche es etwa wuͤnſchenswerth mawen fünnten, die Ans 
zahl der Etandesherren ‚zu! vermindern (denn: in bieler 
Hinficht. gefteht er offen, daß ihm die ganze Standesherr⸗ 
lichkeit als eine Anomalie erfcheint, welche der voliftän» 
digen Entwidelung des Eonftitutionellen Lebens in man 
wer Beziehung. hemmend 'entgegentrite); - fondern lediglich 
um dag Red handele, welchem * olitiſche Ruͤckſicht 
weichen muß. 

Um nun zuvoͤrderſt den richtigen. Standyunkt zu 
gewinnen, von welchem man bei der Beantwortung der 
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vorliegenden Frage auszugehen hat, und welcher fon oben 
angedeutet wurde, muß man Bin wohl unbeztoeifelt rapie 
Anficht feithalten: 


daß das, Durch die politiſchen Ereigniſſe, namentlich 
die Aufloͤſung des deutſchen Reiches und die Etifs 
tung des Rheinbundes, herbeigeführte, ftandedherrs 
liche Berpältniß bundesrehtlicher Natur, darum 
dem einfeitigen Verfügungsrechke der’ einzelnen 
Bundesftaaten entzogen fey, und zu der Zeit, als 
die BerfaffungssUrfunde berathen, angenommen und 
verfünder worden, fon lange — vor. 
Hieraus folgt: daß 


1) die ſtandesherrlichen Rechte‘ an ſich von der Ven · um 


unabbängig feyen; daß mithin 


2) die Verf.⸗Urk. diefelben-reihtlich auch nid beſchran⸗ 


«fen oder ſchmaͤlern konnte. Eine ſolche rechtswidrige 


Beſchraͤnküng darf man der Äbſicht der damaligen 


Staͤndererſammlung um fo-mweniger unterlegen, als 
dien; den befannten Rechtsgrundſaͤtzen zuwider "wäre, 


und hierin zugleich die-Behauptung läge, daß auch 


3 


N) 


der erhabene Gründer‘ der: Verf.⸗Urk. die gegen’ den 
deutfhen Bund übernommenen Berbindlichkeiten nicht 
gekannt oder. nicht beachtet habe. Die Staatsregie⸗ 
rung und Die damalige Ständeverfammlung, melde 
legtere: die Stellung des Kurftaates zum deutſchen 
Bunde und: die dadarch begründeten Verpältniffe als 
außer dem Bereiche ihrer Wirkfamkeit liegend be— 
trachtete, fahen das ſtandesherrliche Verpältniß ale ein 
bereits beſtehendes, und ihrer einfeitigen Verfügung 
entzogenesd. Inſtitut an, das fie zwar nicht erweitern, 
aber auch nicht befchränken wollten, fondern in feiner 
rechtlichen Beſchaffenheit unverändert liefen, wie dieß 
aus dein $ 49 der Verf.⸗Urk. Deutlich. erhellet. Eine 
weitere Folge Hiervon ift demnach auch die: daß 

ber $. 63, Nr. 2 der Verf.uUrk. über das ftandesperr- 
liche Verhaͤltniß ſelbſt nichts entfcheiden, fondern bloß 
die, den unter’ Eurbeffiiher Oberhoheit Rehenden Stan» 
besherren, in Anfehung der Landſtandſchaft, nad dem. 
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Bundesrechte gebührende Befugniß ausſprechen, alfo 
das bereits beſtehende Recht nur beſtaͤtigen wollte. 

Dem Gefagten zufolge kann der $. 63, Nr. 2 der Verf.⸗ 
Urk. bei. der Beantwortung der in. Rebe befindlichen, Frage 
weder als primitive nod als alleinige und ausſchließliche 
Entſcheidungsnorm angefehen, werden, fondern ift vielmehr 
dieſe Frage vorzugsweiſe nach den. bereits vor ber Verf.⸗ 
Urt. beftandenen.bundssrechtlichen Beftimmungen und Staats⸗ 
verträgem zu beurtheilen. Ä 

Es ‚verhält ſich demnach ſoe Wer: nach Diefen Beftim» 
mungen und Vertraͤgen zur ‚Zeit, vor der Verf.⸗ Urk. ale 
Standesherr im Sinne der Bundesakte, und vermoͤge ſei⸗ 
ner mit. Kurheſſen einverleihten Beſitzung als unter kurheſ⸗ 
ſiſcher Oberhoheit ſtehend zu betrachten war, dem ſteht auch 
nach dem $: 63, Nr. 2 der Verf.⸗Urk. das. Recht der Lands 
ftandfchaft zu, eben weil; wie, gezeigt: warden, Die Verf.Urk. 
die ſtandesherrlichen Rechte weder beſchraͤnken fonnte noch 
wollte, da dieſe nad, Urt. 63 der. Wiener Schlußakte uns 
ter die Garantie, des Bundes geftellt und: den einfeitigen 
Derfügung der; einzelnen Bundesſtaaten völlig: entzogen find, 
wie dieß alles. bereits; am Laudtage 18°"/,, von, dem Unter⸗ 
zeichneten. bemerkt: worden. ifl. ar 

Nach dieſer Feſtſetzung des Standpunktes und bezies 
hungswieſe der hier einſchlaͤgigen Entſcheidungsnormen iſt 
nun naͤher zu unterſuchen, was dieſe Normen hinſichtlich 
der Landſtandſchaft der Standesherren beſtimmen. 

Es kann hier als bekanut vorausgeſetzt werden, daß 
der Ausdruck Standesherr in: dem Sinne, in welchem 
er jetzt in der Theorie und, den Landesgefegen gebraucht 
wird, wornach er, die ehemals reihsftändifchen, jegt fubjir 
eirten fuͤrſtlichen und gräfliben Häufer im, Ulgemeinen 
bezeichnet, weber in. ber rheinischen. Bundesakte, welche 
diefen Ausdruck gar nicht kennt, noch in der deutichen 
Bundesakte. vorkommt, fondern: diefe -legtere, damit. einen 
fehr befchränkten Einn verbindet, auf den es bier aleın 
ankommt. er Be 

Die Bundesakte hat nämlich das ſtandesherrliche Ber: 
bältniß in einer dreifahen Beziehung: aufgefaßt: 
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1) im Verhältniffe zum Bunde, in welcher Pins 
fit die Bundesverfammlung in Erwägung’ nehmen 
fol, „ob den mebdiatifirten vormaligen Reichöftänden 
einige Eurialfliimmen in pleno zugeflanden werben 
ſollen;“ (2. Alte. Art.6a. €.) 

2) im Verpältniffe zu fämmtliden Bundes- 
ftaaten, in welder Hinfidht die fogenannten Stans 
desherren zum hoben Adel gehören und das Recht 
der Ebenbürtigfeit in dem bisher damit verbundenen 

Begriffe haben follen, und 

3) im Berhältniffe zu den Bunbesftaaten, zu 
welden die einzelnen Ötanbesherren ges 
bören cf. .. er, Ueberf. der Verhandl. des Wie 
ner Congr., E. 322 fo. ) 

Sn dieſer legten Hinficht wird den Standesperren 
als gleichförmig bleibender Rechtszuſtand bunbdesgefeglich 
unter anderem zugefibert: „die Häupter diefer Cd. i. 
fürftlihen und gräfliden) Häufer find die erfien Stan 
Desherren in dem Staate, zu dem fie gehören.” 

Ueber den Sinn diefer Stelle, der kaum zweifelhaft 
feyn kann, fagt v. Dreſch (Abhandl. über Gegenftände 
des Öffentl. Rechts ıc., Münden 1830, 8., ©. 163 fg.) Fol⸗ 
gendes: „die eigentlihe Bedeutung ber angeführten Stelle 
ift aber, daß die Standesherren a) Landftänbe feyn follen, 
und zwar b) Die erften, c) mit eigenem Rechte. Cnicht bloß 
durch Wahl) und d) erblid. Das erfte ergiebt ſich dars 
aus, daß der Ausdrud „Stand“ im deutihen flaatsrechts 
lichen Sinne immer das ftändifhe Verhältniß zum Reiche 
ober zu einem einzelnen Lande bezeichnete; auch find Die 
Standesherren in den preußilhen Entwürfen der Bundes» 
akte, welche wieder den öfterreichifchen zu Grunde lagen, 
ausdruͤcklich die erſten Landflände genannt (f. Klüber, 
At. d. W. L, II. ©. 36, 306), und die amtliche französ 
ſiſche Ueberfegung fagt: „les chefs de ces maisons for- 
ment la premiere classe des états eto,‘ Das andere ers 
giebt fih aus dem einfahen Wortlaute: wo ed demnach 
eine erfte und zweite Kammer, eine hohe und eine der Ges 
meinen giebt, und gehören fie jener an, und wo nur eine 

VI. Band. 2, Heft. 17 
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Kammer: beftöht, ‚gehören fie zur erften Klaffe in derſelben, 
oder bilden fie allein. Das dritte ergiebt fihb, wenn man 
erwägt, daß ſchon dem niedern Reichsadel in der Bun— 
desafte Antheilan derlandftandfhaft zugelproden 
it: den erften Standesherren der privilegirteften 
Klaffe muß ein Mehreres zuftehen; und das ift die Lands 
ftandfchaft aus eignem Rechte, die felbfiftändige oder die 
angeborne, wie man es immer nennen will. Endlich ers 
giebt fich. das 'vierte daraus, daß nicht bloß Diejenigen, Die 
zur Zeit der Bundesafte lebten, fondern überhaupt die 
Häupter der ftandesherrlichen Samilie für die erften Stans 
desherrn erklärt wurden; abgefehen davon, daß nad Deuts 
ſchem Herkommen die Landftandichaft in den adelihen Sas 
milien, die fie befaßen, immer erblich war (vergl. das Arc. 
f ſtandesherrl. Berhältn., J., 1. ©. 116 fg.) ” 

Klüber Cim öffentl. R., 3. Ausg, $. 292 u. dort 
Not. a) fagt: „In der Abfiht auf Landſtandſchaft verord— 
net die deutſche Bundesakte: daß die Häupter der ftan- 
desherrlichen FSamilien die erften Standesherren in 
dem Staate, zu dem fie gehören, ſeyn ſollen,“ und fügt in 
der angezogenen Note, unter Anführung der aud von 
Dreſch gebraudten Argumente noch hinzu: Landſtand⸗ 
Schaft ſteht den Häuptern der ſtandesherrlichen Häufer, in 
diefer Eigenſchaft, mithin zspo jure, zu, nit durch Wahl, 
und nicht als Deputirten oder Abgeordneten; infofern wers 
den fie zuweilen geborne oder Erblandftände genannt.‘ 

Gegen diefe Erflärung, welche ganz den über die Stans 
beöherren im Wiener Congreſſe gepflogenen Berbandluns 
gen gemäß ift (Kluͤber, Ueberf. ©. 274 fg), kann ein be» 
gründeter Zweifel wohl nicht erhoben werben, 

Eine weitere, im vorliegenden Falle weſentlich in Ber 
acht to mmende, Frage ift die: „Ob dDiefes Landſtand— 
ſchaftsrecht der Standesherren durchein ſolches 
Landeigenthum, mit welchem ehemals das Recht 
ber Reichsſtandſchaft, ſomit auch die Landesho— 
hleit fürden Beſitzer verbunden war, bedingt ſey? 

Der Unterzeichnete muß dieſe Frage, welche in den Ge— 
ſetzen nicht ausdruͤcklich entſchieden iſt, verneinen und bes 


— 29 — 


haupten, Daß. au das Eigenthum an; einem Theile, ja 
felbft: das Gefammteigenthum: an einer ſolchen  Hinreiche, 
ſobald das Beſitzthum nur zur Zeit der Mediatiſirung zum 
Complexe der Landbeſitzungen gehörte; melde Die Reichs» 
unmittelbarkeit und Reihsftandfchaft begründeten, und fo» 
nad) jest als. ein; ffandesherrliches Gebiet, d. h. als 
ein ſolches erfheint, in Anfehung beffenider fFandesherrlichen 
Bamilie die ftandesherrlichen: &atsrecyte, die die deutfche 
Bunbdesakte einräumt, zufiehen, und, in. Folge deffen- die 
ftandesperrlihe Samilie.demi Staate, in deſſen Gebiete das 
Beſitzthum liegt, als. folde, * ——— gemaͤß, 
angehoͤrt. 
Diefe Behauptung berubt — (olgeuten Gründen: 

4) Dei der Regulirung des ftandesherrlichen Berpältniffes 
wurde ‚nirgends ein beftimmtes Gebietseigenthum 

„als nothwendige Bedingung ber Standesherrlich⸗ 

‚Leit feftgefegt, fondern wabei 'Hauptfählich auf Das _ 

0. Berhältniß', „in welchem die jetzigen ſtandesherrlichen 
Familien zum Reiche ſtanden, geſehen. Dieß ergiebt ſich 
auch daraus, daß das Recht der Standesherrlichkeit eis 

—nigen Familien, melde feine reichsſtaͤndiſchen, ſondern 

bloß reihsunmittelbare Güter beſaßen, ja ſelbſt ſolchen, 

die bloß für ihre Perſon Theil an einer reichsgraͤfli— 
chen Comitial⸗Curiatſtimme hatten, eingeraͤumt wurde 
(ſ. Kluͤber, öff.: R., F. 201 m ©::815...Heffter, 
Beitr. zum deutſchen Stants 8; und’ ————— Berl. 
1829, S. 102). 

.2):Die Bedingung einer —— — ſetzt 
—die Bundesakte (Art. 14, vorletzter Abſ.) blos bei dem 
Landſtandſchaftsrechte des ehemaligen Reichsadels (der 
ehemal. unmittelbaren Reichsritterſchaft) feſt. Hier⸗ 

aus muß, nach der Auslegungsregel: „wenn zweien 
zwar daſſelbe Necht, dem Einen aber unter einer Bes 
dingung, zugeftanden wird, fo muß angenommen 
werden, daß ber Andere an diefe Bedingung nicht 
gebunden fey;t’ gefolgert werden, daß zu dem fan» 
desherrlichen Landftandfchaftsrechte eine beftimmte 
Degüterung nicht erforderlich, fondern ' 
17 * 
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3) dieſes Landfiandfchaftsredht als ein perfonlides 
Standesvorzugsrecht ber Häupter der ſtandesherrlichen 
Familien zu betrachten ſey; wie denn auch in der 
Bundesakte dieſes Recht vor den in Anſehung der 
Guͤter eingeraͤumten Befugniſſen aufgefuͤhrt, und von 
Klüber. (CUeberſ.S. 322 und öffentl. R., $. 304) 
als Ausfluß des perfönlidhen: Berpättniffes ber 
Standesherren betrachtet wird. 

4) Man: braucht: zur Geltendmachung eines Rechtes nicht 
mehr nachzuweiſen, als das Geſetz, welches das Recht 
einräumt, vorfchreibt. Das Gefeg fchreibt aber bier 
bloß vor, daß die erſten Stanbesherren a) die Häups 

- ter. b) fürftlicher:; oder gräflicher: ©). vormals reiche» 
ftänbifcher Familien feyn muͤſſen. Das Grundeigens 
tbum kommt nur infofern in Betracht, als. nad 

—demſelben zu beſtimmeniſt, welchem Staate 
ein Standesherrals ſolcher angehört, im 
Dem der Wohnfig allein.diefes Verhältniß der Staats» 
angehörigkeit dazum nicht beftimmen kann, weil die 
Staudesherren die unbeſchraͤnkte Sreiheit haben, ib» 
sen Yufenthalt in jedem zum Bunde gehörigen oder 
mit :Demfelben in Frieden lebenden Staate zu ned» 
men (Bundesakte, Art.:14, 0.1). 

5) Viele Standesperren befigen nicht mehr alles, was 
fie zur Zeit des Reiches. befeffen. Haben, ohne daß 

. man ihnen; deßhalb bie. Rechte der Standesperrlichkeit 
ftreitig madt oder maden kann. 

6) Andere Standesperren haben die Befigungen, vermöge 
welcher ihnen ehemals die Reichsftandfchaft zuftand, 
in mehreren Bundesftaaten zerfireut. Sie würden 
alfo, wenn. der Befig des ganzen Complexes der 
ehemals. zur Reichsftandfchaft berechtigt babenden 
Landestheile Bedingung zur Geltendmahung ih— 
res Landftandfchaftsrechtes. wäre, diefes in feinem 
Bundesfiaate anſprechen können und ſonach, obgleich 
fie die privilegirtefte Standestlaffe bilden, in 
politifcher Hinfiht unter dem Bürgers und Bauernftande 
zu * kommen. Bedenkt man endlich 
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79 Daß. es lediglich von den Staatenabhaͤngt, ſich die 
sn ſtandesherrlichen Bebiete gegenſeitig abzutreten; fo 
ſtaͤnde es in der Gewalt der einzelnen Bundesſtaaten, 
durch Zerſtuͤckelung der ſtandesherrlichen Gebiete, den 

Standesherren das. Landſtandſchaftsrecht völlig zu 
entziehen, und würden fchon jetzt die Standesperren, 
welche vier, drei oder „wei:&ouveraine haben, 
— in feinem Staate, in welchem ihre Befigungen lie 
—“gen, ihr. Landflandfchaftsrecht geltend machen können: 
Dieſes wäre, insbefondere in Anfehung der fuͤrſtlichen 
und gräfluhen: Häufer Ifenburg der Ball, beren Haͤup⸗ 
— ter weder in Kurheſſen noh im Großherzogthume 
a. HeffenLandftandfchaftsrecht hätten, weil ihre Befigun: 
ADSagen theilweife in jenem, theilweiſe in biefem Staate 
ss... .ktegen. ‚Daß aber dieſes wirklich der. Fall fey, wird 
sn: wohl kein Sachkundiger behaupten, 
Der Zerritorialbefig kommt bloß. infofern in Betracht, 
ala: nah demfelben, allein: befiimmt werben fann, weldem 
Staate oder welchen Staaten eine ſtandesherrliche Familie 
als ſolche angehört; und; in biefer Hinſicht muß jedes Be⸗ 
ſitzthum für genuͤgend erklärt: werden, weldes zur Zeit ber 
Mediatifitung zum reihsunmittelbaren Landeomplexe einer 
ſolchen Familie gehörte, und jegt für dieſe die Pflicht zur 
Anerkennung ber Hoheit des Staates,: in welchem daſſelbe 
liegt, begründet,: von dieſem Staate aber. als ſtandesherrli⸗ 
bes Gebiet vermöge beftchender Verträge, durch welche es 
als folches an ihn: übergegangen ift, anerkennen muß und 
auch wirklich anerkennt. Denn fobaldder Umftand, daß 
ein Standesherr dem Staate A vermöge: eines — gleichviel 
ob großen oder: kleinen — ſtandesherrlichen Grundbeſitzes 
daſelbſt als Standesherr angehödre, rechtlich feſtſteht, iſt 
er auch befugt, die mit der Standesherrlichkeit bundesrecht⸗ 
lich verbundenen. Rechte in dem Staate A geltend zu madyen, 
Wollte man diefes ibeftreiten, fo müßte-man den. Standes; 
derren die Befugniß zugeftiehen, gegen jede Zerftädelung 
ihres Gebietes, als eine Aufhebung ihrer eigentliden 
Standesherrlichkeit, nämlich des. Meihts der angebornen 
Landſtandſchaft, zu proteftien und den Schug des Bundes 
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dagegen zu reklamiren. Da: man aber dieſe Befugniß nicht 
behaupten kaun, weil das Recht: ber ZerritorialeBeränderung 
ein weſen tliches Hoheitsrecht iſt; fo kann man auch die Richtig⸗ 
keit der aufgeſtellten Anſicht folgerichtig nicht beſtreiten“ Diefe 
wurde auch weder von den Regierungen noch von den Pub⸗ 
liciſten je in Zweifel: gezogen. Deßhalb werden die Stans 
beöherren, deren Gebiete immehreren deutſchen Stäaten lies 
gen, auch als allen dieſen Staaten: zugbeich angehö— 
tige Standesherren betrachtet und als ſolche von den Pub⸗ 
liciſten aufgefuͤhrt (ſ. Klüber’s Verz. der Standesherren 
in ſeinem oͤff. R, S. 813 fg. v. Bangem, die Verfaſſungs⸗ 
geſetze deutſcher Staaten x. I. ©; 225 fg.). Und fo kann 
auch nicht gelaͤugnet werden, daß das. gräflih Iſenburg⸗ 
Buͤdingiſche Haus ,: wegen feines: in Kurheffen befindlichen, 
yon: dem; Großherzogthume Heflen an diefes abgetletenen 
Beſitzthumes, als fiandesperrliche: Familie auch Kurheſſen 
angehörig ſey, wie nicht nur aus dem gedachten Ver⸗ 
frage vom 29. Juni 1816 (MänTeNs,::recueil: eto. ISup- 
plement. T. :VIL, .p. 65: fg.) ſondern auch aus: ber kur⸗ 
- beffiiben Verordnung vom 31: Dezember 1816 (Gef. Samml. 
von 1816, Nr. XXL,. ©.. 179): und :fgäteren Verordnungen 
(#3: vom 13. Januar 1817, vom 14. April 1817, nom 
30. Mai 1818, vom 6. Dftober 1818, yom 7. Juni: 1819, 
vom 6. Februar 1821, vom 11. April. 1821, vom’ 4.’ April 
1822, vom 10. ‚Dezember 1823: 26), fo: wie aus: dem von 
der kurheſſiſchen Staatsregierung bei der. Bundesverfamms 
fung eingereichten Berzeichniffe.der,: Kurbeflen angehörigen, 
Standesherrn (f.-Klüber, Verz. im öf. R. Nr V., ©. 
839 u. 844) und aus den oben: angeführten, von Publiciften 
gefertigten Verzeichniffen ber de utſchen Standesherren 
beutlich erhellet; .abgefehen davon, daß auch der Herr Graf 
zu Iſenburg-Buͤdingen die Verfaffungs-Urfunde befhworen 
und: schon die Vollmacht des. ftandesperzlichen . Bevollmädy 
tigten zum Landtage von 18°), mitunterzeichnet hat, ohne 
Daß Dagegen irgend eine Cinwenbung gefhah. Die That 
Face, daß der Herr Graf zu Stenburgs Büdingen als Stan» 
beöherr auch < KRurheffen angehöre, laäßt ſich eben fo 
wenig in. Übrebe fielen, als die Thatfiache, daß Ruͤckin⸗ 
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gen an Kurheſſen als ſtandesherrlicher Bezirk von Heſ⸗ 
ſen⸗Darmſtadt abgetreten und von Kurheſſen als folder 
in Beſitz genommen und sanerfannt worden, daß mithin 
NRüdingen jetzt in Kurheſſen liegt. Kurheffen konnte die 
Qualität des abgetretenen. Drtes eben ſo wenig einfeitig 
verändern, als das gräflihe Haus nöthig'hatte, ſich die 
Stanbesherrlichkeit, Die ibm notorifch fchon: vor der Ab» 
tretung von Rüdingen an Kurheſſen zuftand, erft von dies 
fem :Staate. verleihen: zu laffen. Die früheren. Lehnsver: 
bältniffe. von Rüdingen:: kommen gleichfalls, nit in Bes 
tracht, da bekanntlich die meiften Gebietstheile der Kleines 
zen ehemaligen Zerritorialherren lehnbar waren; was bei 
ben. Iſenburgiſchen Befigungen ganz befonders der Fall 
war (m ſ. z. B. Lünig,.corp.. jur. ‘feud, J. Bd., ©. 
1154, 1155,. 1158, 1419, 1595, 1597, 1841, 184%, 1865, 
1867, 1875, 1902.: Ik Bb., S. 1210,. 1212,::1350 und 
1I. ®b., ©. 133 fg)..sDier. kommt es nur darauf an, 
ob auch Rüdingen zu dem ehemals reihsunmittelbaren 
Güters-Eomplere gehörte, 'urid nun: als eine ſtandesherrliche 
Befigung betrachtet werden. müfe, was ; unbebingt zu bes 
jaben und auch noch von keinem Staate .beftritten, fondern 
vielmehr dadurch thatſaͤchlich anerkannt worden ift, daß 
Ruͤckingen als foldye Befigung von HeffenDarmftadt an 
Kurheſſen vermöge Vertrags überging. Die Befugnig Kurs 
beflens zur vertragsmäßigen Erwerbung von Rüdingen in 
gedachter Sigenfchaft und zu der damit als nöthwendige 
Folge zufammenhängenden Unerfennung der ftandesherrlis 
— ualitat wird man ad —— Bug bezweifeln 

nne‘ 

| Gefegt aber auch, Kurheſſen haͤtte dem Orte Ruͤckingen 
erſt die ſſandesherrliche Qualitaäht verliehen (mas je—⸗ 
doch nicht behauptet werden kann, wenn man nicht Staats» 
vertraͤge und Geſchichte ignoriren will, da Ruͤckingen ſchon 
vor der Erwerbung von Kurheſſen unbeſtritten ſtandesherr⸗ 
liche Qualität hatte und mit dieſer Qualität an Kurheſſen 
überging), fo würde daraus keineswegs die vom Legitima- 
tions⸗Ausſchuſſe abgeleitete Folge, fondern vielmehr umge, 
kehrt die ‚Folge hervorgehen, daß dem Herren Grafen zu 
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Kenburg» Büdingen die Landftandfhaft zuftehe. Denn in 
diefem Falle würde der befagte Herr Graf, wenn aud als 
Bein: deutſcher, fo doch. als kurheſſiſcher Standesherr, und 
Rüdingen folgerichtig als burheſſiſche Standesherrfchaft ers 
feinen, und. es wuͤrde der F.63, Nr. 2. der Verfaffungss 
Urkunde auf ihn völlig paflen, da diefer $. nicht befagt, 
daß nur deutſche Standesherren zur Landflandfchaft bes 
rechtiget , Furheffifhe aber bavon ausgeſchloſſen feyn 
follen, und fi auch, kein fonfliger Hinreichender Rechtsgrund 
auffinden: ließe, wornady den kurheſſiſchen Standes 
herren in’ Kurheſſen weniger Rechte zuſtehen follen, 
als den Deuntfchen. 

Steht demmach feft, daß der Herr Graf zu Iſenburg⸗ 
Büdingen, vermöge Des von: Kurbeffen mit dem Großher⸗ 
zogthume Heflen .abgefchloffenen, und vollzogenen Zerritos 
rial- Ausgleichungevertrages und der bamit nach den oben 
entwidelten deutſchrechtlichen Staatsrechtsgrundſaͤtzen vers 
Bundenen Folgen, aub Kurheſſen als Standes— 
berr angehörig iſt; fo folgt fein. Recht zur 
Landftandfhaftin Kurheſſen von felbft, da die 
fes Recht nach den elaren Worten der beutfhen Buns 
besafte und ber hiernach gebildeten Doktrin cKlüber, $. 
304) den Standesherren. eben in den Staaten zufteht, 
zu welden fie gehören... ft es ferner ausgemacht, daß 
der durch die Bundesafte in Verbindung mit der Schluß— 
akte des Wiener Kongreffes von 1815 begründete Rechtes 
zufland der Standeshperren bundbesrehtlidber Natur, 
und ausdrüflih unter die. Garantie des Bundes geftellt 
ift (Schl. Aft., Art. 63); fo fann auch dem Herrn Grafen 
zu Iſenburg-Buͤdingen von Kurheſſen das Recht der Land» 
ſtandſchaft ohne feine Zuſtimmung nicht entzogen werden; 
und ift folglich auch Ruͤckingen, wegen welches Ortes ber 
gedachte Herr Graf als: deutfcher Standesherr auch Kurs 
heſſen angehört cf. Klüber, oͤff. R., ©. 834 und 8445 
v. Zangen, o. a. O. ©. 240), als eine Standesherrfchaft 
im oben angegebenen Sinne der Berfaffungs-Urfunde, mors 
nach diefe Die begründeten Rechte der Standesherren weder 
beſchraͤnken noch erweitern konnte oder wollte, zu betrachten. 
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Erſcheint endlich die Beachfüng der ftanbesherrlidsen 
Rechte von Seiten ber einzelnen Bundesftaaten, denen: bie 
Standesherren angehören, unläugbar: als eine: bundes⸗ 
mäßige Verpflichtung (Schl. Akt, Art, 163) ; ſo folgt 
hieraus von ſelbſt, daß die Staatsregierufign dur ‚keinen 
Beſchluß der Staͤndeverſammlung an’;jener Beachtung ges 
hindert werden kann, da „die im Bunde vereinten ſouve⸗ 
rainen Fuͤrſten durch keine landſtaͤndiſche Verfaſſung in ber 
Erfüllung: ihrer bundesmaͤßigen Verpflichtungen gehindert 
oder befchränft werben dürfen” (Schl. Act Art.58) ; wodurch 
zugleich deutlich wird, daß‘ der $. 63, Nr: 2 der Verfaſſungs⸗ 
Urfunde wirflid nur den: oben entwidelten Sinn haben 
könne und daher jede andere Auslegung bes — 
$. unzuläffig ſey. 
—Daß uͤbrigens ber bloße. Mitbeſitz an Rudingen in * 
Sache nichts aͤndern koͤnne, geht daraus hervor, daß das 
Beſitzthum gezeigtermaßen bloß wegen der ‚Staatsangehds 
rigkeit der Standesherren in Betracht kommt, dieſe Ange⸗ 
böͤrigkeit aber, da. ſie bereits anerkannt iſt, in Bezug auf 
den Herren Grafen zu Iſenburg⸗Buͤdingen nicht in Zwelfel 
gezogen werden kann. Nur fo viel- ift Flar, daß wegen 
Ruͤckingen ſtets nur Ein Standesperr zum Landtage er⸗ 
fbeinen duͤrſe, indem; die Zahl der deutfchen, Kurheſſen 
angebörigen Standesherren auf fünf Häufer , ſonach auch 
auf fünf Häupter derfelben ober fünf: eigentliche: Stams 
besherren, vermöge ber beftehenden ie und er⸗ 
folgten Anerkennung beſchraͤnkt iſt. 


Marburg am 23. Juli 1833. 


Ba 


| e Dr. Zordan. 
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‚si 
Schlußbemerfung. 

Der im Nov. des Jahrs 1833 neu zjufammengetretene 
Landtag (am vorigen: wurde die Frage nicht mehr entſchie⸗ 
den, fondern bloß das Gutachten, deffen Abdruc die Staates 
segierung veranftaltet hatte, unter die Mitglieder der Stäns 
beverfammlung vertheilt) entfchieb anfangs auf den Ans 
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trag. des Kegitimations⸗ Ausfhuffes gegen ben Herrn Gra⸗ 
fen; hob aber. bald darauf, mac einem veränderten An» 
trage deſſelben Ausſchuſſes, deſſen Mitglieder: inzwifchen, 
Der; Mehrzahl .nach,, seine andere Meberzeugung gewonnen 
botten, dieſenBeſchluß wieder auf, :und faßte einen neuen, 
welcher der, im Gutachten: ausgefprodenen Anfiht ‚völlig 
gemäß war. Wie bedenklich: muß es ‚nicht um. das: dffent- 
liche -Unfehen einer Kammer. eben, melde dur einen fo 
auffallenden Schritt, wie die. dffentliche Aufhebung eines 
oͤffentlich gefoßten : Beſchluſſes iſt, unumwunden an den 
Tag legt... daß fie. fi bei deri früheren Beſchlußfaſ⸗ 
fung übereilt :und, die. fhon' damals: .befannten richtigen 
Gründe verfannt. oder: nicht begriffen habe, da neue That⸗ 
ſachen inzwifhen nicht eingetreten find? Kann man fi 
wundern, wenn dadurch auch die rechtliche Haltbarkeit des 
zweiten: Beichluffes: und überhaupt: Die. intellectuelle: Faͤhig⸗ 
Eeit ‚der Kammer felbft vor den Augen :des Volkes: zweifels 
haft wurde? Doch. Blößen diefer Art. find, wie ſchon im 
Eingange bemerkt wurde, bei: dem :Einfammerfyfteme. un» 
permeidlich, zumal wenn, wie: nach der. kurheſſiſchen Ver⸗ 
faffungs-Urfunde, die. Staatsregierung in den Stand ges 
fegt ift, Dem größten. Theile tälentpoller: und charakterfeſter 
Männer den: Zutritt zur Kammer zu verſchließen. Es ift 
jebod ein: gefährliches Wagniß,- von : diefer Möglichkeit 
wirklichen Gebrauch zu machen, und dadurch die moraliiche 
Kraft und Wirkfamkeit der Kammer zu lähmen, und ihr 
Anfehen bei dem Volke, hierdurch aber: auch zugleich den 
Glauben an die Verfaſſung felbft zu untergraben. Was 
folte in bedenklihen Zeiten dad Ganze zufammen und Die 
Reidenfchaften im Zaume balten, wenn es fein Nationals 
heiligthum, keinen Stügpunkt des allgemeinen Vertrauens 
mehr giebt? 

Das vorliegende Gutachten, welches neben einem großen 
Drange von Berufsgefchäften in. großer Eile verfaßt wor: 
ben ift, wie aus der Vorbemerkung erhellet, war. nicht für 
den Druck beſtimmt. Der Verfaſſer glaubte, baß es bloß 
zum Privatgebrauce des Landtagskommiſſars dienen follte, 
weil er durhaus nicht, erwarten konnte, daß bie Staats⸗ 
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regierung bei ihren Gefinnungen gegen ihn, fich auf feine 
Autorität berufen würde, Der Abdruck des Gutachtens ers 
folgte ohne fein Wiffen und Wollen, und wurde ihm 
erft Durch die minifterielle Zufertigung eines Exemplare 
(8. Aug. 1833) befannt. Gleichwohl übergiebt er es bier 
in der urfpränglichen unvollfommenen -Geftalt dem größer 
ren fachfundigen Publitum (welches die Umftände, unter 
denen ed verfaßt wurde, bei der. Würdigung deffelben nicht 
unbeachtet laſſen wird), weil eine Umarbeitung den ge⸗ 
ſchichtlichen Standpunkt der Sache, der gewiß für Manchen 
nicht ohne Intereſſe iſt, gaͤnzlich verruͤckt haben wuͤrde. 
In einem Archive zumal darf hiſtoriſche Genauigkeit nie— 
mals außer Acht gelaffen werden, weil ein ‚Archiv nice 
bloß für: das Beduͤrfniß der Gegenwart, ſonbern Aud für 
den einftigen Geſchichtsforſcher beſtimnit if. Die Anficht 
des Derfaflers in Bezug auf die allgemeine Frage, die 
bier in Betracht kam, und welde in den Bundesgeſetzen 
nicht ‚onadrägflich. entſchieden iſt / Rann fon aus dieſer un 
vollkommenen Arbeit erkannt, und ſomit auch der Zweck, 
den ers Bei’ Dieſer Veroͤffentlichung im’ Augge hatte, voͤllig 
erreicht werben,’ Er: wollte: naͤmlich die Frage:In wire⸗ 
weitedas Beſitzt hum beiſdem Landiſt andiſcha fit s⸗ 
rechte der Standesherren von Finfluß:feyfrin 
Anregung bringen und dadurch eine gründlichere Beants 
wortung derſelben, als melde er zu ‚geben, ab Anke ift, 
u feiner eigenen Beledrun ſowohl als zur Foͤrde Fung der 
Wifenfeäft peranlaſſen. Aud das Zweifeln ift ni t ohne 
Verdienſt; es ift der ee Sdritt zur Erkenntniß, zum 
— 
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Wir: baben, nad. —— Unferes Staatsrathes 
mit Beirat. und Zuſtimmung Unferer Lieben und Ges 
treuen. der — des ——— — und verorbnen, 
wie ee ur yadı 

; Ira: i $ 4, ar. 

Die von 'eiher pitonihefenfänft zu errichtende Hypo 
theken⸗ und Wechſel⸗Bank beſteht unter dem Schuge und 
ber fortmägtenden Oberaufſicht der "Staatsregierung. 


$. 2. 

Sie erhält für fih und ihre allenfallfigen Filial. Ban⸗ 
ken das ausſchließende Privilegium F. 8, Banknoten auf 
den Inhaber (au porteur) in Umlauf zu ſetzen. Radab- 
mungen oder Veraͤnderungen der Banknoten werden bis 
zur Bekanntmachung eines allgemeinen Strafgeſetzbuches 
in ben älteren Kreifen dies ſeits des Rheines nach Art. 347, 
Thl. I. des Strafgeſetzbuches vom Jahre 1813 beftraft. Im 
— ſoll die Strafe der Zwangsarbeiten nicht unter 

8 Jahren nach den Diſtinktionen des Art. 347, Thl. L des 


Strafgeſetzbuches vom Fahre 1813 eintreten. Die Dauer 
Diefer Privilegien wird: der: Staatsregierung nad vorläufis 
gem Benehmen mit den BRRREUMEFEN IOIRSER zu beftimmen, 
überlaffen. 
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Ihre Statuten, fowie die in der Folge zu treffenden 
Abänderungen derfelben unterliegen ber Eönigliden Geneh⸗ 
migung. 

5. 4 

Der Bankfonds wird durch baar einzuzaͤhlende Aktien 
gebilbet. 

F. 5. 

Aktien der Bank werden nur auf Namen, weder auf 
Wahlſpruͤche, noch auf de Inhaber (au porteur) außs 
BIDIRE: 

| s 6. | 

Die Bank hat wenigftens drei Funftheil⸗ ihres Fonds 
zu Anleihen auf Grund und Boden zu verwenden. 

Das Marimum der Zinſen iſt Vier vom Hundert. 
Die Bank ift verbunden, auf Verlangen Annuitäten im 
Verhältniffe diefes Zinfes zu bewilligen. 


8. 7. 

Sie: iſt ermaͤchtiget, mit den übrigen zwei Fuͤnftheilen 
andere Bank» und Wechfelgefhäfte zu maden, und bat 
biebei vorzüglich die gemerbtreibende Klaffe zu unterftügen. 

Dagegen find ihre KRommiffionsgefhäfte und Geſchaͤfte 
in ausländifhen Staatspapieren, ſowohl per Caſſa, als 
auf Lieferung oder Depot unterfagt. 

Die Bank kann Leibrentenverträge fchließen, und eine 
Lebensverfiherunge » Anftalt errichten. 


$. 8. 

Sn Folge dieſer Befugniffe und Verbindlichkeiten wird 
der Bank die Emittirung von unverzinslihen Banknoten 
bewilligt. Die Summe diefer Banknoten darf jedoch nie 
den Betrag von */, tel des Bankfondes, im höcften Falle 
nie die Summe von 8 Millionen überfchreiten, und muß 


jebenfalls- für ‚?/, der Emiffton. mit dem Doppelten der von 
ihr auf. Grund und. Boden anliegenden. Hypothek, für das 
weitere, "/, aber. wenigfiens mit einem. gleihen, ftets in 
baarem vorhandenen Geldvorrathe der Bank: Kaffe geded 
feyn. Die Bank ift verpflichtet, ihre Noten auf Begehren 
fogleich bei ihren Kaſſen einzulöfen; die Banknoten follen 
in ihrem geringften Betrage nicht unter 10 fl. ausgeſtellt 
werden. | — 
$. 9 | 

Die Bank und ihre Filials Banken genießen für ihre 
Wecfelgefhäfte die Wecyfelrechte des Augsburger Handels, 
platzes. eg 
- Die Filial-Banken haben ihren Gerihtsftand bei den 
Handels» und Wechfelgerichten, wo fie ihren Sig haben. 

| $. 10. 

Die Bank wird in ihren, von der Staatsregierung 
genehmigten Statuten jene: Beftimmungen feſtſetzen, welche 
zu Sicherſtellung der puͤnktlichen Entrichtung der Zinfen 
und Friften von den auf Grund und Boden zu machenden 
Darlehen nöthig. erfcheinen, ‚und. in die Darlehens - Ber: 
träge aufgenommen werden follen. 


S: 11. 
Unfere Staats-Minifterien. bes Innern und der Finans 
zen find mit dem Volzuge beauftragt. 
Gegeben, Münden am 1. Zuli 1834. 
| Ludwig. 
Fürft v. Wrede. Schr. v. Lerchenfeld. v. Weim 
sid. Frhr. v. Giſe. Fürft v. Dettingen- 
WBallerftein. Frhr. v. Schrenk. 
Nah Koͤniglich allerhoͤchſtem Befehl: 
Der Staatsrath und General: Sekretair, 
Egid v. Kobell, 
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Bemerkungen zu dieſem Geſetze. 





Unter die zablreihen und fegensvollen Fruͤchte, welche 
der jüngfte Landtag für Baiern gebracht: hat, gehört un. 
ftreitig auch Die erfreuliche Ausficht auf Die Gründung eines 
vaterländifhen Banfinftituts, welche durch das bier mits 
getheilte Geleg eröffnet worden if. Das Bedürfniß einer 
ſolchen Creditanftalt war längft fhon anerkannt, Auf der 
einen Geite hörte man beftändig Elagen über die Schwies 
rigkeiten, baare Darleihen gegen mäßige Zinſen zu erbals 
ten; der Mangel an Realkredit zeigt fih auf eine fehr 
füplbare Weife, befonders bei der Aderbaus und Gewerbe: 
treibenden Klaffe der Staatsbürger, und faft anf allen 
Landtagen wurde die Thärigkeit der Regierung zur Abhuͤlfe 
genes Mangels angerufen. 

Zweimal Fam diefer Gegenftand in den Berfammluns 
gen der Reichsſtaͤnde des Königreichs Baiern zur Sprache, 
und man fühlte bei Gelegenheit der Verhandlungen über 
das Hypothekengeſetz, das Bedürfniß, den Realitätenbes 
figern in ihren mißlihen Verpältniffen zu helfen. Das Pros 
ject einer Staats »Zettelbant , fo den baierifhen Ständen 
in ihrer zweiten Verfammlung (Jahr 1822) von dem Eds 
nigl. Sinanzminifterium vorgelegt ward, wurde fhon in 
ber zweiten Kammer aus mehreren fehr triftigen Gründen 
verworfen. Warum folte auch ohne das höchfte dringendfte 
Bedürfnig in Baiern ein. Schritt gemacht werden, deffen 
ungeheure Folgen in feinem Nachbarftaate ein warnendes 
Deifpiel geben. ) — Auch der Ereditverein, den der koͤnigl. 
baierifhe Präfident, Freiherr v. Aretin, für das König- 
reich Baiern im Jahre 1823 vorfhlug, hatte fo vieles ges 
gen ſich, daß er nicht zu Stande kam. *) Seitdem ift auch ° 


*) Bergl, Mofthof, über die neu zu errichtende baierifhe Bank, 
in Hartlebens Allgem. Deutſche Zuftize, Cameral- und Polis 
zeifama, Jahrgang 1822, ©. 63, 
**) Vergl. Über die Errichtung eines Grebitvereines für das Königreich 
Baiern, Borläufige Mittheilungen von Chr. Frhr. von Aretin, 
Münden 1823. 
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auf der anderen Seite die Klage ber Gelbbefiger über 
Mangel an Gelegenpeit, ihre Baarſchaften auf eine ſichere 
Weife nugbringend anzulegen, fehr vernehmbar geworden. 
Das baare Geld, welches durch die Belebung der Induſtrie 
und des Aderbaues reichliche Früchte tragen Eönnte, bleibt 
todt und unbenugt in der Kaffe des Privatmannes aufbe 
wahrt, oder firömt dem Auslande zu, und wird dem Hans 
del mit auswärtigen Stantspapieren zugewendet, deren 
Garantie von Staatöwegen einerleits, felbft bei dem beiten 
Willen, der ewigen Ungewißheit über Krieg oder Frieden 
wegen, ebenfowenig verbürgt und geleiftet werden fann, 
als andererfeits die Befiger felbft bei dem friedlichften po- 
litiſchen Zuftande den vollen Werth derjelben erzwingen 
können, indem fie aller Mittel ermangeln, ihr Recht ge 
gen die Willkuͤhr der Gewalt geltend zu maden. 

Man follte zwar glauben, daß vorerwähnte beide Kia 
gen nicht wohl nebeneinander beftehen könnten; man follte 
vielmehr glauben , daß der Mangel an Credit Durch die 
Verlegenheit der Geldbefiger nad und nad von ſelbſt vers 
ſchwinden müffe, und daß es, nahdem ed niht an Baars 
fchaften fehlt, auch nicht an Gelegenheit fehlen Könnte, 
folhe als Darleipen zu erhalten; allein eine langjäprige 
Erfahrung hat gezeigt, daß dieß keineswegs der Fall ſey. 
Es bedarf ndämlih eined vermittelnden Organes, durd 
deffen Tnätigkeit der Ereditfuchende dem Geldbefiger näher 
gebracht wird; es bedarf einer Hand, in welde der Geld» 
befiger feine Baarfhaften vertrauensvoll niederlegt, und 
aus welcher derjenige, der Credit verdient, die Kapitalien 
empfängt, welde ihm zum Betriebe der Landwirthſchaft 
und feiner Gewerbe unentbehrlich find. Dieſes Beduͤrfniß 
konnte dem forgfältigen Auge einer erleucteten Regierung 
nicht verborgen bleiben; fie mußte es fi zur Aufgabe mas 
hen, im Geifte des öffentlihen Vertrauens jenes vermits 
telnde Organ zu gründen, welches, indem eö beide Zwede 
zugleich erreicht, dem Wucher und der Speculationsjucdht 
feinen Spielraum gewährt, und ben Geldmäller entbehr- 
lid made. Auf dem Landtage von 1825 war man ernft 
lich darauf bedacht, Ddiefem längft gefüplten Beduͤrfniſſe 
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durch die Errichtung einer zweckmaͤßigen Credit⸗Anſtalt ab⸗ 
zubelfen, deren Wohlthaten andere tadten laͤngſt ſich zu 
erfreuen haben *). Das Gefetz über' die Creditpeteine der 
baierifchen Gutebeflger vom 11, Etptemder 1825. war die 
Zolge diefer Sorgfalt. Es war keine Überipannte Erwar— 


tung 


‚ daß ein Ereditverein, mit einigen Privflegien aus» 


geftattet, in Baiern ohne Schwierigkeit, Ins Leben treten 
. Aa De? Yas Te u Tr DR. 
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Beſonders iſt hier 548 Grebirfoftems innen »öftiihen preußt 
ſchen Provinzenzzu gedenken. Es bezeichnet dort die Vereini⸗ 


gung der, größeren Gutöbefiger, zu einer Korperſchaft, welche auf 


die dazu „gehörigen Güter Darleihen aufnimme, darüber Schuld— 


ſcheine, au porteur lautend, ausgiebt, und mit dem Gefammtertbit 


ſowohl für Kapital‘ als richtige Zinszahlung Sicherheit leiſtet. 


Dieſe Einrichtung rührt von den ehemaligen Miniſtern von Schla⸗ 


berndorf und. Struenſee unter Friedrich dem Großen herr Sie 
trug anfangs viel zum Flor jener größ eren Güter, der ehemals adelichen 
Güter bei, und ward, nach den damaligen Zeitbegriffen, beſonders deshalb 
eingeführt, um dem Adel wieder aufzuhelfen, ben man als die erfte Stüge 
des Etaated, und als die gebornen Befehishaber im Kriege anſah. 


Die Folgen wareh indeß fpäter zuweilen nachtgeitig. Leute, welche 


ſonſt nur gefucht hatten iihte Güter rein non Schulden zu mas 


chen, fanden es ſehr angenehm, durch Tolche d Darlehen dis zur 


. ‚Hälfte des Werthes: ihrer Grundſtücke auf einmal baares Geld zu 


befommen;- dieſes verfchwendeten fie entweder, oder, fie verwandten 
es zum Ankauf mehrerer Güter, die alle ; icht ganz bezahlt wurden. 
As daher das Elend des Krieges im Sehr 1506 mit feinen vers 
derblichen Folgen hereinbrach, und zugleich aud) die Getreidepreife 
fanten , da waren ſehr viele’ Gutsbefiger wenigſtens materiell ban⸗ 


kerout, und 'man mußte ihnen mit dem unglücklichen Indult oder 


Moratorium aufhelfen, weiches: die Klippe iſt, an der jeder Grebit 


ſcheitert. Obwohl dieſe Einrichtung zus Seit der Noth das nicht 


ganz leiſtete, was man von ihr erwartete, fo wurde fie dody in 
mehreren anderen preußiſchen Provinzen, nämlich ber Mark, Pom⸗ 
mern und Oftpreußen mit verfdiedenen Berbefferungen eingeführt 
und bis jegt vortheilhaft aufrecht erhalten. Noch im Jahre 1821 wurde 
ein :Sreditoerein :im Großherzogthum Pofen errichtet. Außerdem 
beftehem? folche Vereine in dem Fürſtenthum Braunfdmweig: 


‚ Rüneburg feit, 1791, verbunden mit einem Zilgungdfond ber 


vI 


Pfandbriefe, in den Herzogthümern Schtefwig und Holftein, 
in Eſth- und Lieflann, fo wie in dem Großherzogthum Med: 
Ienburg. | | M . u | 
Band 2, Heft." au x 18 
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koͤnnte. Dan’ ertheilke baber. einem, “ofen Yeröine be Er- 
maͤchtigung, P Pfanddriefe auf jeden Inhaber (au porteur) 
in Umlauf zu ſetzen ; man fuchte den Umſatz dieſer Papiere 
durch — hinſichtlich des Hypotheken weſens zu 
fördern ;. man erſtreckte die Strafgeſetze uͤber Faͤlſchung der 
Staatspapiere auch auf die Faͤtfchung jener Pfandbriefe, 
und erklaͤrte im Voraus, daß den Beſtimmungen, welche 
die Satzungen des Vereins uͤber die Sicherheit und die 
Zwangsmaaßregelnegegen ſaͤumige Bühler enthalten werden, 
die Kraft des Gefehes beigelegt ſeyn foll. Allein’ ungeach⸗ 
tet dieſer Vorzüge, welche durch das Geſetz vom 11. Sep— 
tember 188 ee waren, ift ed nicht möglich gewefen, 
eine Anftalt ‚der, „bezeichneten ‚Art, wirklich ins Leben zu 
rufen, und. alle Berfuche ‚fheiterten an. dem Umſtande, daß 
die zur Unternehmung geneigten Kapitalbeſitzer ſtets die 
Ermaͤchtigung zuanderen Baukgeſchaͤften als mnertäßliche 
Bedingung voranſtellten. Selbſt die Befugniß, welche der 
Staatsregierung durch das Finanzgeſetz vom W. Dezember 
1831 ertheilt worden war, naͤmlich: dem Creditvereine mit 
einem Aktienfonds von 300,000 fl. aus der Staatsfaffe beis 
zutreten, ift ohne Erfolg geblieben; es hat fich vielmehr bis 
zur Evidenz Pig ein Verein, welcher blos auf Realis 
täten ausleihet, wird gegen Berzinfung wieder Geld herein⸗ 
jiehet, nicht nür Beine Dividende geben, fondern uͤberhaupt 
nicht beftehen konne, ohne unverhaͤltnißmaͤßige Opfer an 
Sınfen von ben Geldfuchenden zu fordern; es wurde die 
Meberzeugung: erlangt, daß einem Vereine, welchem die Vers 
bindlichkeit auferlegt .ift, 'banre Darleihen gegen mäßige 
Zinfen zu geben „die Befugniß nicht vorenthalten werden 
dürfe, mit kinem Theile feiner Fonds eigentlihe Bankge— 
ſchaͤſte zu machen. Diefe Erfahrung koͤnnte nicht verloren 
gehen. Inzwiſchen waren feit dem Gefege vom 11. Sepr 
« tember 1825. acht Jahre verfloffen, und feit diefem Zeit: 
raume find die Amftände, welche die Errichtung einer Eres 
ditanjtalt in’ Baiern wünfchenswerth) machten, noch drin» 
gender geworden; denn gerade jegt ift die Unterftügung 
dur eine Bank. dem Gewerbsfleiße und der Induſtrie 
hoͤchſt nothwendig, nachdem durch den großen Zoll «Verein 
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‚ein, erweiteter Markt eröffnet ift, wo die Fabrikate im freien 
‚Verkehr in den Vereinsftaaten, die eine Bevdlferung von 
‚22 Millionen Menfchen enthalten, einen größeren Abfag 
finden, wo fie aber auch Die freie Konkurrenz mit den Fabris 
‚gaten ber Vereinslande zu befieben haben. Auf der anderen 
‚Seite bat fih auch die Verlegenpeit der Geldbefiger ver- 
:größert, ſeitdem die Staatsfchulden-Zilgungsanftalt durch 
höhere Ruͤckſichten ſich gezwungen ſah, den Darleihern ihre 
Kaffen zu verfohließen, und die Annahme der baaren Ans 
lehen zu ſiſtiren, welche ihr bisher im reichlichen Maaße 
zugeſloſſen waren. Das Beduͤrfniß einer Bankanſtalt war 
daher nie groͤßer, als gegenwaͤrtig. Am 14. Maͤrz 1834 
‚bat der königliche Staatsminiſter des Innern den Geſetz⸗ 
entwurf — die Erridtung einer .baierifhen Hypothek und 
Wechſelbank betreffend. — bei der Kammer der Abgeorbnes 
ten eingebradt. — Der Gefegesentwurf batte fih darauf 
beſchraͤnkt, die allgemeinen Umriffe auszuſprechen; er hatte 
ſich damit begnügt, die Schranfen feftzufegen, innerhalb 
beren die Bankanftalt. fi zu bewegen habe; bie. inneren 
Verhaͤltniſſe der Bank felbit, die Dauer ihres Privilegiums 
foßlte den. künftigen, mit der Genehmigung der Gtaatsre- 
gierung zu verfehenden Statuten überlaffen bleiben. Es 
war dabei'nicht überfehen, daß die zu errichtende Hypothek 
und Wechſelbank Feine Staats-, fondern lediglich eine 
Privatanftalt feyn dürfe, daß diefelbe jedod unter den 
Schuß und die fortwährende Oberaufſicht der Staatsregies 
rung geftellt werden müffe; doch fol fi die Regierung 
"jedes anderen Einfluffes als des ihres Echupes und ber 
Oberaufſicht über die firenge Befolgung ihrer Orundgefege 
"enthalten, wie biefes 3. DB. in England und den nordame— 
rikaniſchen Freiftaaten der Sal ift, wo die Privatbanfen 
ein großes Vertrauen genießen, und fi hauptſaͤchlich dess 
halb in demfelben zu behaupten wiffen. *) Se reiner fich 


*) Ein bebeutenber Hebel in dem Volksverkehr ift die. 1816 mit einem 
Kapital von 35 Millionen Dollars auf Actien geftiftete und auf 20 
Jahre bevorrechtete Bank der vereinigten Amerikaniſchen Staaten 
geweien. — ben Kongreß ermächtigt, legte bie Regierung fieben 
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eine’ Bank in ihrem urfpränglichen Privat⸗Wirkungskreiſe 
behauptet, defto vortbeilhafter ift ihr Einfluß auf Handel 
"und Verkehr, defto geficherter ihr Eredit; - Nichts gefährdet 





Millionen Dollars in ber Bank ein. Es wurden Sweig= Banken 
in verfchiedenen Staaten geftiftet, wo das Umlaufsgeld nicht mit 
Gold und Silber gleich fand, Ihre Noten wurden überall bei 
Abgabenzahlungen. angenommen, ohne: Rüdfit auf den Ort, wo 
fie ausgegeben waren, und gegen, baares Geld von ben, Banken 
eingelöft. In allen Danbelsftädten der vereinigten Staaten, bei 
allen Gefchäften waren fie im Umlauf und felbft die Zettel der 
entfernteften Zweig? Banken verloren nichts von dem wirklichen Wech⸗ 
felwerth gegen Silber, Sie gewährten ein ſicheres und bequemes 
Umlaufsmittel und bei der engen -Verbindung der Banken in den 
’ einzelnen Staaten, bie. in’ ber Bank der Vereinigten Staaten ihren 
Mittelpuntt, und ihre Stütze hatten, war bie Kortfchaffung von 
Geldmitteln wohlfeiler als in irgend einem andern Lande, Die 
Bank genoß ein ausfchließendes Vorrecht, und im Beſitz eines 
unermeplichen Kapitals übte fie einen vormwaltenden Einfluß auf 
dem Gelbmarfte, Sie vereinigte die Gefchäfte einer Depofiten=Discontos 
und Girculationsbanf, nahm großen Antheil an dem Discontirgeichäfte, 
und durch ‚ihre Bweige und die anfehnlichen Depofiten dew Regie 
rung, die aus den Einnahmsüberſchüſſen beftanden,: ward es ihr 
erleichtert, ihrer Thätigkeit eine große Ausdehnung zu geben, fait 
ein Monopol in bem Wechfelhandel zu erhalten und beſonders auch 
von dem auswärtigen Wechſelhandel bedeutenden Gewinn zu ziehen. 
Der Finanzverwaltung gewährt fie große Erleichterung. In Ames 
rita, wo bie vollziehende Gewalt von 'vier zu vier Jahren veräns 
dert wird und die Vorftände der. einzelnen: Verwältungszweige noch 
häufiger wechfeln, ift es wichtig,’ daß die Mofchine zur Einfamms 
lung ber Einkünfte beharrlich ſey. Durch Vermittelung der Bank 
werden die Einkünfte der Regierung im ganzen Umfange ber Vers 
einigten Staaten eingenommen und vertheilt, ohne Koften oder 
Verluft für den Staat, und außer, daß die Bank die Staatsgelder 
ohne alle Gebühren don einem Orte zum andern fhafft, übernimmt 
fie auch die Beforgung von’ Anleihen und leiftet biefelben Dienfte, 
wofür in England, der Staat jührlid) 270,000 Pfund Sterling bes 
zahlen muß. Die Bank hatte dagegen feither, außer dem auss 
fließenden Vor recht, ihren Gewinn von den Depofiten der Regie: 
rung, und dba bie Regierung die Noten jeder Zweigbank nach dem 
Nennwerth nahm, fo lieh fie auf dieſe Weife der Bankgeſellſchaft 
den National Gredit zu dem ganzen Betrag der Ginnahme des 
Staatsſchatzes. Man ſchätzt ben Betrag des umlaufenden Geldes 
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aber denfelben mehr, als zu nahe VBerbinbungen mit 
dem Staate, der .bei einer fih ergebenden übergroßen 
Finanznoth die Bank als eine willkommene Hülfsanftalt 
für feine zerruͤtteten Finanzen und weniger als Befoͤrde⸗ 
rungsmittel des Tauſchverkehrs betrachten moͤchte. 


Um die Anſtalt, ihrem Hauptzwecke zuzufuͤhren, wurde 





ihr durch den Entwurf die Verbindlichkeit auferlegt, wer 


in Münzen und Banfnoten auf 100 Millionen Dollars. Die 
Münzen werden zu 23 Millionen gerechnet, woran 15 Millionen 
im Befit der Banken und 8 Millionen im Umlauf find, Die 
‚umlaufenden Banknoten werden auf 77 Millionen gefchäst, von 
welchen ungefähr die Hälfte aus Noten über 5 Dollars, ein Viertel 
aus Zetteln von 5 Dollars und ein Viertel aus Eleinern befteht. 
Die Trage Über bie Erneuerung ber Bank mwurbe 1832 vor 
dem Kongreß verhandelt, ber auf den Bericht eines Ausfchuffes, zu 
welchem auch ber ehemalige Präfident Adams gehörte, günftig für 
fie entſchied. Jackſon verwatf den Antrag. Das Vorrecht ber 
Bank, fagte er, fey ein Monopol und die auslänbifchen Aetien-Inha- 
ber könnten in einem Kriege ihren Einfluß zum Nachtheil ber 
Union gebraudyen, Nach feiner Verficherung hatte er nur ben Zweck, 
den nachtheiligen Einfluß einer durch die Bank begründeten Gelb: 
ariftofratie zu unterdrüden. Engliſche Blätter vom neueften Das 
tum melden, daß durch die neuen Wahlen das Schickſal der Bank 
entfchieden worden if. In fünfzehn Monaten erlifcht ihr Priviles 
gium. Es ift bemerfenswerth, daß dahin gerade die beiden Staaten 
gewirkt haben, die ihr am meiften verdanken, nemlich Penfylvanien 
und New-VYork. Befonders ift die Verblendung Penfylvaniens uns 
erklärlih; denn ohne die in Philadelphia aufgehäuften Kapitalien 
‚würde jener Staat nod heut zu Tage eine Müftenei feyn. Er 
würbe weber die 400 Meilen langen Kanäle und Eifenbahnen, die 
ihn durchfchneiden,, befigen, noch die viel zahlreicheren Heerftraßen, 
noch jene unzähligen Brüden, die fchönften der Welt, noch bie 
Manufalturen und Bergwerke, bie ihn bereichern. Die Bank, den 
fortwährenden Anfehtungen ber bemofratifchen Partei ausgeſetzt, 
verdient durchaus nicht den ihr gemarhten Vorwurf. Jeder Unbe⸗ 
fangene erkennt bie vielen Dienfte, bie fie dem Staate erwieſen hat. 
Diefe find eben fo bedeutend, als mäßig bie Vortheile find, die fie 
felbft genießt. Wird auch das Privilegium der Bank nicht wieber 
erneuert, fo wird diefe doch fpäter unter einer neuen Geftalt wieder 
aufleben, wenn eine neue Reihenfolge kommerzieller Unglüdsfälle 
den Ungläubigften bewiefen haben wird, daß man ohne fie nicht 
fertig werben kann. 
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nigftens °/, ihres Fonds zu Anleihen auf Grund und Bo» 
den ausfchließend zu verwenden; Dagegen follte ihr Die 
Befugniß ertheilt werden, mit dem übrigen Theile. ihrer 
Fonds eigentlihe Banks» und Wechſelgeſchaͤfte zu machen, 
und zu diefem Zwecke in einem beffimmten Maaße und ges 
gen doppelte hypothekariſche Defung Banfpapiere in Ums 
lauf zu fegen, auf deren Faͤlſchung bie geſetzlichen Straß 
beftimmungen über Fälfhung der Staatspapiere anwend⸗ 
bar feyn follten. Nebenbei waren der Bank die Vottpeile 
der Augsburger Wechlelordnung und die Befugniß, geeig» 
nete Zwangsmaaßregeln gegen fäumige Schuldner in Die 
Darleihensverträge aufzunehmen, durch den Gefegesentwurf 
zugedacht. Der Entwurf bat in Folge der Händifhen Bes 
rathung einige Modificationen erhalten, allein das Wefen 
deffelben ift Dadurch nicht verändert worden, und nicht nur 
die Möglichkeit, daß die Anftalt mit Nugen beftehen Fönne, 
ift vorhanden, fondern, wie man vernimmt, liegen dermas 
len ſchon ſolche Anzeigen vor, welche gegründete Hoffnung 
geben, daß die Anftalt recht bald ins Leben treten werde. 

Unter diefen Umftänden und Erwartungen muß das Ge: 
feg über die Errichtung einer Hypothek: und Wechfelbant 
v. 1. Suli 1834 als eine wahre Wohlthat für Baiern bes 
trachtet werden. Die Bank, welche das Geſetz beabficdhtet, 
leipt auf Hypotheken und macht Wechfelgefhhäfte, fie ift 
Daher nichts anderes, als eine Ereditfafle mit der Befugniß 
zu Banfgefhäften, und man hätte fie folglidh mit gleichem 
Rechte Ereditverein nennen können. 

Einen größeren Werth als der Name bat bie gefet- 
liche Beitimmung, daß die Banf von einer Privatgefellfchaft 
zu errichten fey, denn wenn man gleih die gewöhnliche 
Beforgniß nicht immer theilen kann, daß die Bank, wenn 
fie eine Staatsanmwaltwäre, fehr leicht zu Sinanz-Operationen 
des Staates benugt werden könnte, wenn man gleich gegen 
die baierifhe Regierung insbefondere bei den Grundfägen, 
welde von ihr in den fchwierigften Zeitverhältniffen bes 
folgt wurden, und bei der fiändifhen Wirkſamkeit einer 
folden Beforgniß nicht Raum yeben kann, fo läßt fi den» 
noch nicht mißfennen, daß fehr wichtige Urfachen vorhan» 
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den feyen, welde es hoͤchſt wuͤnſchenswerth machen, daß bie 
Bank eine Privat» und feine Staatsanftalt fey. Während 
dem Bankier das JInnere feiner Gefwäftsfühtung ein Ges 

beimniß, und für jeden dritten undurchdriygbar iſt, muß im 
Kaſſen⸗ und Rechnungsweſen des Staats die größte Offen— 
heit berrfchen, welche fi in Eonftitutionellen Staaten öfters 
bis ins Bleinfte Detail verlieren fann. Wäre die Bank eine 
Staatsanftalt, fo mürde fie nothwendig alle Schwankungen 
erleiden muͤſſen, welchen der Staatscredit bei jedem politis 
[ben Ereigniſſe unterworfen ift, und während z. B. ein 
Krieg oder nur die Beforgniß eines ſolchen auf den Staats⸗ 
credit den nachtheiligſten Einfluß aͤußert, wird derſelbe im 
Gegentheil dazu beitragen, den Credit einer Bank als 
Privatanſtalt zu erhoͤhen, indem die Umſatzwege ſi ſich erwei⸗ 
tern, und durch die vortheilhaftere Benußung des Banks 
fonds ein höherer Gewinn fi erwarten läßt. Mebrigens 
find ſchon die ftrengen Grundfäge des Gtaatshaushaltes 
mit der Gefchäftsführung eines Bankiers wicht vereinbar, 
und legterer muß mandes unternehmen, mas yon einem 
verantwortliben Minifter nicht,gerechtfertigt werben könnte. 
Ohnehin iſt dadurch, daß die Bank eine Privatanftalt feyn 
fol, Eeineswegs ausgeſprochen, daß der Staat je und all» 
zeit außer allem Verkehr mit der Banf zu bleiben habe, 
er kann vielmehr wie jeder Private, aber aud nur 
wie diefer, Antheil nehmen, und ein Verkehr in folcher 
Weife kann der Bank nur nüßlich feyn. 

Das Geſetz bat die Bank unter den Schuß und bie 
fortwährende Oberauſſicht des Staats geſtellt. Dieſe Ober⸗ 
aufſicht, zwar weſentlich verſchieden von einer Garantie, 
welche der Staat nicht uͤbernommen hat, iſt dem Bankinſti— 
tute unentbehrlich, ſie kann und ſoll keine Bevormundung 
ſeyn, darf die freie Bewegung der Bank nicht hemmen, 
ſondern hat ihre Wachſamkeit lediglich nur darauf zu ber 
Ihränfen, daß die Verbindlichkeiten, welche das Geleg dem 
Inſtitute volftändig aufgelegt Hat, volftändig erfüllt, und 
die geleglichen Befugniffe derfelben nicht Üüberfchritten wer— 
ben, d. h. daß das Gefeg nicht nur genau vollzogen, fon» 
dern je und allgeit in allen feinen Beſtimmungen gehörig 
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befolgt werde. Ih diefem Ende wird die Etaatsregierung 
einen Kommiſfaͤr aufitellen, welder blos ber Wächter des 
Gefeges ift und nichts anderes ſeyn darf; und fo wie es 
im eigenen Infereffe der Staatsregierung liegt, daß ber 
felbe in der Ausuͤbung feiner Befugniß nicht zu weit ges 
hen könne, fo muß es and für den Credit der Bank von 
hobem Wertpe Bleiben, daß Jedermann vom der Gefegmäßig- 
keit ihrer Gefhäftsführung ſich überzeugt halte, und daher 
Fann die DOberauffiht des Staats, da fie diefe Heberzeugung 
gewährt, dem Snftitute nur förderlib und den Unterneh» 
mern nur willkommen ſeyn. Das Geſetz hat forgfältig vers 
mieden, ſolche Beſtimmungen zu treffen, welde den Status 
ten vorbehalten bleiben muͤſſen; die Einhaltung dieſer 
Grenze war ein weſentliches Erforderniß, wenn die Anſtalt 
zu Stande kommen ſollte; denn an der Spitze des Unter— 
nehmens muß immerhin eine Privatgeſellſchaft ſtehen, wel» 
cher es Hur erwuͤnſcht ſeyn kann, daß der Entwurf der Sta— 
tuten ihrem Ermeffen und ihrer Einfuͤhrung überlaffen 
worden ift. Man ift im Irrthum, wenn man glaubt, daß 
jeßt, nachdem das’ Gefeg erlaffen ift, es Sache der Staats» 
regierung fey, die Statuten der Anftalt feſtzuſetzen, und 
sffentlih befannt zu madjen. ‘Die Statuten fünnen nur 
‘Yon dem Bereine der Geldbefiger ausgehen, welder ſich zur 
Errihtung der Hypothek und Wechſelbank erbieten wird, 
oder ſich etwa’ bereits erboten hat; Ddiefelben unterliegen 
jedoch der koͤniglichen Genehmigung, welder die Prüfung 
voranzugehen hat, ob in denfelben nichts enthalten fey, 
was mit dem Gefege nicht vereinbar if. Den von ber 
Privatgeſellſchaft zu entwerfenden, mit der königl. Geneh— 
migung zu verfehenden Statuten iſt alfo vorbehalten bie 
Beitimmung über die Dauer des Privilegiums, über Die 
"Größe des Bankfonds und der einzelnen Aktien, über die 
Bildung des Direftoriums, über den Gig der Bank u. ſ. w. und 
wenn dad Gefeg weder hierüber etwas verfügt, noch die Verfüs 
gung der Staatsregierung überlaffen bat, fo geſchah Dies nur 
in der richtigen Vorausſetzung, daß die Privatunternehmer am 
beften beurtheilen und ausfprechen werden, was fuͤr das Gedei— 
ben und den Fortbeftand der Bank nüglich und unentbehrlich fey- 
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uUebrigens liegt e8 ohnehin im Intereffe ber Unterneb⸗ 
mer, daß die Etatuten, fo wie die in der Folge zu trefs 
fenden "Abänderungen.' derfelben, nad vorausgegangener 
föniglicher Genehmigung: zut Öffentliben Kenntnig gebracht 
werden. — Damit die Bank ihrem Zwecke — als Credit 
Anftalt — entſpreche, bat das Geſetz die Beſtimmung ges 
tröffen, daß °/, ihres Fonds zu Anlehen auf Grund und 
Boden verwendet werden: müffen, daß fie keine hoͤhere Vers 
zinfung als zu 4 Procent fordern dürfe, und. daß fie. ver 
bunden fey, auf Verlangen Annuitäten im Verhaͤltniſſe 
jenes Zinfes zu bewilligen: Im Entwurfe der Regierung 
war ein Marimum des Zinsfußes nicht feitgefegt, ſondern 
die Beflimmung ber Zinfen follte der freien Uebereinfunft 
der Bank und ihrer Schuldner nah den allgemeinen ge⸗ 
feglihen Vorſchriften über ‚den Zinsfuß vorbehalten bleis 
ben, und obgleih man nicht mißfennen fann, daß ber 
Entwurf von der richtigen Anfiht ausgegangen fey, fo 
wird man doch bei näherer Würdigung die Ueberzeugung 
erhalten, daß das gefeglihe Marimum von 4 Procent für 
die Banf in dem jegigen Zeitpunfte nicht die: geringfte Ber 
ſchwerniß fey. Bei dem dermaligen Stande: des berabger 
funfenen Zınsfußes wird es der Bank nicht ſchwer fallen, 
die erforderliben Theilnehmer aufzufinden, da fie ihren 
Aktionären neben der Verzinfung aud noch die Ausficht 
auf eine jährliche Dividende geben kann. Bei folchen Ums 
ftänden ıft vorauszufehen, daß die. Aktien ber Bank eine 
lebhafte Nachfrage erhalten werden, wodurch biefelbe in 
Den Stand gefept werden wird, ihre gelegliche Berbindlich» 
keit als Gredit-Anftalt ohne Opfer zu erfüllen. Die Bank 
haͤtte bei Anleihen auf Hypotheken, da dieſelbe vor Allem 
die Sicherheit des Darlehens und die Zahlungsfaͤhigkeit 
des Schuldners beachten muß, unter den gegenwaͤrtigen 
Seitverhältniffen nicht wohl eine höhere Verzinfung als zu 
4 Procent ertragen können, und infofern ift dasjenige, was 
das Geſetz hinfihtlid des Marimumd des Zinsfußes bes 
ftimme hat, ohnehin durd die jegigen Umftände geboten. 
Uebrigens wird die Bank dur die gehörige Vorſicht und 
Auswahl der’ Darleihen auf Hypotheken fi ‚vor Berluften 
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an Kapital und Zinſen ſicher zu ſtellen willen. Dan klagt 
gewöhnlich uͤber Langſamkeit des gerichtlichen Executions—⸗ 
verfahrens gegen ſaͤumige Zahler, und wenn dieſe Klage 
gleichwohl gegründet ſeyn ſollte, ſo koͤnnen dennoch die 
Bankunternehmer hieruͤber beruhigt ſeyn, da ihnen durch 
das Geſetz die Befugniß eingeraͤumt worden iſt, in den 
von der Staatsregierung zu genehmigenden Statuten der 
Bauk diejenigen Beſtimmungen feſtzuſetzen, und in die 
Darlehnsvertraͤge aufzunehmen, welche zur Sicherſtellung 
der puͤnktlichen Entrichtung der Zinſen und Friſten von 
den auf Grund und Boden zu machenden Darleihen nötbig 
erſcheinen follten. Man könnte vieleicht glauben, daß °/, 
des Banffonds eine zu große Summe fey, ald daß es der 
Bank möglich. ſeyn fohlte, diefelbe nur in guten und fihe 
ren Hypotheken unterzubringen. Diefes Bedenken führt auf 
die Unterfuhung über die Größe des Banffonds. Das Ger 
feß Hat nichts hierüber beſtimmt, fondern die Größe des 
Bankfonds den Statuten, mithin dem Ermeflen der Pris 
vatunternehmer, anheimgeftelltz allein wenn man das Ges 
feß näher ins Auge faßt, fo findet man, daß daffelbe einen 
Bankfonds von höchftens 20 Millonen Gulden vorausgefegt 
habe. Hiernach werden alfo */, des Bankfonds Höchftens 
12 Millionen Gulden betragen, Vergleiche man nun Diele 
12 Millionen Gulden mit der Summe von 390 Millionen, 
welche, wie in den Landtagsverhandlungen vorkommt, ges 
genmwärtig in Baiern auf Hypotheken ausgeliehen find; ber 
denke man, daß der Werth der affekurirten Gebäude als 
lein auf 778 Millionen fi berechnet, daß nicht alle Ga 
bäude um den wahren Werth und viele Gebäude gar nicht 
affekurirt find, und baß der Werth des Grundeigenthbums 
wenigitens um das Dreifahe wohl um das Vierfade den 
Werth der Gebäude üÜberfteigt; erwäge man ferner, Daß 
Das Örundvermögen in Baiern nicht, zum zehnten Theile 
feines wahren Werthes mit Hypothekenſchulden belaftet ift, 
fo wird man die Beforgniß völlig unbegründet finden, daß 
ed der Bank nicht möglich feyn werde, die Summe von 
hoͤchſtens 12 Millionen Gulden nur in guten und fiheren 
Hypotheken unterzubringen. . Dazu, kommt nocd der Ums 
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ſtand, daß viele Schuldner, welche ihre Hypotheken-Kapi⸗ 
talien mit 5 Procent verzinfen muͤſſen, dieſelben aufkuͤn⸗ 
digen und Anleihen von der Bank ſuchen werden, wo ſie 
dieſelben gegen 4procentige Verzinſung erhalten, und es 
iſt daher vorauszuſehen, daß die Bank im Ausleihen nicht 
nur mit gehoͤriger Vorſicht, ſondern auch mit Auswahl der 
Schuldner zu Werke geben koͤnne, und dadurch das beſte 
Mittel ſich vor Verluften zu ſichern, ſtets im ihren Händen 
haben werde. Mit den übrigen 2% ihres Fonds wird bie 
Bank eigeritlihe Bank» und Wechſelgeſchaͤfte machen, fie 
Tann Leibrentenverträge fchließen und eine Lebensverfiches 
zungsanftalt errichten; nur KRommiffionsgefchäfte und Ges 
ſchaͤfte mit ausländifhen Staatspapieren, ſowohl per Kaffe 
als auf Lieferung und Depot, find ihr durch das Gefeg 
unterfagt. Dieſes Verbot war im urfprängliden Entwurfe 
nicht enthalten, und ed wäre zu wünfdhen gemwefen, daß der 
Bank wenigftens Depotgefchäfte in ausländifhen Staats» 
papieren geftattet worden wären, welche nicht bloß für die 
Banf, fondern aud für den Handelsftand von ungemeinem 
Vortheil und gewiffermaßen felbft nothwendig feyn dürfs 
ten. Wenn indeß bei einem erft ins Leben gerufenen In» _ 
ftitute jede Vorſicht zweckmaͤßig erachtet werden möchte, fo 
ift nicht zu zweifeln, daß bei dem wirklichen Beftande und 
bei der Uebergeugung von ber Golidität und dem Nugen 
der Bank, jede noch wuͤnſchenswerthe Erweiterung von der 
Staatsregierung in Antrag gebracht und im gefeglichen 
Wege bewirkt werden dürfte. Das große Privilegium, 
welches der Bank durch das Geſetz ertheilt ift, befteht in 
der ausfchließenden Befugniß, unverzinsliche Banknoten 
auf den Inhaber (au porteur) zu emittiren, welche je 
doch im Ganzen nie den Betrag von *),, des Bankfonds, 
im hoͤchſten Sale nie die Summe von 8 Millionen Guls 
ben überfchreiten dürfen, und für °/, der Emiffion mit dem 
Doppelten der von ihr auf Grund und Boden anliegenden 
Hypotheken und für bas weitere */, mit dem ftets in Baar 
sem vorhandenen Geldvorrathe der Banks» Kaffen gededt 
ſeyn möffen. Dergleihen Papiere, welche andere Staaten 
längft mit Vortheil befigen, werden dermal in Baiern vers 
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mißt; ihr Werth im Gelbverfehre ift augenfcheinlich, Die 
Bequemlichkeit, welche fie bei Geldverfendungen, auf Reis 
fen u. f. w. gewähren, ift befannt,. und man fann daber 
verfichert feyn, daß die Papiere der Bank in Baiern fehr 
bald einem lebhaften Umlauf gewinnen werden, vorzüglich 
wenn die Binanzverwaltung. fih dazu verftehen dürfte, Die 
Annahme derfelben bei den Staatöfaffen zu geftatten. Al—⸗ 
Ierdings konnte über legten Punft das Gefeg nichts verfüs 
gen, weil in der Anndhme der Banknoten durdhaus Fein 
Zwang beftehen darf; allein bei den VBortheilen, melde 
hierdurch den Föniglihen Kaffen durch die Verſendungsko— 
ſten der Staatögelder und andern zugehen werden, dürfte 
man zur Hoffnung berechtigt feyn , Daß auch die Annahme 
bei den föniglichen Kaffen, in fo weit fie thunlich ift, noch 
geftattet werde, Sn der Emiffion der unverzinslichen Bank— 
noten findet übrigens die Banf das wefentlihe Erforder- 
niß ihres Beſtehens, und die Möglichkeit, den Aktionairen 
neben der Berzinfung der Aktien auch noch eine Dividende 
zu gewähren; denn wenn man erwägt, daß bei einem 
Bankfonds von 20 Millionen für °/, oder 12 Millionen 
eine Aprocentige Verzinſung fhon durch die Zinfen der 
ausgeliehenen Kapitalien gedeckt ift, und daß ſonach ?/, 
mit 8 Millionen Banknoten, im Ganzen alfo 14 Millionen 
für andere. Wechſelgeſchaͤfte disponibel verbleiben; wenn 
man ferner erwägt, in welchem Maaße das Banks» Kapital 
durch einen rafhen Geſchaͤftsbetrieb fi vervielfältigt, fo 
wird man fih überzeugen, daß das Beftehen der Banf ge 
fidert und die Gewißheit einer Dividende gegeben fey- 
Uebrigens ift ohnehin nicht zu bezweifeln, daß die Statuten 
mit Borfiht und Erfahrung entworfen, daß die Geſchaͤfts⸗ 
führung der Anftalt redlichen und. geſchickten Händen an 
vertraut, und daß gleich beim Beginnen nur Männer bes 
Öffentlihen Vertrauens an die Spige des Unternehmens 
geſtellt werben. 

Die Errichtung einer Bank ift ein Gefchäft des Trier 
dens, der jegige Zeitpunkt ift dem Unternehmem günftig, 
er wird nicht unbenüge vorübergeben; denn es ift ſchon 
dermal mit Grund zu hoffen, daß die Bank in Baiern im 
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Purzer Zeit ſich in die Reihe der Denkmäler: ftellen werde, 
durch welche die: jegige ‚Regierungsepocde fi ausgezeichnet 
bat. Baiern ſteht überhaupt groß da unter den Erfcheis 
nungen des. legten Menfcenalters, und wird in den Ans 
gelegenheiten des. Volkslebens won. feiner europäischen Na⸗ 
tion überboten. Und. jo mie die. baierifhe Mation. ihren 
Credit in: meuerer Zeit. durch eine richtige und fchnelle 
Heimzahlung der aufgenommengn Gelder. befefliget. hat, ſo 
auch wird ſie dieſen durch das ihr .jegt gebotene Mittel: der 
Bank noch mehr erhoͤhen und: damit ihrer Gewerbthaͤtigkeit 
fomie allen Yntereffen des Aderbaues, der Induſtrie und 
des Handels, einen neuen die günftigen. Verhäktniffe mit 
dem Auslande noch mehr fihernden Hebel verfchaffen. 


Wie fehr die, zum Vollzugesidiefes Geſetzes angeord⸗ 
nete Kommiſſion, Die vaterländifchen Intereſſen durd bie 
wohlthätige Wirkſamkeit dieſes National» Znftituts im jeg- 
licher Beziehung zu fördern ſucht, und welche reihe Mittel 
der Bank ſchon jegt zufließen, gehet aus hasıebender offi⸗ 
ziellen Bekanntmachung hervor: 

„Um den verſchiedenen Anfragen übe, die Eünftige 
Stellung der zu gründenden Hypothefens: und Wechfelbanf 
zu begegnen, ſieht fidy Die; unterzeichnete Kommiſſion verans 
laßt, unter Bezugnahme auf ihre frühere Bekanntmachung 
und auf die in den jtändifchen Verhandlungen gepflogenen 
Erörterungen zu bemerken, daß das Gefeg nun. die: eigentlis 
chen Haupt» Beitimmungen in fi aufgenommen, die, weitere 
Ausführung des Vollzugs und der vollftändigen :Geftaltung 
des zu bildenden Inſtituts aber den Statuten vorbehalten 
hat, welche die Bankgeſellſchaft mit koͤniglicher Genehmigung 
fich ſelbſt zu geben hat, und zu deren Berathung und Feſtſtel⸗ 
lung die Actionaͤre, deren bereits mehrere ihre Beitritts⸗Er⸗ 
Elärungen übergeben haben, werden berufen werden, fobald 
eine genügende Anzahl vorhanden feyn wird. Zur Zeit kann 
aber bereits erklärt werden, daß die, Actien auf. die Summe 
von 500 fl. feitgeftelt, daß neben der Hauptanftalt auch in 
den vorzüglicheren Städten des Königreichs Filial- Banken, 
- welche‘. ſowohl die Anleihen an bie Gutöbefiger, als die Ein» 


loͤſung der Banknoten und die Zahlung der Zinfen und Di- 
vidende zu ‚beforgen haben, ‚errichtet, und daß auch die Ein- 
leitung zur Erhebung der Zinfen und Dividende bei den. gro- 
‚Ben Handelsplägen des Auslanded getroffen. werde, wie ſich 
wenn auch fhon mehrere der vorzüglichiten auswärtigen Hans 
delshaͤuſer zu Mebernahme des ‚Gefchäfts bereit erklärt ha- 
ben. Mebrigens darf man mit Zuverfüht vorausfegen, daß 
jeder Unbefangene: bei näherer Würdigung der diefem Nas 
tionals Snftitute zufommenden Zwece.und Befugniffe, und der 
- ıbemfelben zu Gebot ftehenden "Mittel von felbft zu der Ueber: 
zeugung gelangen merde, wie -felbiges nicht nur wohlthätig ift 
im Intereſſe des Gutsbefigers und der Gewerbe, und zu 
Wiederbelebung des fo ſehr gefunfenen Privat» Credits, fon- 
dern auch den Geldbefigern eine mit vollſter Sicherheit und 
reellen Vortheilen verbundene Gelegenheit zur Benätung ih— 
zer KRapitalien darbietet. Wollte man nämlich den Fond nur 
zu 10 Millionen annehmen, fo kann fhon mit 6 Millionen 
dem naͤchſten Bebdürfniffe der Gutsbeſitzer gefteuert werden, 
und ‘der Bank ftehen fodann Caußer den momentanen ihr 
zugeeigneten Prozenten nad aller Wahrfcheinlichkeit zahlreich 
angeboten: werdender Darlehen) noch 4 Millionen oder aud 
nach Abzug des zu: behaltenden Caſſa⸗Vorraths von 1 Million 
noch 3 Millionen in: Baarem und 4 Millionen in unverzing- 
Hichen Banknoten, fohin im Ganzen 7 Millionen zur Dies 
poſition, mit welchen fie andere vortheilhafte Wechfelge: 
fchäfte zu unternehmen befugt ift. Und follten diefe auch nur 
einen jährlichen Gewinn von 6 Procent abwerfen, während 
die Zinſen der auf Hypotheken geliehenen 6 Millionen fchon 
‚mit 4 Procent gedeckt find, fo ergibt fi) immer eine anfehn; 
Tihe und um fo mehr geficherte Dividende, als der Bank 
nad) $. 10: des Geſetzes das wichtige Vorrecht zufteht, in 
‚ihren Statuten die prompteſte Erefution zu ‚bedingen, und 
deren Modalitäten felbft feftzufegen, den Actionären alfo neben 
den Übrigen Vortheilen, auch jener eines puͤnktlichen Zins 
feneingangs von den auf Grund und Boden -ausgeliehenen 
Kapitalien gefichert iſt. Die unterzeichnete Kommiſſion wird 
fi) pflihtmäßig beftreben, dem fo vielfältig und allgemein aus- 
geiprochenen Wunfche gemäß: dieſes ‚wohlthätige Inſtitut for 
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bald wie möglich ind Leben zu rufen, und wirb zu diefem 
Ende naͤchſtens jene Kommiffäre bezeichnen, bei welchen die 
Subferiptionen zum Beitritt angemeldet werben koͤnnen. 
Münden, den 12. Dezember 1834. 
Königlihe zum Vollzuge des Geſetzes über die 
Errichtung einer baierifhen Hypotheken und 
Ani Wechſelbank angeordnete Kommiſſion. 
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ee Bemerkungen 
über das kurheſſiſche Staats» Dienftgefeß 
| —vom 8. Mär; 1831, 


Aboedrugt in dieſem Ardio, 8b. HIT. Seite 628 — 681. ) Bon Dr. Jor— 
ET N. 12: Dan zu Marburg. 





Der kurheſſiſchen Verſaſſungs-Urkunde wurde in Dies 
fem Archiv *) unter anderen der Vorwurf gemacht, daß 
dieſelbe dem Inſtitute der Staatsdiener eine ganz beſondere 
Sorgfalt zugewendet habe. Hierbei wurden aber die 
Gruͤnde uͤberſehen, wenigſtens nicht angefuͤhrt, aus welchen 
dieſe, keineswegs in Abrede zu ſtellende, Sorgfalt hervor—⸗ 
ging. Und wenn dort ferner behauptet wird, „daß in einem 
Staate verfaſſungsmaͤßiger, geſetzlicher Freiheit die Se 
ſchaͤfte des Regierens und Verwaltens fo viel als möglıd 
aus einer befondern Klaffe hinweg und in das Volk hin— 
eingefchoben werden müßten, ja daß es hoͤchſt wuͤnſchens— 
werth wäre, kaum nod einen befondern Stand zu haben, 
der nirgends (?) und ausſchließlich die Öffentliben Ge 
fchäfte beforgte und fie zu feinem Patrimonio machte; ‘‘ fo 
fönnen wir diefer Behauptung nur infofern beiftimmen, 
inwiefern dadurch der Zwed der Staatsregierung in Bezug 
auf den Umfang ihrer Competenz, wornach fie nämlıd 
mebr negativ als pofitiv thätig zu feyn und fi felbft durch 
Heran» und Ausbildung des Volkes immer mehr entbehr— 
lich zu maden bat, **) angedeutet werden fol; nicht aber 
infofern, inwiefern die Verſehung der Staatsgefchäfte durch 
befonders hierzu befähigte Individuen aufhören und etwa 

*) Band I. Geite 566 fa. 
**) Eiche Jordan, Verſuche über allgemeines Staatsrecht, Geite 265- 
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durch Reihebienftleiftungen aller Staatsbürger gefhehen 
folle. Dieß wäre bei der jegigen Befchaffenbeit der öffent» 
lichen Geſchaͤfte eben fo unmöglich, als ein Rüdichritt, da 
die Vertheilung der Arbeiten nah Neigung und Fähigfeit 
unläugbar eines der größten Ergebniffe der Kultur ift, 
Wenn wir auch weit entfernt. find, der Anſicht beizupflich» 
ten, nad welder der Staat der glüdlichfte ift, der die 
meiften Beamten bat; fo wird doch ein wohlgeordneter und 
gut zu vermwaltender Etaat niemals ohne Beamten feyn 
fönnen; fo verfchieden auch die Anzahl, Anfegung, Stels 
lung und fonftigen Verbältniffe derjelben feyn mögen. 

Bei dem Staatedienfte, über deffen großen Einfluß auf 
die Staatsregierung und das Gtaatsleben wir uns ſchon 
anderwaͤrts geäußert haben, *) kommen bauptfädhlich zwei ' 
Sefihtspunfte, der rechtliche und ber politifche, in 
Betracht; ber finanzielle ifi von einem mehr unterges 
ordneten Intereſſe. 

Sn rechtlicher Hinſicht, — wie uͤberhaupt im 
Staate Recht und Gerechtigkeit die Seele, die Grundſtuͤtze 
bilden, die wichtigſte und als leitende Regel zu befolgende 
Seite darbietet, koönnen zwei Hauptſaͤtze als ziemlich ausges 
macht angenommen werden; naͤmlich erſtens, daß der 
jetzige Staatsdienſt auf einem beſondern Vertrage beruhe, 
durch welchen Die befonderen Rechtsverhaͤltniſſe zwiſchen dem 
Staate und den einzelnen Beamten, welche ſich nämlich 
nidt fbon aus dem Staatsverbande überhaupt ergeben, 
begründet und begrängt werden; und zweitens, daß aud 
die NRechtsverhältniffe der Staatsdiener dem Rechtsgeſetze 
an fidy deſto mehr entfpreden, je mehr die Willkuͤhr dabei 
ausgefchloffen ift. Denn die Willkuͤhr ift das Negellofe oder 
vielmehr das NRegels (Gefegs) widrige und darum auch ver— 
nunftwidrig und verwerflih. Ja ein Staat ift überhaupt 
in dem Maaße unvollfommen, in weldem der Willführ 
freier Spielraum geftattet oder doch erreichbar ill. 

Don diefen Rectsgrundfägen, die wir an einem an» 


*) Jordan, a. a. O. Seite 376 fg. Vergleiche deſſen allgemeines u, 
deutfches Staatsrecht L. g. 72, 
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dern Drte bereitd angedeutet haben, *) ging man aud bei 
der Regulirung der Staatödienftverhältniffe in der kurheſſ. 
Berfaffungs »Urfunde aus; und wer läugnen wollte, daß 
diefe Grundfäge die wahren feyen, müßte behaupten, daß 
der Staatsdienft um fo vollfommener fei, je mehr er auf 
Willkuͤhr berube und von diefer abhänge 

Die Politik, die ftets dem Rechte untergeordnet, nur 
ein Mittel zur Begründung und Förderung des Rechts ifl, 
bat die bei dem Staatsdienfte eintretenden Rechtsgrundjäge 
auf eine, den beftehenden Berhältniffen des Staates mög» 
lihft angemefjene, Weife auszuführen, den Staatsdienft 
felbft recht» und fahgemäß zu organifiren. Man bat in 
politifher Hinſicht oft die Frage aufgeworfen, ob es nicht 
zweckmaͤßig fey, die Staats-Beamten, mit Ausnahme des 
Richterperfonals, welches nothwendig unentfegbar ift, audy 
bei uns in Deutfhland nur auf Widerruf anzuftelen? Der 
finanzielle Geſichtspunkt CErfparung der Penfionen aller 
Art) und felbft die Erzielung der Prinzipien» Einheit und 
Energie in der Regierung ſprechen offenbar für die Ent 
fegbarfeit der Staatsdiener; dagegen verlangen das Recht, 
welchem jede Art von Willkuͤhr zuwider ift, die Buͤrgſchaft 
für die Auffindung, die Fortbildung und den Beſtand richr 
tiger Regierungs» und Verwaltungs» Prinzipien, überhaupt 
die Berfaffungsmäßigkeit und innere Gediegenheit der 
Staatsregierung, die Unabfepbarkeit der eigentlihen Beam» 
ten, welche in Deutſchland insbefondere ih auch zum Grunds 
fag ausgebildet, und fih als ein Hauptdamm gegen Herrs 
ſcherwillkuͤhr bewährt hat. Es ift jedoch hier der Ort nicht, 
diefen umfaffenden Gegenftand von allen Seiten und in 
feinen Urfaben und Wirkungen näher zu beleuchten, da 
mir ed bier mit bereits gegebenen Beſtimmungen über den 
Staatsdienft zu thun haben, und in Deutihland wohl 
fein beionnener und unbefangener Staatsmann dıe Ent» 
fegbarfeit der Staatsbeamten im Ernſte je vorichlagen 
wırd. 


*) Jordan, a. db. aa. DD. und in Pölig Jahrbüder von 1832, 
Band I Geite 206 fg. 
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Was nun indbefondere die Urfachen betrifft, aus denen 
man bei der Entwerfung der kurheſſ. Verfaſſungs-Urkunde 
den Etautsdienern eine befondere Sorgfalt gewidmet, und 
deßhalb au das Etaatsdienitgefeg noch an demfelben Lands» 
tage bearbeitet hat; fo dürften dieſelben dem Sachkundigen 
wohl nicht entgehen, Abgeſehen von den Rechtsgrunds 
fägen, welde man, wie bereits erwähnt:worden, befolgte, 
ging man von der, durch die Erfahrung aller Zeiten bes 
ftätigten Ueberzeugung aus, daß das Wohl und Weh der 
Unterthanen und die Blüthe des Staates hauptfählih von 
der Beichaffenheit der Staarsbeamten abhängt und das Ges 
beihen oder Mißlingen neuer Einrichtungen vorzugsmweife 
diefen zuzufchreiben if. Um aber die fähigiten Köpfe, die 
würdigften Männer des Volkes für den Staatsdienft zu ges 
winnen, aber aud zu finden, durfte die rechtliche Fähigs 
keit zu Etaatsämtern Niemanden entzogen und nit von 
zufälligen Umftänden, die auf das Talent und den mora» 
lifiben Werth des Menſchen keinen Einfluß haben, abhäns 
gig gemacht werden, und mußte firenge Prüfung und Vor— 
fhlag von Sachkundigen zur Bedingung der wirklichen 
Anftelung erhoben, den Angeſtellten aber eine mwürdıge 
Stellung und Behandlung zugefihert werden. Denn fein 
Mann, der von ber fittlihen Würde des Menſchen durdz 
drungen ift, wird fih zu einem blinden Werfzeuge der 
Laune und Willfüpr, oder zu einem Knechte entwärdigen 
laffen. Ueberdieß war zu erwägen, daß bei der dermaligen 
Bildungsftufe des kurheſſiſchen Volkes die Einführung, 
Handhabung und Ausbildung des Verfaſſungswerkes nur 
dann zu erwarten fey, wenn die Staatsbeamten für daffelbe 
gewonnen würden. 

Es war zu wüniden und zu erwarten, daß die neu 
organifirte Ständeverfammlung wenigjtens zu einem großen 
Theile aus Etaatsdienern, denen man in Heſſen faft allein 
die nöthige Intelligenz, Energie und parlamentarifdhe Ge⸗ 
wandtheit der Staatsregierung gegenüber zutrauen Eonnte, 
werde zufammengefegt werden; es war dieß zu wuͤnſchen, 
weil die Ständeverfammlung nur unter diefer Vorausſez— 
zung dem Zwede ihres Dafeyns würde entſprechen und die 
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wichtigen Aufgaben, welche die Verfaſſ.⸗Urkunde ihr zus 
wies, im Ginne und Geiſte des neuen Staatsgrundgefeges 
genügend wuͤrde Idfen können, und zu erwarten, weil 
der gefunde Einn und richtige Takt des Volkes die Vers 
muthung begründeten, daſſelbe werde bei der Wahl der 
Abgeordneten ganz fiher auch auf ſolche Beamten verfallen, 
welche ſich durch ihre bisherige Amtsführung als kenntniß— 
reiche, gewandte und rechtlich gefinnte Männer bewährt 
und fih allgemein‘ Achtung, Liebe und Vertrauen erwors 
ben hatten. Es wardaher durchaus nothiwendig, die Staatsdies 
ner möglichit felbftftändig und unabhängig und ihre Rechte 
fiher zu ftelen; und daß man fidh hierbei hinſichtlich der 
gehegten Wünfche und Erwartungen nicht getäufcht habe, 
lehrte der Erfolg, welder zugleich bewies, daß man hierin 
nicht weit genug gegangen und zu nachgiebig gegen die 
Anforderungen der Staatsregierung geweſen fe. Wenn 
dabei Manches, was man bei der Entwerfung der Berf.s 
Urkunde gehofft hatte, feitdem nicht in Erfüllung ging, 
und Vieles fi ganz anders, ald damals beabfichtigt wor» 
den war, geftaltete; fo beweift dies nur, daß der Erfolg 
der menichlichen Gefete außer dem Bereiche der gefeggebes 
rifhen Berechnung liege, und aud das befte und Flarfte 
Gefeg durh die im Dienfte der Leidenfchaften ftehende 
Sophiſtik mißdeutet und entfaltet werden könne, wiewohl 
es damals nicht an warnenden Winfen gefehlt hat, welde 
auf die möglihen, nachber wirklich eingetretenen, Folgen 
bindeuteten, aber feine Beachtung fanden. 


Der erfte Entwurf des Staatsdienſtgeſetzes, zu dem 
wir nun übergehen, rührte von einem Mitgliede der Stän- 
deverfammlung ber, war fehr mangelhaft ſowohl in Ans 
fehung der Form als Bes Stoffes, und beftand aus 9 Abs 
fhnitten (1 Allgemeine Beflimmungen; 2. von den Bes 
foldungen; 3. befondere Beftimmungen in Betreff der Er 
nennung und Entlaffung der Minifter; 4. die Entfernung 
der Übrigen Staatsdiener. vom Staatsdienſte betreffend; 
5. von der Penfionirung; 6. von der Quiescirung; 7. von 
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ber Entfegung und Entlaffung ber Staatsdiener; 8. von 
der Unterftägung der Witwen und Waifen, und 9. von den 
nicht durch lanbesherrlihe oder Minifterial»Referipte an» 
geftelten Dienern.) Diefer ‚„„ Entwurf einer Dienftpragmas 
tif für die Civil» Dienerfaft in Kurheſſen“, welche nad 
$. 1 einen Theil des ‚Staatsgrundgefehes -,, ausmachen‘ 
follte, wurbe in den landftändifhen Verhandlungen, wors 
an regelmäßig auch die Herren Regierungs + Konimiffare 
Antheil nahmen, völlig umgeändert, wie eine Vergleichung 
des Inhaltsverzeichniſſes mit dem Inhalte des erften Ent- 
wurfes ergibt. Der Abſchnitt über Quiedcirung fiel ganz 
weg, dagegen wurde ‚ein befonderer Theil dem „Militärs 
ſtande“ (1) gewidmet. Man fieht es aber diefem Gefege 
noch aflenthalben ar, daß es nicht. aus: Einem Guffe, nich 
aus einer leitenden Hauptidee in; vollendeter Geftalt hers 
vorging, fondern daß es mofaifartig zufammengefegt, und 
ihm nicht einmal, nachdem es durch äußere Unfäge von 
verſchiedenen GSeitenu her’ zu dieſem Umfange, in dem es 
jegt vorliegt, angewadyfen war, die Außere Politur einer 
funfigemandten Hand zu Theil wurde. Das im Gefege ans 
gebäufte Material hätte offenbar von Einer Hand gefichtet 
geordnet: und in eine gediegenere, reinere und präcilere 
Form gebracht werden ſollen. Allein hierauf ging man 
nicht ein; denn sein jeder hatte das, was von ihm her⸗ 
ruͤhrte, zu lieb, -alsıbaßı ewies einer Umformung hätte 
Preis geben wollen, Zudem fehlte es aud an Zeit. Deſ⸗ 
fen ‚ungeachtet iſt ed. als eine Wohlthat anzufeben, daß 
diefes Geſetz noch am erfteh Landtage zu Stande fam, in» 
dem auf den folgendem Landtagen zuverlaͤſſig das Geſetz 
noch unvollkommner geworden und mander Grundfag gar 
nicht mehr zur Annahmergefommen feyn würde. Ein Bor: 
fhlag,: das ganze Gtaatsdienfigefeg nur als ein provis 
forifches. zu erlaſſen, um dadurch die Unvollkommenheit 
Deffelben, die aber bei: dem. Drange der Zeit und Umftänbe 
nicht ‚zu. vermeiden fey, anzudeuten,, und fo die gefeßgebes 
rifhe Ehre einigermäaßen zu wahren, wurde nicht -ange- 
nommen, fondern bloß auf den ne. der Penfios 
nen befchräntt. x 


Der Haupt-Übtheilung des: Geſetzes gebricht ed an einem 
zureichenden Grunde, indem zwiſchen den Staatddienern des 
Civil- und denen des Militärftandes, welchen ebenfo auch 
noch die des geiftlihen Standes hätten angefügt werden 
fönnen, Fein ©egenfag obwaltet, da dieſer eben dadurch 
aufgehoben wurde, daß die Dffigiere und Militär- Beamten 
zu wahren Staatsdienern umgeſchaffen worden find, Weit 
richtiger würde das Gefeg in einen allgemeinen Theil von 
dem Staatsdienfte überkaupt (von der Prüfung, Borbes 
reitung, Anftelung, Beförderung , VBerfegung, Befoldung, 
Penfionirung, Beendigung 2.) und in einen befondern 
Theil von den befohdern VBerhältniffen der Staatsdiener 
abgetheilt worden’ deyn, welcher letztere in zwei Abſchnitten 
von den Staatsdienern. ded Eıvils..und Militärftandes, in 
einem' dritten von ihren. Hinterbliebenen 2c. hätte handeln 
können; während: jegt. über die, Vorbereitung, Prüfung, 
Ernennung x. zu dem Staatsbdienfte im Militärftande im 
Gelege nichts Befriedigendes vorfommt.. Man ftellte zwar 
den richtigen Grundfag auf, daß auch die Offiziere ꝛc. 
Etaatsdiener feyen; man konnte ſich aber bei der Durchs 
führung deſſelben noch nicht gan; von der alten Anſicht 
losfagen. Uebrigens find hier die Civil» Staatsdiener dem 
Militärftande vorangefeßt, welcher fonft 5.2. in dem Staats⸗ 
Kalender und in: dersRangordnung vom 10. Auguft 1821 
flets den Civil Beamten vorgeht J;und — wenn die Aeuße⸗ 
rung des kurheſſ. Landtagsi- Rommiffars: im Jahre 1834 
begründet ſeyn ſollte — wohl mit Recht; denn hiernady 
bildet das Militär, in deffen Aniform auch Die Regenten 
bei allen Staatspanblungen zw) erſcheinen pflegen, ben 
Ölanzpunft des Staates, ‚wie denn auch für: diefen Staates 
ſchmuck unläugbar die: größten Summen: verwendet ‚werden. 

Der erfie Theil, von der Eivil-Dienerſchaft“ zers 
fälle in zwei Abschnitte deren Rubricirung: «1, „von den 
zu landesherrlicher Beſtellung :ober Befätis 
gung geeigmeten Staatsdienern,‘ und 2% „von 
den Civil-Staatsdienern, welche nicht zur lau 
desherrlichen Beſtellung oder Beſtaätigung ges 
eignet find”) völlig unrichtig iſt. Denn da nach ber 


Verf.Urk. S. 51 ber Landesperr alle Staatsbiener ernennt 
oder beftätigt, fo Fann es feine Staatsdiener geben, 
melde „nicht zur landesherrlichen Beftelung oder Beitäs 
tigung geeignet‘ wären. Man burfte daher entweder bie 
im zweiten Abſchnitt gemeinten geringen Diener nicht als 
Staatsdiener bezeichnen (wie fie auch in ber Verf.«Urk. 
$. 56 Abſ. 2 nur Diener fhlebthin genannt werden und 
bloße Diener, Handlanger der Behörden ꝛc. find) oder man 
mußte vor: „‚landeöherrlihen Beſtellung““ das Wort: 
„unmittelbaren“ einfchalten. Ebenſo vermißt man 
einen durchgreifenden Unterſchied zwiſchen den Staatsdie⸗ 
nern der erſten und zweiten Art, der um ſo weniger feh— 
len durfte, als ſonſt in der Anwendung nothwendig Zweifel 
und Streitigkeiten entſtehen, deren Schlichtung in Erman—⸗ 
gelung eines allgemeinen leitenden Prinzips wieder nur 
willtüpriih erfolgen kann, Die Aufzählung ber einzelnen 
Stellen oder Klaffen von Beamten, die nicht wohl erichöpr 
fend feyn kann, vermag biefen Mangel nicht gu befeitigen, 
zumal ba im $. 1 Rro. 2 fogar von Eubalternen die Rede 
ift, zu denen, der Gattung, wenn auch nicht der Art 
nad, offenbar au die Diener ded zweiten —— ge⸗ 
hoͤren. 

Ein Geſetz muß zwar bei Beſtimmung * Begriffe 
die Form der Schule vermeiden, aber darf es dieſer nicht 
unmoͤglich machen, ſchulgerechte Begriffe und Definitionen 
aus ihm ‚herauszufinden. Wohl ſchwerlich dürfte es einem 
Theoretiker gelingen, dem $. 1 diefes Staatsdienſtgeſetzes, 
der unmwillführlih an die legislatorifche Unbeholfenpeit in 
den legibus Barbarorum erinnert, ein beftimmtes durch⸗ 
greifendes Prinzip abzugewinnen. Ebenſo unbeftimmt iſt 
auch geblieben, bei welchen Staatödienern ein land es 
berrlidhes und bei welchen ein minifterielles Be 
ftelungsrefeript erforderlich ift. Bedauern muß man ferner, 
daß in dieſem Gefege ($. 1 Nr. 1) au der Rang-Drd» 
nung vom 10. Aug. 1821 Erwähnung geſchieht und ihr 
dadurch bleibende Kraft verlieben wird, da doch die Auf⸗ 
hebung derſelben, nicht bloß darum, weil, man im conflis 
tutionellen Staate keiner Rang⸗Ordnung bedarf, und hoͤch⸗ 
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ftiens eine Hof⸗Ordnung nöthig feyn mag, fondern aud) 
wegen der Befchaffenheit ihres innern Gehaltes hoͤchſt wüns 
fhenswerth wäre. Zudem konnte bier, wo nur von Cis 

vil»&taatödienern die Nede ift,. nit wohl gelagt wer» 
den: „alle in der Rang- Ordnung — — genannten 
Staatsdiener‘, indem in dieſer audy die Offiziere 
bis herab’ zum 'Capitain einſchließlich, und a in jeder 
Klaffe an der Spige, aufgeführt find. 

Der 522 Fam erſt ſpaͤter während der Derathungen 
hinzu. Man erwog hierbei, daß nach richtiger Anſicht *) 
die Advokaten, Procuratoren und Aerzte öffentliche: Perfos 
nen, Diener des Staates im weitern oder uneigertlichen 
Sinne feyen , indem der Staat diefen Perfonen nicht bloß 
die Erlaubniß zur Ausübung ihrer Wiſſenſchaft oder Kunſt 
ertheilt,, ‘fondern fie auch deßhalb in befondere Pflichten 
nimmt, beauffihtigt und wegen Verlegung derſelben oͤf⸗ 
fentlichen Strafen unterziehtz: daß die Vorbereitung, Uns 
ftelung, Entlaffung ꝛc. dieſer Perfonen denfelben Bebdins 
gungen unterliegen, welche bei den eigentlihen Staatsdie 
nern erforderkich find; daß insbefondere die Procuratoren 
und Advofaten'in Heffen bisher:faft-keine Hoffnung hatten, 
in den eigentlichen Staatsdienft übertreten zu fünnen, weil 
die Regierung. von jeher gegen ſie eingenommen war, und 
daß es daher billig, und dem Staate felbit muͤtzlich ſey, 
denfelben. den Weg. zu den eigentlichen Staatsämtern zu 
eröffnen. :Dieß war nur dadurd möglich, daß man fie fos 
gleich in’ die Reihe der Staatddiener aufnahm, Denn’ wäre 
dieß nicht geſchehen, fo; Hätten’ fie, ehe ihnen ein eigent 
liches Staatsams übertragen werden fonnte, nicht nur bie, 
im $. 52 der Verf.strf. vorgefchriebene Präfung, obgleich 
fie fhon vor der Zulaffung. zur Advocatur oder Procuratur 
geprüft worden find, wegen der dAigemeinen Saflung' jenes 
$ .beftepen, fondern fih auch dem einjährigen Vorberei—⸗ 
tungebienfte ($. 6) und — weiigitens im ns? 

'*) Berg. Jordän im Atchid für civil. Praris, Bd. XI. ©. 199. fo. 

Heffter, Beiträge zum beutſchen Staats⸗ und Gösfen Recht. 
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fache einer proviforifhen Anſtellung (H. 9) unterziehen 
müffen, und könnte die, vor dem Einiritte in den eigent» 
lien Sfaatsdienft in dem öffentlichen Verhältniffe zuges 
brachte Zeit bei der Beftimmung der Penflon nicht in Ans 
fchlag gebracht werden, (F. 34) Der $. 2 ift jedoch nicht 
beftimmt und deutlich gefaßt, indem zu den nit vom 
Staate.befoldeten Staatsdienern auch viele Pfarrer, bie 
Referendare ꝛc. gehören, und Der Unterfchied zwifchen den 
bier. namhaft gemachten Staatsdienern und den übrigen 
nicht darin, daß jene keine Befoldung vom Staate bezies 
ben, fondern darin befteht, daß jene nur Privatgefchäfte 
unter der Autorifation und Beauffihtigung des Staates 
und. unter Verpflichtung gegen diefen verrichten, alfo zwar 
öffentliche Perfonen, aber Feine eigentlihen Staatsbeams» 
ten find, und darum, weil fie feine eigentlichen Staats» 
ämter verſehen auch feine. Beſoldung vom Staate bezies 
ben. Der $. 10, Abſ. 2 drückt ſich ſchon beſtimmter aus, 
ift jedoch deßhalb auch. unklar, weil der F. 2. nicht deutlich 
ift und man darum den Zufammenhang: zwifchen diefem 
$. 2 und dem $. 10 Abſ. 2 nicht gut finden: kann. Unter 
den bier genannten „Inlaändern, über beren Befähis 
gung zu den ihnen beſtimmten Aemtern nach der Berufs, 
treue und Geſchicklichkeit, die fie in öffentlihen Ver— 
bältnıffen Cobfhon nicht im eigentlidhen Staates 
Dienfte) bewiefen haben, kein Zweifel obwaltet,‘ find näm» 
lich vorzugsmweife die im $ 2 genannten öffentlihen Pers 
fonen, außerdem au noch 3.3. die literaten Bürgermeifter 
in den Provinzial» Hauptftädten. zu ‚verfiehen. Alle, vom 
Landesherrn mittel» oder unmittelbar zu irgendeiner Bes 
ſtimmung ernannten Perfonen find zwar ftets öffentliche 
Perfonen, aber nicht. nothwendig eigentlidye Staatsdies 
ner , noch weniger etgentliche Staatsbeamten, welchen 
naͤmlich ein Staatsamt, d. i. die Ausuͤbung eines bes 
ſtimmten Hoheitsrechts oder eines Inbegriffs von ſolchen, 
uͤbertragen iſt. Es ergiebt ſich demnach folgende Klaffifie 
cation: die vom Regenten zu beſtimmten Geſchaͤftsverrich⸗ 
tungen beſtellten Individuen find entweder bloß oͤffent— 
lie Perfonen CStaatsdiener im uneigentlihen Sinne: 


Advofaten, Prosuratoren, Motare, Werzte 2c.), oder zur 
gleidh eigentlide Staatsdiener, die zwar Staats» 
Diener, aber feine eigentliben Staatsbeamten find, (5. B. 
Lehrer (Profefforen) und Pfarrer, welche in Anfehung ih» 
‚rer eigentliben Beichäftigung fein Staatsamt verrid- 
ten), und endlich eigentlihe Staatsbeamten. Hierzu koms 
men noch die bloßen Diener (Gehülfen der Beamten ), der 
nen nur mechaniſche Lilliberale) Verrichtungen obliegen. 
CI. den II. Abſchn.) — Das Nachtheilige der unbeftiimmten 
Faſſung des $..2 hat ſich bereits au in der Anwendung 
gezeigt, indem die Ötaatsregierung, der Ständeverfamm, 
lung gegenüber, behauptete, daß. die, zu Abgeordneten ges 
wählten Advokaten ıc. auch der, im $. 71 der Verf.Urk. 
erwähnten, Genehmigung zum Eintritt. in die Ständever 
fammlung bedärften, die Unrichtigkeit diefer Behauptung 
mußte jedoch ſchon daraus einleuchten, Daß jene Genehmis 
gung nur wegen der, zur Verfehung des Amtes des Ges 
wählten zu treffenden Vorforge nothwendig ift, alfo nur 
da ftatt findet, wo ein eigentlicher Staatsdiener gewaͤhlt 
- wurde. Die Obergerichte erklärten fi daher bei dieſen öf- 
fentlien Perfonen ftetd auch gegen die Nothwendigkeit einer 
Genehmigung, Mebrigens war es. nicht. zweckmaͤßig, das 
Staatsdienfigefeg au in Anſehung der nicht die Gehalte 
und Penfionen betreffenden Punkte für unanwendbar auf 
Diefe öffentlichen Perfonen zu erklären, da doch die meiften 
Beſtimmungen deffelben, insbefondere die auf die Prüfung, 
die Anftellung, den Borbereitungsdienft und Die Disciplin 
bezüglichen, allerdings au auf diefe anwendbar find und 
praftifh zum. Theil, wenn gleih nicht in Folge diefes Ges 
feged, wirklich sangewendet werden. Mande unpafiend ge 
mwordene Disciplinarftrafe würde dadurch ‚befeitiget und zus 
gleich eine wünfdhenswerthe Gleichförmigkeit erzielt: worden 
feyn. Zugleich erfcheint es. ale eine Härte, in demielben 
Momente, in welchem man diefe Perfonen für Stautsdies 
ner erklärt, auszufprechen, daß fie der Vortheile, welche 
dieſes Gefeg den Staatsdienern gewaͤhrt, nicht theilhaftig 
ſeyn ſollen! 
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Bon den im $. 4 ermähnten Edikten erfbien big jet 
zwar ein Edift über die befonderen Rechtsverhältniffe der 
Eurbeififhden Standesherrn (29. Mai 1833), es ift aber 
darin über die Dienitfiellung und Penfionirung- 
der ftandesherrlihen Gerichtsbeamten und der Hinterblie 
benen derfelben nichts zu finden. Diefes Edikt, welches 
mit dem 1. Juni 1833 in Wirkfamkeit trat, hat die land» 
fiändifhe Zuftimmung bisher nicht erhalten. Die übrigen 
Edikte, deren der $.49 der Verf.Urk. erwähnt, follen zwar 
bearbeitet feyn, ihrer Sanftion aber und Publikation noch 
befondere Hinderniſſe entgegenfjtehen. 

Dem $. 5 geſchah bis jegt fein Genüge Er laͤßt uns 
beflimmt, ob die auf die Prüfung bezüglichen Vorſchriften 
von der Staatsregierung allein, mithin als Berordnuns 
gen, oder in der Form von Gefegen, alfo nad) vorgäns 
giger Beiftimmung der Landflände, zur Öffentlihen Kunde 
gebracht werden folen? Wovon denn aud die weitere 
Frage: ob die Beurtheilung der Zweckmaͤßigkeit und die 
biernach etwa nöthige Umarbeitung derfelben der Staats— 
regierung allein zuftehe? abhängt. Es leuchtet ein, daß 
hierüber wenigftens Streit entſtehen kann. Der $. 5 fpricht 
ferner zwar ganz allgemein („um einen Staatsdienft in den 
verihiedenen Fächern’); da er aber im 1. Abſchnitte des 
I. Theils ſteht, fo ift er doch’ nur auf die bier in Rede 
ſtehenden Civil, Etaatsdiener zu befhränfen. Steht endlich 
das Urtpeil darüber, ob die fragliden Vorſchriften dem 
$. 52 der Verf.⸗Urk. volftändig genügen, gleichfalls der 
Staatsregierung allein zu? Auch hierüber giebt Das Geſetz 
feinen Aufſchluß. Es fann, zumal im conftitutionels 
len Gtaate, nichts Machtheiligeres geben, als unbe 
ſtimmte und luͤckenhafte Geſetze, weil einerfeits die Ausle- 
gung und Ergänzung derſelben, wegen ber nothwendigen 
Mitwirkung der Landftände, großen Schwierigkeiten und je 
denfalld Weitlaͤufigkeiten unterliegt, und andernſeits das 
dur leicht -bedauernswerthe Reibungen und Differenzen 
zwiſchen der Staatöregierung und den Landftänden herbei» 
geführt werden, zu denen ed außerdem wahrlich nicht an 
Stoff und Veranlaffung fehlt! 
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Der $. 6 ift nicht gut und deutlich redigirt. Zur Er 
klaͤrung deffelben bemerken wir folgendes: Schon vor Er 
laffung Diefes “Gefeges wurden. Die Bewerber um einen 
Staatsdienft entweder ald Neferendare bei den Ober 
gerichten, Regierungen oder Simanzfammern *), ja felbit 
bei dem Minifterium der. auswärtigen Angelegenheiten und 
bed Haufes (mie uns wenigftens Ein Fall bekannt ift) 
ohne Votum und Gehalt, oder ald Auscultanten be 
den Untergerichten gleichfalls ohne Gehalt, angeftelt, um 
fih in. diefer Eigenſchaft zum Staatsdienſt vorzubereiten. 
Die fo Angeftellten waren: jedoch ſchon wirkliche Etaatsdies 
ner, ja die Referendare find fogar in die 8. Klaffe der erw 
mwähnten Rangorbnung aufgenommen worden. Die Refe 
rendare blieben «in ben Collegien, indem fie zuerft zu Affelr 
foren und dann zu NRäthen befördert wurden. Die Aue- 
eultanten dagegen konnten nur zu Amts-Aktuaren, Juſtiz— 
beamten, Landgerichts » Affefforen ꝛc. vorrüden; fie blieben 
alfo der Regel nad bei den niederen Stellen, fe wie die 
Referendare bei den höheren Eollegien, weldye daher in der 
Regel aus:Männern beftanden, denen ber Dienft bei den 
niederen. Stellen. wenigftens nicht aus eigener Erfahrung 
befannt war... Dabei hing es ‚meiftens nur von zufälligen 
YUmftänden, von’Begünftigung ꝛc. ab) ob ein Amtskandidat 
zum Referendar oder Auscultanten ernannt wurde. Diefem 
Mebelftande follte nun in Bezug auf Fünftige-Anfteluns 
gen dieſer Art durch den $. 61 abgeholfen; dadurch eine 
Öleichheit unter den Bewerbern um einen Staats dienſt 
bergeitellt; einem jedem: Ungeftellten bie Beförderung zu 
höhern Wemtern gleich möglich gemadt (F. 7.), und zus 
glei verhindert werden, daß Jemand zu einer höhern 
Stelle gelange, bevor. er die Gefhäfte der .unterften des 
einichlägigen Dienftzweiges durch eigene Erfahrung kennen 
gelernt bat. Leider ift aber die Beſtimmung dieſes $ durd 
den Beifag: „der Regel nad wieder gelähmt wors 
den. Er enthält: folgende Normen: 1) die Bewerber um 
einen Staatsdienft werben in derselben Weife, wie früher, 


*) Auch bei einem Kreisamte wurde einmal ein Referendar angeftellt. 
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zuerft als Neferendarien bei Eollegien oder als Auscultans 
ten (Practitanten) bei den unteren Juſtiz- oder (feltener) 
BerwaltungssEtellen zur Vorbereitung für den Staatsdienſt 
angeftelt. 2) Diefer Vorbereitungsdienft muß menigftens 
ein Jahr dauern, bevor eine felbfiftändige, mit Gehalt vers 
bundene Anftelung erfolgen kann. 3) Diejenigen, welche 
ihre Vorbereitungsdienftzeit zurücgelegt haben, follen (der 
Regel nad) ohne Unterſchied, ob fie den Vorbereitungss 
dient als Neferendare oder als Auscultanten gethan has 
ben, zuerft nur zu unteren Juſtiz- oder Verwaltungs⸗Stel⸗ 
len ernannt werden. (Wir verbinden hiermit die folgenden 
$$. 7 — 10 in der Ordnung, wie.fte eigentlich aufeinander 
folgen follten, in einzelnen Sägen.) 4) Unter mehrern 
ſolchen Bewerbern um ein wirkliches Staatsamt geht der 
Tuͤchtigſte und hinfichtlich des Betragens Würbigfte vor; 
jedoch fol auch dieſer zunadft nur proviforifh auf 
ein Jahr ernannt werden, und ed nun von feiner, wäh 
rend Ddiefer Zeit bewiefenen, Züchtigkeit und Würdigkeit 
abhangen, ob er nach Ablauf diefes Jahres entweder a) die ans 
vertraute Stelle definitiv erhalten, oder b) die proviforifche 
Dienftzeit in diefer, oder c) in einer andern, feinen Fäs 
higkeiten entfprechenden, Stelle auf ein Jahr verlängert 
werden folle, in welchem Falle d) es abermals auf bie 
während des neuen proviforifhen Dienftes bezeigte Tuͤch⸗ 
tigkeit und Würdigfeit anfommt, ob er nun «) das Amt 
definitiv erhalten oder 8) zu einer geringern Stelle defi— 
nitiv (was im Gefeg zwar nicht ausdruͤcklich bemerkt ift, 
ſich aber wohl von felbit verfteht) verfegt werden folle. ($. 9). 
— 5) Die erfte proviforifche Anſtellung erfolgt ausnahmer 
weife bei allen fubalternen Dienern der oberen und 
unteren Gtaatsbehörden , mit Ausſchluß der Gefretare 
und Archivare, auf fünf Jahre, nad deren Ablauf, mit 
Rüdfiht auf die bewiefene Braucdbarkeit und Würdigkeit 
des Ungeftellten entweder «) die definitive Ernennung, 
oder 3) die Verlängerung der Probezeit auf einen weitern 
(beliebigen) Zeitraum, oder z) die Entlaffung verfüge wird. 
($- 8.). 6) Die erfte proviforifche Anftellung findet gar 
feine Anwendung: a) bei Befegung der Richterftellen ($. 10 
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Ubi. 1.); b) wenn der Bewerber feine Befähigung bereits 
als (in einem ‚andern Dienjtzweige) ,‚, definitiv beitellter 
Staatödiener‘, bewährt hat ($.9.), oder c) wenn ein Aus— 
länder berufen wird, oder d) der Bewerber ein folder In— 
länder ift, deffen Befähigung zur fragliden Stelle durch 
die im öÖffentlihen Verpältniffen (obſchon nit im eigent 
lihen Staatsdienfte) befundete Berufstreue und Gefchiklid» 
keit hinreichend bewieſen erſcheint C$. 10.). Enblid 7) 
wenn Staatsdiener von unteren Juſtiz- oder Verwaltungs 
ftelen zu Mitgliedern der höheren (Provinzials) Eolegirn 
befördert werden, fo fol bei der Beſtimmung ihrer Uncien 
nität Cihres Dienftalters) die in unteren Uemtern verlebte 
Dienftzeit auf angemeffene Weife mit in Betracht Fommen 
($. 7). Das „aufangemefiene Weile” kann eigent- 
lih nur den Sinn haben, daß der in das Collegium neu 
Eintretende binfichtli der Gehaltsklaffe und des Ranges 
allen jenen Mitgliedern des Eollegiums vorgehen fol, welde 
im Ganzen nicht folange im Staatsdienfte fiehen, wie er, 
wenn fie glei ſchon mehrere Jahre fih im Gollegium be 
finden. Der Ausdruck ift jedoch unbefiimmt und aud eis 
ner andern Deutung fähig, fo daß fib aus diefer Vorfchrift fein 
beftimmtes Recht ableiten läßt und bier wieder der Willkuͤhr 
Spielraum gegeben ift, was als eine Unvollkommenheit im 
mer Zadel verdient. Nur fo viel gebt aus dieſem $.7 
Elar hervor, Daß untere Beamten zu Mitgliedern der GCols 
legien befördert werden können und dabei ihre bisherige 
Dienfizeit hierbei mit in Betracht kommen fol; das wıe 
bängt von dem Ermeffen des Unftellenden ab, das nur zu 
leicht durch Gunſt und andere Nebenrüdfihten, die ſich 
nicht auf Tüchtigfeit und Würdigkeit beziehen, geleitet wird. 
Geſetzt, ein Affelfor bei einem Collegium, der 4 Jahre ın 
diefem und außerdem noch 4 Jahre in einer untern Etelle 
gedient bat, bewirbt fib um eine Ratheftelle bei dieſem 
Collegium; mit ihm concurrirt ein unterer Beamte, deilen 
bisherige Dienftzeit 12 Jahre beträgt; beide find gleich fähig 
und würdig; welder von ihnen gebt vor? Es kommt bier 
offenbar auf die Art der Berechnung der Dienitzeit des 
Legtern an, die aber nicht genau beftimmt if. Wie beum 
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ruhigend muß dieß nicht fuͤr einen gewiſſenhaften Miniſter 
ſeyn! — Der Beweggrund zu dieſem 6. 7 war freilich ein 
ganz eigener; nämlich der: Oft ereignet es fid, daß unter. 
den niederen Beamten -fihb ganz ausgezeichnete Männer 
befinden, melde ganz vorzüglich zu Gollegienmitgliedern 
geeignet find. Da fie aber durch ihre lange Dienftzeit bes 
reitö zu einem größeren Dienfteintommen gelangt find, 
als der Gehalt der erfien oder auc zweiten Klaffe der 
Mitglieder des Gollegiums beträgt, in welches man fie 
ziehen will; fo könnten fie für Diefes nicht gemonnen wer, 
den, wenn fie nicht in eine höhere oder die hoͤchſte Gehalts» 
Elaffe des Eollegiums geſetzt werden dürften. Das Einrüden 
in eine höhere Gehaltsklaſſe ift aber der Regel nah durch 
das Dienftalter bedingt (ſ. $. 18). Dürfte alfo das früs 
bere Dienftalter eines folden Mannes nicht berüdfidtiget 
werden, fo wäre ed ganz unmoͤglich, ihn in ein Collegium 
zu befördern, weil er in diefes nur mit der unterften Ge— 
baltsklaffe eintreten könnte. Für ſolche Fälle fol es nun 
geftattet feyn, das Dienftalter ın der unteren Gtelle bei 
der Beftiimmung der Anciennität im Collegium auf ange 
meflene Weile zu berüdfihtigen, und ſomit einen von einer 
untern Etelle zum Mitgliede eines Gollegiums Beförderten 
fofort in eine höhere Gehaltsklaſſe einrüden zu laſſen. 

Sn den die Anftelung und Beförderung betreffenden 
$$. vermißt man noch eine Beftimmung darüber, daß bei 
Beförderungen im Staatsdienſte und fomit aud in den, 
von den vorgelegten Behörden nad dem $. 53 der Berf.s 
Urkunde zu machenden, Vorſchlaͤgen zunädit auf Tuͤchtig— 
keit und Würdigkeit, und bei gleider Qualification auf 
das Dienftalter zu ſehen fey. Denn der $. 9 handelt nur 
von der erſten Anftelung nad zurüdgelegtem Vorberei⸗ 
tungsjahre. Dafür, daß auch bei Beförderungen diefelben 
Grundfäge eintreten, ſpricht nun zwar die Natur der Sache 
und die Analogie (obwohl für das Alter bei gleiher Qua— 
lification aus dem $. 9 nicht einmal eine Analogie abge— 
leitet werden kann); allein die Unalogie und die Natur 
der Sache find, da fie verfhiedene Deutungen zulaffen und 
durch andere Gründe leicht befeitigt werden können, ſtets 
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unzuverläffige Entfheidungs-Quellen, fobald man beftimmte 
Rechtsanſpruͤche daraus ableiten will. Man weiß ja, wel 
‚des loſe Spiel man mit Unalogien und der Matur ber 
Sache treiben kann und hie und da wirklich treibt. Wahr 
haft gefihert find nur jene Rechte, welche fi auf Elare 
ausdruͤckliche Normen gründen. Offenbar verdient daher 
ein Geſetz Tadel, welches durch Analogien und andere 
Doctrinele Mittel diefer Art erft ergänzt werden muß. — 
Ebenfo dürfte es zweckmaͤßig geweſen feyn, auszufprecen, 
daß das Dienftalter ftets, felbft für den Fall. des Leber 
tritts aus einem Dienflzweige in einen andern und der 
Beförderung von einer untern Stelle zu einer höhern, von 
ber erfien befinitiven Anftelung an zu berechnen, und 
biernach der Gehalt und Rang des Uebertretenden oder 
Befoͤrderten zu beflimmen fey. 


(Die Fortfegung folgt im nächften Bande.) 





Zur Geſetzgebung des deutfchen Bundes. 


G. 


Auszug: Protofolls der 3. Sitzung ber deuts 

fhen BDundesverfammlung vom 15. San. 1835. 

«Das Wandern, auch die Berfammmlungen 

und Verbindungen der deutſchen Handwerks— 
Gefellen betreffend.» 


Befhluß: 


Da es im Intereſſe des deutſchen Bundes liegt, daß 
die deutſchen Handwerks-Geſellen an keinen Aſſociationen 
und Verſammlungen Theil nehmen, wodurch die öffentliche 
Ruhe im In- oder Auslande bedroht oder geftört wers 
den Eönnte, fo fol 1) das Wandern der den deutſchen 
Bundesftaaten angehörigen Handwerks s Gefellen nach ben» 
jenigen Ländern und Orten, in welden offenkundig ber, 
gleihen Affociationen und Berfammlungen geduldet wer» 
den, fo lange diefe Duldung notorifch befteht, verboten feyn. 
2) Zn Abfiht auf die Zurücdberufung der gegenwärtig in 
ſolchen Ländern, worin Affociationen und Verfammlungen 
der obgedachten Art geduldet werden, befindliden Hands 
werks-Geſellen und deren Beauffihtigung bei ihrer Ruͤck⸗ 
fehr nad der Heimath, werden von den höchſten und bor 
ben Regierungen dem Zwecke entfprechende Verfügungen 
getroffen werden. 3) Ueber die in Deutfchland wandern» 
den Handwerks, Gefellen wird ftrenge polizeiliche Aufficht, 
insbefondere ruͤckſichtlich der Verbindungen, in welde fie 
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fi einlaffen könnten, geführt werden. 4) Die Bundes, 
Negierungen werden fih dur ihre Bundestags Gefandts 
ſchaften in fortwährender Kenntniß erbalfen, nad welden 
Ländern und Orten fie wegen darin notorifch Statt finden» 
der Affociationen und Berfammlungen der oben erwähnten 
Art das Wandern der Handwerks⸗Geſellen verboten haben. 


. 


Die 
Anerkennung des evangelifhen Landes-Negenten in 
Baden ald evangeliihen Landes-Biſchoffs, 


eine Beranlaffung, den Umfang der Pflichten und Rechte eines 
weltlihen Episkopats über eine proteftantifche Kirchen = Gefellfchaft 
wiffenfchaftlich genau zu unterfuchen, 





Die proteftantifch » evangelifhe, aus ben 
Lutberifhen und Reformirten ſaͤmmtlichen Kirchen dee Lan— 
des unirte Landbesfirhe des Großherzogthums 
Baden ift, fo viel wir wiffen, die Einzige, welche — 
und zwar erft feit 1821 — ihren evangelifchen Landes 
Negenten förmlich und urkundlich als ihren Landes», 
Bifchoff anerkannt und proclamire hat. 

Der LandessNRegent in Deutfhland kann von 
der einen Kirde (Kirchen-Geſellſchaft) zur Andern übers 
treten. Undenfbar aber wäre es, daß, wer die Eine Kirche 
für falfhgläubig, oder wenigſtens für weniger richtig hält, 
als die Undere, dennoch Biſchoff, d. i. gerichtlich⸗kirchlicher 
Aufſeher der Kirhen-Gefelfchaft werden ober bleiben fönnte, 
deren Mitglied er nicht if. 

Sn der dee des Landes-Regenten ift es nicht enthal» 
ten, Daß er auch die Pfliht, und daher das Recht habe, 
die im Lande für befondere Zwede fi bildenden Geſellſchaf—⸗ 
ten aub in dem Befonderen diefer ihrer Zwede zu 
dDirigiren. Das DBerhältniß ſowohl der allumfaffenden 
(Etaatss) Geſellſchaft als der für befondere Zwecke inner, 
halb derſelben entitebenden befondern Geſellſchaften vder 
Vereine muß aus dem allgemeinen Geſellſchafts-⸗Recht, das 
beißt, aus dem beurtheilt werden, was aus der mefent« 
lichen Natur der menfdlichen Gefelligkeit und aus ber 
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Pflicht, für das Nügliche nach Ueberzeugung zufammen zu 
wirken, zu folgern ift. ragen wir im Allgemeinen, was 
eine Staats » Regierung feyn und leiften folle, fo ift es 
Erfüllung des Zwedes der Staats⸗Geſellſchaft. Diefer Zweck 
aber iſt das Beſtehen Aller in ibren Rechten, der 
wahre Aufferlih zu erhaltende „Status Die Staates 
Geſellſchaft Hält zufammen, um, wechlelfeitig und zuſammen— 
wirfend Dem Allem Schuß oder den „Beſtand“ zu ger 
währen, was die Einzelnen für fih als nüglich oder nöthig 
bezweden.: Nicht aber ift fie der allgemeine Verſtand, um 
ihnen, wie ein Vormund den Unverftändigen, ihre Zwecke 
und Mittel vorzufchreiben. Nur diefes Einzige verſteht 
fih, daß die im befonderen zu begebhrenden Zwecke und 
Mittel nicht durch Gefährdung oder Befhädigung ber 
Schutz⸗Geſellſchaft fih der Belhügung unfähig machen 
dürfen. Und in der dee des Landes » Regenten iſt daher 
dies mitbegriffen, daß er Auffiht führe, (weltlicher Biſchoff 
ſei) dafür, damit von den befonderen Zwecken der Schug- 
Degierigen alles der Schuß-Gefellfhaft im Ganzen und im 
Einzelnen Schädlihe entfernt bleibe In allem übrigen 
find alle innerhalb des Staats ſich einigende Geſellſchaften, 
auch Die Eirchlihen, nah dem Geſellſchafts-Recht als 
Schutz⸗-Genoſſen, denen Schuß gebühre, zu betrachten. 
Der Sinn der alten Sentenz: Cujus est regio, ejJus 
est religio! ift ohnehin nicht diefer: wie wenn der Lan— 
dess Regent eigenthümlicher Befiger ded Bodens, noch wer 
niger, wie wenn er Eigenthumsherr der darauf ihre Pflich- 
ten und Rechte ausübenden Mitmenſchen wäre. Der Sinn 
ift, Daß die Pfliht und das Recht, die regio zu 
regieren, fein Eigentbum fei. Diefes Regieren bes 
fteht in der Kunft, die Mittel für den Staatszweck durch 
möglichites Wilfen und Wollen als äufferlihe rechtliche 
Mittel zu leiten. Da nun aber die Religion immer mes 
fentlih etwas Inneres, der Effect der Ueberzeugung und des 
Wollens.ıft, jo darf fie auch von dem, welcher die Regio 
zu regieren hat, nur infofern regiert, oder durch Sachgruͤnde 
geleitet werden, damıt fie a) als freigewolltes, als Ges 
wiſſensſache, geſchuͤtzt ſeiz b) nichts Staatswidriges, alfo 
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rechtlich nicht zu beſchuͤtzendes, in ſich aufnehme, vielmehr 
c) mit der beſchuͤtzenden Macht in einer wechſelſeitig nuͤtz— 
lihen aus Weberzeugung freigewollten Harmonie ftehe. 
Wem Pfliht und Recht einer Landes; Regierung wie 
Eigenthum, damit vom erfien Augenblid an, fein gan 
jed Dafeyn darnach die zweckgemaͤße Richtung erhalte, 
zum Voraus anvertraut ift, dem ift auch anvertraut, 
daß die Religion nad: ihrer geiftig freien Natur in jeder 
ihrer zeitgemäßen geſellſchaftlichen Geftaltungen gefchügt 
und geleitet: werde. Als Landes-Regent hat er demnach 
von der Einen Seite alles Staatswidrige, von ber andern 
aber -auh allen der Ueberzeugung widrigen 
Zwang abzubalten. Auch in der Idee des mo 
narchiſchen Principe ift die Folgerung nicht enthalten, 
daß ein monardifcher Landes, Regent, als folder, der 
Vorſteher irgend einer Geſellſchaft fey, welche zu beftimms 
ten, im Staate zuläffigen Zwecken freiwillig zufammenpäft, 
und den Rechtfchug aller deswegen anzufprecdhen bat, weil 
fie nichts, was der Beſchuͤtzung entgegen wäre, beabfichtigt, 
alſo das ftaatsrechtlihe Veto nicht wider fi motipirt. 
Selbſt alle zum Regieren des Staats nöthige „Gewalten“ 
Coder beffer: Machtvollkommenheiten) vereinigt der Regent 
in fih, als Perfon nicht in dem Sinn, wie wenn er 
jede derfelben perfönlich auszuüben berechtigt wäre, fondern 
nur damit fi die Höchfte Oberaufficht über alle, um fie alle 
zu gemeinfchaftlicher Beobachtung der Geſetze und des natuͤr⸗ 
lihen Rechts anzutreiben, in einen Mittelpunct cöhcentrire, 
Der Landes-Regierung kommt zwar das jus refor- 
mandı aud in Beziehung auf die im Staate zugelaffenen 
oder fogar genehmigten Religions» Gefelfchaften immer, 
fort zu; es befteht daffelbe aber nicht etwa (wie es wohl 
oft unrichtig gedeutet wurde) entweder, in dem Recht, den 
nicht ſtaatswidrigen Gefellfchaften über die Gegenftände ih» 
tes unfhädlich zuläffigen Vereins befondere Verordnungen 
aufzunötbigen, oder gar in der Willkuͤhr, folde Geſell⸗ 
fhhaften, weil der Landes» Fürft nicht ihr Mitglied ift, zu 
verbieten und aus dem Lande fie zu weifen. Vielmehr erw 
hält diefer immerwährende Vorbehalt, auch ſchon zugelafs 
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fene Religions» Gefellfhaften zu „reformiren”, d. i. 
neu zu geftalten, nur dem Ihügenden Staate oder der 
Etaats» Gefelfchaft die Pfliht und das Recht, auch fpäter- 
bin und zu jeder Zeit, wenn die Schutz-Geſellſchaft an der 
zu befchügenden etwas, bas der Belbügung unwürdig 
wäre, entdeckt, Diefer Unzuläffigkeit ihr Veto entgegen zu 
ſetzen, und fie Dadurch zu einer andern Form, das ilt, 
zur Umbildung dbeffen, was im Staate ſchaͤdlich 
waͤre, zu bewegen. = 

Auch bierdurd aber wird der Staat, oder im Namen 
der Staats» Gefellfchaft der Landes» Regent offenbar nice 
berechtigt, der befonderen Geſellſchaft Pofltives durch Ber 
ordnungen Über ihre befonderen Vereins » Angelegenheiten 
vorzufchreiben, fondern nur ihr als Bedingungen des recht 
lichen Staatsfhuges, das erweislich Staatswidrige als et 
was 'vorzuhalten, was reformirt werden müffe, wenn fie 
ferner des gemeinfchaftlihen Schuges nicht durch ein Bes 
harren auf ftaatswidrigen Einrichtungen unfähig werben 
wollte. Wil fie Staats» und Schutzwidriges behaupten, jo 
ergiebt fib von felbft dies, daß fie im diefer Beziehung, 
doch aber nur in diefer — mehr oder weniger fich felbft 
ausbehnenden — Beziehung ſchutzlos geftellt wird, und 
dagegen die, welche fie gefährdet, vechtlich gegen fie Schuß 
erhalten. a 

Diefe Grundbegriffe zeigen im Allgemeinen ‚.: daB aus 
den rechtlichen Verbältniffen des Landes» Regenten ir, 
gend ein geiſtliches Episkopat Über eine Kirchen» 
Geſellſchaft nicht folge. Auch geſchichtlich wurde Dies 
nicht anders anerkannt, fo lange man nit verwandte 
Begriffe miteinander, wie einerlei, verwechielte. 

Die Zeit der evangelifchen Kirchenreformation war — 
weil man überhaupt (fo. wie Luther öfters auf dieſen letz⸗ 
ten tiefiten Grund des Reformirens und Proteftirens bin» 
deutete) in allem nah dem Warum? zu fragen ans 
gefangen hatte, — auch die Zeit, wo die deutſchen Regen» 
ten und ihre Räthe an die Regierungsrechte fehr eiferſuͤch⸗ 
tig zu denken begonnen hatten. Mit dem Uebergang in 
das fechzehnte Zahrhundert hatte fih Kaifer Marimilian, 
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diefer geniale Ritter auf dem Kaiferthrone, ein fehr auf 
Staatöreformen dringendes jogenanntes Reichs⸗Regiment, 
aus Churfuͤrſten, Bürften und Ständen zufammengefegt, 
gefallen laffen mäffen. Der. mächtige Karl V. war der Er 
fte, welder die deutſche Kaifer-Majeftät nicht anders als 
durch eine bedingendbe Wahl: Gapitulation erhielt. Dennoch 
dachten felbft die evangelifchen Negenten mit ihren Räthen, 
als fie feierlich Die Augsburger Eonfiffion an Kaifer und 
Reich braten, nicht mit Einem Wort daran, wie wenn 
fie, die ſich noch gar fehr als Landesherrn (domini terri- 
torii) zu betrachten pflegten, im dert evangeliſchen Kirchen 
als Landes s Bifchöffe einzutreten hätten. Nur weil 
die katholiſchen Bifchöffe in Sachen der Gerichtsbar— 
keit (wie der Ehen, der Zehnten, ber Stiftungen ꝛc.) den 
Evangelifhen Härte und Willkuͤhr bewiefen, veranlaßten 
eben dieſe Bifchöffe felbft die Hiftorifch » juridifche Ruͤcker⸗ 
innerung, daß dieſe geiſtliche Kirchenberrn dergleichen 
„Jurisdiction“ nur durch menfchliches Recht, d. i. nur 
durch Uebertragung von der Staats» Gefellihaft und deren 
Regierung, inne hatten, und daß baher, was fie nicht 
rechtlid vollziehen wollten, wieder auf die einzelnen Staa⸗ 
ten und beren Landes,Regenten zuruͤckgehen muͤſſe. Dieſes 
betraf jedody immer nur Jurisdiction, d. i. ein foldyes 
Rechtſprechen, welches die Bifchöffe nicht etwa von ben 
Kirchen» Gefelfchaften her, als deren Manbdatare, fondern 
von den Staats» Regierungen aus gehabt hatten, Eben 
deswegen hatte es auch nicht an die Kirchen, fondern an 
die das Recht ſchuͤtzende Staats-Geſellſchaft zurädzufallen. 
Entftund dennoch hier der erfte Gedanke, : daß die Landes» 
berrn in die Stelle der Biſchöffe träten, fo verftund 
ed Doch niemand anders, ald von jemen Jurisdictios 
nalien. Niemand hätte für möglich gehalten, daß Nichts 
geiftlihe oder Layen Kirchen» Bifchöffe werden könnten oder 
wollten. Vielmehr der Unterfchied zwifchen Jurisdiction 
und Episfopat wurde gerade durch die Augsburgiſche Sons 
feffion im Artikel 28 ‚‚von der Bifchöffes Gewalt‘ im Nar 
men der Regenten recht deutlich ausgedrüdt. Sie erklären 
fi dort als coacti discrimen ecclesiasticae 
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p.otestatis, et potestatisgladıi zu zeigen. Po- 
testatem Episcoporum esse mandatum Dei, prae- 
dicandi evangelium, remittendi aut retinendi peccata, 
administrandi sacramenta .„.. Secundum evangelium, 
seu, ut loquuntyr; de jure divine, nulla jurisdic- 
tio competit Episcopis ut Episcopis, Dis 
fhöffe haben, als ſolche, nichts zu thun ..... nisi 
a) remittere,peecata,- b) cognoscere doctrinam et doc- 
trinam ab eyangelio dissentientem rejicere, et c) im- 
pios, quorum, nota jest impietas, excludere a commu- 
nione ecclesige —abersine vihumana sed verbo(!)). 
+. Warum die. Furisdictionalien auf die Landes - Regen 
ten zurüdgebem; müßten, wurde deutlich eingefehen und 
ausgefproden:.):Sı quam (Episcopi) ‚habent aliam po- 
testatem vel;jwrisdietionem (G©eridtd» Zwang) in 
cognoscendüs ‚certis causis, videlicet ma- 
trimonii aut decimarum cet. hanc habent hu- 
mano jure, Ubi, cessantibus ordinariis, coguntur 
Prinoipes vel inviti suis subditis jas dicere, ut pax 
retineatur. 

Manıgab es alfo. an als Nothwerk, an die Stelle der 
Bilhöffe zu treten,iäber — nur in Beziehung auf das 
Yeuffere gewiffer Rechts-Gegenftände. Diefe waren von der 
eigenen Art, daß: fie zwei Seiten hatten. Ehe und was 
bamit zufammen hängt, ift ald Vertrag Schutzſache für die 
‚ bürgerliche Geſellſchaft; als Gewiſſens-Verpflichtung unter, 
gibt ſich alles mit dem Ehevertrag zufammenhängende mo» 
ralifch » pflichtmäßige auch der kirchlichen Religions » Auflficht. 
Ebenfo das zur Unterhaltung des Unterrichts und der Er 
ziehung in Kirhen und Schulen geftiftete, d. i. das aus 
dem Dermögen der Staatsgenoffen durch religiöfe Gefin» 
nung ein für allemal ausgefonderte Privat» Vermögen. Um 
die Collifionen-zu verhüten, welche, wenn dieſe zweifeitigen 
Gegenftände vor zweierlei Inſtanzen hätten behandelt wers 
den müffen, entftanden wären, hatten chriſtliche Regenten 
auch das Weltlihe, die Außere Rechtsſprechung darüber, 
den Kirhenthums » Auffehern C Bifchöffen ) überlaffen. Das 
Zuruͤcknehmen machte die NRegenten nicht zu Bifcöffen; 


vielmehr entfleidbete es nur die Bifchöffe deffen, mas fie 
von der Schutz-Geſellſchaft des Staates und deren Regen» 
ten gleihfam zu Lehen hatten, und doch aus Partheiliche 
keit damals flaatswidrig anwendeten. Was nicht von den 
Regenten. auf die Vorftände des Kirchenthums übergegan- 
gen war, — das fo eben durch a,b, c, bezeichnete Firchs 
lich» geiftliche oder paftoralifch » episcopalifhe Gefchäft, die 
sacra betreffend, — dachte man auch nicht zurüc zu neh— 
men. Es dauerte noch ziemlich lange, ehe diefes Nehmen 
auch auf: Manches ausgedehnt wurde, was man nicht ge 
geben hatte. 

Die Veranlaffung hiezu ahneten aber doch ſchon bie 
Verfaſſer der Augsburger Gonfeffion. Der Zurisdiction ents 
kleidet, find ihnen Episcopi und Pastores Eynonyme. So⸗ 
fort aber trat die Frage ein: utrum episcopi „seu“ pa- 
stores habeant jus instituendi ceremonias in 
ecclesia et leges, de cibis, feriis, gradibus mini- 
strorum seu ordinibus condendi. Der Gedanke: Wer 
hat das Recht und die Pflicht, das, mas die sacra (fiehe 
oben) gleihbfam umgebe, (= circa sacra ſey) zu ord⸗ 
nen? dämmerte ſchon. Melandthon ift nur nicht entſcloſ—⸗ 
fen genug, auszufpreden: Die religidfe Gemeinde, 
die wegen befonderer Religions» Zmwece vereinigte Gefells 
ſchaft, ordnet auch die-äußeren Erfcheinungen, in denen 
dieſe ihre Zwecke hervortreten, Sie ordnet auch den Körs 
per für. das Geiftige, entweder felbft unmittelbar, ober 
durch Kundige, als Männer ihres Vertrauens, Der faft 
allzubehutfame Hauptverfaffer der Gonfeffion gibt diefe 
aus dem Gefellfhaftsreht fließende Antwort 
nur wie eingewicelt, Ungefagt läßt er es nur denken. Die 
Episcopi, fagt der Artikel weiterhin, folen nur nicht 
contra evangelium ordnen. Stilfchweigend war eben das 
mit vorausgefegt, daß die Episcopi a uch das circa sacra 
ordnen follen. 

Über nun waren bie Evangelifchen pastores und epi- 
scopi Finerlei. Sollte denn nun jeder pastor in feiner 
Gemeinde das circa saera ordnen dürfen? Die Antwort 
wäre: Allerdings, wenn die Gemeinde, als zu befonderen 
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nicht ftaatswidrigen Zwecken vereint, es in ihrem Namen 
Ihm anvertraut. Über nun drohte das Furcht⸗Geſpenſt, 
daß alsdann das „circa sacra“ in jeder Gemeinde von 
der andern abweiche, daß alio Streit werde, daß übers 
haupt nicht mehr Eine gemeinfbaftliche Kirche ſeyn würbe. 
Man erfaßte nicht den Hauptgebanfen, daß nur die sacra 
(= Lehre und lehrgemäße Handlungen) das Fundament 
der Kirhen » Einheit feyen, nicht aber die Kirchenordnung 
circa sacra. Man beredhnete nicht, daß jede ſpeeielle Orb; 
nung nur einwärts wirken Dürfe,:alfo auch, nicht auf am 
dere ausgedehnt, nit zum Streit reize. Man war übers 
haupt noch an die fo große, ja faft allein geltend gemefene 
auctoritätifhe Einheiteder £atholifchen, d.i. im 
ganzen Roͤmerreich (Kas’brs). legitimirten Kirche gewöhnt. 
Die Vorſtellung von einer ‚ähnlichen Uniformität gefällt 
ohnehin der: Luft, über viele: und zwar deſto bequemer, ja 
gleihförmiger zu.dominiren. In Folge all diefer zufams 
menwirfender Zeitumftände ließ man es auf die-alles ents 
wicfelnde Zeit ankommen, wie bei dem Zugeben, daß alle 
pastores’ Episcopi feyen, Einheit in ber a ag fih ges 
ſtalten werde. 

Noch da Luthers praktifher Blid Rirben-Viftationen 
ald unentbehrlich erkannte, läugnete Er fi ſelbſt nicht ab, 
daß eigentlich. jede für befondere Zwede nicht flaatewidrig 
fih bildende Geſellſchaft im Staate, alfo aud jede ſolche 
Kirchen : Gemeinde, das Geſellſchaftsrecht habe, au 
das eirca sacra. als Mittel nach: dem Zwed der sacra für 
fi zu ordnen, da natürlich -audy- alles ſolches Circa von 
der gefellichaftliden Anſicht über die sacra felbft abhängt, 
welche die Gemeinde fib durch Gebräude, Gebete, Lieber, 
Dorträgerc, recht eindringlich machen will; Luther fpricht deß⸗ 
wegen nur bittend um guten Willen der Paftoren und Gemein» 
den zu einer nicht allzu uniformen Uebereinftimmung. Daß 
aber auc der evangel. Regent fie nicht befehlen dürfe, ja daß 
ein folder nicht einmal dafür zu wirken eine Pflicht habe, 
fprit Luther beftiimmt aus, (ſ. ſchon den Artikel: Agende). 
Nur wo Nuheftörung entſtuͤnde, wird auf den im Hinter 
grund fiehenden Staatszwang dagegen warnend hingedeutet. 
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Auch Hier Hätten demnach die Evangelifihen wohl freier 
bleiben können, wenn nur überhaupt die Menfchen mit 
Klugheit frei zu feyn verflünden, und das Klugfeyn 
wegen der Mittel eben fo fehr als Pflicht achteten, wie die 
auf den Zweck hinftrebende muthige Entfchloffenpeit, d. i. 
wenn mam nur nicht meiltens erft durch Schaden, oft 
faft zu fpät, lernen müßte, daß nur felbfigemolltes wohl 
bedadtes Maashalten vom Zwang frei erhalte. 

So lange die Reformirenden: noch bald hierardifchen 
Coneilien » Zwang, bald drohende Failerliche Interim's-Ge— 
bote zu fürdten hatten, ſchloß man fi von felbft füglamer 
aneinander. Nur nach. der Pfliht, und dem Recht, Ru 
beftörungen zuvorzufommen, ließen die evangeliihen Res 
genten, aber durch Geiftlihe, als Männer des öffentlichen 
Dertrauend, Kirchenordnungen verfaffen, denen fie ipren 
Staatöfhug verfpraden, immer aber fo, daß weder fie fi 
felbft dabei als Episfopen gerierten, noch jene Männer 
der Kirche für Episkopen erklärten. Auch. die juriftifchen 
Raͤthe ſcheueten ſich auf die Regenten, als Eolche, den Titel 
"und Begriff kirchlicher Episfopen überzutragen. Wie und 
wo hätte der Regent als Firchlicher Epiecopus erſcheinen 
fönnen, wenn er nicht das thun wollte, was an Pabft Zus 
lius II. fo fehr getadelt 'murde, Vormittags naͤmlich in 
Pontificalibus zur Meffe, Nachmittags im Panzer aufzutres 
ten unfer dem Heer, das Se. Heiligkeit zum Herrn von 
Italien machen follte, | | | | 

‚Eelbft die Diplomäten ſprachen weder bei dem Pafs 
ſauiſchen noch bei dem weftphälifchen Frieden ein Wort 
vomlebergehen eines Episfopats auf die Evan— 
geliſchen Landesregenten. Man fhob nur die Auss 
Übung der nicht-evangelifhen Episkopen zurüd, Über auch 
die behutfame Einkleidung, daß jene Ausübung blos „ſus— 
pendirt“ feyn fole, — fo lange man nicht über einerlei 
Eirchliche Auslegung des von beiden Partheien anerkannter 
Evangeliums mit Gottes Hilfe fi wieder vereinigt haben 
würde, beweißt, daß man an ein Uebergehen des Epia 
ſkopats an dieRegenten als folde garnicht dachte. Denn 
dadurch würde das bisherige aufgehoben, nicht blos 
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fuspendirt geworden feyn. Die Suspenſion refervirt 
ein künftig mögliches Wiederwirken deffen, das in fi 
fortbeftehe. Putters Geift des weftppälifchen Friedens, Götr 
fingen 179. O. Seite 438 — 444. machte fhon Damals 
Deutlih, daß und warum an evangelifche Negenten als 
Epiffopen ihrer Eonfeffions » Kirchen nicht zu denken war. 
„Ganz natürlid begnügten fih ‘beide Friedensſchluͤſſe nur 
mit der Beſtimmung, wie die bisherige geiftlihe Gerichts 
barfeit [wozu die. rejectio falsae doctrinae und die ex- 
communicatio gehört] und Die bifhöfliche DidcefansRechte 
[die Anwendung der Kirhens» Verordnungen auf das Eins 
jelne] über:alle Augsburger Confefiionss Verwandte Fünftig 
[eine zum Voraus unbeftimmbare Zeit lang, nämlich us- 
que ad compösitionem christianam dissidii religionis] 
nicht jtatt finden follte [vielmehr „suspensa esto“, O.5.48.] 


„Sin Surrogat [= die Regenten felbit ald Episfopen ? 
oder ein von den Gemeinden gewähltes, fie repräfentirens 
des Episkopals Collegium? ] zu beftimmen, mar allerdings 
fein Gegenftand der wechlelfeitigen Friedens» Unterhands 
lungen, Nur das Verneinende gehörte dahin, nicht das 
Dejahende, wie fünftig die Evangelifhen es unter 
ib halten würden”... „Evangeliſche Unterthanen 
waren froh, von päbfllihem und bifchöflihem Gemiffent 
zwang losgefommen zu feyn.’”’... „Landſtaͤnde und Unter 
thanen ließen es meift gerne geſchehen, wenn die Obrig— 
keiten ihres Glaubens ſolche Rechte in Kirchenſachen 
ausübten, die fonit in päbftliher und bifchöfliber Gewalt 
gewefen waren, da fie zu ihnen als erfien Mitglie 
bern ihrer Kirche C!!) das Vertrauen faffen Eonnten, 
daß diefelben nichts wıder ihre Eonfeffions, Grundfäge eins 
führen würden.“ 


Das Eonfiftorial-Verpältniß bildete fih, ohne 
zum Voraus fo genau bedacht: zu feyn, auf eine eigene 
Art, zmweifeitig fo, daß der Idee nah ein Mandat ber 
Staatd-Regierung, und auch ein foldes von Seiten ber 
Kirchen, Gemeinden, darin zuin Grunde liegt und ausger 
übt werben fol, 
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Die Negenten hatten Pfliht und Recht, rechtskun⸗ 
Dige Näthe als Wächter aufzuftelen, damit von den Kirs 
den aus nichts dem Staate Schaͤdliches verfucht würde, 
Bekamen diefe Rechtskenner zugleih die Anweifung aud 
von den ‚Kirhens Gemeinden Schädlihes abzuhalten, fo 
mußten diefe fih dankbar der Fuͤrſorge des fhügenden Re— 
genten freuen. Aber auch mandes nidtjuridiſche bedurfs 
ten die Gemeinden gemeinfhaftlid, und Eunnten fih dazu 
doch nicht leicht felbft concentriren. Man erkannte es alfo 
als erweiterte Fürforge und Nachhuͤlfe, wenn der Regent 
neben die für feine und der Kirchen Rechte aufgeftellten jus 
riftifhen Kirchenraͤthe auch theologifche ftellte, welche Genen 
die Kirhenbedürfniffe noch näher rücken könnten, und aus 
dem firchl. Sefihtspunft entfheiden helfen folten. Waren 
dazu Männer des öffentlihen Vertrauens in der Kirde 
gewählt, fo fahen die Gemeinden, melde fich felbit zu bel» 
fen ſchwerlich vermocht hätten, ſolche Eonfiftorials.oder Kirs 
chenräthe doc als ihre Mandatarien oder Gefhäftsführer 
an, wenn fie glei Fein ausdruͤckliches Mandat gegeben 
hatten. Deswegen ftehen die evangelifden Conſiſtorien, 
wenn Die dur fie zu befriedigenden Bedürfniffe in einer 
Amts» Theorie richtig zufammen gefaßt werden, als Colle— 
gien zwiſchen dem Staats «Regiment und den Kirchen, 
mit der Piliht und dem Recht, das Wohl der Eirlichen 
Gemeinden an fib und felbft gegen den Staat ebenfo, wie 
das des Staats in Beziehung auf die Kirchen, nah Sach— 
gründen und ©efegen in Ausübung zu bringen. - Des Re= 
genten Mandat biezu haben fie ausdrücklich, das der Ges 
meinden ftillichweigend nad der Prälumtion wegen des 
Bedürfniffes. Das erfte Kirhen-Mıtglied hat, nad 
dieſer unverfennbaren Präfumtion, ſich der ganzen Corpor 
ration angenommen, da dieſe für das gemeinfchaftliche, wie 
es tagtäglich Noch thut, fehr unbehilflih wäre. *) 


*) Der Eingang der Babdifchen Kirchenrathe-Inftruction, wie fie unter 
dem Datum Garleruhe d, 6, Juli 1797, von Garı Friedrich geges 
ben worden ift, zeigt die Entwidlung der Eirchlichen Geſchäftsordnung 
biftorifh und endigt noch mit dem Verhältniß der evangelifchen Lan: 
deskirche zu — Ihrem Erften Kirhen:Mitglied. 


— 
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Wichtig aber iſt dieſe verdeutlichte Unterſcheidung, in» 
wiefern der Regent als erſtes Kirchen⸗Mitglied, ſtatt der 
Gemeinden, dergleichen Mandatarien ihrer Pflichten und 
Rechte aufſtellt. Denn ſofort folgt daraus, daß, wenn 
er nicht ſelbſt Mitglied der Confeſſion iſt, uͤber die Auf— 
ſtellung der die Gemeinden vertretenden Kirchen-Raͤthe 
eine andere Einrichtung, ein beſtimmt von den Gemeinden 
ausgehendes Mandat fuͤr die in ihrem Namen wirkenden 
Kirchen-Raͤthe, durch die Natur der Sache gefordert wird, 
weil ein Anders »Meberzeugter, auch als Regent, unmöy 
lich ftatt meiner ein Mandat geben kann. Auch folgt fers 
ner auf jeden Fall, daß den Gemeinden eine rechtliche 
Möglichkeit offen feyn müffe, ihre Zufriedenheit oder Defls 
derien in Beziehung auf die Ausübung des präfumtiv ges 
billigten Mandats fund und geltend zu maden. 

Da nun dieſes legtere in der unirten evangelifchen 
Kirde Badens dur die Einführung von Didcefan» und 
General: Synoden als felbfterwählten Sprechern und Stell» 





„Die Kirchen:Berfafjung jener Unferer Lande, welche zu ber 
unveränderten Augsburgifchen Gonfeffion ſich halten, erhielt ihre 
Ausbildung von der Reformation an nad) und nad), ſowohl durd 
mehrere einzelne Berorbnungen , bie zum Theil noch vorhanden, 
zum Theil durch die mancherlei Schidfale Unferer Landes: Ardive 
verloren gegangen find, als aud) durch ein Herfommen, bas all: 
mählich unter Autorifation und Billigung Unferer Vorfahrer in 
ber Regierung zu Stand gekommen ift. Won den noch vorhandes 
nen Verordnungen find Hauptftüde: Die Kirchen Ordnung vom 
Sahr 1556, welche indeflen mehrmals erneuert worden ift, die 
daraus genommene Eheordnung vom Jahr 1581, weldye alsdann 
mit einigen Aenberungen in Unfer Durlachiſches Landrecht vom 
Jahr 1622 aufgenommen ward, fodann die Gonformitäts = Drds 
nung Markgrafen Georg Friedrichs vom 15. Juni 1607. Das 
Beftimmtere Über deren Anwendung, und das dabei zu beobadh= 
tende Verfahren Unferes Kirchenraths auch Kirchen- und Ehege— 
richts enthält die Kirchenraths= Inftruction Unferes Anberrn des 
Markgrafen Friederich des Fünften vom Jahr 1629, welche zugleich 
als zufammengefaßte Darftellung des im Entſcheidjahr beftandenen 
Verhältniſſes der geiftlichen Gewalt und der Kirchen-Grundſätze in 
Unfern evangelifchen Landen ein für diefe Unfere Landes: Kirche 
wichtiges Document ausmadt, Wir finden baher auch Urſache 
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vertretern aller ſolchen Gemeinden bes Landes, 1821 gefeb» 
lich möglich gemacht worden ift, fo war es zugleich den 
Umftänden gemäß, aud dem, was indeß das „„vornehms 
fie Kirden » Mitglied‘ in der Fuͤrſorge für das ges 
meinfchaftlich » nöthige der Kirchen -Leitung ex consensu 
praesumto zu ordnen pflegte, einen fürmlicen Nedtstitel 
zu gewähren, wie dieſes dur Anerkennung (nicht des 
Regenten als folden, fondern) des vornebmften Kir: 
ben-Mitgliedes, als Episkopen der evangeli- 
ſchen unirten Landeskirche geſchehen iftl. Der 
förmlih ausgefprodhene Rechtstitel gibt die Gewähr, daß 
weder zu wenig noch mebr, ald aus demfelben zu folgern 
ift, geſchehen ſolle und dürfe, was bey einer bloß präfums 
tiven Einftimmung immer fehr im Dunkeln bliebe, 


alle gedachte Urkunden in Anfehung ber barinn liegenden Grunds 
züge und der dadurch beftimmten Recdhtöverhältniffe ald unabäns 
derlihe Norm anmit wiederholt zu erneuern und "zu beftätigen, 
Inzwiſchen hat die Aenderung der politifhen Weltlage und ber 
Denkungsart der Menſchen in der Ausbildung der barinn liegen» 
den wefentlichen Grundzüge und in ihrer Anwendung, gar manche 
Mobpification und veränderte Beftimmung nothwendig gemacht, 
wenn dadurch der nemliche Zweck, der bamals bie Beftimmung gab, 
und der noch jest unverändert fortdauert, erreicht werben folle: 
nebfidem erfordert die feitherige weitere Entwidiung Unferes pros 
teftantifchen Lehrbegriffd und der dadurch geleiteten Kirchen = Polis 
zey, fo wie die ihr zur Seite gegangene falfche Aufklärung und 
deren immer bedenklicher werdender Erfolg abermals fo mandher: 
ley neue ober veränderte Vorfchriften und Vorſichtsregeln, daß 
Wir vor unumgänglicy nöthig anfehen, Unferem Gonfiftorio, eben 
fo wie für Unfere übrige Dicafterien und Dienftitellen zum Theil 
ſchon gefchehen, zum Theil veranftaltet ift, eine erneuerte Ge— 
Ihäfts = Anmweifung zu geben. 

Diefem zufolge verkünden Wir anmit Kraft derjenigen Kirchen⸗ 
Gewalt, die Uns als evangelifchem Regenten und erften Mit: 
glied der evangelifhen Kirche Unferer Lande zufteht, 
Unferen zum Kirchenraths- auch Kirchen: und Ehegerichts- Gol: 
legio verorbneten Präfidenten, Director, geiftlih= und weltlichen 
Räthen und Affefforen, in Bezug auf bie au ihrem Wirkungsfreis 
gehörige kirchlichen oder fogenannten geiftlichen Regiments» Sadıen 
Unferer der Augsburgifchen Eonfeffion zugethanen Lande und Ge: 
meinden Unfern Willen zu ihrer Maaßnahme und Nachachtung.“ 
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Die Badifche Unionss» Urkunde (Beil. B. Kirchen » Ber» 
faffung) refervirt fih im $.1, daß fie nur in Epriftus dem 
Herrn, das Haupt feiner großen Gemeinde verehre 
und (nicht etwa die Bibel in allen ihren Beſtandtheilen, 
fondern) in der heil. Schrift die von aller menſchlichen 
Auctorität Calfo von alter und neuer exegetiſcher und dog» 
matiſcher Tradition) unabhängige Norm des driftlicden 
Ctheoretifhen und praktiſchen) Glaubens erkenne. 

Das ausdrüdliche Auffteigen zu einem folden unficdr 
baren Haupt als deal ift, richtig verfianden, von wid 
figer Bedeutung. Es fagt nit nur, wie jede, einer be 
ftiimmten Zeit angemeffene Gefeggebung, nad melden ge 
gebenen Sägen die fihtbaren Stellvertreter des Unfihtbaren 
regieren follen und dürfen. Das deal felbft waͤchſt und 
wird reiner, je umfaffender und berichtigter Spätere es den» 
fen können, In ihm ift alfo eine immerwäbrende 
Eorrection der Gefeggebung vorbehalten, wie bei 
Mofe, da Er fein Volk den höcften Gott, alfo den rechts 
wollendften Geift, zum König zu wählen veranlafte, nicht 
nur der Priefterfchaft, weldhe im Namen des Unfihtbaren 
deſſen Reich zunaͤchſt verwirklichen follte, für jene Zeit ge 
fagt war, daß fie nur gotteswürdig regieren dürfte. Auch 
in jeder folgenden Zeit durfte deßwegen ein jeder, welder 
etwas Erhabeneres oder mehr Wohlthätiges anerfennbar 
maden konnte, mit ‚‚propbetifcher‘’ DBegeifterung auftre 
ten und fagen: Ihr habt nur nach dem, was Gott mwols 
len kann, zu regieren. Jetzt aber ift Elar, Daß dieß und 
Das, nach der deutlicher gewordenen dee des Vollkomme— 
nen, nicht von Gott gewollt feyn fann. Nur das jegt ans 
erfennbare deal des unfihtbaren Willens aber iſt's, was 
Ihr zu verwirklichen habt u. ſ. w. 

Die wohlbedachte Theofratie in der Kirche führt, wenn 
fie nicht von der menſchlichen Hierarchie durch Gewalt und 
Lift gehindert wird, um fo gemiffer zu denen der menſch— 
lihen Denf£raft parallelen Verbefferungen,, da in den Kir— 
hen ohnehin nicht ÄAuffere Vortheile, fondern moralıfde 
Ueberzeugungen der Maufftab des Wollens und Wirkens 
feyn follen. 
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Die badiſche Unions/Urkunde⸗ wendet ſich, nachdem fie 
im- Uebrigen des 6. 1 die Pichten- und. Rechte: jwifchen 
Staats » Oberhaupt ‘und, der: unirten . Kirchen ⸗Geſellſchaft 
ausfuͤhrlicher angedeutet bat, erſt im . 2 zu der deſto deut⸗ 
licher unterſcheidbaren Anerkennung, daß „ſie in dem (NB.) 
an evangeliihen Regenten des Staats und zugleich ihren 
„öberften (?) Landes. Biſchoff, der alletcaus beiden. Eigen⸗ 
„ſchaften fließenden Rechte circa rausuͤbe, Deep 
„ten flaatss umd Eirhenregtiiden VBereinis 
usungspunft findest) | 1 tal Hın! S- seun® 
Dieſe Faſſung des doppelten Verhaͤltniſſes fagt, fo viel 
wir einſehen, etwas Ueberflüffiges;- indem; ſie von einem 
— — — — I 7 * 
*) Da im Fach der Geſetgebung foviel auf die ipsa verba ankoumt/ 
— lo geben wie Hier die Erklärung der: badiſchen Kirchen = unione- 
Urkunde (1821) wortlich - .;- 13T NER TIrur Sie og 
Ä 7 ‚madı Beilage: Bi Licchen z Berfaffung: , 14h 
$, 1. Die ‚Proteftantifche- Kirche Im ‚Großherzogtum Baben,, 
in,mbie.Äin Chriftus dbem.Herrn. das Haupt feiner großen 
- Gemeinde verehrt, und in der heiligen Schrift die 
vom aller menſchlichen Autorität ung —* Norm 
bes chriſtlichen Glaubens ettennt, Hat als äußere Ger 
0% meinfcaft die Rechte des’ Staats Oberhauptes? zu erkennen ind 
q;u verehten, in beten Gemäßpeit daſſelbe! hicht aut don” allen ih 
nen Werhandlungen , Beſchtüſſen und Anorduſungen⸗ ſenntniß zu 
xehmen, ſondern auch den ſelben, auf dem aerfaffunge mãßigen es 
—* gen die zu ihrer Vollziehung erforderliche, Genehmigung zu „ertheis 
len, oder wenn und inſofern fie mit dem Staatswohl nicht. ver: 
einbarlich wären, zu verfägen hat3 dagegen’ kann fie aber aud, 
eetrwarten, daß der‘ Staat die zu feinem Wohl ebenfo unentbehr- 
6 uche als gedeihliche Wirkſamkeit der Kirche in feinen Eräftigen 
Schutz nehmen und beftens wahren und: fordern werde, ı Bm 
«8. 2, Mähren fie alſo in fich feiber. ei organiſches Ganzes 
bildet, das, von ſeinen urbeſtandtheilen ausgehend, bie vereinzelte 
Wirkſamkeit derſelben in immer ‚größere umfaffendere Kreife ‚vers 
einigt, und bei jedem Schritte die verhällnißmäßige Staats; Auf- 
"TER ht und Mitwirkung in fi) aufrimmt‘,'' findet’ fie in dem fvan- 
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geliſchen Regenten des Staats und zugleich inter oberften Andi: 
Biſchoffe, der alle aus beiden Gigenfchaften: fließenden Rechte tirca ’ 

aera ausübt, den legten ftaatg= und Eirchenzechtlichen . Vereini⸗ 

oungspunkt. | ee ariugeigi 
VI Band. 2, Heft, 21 
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eiberftien Laudes⸗Biſchoffe ſpricht/ dr’ doch nur Eis 
nen diefer Art im Lande‘ gebent kann. Denn würden 
auch mehrere, iſtatt Ber Beuennung General⸗ Superintenden⸗ 
ten, mit der Fit. Buſchoffe bezeichnet, fo ſtuͤnden ſie doch 
nicht mit: dem⸗ welilichen Epiſeopus der geſammten“ evan⸗ 
geliſchen Landes⸗Kirche rt derſelben Kategotie. Doch be— 
ne ee Hauptſache 

Beſtim mter athibemerkt werden / dag) ſd wieder: Dis 
Br Wgefaßth iſt ze es ſcheinen Fr) wie wenn diefer 
Landes-Biſchoff ſchon zugleich mit denn Landes /Negenten, 
ſeit er evangeiiſchriſth deutlich geducht’demefen wäre Den 
noch iſt ne: fattifchf Sag ’aud, wenn Karl Friedrich kirch 
lihe Verordnungen feftftelte, Er fih dabei nicht als Bi- 
ſchaff, ſondern als. »,arites.Mitgliedibersevangelifchen Kirche 
ſeines Landes betrachtete, ibeffen fuͤrſorgliche Einrich⸗ 
tungen alsdann von dem Regenten, äals einem Evangeli⸗ 
ſchen, :getehmiiguscnd ſanctienirt würden. ©. feine treff 
Ip Kirchenraths 7 hen vonGten Fuli 1797. 

1 Bas Ma BRrdüß hl an —9 Mic möglis 

d eıden, Daß bie 

ie Di ii Ba, Se NN Regenten als 
Soldem (ba, Bi iR Kirchen Mitglied ſeyn Fönnte) 
nur .in.dem matinirten; Veto gegen alles⸗Staat swi dri ge hr 
ſtehen wuͤrde⸗ heimischen der Grundfagt/der Regent vl 
gegen jede‘ — ——— Coder, wie 
man energiſcher en pſt⸗gronals gene" hat Er feine 
( Kirihen⸗) — pprgktiſch welche⸗ leicht gefchieht, 
mißfannt keiirdeygiftudie beſtimmtere Anterſcheidung von 
Folgen, welche nicht⸗ verausgeſehen zu haben, ‚viele Reue 
nach fich ziehen aeg rer ans den me. Run 

‚Die vor: Kargemꝰbeendigte⸗ jwelte Seueral Eynode von 
1834 Hat Hierttuf, ohne ehrt unzeitiges Aufſehen fu machen, 
vorſichtig —*8 e Bom, ‚Regenten .. er, felbft, wenn 
Er Mobamedaner, w Yen. wuͤrde hey der General⸗Synode 
ein Commiſſorius, HPrincipis gegenwaͤrtig ſeyn koͤnnen, um 
Staatswidrigesabzuhalten. Zt der Regent zugleich erſtes 
Kirchen⸗Mitglied, ſo könnte Er, wenn Er will, der durch 
die Generals Synode repräfentirten Landes» Kirche Präfı 
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diren. Er kann alſo au den Commiſſarius, ke er 
als Regent ſchickt, ſtatt Seiner. präfiditen laſſen. 27 
Art dieſen jetzt und ohne Zweifel noch lange ** 
der Fall hat die General ⸗Synodẽ von isei weni, * 
ſie im gg Bir B. die Faſſung annahm: | 
zer —— ganzen General⸗Synoͤde präfkdim ein * 
nah nhespertlicher Edmmiffatius. "u m: 
vr Ag überfah aber dodurch doch, daß der Somichiffartine 
auch von einem nicht »evangelifhen Regenten kommenkoͤunte, 
welch er zwar die’ repraͤſentirte Kirche, um Schatswidriges 
zu verhuͤten, ju beauffügtigen habe, aber nicht ihr Os 
fchaͤfts fuͤhret ſeyn könne? -Die General) Sonede ‚von 1834 
Hat auf die Berichtigung hngetragen;, daß 
nd der ylandesfürktihe” Commiſſarius u dann 
praßid ire, werner zugleich den Negenten (als 
u: —* evangeliſchen Landes-Biſthoff zu vortreten habe. 
Man ſieht auch aus dieſem WBeiſpibi, wie wenig, lei⸗ 
der, das proteſtantiſche Kirchenrecht für Jetzt durchgearbet⸗ 
tet und in's Klare geſtellt iſt. Zn mehreren Länder, wo 
der Regent wicht» evangeliſthiſt, dauert doch das Vorure 
theil fort, wie wenn die proteſtuntiſchen Körchen ih dem 
Landes⸗Regenten als Solchem ihren Biſchoff Härten, tik 
wenn alſo auch ihre Kirchen-Conſiſtorien nicht bloß unter 
feinem Veto in ſtaatswidrigen Dingen, ohberh in’ Allem, 
was das DBefondere ihrer kirchlichen Geſellſchaft (sacra und 
circa sacra) betrifft, unter ihm, und in feinem Namen 
unter dem Gultminifter, wenn er gleich weder evangelifch 
no& Theolog ift, ſtehen müßten. In allen proteftantifch 
deutfhen Ländern ift wenigſtens der Begriff, wie wenn der 
evangelifhe Regent zugleich Bifchoff wäre, factifch gangbar, 
ohne daß feine Rechtsquelle nachgewieſen if. Sie befteht 
darin, daß das erfte Kirchen» Mitglied der unbehülflichen 
Corporation nachhalf, und dazu feine Einheit mit dem 
Landes» Regenten benugte. Die aus Lutheranern und Res 
formirten unirte badifhe Kirhe hat wohl daran gethan, 
bei ihrer Pyramide von Presbyterien, Specials und Ges 
neral- Eynoden ihr erfies Mitglied beftimmt als die alles 
vereinigende Spige, ols oberften Auffeher aller, als Epi- 
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feopus, anzuerkennen, ba bie Confiftorien nicht Gefege 
geben, fondern nur zu vollziehen. Haben. 

Mber auch jetzt ift ed hier und für jeden ähnlichen Staat 
eine wichtige Aufgabe, daß zum Voraus die aus Theorie 
und Gewohnheit, aus juridiſchen und theologiſchen Anſich⸗ 
ten, ſich nur verwidelt barftelende Unterfuhung: Welche 
Dflihten und Rechte bie Idee eines evangelifhen Lan 
des »Bifchoffes in ſich (ließe? nach allen Seiten in’s Klare 
geſetz werden. folte. 

Schon die Einfiht iſt wite, daß die Anerkennung 
des erſten Kirchen: Mitgliedes als Präfidenten der Kirchen; 
Repräfentation Cs Generals Epnode) und als evangelifhen 
Biſchoffs ein freier Act der unirten. Gefammt : Kirche ill, 
alſo aud:’ceffizen würde, wenn die Erfüllung ber damit 
nach der Ratur der Sache verbundenen Pflihtem .ceffirten. 
Im Einzelnen wäre ferner. etwa möglich, daß unter dem 
Zitel des evangelifhen Landes» Bifchoffs einiges verſucht 
würde, was felbft der katholiſche, theologiſch unterrichtete 
Biſchoff nit thun darf, z. B. das Kirchen» Ritual zu in 
dern u. dgl. Wie wuͤnſchenswerth demnach iſt eine allen 
Befionderpeiten vorangehende aͤchtrechtliche Entwidlung ber 
leitenden Idee ſelbſt! 


Heidelberg, I3ten October 1834. 
BR G. K. N. Dr. Paulus. 
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